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Geleitwort.

Als das iiArcfaiv" vor nunmehr einem halben Mensdienalter

ins Leben trat, Übte es, besondexs auf uns Jüngere, eine aufier-

ordentliche Anziehungskraft aus. Daß diese Empfindung tatsächlich

in weiten Kreisen geteilt wurde, zeigte der Erfolg des „Archivs",

das «ch — obwohl von einem „Außenseiter" herausgegeben und
neben alte und bewährte Zeitschriften unseres Faches tretend, —
doch binnen kurzem eine angesehene wissenschaftliche Stellung

und einen immerhin beachtenswerten P'influß auf das praktische

sozialpolitisclic Streben zu erobern \'erniochte. W'ic kam das?

Wenn wir diese I'^raj^e mit dem Hinweis auf das Herausgebertalent

des Bej^ründers der Zeitschrift beantworten wollten, so wäre damit

eine befriedigende Erklärung noch nicht gegeben. Denn so zweifellos

dieses Talent war, so konnte es sich doch nur darin äußern, daß

CS die Eigenart des „Archivs" bestimmte. Und es drängt sich uns

die andere Frage auf: worin diese Eigenart bestand?

VfB! man ihr gerecht werden, so wird man vor allem fest-

stellen müssen, dafi es in gewisser Hinsicht einen neuen Typus in

der sozialwissenschaftlichen Zeitschriftenliteratur gesdiaffen hat oder

XU schaffen wenigstens beabsichtigte. Das „Archiv" wurde als eine

nSpczialzeitschrift" gegründet: Die „Spezialität*', die es pflt^n

soÜte, war die „Arbdterfrage" im weitesten Verstände.

Die MArbeiterfrage" hatten nun auch vorher schon zahlreiche

Zeitschriften in Deutschland und im Auslande gepflegt« aber der

Schritt, den das „Archiv" über seine Vorgänger hinaustat, war der,

daß es die mit dem Namen der „Arbeiterfrage" bezeichneten Pro-

bleme in einen allgemeinsten Zusammenhang stellte, daß es die

„Arbeiterfrage" in ihrer Kulturbcdeutung erfaßte, als den

Archhr für SosialwiHciMclwfIt u, SuuJpolhik. 1. (A. f. los. G. a. St. XIX.} i. ^
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äußerlicli am deutlichsten wahrnehinbaren Ausdruck eines viel

grötieren trschcinungskomplexes : des grundstürzenden Uinf^estnl-

tungsprozesscs, den unser Wirtschaftsleben und damit unser Kultur-

dasein überhaupt durch das X'^ordringen des Kapitahsnuis erlebten.

Den aus dieser weltgeschichtlichen Tatsache sich crirebenden prak-

tischen Problemen die Dienste der Wissenschaft zur \'crfügung zu

stellen, sollte die Auf^^abe der neuen Zeitschnlt Inlden. Damit aber

war im wesentlichen die Kigeiurt des „Archivs" bestimmt.

Die neue Zeitschrift wurde eine ,,Spezialzeitschrift" nicht dem
Stoffe nach (wie etwa das Mpinafizarchiv^X sondern dem GresichtS'

punkte nach. Als ihr Arbeitsgebiet ergab sich die Behandlung

aller Phänomene des wirtschaftlichen und gesamt-gesellschaMichen

Lebens unter dem Gesichtspunkt der Revolutionierung durch den

Kapitalismus, wobei naturgemäfi die Wirkungen der sich voll-

ziehenden Neugestaltungen auf die Lage der arbeitenden Klassen

und die Rückwirkungen, die von diesen selbst oder von der Ge«

setzgebung ausgingen, in erster Linie Berücksichtigung finden

mußten.

Wenn die neue Zeitschrift das vieldeutige und oft miß'

brauchte Wort „sozial" im Wappen führte, so geschah dies an-

gesichts der eigenartigen Problemstellung ganz zu recht, voraus-

gesetzt, daß man das Wort „sozial" in dem scharf umf:fren7tcn

Sinne gebraucht, der allein die trewähr der Eindeutigkeit und

Präzision enthält In diesem Sinne bedeutet auch dies Wort nicht

sowohl die Abgrenzung eines bestimmten Kreises von Phäno-

menen , als vielmehr den Gesichtspunkt, unter dem die Er-

scheinungen des wirtschaftlichen, wie die des übrigen gesellschaft-

lichen Lebens bcUachtct werden: das ist die Ausrichtung aller öko-

nomischen Einzelphänomene auf ein bestimmtes Wirtscliaftssystem,

also ihre Betrachtung unter dem Gesichtpunkte der historischen Be-

dingtheit; das ist die Aufdeckung der ursachlichen Zusammenhänge
zwischen der wirtschaftlichen Entwiddung und allen übrigen gesell-

schaftlichen Erscheinungen: beides unter bewufiter Beschränkung

auf die Gegenwart, das heiftt die durch das Vordringen des Kapi-

talismus gekennzeichnete Geschichtsepoche,

Die eigenartige Problemstellung des „Archivs" brachte andere

Eigenarten von selbst mit sich. Offenbar mußte die Zeitschrift,

wenn sie ihre Aufgabe erfüllen wollte, ohne alle Rücksicht auf

nationale Schranken den Kapitalismus überall dort aufsuchen, wo
er sich fand. Von Anfang an wurden deshalb samtliche Länder
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Gddtwort.

mit kapitalistischer Entwicklung in die Beobachtung einbezogen.

Diese sjrstematische Ausdehnung auf ein räumlich möglichst weites

Gebiet verlieh dem „Archiv", in stärkerem Maße als anderen Organen

dieses Faches, einen „internationalen" Charakter. Die sachliche

InternationaUtät wurde aus praktischen Gründen von selbst zu einer

persönlichen Intcrnatlonalitat. Der Mitarbeiterkreis umfaßte von

den ersten Meften an die gcsanitc Kulturwclt, teilweise sogar unter

auffalliger Bevorzugung des Auslandes.

Weil aber der wissenschaftliche Charakter der Zeitschrift

von vornherein betont wurde (mag sein, daß daneben die Person

des Begründers von starkem Einfluli war), so rekrutierten sich die

Mitarbeiter von Anfang an nicht nur aus aller Herren Länder, sondern

auch aus aller Parteien Lager. Das „Archiv" war nicht nur inter-

national, sondern auch die erste wirklich „interfraktionelle" Zeit-

sdirift unsores Faches. —
Das „Archiv" hatte nun als eines seiner vornehmsten Arbeitsge-

biete von Anfang an, neben der rein wissenschaftlichen Erkenntnis

der Tatsachen, sich die kritische Verfolgung des Ganges der Ge-

setzgebung zur Aufgabe gemacht In diese praktisch-kritische
Arbeit aber spielen unvermeidlich Werturteile hinein, es wird neben

der SozialWissenschaft wenigstens dem Ergebnis nach auch Sozial-

polltik getrieben, und es entsteht die Frage: Hatte das „Archiv"

bei dieser „praktischen" Kritik auch eine bestimmte „Tendenz**,

d. h. vertraten die maßgebenden Mitarbeiter einen bestimmten

„sozialpolitischen" Standpunkt? vereinigte sie, abgesehen von ihren

gemeinsamen wissenschaftlichen Interessen, auch ein gewisses Maß
übereinstimmender Ideale oder doch grundsätzlicher Gesichtspunkte,

aus denen praktische Maximen ableitbar waren ?

Das war in der Fat der l'all, und in gewissem Sinn beruhte

gerade auf diesem einheitlichen ( "harakter der Erfolg der Zeitschrift.

Deshalb nämlich, weil diese j>raktische „Tendenz" in den ent-

scheidenden Punkten nichts anderes als das Resultat bestininiter

Einsichten in die historische sozialj-olitische Situation war, mit

der gerechnet werden uiuÖte. Sie war, mit anderen Worten, be-

gründet in gemeinsamen theoretischen Anschauungen über die

tatsachlichen Voraussetzungen, von denen bei jedem Versuch

praktischer sozialpolitischer Arbeit, bei der nun einmal unabänderlich

gegebenen historischen Lage, ausgeganj^en werden müsse. Sie be-

ruhte also auf Oberzeugungen, die von persönlichen Wünschen

ganz und gar unabhängig waren. Diese Einsichten, aus denen

üiyiiizeü by Google
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sich die „Tendenz" der Zeitschrift ergab, betrafen vomehmltch

folgende Punkte:

1. daß der Kapitalismus ein nicht mehr aus der Welt zu

scIiafTcndcs , also schlechthin hinzunehmendes Ergebnis der ge-

schichtlichen Entwicklung sei, hinter das zurück , zu den patriar-

chalen Grundlagen der alten Gesellschaft, heute kein Weg mehr fuhrt;

2. daß daher die alten Formen der ^gesellschaftlichen Ord-

nunc^en, die jenen patriarchalen Grundlagen entsprochen hatten, ob

wir es nun wünschen oder nicht, neuen Platz machen werden, die

den veränderten Bedingungen des Wirtschaftslebens sich anzuixissen

vermötjcn. Daraus eri^'ab sich insbesondere, daß die Kin'^liederunLif

des Proletariats, nachdem dies als Klasse durch den Kai)italismiis

einmal geschaffen und zum Bewußtsein seiner hiblorischeii Eigenart

gelangt war, in die Kulturgemeinschaft der modernen Staaten als

neues selbständiges Element, ein unabweisUches Problem aller Staat-

liehen Politik geworden sei;

3. dafi die gesellsdiaftliche Neugestaltung, soweit sie die Form
gesetzgeberischer Eingriffe annehmen will, nur das Et^bnis einer

schrittweisen, „otganischen" Umbildung historisch überkommener

Zustände und Einrichtungen sein könne, bei der die Mithilfe der

wissenschaftlichen Erkenntnis der historisch gegebenen Ls^e nicht

zu entbehren sei

Diese Grundanschauungen sind auch den neuen Herausgebern

des „Archivs" gemeinsam. Wenn dies hier ausdrücklich au^c-

sprochen wird, so bedeutet das natürlich nicht etwa, daß diese

Ansichten in den Spalten unserer Zeitschrift außerhalb oder ober-

halb der Kritik stehen werden. Sondern es besni^t lediglich , dal",

w^ i r bei der praktischen Kritik, welche in der Zeitschrift neben

der wissenschaftlichen Arbeit zur Aussprache ;^'elanc(t , durch jene

Einsicliteii i^cleitet sind, imd daß wir uns mit den bisherigen Mit-

arbeitern des ..Archiv's" tiarin einig wissen. Soweit im „Archiv"

überhaupt So/.ial p o 1 i t i k getrieben wird, wird dies auch künftig

„Realpolitik" auf dem Boden des nun einmal unabänderlici» Ge-

gebenen sein.

Die neuen Herausgeber sind nun aber der Überzeugung, daß

die heutige Lage, gegenüber der Art wie das „Archiv" in den

ersten Jahren seines Bestehens seiner Au%abe gerecht zu werden

suchte, eine Änderung in doppelter Hinsicht erfordert, und beab-

sichtigen, dieser veränderten Situation bei der Gestaltung der Zeit-

schrift Rechnung zu tragen.
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Geleitwort.

Zunächst muß heute das Arbeitsgebiet des „Archivs", was bisher

nur tastend und von Fall zu Fall geschah, grundsätzlich erweitert

werden. Unsere Zeitschrift wird heute die historische und theo-

retische Erkenntnis der allgemeinen Kulturbedeutnng der
kapitalistischen Entwicklung als dasjenige wissenschaftliche

Problem ansehen müssen, in dessen Dienst sie steht, l^nd gerade

weil sie selbst von einem durchaus spezifischen Gesichtspunkt

ausgeht und aus^rclien muß: dem der ökonomischen Bedingtheit

der Kulturersclieinungcn , kann sie nicht umhin, sich in engem
Kontakt mit den NachbardiszipHncn der allj^'emeinen Staatslehre,

der Rechtspiiilosophie. der .Sozialethik, mit den sozial psychologischen

und den gewöhnlich unter dem Namen Soziologie zu.sammcugefaßten

Untersuchungen zu halten. Wir werden die wissenschaftliche Be-

wegung auf diesen Gebieten namentlich in unseren systematischen

Literaturübersichten eingehend verfolgen. Wir werden besondere

Aufmerksamkeit denjenigen Problemen zuwenden müssen, die ge-

wohnlich als sozialanthropologische bezeichnet werden, den Fragen

also nach der Rückwirkung der ökonomischen Verhältnisse auf die

Gestaltung der Rassenauslese einerseits, nach der Beeinflussung des

ökonomischen Daseinskampfes und der ökonomischen Institutionen

durch ererbte physische und psychische Qualitäten andererseits.

Dazu, daß der dilettantische Charakter, den die Behandlung dieser

Grenzfragen zwischen Biologie und SozialWissenschaft bisher an sich

trug, in Zukunft überwunden werde, möchten auch wir unseren

Teil beitragen.

Die zweite Änderung betrifit eine Verschiebung in der Form
der BehandlunL,'-.

Als das „Archiv" begründet wurde, schwebte dem 1 icrausgeher

als wichtigste Aufgabe, die es zu eriüllen haben sollte, die Matertal-

sammiung vor. Und dem lag zweifellos ein für jene Zeil durch-

aus richtiger Gedanke zu;^aunde: es müsse ein Organ geschahen

werden, das die zerstreuten sozialst, itislischen Daten, ebenso wie

die sich immer mehr häufenden sozialen Gesetze sammelte und in

übersichtlicher Anordnung veröffentlichte. Das war für Wissen-

schaft und Praxis damals das erste und dringendste Bedürfnis, denn

ein derartiges Sammelorgan fehlte. Aber unsere Zeit schreitet rasch

weiter. Seit der Begründung des „Archivs" im Jahre 1888 sind fast

ein Dutzend Zdtscfariften ins Leben getreten, deren ausschliedliche

Funktion jene Materialsammlung ist. Vor allem haben die Re-

gierungen fast aller Kulturländer amtliche Organe zur Veröffentlichung

biyUizeü by LjOO<^iC
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sozialstatistischer Tatsachen geschaffen : England die I^bour Gazette

(seit 18931, Frankreich das Bulletin de l'office du Travail iscit iSg.fX

Belgien die Revue du Travail (seil i8(y)), nsierrcich die Su/.ialc

Rundschau (seit uy^X)), Deutschland das Reichsarbeilsblatt (seit 19031.

Daneben besitzen die meisten linder private Sammlunpfen : Deutsch-

land die Soziale Praxis (seit 1892), den Arbeitsmarkt (seit 1S97),

Frankreich die „Questions pratiques de le^Mslation ouvriere" (seit

1900) usw. Und für eine fast lückenlose X'crüttcntlichung des ge-

setzgeberischen Materials sorgen dos Bulletin der Internationalen

Vereinigung für gesetzlichen Arbeiterschutz (seit 1902), das Annuaire

de la Legislation du Travail (publik par rOffi(% du Travail de

Belgique, seit 1897) und wiederum andere.

Damit ist die Situation vollständig verändert. Auf der einen

Seite entlallt das Bedürfiiis, neben jenen mit reichen Mitteln aus>

gestatteten und vorzüglich arbeitenden Blättern, eine Wissenschaft-

liehe Zeitschrift wie das „Archiv*' in den Dienst der reinen Stoff«

Sammlung zu stellen. Wir werden — was übrigens schon bisher

in zunehmendem Mafie geschehen ist — die sozialstatistischen
Beridite einschränken und den wörtlichen Abdruck der Gesetzes*

texte, die bisher einen breiten Raum einnahmen, zugunsten ein-

gehender kritischer Referate über Sinn und Bedeutung der

Gesetze und ganz besonders der Gesetzes- Entwürfe, vielfach

verkür/cn können. Auf der anderen Seite ist eine wichtige Auf-

'^'abe neu erwacli r f : den ins Grenzenlose anwachsenden und in

den L^enannten Sanunelori^anen aufgespeicherten Stoff durch wissen-

sciiattliche Synthese j^lciciisam zu beseelen. Dem Hunger nach

sozialen Tatsachen, der noch vor einem halben Measchenalter die

Besten erlulite, ist, mit dem Wiedel erwachen des philosophi-

schen hiteresses ülicrhaupt, aucli ein I-iunL,'cr nacii sozialen I lieorien

gefolgt, den nach Kräften zu befriedigen eine der künftigen 1 laupt-

aufgaben des „Archivs" bilden wird. Wir werden sowolil die Er-

örterung sonaler Probleme unter philosophischen Gesichts-

punkten im wesentlich verstärkten Mafie zu berücksichtigen haben,

wie die im engeren Sinn „Theorie" genannte Form der Forschung

auf unserem Spezialgebiet: die Bildung klarer Begriffe. Denn soweit

wir von der Meinung entfernt sind, daß es gelte, den Reichtum des

historischen Lebens in Formeln zu zwängen, so entschieden sind wir

davon überzeugt, dafi nur klare eindeutige Begriffe, einer Forschung,

welche die spezifische Bedeutung sozialer Kulturerscheinungen er-

gründen will, die Wege ebnen.
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Kein Organ aber würde heute die soziale Theorie in einer den

Anforderungen strenger Wissenschaftlichkeit entsprechenden Weise

pflegen können, das sich nicht durch erkenntniskritisch-methodo-

logische Erörterunpfen über das Verhältnis zwischen den theoreti-

schen Rcc^rififsii^ebildcn und der Wirklichkeit auch grundsätz-
lirhc Klarheit schallt. Wir werden daher die wissenschaftliche

Arbeit der Erkenntniskritik und Methodenlehre ständig verfolgen,

l'iid indem wir die Neue Folge des „Archivs" mit einem Aufsatz

eines der Herausgeber eröffnen, der in ausfuhrlicher Weise diese

Probleme behandelt, wollen wir unsere Absicht bekunden, uns au

diesen prinzipiellen Erörterungen auch unsererseits dauernd zu be-

teiligen.

Die Herausgeber.
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Versuch einer Systematik der Wirtschaftskrisen»

Von

WERNER SOMBÄRT.

T.

Daß wir mit dem Worte „Krisis" die Vorstellung einer „Störung

des Wirtschaftslebens" verbinden , dürfte von niemand bestritten

werden. Will man nun aber auch den HctjritY der „VVirtschafts-

krisis" so allgemein fassen wie irgend möi^fjicli — um zunächst

einmal alles einzubegreifen , was jemals als Krisis angcsprorhen

uorden ist — , so ist es doch nicht möcrlich, Krisis etwa mit

„Störung im \\'irtschaftsleben" schlechtluu zu identifizieren. Es

kann niemandem einfallen, von einer Krisis zu sprechen, wenn eine

F^rik abbrennt oder die überseeische Tost sich um einen Tag

verspätet oder ein Wechsel protestiert wird oder ein Geschäft mit

Verlust abgeschlossen wird oder das Kleingdd iiir die Lohnaus-

zahlung am Sonnabend fehlt oder dem Kaufmann eine Sendung
Apfelsinen faul wird* Und doch kann nicht bezweifelt werden,

daß alle diese Vorkommnisse und ähnliche, deren jeder Tag
tausend und abertausend bringt, „ökonomische Störungen" sind.

Ich denke, was stets vorhanden sein mufi, um innerhalb der

ununterbrochen sich einstellenden wirtschaftlichen „Störungen" einen

SonderbegrifT „Krisen" abzugrenzen, ist zweierlei

:

X. eine Gefahrdung der wirtschaftlichen Existenz;

2. eine Massenerscheinung.

Es muß die Gefährdung der wirtschaftlichen Exi-
stenz in Frage stehen, wenn wir, selbst im allerweitesten Sinne

von einer ,, Krisis" sprechen wollen : der v;irtschaftlichen Existenz,

die nur dann gcsiclurt ist, wenn während einer Rechnungsperiode

ArcUv fnr Sozialwisseoachaft u. Sociatpotittk. I. (A. f. so«. C. u. St. XIX.) i> '
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2 Werner Sombart,

Ausgabe und Einnahme einer Wirtschaft sich im Gleich;::^e\vicht be-

finden oder die Einnahiuea die Ausgaben überflü^ehi. \ho muß es

sich um Störung dieses Gleichgewichts zwischen Ausgaben und Kin-

nahmen der einzelnen Wirtschaft handeln. Tritt diese nicht ein, so

kann „gestört" werden was immer will: es kommt zu keiner »»Krisis**.

Es mag die Warenzirkulation nodi so oft iinteiitrochen sein, es

mag ein noch so großes ,»MifiverhäItni5 zwischen Angebot und

kauffähiger Nachfrage" herrschen, es mag das Geld noch so „knapp",

der Kredit noch so „erschüttert" sein: alle diese „Störungen"

werden erst dann und nur insoweit den Tatbestand einer „Krisis"

konstituieren können» wenn und insoweit sie sich in eine Störung

des Gleichgewichts zwischen Einnahmen und Ausgaben der ein-

zelnen Wirtschaft umsetzen. Solange es diesen gut geht, gibt es

auch keine Krisis. Und eine Handelsunternehmung beispielsweise

kann sehr florieren, obwohl sie vielleicht einen Teil ihrer Waren
unter dem Einkaufspreise losschlagen oder gar als unabsetzbar ver-

nichten rnufi: wenn nur der Gesamtertrag der verkauften Waren

den erhöhten Profit erbracht hat. Anders auspjedrürkt : man kommt
niemals zu einem brauchbaren Krisenbegritie vom Standpunkt der

Warenzirkulation aus oder vom Schicksal der einzelnen Ware ^^des

einzelnen (ieschätls) aus oder von einer all*;emein-vülkswirtsrhafi-

lichen lk*trachtung des \virt>chaftHchen Gesarntju o/.esscs aus, sonclcrn

nur vom Standpunkt der ein/.eluirtschaftlichen hitcressensphäre aus.

„üeüilndung der wirtscliafthchen Existenz" kann gleichbedeutend

mit Vernichtung oder Verlust der Selbständigkeit sein, der sich in

unserer Wirtschaftsordnung als Bankerott äu6ert; sie kann auch

den leiblichen Tod zur Folge haben, wenn die Existenzmittel unter

das phyasche Minimum sinken. Aber wir müssen auch dann

schon von einer „Gefährdung" sprechen, wenn jene schwersten

Schädigungen sich nicht einstellen, aber drohen, ja auch dann

schon, wenn die Wirtschaftenden Not leiden, wenn sie von steter

Sorge um ihre Existenz gequält werden. Was sich wiederum ver-

schieden äußern kann: als Hunger und körperliche Entbehrungen,

als Deklassterung, als „Verdienstlosigkeit".

Nur eines ist Voraussetzung, wenn wir von einer „Krisis"

sprechen sollen: daß alle jene Übclstände nicht vereinzelt, sondern

in Masse auftreten, daß also wie ich es ausdrückte, die wirtschaft-

lichen Störun-j^cn eine M asse n e r sehe i n u n l; werden. Ebenso-

wenig v, !c eine Schwalbe den Sommer macht, macht ein Bankerott

die ivrisis. Aber wieviele machen sie ; Diese Frage läßt sich nicht
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exakt beantworten. Ob eine „Massenerscheinung" vorliegt, muß der

Takt des Beobaditers entscheiden. Als Anhaltspunkt wird man
nur dieses geben können: ein Notstand wird dann als Massener-

scheinung gelten müssen » wenn er eine wirtschaftliche Gruppe als

solche ergreift. „Als solche" hciflt: nicht die Schwächlichen, Un*

sicheren, sondern die Durchschnittsindividuen, die mittdkräftigen

Existenzen. Werden diese in größerer Anzahl notleidend, so

erscheint die Gruppe selbst notleidend und der Notstand wird

zur Krisis.

Die wirtscluiftliche Gruppe, deren Notstand eine Krisis dar«

stellt, kann auf ganz verschiedenen Bindungsmomenten beruhen.

Sie kann gebildet werden durch Zugehörigkeit zu einer sozialen

Klasse: Krisis im Handwerk, in der Haiidwcbcrei, unter der Lohn-

arbciterschnft ; oder zu einem bestimmten lieruf: Textilindustrie,

Stand der Arzte, oder zu einem bestimi tcn Produktionsgebiet: Krisis

der westeuropäischen I^andwirtscliaft; oder zu einem bestimmten

Siedelun^s^ebiet: Einwohner einer Stadt; oder zu einer bestimmten

Volkswirtschaft. Die Gruppe kann sich aber auch aus Individuen

znsammensel/en , die für tjewöhnhch durch keinerlei Band unter-

eiiiaruicr verknüpft sind; Opfer eines Staatsbaiikerotts, eines Panama-

schwindels.

Die Tatsache eines Notstandes, den wir Krisis nennen, kann

in verschiedenen Zusammenhängen begründet sein. Man kann

unterscheiden:

Krisen als persönliche Schuldtatsache;

Krisen als Naturtatsache;

Krisen als gesellschaftliche Tatsache.

Krisen als persönliche Schuldtatsache sind natür«

lieb auficrordentlich selten. Denn da die Krisis immer ein Massen«

phanomen ist, so wird man es als wunderbaren Zu&ll ansprechen

müssen, wenn die Angehörigen einer wirtschaftlichen Gruppe in

großer Anzahl wegen personlichen Verschuldens notleidend werden.

Inier^ant ist dieser Typus nur theoretisch als Widerspiel zu der

^gewöhnlichen Form der Krisen. Jeder, der nur cinif:;es Kmpfindcn

für soziale Zusammenhänge besitzt, muU es in l^rst.iunen setzen,

wenn (iusta\' I'renssen im „Jörn Uhl" seine Marschbauern einen

nach dem anderen durch Trvuiksucht zu^unde t^ehen läUt : hier

haben wir wenigstens die dichterische Konstruktion einer ICrisis als

persönliche Scliuldtatsache.

Krisen als Naturtatsache liegen dann vor, wenn elemen-
1»
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tare Ereignisse oder was diesen gleichkommt unmittelbar einen

Notstand hervorrufen. Wieder liefert uns der typisch unsozial

konzipierte »Jörn Uhl" ein Beispiel: den Massenbankerott infolge

Mäusefrafies. Hierher gehören aber auch die russischen oder

indischen oder chinesischen Hungersnote; Notstände, die durdi

Hochwasser oder Erdbeben oder Feuersbrünste herbeigeführt

werden; Verwüstungen mit ihren Folgen durch Revolutionen

oder Kriege.

Bei den Krisen als gesellschaftliche Tatsache tritt

das Massenphänomen notleidender Wirtschaften deshalb auf, weil
diese Wirtschaften mit anderen zu einem gesellschaftlichen Ganzen

verschlungen sind. Wären also die Marschbauem nicht der Trunk-

sucht oder dem Mäusefraö, sondern der amerikanischen Konkurrenz

zum Opfer f^efallen; stürben die indischen Bauern Mungcrs, weil

sie ihre Produkte nicht verkaufen können, litten die Buren not,

weil ihre Handelsbeziehungen durch den Krieg abgebrochen suid,

so wären alle diese Krisen gesellschaftliche (oder sind es, insoweit

der soziale Nexus für den Notstand bestimmend wird). Ks ist ein-

leuchtend, daß dieser Krisentypus für den sozialen Tiieoretiker

eine überragende Bedeutung haben muß, ja daß mau an ihn fast

ausschließlich denkt, wenn man von Krisen schlechthin spricht.

Innerhalb des Kreises der gesellschaftlichen Krisen unterscheiden

wir nun aber sofort wieder zwei ganz und gar voneinander ab-

weichende Kfisentypen, je nachdem nämlich die notleidenden

Wirtschaften „Geschäfte** sind oder nicht Unter „Greschäften" ver-

stehe ich hier alle Froduktionswirtschaften im weitesten Sinne, also

alle diejenigen Wirtschaften, die an der Abwicklung des gesell«

schaftlichen Wirtschaftsprozesses sdbständig beteiligt sind. Ihnen

könnte man alle übrigen Wirtschaften als Konsumtionswirtschaften

gegenüberstellen, wenn durdi eine solche Bezeichnung nicht Miß«

Verständnisse hervorgerufen würden. Denn zu den „Konsumtions-

wirtschaften" gehören natürlich auch alle „Erwerbswirtschafien" der

nicht am Wirtschaftsleben selbst beteiligten Berufsstände: also aller

Är^te. Rechtsanwälte, Künstler, Beamten etc. \'ielleicht faßt man
deshalb alle Wirtsciiaften, die nicht ,,( ieschäfte" sind, besser unter

der Bezeichnung der Privatwirtschaften zusammen , denen dann

freilich ^wie wir noch sehen werden"^ auch die Gemeinwirtschaften

(Wirtschaften ölYentlicher Körper) /.u/.u/.ühlcu sind. Ahcr der Name
ist ja unwesentlich, wenn nur die von n)ir p^etrotfenc l nlcrschcidung

in ihrer Wcsenlica richtig erkannt und gewürdigt wird.
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Danach ^äbe es also Krisen, die sich einstellen können, ohne

dat^ die ,,(7TCschäftswelt" als solche Not litte, ohne also eine „Stö-

rung des Wirtschaftslebens" zur Voraussetzung zu haben, das viel-

mehr florieren kann, trotzdem jene Krisen da sind. Diesen Krisciityp

will ich als pri v a t w ir t sch a f 1 1 i c h e Krisen den \olks\virt-

schafthchen ^e^enijberstellen , die also immer mit einer ..Störung

des Wirtschaftslebens" selbst verbunden sind. Selbstverständlich

köanen privatwirtschaftliche und volkswirtschaftliche Krisen im V'er*

haltnis von Ursache und Wirkung zueinander stehen : jene können

aus diesen, diese aus jenen hervorgehen; oder sie können die eine

als Begleiterscheinung der anderen nebeneinander hergehen. Jede

gröfiere volkswirtschaftliche Krisis wird sogar mit einiger Gewißheit

eine privatwirtschaftUche Krisis im Gefolge haben. Aber privat»

wirtschaftliche Krisen können auch ganz selbständig äch abspielen,

ohne den normalen Verlauf des volkswirtschaftlichen Prozesses

irgendwie zu beeinträchtigen.

Ich denke dabei vor allem an folgende Frille:

1. Die Notlage liberaler Berufsstände, etwa der

Aizte oder der Schauspieler, wenn man hierfür die Bezeichnung

Krisis überhaupt anwenden wilP);

2. die N o 1 1 a e d e r w i r t s c h a f 1 1 i c h U n s e ! b s t ä n d i c n

.

also der soL^en. arbeitenden Klassen. Die ,, Krisis auf dem Arbeits-

markte" ist ja mehr wie die meisten anderen privatwirtschaftiichen

Krisen mit den volkswirtschaftlichen Krisen eiiL^steiis verbunden.

Wir pflegen sie geradezu als deren Gradmesser anzusehen. Und
zweifellos besteht in sehr vielen luillcii dieser innige Zu.sammen-

hang. Kr braucht aber ganz gewiß nicht ^u bestehen und besteht

auch oft genug nicht. Es kann sehr wohl das Geschäftsleben

florieren (also der volkswirtschaftliche Prozeß ohne Störung ver-

laufen), während unter den Arbeitern eine Krisis, das heifit Arbeits-

losigkeit in weitem Umfange herrscht. Wenn etwa infolge der Ein-

stellung von Maschinen Arbeitskräfte in gröfieren Massen freigesetzt

werden, so werden wir nicht anstehen, von einer „Krisis auf dem
Arbeitsmarkte" zu sprechen (man denke etwa an die Zustände in

*j ,,6ouo Sthau&picicr in Nurd:ini<'rika sind infolge d'-s Brandts des Iro^uois.-

Tbcalcrs beschäftigungslos. Nicht nur m Chicago, sondern auch in vielen aod^D
Stidten find viele SehattbOhiwii teils aus SicberhcitqErüadeo, teils deshalb, weil das

Publikum den Vorstdlungen fernbleibt, geschlossen worden. Man beiQrcbtet, daS

der Höhepnnkt dieser Krisis »och nicht erreicht ist"

(Zeitungsnotiz Februar 1904-)
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der englischen Textilindustrie am Ausgang des i8. und im ersten

Drittel des iq. Jahrhunderts!), trotzdem es der „Industrie" vorzüglich

ergfeheu kann. Wann man den Anfang einer „Arbeitskrise" ansetzen

will, während doch einige Arbeitslosigkeit und beträchtlicher Pau-

perismus z. & in unserer Wirtschaftsepoche innnner bestehen, bleibt

wiedemtn dem Entscheide von Fall zu Fall überlassen.

3. Zu den privatwirtschaftlichen Krisen gehören auch die

Spekulationskrisen, wie man vielleicht zusammenfassend alle

Notstande bezeichnen kann, die sich infolge des Stock-jobbing ein-

stdlen, also allen Tulpenschwindel, allen Lawismus, allen Panamis-

mus mit seinen Folgen, aber auch alles, was man heute „Börsen*

krisis" nennt, endlich die Wirkungen großer Staatsbankerotte. Da0
diese Spekulationskrisen heute meist in engster Verquickung mit

volkswirtschaftlichen Krisen auftreten, darf uns nicht hindern, ihren

ganz und gar von diesen verschiedenen Charakter zu betonen. Auch

heute noch erleben wir es, daB der luftige Bau einer Kurshausse

an der Börse zusammenstürzt, ohne daß im normalen Verlauf des

Wirtschaftslebens sich irgend welche „Störung" bemerkbar madlte.

Es können gleichwohl eine Menge wirtschaftlicher Existenzen ge-

fährdet sein und wenn dies — zufällig! — Geschäftsleute sind, kann

die Spekulationskrisis zur volkswirtschaftlichen Krisi.s werden. Es

braucht aber, wie gesagt, der Funken nicht uhpr/.uspringen. Wollen

wir uns den ganz eigenarttf^en Cliarakter dieser Spekulationskrisen

klar machen und crkctmcn, daß sie tatsächlich mit den Störungen

des Geschäftslcbcns, also den volkswirtschaftlichen Krisen nichts zu

tun haben, so müssen wir unser Augenmerk auf die alteren Fälle

dieser Krisen richten. Schauen wir uns etwa die VoiL;angc in

Frankreich und England um das Jahr 1720 an, so bemerken wir

deutlich, daß der ganze I^w- und Südseeschwindel sich durchaus

aufierhalb des Wirtschaftslebens jener Zeit abgespielt hat Natür-

lich bestand eine Wechselwirkung zwischen Wirtschafteleben und

Stock-jobbing: auf der einen Seite bewirkte das Zusammenströmen

der zahlreichen Spieler in den Hauptstädten eine solche Ste^rung
der Nachfrage nach bestimmten Konsumtionsgfitem, daß deren

Preise rasch stiegen, also ihre Produzenten gute Geschäfte machten,')

*) „No(biO|( scarody to be aeen but new and »pkndid eijidpiges, new houes,

aad fincfy in nppnrel. Lod^ings scarcely to be bad for money and Ibe bigbcst

pricca given for proviaioas in tbat city —> aftnlich Paris im Jabre 1719. Ander«

son. Annall of 86. London 1787.
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während das Verschwinden dieser zahlungsfah^en Kundschaft viele

Geschäfte brach legte: die Spielepisode übte auf die Nahrung

der Städte Paris und London etwa die Wirkung wie ein mittel-

alterliches Konzil aus; auf der anderen Seite zog das Spiel von

den Berufsgeschäften, also auch von der bcrufsmäßi^^cn wirtschaft-

lichen Tätigkeit ab. Aber gerade diese Tatsache beweist ja,

daß die Vorgänge in der Rue Quincampoix und in Exchange

Alley sich außerhalb des Wirtschaftslebens abspielten. Die Ver-

nachlässigung der normalen wirtschaftlichen Tätigkeit wird \'on

allen Beobachtern als die bedeutsamste Wirkung des „chimcrical

trade ', des „frenzy of the time" bezeichnet, 'j Die Sj)iehvut

führte also alles andere als einen „wirtschaftlichen Aufschwung",

eine ..( iründunfjspcriode" herbei. Die „bubbles", deren A'ndcrson
über 200 aufzählt, bleiben fast alle in der Sphäre der rrojcktpa-

macherei und gaben zu nichts anderem Veranlassung als zum Stock-

jobbing. Als Anderson seinen Bericht niederschrieb, bestanden

von jenen bubbles noch vier: 2 Versicherungsgesellschaften , die

York Buildings Company und die English Copper Company und

zwar war die überwiegende Mehrzahl aJler dieser Projekte schon bei

Erlaß der Scire facias Akte im Jahre 1720 verschwunden. Das*Er-

gebnls der wahnsinnigen Episode laßt Anderson in die Worte
zusammen: sie brachte „the min of many honourable and tili then

wealthy lamtlies, to the advancement of many low and obscure per-

sons and the great temporary detriment of our commerce."

4, P'ndlich gehören zu den „privatwirtschaftlichen" Krisen, ob-

wohl die Bezeichnung, wie ich schon andeutete, nicht sehr passend

ist, die Katastrophen der öffentlichen Haushalte: die Finanz*
krisen.^) Vielleicht emphehlt es sich aus ästhetischen Gründen,

Vom .Süiisto^chwindel und was ihm folgte sagt Anderson: „il countcnanccd

tbe peraiciuus practica ut stock-jobbing, thcrcby divcrting ihc people frotn trade

and indnstry.'* Anoak 3, 93. „the re&l and substantial traO&c of many of the dealen

duxetn (le. in tbe ebim«ric«l trade) wa« for many monthi in n grcat mcaaare

sospended or at least mich acglected" . . „tbe traffic in theie (bubbles) did greatly

promote Ininry, idicnen and esinmigaaee In tbe nüddling and lower dassei of the

people, diverting them from thcir wontcd industry and frugality." 1. c. pag. 99.

*) Audi in der cngli^chrn Sprache finden wir die Unters, licidunfj rwischcn

tinancial cri&es und commi reiiil crise«; in dem Iii« r unj^eiicuteten Sinne ; so wenn 7. B.

Macaulay die beiden Krisen üc!> Jubrcs 1696 mit diesen Ausdrücken belegt ^ilust.

of Engl., TaMbniU cd. 8, 156,; 160), allerdings findet sich ifamn die Beieicbnuag

üaaadal crisis gelcgentlicb aaeb In einem anderen Sinne, gemXfi der abweichenden
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sie als dritte Gruppe neben den privatwirtschaftlichen und den

volkswirtschaftlichen Krisen besonders zu unteischeiden. Wohl ver*

standen: es handelt sich dabei um die Krisen, die die öffentlichen

Haushalte erleiden, nicht die sie durch ihren Bankerott verursachen.

In dem Sinne, den ich den Worten p^ebe, braucht Richard
Ehrenberg das Wort „Finanzkrisen" offenbar, wenn er den

zweiten Band seines „Zeitalters der Fugger" überschreibt: „Die

Weltbörsen und Mnanzkrisen des i6. Jahrhunderts", obwohl man
bei der Lektüre geleLjentlich meinen konnte, er wolle als Mnanz-

krisis auch die Notlav^e angesehen wissen, in die, infolge der zahl-

reichen Bankerotte der französischen und spanischen Könige, viele

Geldgeber gerieten.

Alles andere sind dann volkswirtschaftliche Krisen
in dem Sinne von Geschäftsstörungen, die zu einer Xullagc der

selbständigen Produktionswirtschaften Veranlassung werden. Das

wäre also jener Krisentyp, den Ad. Wagner im Auge hat, wenn

er Krise schlechthin definiert als „die massenhaft auf einmal auf-

tretende Zahlungsunföhigkeit selbständiger wirtschaftÜcher Unter-

nehmer".

Fassen wir die volkswirtschaftlichen Krisen näher ins Auge,

untersuchen wir sie auf ihre Artbesdiaffenheit hin, so finden wir,

dafi sie samt und sonders „Absatzkrisen" sind, das heifit da-

durch entstehen, daß der Absatz der Produkte nicht lohnend ist.

Diese Entdeckung wird uns kaum in Erstaunen setzen, denn sie

enthält nichts anderes als die Feststellung einer Selbstverständlich-

keit. Wenn es sich bei den volkswirtschaftlichen Krisen um Ge-

schäftsstörungen handelt, die auf gesellschaftliche Ursachen zurück-

zuführen sind, die gesellschaftlichen Ursachen aber nur durch Ver-

mittlung der Warenzirkulation fden Waren die geldwerten Dienste"

gleichgesetzt) wirksam werden, weil nur durch den (iüteraustausch

der ökonomische Vergescllschaftungspruzeß sich vollzieht, so ist es

Bedeutung des Wortes Mfinince" im ei^lischcii, nSmlicb eher im Sinne der Krisen,

die ich vorhin „Spelrol«tionskrisen** nannte, oder nueb in Sänne aller Kriseotypen,

die ich priv«twiriachftftUche nenne. Vgl. z, B. Charles A^Conant, A History

of modern baoks of issue (2. rcl. 1896} p. 453: „a distinction is sometitnes made
betwrcM rmancial and romriKrcial criscs ... A panic uftcn occurs in llic money

market or on ihc stock « xcinnj^t, as tlie rcsuU of a great failtirr, a polilical cvcnt or a

mcrc rumur. Such cvcnls, w h c r c l h c y p r o d u c t n o e f i • i t u p o n t Ii e g <• n c r a I

movement of affairs, may be deseribed as finandal or punly monciary criscs,

if they are wortb dignifying with any special desigaation . . .**
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im Grunde eine Tautologie, wenn man sagt, daß alle Geschäfts-

Störungen gesellschaftlicher Natur auf Störungen im Austausch»

mechanismus zurückzuführen seien. Am letzten £nde zurückzu-

fuhren seien, wird man gut tun, erläuternd hinzuzufi^n. Denn
zahlreiche Produktionswirtschaften haben in der gegenwärtigen

Wirtschaftsepoche unmittelbar mit Warenumsatz nichts zu tun;

namentlich aucli die wichtip^c KatP<:^oric der Kredit vermittelnden

Unternehmungen nicht. W'cnn sie notleidend wrrdrn. hrmbt

das zunächst also nicht auf ungenügender Absatzgclegenhcit, sondern

auf der Zahlunf,^sunfäliigkeit ihrer Kundschaft. Diese aber wird

letztlich iiiren Grund in nichts anderem als einer Absatzstockung

haben könricn.

Ich habe absichtlich ganz vage von „nicht lohnendem Absatz",

von „.Abj>atzstockung" gesprochen und will nun diese Ausdrücke

noch etwas präzisieren. Nicht lohnend ist der Absatz dann, wenn der

Gesamterlos der von einer Wirtschaft abzusetzenden Waren keinen

Profit ergibt oder gar die Produktions« (oder AnschafTungs ) Kosten

nicht deckt Das kann seinen Grund in mannigfachen Umständen

haben (die ich hier nur aufzahle, ohne sie in ihrem ursachlichen

Zusammenhange zu verfolgen, was Aufgabe der Krisentheorie oder

anderer ökonomischer Theorien ist).

Es ist möglich, daß nicht genügend Waren nachgefragt werden:

sei es weil im ganzen von einer bestimmten Warengattung nicht

mehr so viel wie ehedem verlangt wird —> dauernd oder vorüber-

gehend! — sei es weil sich die Nachfrage anderen Märkten zu»

gewandt hat. Es ist aber auch möglich, daß zwar alle Waren,

die eine Wirtschaft abzugeben hat, vom Markte aufgenommen

werden, aber zu unlohnenden" Preisen. Die niedri[^eii Preise

wiederum können iinen (irund darin haben, dal.) der ,,;^^esellsehaft-

lich not\vendii;e Aufwand", der zur He^^chafTung der Güter zu machen

ist, sich verringert hat: dann sind die Preise „unlohnend" nur für

solche W irtschaften, deren Produktionsko.stcn über den ..gesellschaft-

lich notwendij:;en" verharrten: westeuropäische Landw irts<-hart I Ilaus-

weberei I Handwerk I Oder es sind die Preise niedrig, zu niedrig,

um lohnend zu sein, ohne jene eben angenommene Senkung der ge-

sellschaftlich notwendigen Kosten: dann werden von dem niedrigen

Preisstande alle Wirtschaften betroffen.

Wenn man innerhalb der volkswirtschaftlichen Krisen partielle

und allgemeine unterscheidet, so ist das nicht zweckmäßig,

denn die Unterscheidung laßt sich einigermaßen genau gar nicht
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10 Werner Sombart,

vornehmen. Wirklich „allgemeine" Krisen, in dem eminenten Sinne,

daß alle Wirtschaften eines "größeren Wi rt sch a ft screb ic tes (etwa einer

moderne Volkswirtscliafti Not litten, hat es nie ^^cc^ebcn und wird

es nie t^cl)cn. Immer bleiben einzelne Branchen oder einzelne

Wirtschaften innerhalb einer Branche von der Xotla;^e, rna^ sie noch

so „allgemein" gewesen sein, verschont. Ks handck sich also um
ein Mehr oder Weniger. Deshalb wird man besser tun zu sagen:

jede volkswirtschaftliche K!i:3is setzt als partielle ein, hat aber eine

Tendenz zur Verallgemeinerung. Diese lendenz ist in der

Natur der Warenzirkulation begründet, sobald diese sich der Ver-

mittlung des Geldes bedient Wird an einer Stelle der Absatz „un*

lohnend", so verringert sich die Kauftcraft dieser Gruppe von Waren*

Verkäufern und dadurch verschlechtem sich wiederum die Absatz-

bedingungen für diejenigen Warenbesitzer, die an jene erste Gruppe

abzusetzen genötigt sind. Diese allgemein bekannten Zusammen-

hänge sind neuerdings in theoretisch einwandfreier Weise von

Tugan-Baranowski begründet worden, auf den hier verwiesen

werden mag.^)

Dagegen ist nun von außerordentlicher Wichtigkeit, innerhalb

der volkswirtschaftlichen Krisen eine andere Unter cl eidung zu

treffen, nämlich zwischen dem, was ich einfache Absatzkrisen und

Kapitalkrisen nenne.

Einfache Absatz Krisen sind diejenigen, die darum ent-

stehen, weil aus irs^jend einem Grunde die kauffähicj^c Nachfrage eine

Verminderung erfährt, ohne daß sich auf Seite des Angebots etwas

Wesentliches verändert hätte. Aus irgend einem Grunde: sei es

weil die Krnte schlecht ausgefallen ist, oder weil die Grenze gesperrt

wird oder weil ein (Tceenstand aus der Mode kommt oder weil tech-

nisclie hortschritte die gesellschaftlich notwendigen Kosten herab-

drücken oder weil die Handelswege ihre Richtung verändern oder

eben— aus einem anderen Grunde. Etwa auch w^egen Geldknappheit,

wenn diese nicht etwa erst das Ergebnis eines vorhergegangenen

„wirtschaftlichen Au&chwungs" und dann Mitursache einer nicht

bierheigehörigen Kapitalkrisis bt. Sondern wenn die Geldknappheit

aus iigend einem äuderen Grunde entstanden ist, weil z. B. — was

in früheren Zeiten häufiger vorkam — die Staaten ihre alten Münzen

behu6 Umpragung emziehen, ohne rasch genug neugepragte Münzen

*) Michael von Tugan^BarRnowski, Stndieo nir Theorie und Geschichte

der Handdskriien in England. Jen« 1901. S. SIT.
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auszue^eben. Man nennt hieraus entstehende Krisen wohl „Geld-
krisen",'} wogegen nichts einzuwenden ist, vorausgesetzt, daß man
sich über die Beziehung zwischen dem Gelde und den Krisen in

der hier angedeuteten Weise völlig klar gew»den ist Alsdann

kann man ebensogut von Geldkrisen wie von Modekrisen, Ernte-

krisen, SchutzxoUkrisen, Kriegskrisen usw. sprechen: immer be-

zeichnet das Zusatzwort die (zufiUlige) Veranlassung, die zu der

verhängnisvollen Absatzstockung geführt hat.

Die etn&chen Absatzkrisen (deshalb nenne ich sie einfecb) sind

jeder Wirtschaftsepoche eigentümlich, in der für den Markt pro*

duziert wird, n^ativ au^edriickt: allen nicht eigenwirtschaftlidien

Wirtschaftssystemen. Diese Feststellung war in der Definition dieses

Krisentypus bereits enthalten: da Veranlassung zur Krisis immer

nur Veränderungen der Nachfrage werden, so folgt daraus, daß die

eigentümliche Gestaltung des Angebots, wie sie in den verschiedenen

Wirtschaftssystemen zum Ausdruck kommt, ohne Rcdcutun<7 für die

Hntstehung der Krisen \st. rrin/.ipieil, während graduell sich Unter»

schiedlichkeitcn naturgemäß leicht crgeijen.

Die einfache Absatzkrisis verschont die undifferenzierte „Kun-

denpruduktion" ebensowenig wie die hochdifieren/.ierte iVoduklion

für einen groLicn Markt. Die gewerblichen Produzenten einer mittel-

alterlichen Stadt, die vielleicht nur in der nächsten Umgebung ihre

Erzeugnisse absetzten, konnten sehr wohl einer Krisis anheimfallen,

weil schlechte Ernten, Krieg oder Pestilenz ihren Abnehmerkreis

kaufunßihig gemadit hatten. Aber natörllcfa vergrößert steh die

Gefahr einer Krisis in dem Mafie, wie die Glieder in der Kette der

Warenzirkubtion sich vermehren. Aus dem einfachen Grunde, weil

gemäß der uns schon bekannten Tendenz der Krisen zur VeralL*

gemeinening die Gelegenhdt zur Krisenbildung in der einzelnen

Gruppe im geraden Verhältnis wächst zu der Zahl der durch die

Warenzirkulation mit ihr zusammengdcoppelten und deshalb in

'j So Max Wir Ih, Gesch. d. Handcis.-Kr. {3. Auri. 1883) .S. 27 i. den Notsland,

der Im Jahre 1696 das englische WtrUcbafUleben heimsuchte, weil die SUbemtoieD

umgeprägt und n diesem Behufe mehrere Monate lang dem Verkehre eDtxogea

wurden. Wirths Gewührsmami Hacaulay spricht dagegen von commcrdal eritis

(Hiitoiy of Engl. S, 156^.). Gelegentlich verquickt sich die einfache AbMtskrisi«

wegen ficidknajipluit mit f'iner KapiUlkrisis. D« war z. B. 1763 in Hamburg

der Fall, als die dLiitsrhcn Staaten dem Vorbilde Preußens folgend ihre alten Münz-

bestände zum l rnpriiRt n cin/n^en. (Siehe Hü^rh. Sämtl. Sehr, über d. Handlung

4 (1S25) 94). Dadurch kam die latente Kapiulkrisii» erst zum Ausbruch.
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ihrem wirtschaftlichen Erfolge mit ihr solidarischen fremden Wirt-

schaften. Deshalb muß — cet. par. — die Kriscngcfahr mit zu-

nehmender Differenzierung^ der Produktion und daraus folgender

Verlängerung des Weges der Warcnzirkulaiion sich vergrößern.*)

Die einfache Wirtschaftskrisis ist nicht auf Wirtschaftsepochen

mit stark oder überhaupt entwickelten Kreditverkehr beschränkt

;

auch Wlrtschaftsverfassungen mit reinem Barverkehr sind ihnen

ausgesetzt Es genügt ja, dafi an irgend einer Stelle sich die Ver-

wandlung der Ware in die Geldform nicht prompt vollzieht, um die

Möglichkeit einer Krisis za begründen. Der Kredit vermehrt nur

wieder durch sein Dazwischentreten die Möglichkeiten einer Zer-

reißung der Warenzirkulationskette* Er Stetgert gleichsam die

Krisengefahr intensiv, wie sie die Differenzierung der Produktion ex-

tensiv steigert.

Die einfache Absatzkrisis ergreift endlich ebenso leicht bäuer-

lich oder handwerksmäßig organisierte Wirtschaften wie kapita-

listische Unternehmungen. Soweit eine Agrarkrisis heute in West-

europa besteht , sind ihr die Bauern — vorausgesetzt , daß sie

dieselben Gepfcustäude produzieren — ebenso verfallen wie die

Gutswirte und das Handwerk leidet in der Gegenwart oft genug

unter einer Krisennot, wenn es den industriellen Unternehmungen

derselben Branche (oder weil es diesen) reclit gut ergeht. An-

falliger sind kapitalistische Uiiternehmungcu nur insoweit, als auf

sie die die Krisengefahr steigernden Momente der Differenzierung

des Wirtschaftslebens und des Kreditverkehrs mehr Anwendung
finden.

Negativ das Ergebnis unserer Feststellungen zusammengefaßt:

die einfachen Absatzkrisen sind keineswegs an das Zeitalter kapi-

talistischer Wirtschaft gebunden, können also auch nicht durch

den Kapitalismus erst erzeugt sein. Damit treten sie in einen

deutlichen Gegensatz zu den nun noch näher zu betrachtenden

Kapitalkrisen. Diese nämlich, die Kapitalkrisen, sind nur da,

weil und insoweit das Wirtschaftsleben kapitalistisch organisiert ist.

Denn sie entspringen aus dem Kapitalverhältnis selbst. Ihre Ver-

') Nebenbei bemerkt: IHese Aasweitun^ der Warenzirkulation ist ein Moment,

welches die Gegenwut von der Veisangenbcit nnterscbeideU Nickt damit zu ver-

wechseln ist die LSnge des Weges, den ein Gut aus der Pruduktions- in die KoU-

sumtionswirtschaft zurückzulegen hat. Hü eher hat auf der Verwcchslunt; dieser

beiden ganz verschiedenen Dinge seine falsche Theorie der WirtschaAsstufen aufgebaut.
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aolasaui^ Kcgt also immer in Vorgängen auf der Seite des Ange-

bots, dessen Organisation nun nicht mehr indiifcrent für das Ein-

treten der Krisis ist, sondern im Gegenteil ausschlaggebend für

das Krisenereignb wird. Mir scheint, daß ein großer Teil der Un-

klarheiten, unter denen die meisten Krisentheorien leiden, zurück-

zufuhren ist auf die mangelhafte Unterscheidung der beiden Typen

volkswirtschaftlicher Krisen. Ich wiederhole : einfache Absatzkrisen

gehören sowohl dem kapitalistischen wie dem vorkapitalistischen

Zeitalter an. Kapitalkrisen nur dem kapitalistischen; die vorkapita-

listische Wirtschaftsepoche kannte nur einfache Absatzkrisen , die

kapitalistische Kpochc hat beide Formen nebeneinander: einfache

Absai/:krisen und Kapitalkriscn.

Bei genauerem Hinsehen werden wir nun aber leicht gewahr,

dafi der Typus der Kapitalkrisen wiederum kdn einheitlicher ist,

dafl sich vielmehr deutlich zwei verschiedene Arten derartiger

Krisen unterscheiden lassen. Ich wül sie als primäre und sdcundäre

Kapitalkrisen bezeichnen.

Die primären Kapitalkrisen entspringen unmittelbar aus

dem Prozed der kapitalistischen Wirtschaft als solcher. Sie be>

dürfen zu ihrer Entstehung nicht des Dazwischentretens eines be-

sonderen Ereignisses, sondern folgen aus der Natur der kapita-

Itstischen Organisation selbst. Sie sind dieser immanent. Diese

kann niclit sein ohne sie. Weshalb man diesen Typus der Kapital*

krisen auch als konstitutionelle, essentielle, immanente oder endogene

Kapitalkrisen bezeichnen könnte. Systematisch stehen die primären

Kapit.tlkrisen unter den verschiedenen Typen der Kapitalkrisen an

erster Stelle, historisch sind sie jedoch eine spätere I^ortn, weil sie

steh erst in einer aus;^cbildctcn kaiiitalistischen Wirtschaft, in der

hoclikapitahstihchen \\ irtschaltsepoche, einstellen. Bis dahin ist ihr

Eintritt durch entj^'ct^cnwirkende Tenilen/, auf^^ehalten worden. Kennt-

lich ist diese Krisenart daran, daÜ sich für ihren Kintritt keinerlei

bestimmte Veranlassung nachweisen läßt. D.i sie bisher meist in

„milder" Form, mehr als Tendenz zum Notstände wie als Notstand

selbst, dafür aber während einer längeren Periode au^etreten ist,

so bezeichnet man sie oft als „chronische" wirtschaftliche Depression,

indem man ihr die andere Form der Kapitalkrisen, die ich die

sekundäre nenne, als „akute" Krisen gegenüberstellt. Diese Unter-

scheidung haftet zu sehr an änderen Symptomen und empfiehlt sich

deshalb nicht. Was den anderen nun noch zu erwähnenden

Krisentyp kennzeichnet, ist vielmehr dieses:
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14 Werner Sombart,

Die sekundären Kjipitalkrisen sind Folgen besonderer

Ereignisse, besser: ei n es besonderen Ereignisses, dessen Eintritt die

Vorbedingung ihrer Existenz ist; die Folge dessen, was wir einen

wirtschaftlichen Aufschwung, eine allgemeine Hausse des Wirtschafts>

Icbens nennen. „Une crisc ne survient jamais a Timproviste, eile a

toujours ete precedee d'une pdriode de ;:^rande prospcritö et d'un

E^raiid inouvement d'aflfaires qui n'a |>u avoir lieu sans une pro-

gression, pour ainsi dire, continue de hausse." ') Sie kann ebenso-

wenig innerliall) einer kapitalistischen Volkswirtschaft „von selbst"

entstehen wie der Katzenjammer den Menschen nicht ergreifen

kann, der keinen Alkohol zu sich genommen hat. Ihr Eintreten

ist also nur insoweit „notwendig", als das ihre Vorbcdin^'ung

bildende Ereignis — der wirtschaftliche Aufschwung — „notwendig"

ist, das heifit aus dem Wesen kapitalistischer Wirtschaft mit Not-

wendigkeit folgt. Läfit sich etwa der Nachweis führen, dafi der

wirtschafUiche Aufschwung kein notwendiges, sondern ein zufalliges

Ereignis im Bereich der kapitalistischen Wirtschaft bildet, so wurde
alsdann folgen, dafi auch die sekundären Kapitalkrisen kein aus

dem Ablauf des kapitalistischen Wirtschaftsprozesses mit Notwendig-

keit folgender Vorgang, dafi sie also nicht endogen, sondern exogen,

nicht konstitutionell, nicht essentidl, sondern akzidentiell fUr die

kapitalistische Wirtschaft sind.

Der „wirtschaftliche Aufschwung", den wir hier einstweilen als

eine bekannte Erscheinung ansehen müssen, so wenig gekannt er

tatsächlich ist, nimmt verschiedene Formen an, je nach der An-

lagesphnre des Kaf)itals, die er ernrcift. Insbesondere crjreben sich

wesensurUerschiedliclie l-!nuvickluni^sreihen
,

je nachdem von der

Aufschwungsbewef:,'un;.^' nur das in der Zirkulationssphäre hausende

oder auch das in Froduktions- l uiul X'erkchrs- lunternehnmngen an-

gelci^^e Kapital erfaßt wird. Dcnigemäil erL^eben sich auch ver-

schiedene h.rscheinungsfornien der sekundären Kapitalkrisen, die wir

als Handels- und Produktionskrisen bezeichnen können, wobei in

die Produktionskrisen die Verkehrskrisen eingeschlossen sein mögen.

Es wird zu zeigen sein, daß die Handelskrisen ebensosehr die

spezifische Form der sekundären Kapitalkrisen in der frühkapi>

talistischen Epoche, wie die Produktionskrisen die in der hochkapi>

talistischen Epoche sind.

Der Übersichtlichkeit halber gebe ich hier das

*) Clement Juglar, D«s crisci commermle« etc. a. ed. Paris 1889. p. 14.
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Schema für die von mir versuchte Systematik der
Wirtschaftskrisen.

A. Krisen als pcrsüiiliche Schuldtatsachci

II. Krisen als Naturtatsache;

C. Krisen als gesellschaftliche Tatsache.

I. Frivatuirtschaftliche Krisen^

n. Finanzkrisen;

m. Volkswirtschaftliche Krisen.

1. Einfache Absatzkrisen;

2. Kapitalkrisen.

a) Primäre Kapitalkrisen;

b) Sekundare Kapitalkrisen,

a) Handelskrisen;

ß) Plroduktionskrisen.

U.

Es fragt ach, was diese Systematik, wie ich sie entworfen habe,

für das Studium der Wirtschaftskrisen bedeutet Welche Wege sie

uns weist, welche Aufgaben sie uns stellt. Dafi sie aber nur dann

eine wissenschaftliche Existenzberechtigung hat, wenn sie dazu dient,

die Theorie der Wirtschaftskrisen zu klären und zu vertiefen, braucht

nicht erst ausdrücklich gesagt zu werden.

Da (lenke ich denn hilft uns die Einteilung der Krisenphäno-

mene, wie icli sie getroffen habe, vor allem dazu, festzustellen, was
überhaupt Gegenstand einer „Krisentheoric" sein kann und was

nicht; und weiter: ob uberliaiq^t eine ,, Theorie der Wirtscluifts-

kriserr' innerhalb der politischen ^ Ökonomie scll).stan(lig abj^ehaiulelt

werden soll. Daß die Krisen, soweit sie keine <^'esellschaftlirhe Tat-

sache sind (Typus A und B) auiierhalb des Hereiclis der Soziai-

wissenschaften liegen, versteht sicli von selbst. Ich möchte aber

auch von den gesellschaftlich begründeten Krisen die privatwirt-

schaftlichen (C I) und die I'inanzkrisen (C llj nicht zu den Objekten

der politischen Ökonomie rechnen. Finanzkrisen sind von der

Fioatizwissenschaft abzuhandeln und privatwirtschaftliche Krisen

können das Interesse des ,^zioI<^en" unter verschiedenstem Ge^

Sichtspunkt erwecken: die ,3pckulationskrisen" z. B. als besonders

lehrreiche Erscheinungen eines kontagiosen Spidrausches und darauf

folgender Massenangst, dieser etwa im Vergleich zu den Vorgängen

bei einem Theaterbrande: mit der Volkswirtschaftslehre haben sie
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schlcchterdin(:,'s nichts zu tun, sofern man dieser die Auf^be zu-

weist, den Reproduktionsprozeß des gesellschaftlichen Reichtums

zu analysieren. Ist ja doch ein wesentliches Kennzeichen dieser

„Störungen", daß „they produce no eftect on the generai movement
of afifairs".

Bleiben also die volksvvirtschafilichen Krisen (C III) als Gegjen-

stand nationalökonomischer Betrachtung^ zurück. Nun erscheint es

mir aber ausgeschlossen, auch nur diese Krisenarten einheitlich in

einer Krisentheorie abzuhandeln. Ich möchte vielmehr auch die

eingehen Absatzkrisen txnseite gestellt sehen, die man den Plan

zu einer Krisentheorie entwirft, weil ich der Meinung bin, daß dieser

Krisentyp als solcher unfähig ist, Gegenstand einer besonderen

Theorie zu bilden.

Wir müssen uns klar machen, dafi die Lehre von den ein*

fachen Absatzkrisen erschöpft ist mit der Lehre von der

Warenzirkulation und dafi sie als solche ganz und gar nichts proble-

matisches enthalten. Die Gesetze der Warenzirkulation als bekannt

vorausgesetzt: „comment s'etonner que la secousse des pertur*

bations commerciales, quand eile ebranle un march^, sc fasse sentir

de proche en proche selon l'^ndue des engagements commerctaux?"

(Juglar).

Im Grunde sind wir also über das Wesen der einfachen Ab-

satzkrisen seit den Ta^^en unterrichtet, da uns die Nationalökonomen

des 17. Jahrhunderts zuerst die Theorie der W arenzirkulation ent-

wickelt haben. In den .'^chriften der Boisquillebert
, Joli. Joach.

Becher, Pctty, BcUers findet sich alles Wissenswerte über Wesen

und Bedeutung^ der einfachen Absatzkrisen. Ich wül-^te nicht, w^as

den Ausführungen limzuzufügen wäre, diejüha B c 1 1 e r s in seinem

„Colledge of Industry" über diesen Gegenstand macht, wenn er sagt;

„In the common way of living on trade, men, their wives or

children, often lose half what they get either by dear bai^ins, bad

debts or law suits, of which there will be neither in the colledge;

and if the earth gives but forth its fruit and the workmen do but their

parts, they will have plenty; whereas often now, the husbandmen

and mechanics both are ruined, tho' the first have a great crop and

the second industriously maketh much manufacture. MonQ^ and

not labour being made the Standard, the husbandman pa}'ing the

same rent and ws^es as when the crop yielded double the price;

it being no better with the mechanics, where it's not who wants

his commodity, but who can give him money for it (will keep
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him) aiul so often he must takc half the value in money, another

couM givc him in labour that hatli no money." ^)

Will man mehr sagen, außer was diese Skizze etwas weiter ausfuhrt,

will man eine „Theorie der einfachen Absatzkrisen" geben, das heißt

also vor allem ihre Ursachen aufdecken, so kommt man, da, wie

wir sahen, die Veranlassung zur Unterbrechung der Warenzirkulation

eine beliebige sein kann und vom Standpunkt des wirtschafUichen

Prozesses aus stets eine zufiUlige ist, zu einer zusammenhanglosen

Aufeahlung der Krisenursachen, wie sie etwa Roscher in seinem

bekannten Essai über die „Absatzkrisen" gibt. £s heißt das etwa

so verfahren, wie der Pathologe, der eine „Theorie des Schnupfens''

zu geben glaubte damit, daß er alle erdenklichen Fälle aufzahlte,

in denen man ach den Schnupfen holen kann. In der Tat gesteht

Roscher selbst zu, daß in einer rein äußerlichen Aufzählung

der ,JCrisenursachen" die „Physiologie" der Absatzkrisen bestehe,

wenn er sagt:*) „Die Ursachen einer solchen Wirtschaftskrankheit

sind im höchsten Grade mannigfaltig. Jeder (1) Umstand, welcher

plötzlich und stark die Produktion vermehrt, die Konsumtion ver-

mindert oder auch nur die gewohnte Ordnung des Verkehrs er-

schüttert, muÜ eine Absnf/krise nach sicli ziehen " und wenn er

nach dieser Kinleitung die Krisenursachen in dieser Reihenfolge

Revue passieren läUt: Modewechsel, Kpidcmien, Verwandlung von

Einkonunensteilen in Kapital, Verbesserung des Maschinenwesens,

unniät)iL,'e Ackerjiroduktion, günstige Absatzkonjui laLiren, Schwin-

deleien, blüLJ temporäre Erweiterungen der Nachfrage, Treisernied-

ngung der Edelmetalle, Kornteuerung, Ausbruch eines Krieges,

innere Unruhen, die allzugroöe Scherheit eines tiefen Friedens,

Bankpolitik. Es liegt kein Grund vor, nicht noch ein weiteres

halbü oder ganzes Dutzend von Krisenursachen anzuführen.

*) Propoaals for Raising a Collcdge of Induitiy of all useftiU Tiadei and

Ilusbandry \sitli Profit for Uie Rieh, a plentiful Living for the Poor and a Good

Fdu.M'i. n for Vouth etc. By John Brlli rs. London 1696 I>ns Original habe

irh nixli nipfnals 7« G<'sicht bekommt-n. Kc iiif der prnll< :i di ulschi ii l'ililiothekeu

besiUt meines Wissens die Schrift, deren Vcrlasser Marx mit Recht ,,cin wanrcs

Pbioomen io der Geschichte der politischen Ökonomie** ntaat Idi lidere nadi dem

Neodrack ia: „A supplemcntary Appendix to the finl Volume of the Life of Robert

Owen etc. VoL I A. London 1858 pag. 171.

*) Roscher, Ansichten der VoUcsw. 3. Anfl. (1861) S. 312. Koscher untt-r-

icbeidct übrigens nicht awischen dn&chen Absatzkrisen and Kapitalkrisea, wodurch

seine Darstellung noch verworrener wird.

Arcbiv rar S«ni*l«riMciMcli«U u. Soualpolitik. 1. (A. f. tot. U. u. St. XIX.; i. 2
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i8 Werner Sombart,

Dagegen sind nun die Kapitalkrise u als solche zweifellos

würdige Objekte theoretischer Behandlung. Da sie in der Natur der

kapitalistischen Oi^nisation begründet sind, so wird ihre Erörterung

einen integrierenden Bestandteil der Theorie der kapitalistischen

Wirtschalt überhaupt bilden und sicher einen der wichtigsten. Den*

noch würde ich es fiir verfehlt halten, den Komplex von Ersehet

nungen, den wir mit dem Begriff der Krisis zusammenfessen, zum
Gegenstand einer gesonderten Betrachtui^ zu machen, weil ich

glaube, daß auch diejenigen „Störungen*', die wir als Kapitalkrisen

bezeichnet haben, kein Problem bilden, das eine methodisch ein-

wandsfreie Behandlung zuließe.

Zunäclist ist es sicher einmal falsch, die Lehre von den

Krisen als eine Art von „Pathologie" des VVirtschaftsorganismus,

der „Physiologie" oder „Anatomie" gegenüberzustellen. Auch wenn
wir uns vor den rrefahrcn der hiermit nahe gelef^cn Realanaloprie

zur Metlizin hüten würden, so wäre es doch immer un.slatthafl, die

Krisen als einen
,
.anomalen" Zustand dem normalen i:;e<^enüber'/u-

stcllen. Denn einen solchen ..normalen" Zustand ohne Krisen j^^ibt

CS nicht und es hätte auch wenig Zweck, ihn rcL^ulative Idee

fiir die Forschung zu konstruieren. Diese würde dadurcli eher irre-

gciulut als (gefördert werden. Es wuic das ebenso, als wenn man,

um die l allgesetüc zu fniden, von der Konstruktion einer Körper-

welt ohne Schwere ausgegangen wäre oder um die Lehre von der

Ermüdung zu entwickeln, sich einen Zustand dächte, in dem der

Enerke ausgebende Organismus überhaupt nicht ennüdete. Wenn
es richtig ist (was freilich erst erwiesen werden muß), daß der

„ungestörte" Verlauf der kapitalistischen Wirtschaft notwendig zu

den als Krisen bezeichneten „Störungen" führt: wo ist dann der

„normale" Zustand ohne Krisen? Wenn die sekundäre Kapitalkrisis

(was bereits bekannt ist) die Reaktion gegen den wirtsdiaftlichen

Aufechwung ist, der unvermeidliche Zusammenbruch nach einer

Periode der Überreizung, warum will m n dann diese Reaktion,

diesen Zusammenbruch als den anomalen Zustand dem Aktionszu-

stande gegenüberstellen? Ich weiß nicht, was „pathologischer" ist:

die fieberhafte Überspannung aller produktiven Kräfte während der

Hausse oder die Erschlaffung während der Baisse. Es ist eben

das „Normale", daß auf den Rausch der Katzenjammer lol;^t. Und
(da man so ^crne die .\nak><^ic der Mcdiziji heranzieht} kein Medi-

ziner, der einen M^trpliiumkranken behandelt, wird den Morjihium-

rausch für etwas Normaleres ansehen als die darauffolgende De-
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Versadi einer Syttemattk der Wirtichaftskrisea. 19

pression oder die Änspannung der Muskeln im Geschlechtsakte,

deren Erschlaffung nach seinem Vollzüge als das Nonnale dem
Abnormen gegenüberstellen.

Aber auch wenn wir uns ganz frei machen von den Vor-

stcllunf^en eines „normalen" X'erlaufes des Wirtsciiaftsleben«; und

>cinen: (ie<^enleil, erscheint es unzweckmäßig, das Problem der

Krisen zum Gegenstande einer besonderen Theorie zu machen.

Dazu ist der Regrifif der Krisis viel /.u unbestimmt vind unbestimm-

bar. Sowohl bei den primären wie bei den sekundären Kapilal-

krisen ist es oft ganz unmöglich zu entscheiden, ub nun wirklich

eine Krisis vorliegt oder nicht, weil es ja an jedem exakten Maß-

stab zur Feststellung des Tatbestandes einer Krisis fehlt. Wenn
wir die Sy-mptome überblicken, an denen wir das Vorhandensein

einer Krisis beurteilen sollen')^ so ist kein einziges darunter, das

eine einwandsfreie Konstatierung einer „Krisis" zuliefle, das sidi

nicht auch bemerkbar machen konnte in einer „krisenlosen" Zeit.

Diese Symptome sind nämlich: verringerte Heiratsziffem; Zunahme
der Sterblichkeit; Anwachsen der Eigentumsvei^ehen und der poli*

zeilichen Anzeigen wegen Bettelei, Landstreicherei, Arbeitsscheu;

Zunahme der Armenunterstutzung; Ergebnisse der Wanderbewegung

zwischen Stadt und Land
;
Rückgang der Börsenkurse und Industrie-

werte und parallele Aufwärtsbewegung der staatlichen Fonds;

Steigen der Zahl der Konkurse; ungünstige uilrausweise; un-

günstige Betriebsergebnisse; Übcrfüllung des Arbeitsmarktes.

So darf es uns denn nicht wundernehmen, wenn eine Ab-

wärtsbewegung der Industrie wie die in den Jahren ickX)!!'. von

den einen als „Krisis" angesprochen wird, während andere ihr tlen

Charakter einer „Krisis" aberkennen. Daß es heutzutage '^ar keine

.,Krimis" mehr gäbe, ist nicht nur die Auffassung von Theoretikern

(Bernstein! Dietzel!), sontiern auch die \iclcr Praktiker, namentlich

derer, die die furchtbare Katastrophe des Jahres 1857 noch selbst

miterlebt haben. Und in der Tat : verglichen mit den Verwüstungen,

die ein wirtschaftlicher Rückschlag in früherer Zeit imt sidi zu

bringen pflegte, kommt das, was wir soeben erlebt haben, kaum in

Betracht. Wollte man die Wirkungen, die die letzte „Krisis'' auf

den deutschen Volkskorpcr ausgeübt hat, in dem Satze zusammen«

Vgl. die wteilsvoUe Zuflammcnstdlnng bei F. Eulenburg, Die gegen-

wSrtige Wirtschaftskiists in den JahrbOcheni flir Nat-Okonom. tU. Folge, Bd. 24,

S. 316 ff.
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fassen : „Ganz Deutschland gleicht einem Kranken , der sich auf

seuiem Schmerzenslager hin und her wälzt", so wäre das eine

maßlose Übertreibung; für das Hu'^dand der 1830er, 1840er, 1850er

Jahre war es in hohem Grade zutreftend.

Nun lallt aber dieses Bedenken, daß man gar lucht (auch rein

theoretisch nicht) bestimmen kann, ob eine „Krisis" vorhanden ist

oder nicht, für die Deutung der empirischen VVirl\liclikeit um so

mehr ins Gewicht, je weiter die kapitalistische Entwicklung fort-

schreitet, denn allem Anschein nach macht die Katastrophenform

auch der sekundären Kapitalkrisen, immer mehr der milderen Form
langsamen Geschäftsrückganges Platz. Die primären Kapitalkrisen

aber, denen voraussichtlich in viel gröfierem Mafie die Zukunft ge-

hört als den sekundären,*) äufiem sich stets in einer Form, die

man vielfach gar nicht als Krisis zu bezeichnen sich entschließen

kann, weshalb man lieber von wirtschaftlicher Depression als von

Krisen spricht

Endlich noch eine ErwÜL^ning, die es unratsam erscheinen läßt,

einen unter dem B^iif der Krisis zusammei^efaßten Erscheinungs-

komplex einer gesonderten Betrachtung zu unterziehen. Handelt

man die Krisen für sich ab, so kommt wenigstens bei den sekun-

dären Kapitalkrisen der sie veranlassende Zustand des wirtschaft-

lichen Aufschwungs rcgclmäßic^'^ zu kurz. Nun ist aber, sobald man
einsieht, daß die sekundäre Kajutalkrisis nicht nur post hausse,

sondern propter hausse auftritt, die Lehre von den sekundären

Krisen ohne die Lehre vom wirtschaftlichen Autsch wiui;^^ ebenso

Uli . oUstihulii; und deshalb wertlos, wie es etwa eine Dar.^tellung

der \\'irkunc;en des Alkohols auf den Organismus wäre, die erst

bei den Reaktionszustündcn des Katzenjammers einsetzen wollte.

Läßt man aber den wirtschaftlichen Aufschwung diejenige Beachtung

zuteil werden, die er tatsächlich verdient, so gibt man offenbar

mehr als nur eine Krisentheorie.

Zieht man dieses alles in Betracht, so wird es sich als zweck-

mäßiger erweisen, die Untersuchung statt auf das zu enge ufid zu

') „L Aiiglcterrc est UQ malade, qui s'agil vaioemcnt Sur son Ut de donlon'.'*

L. F«VC her, Etudei sur TAngleteire 2 (1845), 454.

*) Das wurde schon im Jahre 1S50 von Friedrich Engels ausgesprochen^

der rieh Übrigens der Duplixitit des kapitalistischen Krisenproblcms nicht bewuflt

war. Siehe Neue Rhein. Zeitung, pol.>ökon. Revue redig. von Karl Mars. 4. Heft,

April 1850. S. 16.
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unbestimmte Krisenproblem, auf das allgemeinere und doch be>

stimmtere Problem der Bewegungsformen der kapita*
listischen Wirtschaft auszurichten. Man wird nicht mehr den

Gregensats von gesund und krank, von normal und abnorm, von

gut und schtedit, von hoch und niedrig urgieren, sondern wird

von der Erkenntnis ausgehen müssen, daß die kapitalistische Wirt*

Schaft entweder von einer Tendenz nach oben (steigende Preise,

steigende Beschäftigung, steigende Profite, steigende Löhne) oder

nach unten beherrscht wird. Da wir nun für diesen Wechsel von

Expansions- oder Kontraktionszuständen, für diese Bewegungsformen

den Ausdruck „Konjunktur" haben, so kann man das Ergebnis der

soeben an<7cstellten Betmchtun^fen auch in den Satz zusammen-

fassen: die Krisentheorie muß zu einer Theorie der Konjunk-
tur erweitert werden.

Die Behandluni^r dieses Problems wird naturgemäß sich in

folgende Tcilaufgabcn j^liedcrn müssen:

Erstens diel'ra;j;c: folgt aus dem Wesen der kapitalistischen

Wirtschaft ein regelmäßiger Wechsel der Bewegung , mit anderen

Worten : hat die kapitalistische Wirtschaft einen^bestimmten Rhyth-

mus ? Wird diese Frage verneint, ergibt die Untersuchung vtehnebr»

daß der kapitalistischen Wirtschaft immanent nur eine Tendenz

ist: die Abwärtsbewegung, so entsteht angesichts der historischen

Tatsache» da6 sich im bisherigen Ablauf der kapitalistischen Wirt-

schaft em Rh3rthmus ergibt — durch den regelmäßigen Wechsel

von Expansions* und Kontraktionsperioden, von Hausse und Baisse—
zweitens die Frage: wodurch wird eine Aufwärtsbewegung

erzeugt» wodurch entsteht eine Hausse» wie ist wirtschaftlicher Auf>

Schwung möglich? woran sich dann von selbst

drittens die Frage schließt : muß aufjede Au^hwungsperiode

eine Periode des Niedergangs folgen und wenn ja: warum? Die

„Krisentheorie" verschwindet also» wdl sie sich auflöst in drei

unterschiedliche Theorien

:

1. die Theorie der wirtschaftlichen Depression (der „chro-

nischen" Haisse);

2. die Theorie des wirtschaftlichen Aufschwungs (der Hausse^;

3. die Theorie der wirtschaftlichen Reaktion (der „akuten"

Baisse).

Aufgal c ikr fülgcndca Abhandlungen wird es sein, diese

Theorien zu entwickeln.
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Die „Objektivität" sozialwissenschaftlicher und
sozialpolitischer Erkenntnis. 0

Von

MAX WEBER.

Die erste Frage, mit der bei uns eine sozialwissenschaftliche

und zumal eine sozialpolitische Zeitschrift bei ihrem Erscheinen

oder bei ihrem Übergang in eine neue Redaktion begrüßt zu werden

') Wo in Absebttitt I der nacfastdbcnden Aasflümmgeii ausdrfleklicb im Namen

der Henuigcber gesprochen 'A-ird oder dem Archiv Aufgaben gectoilt wcrdrn, ]iandcU

CS sieb natürlich nicht um Privatansichten des Verfassers, sondern sind die be-

treffenden Äußerungen von den Mitherausgebern ausdrücklicli i:;:ebilligt. Für Ab-

schnitt II trifft die Versintwortunp für Form und Inhalt dcu Verfasser allein.

DaÜ das Arcliiv uicmuls in den Bann einer bestimmten Schulmeinung geraten

vird, dafltr bürgt der ITmitand, dafi der Standpunkt nicht nur sdner Mitarbeiter,

sondern auch seiner Hcnrasgeber» auch in methodischer Hinsiebt, keineswegs schlecht*

bin identiscb isL Andererseits war natttrlich eine Obereinstinmung in gewissen

Grundanschauongcn Voraussetzung der gemeinsamen Übernahme der Redaktion.

Diese Übereinstimmung Lcstrht insbesondere bezüglich drr Schätzung des Wertes

t h c o rc t i s c h c r Erki nntnis unter ,,einscitipcn" Ccs!cht<:punkt( ii, s>iwie be^flglicli (Ur

Forderung der Bildung scharfer Begriff c und der älrengcn Scheidung

oa Erfahrungswissen und Werturteil, wie ric hier — natUilieh ohne den

Anspruch, damit etwas „neues** su fordera — vertreten wird.

Die vielen Breiten der Erörterung (sub II] und die hSu&ge Wiederholung desselben

Gedankens dient dem aus^rhlicfilichen Zweck, das bei solciicn .\usrührungen mlSg-

liche Maximum von Gemeinverständlichkeit zu erzielen. Diesem Interesse

ist viel — hoffentlich nicht zu viel — an Präzision des Aissflnicks geopfert, und

ihm zu Liebe ist auch der Versuch an Stelle der Aneinati<l< rn ilmng einiger metho-

dologischer Gesichtspunkte eine systematische Untersuchung treten zu lassen, hier
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pflegt, ist: welches ihre „Tendenz" sei. Auch wir können uns

einer Antwort auf diese Frage nicht entziehen und es soll an dieser

Stelle darauf im Anschluß an die Bemerkungen in unserem „Geleit»

wocV' in etwas prinzipiellerer Fragestellung eingegangen werden. Es
bietet sich dadurch Gelegenheit, die Eigenart der in unserem Sinne

„sozialwissenschaftlichen" Arbeit überhaupt nach manchen Rich-

tungfen in ein Licht tu rücken, weiches, wenn nicht liir den Fach-

mann, so doch für manchen der Praxis; der wissenschaftlichen Arbeit

femer stehenden f.cscr nützlich sein kann, obwohl oder vielmehr

gerade weil es sirli dabei um „Selbstverständlichkeiten" handelt. —
Ausgesprochener Zweck des „Archivs" war seit seinem Be-

stehen neben der Erweiterung unserer Erkenntnis der „gesell-

schaftlichen Zustande aller Länder", also der Tatsachen des

sozialen Lebens, auch die Schulung des L'r teils über praktische
Probleme desselben und damit — in demjenigen, freihch sehr

bescheidenen Mafie, in dem ein solches Ziel von privaten Cidehrten

gefördert werden kann — die Kritik an der sozialpolitischen Arbeit

der Praxis, bis hinauf zu derjenigen der gesetzgebenden Faktoren.

Trotzdem hat nun aber das Archiv von Anfang an daran festgehalten,

eine ausschlieOlich wissenschafUiche Zdtschrift sein zu wollen, nur

mit den Mitteln wissenschaftlicher Forschung zu arbeiten,

—

und es entsteht zunächst die Frage: wie sich jener Zweck mit der

Beschränkung auf diese Mittel prinzifHell vereinigen VSuSL Wenn
das Archiv in seinen Spalten Maßregeln der Gesetzgebung und Ver-

waltung oder praktische V^orschläge zu solchen beurteilen läßt

— was bedeutet das? Welches sind die Normen für diese Ur-

teile? Welches ist die Geltung der Werturteile, die der Beurteilende

seiner'^eits etwa äußert, oder welche ein Schriftsteller, der praktische

X'orsciilä^fc macht, diesen zugrunde legt? In welHicni Siinie be-

findet er sich dabei auf dem Boden wissenschaftlicher Er-

örterung, da doch das Merkmal Wissenschaftlicher Erkenntnis in

der „objektiven" Geltung ihrer Ergebnisse als Wahrheit gefunden

werden muß? Wir legen zunächst unseren Standpunkt zu dieser

K&az unterlassen worden. Dies bitte dai Hineinaehen einer Falle von zum Teil noch

weit tiefer liegeadcB erkeantnistheorclischen rroMcmen erfordert. Es 5.0II hier nicht

Logik getrieben, snnHrm es sollen bekannte Krgebni«^'" der modernen Logik für

uns nutzbar genKu ht, rmlilcme nicht gelöst, sondi r:i ilrni I nif'rj ihre Hedeutung

veranschaulicht werden. Wer die Arbeilen der modernen Logiker kennt, — ich

netme nur l^ddbond, Sünmel, und fSr mucre Zwecke speziell Hebricb Rickert

wird sofMt bemerken, dalS in allem Weientlicken ledtgticb m »ie angeknOpft ist.
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Frage dnr, um daran später die weitere zu schließen: in welchem

Sinne gibt es „objektiv gültige Wahrheiten" auf dem Boden der

Wissenschnften vom Kulturleben überhaupt? — eine Frage, die

angesichts des steten Wandels und erbitterten Kampfes um die

scheinbar elementarsten Probleme unserer Disziplin, die Methode

ihrer ArVjeit, die Art der Bildung ihrer Begriffe und deren deltun^^

nicht utn;j;^an5:^'en werden kann. Nicht Lösungen bieten, sondern

Probleme aufzeigen, wollen wir hier, — solche Probleme näm-

lich, denen unsere Zeitschrift, um ihrer bisherigen und /.ukünftigen

Aufgabe gerecht zu werden, ihrer Aufmerksamkeit wird zuwenden

müssen. —
I.

Wir aUe wissen, dafi unsere Wissenschaft, wie mit Ausnahme
y\deiletcht der politischen Geschichte jede Wissenschaft, deren

Objekt mensdiliche Kulturinstitutionen und Kulturvorgange sind,

geschichtlich zuetst von praktischen Gesichtspunkten ausging*

Werturteile über bestimmte wirtscbaftpolitische Maßnahmen des

Staates zu produzieren, war ihr i^chster und zunächst einziger

Zweck. Sie war „Technik" etwa in dem Sinne, ixi welchem es

auch die klinischen Disziplinen der medizinischen Wissenschaften

sind. Ils ist nun bekannt, wie diese Stellung sich allmählich ver-

I änderte, ohne daß doch eine prinzipielle Scheidung von Er-

kenntnis des „Seienden" und des „ScinsoUendcn" vollzogen wurde.

1 Gegen diese Scheidunj:^ wirkte zunächst die Meinung, daß unab-

änderlich cfleiche Naturgesetze, sodaiui die andere, daß ein ein-

deutiges Kntwirklungsprinzip die wirtschaftlichen Vorgänge be-

herrsche und daß also das Seins ollen de entweder — im ersten

l alle — mit dem unabänderlich Seienden, oder — im zweiten

Falle — mit dem uu\ ermcidlich Werdenden zusammenfalle.

Mit dem Erwachen des historischen Sinnes gewann dann in unserer

Wissenschaft eine Kombination von ethischem Lvolulionismus und

historischem Relativismus die Herrschaft, welche versuchte, die

ethischen Normen ihres formalen Charakters zu entkleiden, durch

Hineinbeziehung der Gesamtheit der Kulturwerte in den Bereich

des „Sittlichen" dies letztere inhaltlich zu bestimmen und so

die Nationaloiconomie zur Dignitat einer „ethischen Wissenschaft"

auf empirischer Grundlage zu erheben. Indem man die Gesamtheit

alier möglichen Kulturideale mit dem Stempel des „Sittlichen" ver-

sah, verflüchtigte man die spezifische Dignitat der ethischen Im-
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perative« ohne doch für die „Objektivität" der Gdtung^ jener Ideale

iigend etwas zu gewinnen. Indessen kann und tnufi eine prinzi-

pielle Auseinandersetzung damit hier beiseite bleiben: wir halten uns

lediglich an die Tatsache, daß noch heute die unklare Ansicht nicht

geschwunden, sondern besonders den Praktikern ganz begreiflicher-

weise geläufig ist, daß die Nationalökonomie VV^crturteile aus

einer spezifisch ..wirtschaftlichen Weltanschauung" heraus produziere

und 7X\ produzieren liabe. —
l'nscrc Zriischrifi als X'ertreterin einer empirischen I'ach-

dis/.iphn nuit5, wie wir glcicli vorweg feststellen wollen, diese An-

sicht grundsätzlich ablehnen, denn wir sind der Meinung,

dati es niemals Aufgabe einer Krfahrungsvvissenscliaft sein kann,

bindcntlc Normen und Ideale zu ermitteln, um daraus für die

Praxis Re/.c|)tc ableiten zu können.

Was folgt aber aus diesem Satze r Keineswegs , daÜ Wert-

urteile deshalb, weil sie in letzter Instanz auf bestimmten Idealen

fufien und daher „subjektiven" Ursprungs sind, der wissenschaft-

lidien Diskussion überhaupt entzogen seien. Die Praxis und der

Zweck unserer Zeitschrift würde einen solchen Satz ia immer wieder

desavouieren. Die Kritik macht vor den Werturteilen nicht Halt.

Die Frage ist vielmehr: Was bedeutet und bezweckt wissen-

schaftliche Kritik von Idealen und Werturteilen } Sie erfordert eine

etwas eingehendere Betrachtung.

Jede denkende Besinnung auf die letzten Elemente sinnvollen

menschlichen Handelns ist zunächst gebunden an die Kategorien:

„Zweck" und ,;Mittcl". Wir wollen etwas in concreto entweder „um
seines eigenen Wertes willen" oder als Mittel im Dienste des in

letzter Linie Gewollten. Der wissenschaftlichen Betrachtung zugäng-

lich ist nun zunächst unbedingt die Fraj^e der Geeignetheit der

Mittel bei geji^ebenem Zwecke. Da wir (innerhalb der jeweiligen

Grenzen unseres Wissens) gültig festzustellen vermögen, welche
Mittel 7-U einem xorgestellten Zwecke /n führen geeignet oder un-

geeignet sind, so können wir auf diesem Wege die Chancen, mit be-

stinmitea zur V erfügung stehenden Mitlehi einen l)estiinintcn Zweck

übcrliaupt zu erreichen, abwägen und mitliin indirekt die Zweck-

setzung selbst, auf Grund der jeweihgen historischen Situation, als

praktisch sinnvoll oder aber als nach Lage der gegebenen Ver-

haltnisse sinnlos kritisieren. Wir können weiter, wenn die Mög-

Ik:hkeit der Erreichung eines vorgestellten Zweckes j^egeben er-

scheint, (natürlich immer innerhalb der Grenzen unseres jeweiligen
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Wissens) die Folgen feststellen» welche die Anwendung der erfordcr-

1; licn Mittel neben der eventuellen Erreichung des beabsichtigten

Zweckes, infolge des A!!zusammenhnnf:fcs alles Geschehens, haben

würde. Wir bieten alsdann dem Handelnden die Möglichkeit der

Abwägung dieser ungewollten gegen die gewollten Folgen

seines Handelns und damit die Antwort auf die Frage: was „kostet"

die Krreichung des gewollten Zweckes in Gestalt der voraussichtlich

eintretenden Verletzung anderer Werte? I3a in der großen

Uberzahl aller Fälle jeder erstrebte Zweck in diesem Sinuc etwas

„kostet" oder doch kosten kann, so kann an der Abwägung von

Zweck und k'olgen de«; Handelns gegeneinander keine Selbstl)esinnung

verantwortlich haiulelnder Menschen vcubeigehen , und sie /u er-

möglichen ist eine der wesentlichsten l'unktioncn der tcch n i sehen
Kritik, welche wir bisher betrachtet haben. Jene Abwägung selbst

nun aber zur Entscheidung zu bringen ist freilich nicht mehr eine

mögliche Aufgabe der Wissenschaft, sondern des wollenden Men«

sehen: er wägt und wählt nach seinem eigenen Gewissen und

seiner persönlichen Weltanschauung zwischen den Werten, um die

es sich handelt. Die Wissenschaft kann ihm zu dem Bewußtsein
verhelfen, , dafi alles Handdn, und natürlich auch, je nach den

Umstanden, das Nicht •Handeln, in seinen Konsequenzen eine

Parteinahme zugunsten bestimmter Werthe bedeutet, und damit

— was heute so besonders gern verkannt wird — regelmäßig gegen
andere. Die Wahl zu treffen, ist seine Sache.

Was wir ihm für diesen Entschluß nun noch weiter bieten

können, ist: Kenntnis der Bedeutung des Gewollten selbst.

Wir können ihn die Zwecke nach Zusammenhang und Bedeutung

kennen lehren, die er will und zwischen denen er wählt, zunäclist

durch Aufzeigung und logisch zusammenhängende lüitwickiung der

„Ideen", die dem konkreten Zweck zugrunde liegen oder liegen

können. Denn es ist selbstverständlich eine der wesentlichsten Auf-

gaben einer jeden Wissenschaft \ oni menschlichen Kulturleben, diese

„Ideen", für welche teils wirklich, teils vermeintlich gekämpft worden

ist und gekämpft wird, dem geistigen Verständnis zu erschließen.

Das überschreitet nicht die Grenzen dner Wi^enschaft, wdche
„denkende Ordnung der empirischen Wirklichkeit" erstrebt, so wenig

die Mittel, die dieser Deutung geistiger Werte dienen, „badukttonen"

im gewöhnlichen Sinne des Wortes sind. Allerdings fallt diese Auf*

gäbe wenigstens teilweise aus dem Rahmen der ökonomischen

Fachdisziplin in ihrer üblichen arbeitsteiligen Spezialisation heraus;
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es handelt sich um Aufgaben der Sozialphilosophie. Allein

die historische Macht der Ideen ist iur die Entwicklung des Sozial*

lebens eine so gewaltige gewesen und ist es noch, dafi unsere Zeit-

Schrift sich dieser Au%abe niemäls entziehen, deren Pflege vielmehr

in den Kreis ihrer wichtigsten Pflichten einbeziehen wird.

Aber die wissenschaftliche Behandlung der Werturteile möchte

nun weiter die gewollten Zwecke und die ihnen zugrunde liegen-

den Ideale nicht nur verstehen und nacherleben lassen, sondern vor

allem auch kritisch .,beurteilen" lehren. Diese Kritik freilich kann

nur dialektiÄi lien Char:ik»( r 1i;ü)cn, d. h. sie kann nur eine formal-

logische Beurteilung des in den ^cschichtHcli i^ef^ebenen Werturteilen

und Ideen vorliegenden Materials, eine i'riifung der Ideale an dem
Postulat der inneren Widerspruchs! osii^keit des (Tcwolhen sein.,

Sie kann, indem sie sich cHescn Zweck setzt , dem Wollenden ver-

helfen zur Selbstbesinnung' auf dicjeni^'cn letzten Axiuuie, welche

dem Inhalt seines Wollens zugrunde liegen, auf die letzten Wert-

maßstäbe von denen er unbewußt ausgeht oder — um konsequent

zu sein ^ ausgehen mußte. Diese letzten Mafistabe, welche sich

in dem konkreten Werturteile manifestiereui zum Bewußtsein
zu bringen, ist nun allerdings das letzte, was sie, ohne den Boden

der Spekulation zu betreten, leisten kann. Ob sich das urteilende

Subjekt zu. diesen letzten Mafistaben bekennen soll, ist seine per-

sonlichste Angelegenheit und eine Frage seines Wollens und Gre-

wissenSi nicht des Erfahrungswissens.

Eine empirische Wissenschaft vermag niemanden zu lehren,

was er soll, sondern nur was er kann und — unter Um-
ständen » was er will. Richtig ist, daß die persönlichen Welt-

anschauungen auf dem Gebiet unserer Wissenschaften unau^esetzt

hincinzuspielen pflegen auch in die wissenschaftliche Argumenta-

tion, sie immer wieder trüben, das Gewicht wissenschaftlicher Ar-

|:;^uinentc auch auf dem Gebiet der Krmittluni^ einfacher kausaler

Zusamraenhänji^e von Tatsachen verschieden einschätzen lassen, je

nachdem d;Ls Resultat die Chancen der persönlichen Ideale: die

Möglichkeit, etwas Bestimmtes zu wollen, mindert oder steii;ert.

Auch die Herausgeber und Mitarbeiter unserer Zeitschrift werden

in dieser Hinsicht sicherlich „nichts .Menschliches von sich fem

glauben." Aber von diesem Bekenntnis menschlicher Schwache ist

es ein weiter Weg bis zu dem Glauben an eine „ethische"

Wissenschaft der Nationalökonomie, welche aus ihrem Stoff Ideale

oder durch Anwendung allgemeiner ethischer Imperative auf ihren
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Stoff konkrete Normen zu produzieren hätte. <— Richtig ist noch

etwas Weiteres: gerade jene innersten Elemente der „Persönlichkeit",

die höchsten und letzten Werturteile, die unser Handeln bestimmen

und unserem Leben Sinn und Bedeutung geben, werden von uns

als etwas „objektiv" Wertvolles empfunden. Wir können sie ja

nur vertreten, wenn sie uns als geltend, als aus unseren höchsten

Lebenswerten fließend, sich darstellen und so, im Kampfe gegen

die Widerslände des Lebens, entwickelt werden, l-nd sicherlich

liegt die Würde der „Persönlichkeit" darin beschlossen, daß es für sie

Werte git)t, auf die sie ihr eigenes Leben bezieht, — und lägen

diese Werte auch ini eiii7.elnen halle ausschließlich innerhalb der

Sphäre der eigenen Individualität: dann gilt ihr eben das „Sich-

ausleben" in denjenigen ihrer Interessen, für welche sie die

Geltung als Werte beansprucht, als die Idee, auf welche sie

sich bezieht Nur unter der Voraussetzung des Glaubens an Werte

jedenfalls hat der Versudi Sinn, Werturteile nach außen zu ver-

treten. Aber: die Geltung solcher Werte zu beurteilen, ist

Sache des Glaubens, daneben vielleicht eine Au^be speku-

lativer Betrachtung und Deutung des Lebens und der Welt auf ihren

Sinn hin, sicherlich aber nicht G^nstand einer Erfahrungswissen-

schaft in dem Sinne, in welchem sie an dieser Stelle gepflegt werden

soll. Für diese Scheidung fallt nicht — wie oft geglaubt wird —
entscheidend ins Gcwiciit die empirisch erweisliche Tatsache, daß

jene letzten Ziele historisch wandelbar und streitig sind. Denn auch

die Erkenntnis der sichersten Sät7e unseres theoretischen — etwa

des exakt naturwissensrhatiüchen oder mathematischen —- Wissens

ist, ebenso wie die Schärfung und Verfeinerung des Gewissens, erst

IVodukt der Kultur. Allein wenn wir speziell an die praktischen

?rol)icnie der Wirtschafts- und Sozialpohtik (im üblichen VV'ortsinn)

denken, so zeigt sich zwar, daß es zahlreiche, ja unzählige prak-

tische Kinzel fragen gibt, bei deren Erörterung man in allseitiger

L'bereinstinimung von gewissen Zwecken als selbstverständlich
gegeben ausgciit — man denke etwa an Xotstandskrcdite, an kon-

krete Aufgaben der sozialen Hygiene, der Armenpflege, an Maß-

regeln ude die Fat^ikinspektionen, die Gewerbegerichte, die Ar-

beitsnachweise, große Teile der Arbeiterschutzgesetzgebung, — bei

denen also, wenigstens scheinbar, nur nach den Mitteln zur

Erreichung des Zweckes gefragt wird. Aber selbst wenn wir

hier — was die Wissenschaft niemals ungestraft tun würde — den

Schein der Selbstverständlichkeit für Wahrheit nehmen und die
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Konflikte, in welche der Versuch der praktischen Durchführung

alsbald hinein flihrt, für rein technische Fragen der Zweckmäßigkeit

ansehen wollten, — was recht oft irrig wäre —, so müßten wir

doch bemerken, daß auch dieser Schein der Selbstverständlichkeit

der ret^ulativen Wertmaßstäbe sofort verschwindet , wenn wir von

den konkreten Problemen karitativ-poli/eilicher WOhlfahrts- und

W'irtschafts pfl e g e aufstei^^en zu den I-'ra^^en der Wirtschafts- und

Sozial p o 1 i t i k. D;ls Kcnn/.eiclien des sozial politischen Charakters

eines Problems ist es ja ^^eiadezu, daß es nicht auf Grund bloß tech-

nischer Erwägungen aus feststehenden Zwecken heraus zu erledigen

ist, daß um die regulativen Wertmafistabe selbst gestritten

werden kann and muß, weil das Problem in die Region der allge-

meinen Kulturfragen hineinragt Und es wird gestritten nicht

nur» wie wir heute so gerne glauben, zwischen ,^assemnteressen"

sondern auch zwischen Weltanschauungen, — wobei

die Wahrheit natürlich vollkommen bestehen bleibt, daB dafür,

welche Weltanschauung der einzelne vertritt, neben manchem
anderen auch und acherlich in ganz hervorragendem Maße der

Grad von Wahlverwandtschaft entscheidend zu werden pflegt, der

sie mit seinem „Klasseninteresse" — wenn wir diesen nur schein-

bar eindeutigen Begriff hier einmal akzeptieren— verbindet. Sicher

ist unter allen Umständen Eines: je „allgemeiner" das Problem ist,

um das es sich handelt, d. Ii. aber hier: je weittraj^endcr seine

Kulturbcd e u tu ng, desto weniger ist es einer eiiuleulii^cn Be-

antwurtunL,^ aus dem Material des Erfahrungswissens iieraus zu-

j^'änglich, desto mein- siuelcn die letzten hvk hst persönlichen Axiome
des Glaubens und der Wertideen hinein. Es ist einfach eine Nai-

vität, wenn auch von I'acluuänncrn gelegentlich immer noch ge-

glaubt wird, es gelte, für die praktische SozialWissenschaft vor

allem „ein Prinzip" aufzustellen und wissenschaftlich als gültig zu

erhärten, aus welchem alsdann die Normen für die Lösung der

praktischen Einzelprobleme eindeutig deduzierbar seien. So sehr

„prinzipielle'' Erörterungen praktischer Probleme, d. h. die Zurück-

fährung der unreflektiert sich aufdrängenden Werturteile auf ihren

Ideengehalt^ in der So»alwissenschaft vonnöten sind, und so sehr

unsere Zeitschrift spezieU sich gerade auch ihnen zu widmen be-

absichtigt, — die Schaffung eines praktischen Generalnenners für

unsere Probleme in Gestalt allgemein gültiger letzter Ideale kann

sicherlich weder ihre Aufgabe noch überhaupt die irgend einer

£r£üirungswis5cnschaft sein: sie wäre als solche nicht etwa nur
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praktisch unlösbar, sondern in sich widersinnig. Und wie immer

Grund und Art der Verbindlichkeit ethischer Imperative gedeutet

werden mag, sicher ist, daß aus ihnen, als aus Normen für das

konkret bedinj^te Handel n des Einzelnen, nicht K u 1 1 u i i n h a 1 1 e

als gesollt eindeutig deduzierbar sind, und zwar umsoweniger,

je umfassender die Inhalte sind, um die es sich Jiandelt. Nur posi-

tive Religionen, — präziser ausgedrückt: dogmatisch gebundene

Sekten — veimögen dem Inhalt von K u It u rwert e n die Dignität

unbedingt gültiger ethischer Gebote zu verleihen. Aufierhalb
ihrer sind Kulturideale, die der einzelne verwirklichen will, und

ethische Pflichten, die er erfüllen soll, von prinzipiell verschiedener

Dignität. Das Schicksal einer Kulturepoche, die vom Baum der

Erkenntnis g^essen hat, ist es; wissen zu müssen, dafi wir den

Sinn des Weltgeschehens nicht aus dem noch so sehr vervoll-

kommneten Ergebnis seiner Durchforschung ablesen können, sondern

ihn selbst zu scliaffen im stände sein müssen, daß „Weltanschauui^en**

niemals Produkt fortschreitenden Erfahrungswissens sein können,

und daß also die höchsten Ideale, die uns am mächtigsten bewegen,

für alle Zeit nur im Kampf mit anderen Idealen sich auswirken, die

anderen eben so heilig sind, wie uns die unseren.

Nur ein ()j)timistischer Synkretismus, wie er zuweilen das

Ergebnis des enlwicklungs^^eschichtlichcn Relativismus ist, kann

sich über den gewaltigen Ernst dieser Sachlage entu eder theoretisch

hinwegtäuschen oder ihren Konsequenzen praktisch ausweiciien.

Es kann selbstverständlich subjcku\' im einzelnen i alle genau

ebenso pflichtgemäß für den praktisclien Politiker sein, zwischen

vorhandenen Gegensätzen der Meinungen zu vermitteln, als für

eine von ihnen Partei zu eigreifen. Aber mit wissenschaft-
licher „Objektivität'* hat das nicht das Allermindeste zu tun. Die

„mittlere Linie'* ist um kein Haarbreit mehr wissen-
schaftliche Wahrheit, als die extremsten Parteiideale von

rechts oder links. Nirgends ist das Interesse der Wissenschaft

auf die Dauer schlediter aufgehoben als da, wo man unbequeme

Tatsachen und die Realitäten des Lebens in ihrer Härte nicht

sehen will. Das Archiv wird die schwere Selbsttäuschung, man
könne durch Synthese von mehreren oder auf der Diagonale

zwischen mehreren Parteiansichten praktische Normen von wissen-
schaftlicher (jültigkett gewinnen, unbedingt bekämpfen,

denn sie ist, weil sie ihre eigenen Wertmaßstäbe relativistisch zu

verhüllen liebt, weit gefahrlicher für die Unbefangenheit der Forschung
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als der alte naive Glaube der Parteien an die wissenschaftliche
,
.Be-

weisbarkeit" ihrer Do^^nien. Die Fähigkeit der U n t er s c h c i d u n g
zwischen Erkennen und Beurteilen und die Erfüllung sowohl der

wissensrhaftlirhcti Pflicht, die Wahrheit der Tatsachen zu sehen, als

der praktischen, für die eigenen Ideale einzutreten, ist das, woran

wir uns wieder stärker f:jewöhneii wollen.

Ks ist und bleibt — darauf kommt es für uns an — für alle

Zeit ein unüberbrückbarer Unterschied, ob eine Argumentation sich

an unser Gefühl und unsere Fähigkeit (ür konkrete praktische Ziele

oder für Kulturfonnen und Kulturinhalte uns zu b^eistern wendet,

oder, wo einmal die Geltung ethischer Normen in Frage steht, an

unser Gewissen, oder endlich an unser Vermögen und BedürfniSf

die empirische Wirklichkeit in einer Weise denkend zu ordnen,
welche den Anspruch auf Geltung als Erfahrungswahrheit erhebt

Und dieser Satz bleibt richtig, trotzdem, wie sich noch zeigen

wird, jene höchsten „Werte" des praktischen Interesses für

die Richtunt^s welche die ordnende Tätigkeit des Denkens auf

dem Gebiete der Kulturwissenschaften jeweils einschlägt, von ent-

scheidender Bedeutung sind und immer bleiben werden. Denn es

ist und bleibt wahr, daß eine methodisch korrekte wissenschaftliche

Beweisführung auf dem Gebiete der Sozialwissenschaftcn, wenn
<:ie ihren Zweck erreicht haben will, auch von einem Chinesen als

richtii^ anerkannt werden muß oder — richtiger c^e^^af^ — daß sie

die>es. vielleicht wec^^n Matcrialmani^als nicht voll erreichbare, Ziel

jedenfalls erstreben muU. dal' ferner auch die logische Analyse

eines Ideals auf seinen Gehalt und auf seine letzten Axiome hin

und die Aufzeigung der aus seiner Verfolgung sich logischer und

praktischer Weise ergebenden Konsequenzen, wenn sie als ge-

lungen gelten soll, auch für ihn gültig sein muß, — während ihm

fiir unsere ethischen Imperative das „Gehör" fehlen kann, und während

er das Ideal selbst und die daraus fliefienden konkreten Wertungen
ablehnen kann und sicherlich oft ablehnen wtid, ohne dadurch

dem wissenschaftlichen Wert jener denkenden Analyse irgend zu

nahe zu treten. Sicherlich wird utisere Zeitschrift die immer und un-

vermddlich sich wiederholenden Versuche, den Sinn des Kulturlebens

eindeutig zu bestimmen, nicht etwa ignorieren. Im Gegenteil: sie

gehören ja selbst zu den wichtigsten Erzeugnissen eben dieses

Kulturlebens und unter Umständen auch zu seinen mächtigsten

treibenden Kräften. Wir werden daher den Verlauf auch der in

diesem Sinne „sozialphilosophischen" Erörterungen jederzeit sorg-
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sam verfolgen. Jn noch mehr: es lie^rt hier das Vorurteil durch-

aus fern, als ob Betrachtungen des Kulturlebens, die über die

denkende Ordnun<i des empirisch Gegebenen hinausgehend die

Welt metaph) sis( h zu deuten versuchen» etwa sclion um dieses

ihres Charakters willen keine Aufcrabe im Dienste der Erkenntnis

erfüllen konnten. Wo diese Aufgaben etwa liegen würden, ist

freilich ein Problem zunächst der Erkenntnislehre, dessen Beant-

wortung hier fQr unsere Zwecke dahingestellt bleiben mufi und auch

kann. Denn eines halten wir für unsere Arbeit fest: eine sozial»

wissenschaftliche Zeitschrift in unserem Sinne soll, soweit sie

Wissenschaft treibt, ein Ort sein, wo Wahrheit gesucht wird, die

— um im Beispiel zu bleiben — auch für den Chinesen die Geltung

einer denkendenOrdnung der empirischen Wirklichkeit beansprucht*

—

Freilich können die Herausgeber weder sich selbst noch ihren

Mitarbeitern ein itir allemal verbieten, die Ideale, die sie beseelen,

auch in Werturteilen zum Ausdruck zu brirv:^cn. Nnr erwachsen daraus

zwei wichtige Pflichten. Zunächst die: in jedem Augenblick den

Lesern und sich selbst scharf zum Bewußtsein zu bringen, welches
die Maßstäbe sind, an denen die Wirklichkeit gemessen und aus-

denen das Werturteil abjTeleitet wird, anstatt, wie es nur allzu oft

geschieht, durch unpriizises Ineinanderschieben von Werten ver-

schiedenster Art sich um die Konflikte zwischen den Idealen herum-

zutüuschen und „jedem etwas bieten" tu wollen. Wird dieser Pflicht

streng genügt, dann kann die ]^r-'.ktis<di urteilende Stellungnahme

im rein wissenschaftlichen InRic.^^e nicht nur uuschätllich, sondern

direkt nützlich, ja, geboten sein: in der wissenschaftlichen Kritik

von gcsct/.gcberischen und anderen praktischen Vorschlägen ist die

Aufklärung der Motive des Gesetzgebers und der Ideale des kriti-

sierten Schriftstellers in ihre Tragwette sehr oft gar nicht anders

in anschaulich*verständliche Form zu bringen, als durch Kon-
frontierung der von ihnen zugrunde gelegten Wertmafistabe mit

anderen, und dann natürlich am besten: mit den eigenen» Jede

sinnvolle Wertung fremden Wollens kann nur Kritik aus einer

eigenen „Wettanschauung" heraus, Bekämpfung des fremden Ideals

vom Boden eines eigenen Ideals aus sein. Soll also im einzdnen

Fall das letzte Wertaxiom, welches einem praktischen Wollenzugrunde

liegt, nicht nur festgestellt und wissenschaftlich analysiert, sondern

in seinen iSeziehungen zu anderen Wertaxiomen veranschaulicht

werden, so ist eben „positive" Kritik durch zusammenhangende
Darl^ung der letzteren unvermeidlich.
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Es wird also in den Spalten der Zeitschrift — speziell bei der

Besprechung von Gesetzen — neben der Sozial Wissenschaft
— der denkenden Ordnung der Tatsachen — unvermeidlich auch

die Sozialpolitik — die Darlegung von Idealen — zu Worte

kommen. Aber: wir denken nicht daran, derartige Auseinander-

setzungen iur „Wissenschaft'* auszugeben und werden uns nach

besten Kräften hüten, sie damit vermischen und verwechseln zu

lassen. Die Wissenschaft ist es dann nicht mehr, welche

spricht, und das zweite fundamentale Gebot wissenschaftlicher

Unbefangenheit ist es deshalb: in solchen Fällen, den Lesern (und

— sagen wir wiederum — vor allem sich selbst !)
jeder/rit deutlich

zu machen, daß und wo der denkende Forscher aufhört und der

wollende Mensch anfängt zu sprechen, wo die Argumente sich an

den Verstand und wo sie sich an das Gefühl wenden. Die stete

Vermisch u n:: wissenschaftlicher Erörterung der Tatsachen und

wertender Raisonnements ist eine der zwar noch immer verbreitetsten,

aber aii'-!i schädlichsten Fip^enarteii von Arbeiten unseres Faches.

Gegen diese c rin i s e h u n i; , nirht etwa liegen das Kiiilrelcn

für die eigenen Ideale rieliteii sich die vorstehenden Ausfuliriini^en

:

G esi n n n n l; s 1 OS i g kc i l und wissenschaftliche „Übjcklivität"

haben keinerlei innere Verwandtschaft. — Das Archiv ist, wenig-

stens seiner Absicht nach, niemals ein Ort gewesen und soll

es auch nicht werden, an welchem Polemik gegen bestimmte

politische oder sozialpolitische Parteien getrieben wird, ebensowenig

eine Stelle, an der für oder gegen politische oder sozial-

politische Ideale geworben wird; daför gibt es andere Organe.

Die Eigenart der Zeitschrift hat vielmehr von Anlang an gerade

darin bestanden und soll, soviel an den Herausgebern liegt, auch

fernerhin darin bestehen, dafi in ihr scharfe politische Gegner

sich zu wissenschaftlicher Arbeit zusammenfinden. Sie war bisher

kein .^zialistisches" und wird künftig kein Hbürgerliches" Organ

sein. Sic schließt von ihrem Mitarbeiterkreise niemand aus, der

sich auf den Boden wissenschaftlicher Diskussion stellen will.

Sic kann kein Tummelplatz von „Erwiderungen", Repliken und

Duplikcn sein, aber sie schützt niemand, auch nicht ihre Mitarbeiter

und ebensowenig ihre Herausgeber dagci^^cn , in ihren

Spalten der denkbar schcärfsten sachhVh-wissenschafthchen Kritik

ausgesetzt zu sein Wer das nicht ertra;:^en kann, oder wer auf

dem Standpunkt steht, mit Leuten, die im Dienste anderer

Ideale arbeiten als er selbst, auch im Dienste wissenschaftlicher
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Erkenntnis nicht zusammenwirken zu wollen, der mag il»r fern

bleiben.

Nun ist aber freilich — wir wollen uns darüber nicht tauschen —
mit diesem letzten Satze praktisch zurzeit leider mehr gesagt, als es

auf den ersten Blick scheint Zunächst hat, wie schon angedeutet, die

Möglichkeit mit politischen Gegnern sich auf neutralem Boden
— geselligem oder ideellem— unbefangen zusammenzufinden, leider

erfehrungsgemafi überall und zumal unter unsem deutschen Ver-

hältnissen ihre psycholc^ischen Schranken. An sich als ein Zdchen
parteifanatischer Beschränktheit und unentwickelter politischer Kultur

Ulibedingt bekämpfenswert, gewinnt dieses Moment für eine Zeit-

schrift wie die unsrige eine ganz wesentliche \'erstärkun^ durch

den Umstand, daß auf dem Gebiet der Sozialwissenschaftcn der

Anstoß zur Aufrollung wissenschaftlicher Probleme erfahrungs-

j^emäß rej^elmäßif^ durch praktische „Fragen" t^cj^eben wird, so

daß die bloße AnerkennuuL^ des Bestehens eines wissenschaftlichen

Problems in Personalunion stelit rnil einem bestimmt i4erichtetcn

Wollen lebendiger Menschen. In den Spalten einer Zeits( hrift,

welche unter dem Einflüsse des alli^^emeinen Interesses fiir ein kon-

kretes Problem ins Leben tritt, werden sich daher als Mitarbeiter

regelmäßig Menschen zusammenfinden, die ihr ])ersönliches Interesse

diesem Problem deshalb zuwenden, weil bestimmte konkrete Zu-

stände ihnen im Widerspruch mit idealen W^erten, an die sie glauben,

zu stehen, jene Werte zu gefährden scheinen. Die Wahlverwandt-

schaft ähnlicher Ideale wird alsdann diesen Mttarbeiterkreis zu*

sammenhalten und sich neu rekrutieren lassen, und dies wird

der Zeitschrift wenigstens bd der Behandlung praktisch-sozial'

politischer Probleme einen bestimmten „Charakter" auf-

prägen, wie er die unvermeidliche Begleiterscheinung jedes Zu-

sammenwirkens lebendig empfindender Menschen ist, deren

wertende Stellungnahme zu den Problemen auch bd der rein

thcoretischefi Arbeit nicht immer ganz unterdrückt wird und

bei der Kritik praktischer Vorschläge und Maßnahmen auch —
unter den oben erörterten Voraussetzungen — ganz legitimerweise

zum Ausdruck kommt. Das Archiv nun trat in einem Zeit-

punkte ins Leben, als bestimmte praktische Probleme der „Ar-

beiterfrage" im überkommenen Sinne Wortes, im X'orderp^rund

tler so^ialwissenschaftlichen Krörteruni^^en standen. Diejenigen l'er-

sönlichkeiten , für welche mit den Problemen, die es behafidein

wollte, die höchsten und entscheidenden Wertideen sich verknüpften,
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und wekhe deshalb seine regelmafiigsten Mitarbeiter wurden, waren
eben daher zugleich auch Vertreter einer durch jene Wertideen

gleich oder doch ähnlich gefärbten Kulturauffassung. Jedermann

weiß denn auch, daß, wenn die Zeitschrift den Gedanken, eine

„Tendenz" zu verfolgen, durch die ausdrückliche Beschränkung auf

„wissenschaftliche" Erörterungen und durch die ausdrückliche Ein-

ladung an „Angehörige aller politischen Lager" bestimmt ablehnte,

sie trotzdem sicherlich einen „Charakter" im obigen Sinn besaß. Kr

wurde durch den Kreis ihrer regelmäßijyen Mitarbeiter geschaffen,

Ms waren im allgemeinen Männer, denen, bei aller sonstigen Ver-

schiedenheit der Ansichten, der Schutz der physischen Gesundheit

der Arbeiteriiiassen und die Ermöglichung steij^^ender Anteilnahme

an den materiellen und geistigen Gütern unserer Kultur für sie,

als Ziel — als Mittel aber die Verbindung btaallichen I-iuLfreifens

in die materielle Interessensphäre mit freiheitlicher I'orlenlwick-

lung der bestehenden Staats- und Rechtsordnung vorschwebten,

und die — welches immer ihre Ansicht über die Gestaltung der

Gesellschaftsordnung in der ferneren Zukunft sein mochte — für

die Gegenwart die kapitalistische Entwicklung bejahten, nidit

weil sie ihnen, gegenüber den älteren Formen gesellschaftlicher

Gliederung als die bessere, sondern weil »e ihnen als praktisch

unvermeidlich und der Versuch grundsatzlichen Kampfes gegen sie,

nicht als Förderung, sondern als Hemmung des Kmporsteigens der

Arbeiterklasse an das Licht der Kultur erschien. Unter den in

Deutschland heute bestehenden Verhältnissen — sie bedürfen hier

nicht der näheren Klarlegung — war dies und wäre es auch heute

nicht zu vermeiden. Ja, es kam im tatsächlichen PHolg der All-

seitigkeit der Beteiligung an der wissenschaftlichen Diskussion direkt

zugute und war für die Zeitschrift elu r ein Moment der Stärke,

ja — unter den gegebenen X'erhaltnissen — sogar vielleicht einer

der Titel ihrer Kxistenzbereehtigung.

Unzweifelhaft ist es nun, daß die P'ntwickiun;^' eines „Charak-

ters" in diesem Sinne bei einer wissenscliattliehcn Zeitschrift eine

Gefahr für die Unbefangenheit der wissenscfiafllif hen Arbeit be-

de\iteri kann und dann .wirklicii i^edeuteii müßte, wenn die

Auswahl der iMitarbeiter eine planvoll einseitige würde : in

diesem Falle bedeutete die Züchtung jenes „Charakters" prak>

tisch dasselbe wie das Bestehen einer „lendenz". Die Heraus»

geber sind sich der Verantwortung, die ihnen diese Sachlage

auferlegt, durchaus bewufit Sie beabsichtigen weder, den Charakter

3*
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des Archivs f^nvoU zu ändern, noch etwa ihn durch geflissentliche

Beschränkung des Mitarbeiterkreises auf Gelehrte mit bestimmten

Parteimeinungen, künstlich zu konservieren. Sie nehmen ihn als

gegeben hin und warten seine weitere „Entwicklung" ab. Wie
er sich in Zukunft gcstahet und vielleicht, infolge der unvermeid-

lichen Kr^vciterunr^ unseres Mitarbeiterkreises, u m gestaltet, das wird

zunächst von der I'.i<;eiiart derjeni^^en Persönlichkeiten abliängcn,

die mit der Absicht, wissenschaftlicher Arbeit zu dienen, in diesen

Kreis eintreten und in den Spalten der Zcitsclirift heimisch werden

oder bleiben. Und es wird weiter durch die Krweiterung der

Probleme bedingt sein, deren Förderung sich die Zeitschrift zum
Ziel setzt.

Mit dieser Bemerkung gelangen wir zu der bisher noch nicht

erörterten Frage der sachlichenAbgrcnzung unseres Arbeits-

gebietes. Hierauf kann aber eine Antwort nicht gegeben werden,

ohne auch hier die Frage nach der Natur des Zieles sozialwissen'

schaftlteher Erkenntnis überhaupt au&urolien. Wir haben bisher,

indem wir „Werturteile'' und „Erfahrungswissen'' prinzipiell schieden,

vorausgesetzt, daß es eine unbedingt gültige Art der Erkenntnis,

d. b. der denkenden Ordnung der empirischen Wirklichkeit auf dem
Gebiet der Sozialwissenschaften tatsächlich gebe. Diese Annahme
wird jetzt insofern zum Problem, als wir erörtern müssen, was ob-

jektive „Geltung" der Wahrheit, die wir streben, auf unserem

Gebiet bedeuten kann. Daß das Problem als solches besteht und

hier nicht spintisierend geschaffen wird, kann niemanden entgehen,

der den Kampf um Methode, „Grundbegriffe'' und Voraussetzungen,

den steten Wechsel der ,,Gesichtspunktc" und die .stete \cube-

stimmutv^ der Begriffe", die verwendet wc-rden . bpol)achtct imd

sieht, wie theoretische und historische Betrachtungsiorm noch immer

durch eine scheinbar unüberbrückbare Kluft getrennt sind: ,,zwei

Nationalökonomien", wie ein verzweifelnder Wiener Examinand

seinerzeit jammernd klagte. Was heißt hier Objektivität? Ledig-

lich diese Frage wollen die nachfolgenden Au.sUjilirungen er-

örtern.

IL>)

Die Zcitscluift hat von Anfang an die Gegenstände , mit

denen sie sich befaßte , als sozial- ökonomische behandelt. So .

*) Vgl. di« Anmcrkong zum Titel.
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wenig Sinn es nun hätte , hier Begriffsbestimmungen und Ab-

grenzungen von Wissenscliaften vorzunehmen, so müssen wir uns

doch cl.'iriibci' summarisch ins klare setzen, was das bedeutet.

Dat> unsere physische Existenz eljeiiso wie die Befriedigung

un^icrcr idcaLteii Bedürfnisse überall auf die quantitative Begrenzt-

heit und qualitative Unzulänglichkeit der dafür benötigten äußeren

Ikifittel stöfltf dad es zu ihrer Befriedigung der planvollen Vorsorge

und der Arbeit, des Kampfes mit der Natur und der Vergesdl«

Schaltung mit Menschen bedarf, — das ist, möglichst unpräzis aus-

gedrückt, der grundlegende Tatbestand, an den sich alle jene Er*

cheinungen knüpfen, die wir im weitesten Sinne als „sozial*

ökonomische^' bezeichnen. Die Qualität eines Vorganges als

„sozial-ökonomischer" Erscheinung ist nun nicht etwas , was
ihm als solchem „objektiv" anhaftet Sie ist vielmehr bedingt

durch die Richtung unseres Erkenntntsin t c r c sses , wie sie sich

aus der spezifischen Kulturbcdeutung ergibt, die wir dem be-

treffenden Vorgange im einzelnen Fall beilegen. Wo immer ein

Vorgang des Kulturlebens in denjenigen Teilen seiner Eigenart, in

welchen für uns seine spezifische Bedeutung beruht, direkt oder

in noch <;o vermittelter Weise an jenem Tatbestand verankert ist, da

enthalt er oder kann er wenigstens, so weit dies der K.ill, ein sozial-

wissciiseii.iftlirhes Problem enthalten, d.h. eine Aufgabe für eine

Disziplin, welche die Aufklärung der Tragweite jenes grundlegenden

1 atbestandes zu ihrem dei^^enstande macht.

Wir können nun innerhal!) der so/ialokonomichen rrohleme

unterscheiden: Vorgänge und Komplexe von solchen, Normen,

Institutionen usw., deren Kulturbedeutung für uns wesentlich in

ihrer ökonomischen Seite beruht, die uns — wie z. B. etwa Vor-

gänge des Börsen- und Banklebens — zunächst wesentlich nur unter

diesem Gesichtspunkt interessieren. Dies wird regelmäfSig (aber

nicht etwa ausschliefilich) dann der Fall sein, wenn es sich um
lostitutionen handelt, welche bewußt zu Ökonomischen Zwecken

geschaffen wurden oder benutzt werden. Solche Objekte unseres Er*

kennens können wir i. e.S. „wirtschafdiche"Vorgange bez. Institutionen

nennen. Dazu treten andere, die— wie z. B. etwa Vorgänge des reli-

giöse n Lebens— uns nicht oder doch sicherlich nicht in erster Linie

unter dem Gesichtspunkt ihrer ökonomischen Bedeutung und um
dieser willen interessieren, die aber unter Umständen unter diesem

Gesichtspunkt Bedeutung gewinnen, weil von ihnen Wirkungen
ausgehen, die uns unter ökonomischen Gesichtspunkten interessieren:
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„ökonomisch relevante" Erscheinungen. Und endlich gibt es unter den

nicht in unserem Sinne „wirtschaftlichen" Erscheinungen solche,

deren ökonomische Wirkunj^jen für uns von keinem oder doch nicht

erhcbhchem Interesse sind : etwa die Richtung des künstlerischen

Geschmacks einer Zeit, — die aber ihrerseits im Einzelfalle in ge-

wissen bedeutsamen Seiten ihrer Eij^enart durch ökonomische Mo-

tive, also z. B. in unserem Falle etwa durch die Art der sozialen

Gliederung des künstlerisch interessierten l'ublikums itiehr oder

minder stark mit beeinflußt sind : ökonomisch bedingte Er-

scheinungen. Jener Komplex menschlicher Beziehungen, Normen
und normbestimmter Verhaltnissei die wir ,3taat" nennen, bt bei-

spielsweise bezüglich der staatlichen Finanzwirtscbaft eine „wirt>

schafUiche" Erscheinung; — insofern er gesct^berisch oder sonst

auf das Wirtschaftsleben einwirkt (und zwar auch da, wo ganz

andere als ökonomische Gesichtspunkte sein Verhalten bewufit be-

stimmen) ist er „ökonomisch relevant"; — sofern endlich sein Ver-

halten und seine Eigenart auch in anderen als in sdnen „wirtschaft-

lichen" Beziehungen durch ökonomische Motive mitbestimmt wird,

ist er „ökonomisch bedingt". Es versteht sich nach dem Gesagten

von selbst, daö einerseits der Umkreis der „wirtschaftlichen" Er-

scheinungen ein flüssiger und nicht scharf abzugrenzender ist, und

daß andererseits natürlich keineswegs etwa die „wirtschaftlichen"

Seiten einer Erscheinung nur
,
.wirtschaftlich bedingt" oder nur

„wirtschaftlich wirksam" sind, und dali eine Erscheinung; überhaupt

die Qualität einer „wirtschaftlichen" nur in soweit und nur so lange

behält, als unser Interesse sich der Bedeutung, die sie für

den materiellen Kampf ums Dasein besitzt, au.s.-^cliließlicli /u wendet.

Unsere Zeitschrift nun befaßt sich wie die so/.ialökono-

mische Wissenschaft seit Marx und Rosciier nicht nur mit „wirt-

schaftlichen" sondern auch mit „wirtschaftlich relevanten" und

„wirtschaftlich bedingten" Erscheinungen« Der Umkreis derartiger

Objekte erstreckt sich natürlich, — flüssig, wie er je nach der je-

weiligen Richtung unseres Interesses ist, — offenbar durch die Ge-

samtheit aller Kulturvorgänge. Spezilisch ökonomische Motive —
d. h. Motive, die in ihrer für uns bedeutsamen Eigenart an jenem

grundlegenden Tatbestand verankert sind — werden überall da

wirksam, wo die fofriedigung eines noch so immateriellen Be-

dürfiiisses an die Verwendung begrenzter äußerer Mittel ge-

bunden ist. Ihre Wucht hat deshalb überall nicht nur die Form
der Befriedigung, sondern auch den Inhalt von Kulturbedürfnissen
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auch der innerlichsten Art mitbestimmt und umgestaltet Der in-

direkte Einflufi, der unter dem Drucke „materieller" Interessen

stehenden soaalen Beziehungen, Institutionen und Gruppierungen

der Menschen, erstreckt sich (oft unbewufit) auf alle Kultur^a^bicte

ohne Ausnahme, bis in die feinsten Nuancierungen des ästhetischen

und religiösen Empfindens hinein. Die Vorgänge des alltäglichen

Lebens nicht minder wie die „historischen" Ereignisse der hohen

Politik, Kollektiv- und Mnssenerschciniinfrcn ebenso wie singulare"

Handlungen von Staatsmännern oder individuelle literarische und

künstlerische LcisiiH.ryen sind durch sie mitbeeinflußt, —
,
.ökono-

misch bedinort". Andererseits wirkt die Gesamtheit aller Lebens-

erscheinungen und Lebcnsbcdini:^un^en einer historisch gegebenen

Kultur auf die Gestaltung der materiellen Bedürfnisse, auf die Art

ihrer Ik-friediLjun^, auf die Bildung der materiellen Interessen-

gruppen und auf die Art ihrer Machtmittel und damit auf die Art

des Verlaufes der „ökonomischen Entwicklung ' ein, — wird „öko-

nomisch relevant". Soweit un^e WisKnschaft wirtschaftliche
Kulturerscheinungen im kausalen Regressus individudlen Ursachen

— ökonomisdien oder nicht ökonomischen Charakters — zurechnet,

erstrebt sie ,4iistorische" Erkenntnis. Soweit sie ein spezifisches

Element der Kulturerscheinungen: das ökonomische, in seiner

Kulturbedeutung durch die verschiedensten Kulturzusammenhänge

hindurch verfolgt, erstrebt sie Geschichtsinterpretation unter

einem spezifischen Gresichtspunkt und bietet ein Teilbtld, eine Vor-
arbeit für die volle historische Kulturerkenntnis.

Wenn nun auch nicht überall, wo ein Hineinspielen ökonomi-

scher Momente als Folge oder Ursache stattfindet, ein sozial-öko-

nomisches Problem vorliegt — denn ein solches entsteht nur da,

wo die RedeutunfT jener Faktoren eben problematisch und nur

durch die Anwendung der Methoden der sozial-ökonomischen

Wissenschaft sicher feststellbar ist — so er^^ibt sich doch der schier

unübersehbare Umkreis des Arbeitsgebietes der sozial-ökonomischen

Betrachtungsweise.

Unsere Zeitschrift hat nun schon bisher in wohlerwogener

Selbstbeschränkung auf die Pflege einer ganzen Reihe höchst

wichtiger Spezialgebiete unserer Disziplin, wie namentlich der de-

skriptiven Wirtschaftskunde, der Wirtschaftsgeschichte im engeren

Sinne und der Statistik» im allgemeinen verzichtet. Ebenso hat sie

die Erörterung der finanztechnischen Fragen und die tedmisch-

ökonomischen Ftobleme der Markt- und Preisbildung in der modernen

biymzeo by LjOO^^iC



40 Max Weber.

Tauschwirtschaft anderen Organen äberlassen. Ihr Arbeitsgebiet

waren gewisse Interessenkonstellationen und Konflikte, welche durch

die führende Rolle des Verwertung suchenden Kapitals in der

Wirtschaft der modernen Kulturlander entstanden sind, in ihrer

heutigen Bedeutung und ihrem geschichtlichen Gewordensein. Sie

hat sich dabei nicht auf die im enijstcn Sinne „soziale Fracrc" ce-

nnr^iitcn praktischen und cntwicklungsgeschichtlichcn IVoblcnie: die

Beziehungen der modernen Lohnarbeiterklasse zu der bestehenden

Gesellschaftsordnung, beschränkt. Freilich mußte die wissenschaft-

liche Vertiefung des im I^ufe der 8oer Jahre bei uns sich ver-

breitenden Interesses gerade an dieser Spezialfrage, zunächst eine

ihrer wesentlichsten Aufgaben sein. Allein je niclir die prak-

tische Behandluni; der Arbeitcrverliältnissc aucli bei uns dauernder

Gegenstand der gesetzgebenden Tätigkeit und der öffentlichen Er-

örterung geworden ist, um so mehr mufite der Schwerpunkt der

wissenschaftlichen Arbeit sich auf die Feststellung der universelleren

Zusammenhänge, in welche diese Probleme hineingehoren, ver-

schieben und damit in die Aufgabe dner Analyse aller, durch die

Eigenart der ökonomischen Grundlagen unserer Kultur geschaffenen

und insofern spezifisch modernen Kulturprobleme ausmünden. Die

Zeitschrift hat denn auch schon sehr hald die verschiedensten, teils

„ökonomisch relevanten", teils „ökonomisch bedingten" Lebensver-

hältnisse auch der übrigen gro0en Klassen der modernen Kultur-

nationen und deren Beziehuncren zueinander historisch, statistisch

und theoretisch zu behandeln begonnen. Wir ziehen nur die Kon-

sequenzen dieses Verhaltens, wenn wir jetzt als eigenstes Arbeits-

gebiet unserer Zeitschrift die wissenschaftliche Erforschung der all-

erem einen K u It u rbed c u t u n
f:,'

der sozialökonomischen
Struktur des menschlichen (i e ni e i n s c h a ft s 1 e b e n s und

seiner historischen Organisationsformen bezeichnen. — Dies und

nichts anderes meinen wir, wenn wir unsere Zeitschrift „Archiv für

Sozialwissenschafi • «^^enannt haben. Das Wort soll hier die geschicht-

liche und theoretische Beschäftiguni,' mit den £f|ei(-licn rroblcmcn

umlassen, deren praktische Lösung Gej^cnstand der „Sozial pol i t i k"

im weitesten Sinne dieses Wortes ist. Wir machen dabei von dem
Rechte Gebrauch, den Ausdruck „sozial" in seiner durch konkrete

Gegenwartsprobleme bestimmten Bedeutung zu verwenden. Will

man solche Disziplinen, welche die Vorgänge des menschlichen

Lebens unter dem Gesichtspunkt ihrer Kulturbedeutung be-

trachten, „Kulturwissenschaiten" nennen, so gehört die Sozial-
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Wissenschaft in unserem Sinne in diese Kategorie hinein. "VWr

werden bakl sehen, welche prinzipiellen Konsequenzen das hat.

Unzweifelhaft bedeutet die Ileraushebungf der !^o?: ialökono-
mi seilen Seite des Kulturlebens eine sehr fühlbare Bei:^renzun^

unserer Themata. Man wird sa<^cn , daß der (ökonomische (.)dcr,

wie man unpräzis i^c.-ar^t hat, der „materialistisciie" ( lesiciitspunkt

von dem aus das Kulturleben hier betrachtet wird, ,, einseitig" sei.

Sicherlich, und diese Einseitigkeit ist beabsichtigt. Der (ilaube, es

sei die Aufgabe fortschreitender wissenschaftlicher Arbeit, die ,,F.in-

seiligkcit" der ökonomischen Betrachtungsweise dadurch zu heilen,

daß sie zu einer allgemeinen Sozialwissenschaft erweitert werde,

krankt zunädist an don Fehler, dafi der Gesichtspunkt des „Sozialen'',

also der Beziehung zwischen Menschen, nur dann irgend welche

zur At^;renzung wissenschaftlicher Probleme ausreichende Bestimmt-

heit besitzt, wenn er mit irgend einem speziellen inhaltlichen Prä-

dikat versehen ist. Sonst umlafite er, als Objekt einer Wissenschaft

gedacht, natürlich z. B. die Philologie ebensowohl wie die Kirchen-

geschichte und namentlich alle jene Disziplinen, die mit dem
wichtigsten konstitutiven Elemente jedes Kulturlebens: dem Staat,

und mit der wichtigsten Form seiner normativen Regelung: dem
Recht, sich beschäftigen. Daß die Sozialökonomik sich mit .so-

zialen" Beziehungen beiaßt ist so wenig ein Grund, sie als not>

wendigen Vorläufer einer „allgemeinen Sozialwissenschaft" zu denken,

wie etwa der Umstand, daß sie sich mit Lebenserscheinungen be-

laßt, dazu nötigt, sie als Tri! der Biologie, oder der andere, daß sie

es mit Vorgängen auf einem I^immelskörper zu tun hat, dazu, sie

als Teil einer künftigen vermehrten und verbesserten Astronomie

anzusehen. Nicht die „sachliche n" Zn«;ammenhänge der „Ding e",

sondern die gedanklichen Zusammcnliänge der I'robleme
liejjen den Arbeitsgebieten dei Wissenschaften zugiunde: wo mit

neuer Methode cicicm neuen rroblem nachgegangen w'ird und da»

durch Wahrheiten entdeckt werden, welche neue bedeutsame Ge-

sichtspunkte erdfihen, da entsteht eine neue „Wissensdiaft". —
Es ist nun kein ZufaU, daß der Begriff des „Sozialen", der einen

ganz allgemeinen Sinn zu haben scheint, sobald man ihn auf seine

Verwendung hin kontrolliert, stets eine durchaus besondere, spezi-

fisch geföibte, wenn auch meist unbestimmte, Bedeutung an sich

tragt; das »allgemeine" beruht bei ihm tatsächlich in nichts anderem

als eben in seiner Unbestimmtheit Er bietet eben, wenn man ihn in

seiner „allgemeinen"Bedeutungnimmt, keinerleispezifischeGesichts-
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punkte, unter denen man die Bedeutung bestimmter Kultur-

elemente beleuchten konnte.

Frei von dem veralteten Glauben, daß die Gesamtheit der

Kulturerscheinungen sich als Produkt oder als Funktion „materieller"

Intcrcssckonstellationen deduzieren lasse, s^lauben wir unsrerseits

doch, daß die Analyse der sozialen Erscheinungen und
Kult urvor^^änge unter dem speziellen Gesichtpunktc ihrer

t' k o n o m i s eil e n Redin;4theit und Tragweite ein wissenschaftliches

Prinzip von schöpferischer Fruchtbarkeit war und, bei umsichtiger

Anwendung und Freiheit von dot,Muat.ischer Befangenheit, auch in

aller absehbarer Zeit noch bleiben wird. Die sogenannte „materia-

listische Geschichtsauffassung" als „Weltanschauung" oder als

Generalnenner kausaler Erklärung der historischen Wirklichkeit

ist auf das Bestimmteste abzuldmen« — die Pflege der ökonomischen

Geschichtsinterpretation ist einer der wesentlichsten Zwecke

unserer Zeitschrift Das bedarf der näheren Erläuterung.

Die sc^enannte „materialistische Geschichtsauffassung" in dem
alten gental-primitiven Sinneetwa des kommunistischen Manifests be-

herrscht heute wohl nur noch die Kopfe von Laien und Dilettanten.

Bei ihnen ündet sich allerdings noch immer die eigentümliche Er-

scheinung verbreitet, daß ihrem Kausalbedürfnis bei der Erklärung

einer historischen Frsolieinung so lange nicht Cienüge geschehen

ist, als nicht irgendwie und irgendwo ökonomische Ursachen als

mitspielend nachgewiesen sind (od«»r zu sein scheinen): ist dies

aber der Fall, dann begnügen sie sich wiederum mit der faden-

scficinifi^stcn Hypothese und den allgfcmeinsten Redewendungen, weil

nunmehr iiircm dogmatischen Bedürfnis, dal^ die ökonomischen

„Triebkräfte die ..eii^ciillichen ", einzig „wahren", in „letzter Instanz

überall Ausschlag gebenden" seien. Genüge »^cscliehen ist. Die Er-

sclieinung ist ja nichts Finzif^arügcs. Es haben fast alle Wissen-

schafieu, von der PhiloloL^ie bis zur Biologie, gelegentlich den An-

spruch erhoben, rrudu/ccatcn nicht nur von Fachwissen, sondern

auch von „Weltanschauungen" zu sein. Und unter dem Eindruck

der gewaltigen Kulturbedeutung der modernen ökonomischen

Umwälzungen und speziell der überragenden Tragweite der „Ar-

beiterfrage'* glitt der unausrottbare monistische Zug jedes gegen

such selbst unkritischen Erkennens naturgemäß auf diesen Weg.
Der gleiche Zug kommt jetzt, wo in zunehmender Schärfe der

politische und handelspolitische Kampf der Nationen untereinander

um die Welt gekämpft wird, der Anthropolc^e zugute: ist doch
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der Glaube weit verbreitet, dafi „in letzter Linie" alles hist<M'tsche

Geschehen Ausfluß des Spiels angeborener ,Jlassenqualitäten" gegen-

etnander sei. An die Stelle der kritiklosen bk^n Beschreibung

von „Volkscharakteren" trat die noch kritiklosere Aufstellung von

eigenen ..Gesellschaftstheorien" auf „naturwissenschaftlicher" Grund-

la<^e. Wir werden in iinserer Zeitschrift die lüUwicklun*:^ der anthro-

pologischen I'orschun^s soweit sie für unsere Gesichtspunkte Be-

deutung gewinnt, sorj^^sam verfolgen. Ks steht zu hoffen, daß der

Zustand, in welchem die kausale Zuriickführung von Kulturvor-

gängen auf die ,,Rasse" IcdigUch unser Nichtwissen dokumen-

tierte, — ähnlich wie etwa die Be/.uf^nahnie auf das „Milieu" oder,

früher, auf die „Zeitumstände", — allmählich durch methodisch ge-

schulte Arbeit überwunden wird. Wenn etwas dieser Forschung

bisher geschadet hat, so ist es die Vwstellung dfiriger EMlettanten,

dafi ae für die Erkenntnis der Kultur etwas spezifisch Anderes

und Erheblicheres leisten könnte, als die Erwdterung der Möglich-

keit sicherer Zurechnung einzelner konkreter Kulturvorgange der

historischen Wirklichkeit zu konkreten historisch gegebenen

Ursachen durch Gwinnung exakten, unter spezifischen Gesichts-

punkten erhobenen Bcotaachtungsmaterials. Ausschliefilich soweit

sie uns dies zu bieten vermögen, haben ihre Ergebnisse fiir uns

Interesse und qualifizieren sie die „Rassenbiologie" als etwas mehr
als ein Produkt des modernen wissenschaftlichen Gründungs6ebers.

Nicht anders steht es um die Bedeutung der ökonomischen

Interpretation des Geschichtlichen. Wenn nach einer Periode j^renzen-

loser ITbcrschätzung heute beinahe die Gefahr liesteht, daß sie in

ihrer wissenschaftlichen Leistuni^sfähigkeit u n t e r w ertet werde, so ist

das die Folge der beispielslosen l'nkritik, mit welcher die ökono-

mische Deutung der Wirklichkeit als universelle" Methode in dem
Sinne einer Deduktion aller KuUurerschcinungen — d. h. alles an

ihnen für uns Wesentlichen, — als in letzter Instanz ökonünusch

bedingt verwendet wurde. Heute ist die lo^^i.sche Form, in der sie

auftritt, nicht ganz ciuheillich. Wo für die rein ökonomische Er-

klärung sich Schwierigkeiten ergeben, stehen verschiedene Mittel

zur Verfugung, um ihre Aligemeingültigkeit als entscheidendes ur-

sächliches Moment aufrecht zu erhalten. Entweder man behandelt

alles das, was in der historischen Wirklichkeit nicht aus ökono-

mischen Motiven deduzierbar ist» als eben deshalb wissenschaft-

lich bedeutungslose „Zufälligkeit". Oder man dehnt den Be-

griff des ökonomischen bis zur Unkenntlichkeit, so dafi alle mensdi-

Dlgitized by Google



44 Max Weber,

liehen Interessen, welche irj^end wie an äußere Mittel gebunden

sind, in jenen Begriff einbezogen werden. Steht historisch fest, dali

auf zwei in ökonomischer Hinsicht t^leiche Situationen dennoch

verschieden reaj^iert wvirde, - infolge der Differenzen der poli-

liächea und religiösen, klimatischen und der zahllosen aadcrcn

nicht ökonomischen Detenninanten —, dann degradiert man, um
die Suprematie des Ökonomischen zu erlialteo, alle diese Momente
zu den historisch zufälligen „Bedingungen" unter denen die ökono-

mischen Motive als ,,Ur8achen" wirken. Es versteht sich aber» daß

alle jene für die ökonomische Betrachtung t^ufalligen" Momente ganz

in demselben Sinne wie die okonomisdien je ihren eigenen Gesetzen

folgen, und dafi fiir eine Betrachtungsweise, welche ihre spezifische

Bedeutung verfolgt, die jeweiligen ökonomischen „Bedingungen"

ganz in dem gleichen Sinne „historisch zufallig" sind, wie um-

gekehrt. Ein beliebter Versuch, demgegenüber die überragende

Bedeutung des ökonomischen zu retten, besteht endlich darin, daß

man das konstante Mit- und Aufeinanderwirken der einzelnen Ele-

mente des Kulturlebens in eine kausale oder funktionelle Ab-
hängigkeit des einen von den anderen oder vielmehr aller übrigen

von einetii : dem ökonomischen, deutet. Wo eine bestimmte ein-

zelne nicht wirtschaftliche Institution historisch aiicli eine be-

stimmte „Funktion" im Dienste von ökonomischen Klasseninleressen

verseilen hat, d.h. diesen dienstbar geworden ist, wo z.B. etwa

bestimmte religiöse Institutionen als schwarze Polizei" sich ver-

wenden lassen und \erwendct werden, wird dann die ganze Insti-

tution entweder als für diese Funktion geschahen oder, — ganz

metaphysisch, — als durch eine vom Ökonomischen ausgehende

„Entwicklungstendenz" geprägt, vorgestellL

Es bedarf heute fiir keinen Fachmann mehr der Ausführung,

daö diese Deutung des Zweckes der ökonomischen Kulturanal}^

der Ausfluß teils einer bestimmten geschichtlichen Konstellation,

die das wissenschaftliche Interesse bestimmten ökonomisch bedingten

Kulturproblemen zuwendete, teils eines rabiaten wissenschaftlichen

Ressortpatriotismus war und daß sie heute mindestens veraltet ist

Die Reduktion auf ökonomische Ursachen allein ist auf keinem
Gebiete der Kulturerscheinungen je in irgend einem Sinn erschöpfend,

auch nicht auf demjenigen der „wirtschaftlichen" Vorgänge. Prin-

zipiell ist eine Bankgeschi hte irgend eines Volkes, die nur die

ökonomischen Motive zur Erklärung heranziehen wollte, natürlich

ganz ebenso unmöglich, wie etwa eine „Erklärung" der Sixtioischen
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Madonna aus den sozial - ökonomischen Grundlagen des Kultur-

lebens zur Zeit ihrer Entstehung sein würde, und sie ist in keiner

Weise prinzipiell erschöpfender als es etwa die Ableitung des Ka-

pitalismus aus gewissen Umgestaltungen religiöser Bewußtseins-

inhalte . die bei der Genesis de-; kapitalistischen Geistes mit-

spielten, oder etwa irgend eines [lolitischcn Gebildes aus !:^eoL^ia-

phischen Bedingungen sein würden. In allen diesen i- allen ist für

das Maß der Bedeutung, die wir ökonomischen Bedingungen bei-

zumessen haben, entscheidend, welcher Khissc von Ursachen die-

jenigen spezifischen Elemente der betreffenden Erscheinung, denen

wir im einzelnen Ealic Bedeutung beilegen, auf die es uns an-

kommt, zuzurechnen sind. Das Recht der einseitigen Ana-

l>'se der Kulturwirklichkeit unter spezifischen „Gresichtspunkten"

aber, — in unserem Falle dem ihrer ökooomisclien Bedingt-

h&t, — ergibt sich zunächst rein methodisch aus dem Umstände,

dafi die Einschulung des Auges auf die Beobachtung der Wirkung

qualitativ gleichartiger Ursachenkategorien und die stete Verwen-

dung des gleichen begrifflich-methodischen Apparates alle Vorteile

der Arbeitsteilung bietet Sie ist so lange nicht „willkürlich",

als der Erfolg iiir sie spricht, d. h. als sie Erkenntnis von Zu-

sammenhängen liefert, welche (lir die kausale Zurechnung kon-

kreter historischer Vorgänge sich wertvoll erweisen. Aber: die

„Einseitigkeit" und UnWirklichkeit der rein ökonomischen Inter-

pretation des Geschichtlichen ist überhaupt nur ein Spezialfall eines

j^anz allgemein für die wissenschaftliche Erkenntnis der Kultur-

wirklichkeit geltenden Prinzips. Dies in seinen logischen Grund-

lagen und in seinen allgemeinen methodischen Konscquen'/en uns

zu verdeutlichen ist der wesentliche Zweck der weiteren Ausein-

anderseizun )^^en.

Es gibt keine schlechthin „objektive" wissensrhaftliche Ana-

lyse des Kulturlebens oder, — was vielleicht etwas Engeres, für

unsern Zweck aber sicher niclilii wesentlich anderes bedeutet, —
der .sozialen Erscheinungen" unabhängig von .speziellen und

„einseitigen" Gesichtspunkten, nach denen sie — ausdrücklich oder

stillschweigend, bewußt oder unbewußt — ab Forschungsobjekt

ausgewählt, ana]}^ert und darstellend gegliedert werden. Der
Grund liegt in der Eigenart des Erkenntntsztels einer jeden sozial-

wissenschaftlichen Arbeit, die über eine rein formale Betrachtung

der Normen — rechtlichen oder konventionellen — des sozialen

Beieinanderseins hinausgehen will.
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Die Sozialwissetischaft, die wir treiben wollen, ist eine Wirk-
lichkeitswissenschaft. Wir wollen die uns umcfebende Wirk-

lirhkeit des Lebens, in welclies wir hineingestellt sind, in ihrer

I i 1^ e n a r t verstehen — den Zusammenhang und die Kultur b e d e u -

tung ihrer einzelnen Erscheinungen in ihrer heutig^en Gestaltung

einerseits, die Gründe ihres geschichtlichen So - und - nicht - anders-

Gewordenseins andererseits. Nun bietet uns das Leben, sobald

wir uns auf die Art, in der es uns uninitlelbar enl^^e^a^ntritt, zu

besinnen suchen, eine schlechthin unendliclie Mannigfaltigkeit von

nach- und nebeneinander auftauchenden und vergehenden Vorgängen,

„in" uns und „außer" uns. Und die absolute Unendlichkeit dieser

Mannigfaltigkeit bleibt intensiv durchaus ungemindert auch dann

bestehen, wenn wir ein einzelnes „Objekt" — etwa einen konkreten

Tauschakt — isoliert ins Auge fassen, — sobald wir nämlich ernst-

lich versuchen wollen, dies „Einzelne" erschöpfend in allen

seinen individuellen Bestandteilen auch nur zu beschrdben, ge-

schweige denn es in seiner kausalen Bedingtheit zu erfassen. Alle

denkende Erkenntnis der unendlichen Wirklichkeit durch den end-

lichen Menschengeist beruht daher auf der stillschweigenden Vor-

aussetzung, daß jeweils nur ein endlicher Teil derselben den

Gegenstand wissenschaftlicher Erfiassung bilden, daß nur er „wesetit

lidi" im Sinne von „wissenswert" sein solle. Nach welchen Prin*

zipien aber wird dieser Teil ausgesondert? Immer wieder hat man
geglaubt, das entscheidende Merkmal auch in den Kulturwissen-

schaften in letzter Linie in der „gesetzmäßigen" Wiederkehr be-

stimmter ursächlicher \^crknüpfungen finden zu können. Das, was

die „Gesetze", die wir in dem unübersehbar mannigfaltigen Ablauf

der Erscheinungen zu erkennen verinöj^cn, in sieh enthalten, muß, —
nach dieser .*\uffassuni;, — das allein wisscnscliaftlich „Wesentliche'"

in ihnen sein: subald wir die ,,Gcset/lichkeit'' einer ursächlichen

Verknüpfung, sei es mit den Mitteln umfassender historisclier In-

duktion als ausnahmslos geltend nachgewiesen, sei es (ur die innere

Er&hrung zur unmittelbaren anschaulichen Existenz gebracht haben,

ordnet sich ja jeder so gefundenen Formel jede noch so groß ge

dachte Zahl gleichartiger Fälle unter. Was nach dieser Heraus-

hebung des „Gesetzmäßigen" jeweils von der individuellen Wirk-

lichkeit unbegriffen verbleibt, gilt entweder als wissenschaftlich

noch unverarbeiteter Rückstand, der durch immer weitere Vervoll-

kommnung des „Gesetzes"-Systems in dieses hineinzuarbeiten sei,

oder aber es bleibt als „zufällig" und eben deshalb wissenschaft-
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lieh unwesentlich überhaupt beiseite, eben weil i> nicht „;:(csctz-

hch be^^reifbar" ist. also nicht zntn „ Typus" des \ organgs «^a-hört und

daiier nur Cicgenstand ,,inüßi»^cr Neugier'' .sein kann. Immer wieder

taucht (Jcnigemäß — selbst bei Vertretern der historischen Schule —
die X'orstellun^ auf, das Ideal, dem alle, also auch tiie Kultnrer-

kenninis zustrebe und, wenn auch für eine ferne ZukimiL, zustreben

könne, sei ein System von Lehrsätzen, aus dem die Wirklichkeit

„deduziert" werden konnte. Ein FQhrer der Naturwissenschaft hat

bekanntlich gegktubt» als das (faktisch unerreichbare) ideale Ziel

einer solchen Verarbeitung der Kulturwirklichkeit eine „astrono-
mische" Erkenntnis der Lebensvorgänge bezeichnen zu können.

Lassen wir uns, so oft diese Dinge nun auch schon erörtert sind, die

Muhe nicht verdriefien auch unsererseits hier etwas näher zuzu-

sehen. Zunächst fallt in die Augen, daß diejenige „astronomische"

Erkenntnis an welche dabei gedacht wird, keine Erkenntnis von
Gesetzen ist , sondern vielmehr die „Gesetze", mit denen sie

arbeitet, als Voraussetzungen ihrer Arbeit anderen Disziplinen,

wie der Mechanik, entnimmt. Sie selbst aber interessiert sich für die

Frage: welches individuelle P'rgebnis die Wirkung jener Ge-

setze auf eine individuell gestaltete Konstellation erzeugt,

da diese individuellen Konstellationen für uns Bedeutung haben,

jede individuelle Konslellati(jn, die sie uns
,
.erklärt" oder \oraus-

sagt, i>-t natürlich kausal nur erklärbar als I'^olge einer anderen

gleich individuellen ihr vorhergehenden, und soweit wir zurück-

greifen in den grauen Nebel der fernsten V^ergangenheit — stets

bleibt die Wirklichkeit, für welche die Gesetze gelten, gleicli indi-

viduell, i^lcich wenig aus den Gesetzen dcduzicrbar. Hin kos-

mischer „Urzustand", der einen nicht oder weniger individuellen
Charakter an sich trüge als die kosmische Wirklichkdt der Gegen*

wart ist, wäre natürlich ein sinnloser Gedanke: — aber spukt

nicht ein Rest ähnlicher Vorstellungen auf unserm Gebiet in jenen

bald naturrechtlich erschlossenen, bald durch Beobachtung an

„Naturvölkern" verifizierten Annahmen ökonomisch-sozialer „Ur-

zustände" ohne historische „Zufälligkeiten", — so des „primitiven

Agrarkommunlsmus", der sexuellen „Promiscuitat" usw., aus denen

heraus alsdann durch eine Art von Sünden&ll ins Konkrete die

individuelle historische E)ntwicklung entsteht!*

Ausgangspunkt des sozialwissenschaftliclien Interesses ist nun

zweifellos die wirkliche, also individuelle Gestaltung des uns

umgebenden sozialen Kulturlebens in seinem universellen, aber
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deshalb natürlich nicht minder individuell gestalteten, Zu-

sammenhange und in seinem Gewordensein aus anderen, selbst-

verständlich wiederum individuell gearteten, sozialen Kultur/uständen

heraus. Offenbar liegt hier der Sachverhalt, den wir eben an der

Astronomie als einem (auch von den Logikern regelmäßig zum
gldchen Behufe herangezogenen) Ghrenzfolle erläuterten, in spezifisch

gesteigertem Mafie vor. Während für die Astronomie die Welt-

körper nur in ihren quantitativen, exakter Messung zugäng-

lichen Beziehungen für unser Interesse in Betracht kommen, ist

die qualitative Färbung der Vorgänge das, worauf es uns in

der Sozialwissenschaft ankommt Dazu tritt, dad es sich in den

Sozialwissenschaften um die Mitwirkung geistiger Vorgänge

handelt, welche nacherlebend zu „verstehen" natürlich eine Auf-

gabe spezifisch anderer Art ist, als sie die Formeln der exakten Natur-

erkenntnis überhaupt lösen können oder wollen. Immerhin sind

diese Unterschiede nicht an sich derart prinzipielle, wie es auf den

ersten Blick scheint. Ohne Qualitäten kommen — von der reinen

Mechanik rib^osehcn - auch die exakten Xaturwissenscliriftcn

nicht aus; wir stoßen lerner auf unserem Spezialgebiet auf

die — freilich schiefe — Meinung, daß wenigstens die für unsere

Kultur fundamentale Krscheinung des ^eldwirtschaftlichen Ver-

kehrs quantifizierbar und eben deshalb „gesetzlich" erfaß-

bar sei ; und endlich hängt es von der engeren oder weiteren

Fassung des Begriffs „Gesetz. " ab, ob man auch Regelmäßig-

keiten, die. weil nicht quantifizierbar, keiner zahlenmäßigen Kr-

&ssung zu-^anglich sind, darunter verstehen will. Was speziell die

Mitwirkung „geistiger*' Motive anlangt, so schlieSt sie jedenfalls die

Aufteilung von Regeln rationalen Handelns nicht aus, und vor

allem ist die Ansicht noch heute nicht ganz verschwunden, daß es

eben die Au%abe der Psychologie sei, eine der Mathematik

vergleichbare Rolle fiir die einzelnen „Geisteswissenschaften"
zu spielen, indem sie die komplizierten Erscheinungen des Sozial-

lebens auf ihre psychischen Bedingungen und Wirkungen hin zu

zei^liedern, diese auf möglichst einfache psychische F'aktoren zu-

rückzuführen, letztere wieder gattungsmafiig zu klassifizieren und

in ihren funktionellen Zusammenhängen zu untersuchen habe. Damit

wäre dann, wenn auch keine „Mechanik", so doch eine Art von

„Chemie" des Soziallebens in seinen psychischen Ci rundlagen ge-

schaffen. Ol) derartige Untersurhun^cn jemals wertvolle und —
was davon versdiieden ist — für die K u 1 1 u r Wissenschaften brauch-
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bare F i n z e ! erq^chnisse liefern würden, können wir hier nicht ent-

scheiden wollen. Für die Fni<^e aber, ob das Ziel sozialökono-

mischer Erkenntnis in unserem Sinn. Erkenntnis der Wirklichkeit
in ilirer Kultur b c d e u t u n

«]f
und ihrem kausalen Zusammenliang

durch die Aufsucium*:: des sich geset/niät^ii^ Wicilcrholcnden erreicht

werden kann, wäre dies ohne allen Belang. (leselzt den Fall, es

gelänge enun.il, sei es mittels der Psychologie, sei es auf anderem

Wege, alle jemals beobachteten und weiterhin auch alle in irgend

aaer Zukunft denkbaren ursächlichen Verknüpfungen von Vor«

gangen des menschlichen Zusammenlebens auf irgend welche ein-

fache letzte .uFaktoren'' hin zu analysieren, und dann in einer un-

geheuren Kasuistik von Begriffen und streng gesetzlich geltenden

Regeln erschöpfend zu er&ssen — was würde das Resultat für die

Erkenntnis der geschichtlich gegebenen Kulturwelt, oder auch

nur irgend einer Einzelerscheinung daraus,— etwa des Kapitalismus in

seinem Gewordensein und seiner Kulturbedeutung, — besagen } Als

Erkenntnis mittel ebensoviel und ebensowenig wie etwa ein Lexikon

der organischen chemischen Verbindungen für die biogenetische
Erkenntnis der Tier- und PflanzsenwdL Im einen Falle wie im

andern würde eine sicherlich wichtige und nützliche Vorarbeit ge-

leistet sein. Im einen Fall so wenij^ wie im anrlcrn ließe sich aber

atis jenen „Gesetzen" und ,,I\'ikloren" die Wirklichkeit des [.cbcns

jemals deduzieren — nicht etwa desliaib nicht, weil noch iri^^end

welche höhere und ^a-heinu\is\<>IIe „Kräüe" i^„Dominaiiteii'\ „l-aite-

lechien" oder w ie man sie sonst ;.;enannt hat) in den Lebeiiserschei-

nunj^en stecken i7iül.?teii — das ist eine hragc ^anz für sich —
sondern schon einfach deswegen, weil es uns für die Erkenntnis

der Wirklichkeit auf die Konstellation aiikomnit, in der sich

jene {hypothetischen!) „F'aktoren", zu einer geschichtlich für

uns bedeutsamen Kulturersdieinung gruppiert, vorfinden, und

weil, wenn wir nun diese individudle Gruppierung ,,kausal er-

klären" wollen, wir immer auf andere, ganz ebenso individuelle

Gruppierungen zurückgreifen müßten, aus denen wir sie, natürlich

unter Benutzung jener (hypothetischen 1) „Gesetzes^'-BegrifTe „er-

klären" würden. Jene (hypothetischen) „Gesetze" und „Faktoren"

festzustellen, wäre für uns also jedenfalls nur die erste der

mehreren Arbeiten, die zu der von uns erstrebten Erkenntnis fuhren

würden. Die Analyse und ordnende Darstellung <ler jeweils

historisch gegebenen, individuellen (Gruppierung jener „haktoren"

und ihres dadurch bedingten konkreten, in seiner Art bcdeut-
Archhr für SMÜlwi»«nMh«ft a. SoBi«Ipoliük. L (A. f. «».C. a.St. X|^) i. 4
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Samen Zusammenwirkens und vor allen die Verständlich-
machun^^ des (irundes und der Art dieser Bedeutsamkeit,
wäre die nächste, /.war unter Vcrwcndunpf jener \'orarbeit zu lösende,

aber ihr gcy^enüber \ ölli«^r neue und s e 1 b s t ä n d i er e Aufgabe.

Die Zurückverfol;^unt{ der einzelnen, für die Gegenwart bedeut-

samen, individuellen tigentümlichkeitcn dieser Gruppierungen in

ihrem Gewordenscin soweit in die Verpfangenheit als möglich und

ihre historische Kiki.uung aus früheren wiederum individuellen

Konstellationen wäre die dritte, — die Abschätzung möglicher Zu-

kunft^Oflstellationen endlidi eine denkbare vierte Aufgabe.

Für alle diese Zwecke wäre das Vorhandensein klarer Begriffe

und die Kenntnis jener (hypothetischen) „Gesetze'* offenbar als Er«

kenntnism it te 1 — aber auch n u r als solches— von großem Werte,

ja sie wäre zu diesem Zwecke schlechthin unentbehrlich. Aber

selbst in dieser Funktion zeigt sich an einem entscheidenden

Punkte sofort die Grenze ihrer Tragweite, und mit deren Feststellung

gelangen wir zu der entscheidenden Eigenart kulturwissenschaftlicher

Betrachtungsweise. Wir haben als „Kulturwissenschaften" solche Diszi-

plinen bezeichnet, welche die Lebenserscheinungen in ihrer Kultur b e -

deutung zu erkennen strebten. Die Bedeutung der Gestaltung

einer Kulturerscheinung und der Gr u n d dieser Bedeutung kann aber

aus keinem noch so vollkommenen System von Gesetzesbegriffen

cntnf)mmen, begründet und verständlich <:^emacht werden, denn sie

/setzt die Beziehung der Kulturerschemun^en auf Wert Ideen
/voraus. Der Be«Trifr der Kultur ist ein W c r t begr i ff. Die empi-

' rische Wirkliclikeit ist fiir uns „ivultiu", weil und sofern wir sie

mit Wertideen in Be/.icijung setzen, sie umfaßt diejenigen Bestand-

teile der Wirklichkeit, welche durch jene Beziehung fiir uns be-

deutsam werden, und nur diese. Ein winziger Teil der jeweils

(^trachteten individuellen Wirklichkeit wird von unserm durch jene

Wertideen bedingten Interesse gefärbt, er alldn hat Bedeutung för

uns, er hat sie, weil er Beziehungen aufweist, die für uns infolge

ihrer Verknüpfung mit Wertideen wichtig sind; nur weil und so-

weit dies der Fall, ist er in seiner individuellen Eigenart fiir uns

wissenswert. Was aber für uns Bedeutung hat, das ist natiirltch

durch keine „voraussetzunglose'' Untersuchung des empirisch Ge-

gebenen zu erschließen, sondern seine Feststellung ist Voraussetzung

dafür, dafi etwas- Gegenstand der Untersuchung wird. Das Be-
deutsame koinzidiert natürlich audi «als solches mit keinem

Gesetze als solchem, und zwar um so weniger, je altgemein-
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gültiger jenes Gesetz ist. Denn die spezifische Bedeutung, die

ein Bestandteil der Wirklichkeit für uns hat, findet sich natürlich

gerade nicht in denjenigen seiner Beziehungen, die er mit mög-

lichst vielen anderen teilt. Die Beziehung der Wirklichkeit auf

Wertidccn. die ihr Bedfiitung verleihen und, die Heraushebung und

Ordnun;^ der dadurch gelarbten Bestandteile des Wirklichen unter

dem ( icsichtspunkt ihrer Kulturb e d e u t u n ^ ist ein gänzlich

heterogener und disparater Gesichtspunkt gegenüber der Analyse

der Wirkliclikcit auf Gesetze und ihrer Ordnung in generellen

Begriffen. Beide Arten der denkenden Ordnung des Wirklichen

haben keinerlei notwendige logische Beziehungen zueinander. Sie

können in einem Einzelfall einmal koinzidieren, aber es ist von den

verhängnisvollsten Folgen, wenn dies zufällige ZusammentrefTen

über ihr prinzipielles Auseinander&llen tätischt Es kann die

Kulturbedeutung einer Erscheinu ng, z.R des geldwirtschaftlichen

Tausches, darin bestehen, dafi er als Massenerscheinung aufb'itt,

mt dies eine fundamentale Komponente des heutigen Kulturlebens

ist Alsdann ist aber eben die historische Tatsache, daß er

diese Rolle spielt, das, was in seiner Kulturbedeutung verstand*

lieh zu machen, in seiner historischen Entstehung kausal zu erklären

ist. Die Untersuchung des generellen Wesens des Tausches und

der Technik des Marktverkehrs ist eine — höchst wichtige und

unentbehrliche! — Vorarbeit. Aber nicln nur ist damit die Frage

. nicht beantwortet, wie denn historiscii der Tausch zu seiner

heutigen fundamentalen Bedeutung gekommen ist, sondern vor allen

Dingen: das, worauf es uns in letzter Linie doch ankommt: die

Ku 1 1 u r b e (i e u t u n g der GeldWirtschaft, um derentwillen wir uns

für jene Schilderung der X'erkelirstechnik ja allein interessieren, um
derentwillen allein es heute eine Wisscnscliaft gibt, welche sich mit

jener Technik i^efaUt, — sie folgt aus keinem jener „Gesetze".

Die ga 1 1 u n g siii äüi g e u Merkmale des Tausches, Kaufs etc.

interessieren den Juristen, — was uns angeht, ist die Aufgabe, eben

jene Kulturbedeutung der historischen Tateach^ dafi der

Tausch heute Massenerscheinung ist, zu analysieren. Wo sie erklärt

werden soll, wo wir verstehen wollen, was unsere sozialökonomische

Kultur etwa von der des Altertums, in welcher der Tausch ja ge-

nau die gldchen gattungsmäßigen Qualitäten aufwies wie heute,

unterscheidet, worin also die Bedeutung der „Geldwirtschaft"

li^t, da ragen logische Prinzipien durchaus heterogener Herkunft

in die Untersuchung hinein: wir werden jene B^riffe, welche die

4*
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Untersuchung der gattungsmäßigen Elemente der ökonomischen

Massenerscheinungen uns liefern, zwar, soweit in ihnen be-

deutungsvolle Bestandteile unserer Kultur enthalten sind, als

Darstcllungs mittel verwenden: — nicht nur aber ist das Ziel

unserer Arbeit durch die nocli so «genaue Darstcllurif:^ jener Begriffe

und Gesetze niclit erreicht, sondern die hraj^e , was zum Gegen-

stand der gattungsmäßigen RegrifTshildurig gemacht werden soll,

ist gar nicht ,,voraussetzungslüs", sondern eben im Hinblick auf die

Bedeutung entschieden worden, welclie bestimmte Bestandteile

jener unendlichen Mannigfaltigkeit, die wir „Verkehr" nennen, für die

Kultur besitzen. Wir erstreben eben die Erkenntnis einer histo-

rischen, d. h. einer in ihrer Eigenart bedeutungsvollen,
Erscheinung. Und das entscheidende dabei ist: nur durch die

Voraussetzung, daß em endlicher Teil der unendlichen Fülle der

Erscheinungen allein bedeutungsvoll sei, wird der Gredanke

einer Erkenntnis individueller Erscheinungen überhaupt logisch

sinnvoll. Wir ständen, selbst mit der denkbar umfassendsten Kenntnis

aller „Gesetze" des Geschehens, ratlos vor der Frage: wie ist kau •

sale Erklärung einer individuellen Tatsache überhaupt

möglich, — da schon eine Beschreibung selbst des kleinsten

Ausschnittes der Wirklichkeit ja niemals erschöpfend denkbar ist?

Die Zahl und Art der Ursachen, die irgend ein individuelles Er-

e^nis bestimmt haben, ist ja stets unendlich, und es gibt keinerlei

in den Dingen selbst liegendes Merkmal, einen Teil von ihnen als

allein in Betracht kommend , auszusondern. Ein Chaos von

,,Existenzialurtcilen" über unzaldigc einzelne WahrnehmunL^'cn wäre

das cin/JC!"e. was der Versuch eines ernsdich „voraussctzungslf )sen"

Erkennens der Wirklichkeit er/.iclen würde. Und selbst dieses

Ergebnis wäre nur scheinbar moglirh, denn die Wirklichkeit jeder

einzelnen Wahrnehmung zeigt bei näherem Zusehen ja stets un-

endlich viele cin/.clne Bestandteile, die nie erschöpfend in \\ ahr-

nehmungsurteilea ausgesprochen werden können, hi dickes Chaos

bringt nur der Umstand Ordnung, daß in jedem Fall nur e i n

Teil der individuellen Wirklichkeit für uns Interesse und Be-

deutung hat, weil nur er in Beziehung steht zu den Kultur*
wertideen, mit welchen wir an die Wirklichkeit herantreten.

Nur bestimmte Seiten der stets unendlich mannigfaltigen Einzel-

erscheinungen: diejenigen, welchen wir eine allgemeine Kultur*
bedeutung beimessen — sind daher wissenswert, sie allein

sind Gegenstand der kausalen Erklärung. Auch diese kausale Er-
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klärung selbst weist dann wiederum die f^leiche Erscheinung auf:

ein erschöpfender kausaler Regressus von ii<^cnd einer konkreten

p'rscheinung in ihrer vollen Wirklichkeit aus ist niclit nur praktisch

unmöglich sondern einfach ein Unding. Nur dicjeni^'en Ursachen,

welchen cI.l im Einzelfalle „wesentlichen" Bestandteile eines Ge-

schehens zuzureciinen sind, greifen wir heraus : die Kausalfra^e

ist, wo es sich um die Individualität einer Erscheinung han-

delt, nicht eine Frage nach Gesetzen, sondern nach konkreten

kausalen Zusammenhängen» nicht eine Frage, welcher Formel

£e Erscheinung als Exemplar unterzuordnen, sondern die Frs^
welcher individuellen Konstellation «e als Ergebnis zuzurechnen
ist: sie ist Zurechnungsfrage. Wo immer die kausale Er-

klärung einer „Kulturerscheinung" — eines „historischen Indi-

viduums", wie wir im Anschlufi an einen in der Methodologie

unserer Disziplin schon gelegentlich gebrauchten und jetzt in der

Logik in präziser Formulierung üblich werdenden Ausdruck sagen

wollen — in Betracht kommt, da kann die Kenntnis von Gesetzen
der Verursachung nicht Zweck, sondern nur Mittel der Unter-

suchung sein. Sic erleichtert und ermöglicht uns die kausale Zu-

rechnung^ der in i!irer Individualität kulturbedeutsamen Hestandleile

der Erscheinun<^en /.u ihren konkreten Ursachen. Soweit, und nur

soweit, als sie dies leistet, ist sie für die Erkenntnis individueller Zu-

vamniLnhänffe wertvoll. Und je „allgemeiner", d. h. abstrakter, die

Gesetze, desto weniger leisten sie für die Bedürfnisse der kau-

salen Zurechnung i n d i \- i d u e 1 1 e r Erschein un;^aMi und damit in»

direkt für das Verständnis der Bedeutung der KuUurvorgänge.

Was folgt nun aus alledem?

Natürlich nicht etwa, daß auf dem Gebiet der Kulturwissen«

Schäften die Erkenntnis des Generellen, die Bildung abstrakter

Gattungsbegriffe, die Erkenntnis von Regelmäßigkeiten und der

Versuch der Formulierung von „gesetzlichen" Zusammenhängen

keine wissenschaftliche Berechtigung hätte. Im geraden Gegenteil:

wenn die kausale Erkenntnis des Historikers Zurechnung kon-

kreter Erfolge zu konkreten Ursachen ist, so ist eine gültige Zu-

recfanung irgend eines individuellen Erfolges ohne die Verwendung

„nomologischei" Kenntnis — Kenntnis der Regelmäßigkeiten der

kausalen Zusammenhänge — überhaupt nicht möglich. Ob einem

einzelnen individuellen Bestandteil eines Zusammenhanges in der

Wirklichkeit in concreto kausale Bedeutung für den Erfolg, um dessen

kausale Erklärung es sich handelt, beizumessen ist, kann ja im
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Zweifclsfalle nur durch Abschätzung der Einwirkungen, welche wir

von ihm und den anderen für die K-klärung mit in Betracht

kommenden Bestandteilen des gleichen Komplexes generell zu er-

warten pflccjen: welche „adäquate" Wirkungen der betreffenden ur-

sächliclien Kiemente sind, bestimmt werden. Inwieweit der Historiker

(im weitesten Sinne des Wortes) mit seiner aus der persönlichen

I.ebenserfalirung gespeisten und methodisch geschulten Phantasie

diese Zurechnung sicher vollziehen kann und inwieweit er auf die

Hilfe spezieller Wissenschaften angewiesen ist, welche sie ihm er-

möglichen, das hängt vom Knzel&Ile ab. Überall aber und so auch

auf dem Gebiet kompliaeierter wirtschaftlicher Vorgänge ist die

Sicherheit der Zurechnung um so größer, je gesicherter und

umfassender unsere generelle Erkenntnis ist Daß es sich dabei

stets, auch bei allen sog. „wirtschaftlichen Gesetzen" ohne Aus-

nahme, nicht um im engeren, exakt naturwissenschaftlichen Sinne

„gesetzliche", sondern um in Regeln ausgedrückte adäquate ur-

sächliche Zusammenhänge, um eine hier nicht näher zu analysierende

Anwendung der Kategorie der „objektiven Möglichkeit" handelt,

tut diesem Satz nicht den mindesten Eintrag. Nur ist eben die

Aufstellung solcher Regelmäßigkeiten nicht Ziel, sondern Mittel
der Erkenntnis, und ob es Sinn hat, eine aus der Alltagserfahrung

bekannte Regelmäßigkeit ursächlicher Verknüpfung als „Gesetz" in

eine Formel /u bringen, ist in jedem einzelnen I-all eine Zweck-

mäßigkeitslVage. Für die exakte Naturwissenschaft sind die „Ge-

setze" um so wichtiger und wertvoller, je allgemeingültiger
sie sind, fiir die Erkenntnis der historischen Erscheinunö^en in ihrer

konkreten \'oraussetzung sind die allgemeinsten Gesetze, weil

die iuli litleersten, regelmäßig auch die wertlosesten. Denn je um-

fassender die Geltung eines Gattungsbegriffes — sein Umfang
— ist, desto mehr fuhrt er uns von der Fülle der Wirklichkeit

ab, da er ja, um das Gemeinsame möglichst vieler Erscheinungen

zu enthalten, möglichst abstrakt, also inhaltsarm sein muß. Die

Erkenntnis des Generellen ist uns in den Kulturwissenschaften

nie um ihrer selbst willen wertvoll.

Was sich uns als Resultat des bisher Gesagten ergibt, ist, daß

«ine „objektive" Behandlung der Kutturvorgänge in dem Sinne, daß

als idealer Zweck der wissenschaftlichen Arbeit die Reduktion des

Empirischen auf „Gesetze" zu gelten hätte, sinnlos ist. Sie ist dies

nicht etwa, wie oft behauptet worden ist, deshalb weil die Kultur»

Vorgänge oder etwa die geistigen Vorgänge „objektiv" wen^er
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^[esetzlich abliefen, sondern weil i) Erkenntnis von sozialen Gesetzen

keine Erkenntnis des sozial Wirklichen ist, sondern nur eins von

den verschiedenen Hilfsmitteln, die unser Denken zu diesem B^'

hufe braucht, und weil 2) keine Krkcniitnis von K u 1 1 u r vor'j:^än^en

anders denkbar ist, als auf der (irundhiL^e der Bedeutung, welch*^

die stets individuell geartete Wirklichkeit des Lebens in bestimmten

einzelnen Beziehunefen für uns hat In welchem Sinn und ii^

w eich e n He/.iehunf^en dies der l'all ist, enthüllt uns aber kein

Ciesclz, denn das ctiischeidct sich nach den Wertideen, unter ,

denen wir die „Kultur" jeweils im einzelnen Falle betrachten.

„ICultut" ist em vom Standpunkt des Menschen aus mit Sinn und

Bedeutung bedachter endlicher Ausschnitt aus der hirnlosen Uncnd-^
Uchkdt des Weltgeschehens. Sie ist es iiir den Menschen auch

dann, wenn er einer konkreten Kultur als Todfeind sich ent*

gegensteUt und MRüddcehr zur Natur" verlangt. X>enn auch zu

dieser Stellungnahme kann er nur gelangen, indem er die kon-

krete Kultur auf seine Wertideen bezieht und „zu leicht" befindet

Dieser rein logisch-formale Tatbestand ist gemeint, wenn hier

von der logisch notwendigen Verankerung aller historichen Indi*

\iduen an „Wertideen" gesprochen wird. Transzendentale Voraus-

setzung jeder Kul tu r Wissenschaft ist nicht etwa, daß wir

eine bestimmte oder überhaupt irgend eine „Kvüliir" wertvoll

finden, sondern daß wir Kulturm e n seil e ii sind, l)c^al)t mit der

T-'uhij^keit und dein Willen, bewußt zur Welt Stellung; /.u iielimcn

und ihr einen Sinn zu verleihen. Welches iiniiu^r dieser Sinn sein

mag, er wird dazu führen, daß wir im 1 ,eV>en bestimmte Erschei-

nunp^en des menschlichen Zusammenseins aus ihm heraus beur-

teil en. zu ihnen als bedeutsam (positiv oder negativ) Stellung

nehmen. Welches immer der Inhalt dieser Stellungnahme sei, —
diese Erscheinungen haben für uns Kulturb edcutung» auf dieser

Bedeutung beruht allein ihr wissenschaftliches Interesse. Wenn also

hier im Anschluß an den Sprachgebrauch moderner Logiker von

der Bedingtheit der Kulturerkehntnis durch Wertideen gesprochen

wird, so ist das hoffentlich Mißverständnissen so grober Art. wie

der Meinung, Kulturbedeutung solle nur wertvollen Ersch«,

nungen zugesprochen werden, nicht ausgesetzt Eme Kultur,

«ischcinung ist die Prostitution so i-ut ^vie die Religion oder das

Geld, alle drei deshalb und n u r deshalb und n u r soweit, als ihr^

Existenz und die Form, die sie historisch annehmen, un^er^
Kulturinteressen direkt oder indirekt berühren, als sie unset^
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Krkenntnistrieb unter Gesichtspunkten erregen, die hergeleitet sind

aus den W'crtidccn, wclclie das Stück Wirklichkeit, welches in jenen

Begriffen gedacht wird, für uns bedeutsam machen.

Alle Erkenntnis der Kulturwirkhchkcit ist, wie sich daraus er-

gibt, stets eine Erkenntnis unter spezifisch besonderten Ge-
sichtspunkten. Wenn wir von dem Historiker und Sozial-

forscher als elementare Voraussetzung verlangen, daß er Wichtiges

von Unwichtigem unterscheiden könne, und dafi er iur diese Unter-

schddung die eiforderlidien „Gesichtspunkte" habe, so heifit das

lediglich, dafi er verstehen müsse, die Vorgäno;e der Wirklichkeit,

— bewufit oder unbewufit — auf universelle „Kulturwerte" zu be-

ziehen und danach die Zusammenhange herauszuheben, welche iur

uns bedeutsam sind. Wenn immer wieder die Meinung auftritt,

jene Gesichtspunkte konnten dem „Stoff selbst entnommen'* werden,

so entspringt das der naiven Selbsttäuschung des Fachgdehrten,

der nicht beachtet, dafi er von vornherein kraft der Wertideen, mit

denen er unbewußt an den Stoff herangegangen ist, aus einer ab-

soluten Unendlichkeit einen winzigen Bestandteil als das heraus-

gehoben hat, auf dessen Betrachtunf^ es ihm allein ankommt. In

dieser immer und überall bewußt oder unbewußt erfol|:Tcndcn Aus-

wahl ein/, einer spc/.ieUcr Seiten" des (icschchens waltet auch

dasjenige lilenient kulturwissenschaftlicher Arbeit, welches jener oft

gehörten Hehauptunrr zugrunde liegt, daß das „Persönliche" eines

wissenschaftlichen \\ cikes das eigentlich Wertvolle an ihm sei, daß

sich in jedem Werk, solle es anders zu existieren wert sein, „eine

rersönlichkeit" aussprechen müsse, (iewiß: ohne Wertideen des

Forschers gäbe es kein Prinzip der Stoffauswahl und keine sinnvolle

Erkenntnis des individuell Wirklichen, und wie ohne den Glauben
des Forschers an ctie Bedeutung irgendweldier Kulturinhake

jede Arbeit an der Erkenntnis der individuellen Wirklichkeit

schlechthin sinnlos ist, so wird die Richtung seines persönlichen

Glaubens, die Farbenbrechung der Werte im Spiegel seiner Seele,

seiner Arbeit die Richtung weisen. Und die Werte, auf welche der

wissenschaftliche Genius die Objekte seiner Forschung bezieht,

werden die „AufEsesung" einer ganzen Epoche zu bestimmen, d. h.

entscheidend zu sein vermögen nicht nur für das, was als „wert-

voll", sondern auch für das, was als bedeutsam oder bedeutungslos,

als „wichtig" und „unwichtig" an den Erscheinungen gilt.

Die kultur^visscnschaftlichc Erkenntnis in unserem Sinn ist also

insofern an „subjektive" Voraussetzungen gebunden, als sie sich
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nur um diejenigen Bestandteile der Wirklichkeit kümmert, welche

ir^^cnd e-nc — noch so indirekte — Bczichuni; zu Vor^'ängcn haben,

denen wir Kultur h e d e u t u n <jj beilegen. Sie ist trotzdem natürlich

rein kausale Krkeniitnis genau in dem gleichen Sinn wie die Er-

kenntnis bedeutsamer individueller Naturvorgänge, welche qualita*

tiven Charakter haben. Neben die mancherlei Verirrungcn, welche

das Hinübergreifen formal-juristischen Denkens in die Sj)häre der

Kulturwissenschaften gezeitigi iial, ist neuerdings u. a. der X'crsuch

getreten, die „materialistische Geschichtsauffassung" durch eine Reihe

geistreicher Trugschlässe prinzii^en zu „widerlegen", indem ausge-

führt wurde, daß, da alles Wirtschaftsleben sich in rechtlich oder koD»

ventioneU geregeltenFormen abspielen müsse, alle ökonomische

„Eotwiddung" die Form von Bestrebungen zur Schaffung neuer

Rechtsformen annehmen müsse, also nur aus sittlichen
Maximen verständlich und aus diesem Grunde von jeder

Mnatürlichen" Entwicklung dem Wesen nach verschieden sei. Die

Erkenntnis der wirtschaftlichen Entwicklung sei daher „teleologischen"

Charakters. Ohne hier die Bedeutung des vieldeutigeren Begriffs

der JEntwicklung" für die Soxialwissenschaft oder auch den logisch

nicht minder vieldeutigen Begriff des „Teleologischen" erörtern zu

wollen, sei demgegenüber hier nur festgestellt, daß sie jedenfalls

nicht in dem Sinn „teleologisch" zu sein genötigt ist, wie diese

Ansicht voraussetzt. Bei völliger formaler Identität der geltenden

Rechtsnormen katm die Kulturbedeutung der normierten Krrhts-

verhältnisse und damit auch der Normen selbst sich grundsturzend

ändern. Ja, will man sicii denn einmal in Zukunftsphantasien

spintisierend vertiefen, so könnte jemand sich z. B. eine „Vergescll-

- sciiaftung der Produktionsmittel" theoretisch als vollzogen denken,

ohne dat^ irgend eine auf d i e s e n P'rfolg b e w u 1.U ab/.ielcndc „Be-

strebung " entstanden wäre und ohne daß irgend ein l'aragraph uaserer

Gesetzgebung verschwände oder neu hinzuträte: das statistische

Vorkommen der einzelnen rechtlich normierten Beziehungen freilich

wäre von Grund aus geändert, bei vielen auf Null gesunken, ein großer

Teil der Rechtsnormen praktisch bedeutungslos, ihre ganze Kultur-

bedeutung bis zur Unkenntlichkein verändert. Erörterungen de

lege ferenda konnte daher die „materialistische" Geschichtstheorie

mit Recht ausscheiden, denn ihr zentraler Gesichtspunkt war gerade

der unvermeidliche Bedeutungswandel der Rechtsinststutionen.

Wem die schlichte Arbeit kausalen Verständnisses der historischen

Wirklichkeit subaltern erscheint, der mag sie meiden, — sie durch
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irgend eine „Teleol<^ie" zu ersetzen ist unmöglich. „Zweck" ist

för unsere Betrachtung die Vorstellung eines Erfolges, weldie

Ursache einer Handlung wird; wie jede Ursache, wdtehe am

einem bedeutungsvollen Erfolg beiträgt oder beitragen kann,

so berücksichtigen wir auch diese. Und ihre spezifische Bc-

dcutunij^ beruht nur darauf, daß wir menschliches Handeln nicht

nur konstatieren, sondern verstehen können und wollen, —
(3hne alle Frage sind nun jene Wertideen „subjektiv".

Zwischen dem „historischen" Tnteresse an einer Familicnclironik

und deaijcnigen an der Entwicklung der denkbar gröLiten Kul-

turerschcinungen , welche einer Nation oder der Menschheit in

langen Epochen gemeinsam waren und sind, besteht eine unend-

liche Stufenleiter der »Bedeutungen", deren Staffeln für jeden

einzelnen von uns dne andere Reihenfolge haben werden. Und
ebenso sind sie natürlich historisch wandelbar mit dem Charakter

der Kultur und der die Menschen beherrschenden Gedanken selbst

Daraus folgt nun aber selbstverständlich nicht, daß auch die

kutturwissenschaftliche Forschung nur Ergebnisse haben

könne, die .«subjektiv'' in dem Sinne seien, daß sie för den einen

gelten und ftir den andern nicht Was wechselt ist vielmehr

der Grad, in dem sie den einen interessieren und den andern

nicht. Mit anderen Worten: was G^enstand der Untersuchung

wird, und wie weit diese Untersuchung:,' sich in die l Mü ndlichkeit

der Kausalzusammenhänge erstreckt, das bestimmen die den Forscher

und seine Zeit beherrschenden Wertideen; — im Wie?, In der

Methode der Forschung ist der leitende „Gesichtspunkt" zwar —
wie wir noch selien werden — fiir die Bildun-; der beL^rilTlichen

Hilfsniiltcl, die er verwendet, liestimmend, in der Art ihrer Ver-

wenduiiL^ al)er ist der I'^urscher selhstverständlioli iiier wie überall

an die Normen unseres Denkens «.gebunden. Denn wissenschaftliche

Wahrheit ist nur, was für alle igelten will, die Wahrheit wollen.

Aber allerdings folgt daraus eins: Die Sinnlosigkeit des

selbst die Mistoiikcr unseres I'achcs gelegentlich beherrschenden

Gedankens, daß es das, wenn auch noch so ferne, Ziel der Kultur*

Wissenschaften sein kdnne, ein gesddossenes System von Begriffen

zu bilden, in dem die Wirklichkeit in einer in irgend einem Sinne

endgültigen Gliederung zusammengefafit und aus dem heraus

sie dann wieder deduziert werden konnte. Endlos wälzt sich der

Strom des unenneßlichen Geschehens der Ewigkeit en^egen. Immer
neu und anders gefärbt bilden sich die Kulturprobleme, welche die
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Menschen bewegen, Biissig bleibt damit der Umkreis dessen, was
aus jenem stets gleich unendlichen Strome des Individuellen Sinn

und Bedeutung fiir uns erhält, „historisches Individuum" wird. Es

wechseln die Gedankenzusammenhänge, unter denen es betrachtet

und wissenschaftlich erfaßt wird. Die Ausgangspunkte der Kultur-

wissenschaften bleiben damit wandelbar in die grenzenlose Zukunft

hinein, solanrre nicht chinesische Erstarrung des Geisteslebens die

Menschheit entwöhat, neue Fragen an das immer gleich unerschöpf-

liche Leben 7.« stellen. Kin System der Kulturwissenschaften auch

nur in dem Sinne einer defmiti\en, objektiv <(ülti*jen, systemati-

sierenden Fixierung der Fragen und Gebiete, von denen sie

zu handeln berufen sein sollen, wäre ein Unsinn in sich: stets kann

bei einem solchen X'ersuoh nur eine Aneinarulerreihun^f von mehreren,

spezifisch besonderten, untereinander vielfacli heterogenen und dis-

paratcn Gei>ichtspunkten herauskunmien, unter denen die Wirklichkeit

für uns jeweils ,4^ultur", d. h. in ilirer liigenart bedeutungsvoll war

oder ist. —
Nach diesen langwier^n Auseinandersetzungen können wir uns

nun endlich der Frage zuwenden, die uns bei einer Betrachtung der

„Objektivität" der Kulturerkenntnis methodisch interessiert:

welches ist die logische Funktion und Struktur der Begriffe, mit

der unsere, wie jede, Wissenschaft arbeitet, oder spezieller mit

Rikksicht auf das entscheidende Ftoblem gewendet: welches ist die

Bedeutung der Theorie und der theoretischen Begriffebildung (lir

die Erkenntnis der Kulturwirklichkeit?

Die Nationalökonomie war, — wir sahen es schon — ur-

sprünglich wt ni,: tens dem Schwerpunkt ihrer Erörterungen nach

^Technik", d. h. sie betrachtete die Erscheinungen der Wirklichkeit

von einem, wenigstens scheinbar, eindeutigen, feststehenden prak-

tischen Wertgesichtspunkt aus: dem der Vermehrung des „Reich-

tums" der Staatsangehörigen. Sie war andererseits von Antaiig an

nicht nur „Technik", denn sie wurde eini;eidiedert in die mächtige

lünheit der naturrechtlichen und ratiofiaiistischen Weltanschauung

des aclit/.chnten Jahrhunderts. Aber die Higenari jener Weltan-

schauung mit ihrem optimistischen Glauben nn die tlieuretische

und praktische Ruliunalisierbarkeit des W uklicnen wirkte wesent-

lich insofern, als sie hinderte, daß der problematische
Charakter jenes als selbstverständlich vorausgesetzten Gesichtspunktes

entdeckt wurde, ^^e die rationale Betrachtung der sozialen Wirk-

Ikhkeit im engen Zusammenhalt mit der modernen Entwicklung
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der Naturwissenscliafi cntslanden war, so blieb sie in der ganzen

Art ihrer Betrachtung ihr verwandt. In den naturwissenschaftlichen

Disziplinen nun war der praktische Wertsgesichtspunkt des un-

mittelbar technisch Nützlichen von Anfang an mit der als Erbteil

der Antike überkommenen und weiter entwickelten Hoffnung eng

verbunden, auf dem Wege der generalisierenden Abstraktion und

der Analyse des Empirischen auf gesetzliche Zusammenhänge hin

zu einer rein „objektiven^ d. h. hier: von allen Werten losgelösten»

und zugleich durchaus rationalen, d. h. von allen individuellen „Zu-

fälligkeiten" beireiten monistischen Erkenntnis der gesamten Wirk>

lichkeit in Grestalt eines Begriffs^tems von metaphysischer

Geltung und von mathematischer Form zu gelangen* Die an

Wertgesichtspunkte gdcetteten naturwissenschaftlichen Disziplinen,

wie die klinische Medizin und noch mehr die gewöhnlich sogenannte

„Technologie", wurden rein praktische „Kunstlehren". Die Werte,

denen sie zu dienen hattet^ ; Gesundheit des Patienten, technische

Vervollkommnung eines konkreten Produktionsprozesses etc. standen

fiir jede von ihnen jeweils fest. Die Mittel, die sie anwendeten,

waren und konnten nur sein die \''erwcrtun_£:^ der durch die theore-

tischen Disziplinen gefundenen Gesctzesbcgrift'e. Jeder prinzipielle

l'^ortschritt in der Bildung dieser war oder konnte doch sein auch

ein Fortschritt der {praktischen Disziplin. Bei feststehendem Zweck

war ja die fortschreitende Reduktion der einzelnen praktischen

Frajren (eines Krankheitsfalles, eines technischen Problems) als

Spezialfall auf generell geltende Gesetze, also die Erweiterung des

tlieorcii.ichen Krkennens, unmittelbar mit der Ausweitung der tech-

nisch-praktischen Möglichkeiten verknüpft und identisch. Als dann

die moderne Biologie auch diejenigen Bestandteile der Wirklicfakeit,

die uns historisch, d. h. in der Art ihres So-und^nicfat-anders-

geworden-seins interessieren, unter den Begriff eines allgemein*

gültigen Entwiddungsprinzips gebracht hatte, welches wenigstens dem
Anschein nach — aber freilich nicht in Wahrheit — alles an jenen

Objekten Wesentliche in ein Schema generell geltender Gesetze

einzuordnen gestattete, da schien die Götterdämmerung aller Wert-

gesichtspunktc in allen Wissenschaften heraufzuziehen. Denn da

ja doch auch das sogenannte historische Geschehen ein Teil der

gesamten Wirklichkeit war, und da das Kausalprinzip, die Voraus-

setzung aller wissenschaftlichen Arbeit, die Auflösung alles Ge-

schehens in crcncrell geltende „Gesetze" zu fordern schien, da end-

lich der ungeheure Erfolg der Naturwissenschaften, die mit die^sem
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Gedanken ernst gemacht hatten, zutage lag, so schien ein anderer

Sinn des wissenschaftlichen Arbeitens als Auffindung der Ge-
setze des Geschehens überhaupt nicht vorstellbar. Nur das „Ge-

setzmäfiige*' konnte das wissenschaftlich Wci^entliche an den Er-

scheinungen sein, „individuelle" Vorgänge nur als „Tj'pen", d. h. hier:

ah illustrative Repräsentanten der Gesetze in Betracht kommen;
ein Interesse an ihnen um ihrer selbst willen schien „kein wissen-

schaftliches" Interesse.

Die mächtigen Rückwirkungen dieser glaubnislrohcn Stimmui»g

des naturalistischen Monismus auf die ökonoiuibchen Disziplinen

hier zu verfolgen, ist unmöglich. Als die sozialistische Kritik

und die Arbeil der I listuriker die ursprünglichen VVertgc.sichlh|junkle

in Probleme zu verwandeln begannen, hielt die mächtige Entwicklung

der biologischen Forschung auf der einen Seite, der Einfluß des

Hegel'schen Panlogismus auf der anderen Seite die National»

Ökonomie davon ab, das Verhältnis von Begriff und Wirklichkeit

in vollem Umfang deutlich zu erkennen. Das Resultat, soweit es

uns hier interessiert, ist, dafi trotz des gewaltigen Dammes, welchen

die deutsche idealistische Philosophie seit Fichte, die Leistungen der

deutschen historisdien Rechtsschule und die Arbeit der hbtorisdien

Schule der deutschen Nationalökonomie, dem Eindringen natura-

listischer Dogmen entgegenbaute, dennoch und zum Teil infolge

dieser Arbeit an entscheidenden Stellen die Gesichtspunkte des

Naturalismus noch immer unüberwunden sirul. Dahin i^ehört ins-

besondere das noch immer problematisch gebliebene Verhältnis

zwischen „theoretischer" und „historischer" Arbeit in unserem Fache.

In unvermittelter und anscheinend unüberbrückbarer Schrofflicit

, steht noch heute die „abstrakt"-theoretische Methode der empirisch-

historischen Forschung t^c^cnuber. Sie erkennt durchatjs richtig

die meih'xhsrhe l_'nmÖL;Hchkeit, durch [Orniuherung von „Gesetzen"

die gescliichtliclie iMkeniitnis der Wirklichkeit zu ersetzen oder

i:mL,'ekchrt durcli blül5es Aix inanderreihen historischer Beoh.u iitungen

zu „Gesetzen" im strengen Sinne zu gelangen. Um nun solche zu

gewinnen, — denn daß dies die VVissenscheft als höchstes Ziel

zu erstreben habe, steht ihr fest —
,

geht sie von der Tat-

sache aus, daß wir die Zusammenhange menschlichen Handelns be-

ständig selbst in ihrer Realität unmittelbar erleben, daher — so

meint sie — ihren Ablauf mit asdomatischer Evidenz direkt

verstandlich machen und so in seinen „Gesetzen" erschließen

Iconnen. Dte einzig exakte Form der Erkenntnis, die Formu-
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lierung unmittelbar anschaulich evidenter Gesetze, sei aber,

zugleich die einzige, welche den Schluß «luf die nicht unmittel-

bar beobachteten Vorgänge zulasse, daher sei mindestens für

die fundamentalen Phänomene des wirtschaftlichen Lebens die Auf-

stellung eines Systems von abstrakten und — infolgedessen — rein

formalen Lehrsätzen nachr Analogie derjenigen der exakten Natur-

wissenschaften das einzige Mittel geistiger Beherrschung der gesell*

schaftlichen Mannigfaltigkeit Trotz der prinzipiellen methodischen

Scheidung gesetzlicher und historischer Erkenntnis, welche der

Schöpfer der Theorie als Erster und Einziger vollzogen hatten

wird nun aber för die Lehrsatze der abstrakten Theorie von ihm

empirische G e 1 1 u n g im Sinne der Deduzierbarkeit der Wirk*

lichkeit aus den „Gesetzen" in Anspruch genommen. Zwar nicht

im Sinne der empirischen Geltung der abstrakten ökonomischen

Lehrsätze für sich allein , sondern in der Art , dafi, wenn man
entsprechende „exakte" Theorien von allen übrigen in Betracht

kommenden Faktoren gebildet haben werde, diese sämtlichen ab-

strakten Theorien zusammen darui die wahre Realität der

Dinge — d. h. : das, was von der Wirkhchkeit wissenswert sei —
in sich enthalten müßten. Die exakte ökonomische 1 hcorie stelle

die Wirkung eines psj-chischen Motivs fest, andere Theorien

hätten die Aufgabe, alle übrigen Motive in ähnliclicr Art in Lehr-

sätzen \on hypothetischer Geltung zu entwickeln. Für das Er-

gebnis der theoretischen Arbeit, die abstrakten l'reisbildungs-, Zins-,

Renten-etc-Theorien, wurde demgemäß hie und da j^hantastischer-

weise in Anspruch genommen: sie könnten, nach — angeblicher—
Analogie physikalischer Lehrsatze, dazu verwendet werden, aus ge-

gebenen realen Prämissen quantitativ bestimmte Resultate —
also Gesetze im strengsten Sinne — mit Gültigkeit lUr die Wirk-

lichkeit des Lebens deduzieren, da die Wirtschaft des Menschen

bei gegebenem Zweck In bezug auf die Mittel eindeutig ndeter*

miniert" seL Es wurde nicht beachtet, dafi, um dies Resultat in

irgend einem noch so ein&chen Falle erzielen zu können, die Ge-
samtheit der jeweiligen historischen Wirklichkeit einschließlich

aller ihrer k'ausalen Zusammenhänge als „gegeben" gesetzt und als

bekannt vorausgesetzt werden müßte und daß, wenn dem end-

lichen Geist diese Kenntnis zugänglich würde, irgend ein Er-

kenntni«;wert einer abstrakten Theorie nicht vorstellbar wäre. Das
naturalistische Vorurteil, das in jenen BegrilTcii etwas den exakten

Naturwissenschaften Verwandtes geschaffen werden solle, hatte
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eben dahin ;^cführt, daß man den Sinn dieser theoretischen Gc-

dankcngcbildc falsch verstand. Man glaubte, Ci» handele sich um
die psychologische Isolierun*]; eines spezifischen „Triebes", des Er-

werbstriebes, im Menschen, udcr aber um die isolierte Beobachtung

einer spezifischen Maxime menschlichen Handelns, des sogenannten

whtschaftlidien Prinzipes. Die abstrakte Theorie mdnte, sich auf

psychologische Axiome stützen zu können und <fie Folge war, daß

die Historiker nach einer empirischen Psychologie riefen, um die

Nichtgeltung jener Axiome beweisen und den Verlauf der wirt>

scbafUichen Vorgänge psychologisch ableiten zu können. Wir

wollen nun an dieser Stelle den Glauben an die Bedeutung einer—
erst zu schaffenden — systematischen Wissenschaft der „Sozial-

p^chologie'' als künftiger Grundlage der Kulturwissenschaften,

speziell der Sozialökonomik, nicht eingehend kritisieren. Gerade

die bisher vorliege ru le n , zum Teil glänzenden Ansätze psycholo-

gischer Interpretation ökonomischer Erscheinungen zeigen jedenfalls,

daß nicht von der Analyse psychologischer Qualitäten des Menschen

zur Analyse der gesellschaftlichen Institutionen fortgeschritten wird,

sondern gerade umgekehrt die Aufhclhmf^ der psych olo;:;ischen

Voraussetzungen und VVirkunj_;en der Institutionen die i;enaue He-

k-annlschaft mit diesen letzteren und die wissenschaftliche Analyse

ihrer Zusammerdiän^e voraussetzt. Die |)sychülü^isi;!ie Analyse

bedeutet alsdann leditdich eine im konkreten Fall höchst wertvolle

VertiefuriL^ der F'rkcnntnis ihrer historischen Kultur b e d i n g t h e i t

und Kultur b e d c u tu n g. D.ls, wvls uns an dem psychischen Ver-

halten des Menschen in seinen sozialen Beziehungen interessiert, ist

eben in jedem Falle je nach der spezifischen Kulturbedeutung der

Beziehung, um die es sich handelt, spezifisch besondert. Es handelt

sich dabei um untereinander höchst heterogene und höchst konkret

komponierte psychische Motive und Einflüsse. Die sozial-psycho>

logische Forschung bedeutet eine Durchmusterung verschiedener

einzelner, untereinander vielfach disparater Gattungen von

Kulturelementen auf ihre Deutungsfahigkeit fUr unser nacher«

lebendes Verständnis hin. Wir werden durch sie, von der Kenntnis

der einzelnen Institutionen ausgehend, deren Kulturbedingtheit und

Kulturbedeutung in steigendem Maße g< i>(i;^r verstehen lernen,

nicht aber die Institutionen aus psychologischen Gesetzen deduzieren

oder aus psychologischen Elementarerscheinungen erklären wollen.

So ist denn auch die weitschichtige Polemik, welche sich um
die Frage der psychologischen Berechtigung der abstrakt theore-
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tischen Aufstellungen, um die Tragweite des „Erwerbstricbes" und

des „wirtschaftlichen Fiiozips" etc. gedreht hat, wenig fruchtbar

gewesen. —
Es handelt sich bei den Aufstellungen der abstrakten Theorie

nur sclicinbar um Deduktionen" aus psychologisclicn Grundmoliven,

in Wahrheit vielmehr um einen Spezialfall einer Form der Begriffs-

bildung, welche den Wissenschaften von der menschlichen Kultur

eigentümlich und in gewissem Umfange unentbehrlich ist. Es lohnt

sich, sie an dieser Stelle etwas eingehender zu charakterisieren,

da wir dadurch der prinzipiellen Frage nach der Bedeutung der

Theorie iur die sozialwissenschaftliche Erkenntnis naher kommen.

Dabei lassen wir es ein für allemal unerortert, ob die theoretischen

Gebilde, welche wir als Beispiele heranziehen, oder auf die wir

anspielen, so wie sie sind, dem Zwedce entsprechen, dem sie dienen

woÜen, ob sie also sachlich zweckmäßig gebildet sind. Die

Frage, wie weit z. B. die heutige „abstrakte Theorie*' noch aus-

gesponnen werden soll, ist schließlich auch eine Frage der Ökonomie

der wissenschaftlichen Arbeit, deren doch auch andere Probleme

harren. Auch die „Grenznutztheorie" untersteht dem „Gesetz des

Grenznutzens". —
Wir haben in der abstrakten Wirtschaftstheorie ein Beispiel

jener Synthesen vor uns, welche man als „Ideen" historischer Er-

scheinungen zu bezeichnen pflegt Sie bietet uns ein Idealbild der

Vorgänge auf dem (iütcrmarkt bei tauschwirtschaftlicher Gescll-

schaftsorganisation, freier Konkurrenz und streng rationalem Handeln.

Dieses Gedankenbild vereinigt bestimmte Bezichungeti und V'or-

gänge des historischen Lebens zu einem in sich widerspruchslosen

Kosmos gedachter Zusatnmenliänge. Inhaltlich tr<igt diese Kon-

struktion den Cdiarakter einer UtO|iie an sich, die durch gedank-
liche Steigerung bestimmter Idcmenle der Wirklichkeit gewonnen

ist. Ihr Verhältnis zu dem empirisch gegebenen Tatsachen des Lebens

besteht lediglich darin, daß da, wo Zusammenhänge der in jener

Konstruktion abstrakt dargestellten Art, also vom „Markt" abhängige

Vorgänge, in der Wirklichkeit als in irgend einem Grade wirksam

festgestellt sind oder vermutet werden, wir uns die Eigen-
art dieses Zusammenhangs an einem Idealtypus pragmatisch

veranschaulichen und verständlich machen können. Diese

Möglichkeit kann sowohl heuristisch, wie fiir die Darstellung von

Wert, ja unentbehrlich sein. Für die Forschung will der ideal-

typische Begriff das Zurechnungsurteil schulen: er ist keine „Hypo<
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th^'', aber er will der Hypodiesenbildung die Richtung weisen.

Er ist nicht eine Darstellung des Wirklichen, ahcr er will der

Darstellung eindeutige Ausdrucksmittel verleihen. Es ist also die

Jdee" der historisch gegebenen modernen verkehrswirlschaft«

liehen Organisation der Gesellschaft, die uns da nach ganz denselben

logischen Prinzipien entwickelt wird, wie man z. B. die Idee der

„Stadtwirtiohaft" des Mittelalters als „genctisclien" Betriff konstruiert

hat- Tut man dies, so bildet man den BccyriH' „Stadtwirt'^rhaft"

nicht etwa als einen Durchschnitt der in sämtlichen beobach- ^
teten Städten tatsächlich bestehenden VVirtschaftsprinzipien,

sondern ebenfa.IIs als einen Idcaliypus. Er wird gewonnen durch

einseitige Steigerung eines oder einiger Gesichtspunkte und <^

durch Zusammen:>€hlul3 einer Fülle von diffus und diskret, hier mehr,

dort weniger, stellenweise gar nicht, vorhandenen Einzelerschei-

nungen, die sich jenen einseitig herausgehobenen Gesichtspunkten >

fügen, zu einem in sich einheitlichen Gedankenbilde. In seiner

begrifflichen Reinheit ist dieses Gedankenbild nii^ends in der Wirk*

licfaKSk empirisch vorfindt>ar, es ist eine Utopie, und fär die

historische Arbeit erwachst die Aufgabe, in jedem einzelnen
Talle festzustellen, wie nahe oder wie fem die Wirklichkeit jenem
Idealbitde steht, inwieweit also (fer ökonomische Charakter der Ver-

hältnisse einer bestimmten Stadt als „stadtwirtschafUich" im be-

griflflichen Sinn anzusprechen ist. Für den Zweck der Eurforschung

und Veranschaulichung aber leistet jener Begriff, vorsichtig angewendet

seine spezifischen Dienste.— Ganz in der gleichen Art kann man, um
noch ein weiteres Beispiel zu analysieren, die „Idee" des „Handwerks"

in einer Utopie zeichnen, indem man bestimmte Züge, die sich

diffus bei (i ewerbetreibenden der verschiedensten Zeiten und IJinder

vorfinden, einseitig in ihren Konsetjuenzen gesteigert zu einem in

Mth widerspruchslosen Idealbilde zusammenfugt und auf einen Ge-
danken ausdruck bezieht, den man darin manifestiert findet. Man
kann dann ferner den Versuch machen, eine Gesellschaft zu zeichnen,

in der alle Zweige wirtichafllicher
,

ja selbst geistiger Tätigkeit

von Maximen beherrscht werden, die uns als Anwendung des

gleichen Pdnzips erscheinen, welches dem zum Idealtypus erhobenen

JHIandwerk" charakteristisch ist Man kann nun weiter jenem
IdealQrpus des Handwerks als Antithese einen entsprechenden Ideal*

typus einer kapitalistischen Gewerbeverfassung, aus gewinn Zügen
der modernen Grofiindustrie abstrahiert, en^egensetzen und daran

anschlicflend den Versuch machen, die Utopie einer „kapitalistischen"

Avdbh für S«rf«lwiMn>nh>ft tt. SMialpolHili. I. (A. f. im. G. v. St. XK). i. 5
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d. h. allein durch das Verwertungsinteresse privater Kapitalien be-

berxschten Kultur zu zeichnen. Sie hätte einzelne diffus vorhandene

Züge des modernen materiellen und geistigen Kulturlebens in ihrer

Eigenart gesteigert zu einem für unsere Betrachtung^ widerspruchs-

losen Idcalbilde /usammenzuschlieLien. Das wäre daiui ein X'ersuch

der Zeichnuu«; einer „Idee" der kapitalistischen Kultur —
ob und wie er etwa gelingen könnte, müssen w'u hier ganz dahin-

gestellt sein lassen. Nun ist es mögUcli, oder vielmehr es muß als

sicher angesehen werden, daß mehrere, ja siclterlich jeweils sehr zalil-

reiche Utopien dieser An sich entwerfen lassen, von denen keine

der anderen gleicht, von denen erst recht keine in der empirischen

Wirklichkeit als tatsächlich geltende Ordnung der gesellschaftlichen

Zustande zu beobachten ist, von denen aber doch jede den An-

spruch erhebt, eine Darstellung der „Idee" der kapitalistischen

Kultur zu sein, und von denen auch jede diesen Anspruch insofern

erheben kann, als jede tatsachlich gewisse, in ihrer Eigenart
bedeutungsvolle Züge unserer Kultur der Wirklichkeit ent«

nommen und in ein einheitliches Idealbild gebracht hat Denn
diejenigen Phänomene, die uns als Kulturerscheinungen interessieren,

leiten regelmäßig dies unser Interesse — ihre »JCulturbedeu •

tung" — aus sehr verschiedenen Wertideen ab, zu denen wir sie

in Beziehung setzen können. Wie es deshalb die verschiedensten

„Gesichtspunkte" gibt, unter denen wir sie als für uns bedeutsam

betrachten können, so lassen sich die allerverschiedensten Prinzipien

der \';^\\ahl der in einen Idealt\ pus einer bestimmten Kultur auf-

zunehmenden Zusammcnliänge zur Anwendunc^ bringen.

Was ist nun aber die Bedeutung solcher idealtypischen BegrifTe

fiir eine Krfah ru n gs Wissenschaft, wie wir sie treiben wollen? Vor-

weg sei hcrvurgelioben , daß der Gedanke des Sein sol 1 e n c n

,

„Vorbildlichen" von diesen in rein logischem Sinn ..idealen"

Gedankengebildeii, die wir besprechen, hier zunächst sorgsam fern-

zuhalten ist Es handelt sich um die Konstruktion von Zusammen-
hängen, welche unserer Phantasie als zulänglich motiviert und
also „objektiv m^ltch", unserem nomologischen Wissen als adä-
quat erschemen.

Wer auf dem Standpunkt steht, dafi die Erkenntnis der histo*

rischen Wirklichkeit „voraussetzungslose'* Abbildung „objektiver"

Tatsachen" sein solle oder könne, wird ihnen jeden Wert ab-

sprechen. Und selbst wer erkannt hat, daß es eine „Voraussetzungs-

losigkeit" im logischen Sinn auf dem Boden der Wirklichkeit nicht
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gibt und auch das einfachste Aktenexzerpt oder Urkundenregest

nur durch Bezugnahme auf „Bedeutungen", und damit auf Wert-

ideen als letzte Instanz, irgend welchen wissenschaftlichen Sinn

haben kann, wird doch die Konstruktion irgend welcher histO"

rischer „Utopien" als ein für die Unbefangenheit der historischen

Arbeit gefährliches \'eranschaulichungsmittc], übcr\viei;cnd aber ein-

fach als Spielerei ansehen. Und in der Tat: ol) es sich um reines

Gcdaiikenspiel oder um eine wissenscliaftlich fruchtbare Hej^riffs-

bildung iiandelt, kann a priori niemals entschieden werden: es j^ibt

auch hier nur einen Maßstab: den des Erfol<^cs für die Erkenntnis

konkreter Kulturcrschcinungcn in ihrem Zu;.alll^1cnhan;^^ ihrer ur-

sächlichen Bedingtheit und ihrer Bedeutung, .\icht als Ziel,

sondern als Mittel kommt mithin die Bildung abstrakter Ideal-

typen in Betracht Jede aufmerksame Beobachtung der begrifT-

liehen Elemente historischer Darstellung zeigt nun aber, dad der

Historiker, sobald er den Versuch unternimmtj über das blo6e

Konstatieren konkreter Zusammenhange hinaus die Kult Ur-

bedeutung eines noch so einfachen individuellen Vorgangs fest-

zustellen, ihn zu „charakterisieren", mit B^;rifien arbeitet und

arbeiten ma0, welche regdmafiig nur in Idealtypen scharf

und eindeutig bestimmbar sind Oder sind Begpriffe wie etwa:

Individualismus", „Imperialismus", Feudalismus", „Merkantilismus"

.^vonventionell" und die zahllosen Begriffsbildungen ähnlicher Art,

mittels deren wir uns der Wirklichkeit denkend und verstehend zu

bemächtigen suchen, ihrem Inhalt nach durch „voraussetzungslose"

Beschreibung irgend einer konkreten Erscheinung oder aber

durch abstrahierende Zusammenfassung dessen, was mehreren
konkreten Firscheinungen j;emeinsaui ist, zu bestinimeii? Die

Sjjrarhe , <.lie der Historiker spricht, i:nthält in hunderten v^on

Worten solche unbestimmten, dem un reflektiert waltenden licdürfnis

des Ausdruck?; cntnoinnicnen ( icdankcnbilder, deren Bedeutung zu-

nächst nui au^cliaulich empfunden, nicht klar gedacht wird. In unend-

lich vielen Fällen, zumal auf dem Gebiet der darstellenden politi-

schen Geschichte, tut nun die Unbestimmtheit ihres Inhaltes der

Khrbeit der Darstellung sidierlich keinen Eintrag. Es genügt dann,

daß im einzelnen Falle empfunden wird, was dem Historiker

vorschwebt, oder aber man kann sich damit begnügen, dafi eine

partikuläre Bestimmtheit des Begrif&inhaltes von relativer

Bedeutung für den einzelnen Fall als gedacht vorschwebt Je

schärfer aber die Bedeutsamkeit einer Kulturerscheinung zum klaren

5*
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Bewußtsein gebracht werden soll, desto unabweislicher wird das

Bedürfnis, mit klaren und nicht nur partikulär, sondern allseitig be*

stimmten Begriffen zu arbeiten. Eine „Definition" jener Synthesen

des historischen Denkens nach dem Schema : c^enus proximum

und difTcrcntia specifica ist natürlich ein Unding: man mache doch

die Probe. Eine solche I-orm der I-cststolluns:: der Wortbedeutun;:^

^bt es nur auf dem Rüden do<^nnati.sc]uM- Disziphnen, welche mit

Syllogismen arbeiten. Eine einfach „schildernde Auflösuncr" jener

Begriffe in ihre Bestandteile gibt es ebenfalls nicht oder nur schein-

bar, denn es kommt eben darauf an. welche dieser Bestandteile

denn als wesentlich gelten sollen. Es bleibt, wenn eine genetische

Definition des Begriffsinhaltes versucht werden soll, nur die Form
des Idealtypus im oben fixierten Sinn. Er ist ein Gedankenbild,

weldies nicht die historische Wirklichkeit oder gar die „eigentliche''

Wirklichkeit ist, welches noch viel weniger dazu da ist, als ein

Sdiema zu dienen, in welches die Wirklichkeit als Exemplar
eingeordnet werden sollte, sondern welches die Bedeutung eines rein

"^idealen GrenzbegrifTes hat, an welchem die Wirklichkeit zur Ver-

deutlichung bestimmter bedeutsamer Bestandteile ihres empirischen

Gehaltes gemessen, mit dem sie verglichen wird. Solche

Begriffe sind Gebilde, in welchen wir Zusammenhange unter Verwcn»

dung der Kategorie der objektiven Möglichkeit konstruieren, welche

unsere, an der Wirklichkeit orientierte und geschulte Phantasie
als adäquat beurteilt.

Der Idealtypus ist in dieser Funktion insbesondere der \''er-

such , historische Individuen oder deren Kinzelbestandteilf in ;:^e-

netische Begriffe zu fassen. Man nehme etwa die Begririe:

„Kirche" und „Sekte''. Sie lassen sicli rein klassilizierend in Merk-

malskomplcxe auflösen, wobei dann nicht nur die Grenze zwischen

beiden, sondern aucii der Begriffsinhalt stets flüssig bleiben muß.

Will ich aber den Begriff der „Sekte" genetisch, z, B. im bczug

auf gewisse wichtige Kulturbedeutungen, die der „Sektengeist" für

die moderne Kultur gehabt hat, erfassen, so werden bestimmte Merk-

male beider wesentlich, weil sie in adäquater ursachlicher Be-

Ziehung zu jenen Wirkungen stehen. Die Begriffe werden aber alsdann

zugleich idealtypisch, d.h. in voller begrifflicher Reinheit sind

sie nicht oder nur vereinzelt vertreten. Hier wie überall itihrt eben

jeder nicht rein klas^katorische B^rifT von der Wirklichkeit ab.

Aber die diskursive Natur unseres Erkennens : der Umstand, daß wir

die Wirklichkeit nur durch eine Kette von Vorstellungsveranderungen
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hindurch erfassen, postuliert eine solche Res:irifrs!^tcnog;raphie. l^nsere

Phantasie kann ilne ausdrückliche begrilTliche h'ornmlierung sicher-

lich oft als Mittel der l'orschung entbehren, — für die Dar-
stellung ist. soweit sie eindeutig sein will, ihre Verwendung auf

dem Boden der Kulturanalysc in zahlreichen Fällen fjanz unver-

meidlich. Wer sie grundsätzlich \erwirft, muß sich auf die for-

male, etwa die rechtshistorische Seite der Kulturerscheinun^en be-

schränken. Der Kosmos der rechtlichen Nürnien ist natürhch zu-

gleich begrifflich klar bestimmbar und (im rechtlichen Sinn!)

fiir die hhtorische Wirklichkeit geltend Aber ihre praktisdie

Bedeutung ist es, mit der die Arbeit der Sodalwissenschaft in

tmserem Sinn zu tun hat Diese Bedeutung aber ist sehr oft nur

durch Beziehung des empirisch Gegebenen auf einem idealen

Grenz&ll eindeutig zum Bewußtsein zu bringen. Lehnt der Histo-

riker (im weitesten Sinne des Wortes) einen Formulierungsversuch

eines solchen Idealtypus als „theoretische Konstruktion", d. h. ab för

seinen konkreten Erkenntniszweck nicht tauglich oder entbehrlich,

ab. so ist die Folge regelmäßig entweder, daß er, bewußt oder un>

bewuI3t, andere ähnliche ohne sprachliche Formulierung und

logische Bearbeitung verwendet, oder daß er im Gebiet des un-

bestimmt ..Empfundenen" stecken bleibt.

Nichts aber ist allcrdinfjs p;cfahrl icher, als die, naturalistischen

Vnrurtcilen entstammende, Vermischung von Theorie und Ge-

schichte, <ei es in der Form, daß man glaubt, in jenen theoreti-

schen RcrrritTsbildern den „eigentlichen" Gehalt, das .Wesen" der

gesciiichtlichen VV'irkliciikcit fixiert zu haben, oder dal.' nian sie als

ein Proki li-^tesbett benutzt, in welclics die Geschichte hineingezwängt

werden soll, oder daß nsan gar die „Ideen" als eine hinter der Flucht

der Erscheinungen stehende „eigentliche" Wirklichkeit, als reale

„Kräfte" hypostasiert, die sich in der Geschichte auswirkten.

Speziell diese letztere Gefahr liegt nun um so naher, als wir

unter „Ideen" einer Epoche auch und sogar in erster Linie Ge-

danken oder Ideale zu verstehen gewohnt sind, welche die Masse

oder einen geschichtlich ins Gewicht fallenden Teil der Menschen

jener Epoche selbst beherrscht haben und dadurch lur deren

Kttltureigenart als Komponenten bedeutsam gewesen sind. Und es

kommt noch zweierlei hinzu : Zunächst der Umstand, dafi zwischen

der „Idee" im Sinn von praktischer oder theoretischer Gedanken-

richtung und der „Idee" im Sinn eines von uns als begriffliches

Hil&mittel konstruierten Idealtypus einer Epoche regeUnäßig be-
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Stimmte Bezichunfren bestehen. Ein Idcaltypiis bestimmter £^esell-

schaftlicher Zustände, welcher sich aus gewissen charakteristischen

sozialen iMsclieinunj^en einer Kjioche abstrahieren läßt, kann — und

dies ist sogar recht hau Ii der Fall — den Zeitgenossen selbst als

praktisch zu erstrebendes Ideal oder doch als Maxime fiir die

Regelung bestimmter sozialer Beziehungen vorgeschwebt haben.

So steht es schon mit der „Idee" des „Nahruncjsschutzcs" und

manchen Theorien der Kanonisten, speziell des heiligen Thomas,

im Verhältnis zu dem heute verwendeten idealtypischen Begriflf

der f^^twirtschaft" des Mittdalters, den wir oben besprachen. *

Erst redit steht es so mit dem berüchtigten „Gniodb^irifP' der

Nationalökonomie: dem des „wirtschaftlidien Werts". Von der

Sdiolastik an bis in die Marxsche Theorie hinein verquidct sich

hier der Gedanke von etwas „objektiv" Greltendem, d. h. also: Sein-

sollenden, mit einer Abstraktion aus dem empirischen Verlauf

der Freisbildung. Und jener Gedanke, daß der „Wert" der Güter

nach bestimmten (naturrechtlichen) Prinzipien reguliert sein solle,

hat unermeßliche Bedeutung itir die Kulturentwicklung — und

zwar nicht nur des Mittelalters — gehabt und hat sie noch. Und
er hat speziell auch die empirische Preisbildung intensiv beeinflußt.

Was aber unter jenem theoretischen Begriflf gedacht wird
und p^edacht werden kann, das ist nur durch scharfe, das heißt

idealtypische Rcfjriff^bildung wirklicli eindeutig klar zu machen, —
das sollte der Spott über die ..Robinsonaden" der abstrakten Theorie

jedenfalls so lange bedenken, als er nichts besseres, d. h. hier:

Klareres an die Stelle zu setzen vermag.

Das KausaK erhiiltnis zwischen der historisch konstatierbaren,

die Menschen beherrschenden, Idee und denjeniefen Bestandteilen

der historischen Wirklichkeit, aus welchen der ihr korrespondierende

Ideal typ US sich abstrahieren läßt, kann dabei natürlich höchst

verschieden gestaltet sein. Festzuhalten bt prinzipiell nur, daß

beides selbstverständlich grundverschiedene Dinge sind. Nun aber

tritt nodi etwas weiteres hinzu: Jene die Menschen einer

Epodie beherrschenden, d. h. diffus in ihnen wirksamen „Ideen"

selbst können wir, sobald es sich dabei um irgend kompliziertere

Gedankengebtlde handelt, mit begrifflicher Schärfe wiederum nur

in Gestalt eines Idealtypus erfassen, weil sie empirisch ja

in den Köpfen einer unbestimmten und wechselnden Vielzahl von
Individuen leben und in ihnen die mannigfachsten Abschattierungen

nach Form und Inhalt, Klarheit und Sinn erfahren. Diejenigen Be-
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stantlteile des Geisteslebens der einzelnen Individuen in einer be-

stiinnuen Epoche des Mittelalters z. B., die wir als „das Christen-

tum" der betreffenden Individuen ansprechen dürfen, würden,

wenn wir sie vollständig zur Darstellung zu bringen vermöcliten,

natürlich ein Chaos unendlich differenzierter und höchst wider-

spruchsvoller Gedanken- und Geiuhlszusammenhänge aller Art sein,

trotzdem die Kirche des Mittelalters die Einheit des Glaubens und

der Sitten sicherlich in besonders hohem Mafie durdizosetzen ver-

mocht hat Wirft man nun die Frage auf, was denn in diesem

Chaos das „Christentum** des Üfittelalters, mit dem man doch fort-

während als mit einem feststehenden Begriff operieren muß, ge-

wesen sei, worin das „Christliche'*, welches wir in den Institutionen

des Mittelalters finden, denn liege, so zeigt sich alsbald, daß auch

hier in jedem einzelnen Fall ein von uns gescbafienes reines Ge-

dankengebilde verwendet wird. Es ist eine Verbindung von

Glaubenssätzen, Kirchenrechts- und sittlichen Normen, Maximen der

Lebensführung und zahllosen Einzelzusanimenhängen, die wir zu

einer ,4dee" verbinden: eine Synthese, tu der wir ohne die Ver-

wendung idealtypischen Begriffe gar nicht widerspruchslos zu ge-

langen vermr3chtcn.

Die logische Struktur der Ikgriffssystemc, in denen wir solche

„Ideen" zur Darstellung brin;.aMi, und ihr X'erhältnis zu dem, was

uns in der empirischen Wirklichkeit unmittelbar i;e;^el)en ist, sind

nun natürlich höchst verschieden. Verhaltnisniüßi;^ einfacli «^^cstaltct

sich die Sache noch, wenn es sich um Fälle handelt, in denen ein

oder einige wenige leicht in Fornieln zu fassende theoretische Leit-

sätze — etwa der Prädestinationsglaubc Calvins — oder klar formu-

lierbare ättlichePostuIate es sind, welche sidi derMenschen bemächtigt

und historische Wirkungen erzeugt haben, so dafi wir die „Idee"

in einer Hierarchie von Gedanken gliedern können, weldie logisch

aus jenen Leitsätzen sich entwickeln. Schon dann wird freilich leicht

übersehen, daß, so gewaltig die Bedeutung auch der rein logisch
zmngenden Macht des Gedankens in der Geschichte gewesen ist, —
der Marxismus ist ein hervorragendes Beispiel dafür — doch der

empirisch-historische Voi^ang in den Köpfen der Menschen regel-

mäßig als ein psychologisch, nicht als ein logisch bedingter ver-

standen werden muß. Deutlicher noch zeigt sich der idealtypische

Charakter solcher Synthesen von historisch wirksamen Ideen dnnn,

wenn jene grundlegenden Leitsätze und Postulate gar nicht oder

nicht mehr in den Köpfen derjenigen Einzelnen leben, die von den
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aus ihnen l(^;isch folgenden oder von ihnen durch Assoziation aus-

gelösten Gedanken beherrscht sind, weil die historisch ursprunglich

zugrunde liegende „Idee*' entweder abgest<Mrfoen ist, oder überhaupt

nur in ihren Konsequenzen in die Breite gedrungen mar. Und
noch entschiedener tritt der Charakter der Synthese als einer

,Jdee\

die wir schaffen^ dann hervor, wenn jene grundlegenden Leitsätze

von Anfang an nur unvollkommen oder gar nicht zum deutlichen

Bewußtsein gekommen sind oder wenigstens nicht die Form klarer

Gedankenzusammenhänge angenommen haben. Wenn alsdann

diese Prozedur von uns vorgenommen wird, wie es unendlich oft

geschieht und auch gcsrhchen muß, so handelt es sich bei dieser

„Idee'* — etwa des ,,LiL)craiisnius" einer bestimmten Periode oder

des „Methodismus" oder irgend einer gedanklich unentwickelten

Spielart des
,
.Sozialismus", — um einen reinen Idealtypus ganz des

gleichen Charakters wie die Synthesen von „i rmzipien" einer Wirt-

schaftsepoche, von denen wir ausgingen. Je umfassender Uic Zu-

sammenhänge sind, um deren Darstellung es sich handelt, und je

vielseitiger ihre Kulturbedeutung gewesen ist, desto mehr nähert

sidi ihre zusammenfassende systematbdie Darstelluf^ in einem Be-

griff»- und Gedankens) stem dem Charakter des Idealtypus, desto

weniger ist es möglich, mit einem derartigen Begriffe

auszukommen, desto natürlidier und unumgänglicher daher die

immer wiederholten Versuche, immer neue Seiten der Bedeutsam-

kdt durch neue Bildung idealtypischer Begriffe zum Bewußtsein zu

bringen. Alle Darstellungen eines „Wesens" des Christentums

z. B. sind Idealtypen von stets und notwendig nur sehr relativer

und problematischer Gültigkeit, wenn sie als historische Dar-

stellung des empirisch Vorhandenen angesehen sein wollen, da-

gegen von hohem heuristischen Wert für die Forschung und hohem
systematischen Wert für die Darstellung, wenn sie lediglich als be-

griffliche Mittel zur Vergleichung und Messung der Wirk-

lichkeit an ihnen verwendet werden. In dieser Funktion sind sie

geradezu unentbehrlich. Nun aber haftet solchen idealtypischen

Darstellungen regelmäßig noch ein anderes, ihre Bedeutung noch

weiter koniphzierendcs Moment an. Sie wollen sein, oder sind un-

bewußt, regelmäßig ldcalt\']ien nicht nur im logischen, sondern

auch im praktischen Sinne : vorbildliche Typen, welche — in

unserem Beispiel — das enthalten, was das Christentum nach der An-

sicht des Darstellers sein soll, was an ihm das fu r ih n „Wesentlidie",

weil dauernd Wertvolle ist Ist dies aber bewufitoder— hau-
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6ger— unbewufit der Fall« daxin enthalten sie Ideate, aufweiche der

Darsteller das Christentum wertend bezieht: Aufgaben und Sele,

auf die hin er seine „Idce*^ des Christentums nusricbtet und welche

natürlich von den Werten, auf weläie die Zeitgenossen, etwa die

Urchristen, das Christentum bezogen, hödist verschieden sein können,

ja zweifellos immer sein werden. In dieser Bedeutung sind die

„Ideen" dann aber natürlich nicht mehr rein 1 o g i s c h e I lilfsmittel,

nicht melir Begriffe, an welchen die Wirklichkeit vergleichend ge-

messen, sondern Ideale, aus denen sie wertend beurteilt wird.

Es handelt sich hier nicht mehr um den rein theoretischen

Vorgang der Beziehung des Empirischen auf Werte, sonilcrii um
Werturteile, welche in den „Begriff" des Christcntum.> aufge-

nommen sind. Weil hier der Idealtypus empirische G e 1 1 u n g be-

anspruclit
,

ragl er in die Region der werlenden Deutung des

Christentums hinein: der Boden der Erfahrungswissenschaft ist

verlassen: es liegt ein persönliches Bekenntnis vor, nicht eine

ideal-typische Begriffsbildung. So prinzipiell dieser Unteischied

ist, so tritt die Vermischung jener beiden grundverschiedenen

Bedeutungen der iJdee" im Verlauf der historischen Arbeit doch

aufierordentlidi häufig ein. Sie liegt immer sehr nahe, sobald der

daistdlende Historiker seine „Auflassung" einer Persönlichkeit oder

Epoche zu entwickdn beginnt Im Gegensatz zu den konstant blei-

benden ethischen Mafistäben, die Schlosser im Gebte des Rationalis-

mus verwendete, hat der moderne relativistisch eingeschulte Historiker,

der die Epoche, von der er spricht, einerseits „aus ihr selbst verstehen",

andererseits doch auch „beurteilen" will, das Bedürfnis, die Mafi-

stäbe seines Urteils „dem Stoff" zu entnehmen, d. h. die „Idee" im

Sinne des Ideals aus der „Idee" im Sinne des ,,Ideal t yp u s" heraus-

xvacliscn zu la~>pn. Und das ästlietische Reiz\'olie eines solchen

\'erfahrcns verlockt ihn lortwährend dazu, die Linie, wo beide sich

scheiden, zu verwischen — eine Halbheit, welche einerseits das

wertende Urteilen nicht lassen kann, andererseits die Verantwortung

für ihre Urteile von sich abzulehnen trachtet. Demgegenüber ist

CS aber eine elementare Pflicht der wissenschaftlichen
Selbstkontrolle und das einzige Mittel zur Verhütung von Er-

schleicbungen, die logisch- vergleichende Beziehung der Wirk-

lichkeit auf Ideal typen im logischen Sinne von der wertenden

Beurteilung der Wirklichkeit aus Idealen heraus scharf zu

seheiden. Ein „Idealt3rpus'' in unserem Sinne ist, wie noch einmal

wiederholt sein mag , etwas gegenüber der wertenden Beurteilung
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völlig indifiiereates, er bat mit irgend einer anderen ak einer ran
logischen „VoUkommenhdt" nichts zu tun. Es gibt Idealtypen

von Bordellen so gut wie von Religionen, und es gibt von den

erstercn sowohl Idealtypen von solchen, die vom Standpunkt der

heutigen Polizeiethik aus technisch zweckmäßig" erscheinen würden,

wie von solchen, bei denen das gerade Gegenteil der Fall ist.

Not;fcrlrungen muß liier die einj:,fehende F.rorterung des weitaus

kojn|>li/.ii'rt('^ten urd interessantesten Falles; die 1-rage der logi-

-sehcn Struktur des Staats begriffe^, hcisette bleiben. Nur folgendes

sei dazu bemerkt: Wenn wir fra.;en, was in der enipirischen VV^irk-

lichki it (lern Gedanken „Staat" entsitricht, so finden wir eine Ur>

endlichkeit diftusei und diskreter menschlicher Handlungen und

Duldungen, iaktisclier und reclitlich ^^cordneter Beziehunc,^en , teils

einmaligen teils regelmäßig wiederkehrenden Charakters, zusammen-

gehalten durch eine Idee, den Glauben an tatsächlich geltende oder

gelten sollende Normen und Herrschaftsverhaknisse von MensdMm
über Menschen. Dieser Glaube ist teUs gedanklich entwickelter

geistiger Besitz, teils dunkel empfunden, teils passiv hingenommen
und auf das mannigfaltigste abschattiert in den Köpfen der ein>

zelnen vorhanden, welche, wenn sie die „Idee" wirklich selbst klar

als solche dächten, ja nicht erst der ,^lgemdnen Staatslehre"

bedürften, die sie entwickeln will. Der wissenschaftliche Staats^

begrin^ wie immer er formuliert werde, ist nun natürlich stets dne
Synthese, die wir zu bestimmten Erkenntniszwecken vomdtmen.

Aber er i-^t andi ierseits auch abstrahiert aus den unklaren Syn-

thesen, weiche in den Köpfen der historischen Menschen vorge-

funden werden. Der konkrete Inhalt aber, den der historische

„Staat" in jenen Synthesen der Zeitgenossen annimmt, kann wiederum

nur durch Orienticruni^ an idealtypischen Begriffen zur Anschauung

gebracht werden. Ihid ferner unterliegt es nicht dem mindesten

Zweitel, dali die Art, wie jene Synthesen, in logisch stets uiuoll-

kommcncr Form , \ on den Zeitgenossen vollzogen weiden , die

„Tdecn" «lir sie mcU vom Staat nia* hen. — die dcuUche „organische"

Staaläuictapliysik z. II im Gegcnsal/. zu der „geschäftlichen" ameri-

kanischen .Auffassung, — von eminenter praktischer Bedeutung ist,

dafl mit anderen Worten auch hier die als geltensollend oder

geltend geglaubte praktische Idee und der zu Erkenntnis»

zwecken konstruierte theoretische Ideal typ us nebeneinander her-

laufen und die stete Neigung zeigen, ineinander überzugehen. —
Wir hatten oben absichtlich den „Idealtjpus" wesentlich —
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wenn auch nicht ausschließlich — als gedanldiche Konstruktion

zur Messung und systematischen Charakterisierung von indtvi*

duellen, d. b. in ihrer ^nzigartigkeit bedeutsamen Zusammen-
hängen — wie Christentum, Kapitalismus usw. — betrachtet Dies

geschah, um die landläufige \'orsteUung zu beseitigen, als ob aul

dem Gebiet der Kulturerscheinungen das abstrakt Typische
mit dem abstrakt Gattungsmäßigen identisch sei. Das ist

nicht der Fall. Ohne den viel erörterten und durch Mißbrauch

stark diskreditierten Be^ji^rifif des
,
.typischen" hier prinzipicH analy-

sieren /AI können, entnehmen wir doch schon unserer h'slicrij^en

Hrortcrun'^^ daß de Bildung von Typenbegritt'en im .Suin der

Aus-'ChcidLinti^ des „Zufälligen" auch und gerade bei iiisto-

rischen Individuen ihre Stätte lindet. Nun aber können

natüriicli auch diejenii^en Gattungsbef^iffe, die wir fortwährend

als Bestandteile historischer Darstellunj^en und konkreter histo-

rischer Begriffe finden, durch Abstraktion und Steigerung bestimmter

ihnen begriffswesentlicher Elemente ab Idealtypen geformt werden.

Dies ist sogar ein praktisch besonders häufiger und wichtiger An-

wendungsfall der idealtypischen Begriffe und jeder individuelle
Idealtypus setzt sich aus begrifflichen Elementen zusammen, die

gattungsmäflig sind und als Idealtypen geformt worden sind. Auch
in diesem Falle zeigt sich aber die spezifische logische Funktion

der idealtypischen Begriffe. Ein einfacher Gattungsbegriff im Sinne

eines Komplexes von Merkmalen, die an mehreren Eischeinungen

gemeinsam sich vorfinden, ist z. B. der Begriff des „Tausches", so

bnge ich von der Bedeutung der Begriffsbestandteile absehe, also

einfach den Sprachgebrauch des Alitags anal>'siere. Setze ich diesen

Begriff mm aber etwa zu dem „Grenznutzgesetz" in Beziehung und

bilde der Begriff des „ökonomischen Tausches" als eines ökonomisch

rationalen Vori:^anf:]^s, dann enthält die<;er, wie jeder lorrlsch

voll entwickelte, Ik-j^riff ein Krtcil über dir ,,typischen" Bedin-
gungen des Tausches in sich. Kr nimmt c; e n e t i s c h e n ("liar.ikter

an und wird damit zugleich im lo^M^(-ii,^.p Sinn idealt\'pisch,

d, h. er entfernt sich von der emplrisclicn VVirkhclikcit, thc nur

mit ihm verglichen, auf ilui he/ogen werden kann. Ahnliches

gilt von allen sogenannten „Grundbegriffen" der Nationalökonomie:

sie sind in genetischer Form nur als Idealtypen zu entwickeln.

Der Gegensatz zwischen einfachen Gattungsbegriffen, welche ledig-

lich das empirischen Erscheinungen Gemeinsame zusammen-

fassen, und gattungsmäßigen Ideal typen — wie etwa eines ideal-
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typischen Begriffs des „Wesens" des Handwerks — ist natürlich im

einzelnen flüssig. Aber k e i n Gattungsbegriff hat als solcher
„typischen" Charakter und einen reinen gattungsmäßigsn „Durch-

schnitts"-Typus gibt es nicht. Wo immer wir — z. B. in der

Statistik — von „typischen" Größen reden, liegt mehr als ein

bloßer Durchschnitt vor. Je tnchr es sich um einfache Klassi-

fikation von Vort^an-^^cn handelt, die als Massenerscheiminp^en ia

der Wirklichkeit auUrclcn, desto mehr handelt es sich um Gat-
tu nj^f s!)e^riffe, je mehr dagegen kompli/.ierte historische Zusammen-

hänge in denjenigen ihrer Restandteile, auf welchen iine Sjiezifische

Kulturbedeutung ruht, begriillich geformt werden, desto mehr

wird der Begriff — oder das Hegriffssystem — den Charakter des

Idealtypus an sich tragen. Dean Zweck der ideal typischen

BcgrifTsbildung ist es überall, nicht das Gattungsmäßige, sondern

umgekehrt die Eigenart von Kulturerscheinungen scharf zum Be*

wufitsein 2U bringen.

Die Tatsache, dafl Idealtypen auch gattungsmäßige verwendet

werden können und verwendet werden, bietet methodisches
Interesse erst im Zusammenhang mit einem anderen Tatbestand.

Bisher haben wir die Idealtypen wesentlich nur als abstrakte

Begriffe von Zusammenhängen kennen gelernt, welche als im Flufi

des Geschehens verharrend, ab historische Individuen, an denen

sich Entwicklungen vollziehen, von uns voi^esteUt werden. Nun
aber tritt eine Komplikation ein, welche das naturalistische Vor-

urteil, daß das Ziel der Sozialwissenschaften die Reduktion der

Wirkliel I rit auf „Gesetze" sein müsse, mit Hilfe des B^riffes

des „Typischen" außerordentlich leicht wieder hcreinpraktiziert.

Auch Entwicklungen lassen steh nämlich als Tdealtypcn kon-

struieren und diese Konstruktionen kiMincn ;^^-lnz erheblichen heu-

ristischen Wert haben. Aber es entsteht daltei in t;anz besonders

holTem Maße die Gefahr, daß Idealtypns und Wiri^liciikcit ineinander

geschoben werden. Man kann z. B. zu dem theoretischen Ergebnis

gelaiii^en, daß in einer streng „handwerksmäßig" organisierten

Gesellschaft die einzige Quelle der Kapitalakkuuuilaiion die Grund-

rente sein könne. Daraus kann man dann vielleicht — denn die

Richtigkeit der Konstruktion wäre hier nicht zu untersuchen — ein

rein durch bestimmte einfacheFaktoren :— begrenzter Boden, steigende

Volkszahl, Edelmetallzuflufi, Rationalisierung der Lebensluhrung, —
bedingtes Idealbild einer Umbildung der handwerksmäfiigen in die

kapitalistische Wirtschaftsform konstruieren. Ob der empirisch-
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historische Verlauf der Entwiddung tatsächlich der konstruierte

gewesen ist, wäre nun erst mit Hilfe dieser Konstruktion als heuristi-

schem l^ttel zu untersuchen im Wej^e der Veilgleichung zwischen

Idealtypus und „Tatsachen". War der Idealtypus „richtig*' konstruiert

und entspricht der tatsächliche Verlauf dem idealtypischen nicht,

so wäre damit der Beweis geliefert, dafi die mittelalterliche Gesell*

Schaft eben in bestimmten Beziehungen keine streng „handwerks-

mäßige" war. Und wenn der Idealtypus in heiiri^^tisch „idealer"

Weise konstruiert war, — ob und wie dies in unserem Beispiel

der Fall sein könnte, bleibt hier gänzlich auüer Hetracht, - dann
wird er zuj^ieicli die Forschung auf den Wejr lenken, der zu einer

schärferen Erfassung jener nicht hnndwerksniäl/iijjen Bestandteile der

mittclallcrliclicn Gesellschaft in ihrer Ki^'cnart und Iiisloribchcn Be-

deutung führt. Er iiat, wenn er zu diesem Ergebnis fuhrt, seinen

logischen Zweck erfüllt, gerade indem er seine eigene U n Wirklich-

keit manifestierte. Er war — in diesem Fall — die Erprobung

einer Hypothese. Der Vorgang bietet keinerlei methodologische

Bedenken, so lange man sich stets gegenwärtig hält, daß ideal-

typische Entwicklungskonstruktion und Geschichte zwei

streng zu scheidende Dinge sind und da0 die Konstruktion hier

lediglich das Mittel war, planvoll die gültige Zurechnung eines

historischen Vorganges zu seinen wirldichen Ursachen aus dem
Kreise der nach Lage unserer Erkenntnis möglichen zu vollziehen.

Diese S< heidung streng aufrecht zu erhalten wird nun erfahrungs-

f^cmiiß durch einen Umstand oft ungemein erschwert. Im Interesse

der anschaulichen Demonstration, des IdeaU>'pt]s oder der ideal-

"Epischen Entwicklung wird man sie durch Anschauungsmaterial

aus der empirisrh historischen Wirklichkeit zu verdeutlichen
suchen. Die Gefahr dieses an sich ;^^anz le-^'itiinen Verfahrens lie;.^

darin, dai3 das geschichtlich Wissen hier einmal als Diener
der Theorie erscheint statt umgekehrt. Die X'^ersuchung liegt für

den Theoretiker recht nahe, dieses Verhältnis er.t weder als das nor-

male anzusehen, oder, was sciiliinmer ist, Theorie und (ieschichte

ineinander zu schieben und geradezu miteinander zu verwechseln.

In noch gesteigertem Maße liegt dieser Fall dann vor, wenn die

Idealkonstruktion einer Entwicklung mit der begrifflichen Klassi-

fikation von Idealtypen bestimmter Kulturgebilde (z. B. der gewerb-

lichen Betriebsformen von der „geschlossenen Hauswirtschaft" aus-

gebend, oder etwa der religiösen Begriffe, von den „Augenblicks-

g5ttem" anfangend), zu einer genetischen Klassifikation ineinander
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gearbeitet wird. Die nach den gewählten RegriflTsmerkmalcD sich

ergebende Reihenfolge der Typen erscheint dann als eine gesetzlich

notw^endige historische Aufeinanderfolge derselben. r.op;i5?che Ord-

nnn£^ der Begriffe einerseits und empirische Aiiordnuni^^ des Bc-

grilYeneii in Raum, Zeit und ursächlicher X^erknüpfung andererseits

erscheinen dann so miteinander verkittet, daß die Versuchung, der

WirkHchkeit Gewalt aiuutun, um die reale Geltung der Konstruktion

in der Wirklichkeit zu erluirten, fast unwiderstehlich wird.

Absichtlich ii>l es vermieden worden, an dem für uns weitaus

wichtigsten Vall idealtypischer Konstruktionen zu demonstrieren : an

Marx. Es geschah, um die Darstellung nicht durch Mineinziehen

von Marx-Interpretationen noch zu komplizieren and um den Er*

orterungen in unserer Zeitschrift, welche die Literatur, die über

und im Anschluß an den großen Denker erwächst, zum regel*

madigen Gegenstand kritisdier Analyse machen wird, nicht vor*

zugreifen. Daher sei hier nur konstatiert, daß natürlich alle spezifisch-

marxistischen „Gesetze" und Entwicklungskonstruktionen — soweit

sie theoretisch fehlerfrei sind— idealtypischen Qiarakter haben.

Die eminente, ja dnzigartige heuristische Bedeutung dieser

Idealtypen, wenn man sie zur Vergleich u n <^ der Wirklichkeit

mit ihnen benutzt und ebenso ihre Gefährlichkeit, sobald sie als em-

pirisch geltend oder gar als reale (d. h. in Wahrheit metaphysische)

„wirkende Kräfte", „Tendenzen" usw. vorgestellt werden, kennt

jeder, der je mit marxistischen Begriffen gearbeitet hat.

Gattungsbegriffe —
- Idealtypen — idealtypische Gattungs-

begriffe, — Meen im Sinne von empirisch in historischen Menschen

wirk?;amcn Gedanken\erbindnnL.'en — Idcalt)'i>en solcher Ideen

Ideale, welche historische Menschen beherrschen — Idealtypen solcher

Ideale — Ideale, auf welche der Historiker die Gescliichie bezieht ;
—

theoretische Konstruktionen unter illustrativer Ik-nutzung

des Empirischen — geschichtliche Untcrsuchnng unter Benutzung

der theoretischen Begriffe als idealer Grenzfalle, — dazu dann die

verschiedenen möglichen Konplikationen, die hier nur angedeutet

werden konnten: lauter gedankliche Bildungen, deren Verhältnis zur

empirischen Wirklichkeit des unmittelbar Gegebenen in jedem ein«

zelnen Fall problematisch ist: — diese Musterkarte allein zeigt

schon die unendliche Verschlungenheit der b^ifflich-methodischen

Probleme, welche auf dem Gebiet der Kulturwissenschaften fort'

während lebendig bleiben. Und wir mußten uns schlechthin ver-

sagen, auf die praktisch methodolc^schen Fragen hier, wo die Pro«
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bleme nur gezeigt werden sollten, ernstlich einzugehen, die Be-

ziehunj^cn der idealtypischen zur „gesetzlichen" Erkenntnis, der

idealtypischen Begriffe zu den Kollektivbegriffen usw. eingebender

zu erörtern. —
Der Historiker wird nach allen diesen Auseinandersetzungen

doch immer wieder darauf beharren, daß die Herrschaft der ideal-

typischen Form der Bc^riflfsbilduni^' und Konstruktion spezihsche

Symptome der Jugendlichkeit einer Disziplin seien. Und
(Jarin ist ihm in gewissem Sinne recht zu geben, freilich mit

anderen Konsequenzen, als er sie ziehen wird. Nehmen wir ein

paar Beispiele aus anderen Disziplinen. Es ist gewiü wahr: der

geplagte Quartaner ebenso wie der primitive Philologe stellt sich

zunäcbst eine Sprache „organisch", d h. als ein von Normen
beherrschtes überempirisches Ganzes vor, die Aufgabe der Wissen-

sdiaft aber als die: festzustellen, was — als Sprachregel — gelten

solle; Die »Schriftsprache" logisch zu bearbeiten wie etwa die

Cnisca es tat, ihren Gehalt auf Regeln zu reduzieren, ist die

oormalerweise erste Aufgabe, welche sich eine .J^hilologie" stellt

Und wenn demgegenüber heute ein führender Philol<^e das

(Sprechen jedes einzelnen" als Objekt der Philologie prokla-

miert, so ist selbst die Aufstellung eines solchen Programms nur mög-
lieh, nachdem in der Schriftsprache ein relativ fester Id e a 1 1 y p u s

vorliegt, mit welchem die sonst gänzlich orienticrungs- und uferlose

Durchforschung der unendlichen Mannigfaltigkeit des Sprechens
fmindr'stcns s t i 1 1 s c h w e i t^e n H) operieren kann. — Und nicht

anders funktionierten die Konstrukticnien der nnturrcchtlichen und der

orL,Mnischcn Stnat5;theorien. oder etwa — um au einen Tdcaltypus in

u n scrm Sinn zu erinnern — die Heujamiti („"oiistautschc I heurie des

antiken Staats, gewissermaßen als Nulhäfen, l)is man i^ck-rnt hatte,

sich auf dem ungeheueren Meere der eIn}Mri^clicn latsachen zu-

rechtiufiiulen. Die reif werdeiule Wissenschaft bedeutet also in

der Tat immer Uberwindung des ideak)i)LLs, sofern er als em-

pirisch geltend oder als Gattu ngsbegriff, gedacht wird. Allein

nicht nur Ist z. B. die Benutzung der geistvollen Constantschen

Konstruktion zur Demonstration gewisser Seiten und historischer

Eigenarten antiken Staatslebens noch heute ganz legitim, sobald

man sorgsam Ihren idealtypischen Charakter festhält. Sondern vor

allem: es gibt Wissenschaften, denen ewige Jugendlichkeit be-

schieden ist, und das and alle historischen Disziplinen, alle

die:, denen der ewig fortschreitende Flufi der Kultur stets neue
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Problemstellungen zufuhrt. Bei ihnen lie^t die Vd^^äoglichkeit

aller, aber zugleich die Unvermeidlichkeit immer neuer ideal-

typischer Konstruktionen im Wesen der Aufgabe.

Stets wiederholen sich die Versuche, den „cijrcntlichcn",

„wahren" Sinn historischer Begriffe festzustellen, und niemals ge-

langen sie zu Fnde. Ganz regelmäßig bleiben infolgedessen die

Synthesen, mit denen die Geschichte fortwährend arbeitet, ent-

weder nur relativ bcstininite BegrifTe, oder, sobald Eindeutigkeit

des Begriffsiniialtes erzwungen werden soll, wird der Begriff zum
abstrakten Idealtypus und enthüllt sich damit als ein theoretischer,

also „einseitiger" Gesichtspunkt, unter dem die Wirklichkeit be-

leuchtet, auf den sie bezogen werden kann, der aber zum Schema,

in das sie restlos eingeordnet werden könnte, sich selbstver-

ständlich als ungeeignet erwebt Denn l^nes jener Gedanken-

qrsteme, deren wir zur Erfassung der jeweils bedeutsamen Bestand-

teile der Wirklichkeit nicht entraten können, kann ja ihren unend-

lichen Reichtum erschöpfen. Keins ist etwas anderes als der Ver-

such, auf Grund des jeweiligen Standes unseres Wissens und der

uns jeweils zur Verfügung stehenden begrifflichen Gebilde, Ord-

nung in das Chaos derjenigen Tatsachen zu bringen, welche wir in

den Kreis unseres Interesses jeweils einbezogen haben. Der
Gedankenapparat, welchen die Vergangenheit durch denkende Be-

arbeitung, das heißt aber in Wahrheit: denkende I'ml)ildung der

unmittelbar gegebenen Wirklichkeit und durch Einordnung in die-

jenigen BegrifTe, die dem .Stande ihrer Frkenntnis und der Rich-

tung ihres Interesses entsprachen, entwickelt hat, steht in steter

Auseinandersetzung mit dem, was wir an neuer I\rkcnntnis aus der

Wirklichkeit gewinnen können und wollen. In diesem Kampf
vollzieht sich der Fortschritt der kulturwissenschaftlichen Arbeit.

Ihr Ergebnis ist ein steter Umbildimgsjn ozeß jener BegrifTe, in denen

wir die W'irklichkcit zu erfassen suchen. Die Geschichte der Wissen-

schaften vom sozialen Leben ist und bleibt daher ein steter Wechsel

zwischen dem Versuch, durch BegrifTsbildung Tatsachen gedanklich

zu ordnen, — der Auflösung der so gewonnenen Gedankenbilder

durch Erwdterung und Verschiebung des wissenschaftlichen Hori-

zontes, — und der Neubildung von Begriffen auf der so veränderten

Grundlage. Nicht etwa das Fehlerhafte des Versuchs, Begrifl^-

Systeme überhaupt zu bilden, spricht sich darin aus: — dne
jede WisMnsdiaft, auch die einfach darstellende Gesdiichte, arbeitet

mit dem Begriflfsvorrat ihrer Zeit — sondern der Umstand kommt
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darin zum Ausdruck, daß in den Wissenschaften von der mensch*

liehen Kultur die BÜdun^ij der Bej^riffe von der Stcllunr^ der Pro-

bleme nbhänj^t, und daß diese letztere wandelbar ist mit dem Inhalt

der Kultur selbst. Das Verhältnis von Begriff und Bei^ritVcnen in

den Kulturwissenschaften bringt die Vergänglichkeil jeder solchen

Svnthese mit sich. Große l^ec^riffliche Konstruktionsversuche haben

auf dem Gebiet unserer Wissenschaft ihren Wert rcgelmaßifcj t^eradc

darin gehabt, daß sie die Schranken der Bedeutung desjenigen

Gesichtspunktes, der ihnen zugrunde lag, enthüllten. Die vveit-

tfagcndsten Fortschritte auf dem Gebiet der Sozialwissenschaften

knüpfen sich sachlich an die Verschiebung^ der praktischen Kul-

turprobleme und kleiden sich in die Form einer Kritik der Be-

grifisbildung. Es wird zu den vornehmsten Aufgaben unserer Zeit-

schrift gehören, dem Zweck dieser Kritik und damit der Unter*

suchung der Prinzipien der Synthese auf dem Gebiet der

Sozialwissenschaft zu dienen. —
Bei den Konsequenzen, die aus dem Gesagten zu ziehen sind,

gelangen wir nun an einen Punkt, wo unsere Ansichten sich viel-

leicht hier und da von denen mancher, auch hervorragender, Ver-

treter der historischen Schule, zu deren Kindern wir ja selbst ge-

hören, scheiden. Diese letzteren nämlich verharren vielfach ausdrück-

lich oder stillschweigend in der Meinung, es sei das Endziel, der

Zweck, jeder Wissenschaft, ihren StotY in einem System von Be-

griffen zu ordnen, deren Inhalt durch Beobachtung empirischer

Regelmäßigkeiten, H^'pothc.^cnbildung und \''erifikation derselben

zu gewinnen und langsam zu vervoUkomnuien sei, bis irgend wann

eine
,
.vollendete' und deshalb deduktive Wissenschait daraus

entstanden sei. Für dieses Ziel sei die historisch-induktive Arbeit

der Gegenwart eine durch die LnvoUkünimenheit unserer Disziplin

bedingte Vorarbeit : nichts muß naturgemäß vom Standpunkt dieser

Bctiachtungsweise aus bedenklicher erscheinen, als die KIdung und

Verwendung scharfer Begriffe, die ja jenes Ziel einer fernen Zukunft

voreilig vorweg zu nehmen trachten müßte.— Prinzipiell unanfecht*

bar wäre diese Aut&ssung auf dem Boden der antik>scholastischen

Erkenntnislehre, welche denn auch der Masse der Spezialarbeiter

der historischen Schule noch tief im Blute steckt: Als Zweck der

Algriffe wird vorausgesetzt, vorsteQui^rsmäBige Abbilder der „ob*

jektiven" Wirklichkeit zu sein: daher der immer wiederkehrende

Hinweis auf die U n w i r k 1 i c h k e i t aller scharfen B^rnife. Wer den

Grundgedanken der auf Kant zurückgehenden modernen Erkenntnis-

Aitfaiv für Soiwlirinauchaft u. SoaialpoUlik. I. (A. f. mi. G. h. St. XIX.) t. ^
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lehre : daß die Begriffe vielmehr gedankliche Mittel zum Zweck der

geistigen Rchcrrschuiu^ des empirisch Gegebenen sind und allein sein

können, zu Knde denkt, dein wird der Umstand, daß scharfe genetische

Begriffe notwendig Idealtypen sind, nicht gegen die Bildung von

solchen sprechen können. Ihm kehrt sich das Verhältnis von Be-

griff und historischer Arbeit um: Jenes Endziel erscheint ihm logisch

unmöglich, die Begriffe nicht Ziel, sondern Mittel zum Zweck der

Erkenntnis der unter individuellen Gesichtspujiktcn bedeutsamen

Zusammenhange: gerade weil die Inhalte der historischen Be-

grifle notwendig wandelbar sind, müssen sie jeweils notwendig

sdiarf formuliert werden. Er wird nur das Verlangen stellen, dafi

bei ihrer Verwendung stets ihr Charakter als idealer Gedanken«

gebilde sorgsam festgehalten, Idealtypus und Geschichte nicht ver-

wechselt werde. Er wird, da wirklich definitive historische Begriffe

bei dem unvermeidlichen Wechsel der leitenden Wertideen als

generdles Endziel nicht in Betracht kommen, glauben, daß eben

dadurch, daß für den einzelnen, jeweils leitenden Gesichtspunkt,

scharfe und eindeutige Begriffe gebildet werden, die Möglichkeit

gegeben sei, die Schranken ihrer Geltung jeweils klar im Be-

wußtsein zu behalten.

Man wird nun darauf hinweisen, und wir iiaben es selbst zu-

gegeben, daß ein konkreter historischer Zusammenhang im einzelnen

Fall sehr wohl in seinem Ablauf anschaulich gema-^lit wf^rdcn

könne, ohne daß er fortwährend mit defmiericn Begriffen in Be-

/.ieiuing gesetzt werde. Und man wird demgemäß für den Histo-

riker unserer Disziplin in Anspruch nehmen, daß er ebenso, wie

man dies von dem politischen 1 listoriker gesagt liat, die ,,S]irache

des Lebens" reden dürfe. Gewiß! Nur ist dazu zu sagen, daß es

bei diesem Verfahren bis zu einem oft sehr hohen Grade not-

wendig Zufall bleibt, ob der Gesichtspunkt, unter welchem der be-

handelte Vorgang Bedeutung gewinnt, zu klarem Bewußtsein ge-

langt. Wir sind im allgemeinen nidit in der günstigen Lage des

politischen Historikers, bei welchem die Kulturinhalte, auf die er

seine Darstellung bezieht, regelmäßig eindeutig sind — oder zu sein

scheinen. Jeder nur anschaulichen Schilderung haftet die Eigenart

der Bedeutung künstlerischer Darstellung an: „Ein jeder sieht,

was er Im Herzen trägt/* — gültige Urteile setzen überall die

logische Bearbeitung des Anschaulichen, das heißt die Verwen-

dung von Begriffen voraus, und es ist zwar möglich und oft

ästhetisch reizvoll , diese in petto zu behalten , aber es gefährdet
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Stets die Sicherhdt der Orientiening des Lesers, oft die des Schrift-

stellcTS selbst, über Inhalt und Tr^weite seiner Urteile.

Ganz hervorragend geiahrlich aber kann nun die Unterlassung

scharfer BegrifTsbildung (ur praktische, wirtschafts- und sozial-

politische Erörterungen werden. Was hier z. B, die Verwendung

des Terminus „Wert" — jenes Schmerzenskindes unserer Disziplin^

welchem eben nur idealtypisch irgend ein eindeutiger Sinn gegeben

werden kann — , oder Worte wie „produktiv", „vom volkswirt-

schaftlichen Standpunkt" usw., die überhaupt keiner bej^riflflich klaren

Analyse standhalten, für Verwirrunp,^ gestiftet haben, ist für den

Außenstehenrlen g^eradezu unglaublich. Und zwar sind es hier vor-

nehmlich die der Sprache des Lebens eiitnoinnienen Kollektiv-
begnflc welche Unsegen stiften. Man nehme, um ein für den Laien

möglichst durchsichtiges Schulbeisj)iel heraiiszuL,'rcifen , den Hegrifif

„Landwirtschaft", wie er in der VVortverbindimf:; „Interessen der

Landwirtschaft" auftritt. Nehmen wir zunächst die „Interessen der

Landwirtschaft" als die empirisch konstatierbaren mehr oder minder

klaren subjektiven V(»stellungen der einzdnen wirtschaftenden

Individuen von ihren Interessen, und sdien wir dabei ganz und gar

von den unzahligen Konflikten der Interessen viehzfichtender, vieh-

mästender, kornbauender, komverföttemder, schnapsdestillierender etc.

Landwirte hier ab, so kennt zwar nicht jeder Laie, aber doch jeder

Fachmann den gewaltigen Knäuel von durch- und gegeneinander

laufenden Wertbeziehungen, der darunter unklar vorgestellt wird.

Wir wollen hier nur einige wenige aufzählen : Interessen von Land-

wirten , welche ihr Gut verkaufen wollen und deshalb lediglich an

einer schnellen Hausse des Bodenpreises interessiert sind; das ge-

rade entgegengesetzte Interesse von solchen, dir i h ankaufen,

arrondieren oder pachten wollen; das Interesse derjenigen, die ein

bestimmtes Gut ihren Nachfahren um sozialer Vorteile willen zu

erhallen wünschen und deshalb an Stabilität des Bodenbestt/es

interessiert sind; — das ent^ej^enj^esetzte Interesse solcher, die in

iiirem und ihrer Kindf^r Interesse Bewegung des Ikxhiis in der

Richtung zum besten \\ u t oder — was nicht ohne weiteres das-

selbe ist — zum kapitaikräftij^'sten Käuferwünschen;^— das rein ökono-

mische Interesse der im privatwirtschaftlichen Sinne „tüchtigsten

Wirte all ökonomischer Bew egungsfreiheit; — das damit im Konflikt

Stehende Interesse bestimmter herrschenderSchichten an derErhaltung

der Überkommenen sozialen und politischen Poation des eigenen

tJStandes" und damit der eigenen Nachkommen; — das soziale der
6*
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nicht herrschenden Schichten der I^ndwirtc am Wegfall jener

oberen, ihre eigene Position ('t iii Iccnden Schichten; — ihr unter

Umständen damit kollidierendes Interesse, in jenen politische

F'ührer zur Wahrung ihrer Erwerbsinteressen zu besitzen; — die

Liste könnte noch gewaltig vermehrt werden, ohne ein Ende zu

finden, obwohl wir so surnrnnrlsch und unprä/.is wie nur möglich

verfahren sind. Da\5 -'rh mit den mehr ,,cj^oistischen" Tntcre5;sen

dieser Art die versehuilensten rein idealen Werte mischen, ver-

binden, sie hemmen und ablenken können, übersehen wir, um uns

vor allem zu erinnern , daß , wenn wir von „Interessen der Land-

wirtsrhaft" reden, wir regelmäßig nicht nur an jene materiellen

und idealen Werte denken, auf welche die jeweiligen Landwirte

selbst ihre „Interessen" beziehen, sondern daneben an die zum Teil

ganz heterogenen Wertideen, auf welche wir die Landwirtschaft

beziehen können»— beispielsweise: Produktionsinteressen, hergeleitet

aus dem Interesse billiger und dem damit nicht immer zusammen*

fallenden Interesse qualitativ guter Ernährung der Bevölkerungr

wobei die Interessen von Stadt und Land in den mannigfachsten

Kollisionen liegen können, und wobei das Interesse der gegenwär-

tigen Generation mit den wahrscheinlichen Interessen künftiger Gene*

rationen keineswegs identisch sein mu6; — populationistische Inter-

essen: insbesondere Interesse an einer zahlreichen Landbevölke-

rung, hergeleitet, sei es aus Interessen „des Staates", machtpolitischen

oder innerpolitischen, oder aus anderen ideellen Interessen von unter

sich verschiedener Art, z. B. an dem erwarteten Einfluß einer zahl-

reichen Landbevölkerung auf die Kultureigenart eines Landes; —
dies populationistische Interesse kann mit den verschiedensten privat-

wirtschaftlichen Interessen aller Teile der Landbevölkerung, ja denk-

barerweise mit allen Gcgenwartsintcre^scn der Masse der Land-

bevölkerung kollidieren. Oder etwa das Interesse an einer bestimmten

Art der sozialen Gliederung der LandhcvüIkcrunL,^ wegen

der Art der i;olilischcn oder Kiiliurcinflüssc, die sich daraus er-

geben: dies Interesse kann je nach seiner Richtung mit allen denk-

baren, auch den dringlichsten Gcgcnwarts- und Zukunftsinteressen

der einzelnen Landwirte sowohl wie »des Staates" kollidieren.

Und — dies kompliziert die Sache weiter — der „Staat", auf dessen

„Interesse" wir solche und zahlreiche andere ähnliche Einzelinter*

essen gern besehen, ist uns dabei ja oft nur Deckadresse ftir ein in

sich höchst verschlungenes Knäuel von Wertideen, auf die er seiner-

seits von uns im einzelnen Falle bezogen wird: rein militärische
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Sicherung nach außen; Sicherung der HerrschersteUung einer

Dynastie oder bestimmter Klassen nach innen; Interesse an der

Erhaltung und Erweiterung der formal-staatlichen Einheit der

Nation, um ihrer selbst willen oder im Tntcrcsse der Erhaltung be«

stimmter objektiver, unter sich wieder sehr verschiedener Kultur-

werte, die wir als staatlich gccmtes Volk zu vertreten g^lauben;

l 'rngest.iltun}.; des sozialen Charakters des Staates im Sinne be-

stimmter, wiederum sehr verschiedener Kulturideale — es würde zu

weit führen, auch nur anzudeuten, was alles unter dem Sanmiel-

namcn „staatlicher Interessen" läuii, auf die wir „die Landui; Lschaft"

beziehen können. Das hier gewählte Beispiel und noch mehr

unsere summarische Analyse sind plump und einfach. Der Lai^

möge sich nun einmal etwa den Begriff „KJasseninteresse der Ar-

beiter" ähnlich (und gründlicher) analysieren, um zu sehen, welch

widerspruchsvoller Knäuel teils von Interessen und Idealen der

Arbeiter, teils von Idealen, unter denen wir die Arbeiter betrachten,

dahinter steckt. Es ist unmöglich, die Schlagworte des Interessen-

kampfes durch rein empiristische Betonung ihrer „Relativität" zu

überwinden: klare, scharfe, begrifiliche Feststellung der verschie-

denen möglichen Gesichtspunkte ist der einzige Weg, der hier

über die Unklarheit der Phrsse hinausfuhrt. Das „Freibandelsargu-

ment" als Weltanschauung oder gültige Norm ist eine Lächer-

lichkeit, aber schweren Schaden hat es für unsere handelspolitischen

Erörterungen mit sich gebracht — und zwar ganz gleichgültig,

welche liandelspolitischen Ideale der einzelne vertreten will —
daß wir die in solchen idealtypischen Formeln niedergelegte

alte Lebensweisheit der g^rößten Kaufleute der Krde in ihrem

heuristiAchen Wert unterschätzt haben. Nur durch idealtypische Be-

griflfsformeln werden die GesiclUspunkte , die im Einzelfalle in Be-

tracht kommen, in ihrer Eigenart im Wege der K o n fr o n t i e r u ng
des I^mpirischen mit dem Idealtypus uu klich deutlich. Der Gebrauch

der uiidifferenzierten Kollektivbegriflfe, mit denen die Sprache des

Alltags arbeitet, ist stets Deckmantel von Unklarheiten des Denkens

oder WoUens, oft genug das Werkzeug bedenklicher Erschleichungen,

immer aber ein Mittel, die Entwicklung der richtigen Problem-

stellung zu beoMnen.

Wir sind am Ende dieser Ausfiihrungen, die lediglich den

Zweck verfolgten, die oft haarfeine Linie, welche Wissenschaft und

Glauben scheidet, hervortreten und den Sinn sozialökonomischen Er-

kenntnisstrebens erkennen zu kosen. Die objektive Gültigkeit alles
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Erfahrunq^swissens beruht darauf und nur darauf, daß die gegebene

Wirlv'lichVceit nach Kategorien creordnct wird, welche in einein spe-

zifischen Sinn subjektiv, nanilich die Voraussetzu n g unserer

Erkenntnis darstellend, und an die Voraussetzung des Wertes der-

jenigen Wahrheit gebunden sind, die das Erfahrungswissen allein uns

zu geben verniag. Wem diese Wahrheit nicht wertvoll ist, — und der

Glaube an den Wert wisscnschaftliciier Wahrheit ist Produkt be-

stimmter Kulturen und nichts Naturgegebenes — dem haben wir mit

den Mitteln unserer Wissenschaft nichts zu bieten. Freilich wird er

vergeblich nach einer anderen Wahrheit suchen, die ihm die Wissen-

schaft in demjenigen ersetzt« was sie allein leisten kann: Begrifife

und Urteile» die nicht die empirische Wirklichlceit sind, auch nicht

sie abbilden, aber sie in gültiger Weise denkend ordnen lassen.

Auf dem Gebiet der empirisdien sozialen Kulturwissenschaften ist,

so sahen wir, die M^Üchkeit sinnvoller £rkenntnb des für uns

Wesentlichen in der unendlichen Fülle des Geschdiens gebunden an

die unausgesetzte Verwendung von Gesichtspunkten spezifisch be*

sonderten Charakters, welche alle in letzter Instanz ausgerichtet

sind auf Wertideen, die Ihrerseits zwar empirisch als Elemente alles

-sinnvollen menschlichen Handelns konstatierbar und erlebbar, nicht
aber aus dem empirischen Stoff als geltend begründbar sind. Die

„Objektivität" soziahvissenschaftlicher Erkenntnis hängt vielmehr

davon ab, daß da^ empirisch Gccyebenc zwar stets auf jene Wert-

ideen, die ihr allein Erkenntnis w e r t verleihen, ausgerichtet, in ihrer

Bedeutung aus ihnen verstanden, dennoch aber niemals zum
Picdestal für den empirisch uninöglichcn Nachweis ihrer Geltung ge-

macht wird. Und der uns allen in irgend einer I-'orin innewohnende

Glaube an die ubcrcnipirischc Geltung letzter und höchster Wert-

ideen, an denen wir den Sinn unseres Daseins verankern, schließt die

unausgesetzte Wandelbarkeit der konkreten Gesichtspunkte, unter

denen die empirische Wirldichkeit Bedeutung erhält, nicht etwa

aus, sondern ein : das Leben in seiner irrationalen Wirldichkeit, und
sdn Gehalt an möglichen Bedeutungen sind unausschöpfbar, die

konkrete Gestaltung der Wertbeziehuug bleibt daher fließend,

dem Wandel unterworfen in die dunkle Zukunft der menschlichen

Kultur hinein. Das Licht, welches jene höchsten Wertideen spenden,

fällt jeweilig auf einen stets wechselnden endlichen Teil des unge-

heuren chaotischen Stromes von Geschehnissen, der sich durch die

Zeit dahin wälzt. —
Das alles möge nun nicht dahin mißverstanden werden, daß
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die eigentliche Aufgabe der Soziahvissenschaft eine stete Hetzjagd

nach neuen Gesichti>punkten und begrifflichen Konstruktionen sein

solle. Im Gegenteil: nichts sollte hier schärfer betont werden als

der Satz, daß der Dienst au der Erkenntnis der Kulturbedeutung
konkreter historischer Zusammme nhänge ausschließlich

und alltin das letzte Ziel ist» dem, neben anderen Mitteln, auch
die begriflsbildende und b^iffskritische Arbeit dienen will. — Es

gibt, um mit F. Tb. Vischer zu reden, auch auf unserem Gebiete

„Stoffhuber^ und ,3innhuber". Der tatsacfaengierige Schlund der

eisteren ist nur durch Aktenmaterial, statistische Folianten und

£nqueten zu stopfen, für die Feinheit des neuen Gedankens ist er

unempfindlich. Die Gourmandise der letzteren verdirbt sich den

Geschmade an den Tatsachen durch immer neue Gedankendestillate.

Jene echte Künstlerschaft, wie sie z. B. unter den Historikern Ranke

in so grandiosem Maße besaß, pflegt sich darin gerade zu mani>

Testieren, daß sie durch Beziehung bekannter Tatsachen auf be-

kannte Gesichtspunkte dennoch ein Neues zu schaffen weiß.

Alle kulturwissenschaftlichc Arbeit in einer Zeit der Speziali-

sierung wird, nachdem sie durch bestimmte Problemstellungen einmal

auf einen bestimmten Stoff hin ausgerichtet ist und sich ihre metho-

dischen Prinzipien geschaffen hat, die Bearbeitung diese. St »ffes

als Selbstzweck betrachten, ohne den Lrkenntniswert der ein/.eiaen

Tatsachen stets bewußt an den letzten Wertideen zu kontrollieren,

ja ohne sich ihrer Verankerung an diesen U ertideen überhaupt bc-

wul:it zu bleiben. Und es ist gut so. Aber irgendwann wechselt

die 1-arbe: die Bedeutung der unreflektiert verwerteten Gesichts-

punkte wird unsicher, der Weg verliert sidi in die I^mmerung.

Das Licht der großen Kulturprobleme ist weiter gezogen. Dann

rästet sich auch die Wissenschaft, ihren Standort und ihren Be-

grifisapparat zu wechseln und aus der Höhe des Gedankens auf

den Strom des Geschehens zu blicken. Sie acht jenen Ge-

stirnen nach, welche allein ihrer Arbeit Sinn und Richtung zu

weisen vermögen:

„ . . . der neue Trieb «nracbt,

Idi eile fort, ibr ew'get Licht ni trinken,

Vor oiir den Tag und hinter mir die Nacht,

Den Himmel tfber mir «nd unter ndr die WeUen."
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Ammons Gesellschaftstheorie.

Von

Prot FEBIDINAND TÖNNIES,
EttÜB.

(Nach einem Vortrage.)

„Es ist dies die Lehre des Malthus, in den meisten Fällen mit

zehnfacher Kraft angenommen", so sapjt Darwin in einem Vortrage,

dessen Entwurf •srhori 1839, 20 Jahre vor dem Erschcifieii der Ent-

stehung der Arten skizziert wurde, indem er den Satz de Candolle's

anführt, daß die Natur einen Zustand des Krieji^es darstelle, da

ein Organismus mit dem antleren oder mit der umgebenden Natur

iui Kampfe Hege. Es ist auch sonst bc/.eugt , daß dies Element,

das er zu der Lehre vom Ringen uni die Existenz ausgestaltete, in

seiner Theorie den Grundstock gebildet hat, woran sich dann die

Lehrsätze der natürlichen Zuchtwahl, von Vererbung erworbener

Fähigkeiten, direkter Wiikung der Lebensbedingungen, korrelativer

Abänderung, und endlich von der geschlechtlichen Auslese

angesetzt haben. Wenn daher von der Übertragung des Darwi«

ntsmus in die Sozial Wissenschaft die Rede ist, so handdt es steh,

soweit jenes Hauptstück (der Jümpf ums Dasein") in Fra^
kommt, um eine Rückübertragung^ oder, wenn der Ausdruck ge*

stattet wird, um die Heimkehr einer Idee, die aus Beobachtung

speziell menschlicher Verhaltnisse gewonnen — es mag hier nur

im Vorübergehen auch an das sprichwörtlich gewordene deüum

cmnium in otnnes erinnert werden — von einem Ausfluge, den sie

in das gesamte Tier- und Pflanzenreich gewagt hat, zu ihrem ur>

sprünglichen Gebiete.

In Wirklichkeit kommt nun aber nicht jenes Hauptstück bei

den besagten Anwendungen des Darwinismus in erster Linie in
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Frage, sondern vielmehr diejenige Ansicht, die mit Recht als für

Darwin charakteristisch gilt, und die auch seinem so einflußreichen

Werke den Titel gab: Entstehung der Arten auf natürliche
Zuchtwahl — by natural sdection\ ein Prinzip, das Darwin

später, nach dem \'organgc Herbert Sprnrpr:>, auch das Über-

leben des Passendsten, der am meisten geeigneten Varietäten ge-

nannt hat.

Soweit es sich nun dabei um etwas handelt, was innerhalb der

Menschenwelt der Entstehung der Arten entspricht, insbesondere

also um Kntstchunj,^ der R as s e n
, su bleiben wir einem rein natur-

wissenschaftlichen Problem gegenüber, das freilich auch für die

Geschichte, also fiir die soziale Entindcklung der Menschen, eine

hohe Bedeutung hat; und diesem Froblem hat Darwin selber ein

umfangreiches Werk gewidmet, worin er nun die übrigen Faktoren

als unzulänglich darstellt, um die menschlidien Varietäten zu er>

klären, und die hauptsächliche Wirkung der geschlechtlichen
Zuchtwahl zuschreibt. In demselben Werke beschäftigt sich Dar-

win auch, und besonders in den ersten Kapiteln, mit der mensch-

lichen Kultur, also einem soadologischen Problem, und zwar unter«

scheidet er hier streng die Bedeutung, die den, durdi natürliche

Zuchtwahl, wie er meint, g^esteigerten intellektuellen und moralischen,

insbesondere den sozialen Eigenschaften der Menschen für den

si^reichcn Fortschritt der Kulturvölker zuzuschreiben sei, auf der

einen Seite ; und dagegen auf der anderen, die teils günstige teils

ungünstifTc Rückwirkung: der Zivili5;ation auf den natürlichen

Proüeti der Zuchtwahl, die aber auch für die geschlechtliche Zucht-

wahl von sehr großer Bedeutun;^ sei.

Nach Darwin haben hervorra;^ende Autoren «fanz andere und

weiter ausgedehnte Anwendunj^eii der KalwickluiiLjslchre auf die

Entwicklungsgeschichte des Menschentums gewagt. Sie liaben das

Gesetz der natürlichen Auslese auch in den sozialen Gebilden,

den Staaten und Reichen, bewährt zu finden gemeint. Vermittelt

wurde dies durch die Theorie, daß solche soziale Gebilde, die Ge-

sellschaften oder sozialen Körper, wie man zu sagen pflegte, selber

lebendigen Wesen glekrhzuschätzen seien, dafi sie als Oi^nismen

oder dodi als den Organismen ähnliche Superorganismen betrachtet

werden sollten. „Die stärksten, die lebensfähigsten Gesellschaften

erhalten sich"— wie einleuchtend, wie ganz in Übereinstimmung mit

dem Darwinismus stellt dieser Satz sich darl Schade daß die Ana-

logie so bald versagt Zwar wie die ganze Gleichnisrcde in bezug

Digitized by Google



90 Pcrdinaod TAnnies,

auf so7:iale „Körper" hergebracht ist, so erstreckt sie sich auch auf

¥onpÜ3Liy/.un^: Mutterland, Tochterstädte usw. Daß aber so, durch

natürliche Vermehrung, im Konkurrenzkampfe mit den weniger

vermehrungsfähigen, die tüchtigsten, geeignetsten Typen sozialer

(lebilde üicli erhalten hätten, diese Betrrichtung hat noch niemand

durchzuführen unternommen. Sie müOtc auch an vielen inneren

Widerständen scheitern, vor allem, um es kurz zu sagen, an der

Tatsache, d.iiri die sozialen (icbilde mindestens ebenso sehr, und

bei steigender Kultur immer mehr, Kunstprodukten wie Naturpro-

dukten gleichartig sind, und daß man bei Kunstprodukten zwar

auch von einem Kampf ums Dasein, aber nur sehr uneigentlich

von Fortpflanzung und natürlicher Vermehrung reden kann: die

Unahnlichkelten überwuchern rasch die Ähnlichkeiten. So ist denn

auch der ganze „Organicismus" in der Soziologie so gut wie fallen

gelassen, wenn es audi an eifrigen Verteidigern ihm noch heute

nicht fehlt

Zu diesen Vertetdigem ist Herr Otto Ammon nicht zu rech-

nen. Aber der Ibupt« und Grundgedanke seines in dritter Auflage

erschienenen Buches „Die Gesellschaftsordnung und ihre natürlichen

Grundlagen",^) ist doch wiederum jener, daß die natürliche Auslese

auch die sozialen Gebilde beherrsche, oder wie er es ausdrückt

(S. 27), daß vermöge ihrer die kleinen schwachen und schlecht-

regierten Staatcngebildc durch größere stärkere untl besser geleitete

aufgesogen werden" (in der Natur ist bekanntlich dies Aufgesogen-

werden keineswegs allgemeine luscheinung , sondern der erste

Aspekt den sie bietet, ist die weitgehende Divergenz der Charak-

tere, und gerade nach Darwin ist das Aussterben von Arten
durchaus nicht die regelmäßige Folge des Urnslandcs, daß die In-

dividuen regelmäßig \on den Individuen anderer Arten ge-

fressen werden). In der näheren Ausführung läßt aber Herr

Ammon es nicht bei der obigen Hervorhebung begünstigender Merk»

male (Größe, Stärke, gute Regierung) bewenden, sondern bestimmt

diese näher dahin, dafl „eine staatlich o]^;amsierte Gemeinsdiaft von

Menschen um so besser den Kampf ums Dasein bestehen werde, je

mehr sie der Bedingung entspricht, daß an jedem Platze die richtige

Persönlichkeit steht, die durch ihre Begabung geeignet ist, den

Platz am besten auszufüllen" (S. 29). Dies* sei „die nutzbringendste

Gestaltung der Gesellschaft". Soll das heißen, daß ihr gegenüber die

*) Jena. Fischer 1900 VI 303 S.
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anderen Momente (Größe, Stärke, gute R^;ierung) bedeutungslos

werden? Dies scheint allerdings die Meinung zu sein (vgl. S. 34).

Indessen verweilt die neue Gesellschaftslehre bei dieser wichtigen

Frage kaum; sie will vielmehr schildern, welche Finrlchtun^cn

„wir" besitzen, um den richtigen Mann auf den richtigen Platz zu

bringen — sie will unsere Gesellschaftsordnung beschreiben, als

ein System von Hinrichtun^^en, das jenem Ideal möglichst nahe komme,

deren Ergebnis im ganzen ein befriedigendes sei (S. 16). Die „Weis-

heit" der bestehenden Gesellschaftsordnung — dies ist der zweite

Hauptsatz — bestehe wesentlich darin, daß sie {gewisse Apparate,

oder, wie gesagt wird, Mechanismen der Auslese in sich ent-

halte, darauf abzielend, durch oi^nische Verbindung von Antrieb

und Hemmung jedes Individuum an die passendste
Stelle zu bringen, und jeden Platz mit dem passend-
sten Individuum zu besetzen. Antrieb und Hemmung: denn

teils seien diese gesellschaftlichen Einrichtungen darauf angelegt,

das Emporkommen Berufener zu fordern, teils das Durchdringen

Untauglicher oder Unwürdiger zu verhindern. Nach beiden Ridi-

tangen hält Hr. Ammon vorzugsweise die Schulen für bedeutungs-

voll, sodann die Prüfungen aller Art, ferner die geschäftliche

Konkurrenz, gleichsam als Prüfung durch das Publikum, die

öffentlichen Preisausschreiben, die Konkurrenz der Arbeiter untcr-

einander, als Probe, ob sie für den Unternehmer brauchbar sind

oder nicht; nach der negativen Seite allein, also zur Ausscheidung

von untauf^lichen oder gar gemeinschädlirhen Individuen seien die

Einrichtungen der Polizei und Strafrechtspflege , sowie ^^e^^en Be-

amte das Disziplinarverfahren , ebensolche wohltätige Avislese-

Mechanismen. Vermöge aller dieser Einrichtungen konuTit nach

Herrn Amnions Behauptung — in „den meisten Fällen" der riciitigc

Mann an den passenden Platz und an den richtigen I'latz der

passende Mann. Hoher bej^^abte Individuen seien überhaupt selten—
ganz bcijonders selten in den unteren Schichten , denn — dies ist

der dritte Hauptsatz dieser Lehre — die gesellschaftliche

Schichtung entspricht im i^'roßen und ganzen der
Begabung, freilich nicht einseitige, sondern harmonische Be-

gabungen kommen empor, diese aber auch mit ziemlicher Sicher-

heit, daför sorgen eben jene Einrichtungen, z. B. die Schulen durch

Befreiungen vom Schulgeld, durch Stipendien und andere Unter«

stutzungen, die atia altruistischer Gesinnung unbemittelten Talenten

zuteil werden. Da also der unteren Klasse die in ihr ^entstehenden
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Talente fortwährend entzogen und den höheren Ständen zu^^-führt

werden, S'O stellt jene — die untere Klasse — nur den Bodensatz

dar, aus dem die wertvollsten StolTc lierausdcstilliert sind. Um so

weniger ist es zu verwundern , daU eben die Be^^abung hier sehr

viel seltener die Milte! mäßigkeit überschreitet als in den oberen

Ständen , daß sie vielmehr bei einem sehr fjroßcn Teile unter der

Milte steht. Eben die Absonderung — und i.laiiut kommen wir zu

dem vierten und letzten Hauptsatze — die Absonderung dieser

bevorzugten Stände aus der großen Masse der Be-

völkerung ist eine j^atureinrichtung", die bewirkt,

daß das Zusammenpassende zweier Individuen häufiger vereinigt

wird, als nach den blofien Gesetzen der Wahrscheinlichkeit ge-

schehen wurde — die »«größte Merkwürdigkeit", nennt dies Herr

Ammon, „welche die Entwicklung des Gesellschaßslebens hervor-

gebracht hat" (S. 65) — denn sie wirke in 4 verschiedenen Be-

ziehungen vorteilhaft. Diese 4 verschiedenen Beziehungen sind

die feinden:
1. Die Ständebildung beschränkt die Panniixie und be-

wirkt dadurch die viel häufigere Erzeugung hochbegabter

Individuen, stellt also die natürliche Züchtung beim

Menschen dar;

2. die Absonderung der Kinder der bevorzugten Stände \ on

der großen Masse ermöglicht eine sorgfältigere Kr-
z i e Ii u n ^ ;

3. die bessere Krnährung und die sorgenlosere Lebensweise

der den bevorzugten Ständen angehörenden Individuen

wirken steigernd auf die Tätigkeit der Seelenan-
lagen;

4. die günstigeren Lebensbedingungen der höheren Stände

spornen die Angehörigen der unteren Stände an, ihre

besten Kräfte im Wettbewerb einzusetzen, um dieser

günstigeren Bedingungen teilhaftig zu werden.

Die zurückschaueode Betrachtung dieser Einriebtungen, worin

er zugleich sich selber als den Entdecker bewundert, entlockt

unserm Autor den Ausruf: „Welch ein Meisterstück ist diese so

schwer angekkigte Gesellschaftsordnung" (S. 134). Anderswo spricht

er von dem Wunderbaren dieser Einrichtungen, und meint, die Ge-

sdbchaftsordnung wäre wahrscheinlich viel weniger gut ausgefallen,

wenn wir schwache am äußeren Glanz hängende Menschen mit

unserer unvollkommenen Einsicht sie zu schaffen gehabt hatten und
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wir müflten eigentlich das Kunstwerk anstaunen, „welches so ein-

gerichtet ist, daß es nicht den bloßen Schein, sondern nur die volle,

alle Anlagenqrnppen umfassende, in jeder Lage sich bewährende

Tucliti^^'keit durchdringen läfit" (S. 55). Dann heifit es freilich auch

wieder, die „Menschheit habe diese Mechanismen im I^ufe langer

Zeiten geschaffen (S. 40) und die Köpfe vieler Tausende von

der fernsten X^erf^.mgcnheit bis zur Gegenwart haben daran ge-

arbeitet und ihre Krfahrungen vr? wertet" (S. 35). Der Mansch habe

sie „instinktiv" als Lebensbedingungen für sich und seinesgleichen

geschaffen (S>. 1 1).

Zunächst fragen wir: was liat diese ^anze Doktrin, was hat be-

sonders jener erste Hau|>tsatz mit den Dai wiiisclien Prinzipien zu

sciiarten, auf die sie mit vieler Iünj)hase sich beruft? Ja, das ist

im höchsten Grade unklar, und man fühlt sich versucht, die ganze

Anknüpfung an diese Prinzipien für einen Zier rat zu halten, oder

für ein farbiges Gewand, womit der Verfasser uns imponieren will,

indem er fortwährend versichert, nur als Naturforscher und zwar

als Biologe könne man die Gesellschaftsordnung verstehen. Er

Stellt allerdings das, was er Auslese nennt, direkt in Parallele zur

Auslese in Darwins Sinne, und lafit es nur zweifelhaft, ob einzdne

Arten seiner sozialen Auslese natürliche oder „methodische" also

bewufit- gewollte, kunstliche, oder die von Darwin den Tier»

zikditern früherer 2^iten zugeschriebene „unbewußte" Zuchtwahl

seien — aber den Ausdruck Zuchtwahl vermeidet er nur des^

halb, weil er, auf die Menschen angewandt, viele Leser unangenehm

berühre; er hält sich an den Ausdruck „Auslese" und trotz jener

Unsicherheit will er alle seine Auslesen als „natürliche" begriffen

haben.') Nun ist dies eine offensichtliche Konfusion. Gesetzt, es

veriiielte sich so, wie Flerr Ammon uns vormacht, daß in der

gegenwärtigen Gesellschaft im Deutschen Reich — denn diese hat

er allein im Auge — seine Auslesemechanismen fortwälirend mit

dem Erfoln^e funktionierten, den riclitigen ATenschen an den rieht isT;en

Platz 7u brinj^en. also die besser be;>;al)ten empor zu heben, die

Minderft'ertigen zu erniedrigen — hätte diese Wirkung etwas Er-

'J Wer daran xwcifcU, werde besonders auf S. 12 ff. verwiesen, wo der Vrrf.

eiorkumt, die ..Darwinsclic Thforic" könne uns bei nUherer IVtraciiinug hrdcnklicli

vorkommen, w«jl nicht immer dc-r geistig innrh-grnc und sitUicb Tüchtige es

$«, der im Wettbewerb des Lebens den Sieg davontrage, sondern oft der Durcfa-

iriebeittte, der Rficluicbts- und Gcvtttcalosestc.
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klcckliches mit den Wirkungen der natürlichen Auslese q'C-

mein, die er selber uns ganz richtig dahin bestimmt (S. 4). daß

„die kräftig^sten und ihren Lcbensbedingfungen am besten an-

gepaßten Individuen mehr Aussicht haben, erhalten zu werden

und ihre Eigentümlichkeiten fortzupflanzen, als die schwächeren

"und minder gut angepaßten , die somit unter jref^ebenen Re-

dinguiij^cii auiisterben" — ? Hin und wieder ist es der l all \om

Erfolge der Tüchtigkeit im Geschäftsleben mag man so sprechen,

und aaerkennen, daß der Erfolgreiche möglicherweise fiir das

Familienlebea begünstigt ist Aber auch wer etwa als Theologe

ein gutes Examen macht, wird eher eine üppige Pfarre bekommen
und ach früher verheiraten, also insoweit etwas vermdirte Chancen

haben, eine grofie Familie aufzubringen; wer dag^en in der Blüte

der Jahre zu zehnjähriger Zuchthausstrafe verurteilt wird, ist wenig-

stens für diese Zeit von der Fortpflanzung ausgeschlossen. Was
die Arfoeiteridasse betrifft, so findet Herr Ammon seinen segens-

reich wirkenden Mechanismus der Auslese darin, daß der Unter-

nehmer „die geschickten und fleißigen Arbeiter behalte, die un-

brauchbaren fortschicke"; daß bei massenhaften Entlassungen in

Zeiten der Krise teils die jüngsten Zuwächse, teils alte und kränk-

liche Personen , die entweder schon hinlänglich sich fortgepflanzt

Ii a b c n oder, auch wenn sie in Arbeit stehen, sich schwach fort-

pfian^c^, abi^cstoßcn werden, und daß die Unternehmcrpolitik ge-

bietet, \ichnehr auf einen „festen Stamm" von Arbeitern zu halten,

als die Tüchtigkeit jedes einzehien, der etwa zur Verfügung steht,

zu prüfen, davon weiß unser Sozialanthropoioj^re mthts; aber cfc-

setzt, er hätte recht, so wären allerdings die Unbrauchbaren, wenn

auf die Landstraße geworfen und einem Vagabondenlebeu preis-

gegeben, den Freuden des Familienlebens gründlich entzogen und

oft auf immer daftir verdorben. In diesen Fällen handelt es sich

jawohl nicht darum, jedem seinen bestimmten Platz innerhalb einer

gesellschaftlichen Ordnung zuzuweisen, sondern einige, um an

das Malthussche Gleichnis anzuknüpfen, von der gedeckten Tafel

zurückzuweisen.— Im übrigen aber haben die Wirkungen der Kon-
kurrenz mit den Aussichten auf individuelle und generische Er-
haltung nur wenig zu tun. Die untere Klasse ist allerdings einer

sehr viel größeren Sterblichkeit ausgesetzt; sie hat aber auch am
wenigsten Grund, ihren Fortpflanzungstrieb in Schranken zu halten;

sie ist gerade aller jener Rücksichten überhoben, die die Ehe zu

einer Standessache und von einer gesicherten Brotstelle abhängig
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machen
;
ganz abzusehen von der außerehelichen Propagation. Herr

Ammon selber beschäff i^^t sich cinf^ehend mit der wie er meint

i,etwas zu starken Vermehrung^" des Proletariats.

Und es ist ja auch nicht (nicht immer, muß man vor-

sichtigerweise sagen) seine Meinung, daß jene Auslesemechanismen

die von ihm sof^enannten Stände immer neu produzieren, soii Icni

wir müssen ihn so verstehen, daß sie hauptsächlich innerhdlh
jedes Standes ihre Wiikuut^en üben. Wer aber innerhalb der

oberen Klassen nach hoher Stellung strebt und etwa auch dafür

begabt ist, wird gerade genötigt sein, die Eheschließung aufzu-

schieben, es sei denn, daß er sie als ein Mittel seines Strebens

gebraucht, was fireilich nicht selten vorkommen mag, aber auch

leicht Ehen begründet, die aus dem selektorischen Gesichtspunkte

alles eher als günstig sind Vollends wird aber, wer aus den unteren

Schichten durch eigene Anstrengung emporklimmt, in der Reget

später zum Heiraten sich entschließen, als wenn er in seinem

Stande geblieben wäre; nicht sdten wird gerade ein solcher ehetos

bleiben.
Herr Ammon wirft freilich diese Frage gar nicht auf. In Wahr-

heit ist trotz aller Redensarten von naturwissenschaftlicher Begrün-

dung seine Theorie in ganz anderem und lediglich über-
tragenem Sinne als „darwinistische" zu verstehen, in einem Sinne,

der der „natürlichen Zuchtwahl" meilcnfernc steht: nämlich in

einem suzialwissenschaftlichen .^inne, den uns jene Worte von der

instinktiven Schö|)fung und von der schaffenden Arbeit unzähliger

Generationen schon erraten lassen. Nur ist seltsamerweise der

Unterschied dieses Sinnes von dem anderen dem Autor selber nicht

im mindesten klar geworden, ja die Verwischung dieses l'nter-

schiedes L^ehört zu den Künsten seines Gefechtes. Dieser zweite

Sinn ist aber gar nichts anderes als das Theorem der wohlbekannten

historischen Schule, ein Theorem, das hauptsächlich in bezt^

auf das Recht und die politisdien Institutionen zu Anfang des

vorigen Jahrhunderts sich geltend machte, später — freilich mit

veränderter Wendung — auch auf die Lehre von der Volkswirt-

schaft übertragen wurde. Ein gewisser Zusammenhang mit der all-

gemeinen Ansicht des organischen Lebens und mit Lehren,

die zu den Vorläufern des Darwinismus gerechnet werden, ist zwar

von Anlang an vorhanden gewesen; es genügt daran zu erinnern,

da6 Savigny unter dem Einflüsse der Schellingschen Naturphilo-

sophie stand Von natürlicher Zuchtwahl ist da freilich keine Rede,
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wohl aber von einer Kntwicklunj^ still wirkender Kräfte, deren

Ergebnis allen Gebilden menschlicher V'ernunft und Willkür über-
leiten sei — und so setzt sich diese konservative Lehre dem
durch seinen Zusammenhang mit den Greueln der Revolution in

Verruf gekommenen Naturrecht und dem rationalistischen Liberal ibmus

entgegen — bei Savign)- zunächst durch seine siegreiche Attacke

auf die verwegene Neuerung derer, die ein Allgemeines
Bürgerliches Gesetzbuch für Deutschland einführen wollten.

Ganz ähnlich verhält sich Herr Ammon mit seiner konservattven

Apologetik zu den Neuerem, die an dem historisch gewordenen

Verhältnis der Gesellschaftsklassen zueinander rütteln wollen, und

die da wähnen» dafi sich in einem Lande wie Preußen und Baden

etwa für die leitenden Stellen in Justiz und Verwaltung ein erheb-

lich tüchtigeres Personal gewinnen lieBe, wenn die Auswahl weniger

beschrankt wäre, wenn erheblich mehr begabte Leute aus den
Schichten, die zum akademischen Studium die Mittel nicht auf«

bringen können, hervorgezogen würden, wenn überhaupt andere
„Auslesemechanismen" neben und g^en die vorhandenen in Aktion

träten. Geklagt wird von diesen Neuerern, daß allzu oft die minder-

wertigen Söhne der Reichen durch Nachhilfestunden, Lehrerpensio-

nate, Freundschaft zwischen Ellern und Lehrern und — kralt des

Wartenkönnens ,,sich durchsitzen" und durch Korp^HruderschaÜen,

Adelskli(]ucn, Nepotismus liefordert werden. Dagegen will Herr

Ammon uns belehren: diese Ordnungen, diese Ausleseniech.i-

nismen habeti sich entwickelt, sie haben einen Kampf um
ihr Dasein und damit einen Scheide- und I^uterungsprozcß

durchgemacht, in dem das ZweckmälJige sich erhalten hat, ähn-
lich wie sich zweckmäßige Organe des Tierkörpers und an-

gepaßte Arten der Organismen erhalten haben. Es handelt sich

also lediglich um eine Analogie zu den biologischen Tatsachen:

eine Anwendung des Darwinismus verdient diese Erneuerung

einer mit der Romantik nahe zusammenhängenden Lehrmeinung

nicht genannt zu werden, sie ist vielmehr das, als was wiräe im

Vorwege charakterisiert haben: Übertragung eines Erklarungs-
Frinzipes aus einem Gebieti^ wo es induktiv gefunden wurde,

in ein anderes Gebiet, wo es deduktiv verwertet wird. Nehmen
wir nun aber dies Erklärungsprinzip wie es ist: es

kommt darauf hinaus, daö auch in menschlichen Einrichtungen das

mehr oder minder unbewußt Gewordene dem durch mensch-

liches Klügeln Erfundenen, dem Künstlichen und Gemachten

biyitized by Google



Anmoiis GeicllKbftftitlieorie. 97

überlegen sei : revolutionäre Nciienin{:;^cn sind ein für allemal eine

kindische Dummheit, die auf mangelnder Einsicht in die Natur*

gesetze der Gesellschaftsordnung beruht. ')

Schade, daß die Darwinsche Lehre selber, die diese Ansiclit

stützen soll, schade, daß die Lehre des Ko})eriui<us, die Lehren der

Vcsalius, }Iar\e\-. Lavoisier ehcnsolclie revrjlutionäre Neuerungen

waren und sind. Warum nicht auch ihnen entgegenhalten: die

ehrwürdigen überlieferten Ansciiauungen, ausgebildet und bewährt

im Verlaufe von Jahrtausenden, geläutert im Feuer ketzerischer,

heidnischer und schwärmerischer KritScen, sind teils die natürlidien»

teils and sie als übernatürlicher Glaube Stucke eines bewunderungs*

würdigen Auslesemechantsmusj es ist die schädste Prüfung, der

ein Mensch unterwcMrfen werden kann, ob er willens und (ahig ist,

seine Vernunft gefangen zu geben unter den Gehorsam gegen die

Kirche und gegen seine Vorgesetzten überhaupt. „Die Umsturz*

geistcr setzen ihre subjdctiven Meinungen unter dem Namen der

Wissenschaft dem objektiven und gültigen Inhalt der vom Staate

mehr oder weniger unterstüt/ten und für den Bestand der Gesell-

schaft unentbehrlichen Kirchenlehre frech und töricht ent-

gegen", so wird in Herrn Ammons Sinne dreist ein Bewunderer

der kirchlichen Gesellschaftsor<!nnn<:^ sprechen. Schade, daß Herr

Ammon nicht auch sein heiliges iVinzip angewendet hat auf (^ie

revolutionäre Technik, die alle historisrh ijewordenen W'erk-

zeucTe und Geräte, alle dinch Überlieferung und l-jt'ahrung be-

währten X'erkehrsniittel, die herkönmiliche Beschaffung von Licht,

Feuer, Wasser, die Methode des .Ackerbaues und des Handwerks,

die unser ganzes tägliches Leben so von Grund au> uniL;ewäl/t und

erneuert halben, t'nd allerdings, es läßt sich sehr vieles in;i i;nleni

Grunde gegen alle diese Neuerungen sagen, solange sie uiciit tief

und innig assimiliert worden sind, solange der Mensch seinen

eigenen Produkten, unßihig sie zu lenken und zu beherrschen,

gegenübersteht, sich ihnen sozial nicht hinlänglich angepaßt hat.

Man braucht daher an dem großen besinnungslosen Kulturrausch
nicht teilzunehmen, man braucht in die Jubelhymnen auf die

Triimiphe der Wissenschaft nicht ohne Vorbehalt einzustimmen —
aber sehen, hören und fühlen muß man, daß, wie Goethe sagte, als

*) DieMr wirkliche Sinn der Ammonscheii Theorie, im Texte der 3. Auflage

Tcrdonkelt, tritt lun so heller in der 3. S. 3—4, und venautlich auch in der crstea

Aufläse (die ich nicht kenne) hervor.

Ardav für SeiialwiMcaKhaft u. Soiialpoliiik. I. (A. f. lu. G. 11. St. XIX.) 1. 7
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er das Nahen dieses neuen Zeitalters erkannte, „die Danipfma>^chiiicn

niclit zu dampfen sind" und daß dies ebensowenig im Sittlichen

möglich isti diese gewaltigen Neuerungen, deren Umfang und Trag-

weite der gröüte Vertreter deutscher Hildung nicht einmal ahnen
konnte, sind nun einmal die ungeheuren Flemente, auf die

gegenwärtig nicht mehr bloß „ein junger Mann gesetzt ist", und

die „jeden jungen Mann ermahnen sollten" — wir zitieren immer

noch Goethe — „dafi ihm das Steuerruder darum in die Hand ge-

geben ist, damit er nicht dem Spiele der Wellen gehorche, sondern

den Willen seiner Einsicht walten lasse". Der Wille unserer Ein>

sieht wird uns immer vor besnnungslosem Radikalismus bewahren

;

er wird sich aber auch nach der Einsicht richten müssen, daß ein

so auf allen Gebieten umwälzendes Zeitalter mit einer konservativen

und stabilen Gesellschaltsordnung, wie wünschenswert diese an sich

auch sein möge, sich nicht verträgt, da6 sie tatsachlich fortwährend

revolutionierend darauf gewirkt hat und wirken mu6; daß ein

solcher Strom sich wohl regulieren, aber nicht zurückstauen läßt.

Was hat es denn aber mit den gepriesenen Auslesemecha>

nismen auf sich^ Wie verhalten sie sich zur ebenso gepriesenen

„Absonderung von bevorzugten »Ständen* aus der großen Masse

der BcvölkerunrT" ;S. 65*' Herr Ammon set7t voraus, daß „abge-

schlossene Stände" noch voihanden. daf^ sie unausrottbar seien, ob-

gleich sie ,,den meisten unserer Gebildeten, und auch den meisten

So/ialpulitikern . als ein trauriges Überbleibsel hall)l>ariiarischcr

Zeiten gelten". Soweit sie vorhanden waren, und ohne Zweifel

sozialen Nutzen gehabt haben, sind sie doch walulich nicht durch

Schulen und Kxaniina catslanden? die erblich geschlossenen, auf

die es unserem Theoretiker doch gerade ankommt, am aller-

wenigsten! Wohl könnte man sagen, daß wesendich durch diese

„Auslesemechanismen" der katholische Klerus ergänzt werde, der

aber eben nicht ein erblicher Stand und nicht „im Sinne Dar-

wins gezüchtet" ist; der, wie es scheint, recht wohl gediehen ist,

und noch gedeiht, ohne daß die fiir ihn nötigen intellektuellen

und moralischen Anlagen In einer gehobenen, besitzenden und
durch reichliche, auch qualitativ bessere Nahrung (S. 89, 90), durch

Unterhaltungen und Zerstreuungen (das.) aus der Menge herausge-

hobenen Scliii ht von der „Natur" weislich vorbereitet, die Chancen

fiir eine glückliche Kombination (Kap. 16— iSi durch Inzucht

günstiger gestaltet wären. Die ungeheuerliche These Ammons ist

ja, daß die besitzenden Klassen, und zwar, wie man verstehen muß.
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immer und schleditbifii eine Varietät allseitig besser begabter,

insbesondere aber durch Verstand und Charakter ausgezeichneter

Menschen darstellen, eben infolge der Verbindung von Auslese«

mechanismen und Inzucht l Welcher Mechanismus bildet denn unter

heutigen sozialen Bedingungen, auf die doch Herr Ammon vor-

zugsweise, und fast ausschliefilich exemplifiziert, diese Varietät der

Herrenklasse ? ,Jm gewerblichen Leben", so lesen wir, „bestand

vormals auch eine Art von Prüfung, das Meisterstück". „Seit der

Einführung der Gewerbefreiheit herrscht ein Wettbewerb, bei dem
lediglich die Käufer entscheiden. Wer sein Geschäft am tüchtigsten

betreibt, kommt vorwärts, wer nachlässig und träge ist, kommt zu-

rück" (S. 38). Das ist alles, was Herr Ammon über den Unter-

schied des kapitalistischen vom Handwerkszcitalter mitzuteilen wcifl.

Die Konkurrenz bring^c die geborenen Organisatoren ans

Tageslicht! jede Konkurrenz? ,,Sc1bstverstaniilich" i5ur die „mit

redlichen Mitteln"! ..Unlautere KnifTe sind womöglich auf dem
Wege flcr Gesetzgebung zu unterdrücken". Die Gewerbe fVcihcit

darf keine „schrankenlose", der Wettbewerb ki in „unlauterer"

sein, „sonst werden nicht die tüchtigsten, sondern die frechsten und

rücksichtslosesten Individuen emporgehoben". „Sind womöglich",

„darf" „sonst" — wie steht es aber in Wirklichkeit? Da hilft un-

serem Sozialanthropologcn ein iur allemal die Rede „im großen und

ganzen" und die Berufung auf seine persönliche Erfahrung und

Kenntnis, seine Anseht, seine Eindrücke, und auf die Unhalt-

barkeit und Unwahrscheinlichkeit sozialdemokratischer „An*

sichten", die er dann zur Kontrastwirkung in mißlichst krassen

Ausdrücken wiedergibt. „Auch unter den GroBindustriellen habe

ich * viele* *) kennen gelernt, die durch bedeutende Eigenschaften,

namentlich durch organisatorisches Talent und durch Wissenskraft

ihren Platz verdienten" (S. 43). Wer möchte da widersprechen?

Weniger günstig ist sein Urteil über „empor{:(ekommene Spekulanten

und Börsenjobber" fS. 92). „Denn diese Trotzen' verdanken ihren

Reichtum * häufig* nur ihrer Skrupellosigkeit und dem Mangel

altruistischer Gesinnung. Sic gehören * eigentlich nicht* zur ge-

bildeten Klasse, werden aber durch ihr vordringliches Gebahren

von den Arbeitern irrtümlich mit dieser identifiziert, und ziehen ihr

die ganze l ülle von Haß und Neid zu, die von Rechts wegen jenen

Dir in Ptrmrhcn stehend« ii W orte sind im Ürigina,! nicht hervorgehobene,

di« aber der Autor hier hervorheben möchte.
8*
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alldn gebührt" (S. 92). An anderer Stelle heißt es sogar allgemein:

„Es ist... nicht immer der geistig Überlegene und sittlich

TüchtigCi der im Wettbewerb des Lebens den Sieg davonträgt,

sondern *oft* der Durchtriebenste, der Rücksichts- und Gewissen-

loseste'' (S. 12). An dieser Stelle gibt es überhaupt immer eine

rückschrittliche und eine fortschrittliche, ungünstige und günstige

Auslese nebeneinander, es' komme nur darauf an, welche Art

von Auslese den überwiegenden Erfolg hat (S. 14). Warum
ist denn weiterhin nicht von den Mechanismen der ungünstigen
Auslese und von den Ursachen des Überwiegens der günstigen

Auslese die Rede? Das wäre ein methodisch fortschreitendes Ver-

fahren gewesen! — Herr Ammon „neigt" aber „zu der Ansicht,

daß die meisten wirklich begabten Söhnr der unteren Klassen

vermöge unserer gesellschaftlichen tinnclitungen die Gelegenheit

haben und benutzen, um sich den gebührenden Platz zu ver-

schaffen" (S. 44). Dafür will er einen „objektiven Beweis" bei-

bringen: „indem ich dartue, daß infolge unbestrittener Xiiturgeset/e

die Zaiil der höher begabten Individuen im X'erhältnis zu der

Masse der Bevölkerung überhaupt nur eine kleine sein k a 1 . 1
.

,

wonach also das Zurückbleiben einer größeren Menge von selbst

ausgeschlossen ist". Der „Beweis" wird mit Hilfe der Kombina-

ti<»islehre geführt Zu diesem Behuf unterscheidet Herr Ammon
3 Gruppen von Seelenanlagen : intellektuelle, moralische (diese mit

Ausschlufl der altruistischen, weil deren Wirkung auf das Empor-

kommen der Individuen fWiderspruchsvoH' sei), wirtschaftliche; dazu

fiigt er eine Gruppe „körperUcher'' Anlagen; er vergleicht dann

diese Anlagegruppen mit Würfeln, die Stärk^rade in jeder Gruppe

mit Würfelaugen, und berechnet, dafi die h(}chste und die nie-

drigste Augensumme am seltensten, die mittlere am häufigsten

vorkommen muß. Daraus schließt er („auf unseren Gegenstand

angewandt" S, 52), daß auch die Zahl der Genies und der Talente

im Vergleich zur (lesamtzahl der Menschen naturgemäß nur klein

sei, ebenso die Zahl der Schwachbegabten und der ganz Stumpf-

sinnic^a^n. während das Mittelf^mt an Zahl bei weitem vor-

herrsche. Genies und Talente sind aber lui i lenn Amnion nicht

etwa die Menschen von hoher i^^istiger Begabung, sondern nur

solche, bei denen die Nummern in allen 4 Anla|:^C'^ruppcn lioch

sind. Geistiu; und sittlich hochstehende Menschen, die aber Mangel

an wirtschaftlichen AnLii^en ((jeschältssinn, organisatorisches Talent,

technisches tjcschick, kiuge Berechnung, Voraussicht, Sparsamkeit)
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und schwache körperliche Anlagen haben, nennt er „Leute, die

unter Umständen den Eindruck von äußerst bcflihigtcn Menschen

machen, die sich bloß nicht enipürzubringen wissen und als „ver-

bummelte" Talente bzw. „verkannte" Genies oder „geknechtete"

l^edennänfier enden'*. ,J)afiir macht man in der Reget ungenügende

Bildung, widrige äußere Verhältnisse, mit Vorliebe die «^herrschende

Gesellschaltsordnung'' verantwortlich, während der Mifierfolg in der

Veranlagung der Individuen selbst begründet tstl" Jeder Zusatz

würde den Eindruck dieses geistvollen Paradoxons trüben. Man ,

bemerke wohl, daß hier jede Ankgengruppe auf gleiche Linie ge-

stellt wird: die Nummer Eins auf dem vierten die Körperkräfte dar-

stellenden Würfel nennt er ausdrücklich einen „Herkules" — das wirk-»

lieh emporkommende und dessen würdige Genie muß also auch her-

kulische Körperkräftc haben ! I Sehen wir weiter. „Das Würfelspiel

ist höchst wahrscheinlich eine * im wesentlichen* treue Wiedergabe

der Voff^änge , die sich vor und bei der Befruchtung wirklich ab-

spielen" (S. 55). In Wirklichkeit besteht aber jede Gruppe von

Anlagen selbst wieder aus Kombinationen von Anlagen, und die

Zahl der *^tarkcgraclr läßt sich beliebi<; vermehren; auch wird

iimerhalb jedes Anla^celeinentes der höcliste und niedrigste Grad

selten vorkommen, auch hier der mittlere Grad die Re^el sein.

Alle diese Umstände vermehren das Mittelgut; die Chancen für

das Herkulesgenic sind in Wirklichkeit nocli viel geringer. Hier

wird daim das daussische Fchlergcsctz herangezogen, dessen sich

G a 1 1 o n bedient hat, um die Wahrscheinlichkeit eminenter Be-

gabung abzuschätzen. Galtons Argument ist, daß außerordentliche

intdlfjctuelle Begabung, wenn mit Eifer und mit Aifoeitskraft ver-

bunden, in England trotz sozialer Hemmungen mit ziemlicher

Sicherheit sich durchsetzt und zu Ruhm gelangt; und umgekehrt,

daß sehr hoher Ruhm nicht ohne sehr hohe Fähigkeiten erreicht

wird. Er braucht dies Argument um aus Ruhm auf Begabung zu

schließen, und den Beweis der Vererbung geistiger Qualitäten

auf die Tatsache zu gründen, daß hervorragende Leute in verschie-

denen Gebieten, besonders aber in Literatur und Kunst, meistens

auch hervorragende Verwandte haben. Galtons Methode unterliegt

sehr schweren Bedenken, ja ich bin überzeugt, daß sie große Fehler

enthält; aber darauf ist hier nicht einzugehen. Nach der Regel

der normalen Abweichungen von einem Durchschnitt berechnet

Galton, daß auf rine Million gleichaltcri;^er Menschen ein ganz

hervorragender komme. Herr Ammon meint, auf sein Würfel-
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gleichnis ^astützt, es erscheine uns als * wahrscheinlich * (da es (^c-

wiß weit mehr einzelne Anlu^^en als 8 seien, die bei einem genialen

Manne zusammentreffen müssen, und die Zahl der Stärkegrade mit

6 gewiß nicht zu hoch angenommen werde) „daß wir nur einen
Menschen auf viele Millionen haben sollten, bei dem sich alle

erforderlichen Eigenschaften zu einem Genie vereinigen, während

wir *nach Galton* schon i auf t Million, also bedeutend mehr haben".

Es folgt dann (bei Ammon) der Absatz: „Aus der Abweichung

*der Wirklichkeit* von der theoretischen Wahrscheinlichkeit, lafit

sich folgern, daß irgendwelche noch nicht in Rechnung gestellte

Ursachen vorhanden sein müssen, die das Entstehen von
Talent und Genie begünstigen" (S. 64). Und hiermit wird

dann die „Naturcinrichtung", die Absonderung von ,3tanden" ein-

geführt, die das unerwartet häufige Vorkommen von Genie und

dessen „unaufhörHch erfolgendes Neuentstehen" erklären soll. Man
bemerke wohl: was der Herr hier ,,Wirklichkeit" nennt, und was

„nach (iaiton" sich tatsächlich findet, ist niclits als die theo-
retische Wahrscheinlichkeit in Gallons Darstellung;

Galton hat nicht einmal einen Versuch ^fcmacht zu beweisen,

daß die Krfahrun^ damit übereinstimme; einen solchen Versucli

macht er nur mit seinen 250 pro Million „Hervorragender", zu

denen er auf folgcndetn ziemlich holperigem Wege gelangt: er fand

in einem Nachschlagebuch von 1865 2500 Namen lebender Männer

von Ruf, die Hälfte Engländer j darunter sind sehr viele erst mit

über $0 Jahren berühmt geworden; er vergleicht daher diese, die

er in der Gesamtzahl von 850 findet, mit der über 50 jährigen

männlichen Einwohnerschaft der britischen Inseln, das gibt 425
pro Million; aber nur 500 von jmen 850 sind Leute, die in der

literarischen und wissenschaftlichen Gesellschaft verkehren, „in ent-

schiedener Weise {decidedfy) bekannt": (so kommen 250 pro

Million heraus! Die nachher dann ein&ch auf alle Lebensalter

bezorrcn werden. Wobei nachher der Ruhm kcines\ve^^s mit

dem Wohlbekanntsein in liierarisch-wissenschaftlichen Zirkeln gleich-

gesetzt wild. Indessen wir dürfen uns nicht bei den Fehlern

Galtons, der jedenfalls — zu seiner Ehre sei es gesagt — reine
wissenschaftliche Absichten hat , aufhalten. Ebensowenig kann

ich an dieser Stelle in eine jiositixe Darstclhmg des Problemes ein-

gehen. Genüge es zu sagen, daß der Satz Galtons (S. 41):

„Soziale V^orteile haben eine enorme Macht, jemanden in die

Stellung eines Staatsmannes zu bringen, die immerhin so bedeutend
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ist, daß man ihm das Beiwort „hervorragend" nicht versagen kann,

obwohl es me1ir als wahrscheinlich ist, daß in der Wiege ausge^

tauscht, und im Dunkel aufgewachsen, er gelebt hätte und ge-

storben wäre, ohne aus dieser niedrigen Lebensphäre emporzu-

t.niu hen" — daß dieser Satz eine viel weitere Geltung hat, als

Galton meint , der übrirrens nusdrücklich erklärt , daß er nur Be-

rühmtheit und nicht „hohe soziale oder offizielle Stcüimg * im Auge

habe. Für Herrn Ammon ist beides so gut wie identisch. Die

Tesellschaftsordniing" belohnt eben jedes Verdienst durrh „Stellung"

Uli 1 läßt die Verdicnslloscn durchfallen. Den vorsichtigen Hilfs-

satz Galtons liat Herr Ammon kritiklos an sich ireratlt und durch

viel Wind zu einem scheinbaren und selbstgelälligen Hinbildungen

imponierenden Theoiem aufgeblasen.

Daß soziale Auslese stattfindet, ist ganz richtig. I lerr Ammon
hat nicht zuerst die Aufmerksamkeit darauf gelenkt, aber daß er

sie darauf gelenkt hat, werde mit Dank anerkannt Wahl und Aus-

scheidung bedecken ein unermeßliches Feld des sozialen Lebens;

es erstreckt sich sehr viel weiter, als Herr Ammon zu ahnen, oder

bedacht zu haben scheint Aneignung, Behaltung, Assimilation der

brauchbaren— Abstoßung der unbrauchbaren Materie, ist das Grund»

gesetz alles Lebens; Unterscheidung des Nützlichen und Schädlichen,

Freundlichen und Feindlichen, Grundgesetz alles bewußten Lebens,

daher auch des bewußten Zusammenlebens jeder menschlichen, ja

schon jeder tierischen Horde und Verbindung. Und fiir jede Ge-

meinschaft oder Gesellschaft der Menschen ist es eine hohe

Lebensfrage, ihre führenden und für sie denkenden Kräfte,

oder wie man sacken mag, Organe richtig; auszulesen. Nicht immer

wird dies freilich als eine Anf<:,Mbe empfunden; vielmehr über-

wiegen, auch historisrh, die l-"älle, wo es naturnotwendig, als

selbstverständlich ersclieint. da(? die einen lierrsclien, die anderen

gehorchen, oder um es höflicher auszudrücken, dal' die einen voran-

gehen, die anderen folgen. Die beitlen großen !• a ni i 1 i e n r ege 1 n

:

das Gebieten der Alten über die jungen und das Gebieten der

Männer über die Frauen fuhren sich auf die allgemeine Regel

zurück: das Sorgen der Stärkeren fiir die Schwächeren, und daraus

sich ei^ebende, dadurch mehr oder minder bedingte Herrschaft

jener Starken und Mächtigen, die in den Anfängen eher durch

riesige KÖrperkräfte und wilde Tapferkeit als durch Tugenden des

Verstandes und Gemütes sich hervortun. Ihrem Wesen nach nahe

mit jenen Ursprüngen verwandt ist alle Herrschaft kraft Erb-
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rechtes, die sich an das Alter, und wie mr\n dann leicht glaubt,

an die erbliche X^ortrefiflichkeit und Kraft, vo: zu i; weise aber an die

wie immer j^cwonncne ökonomische Macht «gewisser Familien
anhängt, denen ein gläubiges Volk die besondere Gunst und Gnade

der Götter, als der Allväter und machtvollsten Weseo zuzuschreiben

geneigt ist. Aber von jeher konkurriert mit solchem Glauben und

solcher Untertänigkeit das Verlangen der Menge, besonders wenn

sie aus wehrhaften Männern besteht, ihre Ilauptlcutc selber zu

wählen; dies gilt als ein natürlicher und gerechter Anspruch freier

und mündiger Personen, zumal wenn sie als Bürger sich selber

als Urheber und Trager ihres Gemeinwesens fühlen. Mit jeder

Wahlpraxis kann freilich eine tatsächliche Vererbung von Befug-

nissen zusammen bestehen» ja sich neu daraus entwickeln; und aus

der Tatsache der Erblichkeit dann vneder ein Erbrecht entstehen.

Im allgemeinen aber macht das Prinzip der Wahl auf Kosten
des £rbrechtpnnzips sich gdtend und muß um so mehr an dessen

Stelle treten, je mehr der Glaube an dne fibematürliche Sank-
tion erblicher Herrscherbefugnisse schwindet, und andererseits, je

mehr die Vererbung leiblicher und seelischer Vorzüge ihre Kehr^

Seite fühlbar macht: als Vererbung der Kraftlosigkeit, des Lasters»

der Degeneration. Die zweckmäßige Funktion des VN'ahlprinzips

ist aber selber an viele und schwierige Bedingungen geknüpft. Vor

allen Dingen ist sie immer in gewisser Welse abhängig von den

Qualitäten der Wähler. Vorzugsweise und offenbar sind diese

wichtig, wenn einzelne Personen die Wählenden und rrüfenden sind,

und hier sind große Schwankungen um so wahrscheinlicher; wenn

z. B. einem Monarchen die Wahl der Staatsminister zusteht, so ist

es wesentlich von der Begabung, Klugheit, Wohlberatenheit des

Monarchen abhängig, ob diese wichtige Wahl gut oder schlecht

ausfällt; und ähnlich überall bei individuellen Wahlen und Er-

nennungen von oben her. Anders wenn Wahlen durch Kollegien

vollzogen werden; je größer das Kollegium, desto eher wird die

ausschlaggebende Mehrheit einen Durchschnitt der Wähler-

qualitäten darstellen; es werden daher vermutlich ^hr weise und

sehr törichte Wahlen gleich unwahrscheinlich werden. Nun

ist ein Wahlkollegium von selber gegeben, wenn irgend eine

Verbindung— ein Verein, eine Genossenschaft oder welcher andere

Niime ihr zukommen möge — ihren Vorstand, ihre Beamten

und Verwalter wählt; das natürliche Erfordernis für den Wähler

ist hier, daß er ein Mitglied der Verbindung sei, in einer Stadt
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2. B. daß er das Bürcrcrrecht besitze. Und die Wahlcrscliaft kann

den Krwähltcn als ihresgleichen , als ihren Führer oder als ihren

Diener betrachten und bchandchi, je nach ihren Zvvecl<en, je nach

seinen Funktionen, aber auch je nach beiderseitigen Qualitäten.

Viele Versuche sind in Theorie und Praxis f^emacht worden,

die Qualifikation des Wählers in politischen Körperschaften

zu be^enzen, und dadurch „bessere" Wahlen zu sichern; und der

dabei zugrunde lie<Tende Gedanke war zumeist der, daß nach der

Größe der Beiträ^je zur öft'entlichen Kasse, also nach den Steuern,

die politischen Rechte abgemessen werden müßten. Kein Wunder,

wenn nun die Besitzlosen dies ungerecht scheiten, da sie nämlich

auch nach ihren Kräften beisteuern, und da wahrscheinlich ihr

Scherflein, zumal wenn die Steuern auf Gegenstande des notwen-

digea Lebensunterhaltes gelegt sind, dn viel größeres Opfer be<

deutet, als die Beitrage des Reichen; und zumal wenn die Staats-

verfassung ihn (den Armen) nötigt, mit seinem Leibe und seiner

Wehrkraft för das gemeinsame Vaterland einzustehen, oder gar för

die besonderen Interessen der Besitzenden sein Leben au& Spiel

zu setzen. Aber — wird dann eingewandt — dem „gemeinen

Manne" fehlt die Intelligenz, das Verständnis für politische Ange*

legenheiten. Nun, eben darum soll er ja einen Vertreter wählen,

von dem er ein besseres Verständnis erwartet; „er wird aber auch

dies nicht beurteilen können, er wird sich durch die Beredsamkeit

des Wahlkandidaten, durch Schlagwörter, die seinen Leidenschaften

oder seiner Eitelkeit schmeicheln, betören lassen". Diese Gefahr

ist ohne Zweifel vorhanden; aber ilic (erfahr ist schon viel geringer,

daß in einer großen Menge diese Betörten gerade die Mehrheit

bilden sollten, und wenn die Mehrheit eine törichte Wahl trifft,

so daii man erwarten, daß sie den Schaden da\ on spüren und durch

Erfahrung gewitzigt werde; handelt es sich um Wahlen für eine

grofie Körperschaft, so ist schon außerordentlich unwahrscheinlich,

daß auch nur eine erhd>liche Minderheit sdilechthin törichter

Wahlen stattfindet, vielmehr werden hier wieder die besonders

weisen und die besonders verkehrten Wahlen Extreme auf beiden

Enden bilden, während sich die große Menge um ein mittleres

Maß von wählerischer Einsicht gruppiert. Im großen und ganzen

wird auch hier der Wettbewerb daftir sorgen, daß ganz einfaltige

und des dffentl^en Vertrauens unwürdige Personen gar nicht wage^
werden, als Wahlkandidaten au&utreten, zumal da die Wahlen doch

nicht völUg wild zu geschehen pflegen, sondern Komitees und
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entere Versammlungen zunächst die Kandidaten „aufstellen". Daß
es daljci oft nur allzu menschlich hergeht, daß das Gespenst der

Korruption sich nicht selten an die grünen Tische setzt, ist eine

Sache für sich, die dem moralischen Werte der Wahlen nichr alh

dem intellektuellen Eintrag tut. Übrigens scheint mir eine Kor-

rektur demokratisdier Verfassungen weit mehr in bezt^ auf die

Qualifikation der Wählbaren als auf die der Wähler not zu tun.

Ich bin aber nur darum hier auf politische Wahlen zu reden ge-

kommen, weil doch auch sie ihrer Idee und Absicht nach dazu be-

stimmt sind, den rechten Mann auf den rechten Platz zu

bringen, und weil Herr Ammon, so sehr er die Gesellschafts-
ordnung herausstreicht, der er es auch zuschreibt, wenn begabte

und brave Leute als Beamte Karriere machen, ebenso sehr die im
Deutschen Reiche gültige Verfassung und Staatsordnung mit

Schimpf bedeckt, weil das allgemeine Stimmrecht — so sagt er

wörtlich S. 147 — darauf abziele, alle hervorragenden Persönlich-

keiten möglichst a u s 7 'j ni c r z e n ; Deutschland sei dadurch in eine

Laj^c versetzt, bei der die unteren Klassen vermöge ihrer c^oßcn

Kopfzahl fast alle Macht besitzen fiiiau höre!); die gewöhnlirf^sf^n

Schreier und Schwätzer seien die Bevorzugten des allL,aMneinen

Stimmrechts; im Reichstage werden die meisten Reden (Herr

Ammon wird als Mann der exakten Wissenschaft geiiau gezählt

haben) nicht zur Sache, sondern mit Rücksicht auf die künftii^e

Wahlagitation /.um Fenster hinaus gehalten; das allgemeine Wahl-

recht sei eine an ti soziale Einrichtung, insoleni als es die natür-

liche Gesellschaftsordnung auf den Kopf stelle. — Die instinktive

Weisheit der Jahrtausende ist also mit dieser Einrichtung auf

einen bedenklichen Holzweg geraten, warum aber die Staats-

ordnung so ungänstig von der Gesellschaftsordnung sich unter-

scheidet, das sagt uns Herr Ammon nicht, ja er merkt gar nicht

einmal, daß er die eine verherrlicht, die andere heruntermacht; er

mufi sich vorkommen, wie der Schmeichler im Ballsaale, der einem

Bekannten ins Ohr flüstert: mit Bewunderung betrachte ich die

Schönheit Ihrer Frau Gemahlin; wie herrlich sticht sie ab gegen

das Affengesicht der jungen Dame, die neben ihr steht — wenn
der angeschmeichelte Gatte ihm antwortet: „Die junge Dame ist

meine I rhter." Denn just so ist das Verhältnis: Die Staatsordnung

ist die i ochter der Gesellschaftsordnung.

Bei dem dritten Hauptsätze Ammons will ich mich nicht

lange aufhalten. Herr ^^Vmmon glaubt beweisen zu können, daß die
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Verteilung der Begabuiii^cn in der heutigen Gesellschaft in der

Verteilung der K in k o m m c n wie sie im Königreich Sachsen
angetroffen weide sich spiegele. Dieser „Heweis" ist allerdings

eitic höchst merkwürdige Leistung und verdient eine sehr scharfe

Beleuchtung. Es genügt auch nicht, über den barocken Hinfall sich

lustig zu machen ; denn das Absurdeste findet Beifall und Glauben,

wenn es gewissen mächti^n Interessen dient An dieser Stelle

dürfen wir aber uns genügen lassen, diesen wissenschaftlichen

Unfug — ungern, aber mit voller Bewußtheit müssen wir einen

so starken Ausdruck einsetzen — kurz zu charaktensteren. Wir

haben selber Bezug genommen auf die bekannte Wahrscheinlich'

keitsregel der Abweichung vom Mittel; der mehrfach erwähnte

Francis Galton beruft sich darauf, da6 eine große Zahl von

Messungen z. B. der Korperlängen in einer leidlich homogenen Be-

völkerung die große Menge der Individuen, nämlich über die Hälfte

um den Durchschnitt nahe gruppiert zeige, während die .Ab-

weichungen nach oben und unten ziemlich ^mmetrische Bildung

7ci{^en, so daß z. B. auf i Million annähernd gleich viele sehr

Große und sehr Kleine kommen ; auf dem oberen Kndc einige

Richen, mif <lem unteren einige Zwerge vmd so in gleichen Ab-

ständen auf beiden Seiten annähernd i^leiche relative Mengen.

Galton liäll es für waiirscheinlich, daß, wenn man die Begabungen
messen könnte, sich ein .ihnliohes Resultat, eine Tihnliclie Symme-
trie ergeben würde. Herr Amnion behauptet, daß die wirkliciicu

Messungen des Iiinkonmicns im Königreich Sachsen, w'ic sie in

der Besteuerung sich darstelle, ebenfalls einen ähnlichen Aufbau,

wenigstens teilweise — denn er ist hier sehr genügsam — oder

wie er sagt und zeichnet — eine ähnliche Kurve aufweisen. Er

behandelt, um dies darzutun, die Ergebnisse der Steuereinschätzung

nach einer miserablen Methode — aber das ist Nebensache, wir

wollen ihm dennoch zugeben, daß auch die versteuerten Ein«

kommen sich in ähnlicher Weise um einen Durchschnitt gruppieren.

Wenn Galton ein Mann des Humbugs wäre, so könnte er etwa

gesagt haben: Seht einmal diese wunderbare Ordnung: die größten

Riesen sind die größten Genies, die große Menge ist von mittel«

mäßiger Größe und mittelmäßiger Begabung, die Menschen von

kleinem Wuchs sind auch minderbegabt. Die Zweige sind wahre

Dummkr)j>re. Genau so verfahrt nämlich Herr .\mmon: die nach

ihm vvirkhche Kurve der Einkommensteuer läuft parallel mit

Galtons schematischer Kurve der Begabung — ergo entsprechen
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die beiden so eini^fcrmaßen einander, im großen und ;^an?en be-

kommt jeder das Kinkonmien auf das er nach seiner Bef^abun^

Anspruch hat. — Die Dreistigkeit und die Absurdität v erlaufen auch

in parallelen Kurven.

kommen nun zum vierten Hauptsatze Ammons: zu der

wunderbaren Einrichtung der Stande. Das Wesentliche daran ist die

ai^eblich garantierte Vererbung höherer intetlektueUer und mora-

lischer Begabungen. Die oberen Schichten sind die gescheidtesten

und sittlich besten; weise Einrichtung der Natur — oder der Ge-

sellschaft, das bedeutet fiir Herrn Ammon eins und dasselbe

daß sie fest nur unter sich heiraten: ei^bt eine Reinkultur von

Talenten und Genies und edlen Charakteren. Wir teilen <lie Mei-

nung des kritisierten Autors, daß es ebenso natürlich, wie zweck-

mäßig ist, wenn eine Ehe so sehr als möglich in gemeinsamen oder

doch ähnlichen sozialen Verhältnissen wurzelt: die Ehe ist, be-

sonders für die bürgerliche und höhere Klasse so sehr eine Familien-

angelegenheit , daß das Verständnis zwischen Ehcfjatten weit

mehr durch verschiedenartiges Herkommen, verschiedene Lebens-

gewohnheiten und Anschauunp^en , als etwa durch \ erschiedene

Sprachen erschwert wird. Die Harmonie der Eltern ist ein sehr

bedeutendes Moment für die Erziehung; der Kinder; diese wird da-

her, auch nach unserer Ansicht, durch erhebliche Verschiedenheit

des „Standes" gefährdet ; es spielen da feine psycholo^sche

•Vlomente hinein. DaÜ aber die angeborene Begabung der

Kinder durch standesgemäße Heiraten bedingt werde, ist eine aus

freier Luft gegriffene, bodenlose Behauptung oder vage Vermutung

des Herrn Ammon. Sie hat för intellektuelle Begabungen

einige Wahrscheinlichkeit, wenn man die Vererbung erworbener

Eigenschaften annimmt, daß also eine während des Lebens ge-

übte Anlage eher und stärker sich vererbt; dann hätte z. B. von

zwei gleich musikalischen Mädchen, von denen die eine ein braves

Dienstmadehen, die andere eine ausgebildete Konservatoristin
wäre, diese weit mdhr Chancen, Mutter eines musikalischen Talentes

oder gar Genies zu werden, als jene. Herr Ammon will aber aus-

drücklich von etwa^er Vererbung erworbener Eigenschaften ab-

sehen, weil diese strittige Frage iur seine Gesellschaftstheorie „be-

langlos" sei (S. 8); mit Auslese will er alles machen. Wenn %vir

aber die Erfahrung allein befragen, so sprechen zum mindesten

sehr bedeutende Instanzen f^cg^cn irne Annahme, daß standesge-

mäße Heiraten besonders günstig für die Qualitäten der Nach-
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kommen seien. Aus Ammons Voraussetzung, daß die unteren

Klassen nichts als einen Bodensatz und also so etwas wie eine

schlechte Varietät darstellen, folgt ja allerdings, dafi eine Kreuzung

mit ihnen fiir die höheren Klassen schlechte Folgen haben muß.

Nun hat Herr Ammon aber noch andere Theorien, auf die er ein

grofies Gewicht Icg^t, wenn er auch kaum einen Versuch macht,

sie systematisch mit seinen Hauptsätzen zu verknüpfen. Erpicht

auf den Begriff der Auslese hat er auch die Lehre des im

Jahre icjoi verstorbenen Münchener Gelehrten Georj^ Hansen
vom „Bevölkerungsstroni" gicric avifj^egriffen und bei sich cifigc-

heimst. Nach dieser Lehre findei eine fortwährende Erneuerung
der höheren Klasse in den Städten statt, durch Nachschübe,

die zwar von unten aufsteigen, aber doch niclit aus der unteren

Klasse kommen, sondern von Leuten, die „in einfachen, gesunden

Lcbcn'iverhältnissen leben, die eine überflüssige Kinderzahl erzeugen

und ihre gcibLigen l'äliigkeiten latent auf diese vererben , also —
Bauern" sagt Herr Ammon (S. 140). „Sit würden ihrer Bildung

nach zwar zum unteren Stande gehören, wir dürfen sie jedoch mit

den Stadtern bezw. Industriearbeitern nicht vermischen, da sie einen

besonderen Stand für sich atismachen" (S. 112). „Der Bauemstand

hat fiir den Ersatz aller übrigen Stände aufzukommen, die sich

nicht selbst erhalten können. Der Bauer erfreut sich völlig zuträg-

licher Lebensbedingungen, die ihm gestatten, nicht nur selbst

kräftig zu bleiben, sondern auch eine gesunde, ausdauernde und

bildungsfähige Nachkommenschaft zu erzielen" (S. 129). Darauf

folgt dann ein ganzes Kapitel über das Aussterben der höheren

Stände, und es heißt darin, wie sonst an vielen Stellen, daß sie

den Schädlichkeiten erliegen, die mit der einseitigen geistigen Aus-

bildung (S, 123) und der sitzenden Lebensweise verbunden sind.

Innerhalb von 3 bis } Generationen ist durchscliniltlich schon „die

Gesundheit der in höhere Stellungen beförderten Familien auf-

gebraui hl', nachdem schon in der dritten Generation ein

Rückgan^^ der Ikgabung stattgefunden hat, so daß, also auf

das Schwinden des Talentes bald das physische Erlöschen

zu folgen pflegt." Ein glänzendes Zeugnis, das Herr Ammon
da <len Wirkungen der Klasseninzucht ausstellt, während er .sonst

die Ständebildung als eine Einriclitung gepriesen hat, welche die

Verbindung von Individuen höherer Bcgabungsklassen begünstigt,

also auf die Erziehung einer begabteren Varietät hmmrkt (S 68):

„sie (die Ständebildung) — heißt es femer (S.69) — setzt das Werk
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der natürlichen Auslese beim Menschen fort, und begründet eine

natürliche Züchtung im Sinne Darwins"! Von den Widersprächen

will ich ganz absehen und sie Herrn Ammon am caeteris zugute

halten ; aber es scheint doch nach dieser Lehre jedenfalls die Gefahr

sehr groß zu sein, in den absteigenden Ast der höheren Stände

hinein heiraten, und die Verbindung mit dem Bauernstande, der

ja ohnehin die Uimateriaücn und die latenten Begabungen enthält,

wäre (»line Zweifel das, was Herr Ammon aus dem Gesichtspunkte

der natürlichen Züchtung; enipfehU-n müßte, — Nun kommt aber

noch ein dritter Gesichtspunkt hinzu, bei dem Herr Ammon recht

eigentlich in seinem Elemente ist, nämlich eine anlhrüpolo^n>che

Rassentheorie. In Anleiiium;^^ an (iobinean und Lapougc Ix haupict

er im n>iitlcrcn Teile seines Büches (und kommt dann des öfteren

darauf zurück), daß die durch seine vielgepriesene Gesellschafts-

ordnung und Ständebitdung garantierte günstige Zuditwahl gar nicht

oder doch nicht Überwiegend stattfinde, sondern „die Arier

sind die Kulturträger aller Zeiten" (S. 129) und das arische Ele-

ment sei „in Zentraleuropa seit dem Beginn des Mittelalters im
Schwinden begri ffe n er nennt das ausdrücklich eine „rück*

schrittliche Auslese" (S. 132). In Deutschland bilden die hoch«

gewachsenen blauäugigen blonden Langkopfe nur noch einen win-

zigen Bruchteil der Gesamtbevölkerung, in Baden etwa 1,45 **

<m

reichen nicht mal mehr aus um die höheren Stände zu füllen.

„Die germanischen Elemente sind bei uns seit dem Beginn des
Mittelalters [in der Chronologie ist Herr Ammon ganz konsequent]

in der schonungslosesten Weise aufgebraucht worden, während die

auf der Schoüe sitzenden fr c tri den \''(>Ikshestandteile sieh imcfe-

stört vermehren konnten ; dai uni rai^eii jene nur noch in einsamen

Klipljcn aus der brandenden Flui hervor. Die Tatsachen dieser

rücksc Ii rittlichen Auslese nuil) man sirh gegenwärtig- halten,

um den psychologischen Untergrund zu beL^reifen, dem die Philo-

sophie Friedrich Nietzsches entsprochen ist." Also zuerst und

wesentlich aus sich selber (Ständebiklung als natürliche Züchtung),

nur zur Ergänzung aus den unteren Klassen, insbesondere aus der

Arbeiterklasse, die infolgedessen den „Bo^lcnsatz" der Unbe-

gabten darstellt; alsdann aus den Bauern, als den allein sich gesund

erhaltenden, erneuern sich die herrlichen oberen Stande, die mit

den Talenten und Genies identisch sind; und endlich — gar nicht;

sondern äe bilden eine mehr und mehr dahin schwindende höhere
Rasse von besonderen Schädeln, besonderer Haar- und Augen-
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färbe: — Bauern und alle unteren Schichten sind dagegen ein rund-

koj'fic^es Pack, körperlich und seelisch anders p^cartet. — O quae

confusio rerumi muß man hier ausrufen, und des Ausspruches Bacos

von Verulam sich erinnern, daü die Wahrheit „leichter aus dem
Irrtum als aus der Verwirrung emportaucht".

Denn in der Tat liegt hier noch mehr Verworrenheit als grobe

Unrichtigkeit vor. In jeder seiner Lehren sind Elemente von

Wahrheit enthalten. Und die schreckliche Verworrenheit des

Systems wird durch ein hübsches schriftstellerisches Talent, über

das der Autor verfügt, nicht ohne Anmut verhüllt. Auch besitzt

.er offenbare wissenschaftliche Fähigkeiten, die nur leider jeder Dis-

ziplin entbehren. Wir halten ihm gerne zugute, dafi er als Natur-

forscher von der sozialen Entwiddung nur schwache Erkenntnis

gewonnen hat; dafi er insbesondere nicht weifi^ wie gerade in den

fortschreitenden Kulturlandern seit vier Jahrhunderten die „Gesell-

schaftsordnung'' ein sehr Büssiges, und nidit, wie er die heute ob-

waltende aufllafit, ein festes Gebilde ist. Am meisten wird ihm

der echte theoretische Sinn beeinträchtigt durch die fortlaufende

apologetische und polemische Ab sieht, die pamphletartige Kritik

der „Sozialdemokratie", die in einzelnen Punkten ganz treffend sein

mag, im ganzen durchaus deplaciert ist. Es ist mehr der in der

Sozialdemokratie steckende Liberalismus, worauf er ohne es selber

zu wissen und zu merken, loshaut, als der Sozialismus, der «lie

Ncf^ation dieses LiberaH>inus ist; jener braucht sich nicht getrolicii

zu fühlen : wird \ lehnehr seinerseits auf natürliche, sowohl als auf

soziale Auslese das aller entschiedenste Gewicht legen müssen.

Die ganze aristokratische Theorie, fiir die sicli Herr Amnion be-

geistert, läßt sich — das ist beinahe von selbst verständru Ii —
weit eher zugunsten der alten Aristokratie, überhaupt der weit

hinter uns liegenden ständischen Gesellschaftsordnung verwerten,

als, wie er doch vorzugsweise will, für die neue Pseudoaristokmtie,

die Plutokratie unjl ihre Anhänge.

(Der Verfasser beabsichtigt in einem der nächsten Hefte, im Anschlutä an die

obige Abhandlung, einige weitere Ausfllhrungco m geben, die «ich mit den von

Galtoa crtrctencn Ansicliten beidiüftigen werden.)
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Die britischen Arbeiter und der zoilpolitische

Imperialismus.

Von

EDUARD BERNSTEIN.

„Ein großes Land wie Gn^britannien, ein altes, in sich gc
festigtes, praktisch denkendes, die Dinge geschäftsmäßig betrach-

tendes;, überwiegend Gewerbe und Handel treibendes Land, ein be-

quem zwisclien dem Osten und dem Westen gelegenes Inselreich

wird plötzlich aufgefordert, seine Zoll- und Handelspolitik zu ändern.

Man mutet ihm zu, seine Zölle zu revidieren, seine Verträj^e zu-

rechtzustutzen, von seiner Politik der i^eöllhelen Häfen abzulassen,

mit der freien Zulassung der Tauschgüter der ganzen Menschheit

ein Ende zu machen."

Mit diesen, Kampf anzei^^ciideii Worten beginnt ein vom
bekanntesten der britisclien Arbeiterführer, Jolm Jlurns, herrührender

Aufsiitz als erstes Kajtitei einer unter dein Titel „die Arbeit und

der ZüUschutz" kürzlich in London crschiencucu SanimcUchrilt.')

Ihr Herausgeber, Mr. H. W. Massingham, war lange Jahre Chef-

redakteur des radikalen Londoner „Diüly Chronicle" und ist zur Zeit

Redakteur des parlamentarischen Teils der »Daily News". Das
Buch hat eine entschiedene antiimperialistische Tendenz. Es soll,

sagt sein Herausgeber im Vorwort, „vom Standpunkt der Arbeiter-

sache aus ein einfaches aber vollständiges Netzwerk von Gründen

gegen Mr. Chamberlains Schutzzollpolitik darbieten". Neben dem
nahezu neunzigjährigen Veteranen Holyoake, dem sehr tüchtigen

Sozialökonom John A. Hobson und etlichen anderen namhaften

*) Labour and l'r >t< ciion, a Serics of Stttdics, edited by H. W.
Massiiigb«in. London, T. Fisher ünwin.
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Sozialpolitikern nehmen in diesem Bucli zwei typische Re^jräsen-

tanten der britischen Arbeiterwelt das Wort. Jühn Burns, der

l uhror des großen Hafenarbeiterausstandes von 1889, eröfi'net es

mit einer Abhandlung aber „die politischen Gefahren der
Schutzzöllnerei", und George X. Barnes, der Generalsekretär

des grofien Maschinenbau-Arbeiterverbandes , gibt ihm mit einem

Aufsatz über den „Schutzzoll in den Stapelindustrien"
den geistigen Abschluß

Gleich Barnes ist auch Burns von Hause aus Maschinenbauer,

gleich ihm bezieht er von den Maschinenbauarbeitem Englancfe

seinen LebensunlerhalL Der grofle Maschinenbauerverband zahlt

ihm ein Gehalt, das es ihm möglich macht, als Abgeordneter im

Parlament und im Londoner Grafschaftsrat zu wirken. Hätten wir

keine andere Quelle der Information über die Stellung der britischen

Arbeiter zum zoUpolitischen Imperialismus, so würde uns die Tat*

Sache, daß diese zwei Vertreter der oi^fanisierten Arbeiter einer der

wichtigsten Industrien sich schroff gegen ihn erklären , schon ge-

nügende Auskunft darüber geben, wie die große Masse derjenigen

britischen Arbeiter über ihn denkt , die überhaupt nn öffentlichen

Angclep^cnheiten Anteil nehmen. Ks gibt namentlich wohl kaum
einen Arbeiterführer im heutigen Eni^'land, der im allj^emeinen so

sicher das Empfinden des Durrhschnittsarbeiters seines Landes

herauszufühlen weiß, wie John Burn:>.

Indes liej^'en auch über die Stellungnahme anderer Arbeiter-

führer zu dieser, heute in l'.ii^'laud im Vordergrund des pohtischen

Interesses stehenden Frage auilientische Urkunden zur Genüge vor.

Kein Vertreter einer namhaften Arbeiterverbindung, der nicht in

der einen oder anderen Form seine Ansicht über sie kundgegeben

hatte. Englands Arbeiter sind politisch bei weitem nicht so ein-

heitlich organisiert, wie die Deutschlands, und verfügen über nur

wenige eigene Blatter. Aber dafür sind die auf den Absatz in

.Arbeiterkreisen berechneten bürgerlichen Tageszeitungen stets bei

der Hand, in der Fonn von Interviews etc. bekanntzugeben, wie

der und jener Führer von Ruf über die gerade auf der Tagesord*

nung stehenden Fraj^cn denkt. Den Rest besoigen Flugblätter, Flug-

schriften, Revue-Artikel, Bücher.

Soweit es den Schreiber dieses möj^lich war, sich die ein-

schlägige Arbeiterliteratur zu verschaffen, läßt sie sich mit ganz

wenic^en Ausnahmen als den Plänen auf 1 Icrstellung eines britischen

Reichszollbundes feindHch bezeichnen. Allerdings in verschiedenen

Archiv für Sozialwiueatchafi u. SoiialpoUtik. 1. (A. f. m». G. a. St. XIX.) t. S
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Abtönungen. Es ist nicht immer klar zu erfahren , ob die Idee

selbst verworfen wird, oder die Gepjnerschaft nur der konkreten

Form ^It, welche sie in den Plänen des bisherigen Mini>^ters

Joseph Chaniberlain angenommen hat. Bald richten sich die Äuße-

rungen allgemein gegen die Sclua/.zölle. bald werden ganz bestinmite

Zölle, insbesondere die auf Lcbcnsnüilel in den Vordergrund ge-

stellt, so daß die Frage offen bleibt, ob nicht die betreffenden

ManifestaDten sich weniger schroflT aUehnend oder gar freundlich

verhalten würden, wenn es sich ausschliedlich um Schutzzölle auf

Xndustrieprodukte handeln würde.

Im allgemeinen ist dagegen jede prinzipielle Erklärung gegen

eine Rückkehr zum System der Schutzzölle als eine Absage gegen

die Reichszollvereinsidee zu betrachten. Denn wie es schon im

Namen ausgedrückt liegt, bedeutet der ReidiszoUverdn dn System

von Reichszöllen, ist er ohne Zölle ein Messer ohne Klinge. Der

englische Reichszollvereinsgedanke stützt sich auf das \^orbild des

deutschen Zollvereins, und zwar so sehr, daß selbst das deutsche

Wort als technischer Ausdruck in die englische Sprache aufge-

nommen worden ist. Man findet in der Fachliteratur ebenso oft,

wenn nicht öfter, den .Ausdruck Imperial Zollverein, wie den Aus-

druck Imperial Customs Union, und \'ielfach werden, einer be-

kannten Eigentümlichkeit des cni^discheii Sprachgeistes entsprecliend,

die beiden Worte abwechselnd so i^'ebraurht. daii das eine für das

abstrakte Prinzip, das andere für tüe konkrete Sache, b/.w. den

ganz bestimmten Zollverein steht, mn den »irli jetzt die Debatte

dreht. So lauten die Titel von drei sozialistischen Abhandlungen,

die sich mit der Frage befassen, wie folgt

:

Social Demoeracy atid tlu ZaUverein, By H. W. Lee (Sccre»

taiy of the Sodal-Democratic Fetteration). London, The Twentieth

Century Press, Limited.

Tke Ckambtrlain Bubble» Facts abaut the Zollverein^ with an

alternative Folicy. By Philip Snowdon (Chairman of the Inde-

pendent Labour Party). London, The Independent Labour Party

Literature Publication Department

Tke Zalherein and British Inäustry. By J. Ramsay Mac*
donald (Member of the London County Council). London, Grant

Richards.

\'on diesen drei Schriften sind die ersten zwei Penny-Flug-

schriften, die letzte ein, 165 Druckseiten kl. 8** fassendes Schilling*

buch. Wie aus ihren Titeln hervorgeht, ist der Verfasser der
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ersten ein hervorr^endes Mi^lied des sozialdemokratischen Bundes,

der Verfasser der zweiten Vorsitzender der — sozialisttschen -~

Unabhängigen Arbeiterpartei Auch der Verfasser der dritten Schrift

gehört dieser letzteren Organisation an, ist aber außerdem Sekretär

der Arbeitervertretungsliga, einer Verbindung sozialistischer

Vereine und Gewerkschaften, die als solche heute mehr als eine

Million Arbeiter vertritt Ihr gehören fast alle großen Gewerkschaften

Englands an.

Von dieser Liga (i^ibour Rep^e^entatio^ Leaguc) sind eine

ganze Reihe von Flugblättern gegen die Rürkkehr /um Schutzzoll

veröffentliclit worden. Das Bemerkenswerteste davon ist das Flug-

blatt Nr. lo, das an die Trade Unionistcn von ( iroßbritaunien und

Irland gerichtet ist und den Titel trägt: UniUd Labour Manifesto

Oft Tartjjs and Labour Conditions.

Die elf Arbeitervertreter, die zur Zeil im britischen Parlament

sitzen, die Mitglieder des parlamentarischen Gewerkschaftskomitees,

das leitende Komitee des allgemeinen GewerJcsc^ftsbundes und

der Vorstand der Arbeitervertretungsliga selbst haben dies Manifest

unterzeichnet Im ganzen 42 Personen, von denen die grofie Mehr*

hdt an der Spitze grofier Gewerkschaften stehen. Die Bergarbeiter

wie die grdfiten Zweige der Metallverarbeitungsindustrien, die Weber
wie die Spinner, die Schuhmacher, die Gasarbeiter, die Hafenar«

beiter, die Schiffszimmerer, die Tischler und Zimmerleute, die Bau-

und Erdarbeiter sind in den Personen ihrer anerkannten Führer

hier vertreten.

Das Manifest hat somit auf besondere Berücksichtigung An-

spruch. Da es nicht Übermaß^ lang ist, sei es hier im Wortlaut

wiederg^eben

:

„Ad die Gewerkschaftler von Groftbritanaien und Irland.

Nach «ccbsif Jahren Freihanddspolitik wird das Land aufgefordert, cum

Scbtttssoll «orOckzakehren, und einer der Hattptgriinde, der sagonaten des Wechsels

aii'^'-fül.rt wird, ist, daß die Arbcits;^i t^cnhcil durch ihn vermehrt und die Lohne

durch ilin wurdtn urhoht werden. Wenn dirsc Ergebnisse die Folgen wären, miiätc

jeder Trade Uoionist für dco ScbutuoU stimmen.

Ist der SchntssoU ein Heilmittel?

Wir haben jedoch die Erfahrung der ganzen gewerblichen Welt zum Führer.

Dt r prpcnwnrtifjf Stand der Geschäfte hei utm ist srhlrcht — das GcsrlKift ist nach

einem Kncge inimcr schlecht — und der AusMiek rcidit Iriilie. Al>er im /oll^'e-

schütztcn Deutschland sind die Nachfragen der Arbeitslosen ebenso drückend wie

hier, und im sollgeschatzten Amerika ist die Zahl der geschSfUicben Zusammen-

8
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brüche im Verhältnis gröficr als im freihändlcrischcn Englaad. Wir ersehen daraus,

daß unter dem Schutzzoll Arbeitslosigkeit und schlecht«« Gcschüft miade$teilS cboiso

schwer drücken, als wie unter dem Freihandel.

Auf den «ntca Blick tchditt ««, ab ob die Menge von Oatera, die «ir vom

Ausland kaufen, eine Ursache der heimischen Bcschäftigungslosißkcit sei. Ohne

Zweifel leiden clni^o Gewerbe unter der freien Zufuhr. Aber diese Frugc darf nicht

vom Gesichtspunkt enger l.ukai- oder Herufsintcrcssen betrachtet werden. Die

Gewerbe, die von der freien Zufuhr gelitten haben, sind solche, die unter den

britischen Bedingungen nicht wirtschafUich betrieben werden können. Sie können

nur dadurch gedeihen, dafl tie die Lohnarbeiter in anderen Gewerben inner machen.

Sldlt num den ganicn Betrag unserer Katranalwirtsebaft in Rechnung, so kann nldit

gesagt werden, daB dieser Betrag durch den Zollschuts erhöht werden wQrde, denn

wir zalilcn fUr unsere Einfuhr mit den Diensten, dir wir dem Ausland leisten. Hörten

wir nuf zu k.iufen, so würden wir aufhören zu verkanten. Infolj^edessen würden die

kleinen urllirlien \'orlcih-, die der Zolhehutz etwa herbeiführte, durch den .Schaden,

den er der Nationalwirtschaft als (Kanzem ^ulügte, mehr als aufgewogen werdetu

Wir nflssen unseren Gewerbfleiä mit anderen teilen.

Es ist richtig, daß Deutschland, Amerika und die anderen Industrieländer mehr

fabririeren als ehedem. Wir haben einen {»rot3cn Vorsprunp vor ihnen {»ehabt, aber

keine Politik, dit von uns ausgeht, kann Deutschland verhindern, seine Kolden- und

Krzlager zu verarbeiten, oder Amerika daran hindern, die Baurowoilcrzeugnissc seiner

Süditaaten in Fabrikate an verwandeln. Groftnriianttien tmü rieb dardn finden, den

Welthandel mit seinen Konkurrenten zu teilen, denn es kann ihn nicht länger mono-

polisieren.

Es muß daher unsere Politik sein, mit unserem Reichtum haussuhalten, und

es muß alles beseitigt werden, was die Losten unserer gewerblichen imd arbeits-

tätigen lUasscn erhöht.

Wenn nationale WirtscbaAiichkeit und Leistungsfthigkeit unsere be^ Politik

i t > ist der ZoUscbutz doppelt zu verurteilen, denn seine unmitldbarslen und

sichersten Wirkungen werden dahin gehen

:

1. Die Bodrnrinpentiimrr in den Stand zu seuen, ilire Kenten tm steigern.

2. Die Anhautung des Kapilali» ia wenigen Ilandcn zu fordern, so dati Trusti»

die Fteise und Arbdtsbedingimgen diktieren werden, und damit

3. die Fihigkeit der Gewerkschaften, die Verfaiatnisse der Lobnarbdter zu

verbessern, einauschrSnken.

Wir sind mehr wie blofi Freihändler.

Wir betrachten jedoch den Freiliandel in keiner Weise als eine Lösung des

Problems der ArmuL Er ist ein gesundes Wirtscbaibprinzip, und darum treten wir

in der gegenwMrdgen Krisis fttr ihn ein. Er ist, so weit er geht, richtig.

Verarmt uns die Einfuhr?

Was der Zollschutz tun wird.
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Der Freihandel hat uns in dea Stand gesetzt, Nationalrcichlum anzuhäufen.

Eine Politik der Arb' it muK nunmehr den Krdhandr-l ergünzcn, um uns in den

Staiiü tu setzen, diesen Rcicblunj in gt-rcclittr Weis«' zu vcrtciilcn.

Wir müs«!cn un«5ere B l- i .1 s t ii 11 < 11 ;i Ij w t* r f e n.

Die Last des (iruntÜK-rrfntunis , das nifdrrdrückcnde Gewicht von (irul)rn-

rcatcn und licrgregalcn, die unbilligen Differenzierungen und Erpressungen in dcu

Tarifen uiueier Eisenbabnco UMheo ea oicht nur der britücben Industrie scbwcrer,

der ftcmden Koakwrens tu begegnen, sondern mehren auch die Schwierigkeiten

der Lohnarbeiter, «ich einen ordentlichen Lebensunterhalt au erkämpfen.

Insofern daher die gegenwärtige Scbutzzollagitation die Aufmcrksair.krit auf

die Lasten lenkt, (l'.f du- I ritischr Indu-tric /u lr.i;;rn hat, sind wir Mr. f haiiibcrlain

dankbar. Der Feidzug der Schui/zollncr sollte der Anlaä werden zum Triumpl»

eines Programms der Sache der Arbeit.

Wir V r r t f i d i jjcn nirht nur, wir greifen an.

Die .•\;britci p.iitLM vrrl.in^t ein bcs^rio l 'iil< rrichtswcst?n, eine w!rk->.um.re An-

wendung der Wisscnschatt im (icwcrbe, besser iiusgr nistete Staatsumter für .\rbeiter-

nnd Gcwerbeangclegenheiten und, vor allem, progressive Besteuening der Renten

wie der nicht erarbeiteten und fibcrmMfligen Einkommen, so daS die Gesamtheit den

Reichtum, den sie geschaffen, gentefien und diesen Reichtum zur Verringerung der

Last von Steuern und Abgaben benutzen kann, die heute das berechtigte Gewerbe

bedrücken. ^^ ir sind ferner der Ansicht, daO angesichts der hohen Eisenbahnfrachlcn,

die den bribschcn i'rnduzcntcn ihvrrlanj:;! wrnlm. dir Fraf^»» der Nationalisicnuig

der Eisenbahnen unverzugüch in Angriii ^'notvimen werden .solltr.

Diese positiven Vorschläge bieten wir als Antwort dar aut Mr. Chamberluins

Mahnrufe, da8 wir unsere Schritte surttcklenken und den Beistand einer Steuerpolitik

suchen möchten, die wir bereits versucht haben und die weder unser Gewerbsleben

?or Verlusten schützte, noch unser Volk vor dem Verhungern bewahrte. Wir richten

an die Arbeiter des Landes den dringenden Mahnruf, uns in einem Feldzug zu

•jnti rslützen , der den gewerbst:iti';:f'n Klassen di;;. li Stri^fnin<j der nationalen

Leist un;;skr.ii't lnbcn vind ihnen durcli wesentliche Hi-r.ibxt/unj; di-r Produktions-

kosten Vorteil bringen wird. Groübrilannicn steht nicht vor seinem Ende ; es beugt

sich unter zu schweren Lasten. Der britische Arbeiter brauchte nie Hunger zu leiden,

wenn «eine Arbeit nidit dazu aufgewendet würde, müfiige Klassen in Luxus zu er»

halten. Lasset unseren Ruf sein: Vtrmktt dii Arheitmfertretimg «m> Parlamtiä und

tB^trt euekt mUtlos« LüsUh n$ trogm,**

Was an diesem Manifest besonders auflalit, ist die Tonart, in

der in ihm die Frage der Weltkonkurrenz behandelt wird. Das
Stück, das die Überschrift trägt: „Wir müssen unseren Gewerbfleifi

mit anderen teilen'', ist in sich schon eine Ablehnung jedes chau-

vinistischen Imperialismus. Die besten Seiten der alten Freihandels«

doktrin, die Zurückwebung partikularisttscher Interessen, die Weit-

herztgkeit in der Beurteilung des Wettbewerbs und der Rechte
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anderer Nationen, kommen in schöner Weise hier zum Ausdruck.

Man hört aus seinen Zeilen deutlich das Motto der Cobden und
Bright lieraus : . Friede, Kinsrhräiikung und Reform."

Mit kräftii:;^ercn Ak/.cnLcfi noch , als es in diesem Manifest s^c-

schieht, stellt John Burns in dem Kinf^an^ zitierten Aufsatz die

Tatsache fest, daß die Tajrc von Englands industrieller Macht-

stellung vorüber sind. Bedenkt man, daß Burns als Parlamentarier

doch schließlich von Wählern abhängt, die noch stark von X'orur-

teilen aller Art befangen sind, so kann man niclit unilnn, den

moralischen Mut zu bewundern, der diesen Volkstribunen sich

folgendermaßen äußern läßt:

,J>aß Britannien nicht länger die Werkstatt der Weh ist,

stimmt I und es wäre Wahnsinn, zu erwarten, daß es dies noch

bliebe. Es ist physisch unmöglich, daß diese Position erhalten

bleibt. Es ist ebenso unwfinscfabar wie es unzwedcmäß^ wäre.

Leute, die dies als Ideal aufteilen, vergegenwärtigen sich nicht, daß

die Welt Tür einige andere Zwecke da ist, als fiir die Ausbeutung

fremder Nationen durch britische Fabrikbesiteer und Grundherren,

die .Armeen von Leuten in eintönigen Arbeiten beschäftigen. Die

Arbeit ist ein wichtiges, aber nicht das einzige Element des indi-

viduellen und nationalen Lebens. England hat mehr als den
ihm gerechterweise zukommenden Anteil an der
Weltindustrie, und der Jammer ist, daß ein so großer Teil

von Produkten seiner l''nerc,ncn fiir Kriegszwecke verschwendet

wird, wenn er nicht im Trujik oder Glücksspiel, in Wetten und

Luxus verwüstet wird. Kine Nation, die jährlich 180000 (XXi Pfund

Sterlincf fiir Spirituosen, 70 om o<30 Pfund für den Kries^ und

5OÜOOOÜO Pfund für Pferderennen und Wetten ausgibt, braucht

nicht die Nahrun;^'smittel ihrer ärmeren Besülkerunüjf zu besteuern

und den billigen Zueker des .Auslandes auszuschließen, weil sie ein

paar Millionen .Mehreinnahmen für den Staat braucht oder den

Kolonien helfen will. Hier, in den drei Abteilungen ihrer Ver-

wüstungsausgaben: Trunk, Krieg, Glücksspiel — liegt der ganze

Betrag ihres Ausfuhrhandels mit den Kolonien und der übrigen

Welt Hier ist ein wahrer Spielraum för Ökonomie. Im Bereiche

dieser angeschwollenen Zahlen liegen die Mittel für Alterspensionen,

Ausdehnung des Gewerbes, Verminderung der Lasten, Vermehrung

der Gesundheit, Kraft und Fähigkeit fiir alle Klassen des Gemein-

wesens. Sicherlich muß es uns mit Beunruhigung erfüllen , wenn
wir Mr. Arthur ShenA'ell, diesen sachkundigen Schriftsteller, feststellen
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sehen, dafi im Juni 1903 in Edinburg von 405 000 Arbeitsstunden,

die 4250 Arbeiter in einer typischen schottischen Industrie im

I^aufe zweier W ochen hätten arbeiten sollen, lOO 650 Stunden oder

25 Proz. durch abwendbare Ursachen verloren gingen, und daß
der größere Teil dieses Zcit\erliistes Foln;e von
U n m a ß i k c i t war. Nicht die Knechte unserer zollpolitischen

Gestirne, unsere ei;;enen Knechte sind wir." (Political Dangers of

Protection in Labour and Protection, p. 33. 34.)

•Ähnlich wie das Manifest der Arbeitcrvertrctunt^sli^fa sind auch

die .Abhandlungen der beiden Mitglieder der Unabhängigen Arbeiter-

partei streng freihändlerisch gehalten, selbstverständlich ohne des-

halb manchesterlich zu sein. Kincn etwas anderen Ton schlägt

die Schrift des Sekretärs des Sozialdemokratischen Bundes, sowie

ein von diesem Bunde herausgegebenes Mam/est Uhtr die Moii-

poliüscheH DtbatUn an. In beiden Schriftstücken wird zwar der

Chamberlainscbe Vorschlag abfällig besprochen, aber fast heftiger

noch als dieser wird der „kapitalistische Freihandel" kritisiert; die

Verwirklichung des wahren Freihandels werde erst der Sozialismus

bringen. Die Arbeiter werden angefordert, in dem gegenwärtigen

Kampfe zwischen Schutzzöllnern und Freihändlern keine Partei
zu nehmen, sondern sich der Sorialdemokratie zuzuwenden.

„Aber wenn die Arbeiter recht handeln." heißt es in der

Schrift von H. W. Lee, „auf jeden Vorschlag, der eine Steuer

auf die Nahmngsmittelzufuhr im Interesse der Grundherren da-

heim oder der kolonialen Fabrikanten jenseits des Ozeans bedeutet,

mit \'erdacht 7x\ schauen, so haben sie sogar noch mehr Grund,

den Scheingründen der kapitalistischen I rcihändler zu mißtrauen.

Mr. Balfour war durchaus richtig beschlagen, als er im Haus der

Gemeinen erklärte, daß „die Position dieser Inseln heute eine völlig

andere ist, als im Jahre 1846 und den darauffolgenden Jahren, und

wie sie die fiün enden Freihändler jener Zeit voraussahen!" Wir

brauchen uns nur die Äußerungen der hervorragenden PVeihändler

aus der Zeit der AntikornzoUbewegung zu betrachten, um zu sehen,

wie ihre Vorher>agcn durch die späteren Ereignisse von Grund aus

Lügen gestraft worden sind." Es wird dann ausgeführt, wie die

Freihandelsanwälte eine Ära des Friedens und Wohlstandes, des

Schwindens der Gegensätze zwischen den Nationen angekündigt

hätten, wie aber kein Land seitdem mehr Kriege gefuhrt habe, als

wie das freihändlerische England, wie dieses das einzige Frei«

handelsland geblieben sei, und wie heftig Cobden und die alten
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Freihändler gegen die Gewerkschaften Stellung genommen hätten.

So dächten auch heute noch die Kapitalisten über die Ge-

werkschaften , wenn auch viele von ihnen , besonders wo es sich

um den Stimmenfang handelt, anders sprächen. SchUeßlich schreibt

der Verfasser:

„Die Sozialdemokraten können daher in der ^a^Ljenwartig'cn

Kontroverse keine Partei ergreifen. Die Debatte über I-Veihamlel

und Schutzzoll sind reine Schlachten zwischen den Papierdrachen

und den Krähen. Gleichviel welche Seite Siet^erin bleiben wird,

so werden die Arbeiter von dem Ergebnis keinen \'ortcil liaben.

Ihre ökonomische Lage als Lohnsklaven der kapitalistischen Klasse

wird ungeändert bleiben. Die Zollvereinsvorschläge enthalten je«

doch mehr als die Idee, unsere Zollpolitik zu ändern. Hinter ihnen

lauert die Großmannssucht des Imperialismus. Wir sollen das

Band mit unseren Kolonien nicht nur för Handelszwecke enger

knüpfen, sondern, wenn nötig, Schulter an Schulter „gegen die

ganze Welt" zusammenstehen. Es ist diese Seite des Zollvereins,

die wir mit Wucht zur selben Zeit bekämpfen müssen, wo wir die

Redensarten der Freihändler bloßstellen. Wenn, wie dies mißlich

ist, der Zollschutz in einer gemäßigten Gestalt nicht zu umgehen
ist, so wollen wir zusehen, daß die Interessen der Arbeiter, soweit

dies in unserer Macht liegt, dadurch gewahrt werden, daß wir sie

nach besten Kräften dazu erziehen, die Bedeutung der Zolltarif-

jongliererei für sie nach ihrem wahren Wert abzuschätzen" (S. lo

u. S. 14).

Ahnlich, nur schcärfer im Ton, äußert sich das Manifest des

Sozialdemokratischen Hundes. Verschiedene Wendutvjjcn darin

lassen mit ziemlicher Sicherheit darauf schheUen , dati es den

geistigen I citer des Bundes, Mr. II. M. Hyndman , zum Verfasser

hat. I lyndrnan hat sich aber in früheren Jahren häufig selbst im

Organ des Bundes für Einführung gewisser Kampf- oder Kompen-

sationszölle ausgesprochen. Nur wenn er inzwischen von dieser

Ansicht abgekommen wäre, könnte man von ihm eine unbedingte

Verwerfung der Chamberlainschen Vorschläge erwarten. Sie ist

aber so wenig in dem Manifest zu finden, wie in der Broschüre

seines, um den Sozialdemokratischen Bund höchst verdienten Schülers

und Kollegen Lee. Die Richtigkeit der Chamberlainschen Zahlen

wird als zweifelhaft hingestellt und über die Winzigkeit des Vor*

teils gespottet, den fiir die Arbeiter Chamberlains Vorschlag be-

deute, Ausgleich für die einzuführenden Zölle auf Weizen und
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1

andere Erzeugnisse der Landwirtschaft die bestehenden Finanz-

Steuern auf Tee, Zucker etc. zu ermäßigen. Auch wird darauf

hingewiesen, daß Schutzzölle fiir die Erzeugnisse gewisser Industrien

anderen Industrien von Nachteil sein können. Aber über diese

.Anzweiflung des Nutzens der spezifischen SchutzzolK 01 schlage

Charnbcrlnins i^eht das Manifest nicht Iiinaus. Auf der anderen

Seite schreibt es bezüglich des Freihandels;

„Aber, Mitbürger, wenngleich wir euch crmahnen, Piich nicht von schutz-

yoIlnrri^clH'i; VurM:lil;i<;eti irrrfülircn /u n, die nur il.vs nulwrnHi^*' ökonomische

>i-it'-:isti.rk de; iioliti-chi-n Jiii^nisiDus und Im j>i ri.ilistuus >.itid. fordern wir i-u..!! auch auf,

euch nicht von kapitalistischen Freihändlern beschwatzen zu la.ssen. Sic smd, wie

die SchutuSllner, ein FlOgel der lCn|^taUilenkkiBe und daher eure Feinde. Erinnert

codi, dafl es Sir Henry CampbeUoBannermui, FreibSndler and Führer der Ubemlen

Partei, ist, der erUirt hat, dafi auf diesen Inaehi twftlf Millionen Leute an der

Grenae des Verbuttferns

stehen. Stimmt daher ein Juchhe an Uber die Segnungen des Freihandels 1 Erinnert

euch auch, dafl unser „wunderbarer Wolilstand", von dem die FreihSndler so wobt*

gefillig schwatzen, nur aufgetischt worden ist, lun ilin ihren CoUpolitiscben Gegnern

entgegrnruhalti'n. Bevor die M''i'^Iiclik' il eine, I hi rpanf^s vom Freihand»-! /um

Zollschul/ iur Dt b.ittr --t.ind, h.ih.'u diejenigen, dir ji i/t ulirr unj>cfc wundervollen

Handels7;i;il< 11 cnt/.uckt sind, davon gesprochen, dal) wir infolge der Politik der

Regierung überall scbiecbt fahren. Die Berichte des Gewerbeamts, die von ettren

Lohnsitsen und Arbeitsbedingungen in den letzten Jahren handeln, seigen, daS ihr

wenigstens nicht viel von diesem wtindervollen Wohlstand abbekommen habt Er-

innert euch femer, dafl die Uasstscben Freihändler au enren schlimmsten Feinden

gehflrten. So auch ihre heutigen Schüler. Jene waren logischerweise Gegner jeder

G<"werk>( li.iflsvt rhintlun;: oder Schutzgcsctzgcbunf^, die eurem Interesse galt, weil sie

;enc individuelle I rcÜuit di s Kontrnkts hr^rhränkic, i!i>- für <<i<* die Möglichkeit be-

deutete, eure Arbeilskrall wie jede andere Ware so billig zu kaufen, wie sie sie

nur irgend bekommen konnten. Ffir jene Schule ist der Konsument alles —
(fer Produzent nichts.

Eine sehr bequeme und angenehme Theorie für die Reichen und Wohlhabenden,

die nahem alles konsumieren und nichts produxierenl Aber ihr, die ihr [alles

prcMlnsiert und nur einen kleinen Teil des von euch produsierten Reichtums konsu-

miert — pafit es euch, nur aU Konsumenten betrachtet zu werden?

Mitbfirger, seid vor beiden Formen des soUpolitisehen Schwindels auf der HuL'*

Wenn in diesen beiden Schriftstücken die Wage mehr infolge

von stärkerer Verneinung des Freihandels als infolge einer ausge-

sprochenen Bejahung des Schutzzolls sich diesem zuneigt, so ünden

wir dagegen eine unverhohlene Parteinahme für den Schutzzoll in

dem sozialistischen Wochenblatt „The Clarion", das der Schrift-
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steiler Robert Blatchford herausgibt und das eine starke Verbreitung

in ganz England besitzt. Blatchford, dessen in mehr als einer

Million F'xemplarcn verbreitete sozialistische Propagandaschrift

..Merry England" auch in deutscher Sprache erschienen ist, hat

seine Stellung in den drei Nummern des „Clarion" vom 9., 11. und

30. Oktober 1903 dargelegt. Natürlich fordert auch er die Arbeiter

auf. weder hreihändler noch Schulzzöllner sondern Sozialisten zu

wählen, und ebenso erklärt er die Besteuerung der Rente, die Er-

höhung der Einkommensteuer, die Nationalisierung und Kommu-
nafisierung vetschiedener Produktionszweige und eine Reihe ähn-

licher Maflregeln für notwendiger und dem Volke viel nützlicher,

als es der Schutzzoll sei. Aber er behandelt das Problem des letz-

teren in einer Weise, die dem Arbeiter, der zwischen Freihandel

und Schutzzoll zu entscheiden hat, sagt: wenn die Wahl getroffen

werden mufi, so greife zum Schutzzoll. Sein Au^ngspunkt ist

dabei eben&lls die Gegenüberstellung von Konsumenten- und Pro-

duzenteninteresse. Da die Arbeiter alle mehr Produzenten als

Konsumenten, die besitzenden Klassen aber überwiegend >ndit-

produzenten sind, so musse eine Zollpolitik, die die Konsumenten

zugunsten der Produzenten belastet, notwendigerweise vorteilhafter

für 1; Arbeiter sein.

Es wird dies in der Nummer vom 16. Oktober an einem Bei-

spiel erörtert, das stark an Ba.stiats bekannte Fibeln erinnert

Hutmacher Smith und Schuhmacher Jones verkaufen gegenseitig

aneinander Hut und Schuhe. Eine Preissteigerung dieser Waren

um den gleichen Prozrntsaiz lätit Smith und Jones stets ebenso

daran, wie sie vorher waren. Aber nun kommt ein Lord Blank

mit Frau, zwei Söhnen und zwölf Personen Bedieiumg hinzu, die

sämtlich ebenfalls Hüte und Schuhe brauchen. Steigen jetzt die

Preise beider Produkte, so hat zwar Smith für seine Schuhe und

Jones für .seinen Hut bO und so viel Prozente mehr zu zahlen als

vorher, aber jeder von ihnen verdient von Lord Blank das 16 fache,

hat also einen Nettogewinn von 1 5 mal mehr als der Preis-

au&chlag.

„Nimm nun an," führt für Drduktion fort, „der Nichtprodu/ nt sei ein Grund-

herr. F.r produziert nichts, aber erhebt Bodenrente. Kr kann jedoch seine Boden-

rente nicht erhöhen, weil sdo Piditer nicht ia der Lage ist, mehr Pkieht zu x»hlen.

Aber er kann billige Hfltc und Schuhe von Amerika oder DentscMaad knufen.

Natürlich kann er das. Dies der Vorteil des Rreltiandeb filr den Kouumentcn.

Wurde nun eine Steuer auf im Ausland verfertigte HDte und Schuhe gel^ so
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wurdr L(>rd l'.hink den cnfjlisclirn l'rcis zu zahlen haben. Dies sclu int mir Haraul

hinzudeuten, d^U gcwusc Arten von ZolUchutz tür den l'rodu^cston von NUrtril sein

mögeo. Und der Produzent ist der Arbeiter." — „Natürlich," ychl es weiter,

»vflrden io allen FlUen da ZoUidiuties die uichtproduaerenden Konwnicnten »
Blank n. Co.— alles aufIneteii, auf Uircn alten Modna m kommen. Aber der Prodnzent

wttrde notareniKgerwcise der Stfirkere icin, und ich glaube, daS dies bauptaSchlieh

der Grund ist, warum der anierikaniscbe Arbeiter besser daran ist, wie der englische

Arbeiter. Er hat mehr zu /ahTf-n, aber rr wird hölu r bezahlt, und die Bilanz ist

zu seinen Gunstm. Das Ccu rrksoh.iftswcsrn Ix-ilit Schulz. Es ist Schutz der Arbeit.

Arbeit aber ist alles, was der Arbeiter zu verkaufen hat, so daü das Gewerkschafts-

wesen der Schatz feiner eiozigea Ware ist."

„Wenn der dcnlsche Arbeiter um niedrigeren Lohn arbeitet, all der Engländer,

und die deutschen Eneugniase in England verkauA werden, iit es nicht genau das-

selbe, als wenn der Deutsche nach England kirne und in Rattenbuden *) zu

niedrigeren als die Gewerkschaftslöhne arbeitete? Kommerziell gesprochen, liegt

es iiii Interesse des liritisclirn .Arbeltrrs, drn N'ichtproduzcnten aufs Eis 7U ";<"tz»*n.

Die Nichtprod«/i nt< n nehmen mehr :ils die Hälfte des von den Produzenten er-

zeugten Reichtums vorweg. Je höher die Preise der Waren, die der Produzent ver-

kauft, um 10 weniger bekommt der Nichtproduaent und um so mehr bekommt der

ProduaenL Natttrlich wird das Problem durch den Umstand sehr verwickelt, da6

iele britische Produzenten ihre Produkte auf ansiindischen lOrkten verluBem. Und

die Manchesterachule behauptet, dafi unsere Hoffnung in diesem Aualandsbandcl

liegt. Aber die Hoffnung der Arbeiter scheint mir ganz und gar nicht im Auslands-

hartdfl rn \if<:fr\. Sir liegt in d^•r Vcrliindrning der Tats.u hr, daß jährlich etliche

600 .MiUiuncii I'fund Sterling vtm Person.n atigecigntt vvt rd«ia, die nicht arbeiten."

Der Verfasser veranschaulicht dies an dem Bilde eines Lancashtrer

Webers, der wegen schlechten (Geschäftsgangs auf Halbzeit gesetzt

ist, während der Landarbeiter Williams sich selbst, Frau und Kinder

nicht genügend kleiden kann, weil die an I.ord Blank zu zahlende

Pacht zu hoch ist. Der Weber würde mehr Arbeit haben, wenn

dns (ieki, das T.ord Plank in atisländischen Hotels ausgibt, ati den

Landarbeiter ginge. Unsere .Arbeiter haben so wenig für andere

Arbeiter auszugeben, weil sie so viel an Müßiggänger /u zahlen

haben. Gebt den Arbeitern, was sie produzieren. — was sie 7rr-

dienen — und sie würden bald von fremden .Märkten unab-

liängig sein" . . .

So Blatchford. Man erinnert sich vielleicht, wie Rodberlus ein

Bastiatisches Beispiel von ähnlicher Simplizität wie das obige vom
Hutmacher und Schuhmacher mit dem Hinweis darauf zer-

') Technischer Ausdruck flir Werkstiticn, die von Nichtgewerkschafllem be>

setzt sind.
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trümmerte, daß heute nicht der Arbeiter das Produkt austauscht,

sondern der Fabrikant, der dem Arbeiter bloß einen Lohn zahlt.

Derselbe Einwand ist Blatchford, wie er im „Clarion" vom 30. Ok-

tober schreibt, von Lesern aus der Arbeiterklasse vorgehalten

worden. Lr sucht ihnen damit zu begegnen, daß er erklärt, aller-

dings habe der Fabrikant zunäclist die jijrößerc Einnahme, aber der

Arbeiter habe doch mehr Arbeitsgelegenheit, infolgedessen weniger

Lohnverlust und die Möglichkeit, sich Lohnerhöhung zu erkämpfen.

Bei alledem werde freilich der Löwenanteil dem Fabrikanten und

der kapitalistischen Klasse verbleiben. Aber dag^en helfen nur die

von den Sozialisten verfochtenen MafinahmeUt bei denen es sich

um die Rettung von viel größeren Detriten für die Arbeiter handle,

als ihnen die von Chamberlain veisprochene Ausdehnung des

Handelsverkehrs mit den Kolonien bringen könne. Das wird

dann in recht geschickter Darstellung naher ausgeführt, die wir

hier übergehen müssen.

Wie geschickt der Beweis aber auch gefuhrt wird, und wie

eindrucksvoll dem englischen Arbeiter auch in den Flugschriften

<les Sozialdemokratischen Bundes vorgehalten wird, daß mit Ver-

wirklichung des Sozialismus die Fra^i^c von Freihandel und Schutz-

zoll durch Herstellung; eines wahrhaft freien Güteraustausches zwischen

den Nationen erst ihre befriedigende Lösung finden werde, so

helfen diese Hinweise ihm nicht über die Notwendigkeit liinweg,

zu der Frage, wie sie zurzeit konkret vorlic^'t, Stellung zu nehmen.

Uei ihm ruht das Schwer^anvicht der Bestimmung darüber, wie die

Frage, die Chamberlain <ler Nation unterbreitet hat, entschieden

werden soll. Denn wenn England auch nicht das allgemeine Wahl-

recht hat, so bilden doch die Arbeiter heute die übergroße Mehr»

heit seiner Wählerschaft. Chamberlain selbst hat in seinen Reden

sich wiederholt direkt an die Arbeiterklasse gewendet, von den

Flugblättern, die seine Ideen propagieren, richten sich ein großer

Teil an die Adresse der Arbeiter, dasselbe gilt von den Flug-

blättern der verschiedenen bürgerlichen Organisationen, die fiir

Festhalten am Freihandel kämpfen: den Cobdentdub, die liberale

Partei, die unionistische Uga fiir freie Nahrungsmittelzufuhr. Der

Arbeiter kann sich dieser Bewegung gegenüber nicht die Ohren mit

Watte verstopfen und sagen: „Nichts von alledem, ich will den

Sozialismus." Wieviel Vertreter seiner Klasse er bei der nächsten

allgemeinen Wahl auch ins I^arlament entsenden mag, sie werden

genau ebenso sich darüber sclüüssig zu machen haben, ob es beim
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Freihandel verbleiben oder irj^cnd welche Schutzzollpolitik nufc^e-

nommen werden soll, wie es das kleine Häuflein von Arbeiterahi^e-

ordneten ;^etan hat, die jetzt im Parlament sitzen. Vert^leichen wir

unter diesem Gesichtspunkt die vorgeführten Stimmen über die

handelspolitische Frage, so kann es keinem Zweifel unterliegen,

daß der Arbeiter, der die Arguinentierung des „Clarion" fiir zu-

treffend erachtet, f^ep^ebenenfalls für Chamberlains Zollplänc eintreten

würde, genau so wie derjenige Arbeiter sie bekämpfen wird, der

sich die Argumente des Arbeitervertretungskomitees und der mit

ihm verkündeten Vereine zu eigen macht Fraglich könnte nur die

Haltung der im Gefolge des Sozialdemokratischen Bundes mar^

schierenden Arbeiter sein.

Der Sozialdemokratische Bund vertritt in der heutigen soziali'

stischen Bewegung Ei^lands die marxistische Lehre, oder er meint

sie zu vertreten, denn in der Praxis hatte sein Marxismus häufig

einen Stich ins Sdctiererische. Sonst wäre es unbegreiflich, wie er

zu einer so brennenden Frage des politischen Lebens Englands

nichts Triftigeres zu sagen fand, als die zitierten und andere, die

gleiche Argumentation atmenden Sätze. Die Masse der heutigen

bürgerlichen Freihändler Englands denken in vielen Punkten weit

weniger manchesterlicb, als wie zu seiner Zeit Cobden. Aber selbst

wenn sie in jeder Hinsicht ganz ebenso dächten, wie die alte

Manchcsterschule wäre die Frage, ob heute eine freihändlerische

Handelspolitik tur hngland anpjemessener ist als eine schutzzöllne-

rische Handelspolitik dadurch selbstverständlich in keiner Weise

präjudi/.iert. Uber eine Si5.matur der Klassengegensätze und den

Hinweis auf den Zukunft^slaal kommt jedoch das Manilest des

Bundes nicht hinaus. Kin wissenschaftliches Kriterium dafür, welche

Handelspolitik die Arbeiterklasse heute zu vertreten hat, enthält

weder es noch die Lcesche Broschüre. Beiden fehlt die umfassende

Auf&ssung der Volkswirtschaft als ein Granzes, die im Manifest des

Arbeitervertreterkomitees und der Gewerkschaften zum mindesten

prinzipiell vertreten ist Der Leser dieses letzteren weifi denn auch

sofort» wo seine Stellung in der Zollkontroverse zu sein hat Wer
die Grundgedanken dieses Manifests akzeptiert, wird unbedingt iär

Beibehaltung des Freihandels stinunen.

Nun hat das Arbeiterveftretungdconiitee nebst seinen Mitunter-

zeichnem unverhältnismäßig viel mehr Personen hinter sich, als der

Sozialdemokratische Bund und das „Clarion". Die Zahl der ein-

geschriebenen Mi^rlieder des Sozialdemokratischen Bundes über-
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steigt kaum die Ziffer i ' ooo. Indes reicht sein Riinfluß dank der

außerordentlichen Rührigkeit seiner Mitg^licder bedeutend weiter.

Man kann das Gefolge des Vereins ruhijT auf das Sechs- bis Acht-

fache seiner zahlenden Mitc^Iicdcr ansetzen. Hinter dem „Clarion"

stehen nur eine Anzahl kleiner Propagandaklubs, al i i sein I^ser-

kreis ist bedeutend r^rößer als der der übrigen sozialistt?>chcn Or^ne;
es hat über 5000(3 Auflat^e. Da jedoch bei weitem nicht alle

Leser des „Clarion" auf dessen spezifische Ansichten eingeschworen

sind, sehr viele Leute das Blatt vielmehr nur lesen, weil es mit

grofiem Uterarisdiem Talent gesduieben ist, kann sdn Eniflufi in

der vorliegenden Frage unter keinen Umstanden hoher angesetzt

werden als der des Sozialdemokratischen Bundes. Das machte zu-

sammen gegen 200000 Personen aus. Die Organisationen, die

hinter dem Manifest der Arbeitervertretungsllga stehen, umfassen

aber über 1 300000 Personen, und wenn auch der politische Ein-

flufi der Gewerkschaftsführer auf die Mitglieder ihrer Organisationen

gewöhnlich kein so staricer ist, wie der der Führer politischer Ver-

bände auf die ihren, so kann man in diesem Falle doch eine leb-

haftere kleeniremeinschaft zwischen Führern und Geführten voraus*

setzen. Hat doch auch der Allgemci ne Trade Unions-Kon-
greL's der Anfang September 1903 in Leicester tagte und von

4(1 Delig'ierten beschickt war, nach läng-crer Debatte mit er-

drückender Mehrheit — nur zwei Hände erhoben sich bei der

Gegenprobe — folgender Resolution zugestimmt:

„Der Kongrcli vrnirtciU entschieden dm von Mr. Chambcriain vorgeschlagenen

Wechsel unserer gegenwärtige« Handelspolitik al; für die besten Interessen des

Volkes dieses Landes höchst unheilvoll und gefShrlicb ; er verpflichtet sich bierdorch

und legt es «llen mndcrcii Arbeiterorganisationen ans Herz, alles aufettbieten, um
die Erwirkung einer solebcn VerSnderang au verhindern.**

Nach alledem kann es keinem Zweifel unterstehen, daß wir die

Masse der organisierten Arbeiter Englands, die grofie Mehrhdt der

klassenbewußten Arbeiterschaft auf der Seite der Gegner der Reichs-

zollverbandsidee zu suchen haben.

IL

Daß gerade die englischen Gewerkschaftler den Zollschutz und

den Reichszollverband so entschieden ablehnen» durfte manchen auf

den ersten Blick überraschen. Eher noch wie bei den erklarten

Sozialisten, von denen man eine größere theoretische Schulung er-

warten kann, hätte man gerade bei ihnen eine gewisse natürliche
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Genel^hcit voraussetzen mö^en, auf die Argumente der Schutz-

zöllner einzulochen, (icrade dem Gewerkschaftler, wie man ihn sich

gemeinhin vorstclh. hätten die Hinweise, daß zwischen dem l^c-

werkschafüichen Arbcitcrschutz und dem zollpolitischen Produkt ions-

schutz eine innere Verwandtschaft bestehe, am ehesten einleuchten

müssen. Und diese Hinweise, die indirekt in den Manifesten des

Sozialdemokratischen Bundes und direkt in den Artikeln des „Clarion"

zum Ausdruck kommen, kehren io allen Variationen auch in der

Presse und den Flugschriften wieder, wetdie die Pläne Cbamber-

lains oder sonst den Schutzzoll propagieren. „Kein Gewerkschaftler,''

schrieb die unionistische „Päll Mall Gazette" im Oktober, „kann sich

dem folgenden Dilemma entziehen: reichliche Lohne, kurze Arbeits-

zeit, Fabrikinspektion und Unfallentschädigung — all das meint

Erhöhung der Herstellungskosten des fertigen Produktes, wenn
aber freie Einfuhr die Regel und der bill^ste Artikel der Gewinner

sein soll, so müssen die Löhne unvermeidlich auf das Niveau der

Konkurrenz herunterreguliert werden." Chamberlain selbst hat sein

Mißlichstes aufgeboten, sein Reichszollprojekt den Arbeitern mund«

gerecht zu machen. In dieser Hinsicht zeigt seine Agitation un-

leugbar Züge, die sie vorteilhaft von der Agitation unterscheidet,

wie sie in Deutschland seinerzeit und selbst heute noch von An-

wälten der Zollerhöhungen entfaltet wird. Knidand ist die Heimat

des Cant , aber den Cant, daß das Ausland die vorgeschlagenen

( ictreidezolle zahlen werde, hat Chamberlain den britischen .Arbeitern

nicht aufgetischt. Fr hat ihnen von vornherein /uj^fe^elyen, daß der

Weizenzoll und die übrigen Zölle auf Landwirlsrhafts|.rodukte ihre

Nahrungsmittel verteuern werden. „Wenn ilu den Kolonien einen

V^orzug geben wollt," erklärte er am 28. .Mai 1903 im Haus der

Gemeinen, so „müßt ihr die Nalirungsmittel besteuern. Aber," setzte

er, figurativ die Arbeiter anredend hinzu, „für das, was ich euch ab-

verlange, vrill ich euch mehr zurückgeben . . . Meine Vorschläge sollen

die Kosten des Lebensunterhalts des Arbeiters oder irgend einer

Familie in diesem Lande auch nicht um einen Heller erhöhen."

Hier die Gegenüberstellung der Belastungen in Form von Schutz»

zollen und der Entlastungen in Form von Emnäßigung der Finanz*

zöUe und indirekten Steuern, die Chamberlain vorschlug:

Belastungen.

z sfa pro Quarter (= etwas über

8 Schilling pro Tonne) Zoll auf

Entlastu ngen.

Ermäßigung des Teezolles um
ein Viertel des jetzigen Satzes

Weizen, den von den Kolonien | von 6 d pro Pfund.
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Belastungen. '

J. n 1 1 as t u n ^ e ii.

kommenden Weizen ausge-
,

Ermäßigung der Zuckersteuer auf

n o m m e n. ' die I lälftc des jetzigen Satze»

Ein entsprechender Mehlzoll. von '/., d pro Pfund.

5 prozentiger Einfuhrzoll auf Entsprechende Ermäßigung der

Fleisch , wieder die Kolonien i Abgaben auf Kaffee und Kakao.

ausgenommen. 'ErmäfiigLu.^ der Zollsätze liir

5 prozentiger Einfuhrzoll auf Wein und Früchte von den

Muchwirtschaftsprodukte. Kolonien.

Außerdem sollte auf Iiidustrieartikel, alle Rohmaterialien aus-

genommen, ein Zoll von lo l'rozenl des Wertes gelegt wetden.

Auf Grund bekannter Arbeiterhaushalte rechnete Chamberlain

aus, daß, soweit Nahrungs- und Genußmittel in Betracht kämen,

der städtische Arbeiter bei diesem Plane etw a y '
1 arllungs, der

Landarbeiter etwa /'.j Earthiiigs pro Woche noch gewinnen
würden.

Man wird gestehen mÜ5»sen, daü wohl kaum jemals in der Ge-

schichte ein Schutzzollplan der Arbeiterweit in bestechenderer Ge-

stalt vorgelegt wurde, als dieser. Fehlte ihm doch auch nicht das

Patrimonium der Enteibten. Aus den Erträgen der Zölle sollen

die Mittel für die lang erstrebte Durchführung allgemeiner Alters*

Pensionen für die arbeitende Klasse gewonnen werden.

Femer lockte die Aussicht, durch Zollnachlässe günstige ZoUvertrage

mit anderen Landern zu erwirken, die sich jetzt England immer
mehr verschliefien. Dazu der an das Gefuhlsmoment appclUercnde

Gedanke der Erwirkung eines engeren Zusammenschlusses zwischen

dem Mutterland und den Kolonien — kurz, alles so geeignet, den

von der Weltkonkurrenz arg bedrängten englischen Arbeiter för

sich einzunehmen, daß man sich wirklich nicht wundem kann,

wenn selbst Sozialisten dem Plan sympathische Seiten abgewannen.

Eher muß es, wie gesagt, überraschen, daß er auf so starke Gegner-

schaft gerade in gewerkschaftlichen Arbeiterkreisen gestoßen ist.

Es ist ja doch unleugbar, daß Englands Industrie heute hart

zu kämpfen hat.. Die Flugblätter des Bundes für Zolltarifreform —
Tariff Reform Lcacnie — führen dies in wirksamster Weise dem
britischen Publikum xor Augen, indem sie den Ziffern, die den

Rückgang bestimmter britischer Industrien veranschaulichen, das

Wachstum der beireffenden Industrien in den Ländern mit Zoll-

schutz zahlenmäßig gegenübersteilen. Allerdings bleiben ihnen die
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Freiliandelsgruppen die Antwort nicht schuldig. Es wird in den

Flugblättern <ter beiden Lager ein Kampf geführt, der einer be>

sonderen Charakteristik wert wäre. Da veröffentlicht die Unio-

Iiistische Liga für 2^o]]freiheit der Nahrungsmittel (Unionist Free

Food League) unter dem Titel „der Professor und der Arbeiter"

eine Unterhaltung zwischen einem Professor und einem Arbeiter,

worin der Professor dem Arbeiter einige recht populäre Satze über

den Nutzen des Freihandels beibringt. Flugs antwortet das Birming«

hamer ZoUtariikomitce mit einem Gegenflugblatte „Der Arbeiter

und der Lehrassistent'', worin ein junger Lehrassistent dem Arbeiter,

den der Professor eben verlassen, auseinandersetzt, dai3 dieser zwar

ein herzensguter Kerl, aber ein einf^etrocknctcr Doktrinär sei , der

die Zeichen der Zeit nicht mehr /u lesen verstehe. Ihrerseits

suchen die freihändierischcn I'hi<^'blättcr wiederum dem Arbeiter

klar zu machen, daß bei Chamberlains Zollvorschlag der britische

Konsument nicht nur nichts gewinnt, somlcrn noch verliert Nicht

immer ist ihre Beweisführung da die bessere. Wenn sie z. B. ihre

Bcrcchnunj^ auf die Ziffern von Englands ( lesamtkonsum stützen,

so wird dabei die Tatsache verdunkelt, daß England .soweit ist

die Gregenüberstellung Blatchfbrds am Platze — eine unverhältnis-

wSSig zahlreiche und wachsende Klasse von Nurkonsumenten und

deren Anhang zahlt Auch darin machen sich die freihändlerischen

Blätter die Sache zu leicht oder gebrauchen sie Argumente, denen

gegenüber die Arbeiter Grund zu einem gewissen Mißtrauen haben,

wenn sie die zunehmende Einfuhr Englands kurzerhand als einen

Beweb fiir den wachsenden Wohlstand der Nation ins Feld fuhren.

Denn der Arbeiter kommt im Angesicht von alledem dodi um die

Frage nicht herum, ob seine Arbeit^legenheit zu» oder abnimmt
Wie steht es mit ihr, von der es heute abhängt, in welchem Mafie

der Arbeiter am nationalen Konsum Anteil nimmt?

In dieser Hinsicht bietet das vom britischen Gewerbe- und
Handclsamt veröffentlichte Blaubuch über die britische und aus-

ländische Industrie- und Hnndelsentwicklung einige sehr be-

merkenswerte Zahlen dar. Das HIaubuch ist speziell im Hinblick

auf die Zolldcbatten zusammengestellt worden.*) Auf S. 362 ft'.

iiihrt CS die Bewegung der Berufstätigen von fünfzehn wichtigen

Sein cnfjlisclicr Titel ist: Brili-!i .1 n tl K o r r i p n T ra fi r and Induslry,

.Memoranda, Slatiütical Tahlcs and Charts prcparcd in tbc Board of Trade. London

1903, £yrc SpotU&woodc. 495 S. ful.

Afdiir für SottelirftMBtcliaft u. SoiUlpolitik. I. (A. f. m. G. u. St. XIX.) i. 9
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Gewerbegruppen vor, wie sie sich in Eng^d und Wales zwischen

1851 und 1 901 in den zehnjährigen Periodoi derVolkssählungen voll-

zogen hat Auf den eisten Blick erscheinen diese Zahlen wohl ge-

eignet, den Engländer nachdenklich zu stimmen.

Drei Gewerbszweige zeigen fiir 1851 einen unu nterbrochenen
Rückgang der Beschäftigungsziffer: es sind dies die

Landwirtschaft, die Leinen- und die Seidenindustrie.
Hier die 2^1en für das Ausgangsjahr 185 1 und die Jahre der beiden

letzten Volkszahlungen:

1S51 1891 1901

Landimtsebaft 1904687 1099571 98S340

Lcinenindustrte 274SI 853t 49$6
Seideiiindiistric 130 723 5SOS7 39035

Zu diesen drei Schmerzenskindern gehört eigentlich auch noch

die Stickerei, bei der die entsprechenden Ziffern

617*6 34949 39439

waren. Sie zeigt zwar gerade im Jahrzehnt 1891 auf 1901 wieder

einen Aufschwung, doch bleibt dieser hinter dem Prozentsatz

der in der gleichen Zeit vor ach gegangenen, sich auf rund

12 Proz. belaufenden Bevölkerungszunahme beträchtlich zurück,

so daß hier jedenfalls ein nennenswerter relativer Rüd^ng
vorliegt

Eine schwankende Entwicklung zeigen die Zahlen für die

VVollenindustrie und die Schuh - und Stiefelfabrikation.
Sie lauten:

Wolleninduslrie 35S7SO ^58356 «36006

Schub- und SUefeUabnkation 243935 34S789 251143

Die Schuh- und Stiefelfabrikation gehört in diese Rubrik,

weil die Zahl ihrer Beschäftigten 1861 auf 255 79t gesti^en war,

dann erheblich zurückging und sich erst in den letzten Jahrzehnten

wieder gehoben hat. Auch hier bleibt aber der Aufstieg von 1891

auf 1901 hinter dem Bevölkerungszuwachs relativ bedeutend zurück.

Ein Produktionszweig zeigt bis 1891 einen ununterbrochenen

Aufschwung, im letzten Jahrzehnt aber einen Rüclcgang: die Baum^
Wollindustrie. Ihre Zahlen sind:

41499S 60575s Stoii9

' hur Schottland und Irland waren die Ergebnisse der Gewerbezählung von

1901 noch nicbl vuUsländig ausgearbeitet
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In den anderen neun Produktionszweigen hat sich die Ziffer

der Beschäftigten beständig zunehmend entwickelt:

398756 701 284 945875

193 III 519 144 648944

Eisen- und Suhlindusirie . . 95350 202 406 216022

Ma«cliiiieiim4tiftric u. Schiffbau 80528 292 239 }

Sehtieiderei 139919 908790 959999

Buchdruck und Bachbinderri . 33995 191 913 49793

4795* »Ol 345 191 531

Steingut' und Glaiwaicn. . . 465U 82760 99550

Für die Maschinen' und Schiffbauindustrie ist bei der Zählung

vx>n 1901 eine KbssUikation in Anwendung gekommen, die von der

des Jahrfö 1S91 so erheblich abweicht, daß es dem Gewerbeamt
unniö<xtich ei*schien, die gewonnenen Zahlen für den Vergleich in

die Tabelle einzusetzen, doch ist eine beträchtliche Zunahme außer

Zweifel. Bei den anderen Industrien wurden die Unterschiede im

Zahlungsvcrfahren auf Grund sorgfaltiger Berechnungen gebührend

in Abzug crcbracht.

Zieht man die Zahlen der 14 Industriegruppen zusammen, für

die (He Lrgcbnisse der Zählungen von 1891 und 1901 vollständig

vorliegen, so erhält man als Gesamtzifit'er der Beschäftigten für 1891

4245550, für 1901 4572 151 Personen. Bei einem Bevölkei ungs-

^'uwachs von 12 Proz. mütUe die letztere Ziffer aber 4750016
lauten. Fls ist also ein relativer Rückgang der Beschal-
tigtcn eingetreten, der sich auf rund 178 ocx) belauft.

Den größten, den Prozentsatz des Bevölkerungszuwachses weit

übersteigenden Zuwachs an Beschäftigten weisen das Baugewerbe
und die Industrie der Kohlengewinnung au€ Das erstere, das

seine Beschäftigten um über 30 Proz. steigen sah, kommt für den

internationalen Handel nicht in Betracht Es ist, unter dem Ge-

sichtspunkt des Welthandels betrachtet, unproduktiv. Die Kohlen-

gev^nung bedeutet Verminderung eines zurzeit noch unersetz-

lichen Kapitals an Naturachätzen fitr Produktionszwecke, und da

obendrein England immer mehr Kdile an das Ausland abgibt —
CS exportierte 1880 fiir 8,37, 189O für 19,02, 1900 aber für 3^-^'-

Millionen Pfund Sterling Kohle — so ist es zweifelhaft, ob man hier

«iie große Zunahme der Ziffer der Beschäftigten als volkswirt-

schafüich sonderlich günstig betrachten kann. 7Aisammen belief

sich der Zuwachs der Beschäftigten für Baugewerbe und Kohlen-

industrie auf 374391. Der GesamUuwachs für die 14 Industrien
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war aber nur 326601. Ks stellt sich also, wenn man Kohlen- und

Baugewerbe in Abzug bringt, für die restlichen 12 Industrien ins-

cresamt ein Verlust von nahe 50000 heraus, das heißt ein rela«

tiver und absoluter Rückgang!
Der bekannte englische Statistiker Holt Scholing, der dies auf

Grund diu»' etwas anderen Beredmung in der „Fortnightly Review*'

feststdltf kommt daher zu sehr pessimistischen Schlüssen hinsieht'

lidi der industridlen Situation Englands und lädt seinen Artikel in

einen unmißverständlichen Ruf nach Schutzzöllen auslaufen. In-

des sind seine Folgerungen als sehr voreilige zu bezeichnen.

Zunächst brauchte Mr. Scholing nur die Zahlen der zweiten

Abtdiung des betreffenden Abschnitts des Blaubuchs näher zu

betrachten, um dahinter zu kommen, daß der Rücl^ang oder das

Zurückbleiben der Beschäftigten in den beiden großen Zweigen der

englischen Textilindustrie zum größten Teil auf Abnahme der
Kinderarbeit beruht. Zwischen 1891 und 1901 hat in der

englischen Textilindustrie infolge verschiedener Kindcrschutzgesetze

eine erhebliche Einschränkung der Kinderarbeit stattgefunden , die

nun in den obigen Zahlen stark zum Ausdruck kommt. Die zweite

Abteilung des Al)schnittes trennt die Ik'schäftigten nach dem
Gesclüecht und unterscheidet die Altcrsgrujipen unter 20 Jahre und

20 Jahre und darüber. Sie zeigt für das letzte Jahrzehnt folgende

Bewegung der beschäftigten Personen:

Baumwolle.

1891 1901

Personen «ntcr 20 Jnhrt-n .... 242370 198872 — 43498

Pcrsonca von 20 Jahren und darüber 363585 3^3247 +
Wolle und Kammgarn.

Penoaen unter 30 Jahren .... 96963 75 'o? — 31 8^55

Peraoaen von ao Jafaren und darttber 161394 160999 — 395

In der Wollenindustrie ist der Rückgang der erwachsenen Ar«

beiter ganz geringfügig, in der Baumwollindustrie hat ihre Zahl so-

gar nicht unerheblich zugenommen. Für den Sodalpolitiker von

Interesse ist dabei außerdem, dafi in beiden Industrien die Zahlen

der erwachsenen weiblichen Arbeiter im Verhältnis zu der

der erwachsenen männlichen Arbeiter einen kleinen Rückgang
aufweisen. Es bleibt zu untersuchen, ob das Fernbleiben der

Kinder aus der Fabrik nicht auch die Mütter stärker an das

Haus fesselt.
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Auch in anderen bidustrien ist der Rückgang oder das relative

Zurückbleiben der Beschäftigten zum größten Teil der Beschränkung

der Kinderarbeit zuzuschreiben.

Ist die Gesamtzahl der beschäftigten Personen so noch kein

untrüglicher Gradmesser für den Höhestand der Produktion, so gilt

das gleiche von einem anderen Faktor, auf den bei Untersuchungen

dieser Art gern zurückgegriffen wird: die Menge des verarbeiteten

Rohmaterials. Englands \'erbrauch an Rohbaumwolle und

Rohwolle weist im letzten Jahr/.ehrit nicht unliedcutende Schwan-

kungen auf. Das Jahr 1898 stellt mit 56S Millionen Pfund für

Wolle, das Jahr 1899 mit 15,7 Millionen Zentner für Raumwolle

den Höhepunkt des Verbrauchs, bzw. der \'erarbcitung dar. Seit-

dem hat ein merkbarer Rückgang cin<7csel/.t. Der Verbrauch an

Baumwolle war im Durchschnitt der drei Jahre ]C)oc} ici' 2 14,6

MilHonen Zenmer, der an Wolle 512,3 Millionen i'iufid. So-

weit ein Verlust von etwa 7 Proz. für Baumwolle und 10 Proz.

für Wolle.

Was hier jedoch aufier Betracht gelassen ist, ist die Frage der

Qualität „Es ist wahr/' schreibt John Bums in einem Artikel

„Labour and Free Trade", der im Novemberheft 1903 der ,Jnde-

pendent Review" eischien, hinsichtlich der englischen Wollenin-

dustrie» „die Zahl der beschäftigten Personen und die Ausfuhr

billiger WoUenstoffe sind etwas zurückgegangen. Aber die Pro-

duktion hat sich besonders in der Qualität wesentlich gehoben."

Ahnlich mag es in der Baum Wollindustrie stehen; es ist bekannt,

daö England in bezug auf die Produktion der feinsten Garne noch

immer sdnen Konkurrenten bedeutend voran ist. Im übrigen aber

.sind einsichtige Engländer längst überzeugt, daß Lancashire für ge-

'A'ivi;c Baumwollartikcl schrittweise von seinen bishcrif:^cn .\bsatz-

.;ehieteii \erdran^'t werden wird, und daß es sich im wesentlichen

nur darum handelt, diesen I\ntwickhnii;si)rozel'i nicht verheerender,

den Verlust nicht umfassender werden zu lassen, als es die Natur

der Sache unumgänglich maciit.

Die englische Haumwolhnduslric hat einen hohen (irad der

\ ervollkümmnun;^ erreicht, ihre .Arbeiter sind geübter und besser

bezahlt als die Baunnvollarbeiter anderer lilnder, die Vereinigten

Staaten ausgenommen. Indes kommen doch verschiedene Länder

England immer näher, so dafi jedes Experiment, das seine Aus-

ftthrbedingungen in Mitleidenschaft ziehen konnte, hier doppelt uber-

legt werden mu6. Daher die entschiedene Opposition gerade der
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Textilarbeiter Lancashires gegen Chamberlains Vorschlag. Keine

Arbeiterkategorie Englands ist besser über die Weltmarktsbe-

ding^ngen ihrer Industrie unterrichtet, keine weniger abgeneigt,

diesen Bedingungen Rechnung zu tragen, wie die Textilarbeiter

Lancashircs. Es sei nur an ihre Parteinahme fiir die Doppel-

währungsagitation erinnert, sowie an ihren Widerstand £Xec;^en jedes

zu radikale Vorgehen in der Beschränkung der Kinderarbeit. Hier-

her gehört auch die, sich in namhaften Geldbeiträgen manifestierende

Teilnahme, die sie den Bestrebungen englischer Kolonialpolitiker

auf AusbreituniT der Haumwolikultur in Afrika entgegenbringen.

Finc dokiiiiutie Gegnerschaft gegen kolonialpolitische Maßnahmen
kann man bei ihnen zuletzt voraussetzen. Wenn sie al.M) gleich

ihren Fabrikanten, und gemeinsam mit diesen, sich schroff"

gegen den Reichszollverband erklärt haben, so ist das nur zu er»

klären, daß sie sich der Gefahren eines solchen fiir ihre Industrie,

seiner volk^rtschaftUchen Schattenseiten voll bewufit sind.

Es handelt sich bei dieser Industrie heute nahezu um eine

Million Arbeiter; denn zu den eigentlichen TeactUarbeitem kommen
noch grofie Kationen von Arbeitern in allen mißlichen Neben*

gewerben und Hilfebeschaftigungen. Der jährliche Wert der Aus*

fuhr Englands an BaumwoHprodukten beläuft sich auf 73 Millionen

Pfund Sterling. Nur för 29 Millionen gehen davon nach britischen

Kolonien und Besitzungen, und nur für 2'
, Millionen Pfund Ster-

ling nach denjenigen britischen Kolonien (Canada, Victoria ctc.l, die

heute gegen England Schutzzölle erheben. Um der Ausfuhr nach

diesen Kolonien willen die Gefahr heraufbeschworen, daß andere

Länder als Gegenmaßregel Englands Einfuhr noch mehr erschweren

als bisher, wäre in der Tat ein mehr als wageiialsiges .S[)iel. „Die

Profite" — schreibt Geo. N. Barnes in dem Artikel ,,r)cr Schutz-

zoll und die englischen Stapelindustrieii" von der Textilindustrir

l^ncasliires — „sind in ihrer Art niedrig; Sachkundige aus beiden

Lagern (d. h. Fabrikanten und Arljciter) versichern mir, daü sie

nach den Abzügen fiir Abnutzungen, Steuern etc. 5 Proz. eines

Kapitals von nahezu hundert Millionen Flund nicht sehr uber-

steigen. Es ist daher ziemlich klar, daß hier kein Spielraum für

E^erimente mit jenen uneq>robten zollpolitischen IVojekten ist, die

ein Einschrumpfen der Auslandsmärkte zur Folge haben können und

eine Steigerung der Kosten der Lebenshaltung sicher zur Folge

haben würden". Ein etwaiges Steden der Geldlöhne würde „ein

Sinken der Profite, eine schrittweise sich vollziehende Abnahme der
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Industrie und eine Verminderung^ unserer Konkurrenzfähigkeit so-

wohl auf dem heimischen Markt wie auf dem Auslandsmarkt

zur Folge haben" (Labour and Protection p. 249/250). Barnes

ist Gewerkschaftsführer und erklärter Sozialist Es ist unter diesen

Umständen interessant /u sehen, wie er einen gewissen Profitsatz

als eine der Bedingungen für den Fortbestand der Industrie

aufzählt.

An einer anderen Stelle seines Artikels behandelt Humes unter

der Sammelrubrik der l-üscn- und Stahlindustrien auch seitie Spezial-

fjewerbe, die Masciiinenbauindustrie. Kr hebt die Tatsaelie hervor,

dat5 der Wert von Kurlands Ausfuin an Maschinen und Maschinen-

teilen von 10 Millionen Pfund Sterling im Jahre 1880 auf 19 Millionen

im Jahre 1900 gestiegen sei, und schätzt die Zahl der im Maschinen*

und Schiflfbau beschäftigten Arbeiter auf „mindestens 600000 bis

700000". Danach müfiten wir in die obige Ziffer für die Zu-

nähme der Arbeiterschaft von 1891 bis 1901 noch ein Plus von

etlichen hunderttausend Arbeitern einsetzen, womit der scheinbare

relative Fehlbetrag in der Gesamtzahl der beschäftigten Arbeiter

beglichen, wenn nicht in einen Oberschufi verwandelt wäre.

Indes geben die ffinfisehn Industri^jui^>en immer nur dn
Teilbild der industriellen Entwicklung Englands, das durch die un-

zähligen Ideinen und mittleren Verarbeitun^sgewerbe, die hier nicht

berücksichtigt wurden, vollständig verändert werden kann. Den
ruinierten Industrien, von denen die SchutzzoUflugblätter erzählen,

mögen emporgekommene Industrien mit weit mehr Arbeitern

^^.n-en überstehen, und ehe darüber keine erschöpfenden Zahlen vor-

lief^en , sind alle Bemerkun;^en über Englands industriellen Riick-

j^aiiL^ rein konjekturcll. i%ines der bezeichnendsten Merkmale des

modernen Industrialisnius sind die fortgesetzten Verscliicbungen der

Produktionsabteilungen. Alte Produktionszweige verschwinden, ganz

neue kommen auf. Die Elektrizitätsgewerbe, hinsichtlich deren

EnglaiKi u. a. infolge seiner mangelhaften Patent^csetZ|^cbung lange

Zeit im Rückstand war, haben in den letzten Jahren einen großen

Aufschwung; genommen und sicher mehr Arbeiter absorbiert, als

etwa durch den Rückgang der Handschuh&brikation aufier Arbeit

gekommen sind. Solcher Beispiele liefien sich noch viele anfiihren.

Es würde den Rahmen dieses Artikels überschreiten, wollten

wir an der Hand der tatsächlich zurückgegangenen Industrien Eng-

lands den Ursachen ihres Rückganges eingehender erörtern. Es ist

allgemein zugegeben, daß in sehr vielen Fällen der Konservatismus
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der Unternehmer den Rückgang verursacht hat, in Einzelfällen mag
auch eine falsche Grewerkschaitspolitik dazu beigetragen haben. Dafi

in dieser Hinsicht gemachte Fehler wieder gut gemacht werden

können, lehrt die Geschichte der englischen Schuhwarenfabrikation.

Das gleiche versichert ein Artikel des englischen Hüttenbesitzers

Mr. Hugh Bell im Oktoberheft 1903 der „Independent Review" an der

Hand der (icschichlc der englischen Stahl- und Eisenindustrie.
Der genannte GrüßindustricUc , der es wie wenige verstanden hat,

sich mit den organisierten Arbeitern seiner Industrie gut zu stellen,

weist den schutzzöilnerischen Segen weit von sich ab. Xachdcm
er geschildert hat, wie seine Industrie oft am ISodcii gelegen , sicli

aber immer wieder crliolt hat, und jetzt stärker dasteht als je, erklärt

er es für den größten Huhn, ihr als Waffe gegen eine Einfuhr von

„bloß" 15 Millionen Pfund Sterling im Wert einen Schutzzoll dar-

zubieten, ^uft das Gewerbe nach solchen Heilmitteln, dann ist es

besser, den Kampf von vornherein aufeugeben. Dann mögen die

Hochöfen erkalten, die Gruben verfallen, die Arbeiter in besser ge-

deihende Länder auswandern und m^ die IreundUche Natur mit

einem Tuch von gefalligem Grfin die unschönen Schlackenhaufen be-

decken, die jetzt Zeugnis vom Leben einer großen Industrie ablegen."

Stellen wir dieser Untemehmerstimme dne Arbeitersümme

gegenüber: „Wir wissen nur zu wohl," schreibt der ,4^bour Leader^,

das Organ der unabhängigen Arbeiterpartei, in Antwort auf den

weiter oben zitierten Artikel der „Fall Mall Gazette", „daß unsere

Arbeitskameraden auf dem Festland unterbezahlt sind. Aber es

würde weder ihnen noch uns helfen, die Gelegenheiten für den Aus-

tausch der Arbeitsprodukte zu mindern. Es würde das Übel nur

verschlimmern." I'nd der Sekretär des Arbeitervertretungsbundcs,

J. Ramsey Macdonald , Parlamentskandidat der Arbeiterpartei für

Leicester, dem Sitz einer der notleidenden Industrien (Stickerei),

erklärt in seiner Schrift „The Zollverein and British Industn^",

durch Schutzzölle könne man bestenfalls einige wenige verkommende
Industrien auf Kosten gedeihender Inikistrien künsthch wieder be»

leben und crlialtcn. „Es würde genau so sein, als wollten wir ge-

flissentlich die Zahl der Millionäre in unserer Mitte vermehren, um
($e Nachfrage nach Lakaien, Dienstpersonal und Gärtnern zu

steigern, und uns einbilden, damit das Gewerbe zu beleben. Für

ein oder zwei Jahre würde die Beschäftigungsziffer möglicherweise

befriedigend lauten, aber die industrielle Lage des Landes würde in

Wirklichkeit dadurch geschwächt werden" (S. 118).
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Die Schrift Maodonalds legt die Schwierigkeiten und Verkehft>

heiten des ReichszoUvereinplans in ausgezeichneter Weise bloß.

Man kann es verstehen, wie die Idee dieses Plans im Laufe der

Jahre aufkommen und sich ausbreiten konnte. Die schutzzollnerische

Realction auf dem Festland Europas und in den Vereinigten Staaten,

die wachsende Konkurrenz der dort emporblühenden Industrien, die

oft unberechtipj^ten Fcind^cHpfkciten denen F-n^^lnnd "gerade niif

Seiten derjenigen Länder be^ccjncti nuil^tc. denen es den besten

Markt darbietet, dies und ein gewisser sentimentaler ('hauvinismus

haben viel dazu beigetragen, die oft schfjn erörterte, aber immer

wieder fallen gelassene Idee des zollpoliti>chen Zusammenschlusses

der englischen Kolonien mit dem Mutterlande wieder zu beleben.

Und ein sentimentales l!reignis, das 60 jährige Regierungsjulnlaimi

der Königin X'iktoria, brachte plötzlich eine Maßregel, die diese

Idee scheinbar der endlichen Verwirklichung näher (Ühren mußte:

die Herabsetzung der kanadischen Einfuhrzölle fiir Produkte aus

dem Mutterlande.

Gerade diese Maflregd hat aber mit der Zeit die Klippen

deutlicher zutage treten lasseui denen der Plan g^benenfalls das

britische Kolonialreich en^egentreiben würde* Canada ist in der

Tat diejenige britische Kolonie, die bei dem Plan in erster Reihe

in Betracht käme. Denn <£e nadist volkreiche, Australien, findet liir

ihren Hauptausüihrartikel, Wolle, in der ganzen Welt einen offenen

Markt, und hat eine starke Schutzzollpartei, der dort die sehr ein-

flußreiche Arbeiterschaft, soweit Industriezölle in Betracht kommen,

energisch zur Seite steht. Selbst wenn es zustande käme, würde

ein Zollbündnis Englands mit Australien nur eine sehr prekäre Fxi-

Stenz fuhren. Ihm fehlt auf der Seite Australiens die (irundl.ip^e

eines starken mater'ellru Interesses an einer u eiteren ( )ttnuni; der

Tore für englische Industrieprodukte. Aber aucli das Interesse

Canadas an einem Zollbündnis mit England ist mehr als zweifel-

hafter Natur. (Janada hat nicht minder seiue rührige Schutzzoll-

partei, die sclion wiederholt am Ruder war und jederzeit wieder ans

Ruder kommen kann. Außerdem gravitieren starke Teile seiner

Bevölkerung mehr nach den benachbarten Vereinigten Staaten, wie

nach England hin — ein Verhältnis, das sich immer mehr steigern

wird, Je weniger England in der Lage ist, Canada mit Kinwanderem

zu versorgen, und je mehr — wie in den letzten Jahren — die

Einwanderung von den Vereinigten Staaten nach Omada zunimmt.

Der Personenverkehr Canadas mit den Vereinigten Staaten ist ein
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viel lebhafterer als der mit England, und der Güterverkehr mit den

ersteren hat im letzten Geschäftsjahr (1902/1903} ebenfalls den mit

F.nf^lnnd überstiegen : er belief sich auf 206 Millionen, der mit Eng-

land nur auf 184 Millionen Dollars. Ein canadisch-cng^lisches Zoll-

bündnis müßte daher, wenn es überhaupt eine wirtschaftspolitische

Bedeutung haben sollte, seine Spitze vornehmlich gegen die Ver-

einigten Staaten richten, die landwirtschaftlich Canadas, industriell

immer nieiir l^nglands Konkurrenten sind. Ks ist nicht an/.unehnieii,

daß die X'ereinigten Staaten dies ruhig mitanschcii würden, Zoll-

kontlikte würden sich einstellen, deren lüj^ebnis sehr wahrscheinlich

eine intensive Stärkung der Agitation für den Anschluß Gmadas
an die Vereinigten Staaten sein würde. Wenn von dieser Agitation

jetzt nicht viel zu spüren ist, so gerade deshalb, weil Canada

heute politisch wie zollpolitisch vollständiges Selbstbestimmungs-

recht genie6t, vom Mutterlande mehr empfängt, als es ihm gibt In

einen Zollbund eingetreten, würde es auch in die unausbleiblichen

Zollkämpfe dieses Bundes hineingerissen werden. Endlose Reibungen,

heftige Agitationen der dabei geschädigten Kreise — und ohne

Schädigung von Interessen geht es bei ZoUkampfen nicht ab —
wären die unvermeidliche Folge.

Mit diesem Zukunftsbild vor Augen, von der Erkenntnis durch-

drungen, daß die Schutzzöllnerei niemals da stehen bleibt, wo sie

anlangt, sondern daß es bei ihr auch heißt: mit dem Kleinen fangt

man an, mit dem Großen hört man auf, haben die erfahrensten

Elemente der englischen Arbeiterbewegung dem zollpolitischen Im-

perialismus den Krieg erklärt. Sie sind sich der Tatsache wohl be-

wußt, daß der Freihandel seine grotk-n Probleme hat, daß er Eng-

land heute vor Schwierigkeiten stellt, die es in früheren Jahrzehnten

nicht efitfernt gekannt, noch geahnt hat. Aber sie wissen auch,

daß der Schutzzoll diese Schwierigkeilen nicht vermindern, sondern

vermehren würde. Unter einem Gesichtspunkt konnte selbst der

\' crfcchier des Prinzips des freien Austausches zwischen den Nationen

den Sieg der Chamberlainschen Pläne wünschen- Nämlich wenn

man hoffen dürfte, dafi der Übergang Englands zum Schutzzoll ab

Vollendung der Schutzzolh-eaktion auch zugleich ihr Ende einläuten,

dafi in dem Moment, wo der letzte bisher freihändleriscbe Groß<

Staat in den Ring der SchutzzoUänder eintritt, dieser Ring von

innen heraus zum Platzen gebracht, das System an seinen eigenen

Übertreibungen zugrunde gehen werde. Indes ist die Spekulation,

die von der Steigerung des Verkehrten den Sieg des Richtigen er-
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hofft, schon häufig bitter enttäuscht worden. Wenn England unor-

schuttert das Prinzip des freien Verkehrs aufrecht erhält, und wenn
es sich zeigt, dafi gerade die Blüte seiner industriellen Arbeiter-

schaft es ist, die es darin stützt, so kann das auf die übrige Welt

seine erzieherische Wirkung; nicht verfehlen. Knp^land hat der Welt

im letzten Jahrzehnt mancherlei lüittauschunf^en l)ereitet. Aber

wenn es in den Tagen, da die Manie der Wettbauten von Zoll-

schranken f^rassiert, der Verlockung widersteht, nun auch seiner-

seits mit dem Bau von Zollmauern zu beginnen, wird man ihm

manches verzeihen können. Selbst die Advokaten des Zollschutzes

bestreiten, soweit sie ökonomisch denken, diesem den Titel eines

bloßen pis aiUr nicht. Um so wünschenswerter, daß der Gegen-

wart das Beispiel des Besseren erhalten bleibt, dem die Zukunft

gehört Und um so erhebender, wenn IlSr die Erhaltung dieses Bei-

spiels gerade die Klasse eintritt» die in den ihr von der Geschichte

anferlcgten Bedürfnissen und Strebungen die Zukunft der Mensch-

heit vertritt.*)

N.iclii!ri;i il.iN Vorst- ;!! [1 '• in Druck fr^^itngfti, \%\ auch ein Feiiny-Traktat

des \' < r f I n s dir F .1 Ii i a n e r i.hrr «lic zollpolilischc i-ru^^f «Tscliienen : ,yt'ah:a>stsvt

and the J-tscat qutstton. An aiteinattve PolUy.'^ Es ist reich an gwtcn Bemerkungen

Aber des Freihandel und den Schutzzoll, nimmt aber, wie du MsuiifcBt de« Soänl-

denoknitisehcn Bunde», keine sehr entschiedene Stellung zur Streitfrage selbst, son-

dern entwickelt n«r ein Programm ökonomischer etc. Rerormen, das nach Ansicht

der Vcriasser ein AnfgelMa der jeUigen Freihandclspolitik Englands entbehrlich

machen wttrdc.
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Die irische Agrarfrage.

L Das heutige Irland.

Von

Dr. M. J. BONN,
Frankfurt a. M.

1.

735 Jahre sind heute seit dem B^nn der englischen Koloni*

sationstatigkeit in Irland verflossen. Während die englische Kolo*

nisationspolitik im großen ganzen in allen Erdteilen erfolgreich ge>

Wesen ist, wi Iß jeder Zeitungsleser, daß Irland auch heute noch

nicht mit ihren Ergebnissen zufrieden ist Mit Ausnahme der

nordöstlichen Teile Ulsters hat sich Irland immer noch nicht mit

der englischen Herrschaft niisc^csöhnt. Ulster ist im wesentHchen

Kolonistenland. Wenn man, was in gewissem Sinne berechti'j^t

ist, annimmt, daß die Kolonistenbe\^ö!kcnin;^^ der protestantischen

Religion, die tingeborenenbevolkeruiiL; der kalliülisclien anLjehört,

so zeigt sich in Ulster ein leises IJberwicL^en des Protestantismus

und damit des Koloiiistenelements, indem dort auf lüoo Einwohner

nur 442 Katlioliken kommen. Das protestantische Ulster ist im

großen ganzen von dem lilaiul des irischen Problems ^^ctrennt zu

betrachten. Mit seiner nüchternen, harten, arbeitsamen Bevölkerung,

die vor allem nach Belfast gravitiert, ist es ein Land von modemer
industrieller und sozialer Struktur. Es wird mit seinem inten^ven

Wirtschaftdeben , das es in Landwirtschaft wie in Industrie auf-

weist, keinem, der es je gesehen hat, als irdisches Paradies er>

scheinen; in den Hungerbergen Connaughts, wo ein Volk von

Lotusessem langsam ausstirbt, weil der Lotus dort nur kummer-

lich gedeiht, ist die Annäherung an ein solches weit gröfier.

Aber Ulster ist ein modernes Land mit modernen Problemen, die

Digitized by Google



Di« inidic Agnurftage. 14t

von denen anderer westeuropäischer Länder nicht übermäßig ver-

schieden sind.

Mit Ausnahme Ulsters ist Irland noch heute anti-enghsch.

Von 103 Abgeordneten, die es ins Reichsparlament nach London
sendet, sind immer über 80 Nationalisten, die es als ihre

Aufgabe bcüachicii, jeder englischen Regierung Schwierigkeiten

zu machen, alle englischen Fragen ohne Rücksicht auf ihre

inna% Bedeutung nur vom Standpunkt irischer Interessen zu bc- #

urteilen, und sich den englischen Parteien nur anzugliedern, wenn
daiiir greifbare Vorteile itir Irland zu eiiangen sind. Sie jubeln in

systematischer Weise jedem Feinde zu» der England im Auslande

entsteht, sie feiern den Patrotismus einer Kaflemhord^ die ein paar

britische Kolonisten überfallt, sie suchen das englische Parlament

von Zeit zu Zeit arbeitsunfähig zu machen und in den Augen der

Welt zu diskreditieren, indem sie geschickt arrangierte Sturmszenen

hervomifen. Alle diese Dinge sind nicht so ernst, wie sie manch-

mal erscheinen; denn es steckt ein guter Teil Theaterspiclerei in

solchen Demonstrationen. Wenn die Kaffernhorde, der Irlands Ver-

treter erst kürzli( !i zujubelten, schheßlich besiegt wird, so ist es

wahrscheinlicli durch Regimenter geschehen, deren Rekruten auf

der grünen Insel angeworben sind. Die parlamentarischen Gcwalt-

S7:enen sind nnfvcndig, um den inn crsohnlichcn lilementen der

irischen Partei einen Beweis von der Lebenskraft der parlamenta-

rischen hraktion /.ti geben, wie um die amerikanischen Iren von

Zeil zu Zeit zu neuen Geldspenden zu veranlassen. Wenn ein

englischer Sou\crän nach Irland kunuul und dabei die reli;>^nös-

nationalen Vorurteile der Bevölkerung schont, kann er, trotz dein

Geschrei der Unversöhnlichen, auf einen recht befriedigenden Em-
pfang zählen, ohne dafl damit allerdings eine Losung der hischen

Frage erfolgt wäre.

Die politischen Methoden, mit denen England seine von weißer

Bevölkerung bewohnten Gebietsteile zu verwalten pflegt, sind in Ir-

land nur teilweise zur Anwendung gekommen. Nicht nur, daß Irland

keine eigene Legislative besitzt, auch die demokratische Lokalverwal-

tung, die allein eine Teilnahme der Bevölkerung verbürgt, ist erst durch

die Parlamentsakte von 1898 eingeführt worden. Dabei ist die Rolle,

die die Zentralverwaltung in Irland sf)ielt — sie ist in Dublin Castle

ansässig und wird daher als „Tlie Castle" bezeichnet — unendlich

wichtiger, als dies in Schottland oder England der Fall ist. Die

Kosten für Justiz, Polizei, innere Verwaltung betrugen:
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in England und Wales mit

30 Mill. Einwohnern

:

1,4 Millionen £.

in Schottland mit

4,1 Mill. Einwohnern:

0,219 Millionen

in Irland mit

4,6 Mill. Einwohnern:

2^025 MUlionen £. ')

Die Verwaltung Irlands liegt zum großen Teil in den Händen

der Royal Irish Constabulary, einer vorzüglich orgn visierten kleinen

Armee, die der Zentralverw^altung untersteht. Der Mannschafts-

besUnd der Royal Irish Constabulary betrug im Durchschnitt der

Jahre 1876 bis 1895 ca. 12000 Mann, die Kosten waren 1,4 Mil-

lionen £. ') Stärke und Or^^anisation dieser Constabulary, wie auch

die Kostspieligkeit der irischen X'crwaltung beweisen, daß die englische

Regierung in Irland das (lefühl völliger Sicherheit nicht kennt. Sie

regiert durch die Polizei und macht sich sonst eigentlich nur durch

reisende Insi)ektoren tlcr verschiedenen Departements bemerklich.

Eine Anzahl der traditionellen englischen Institutionen funktioniert

nicht eben glau/.ciid. Der Richter, dessen Unparteilichkeit m Eng-

land über jeden Zweifel erhaben ist, wird in Irland meist aus den

politischen Anhängern der Regierung ernannt und geniefit sdten —
ob mit Redit oder Unrecht» will ich nicht entscheiden — den Ruf

strenger Unparteilichkeit Dafür machen «di die Geschworenen, die

aus der Bevölkerung gewählt werden, beinahe systematisch ein Ver-

gnügen daraus, politische oder scheinbar politische Verbrecher, die

zweifellos schuldig sind, frei zu sprechen, wodurch die Regierung offc

veranlaßt wurde, die Zusammensetzung der Geschworenengerichte

zu beeinflussen. Eine Anzahl Verbrechen, die den zivilisierten Staaten

West-Europas so gut wie unbekannt sind, finden in Irland in jedem

Jahre statt. Es sind dies Agrarverbrechen , die von Drohbriefen

und Einschüchterung, \'on grausamen Viehverstümmelungen und

Brandstiftungen, bis zu Boykott! erungen und Mordtaten von geradezu

bestialischer Wildheit rangieren. Solcher X'erbrechen gab es in den

Jahren 1844 bis 1 890 nicht weniger als 35 534- 1894 waren es 276,

1893 2ÖI, 1902 253.') Die llefahr einer planmäßigen irischen Re-

volution, die dann eiiunal stattfinden soll, wenn England in politi-

schen X'erwickelungen begriffen ist, darf man sehr gering anschlagen.

Der iransvaalkrieg schien die von irischen Patrioten so oft und

heiU ersehnte Gelegenheit endlich zu bringen; daü sie nicht benutzt

werden würde, mußte jedem von vornherein klar sein, da der

I) Financial Rclatioa Conniasion I., p« 41^
Financial Relations II., 337.

*) Thoms OfficuJ direetory.
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Abstand zwischen Wort und Tat in Irland größer zu sein pflegt,

als in weniger interessanten Ländern. Dagegen sind vereinzelte

Ausbrüche nie unmöglich, obwohl die letzten Jahre ruhig ver-

laufen sind. In allen irischen Städten findet sich ein «gewisser

Bodensatz unversöhnlicher nationalistischer Revolutionäre, denen Dy-

namit im Dienste der Nationalitätsidee angebracht erscheinen mag.

Eine gewisse Neigung zu Ungesetzlichkeiten, eben weil sie Unge-

setzlichkeiten <;ind, lebt im irischen Volke und /.c]^\. deutlich den

politischen Mißerfolg, den England in Irland ei^icli nai und den

vielleicht nichts besser illustriert, als die Tatsache, daß England

nicht den Mut gehabt bat, die engiische MUizver&ssuni^ nach Ir-

land zu übertragen. Es hiefie eine Geschichte der englischen Ko-

Ionisation in Irland schreiben^ wenn ich die Frage hier aufwerfen

wollte, warum die englisdie Kolonisation in Irland kein Erfolg

gewesen ist DaB dies der Fall war, spricht sich auch in anderen

Tatsachen au&

Während der Kolonisationsepoche war es eines der Hauptziele

Ei^lantb gewesen, Irland dem Protestantismus zu gewinnen. Ein

Blick auf die Statistik beweist, wie erfolglos dieses Beginnen ge-

wesen isL Die irische Bevölkerung beträgt heute 4458775. Den
verschiedenen nicht-katholischen Religionen, wie der anglikanischen

Hochkirche, den Presbjrterianern, den Methodisten usw. gehören da-

von I 150 114 an. 3308661 sind Katholiken, was einem Satz von

74,21 Proz. entspricht. Seit der Mitte des vori^an Jahrhunderts hat

sich das Verhältnis zwischen Katholiken und NichtkathoUken etwas

zugunsten der letzteren verschoben. Die Katholiken waren

der Bevölkerung. Diese langsame Abnahme ist nicht etwa durch

Zunahme der anderen Konfessionen entstanden, sie erfolgte viel-

mehr aus der stärkeren Abnahme der Katholiken, nicht etwa durch

Konversionen, sondern durdi Abwanderung. Die Hoffnung, daß

ein namhafter Bruchteil der irischen Bevölkerung durch die Kolo-

nisation dem Protestantismus gewonnen würde, ist in jeder Be-

gehung enttäuscht worden. Man kann ohne starke Übertreibung

sagen, daß mit geringen Ausnahmen alle NichtkathoUken von Kolo-

nisten abstammen.

n.

1861

77,69 frot.

188t

76.54 froz.

1901

74.31 Pro«.
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Etwas erfolgreicher ist die englische Regieruag in der Ab-
schaffung irischer Sitten und Gebräuche, vor aDem in der Zer-

störung der irischen Sprache gewesen. Es verstanden irisch:

I'ersooca Pro«, der Üe- Es verstanden nur

väkeniiif irisch: Pmonea

1881 949932— i8,s 64167

1891 680245= 14*5

1901 64114a« 144 «»953

Hier zeit^t sich also ein starker Rückgatif;^ der Irischen Sprache.

In den letzten Jahren hat unter der hüliruni^ der „(laelischen Liga"

eine Bevve^un^^ bc;^onnen, die sicii die \\'iederl)elebunf,^ altkeltischer

Sitten lind (iel)räuche, vor allem von Sprache und l.itteratin' /.ur

Aufgabe niaclit. Die englische Regierung hat derselben keinen

Widerstand geleistet, >ogar den daelischen l 'nterricht in den Schulen

gc*.luldct. Sic hat wohl eingesehen, daU eine äußerliche Assiniilicrun;^^

einer fremdstammlichen Bevölkerung ohne groUen Wert ist und

daß, solange der Ire sich staatlich nicht mit dem britischen Reiche

verwachsen fiihlt, der Gdxaudi der ethischen Sprache keine Ga-

rantie gibt. Der Imperialismus, wie er von Englands besten Geistern

aufgefaßt wird« entspricht diesem Vorgehen. Er bedeutet nicht eine

chauvinistische Betonung des Nationalgefiihls; er setzt sich vielmehr

das Ziel, eine Anzahl politisch verbundener Volker, die einem Staats^

ganzen angehören, so in ihrer Eigenart zu fordern und zu ent>

widceln, daß sie einem staatlichen Ziele zustrebend, einander er-

gänzen.

England wollte Irland nicht nur äutScrIich anglisieren, es wollte

auch in Irland Zustände schaffen, die eine gesunde wirtschaftliche

Entwicklung crmögliclien sollten. Soweit die allgemeine Erziehung

geht, die England Irland angedeihen ließ, sind die Ergebnisse nicht

glänzend, wenngleich wesentliche Fortschritte festzustellen sind.

Wenn man untersucht, wieviel Prozent der über 5 Jahre alten

Bevölkerung Irlands weder lesen noch schreiben konnte, so üudet

man, daß dies im Jahre

1841 1861 1881 19QI

53 Prot. 39 Prot. 2$ Proz. 14 Pros, waren.

In einzehien Larulcsteilea und ia cin/.clntMi Hevolkerungsgruj^i'ca

waren die Dinge noch schlimmer. In Connaught wwen 21 l'roz.

Analphabeten. Die gesamte katholische Bevölkerung Irlands wies
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einen Prozentsatz von 16,4 auf, die katholische Bevölkerung der

Urafschaft Donegal gar einen solchen von 31 Proz.')

Das Bild der irischen Entwicklung wird noch trüber, wenn wir

einen Hhck auf die Bevölkerung<y;tatisuk werfen. 1841 stellte der

Census die irische Bevölkerung auf 8 175124 Seelen fest. Der Census

von 1901 weist eine Bevölkerung von 4458773 auf; es hat also

eine Bevölkerungsabnahme von 3716349 stattgefunden. Ich will

hier nicht auf die Geschichte der irischen Emigration, noch auf

ihre Ursachen eingehen. Es genüge zu erwähnen, daß von 1851 Ins

1901 3 735 735 Individuen ausgewandert ^nd. Trotz einer der-

artigen Bevölkerungsabnahme, trotzdem Irland mit 97 Köpfen pro

Quadratmeile (englisch) heute alles eher als dn dichtbevölkertes

Land ist, dauert die Abwanderung fort Sie betrug im Jahre

1900 1901

45aaft 39618 Köpfe.

56,4 Proz. dieser Auswanderer standen im Alter von 1$ bis 35 Jahren,

24,1 Proz. im Alter von 2$ bis 35 Jahren. Von 16927 Personen

zwischen 20 und 25 Jahren waren nur 44 Männer und 201 Frauen

verheiratet. Es ist die erwerbsfähige, unternehmungslustige Jugend,

die abwandert , um sich in dem größeren Irland , das sie in den

Vereinigten Staaten vorfindet, Frwerbsgelegenheit zu verschaffen.

Die meisten gehen als ungelernte Arbeiter hinaus. Unter 18343
Männern waren außer 658 Farmern 13359 Arbeiter; unter 21 $2y

Frauen werden 1563S als servants bezeichnet.*)

.\uch die ( iliederung der in der Heimat /.urückgebliebenen Be-

völkerung weibL keine Züge ökonomischer Jugendkraft auf. Fs be-

trä4^t auf je ioocxxd flie Zahl der unter 20 Jahre alten 40952, die

der 20 bis 35 Jahre alten 44789, die der iiber 55 Jahre alten

14259. Dieser Altersaufbau ist dem der französischen Bevölkerung

nicht unähnlich; er weist eine geringe Besetzung der Jugendklassen

(303 per 1000 bis 15 jährige in Irland, in Frankreich 262, dagegen

in Deutschland 351) und eine starke Besetzung der über 60jährigen

(Irland 105 auf 1000, Frankreich 125, Deutsdiland dagegen nur 80) auf.

') VSie der Census, dem alle diese ZiiTern rnüioramen siad, mit Recht be-

merkt, lasseo tich irgend welche Schlüsse auf die Qualität der den verschiedenen

UekcnnUiiMeii «agehMKca Bcvölkeraog hientm nicht cichcB. Die bloSe Tatandie,

dafi die KAtboliken die Majoritit bilden und auch die Mchrbdt der armen Be-

vdlkerang vmbMtM, erUict diese Ziffern voUkonmen.

*) Emigration Statistics 1901. Die irische Auswanderung ist eingehend erörtert

bei Karl Rathgen
,
.Englische Auswanderung und Aiiswandcrungspolitik".

Arcbhr für Soiialwisseiuchaft u. Sozialpolitik. I. (A. f. *ox. G. u. St. XIX). t. lO
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Wenn wir die Geburten und Todesfalle betrachten, so ers^ibt

sich auf 1000 der Bevölkerung eine Geburtszitier von 23,0, der

18,2 Todcsfulle L^^cgenüberstchen. Auf iOO 976 Geburten kamen im

letzten Jahre 79 1 16 Todesfalle. Dieses scheinbar nicht ungünstige

Ergebnis verliert aber an Bedeutung, wenn wir die Zahl der Ehen

betrachten. Es befanden sich 1901 1 049413 Frauen in gebar*

läbigem Alter (15—45) in Irland, hiervon waren nur 341258
verheiratet, im ganzen 32|5 Proz. Diese 2ah\ der verheirateten

Frauen im Verhältnis tu den heiratsfähigen ninmit dauernd ab.')

Nur in den zurückgebliebenen Gegenden Connaughts herrscht eine

stärkere Ehefrequenz. Auf 100 über 25 Jahre alte Framm kommen
in Mayo nur 35,3 unverheiratete, in der Grafschaft Dublin d^egen
etwa 52,2, also mehr als die Hälfte. Da uneheliche Geburten , vor

allem in den katholischen Teilen Irlands keine Rolle spielen, so

ergibt sich schon aus diesen Zahlen die langsame natürliche Zu-

nahme der Bevölkerung.

„Estimated by the number of married women of thc child-

bearing age the natural increase of population in Ireland is at

present very small", sagt der Census. Das Bild, das man sich

früher von Irland machte, als einem I-ande mit frühen Heiraten,

die von zahllosen Kindern gefolcrt sind, ist seit langem iiiclit mehr

richti^r. Man kann ohne starke Ubertrcibunnf sagen, daß ein L,'rol'ier

Teil der heiratsfähigen und iieiratslustigen Bevölkerung alle Jahre

Irland verläßt, um sich jenseits des Ozeans einen Herd zu gründen.

Weit wahrer als die Vorstellung einer kaninchenhaft sich \ er-

mehrenden Race ist heute das Wort George Moores: „Nothing

thrives in Ircland, but the celibate."

ni.

Irland ist ein armes I^nd. Wer je durch die endlosen Berg-

öden Connaugths gewandert ist, wer je die schmutzigen slums einer

irischen Stadt gesehen hat, in denen sich modernes Proletariat ohne

moderne Industrieentwicklung vorlindet. hat kaum das Bedürfnis,

Zahlen für seine Eindrücke aufzusuchen. Die Statistik bestätigt in-

deß seine Vorstellungen. Nach einer Berechnung Gih'cn's, die der

Commission on Financial Relations vorgelegt und im gewis'^en

Sinne zur Grundlage der Ausführung derselben gemacht wurde,

') CCDSUS 23.
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darf man tl.xs Kinkomnv:^n Irlands /u 63 bis 76 Millionen £ rerbn»'n.M

Das ergäbe also bei einer Bevölkerung von 4 * ^ Millionen Menschen

etwa ein Durchschnittseinkommen von 15— 16 L. So gering dieses

Durchschnittseinkommen von M. 300 auch erscheint, das für die

westlichen Teile sich wesentlich niedriger stellen dürfte, so ist es

bereits tlas Ergebnis eines allerdings langsamen Wachstums. Die

Veranlagungen zur Einkommensteuer („net assessments") betrugen:

1854 1864 1874 1S84 1894

21,33 -3 27,08 27,062 27.3!; I Millionen

Die Kinkommensteuer ist ein etwas trugen.sciier Malistab, da sie

nur auf Hinkommen ülicr löo £ fällt und Irlands zahlreichste Ein-

kommen sich zweifellos unter dieser Grenze befinden. Aber andere

Ziffern, wie die Zunahme des Viehbestandes, die Einlagen der

Sparkassen uikI Banken, auch wohl der Eisenbahnverkehr zeigen

einen gewissen lurtschritL Die Einlagen der .Sparkassen be-

trugen :

1870 1880 1890 1894

a,7 3,7 5,7 6,97 MfllioacD jT. »)

Irgend welche wettgehende Schlüsse sind hieraus kaum zu ziehen,

auöer, dafi die Armat Irlands heute etw» weniger grofi ist, als vor

Jahrzehnten. Ein gewisses fortschrittliches Regen zeigt sich an

manchen Stellen. So betrug z. B. das Kapital der Aktienge-

sellschaften

1880 1890 1894/9$

11.5 I9i5 35^48 MillicHien J>.^)

Solche ZüTem zeigen die Richtung, in der die irische Volkswirt*

Schaft sich bewegt; sie sagen wenig über ihren heutigen Zustand.

Im irischen Census wird eine detaillierte Darstellung der

Wohnungsverhäitnisse g^eben. Die Häuser werden in 4 Klassen

eingeteilt. Die unterste (vierte) Klasse sind einfensterige, einzimmerige

I-ehmhütten (mud cabins); die dritte Klasse wird von Mutten ge-

bildet, die I—4 Räume und ebensoviel henster besitzen ^ die

zweite Klasse sind anständige Farmhäuser mit 4—9 Zimmern und

Fenstern; die oberste Klasse sind wirklich gute Häuser. Wenn

') Final Report of the Royal Commiauon on Üie Fioancuil KcUtioni between

Grtat Brilain und Ireland p. 174fr.

*) nnancial Rdations Report, 58.

'\ Financkl Rdattous Report, p.ao?.

Ib. pw 907.
10*
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wir diese Einteilung annehmen, so ergeben sich folgende Ziffern:

Es gehörten an:

In der Stadt: Auf dem Lande: fiberbanpt:

der 4. Klassen 539 Hfiuser 9374 Hftuscr 9873 Hinser

« 3. „ 2226S 229338 „ 25:606 „

n a. n 171792 » 349662 „ 521454 II

n »• 1. 36525 38700 „ 75225

Wenn man berücksichtigt, daß vielfach mehr als eine Familie das

betreffende Haus bewohnt und nicht die Häuser, sondern die

Wohnungsverhältnisse klassifiziert, so ergibt sich folgendes Bild:

E$ lebten in Auf dem In der

Wobnungsvcrhiiltnissen Lande : Stadt -

der 4. Klasse h S69 Familten 29 354 Familien

t. 3« »• 2 „ 53618

2. 34ii7t'3 H 164322 »t

I- 37 733 30217

Die irische Lehmhütte mit ilirem buckeligen Strohdach, das an

Stelle eines Schornsteins ein Loch hat, deren Fenster, wenn über-

haupt vorliandcn, nicht geöffnet werden kann, deren Boden die

bloße Rrde ist, deren F.inrichtunfr ein paar Bretter sind, die als

Bett dienen und ein paar andere l^retler, die auf die Be/xiclmung

Schrank Anspruch machen, ist die primitivste Behausun«;, die man
sich vorstellen kann. Sie hat häufig keine richtige Feuerstelle; an

der einen W a;ul, aul dein bloßen Hoden, wird der Torf in Flammen
gesetzt. Die einzige \ cnLiiaiiun erfolf^t durch die Tür und durch

das I^üch im Strohdach. Ein paar Ilockerchcn und ein Gestell, auf

dem zerbrochene Tassen stehen, vervollständigen die Einrichtung.

Häufig teilen Kuh und Kalb, Schwein und Hühner die Behausung mit

dem Inhaber. Solcher Wohnungen weist Irland loooo auf. Aber

audi die Hauser der dritten Klasse, die oft aus losem Stein gefugt

sind, durch Abteilungen in mehrere Räume zer&IIen und meist

zwei Türen haben, die je nach der Windrichtung geschlossen

werden können, verraten m ihrer Mehrheit einen so tiefen Grad von

Komfort, wie er wohl bei keinem westeuropaischen Volke existiert

Die nackte Erde als Boden dürfte sich bei den meisten derselben

vorfinden. Der irische Standard of life ist ein außerordentlich

niedriger, daher sind alle derartige äußere Anzeichen der Armut
in gewissem Sinne irreführend. Der Ire ist häufig nicht so arm,

wie man aus seiner Art zu leben schließen könnte. Die Fähigkeit,
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unter elenden Lebensbedingungen zu existieren, auf Böden sein Da-

sein zu fristen und sich fortzuflanzen , wo eine mitteleuropäische

Ziege verhungern müßte, hat zweifellos das irische Volk während

der langten Periode der Verachtung und Unterdrückung erhalten.

Sie ist CS aber auch, die eine wirtschaftliche Krhebung und Fort-

entwicklung heute so unendlicli schwer macht. Ein Volk, das mit

etwas Milch und KartotTel, mit Tabak, ein bischen Schnaps und

starkem aber schlechtem Tee zufrieden ist, liefert nicht die Ele-

mente, die die moderne industrielle Welt verlangt.

Ungefähr '/g der irischen Bevölkerung, im ganzen 1430071,

lebt in Städten ; davon in neun Boroughs (das sind .Städte , die

Abgeordnete ins Parlament wählen) 892 463. Während die Gesamt-

bevölkerung seit 1891 um einige Tausend zurückgegangen ist, ist

die Stadtbevölkerung um 139670 gewachsen. Wenn man die

städtische Bevölkerung auf die religiösen Verhältnisse hin unter-

sucht» so ergibt sich, daß in den Boroughs 59,5 Proz. Katholiken

sind, in den übrigen towns 62,6 Proz. Es ist also das Verhältnis

der Katholiken zu den Protestanten in den Städten ein ungünst^res

als auf dem flachen Lande, da der Durchsdmitt für ganz Irland

74 Proz. beträgt In gewissem Sinne ist daher das 2Sel der alten

ei^lischen Politik, die Städte protestantisch zu erhalten, erreicht

worden. Neben Dublin und Belfast machen nur etwa ein halbes

Dutzend Städte einen wirklich städtischen Eindruck. Der Rest

besteht, außer in Ulster, aus doriahnlichen Häuseragglomera-

tioncn, die Marktzentren, Verwaltungszentren und — das wichtic^te

nicht zu vergessen — Trinkzentren der agrarischen Distrikte sind.

Viele dieser kleinen irischen Städte sind das niederdrückendste,

was man in Westeuropa sehen kann. Das Klend des flachen

I-andes wird wenigstens durch die Kniijfindun^' der Weite gemildert.

Hier säumen die schmutzigen Hütten, eng aneinander gestellt, ver-

wahrloste .Strafen, denen ein paar mehrstöckige I läuscr vergebens

städtischen Charakter zu verleihen suchen. Eine städtische Ge-

sellschaft mit Kulturinteressen ist kaum vorhanden. Die Geist-

lichen der versclüedenen Konfessionen, ein paar Beamte, ein oder

der andere Landagent, der Verwalter der Bankfiliale, ein Arzt, ein

Anwalt das ist alles, was an kulturbringenden Elementen vorhanden

ist; vielleicht ist noch ein Kloster in der Nähe und eine oder die

andere, nicht übermäßig geistförderode Gymnasialschule. Die Ge-

rechtigkeit verlangt indes das Zugeständnis, daß die armen Quar*

tiere der großen Stadt mit ihren fensterlosen, verwahrlosten Häusern,
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auf deren äußerer Steintreppe sämtiiche Bewohner tagsüber nicht

eben stillschweigend zu sitzen pflegen, an Verkommenheit und ekel-

erregendem Schmutz den kleinen Städten mindestens ebenbürtig

sind. Der Rest der Bevölkerung wohnt teils in dorfahnlichen Sied*

lungen, die sich nur durch Abwesenheit der Selbstverwaltung von

den Städten unterscheiden, teils in durchcinandergcwürfelten Weilern

und in einsamen, auf Mooren und I^erghaldcn <:^elegenen Hütten.

Je dünner die Bevölkerung wird, desto einsamer wird Irland, desto

öder und stiller das Leben dieses lebensfrohen Volkes.

IV.

Die Rcrufsstatistik teilt die irische Bevölkerung in 6 Klassen

ein. Die erste Klasse umfaßt die freien Berufe etc. mit 131 035
Individuen. Zu ihr zahlen Aizte, Advokaten, Beamte etc. Die

zweite Klasse enthält hausliche Dienste, Gesinde etc., sie zahlt

219418 Individuen; die dritte Klasse umfaßt die kaufmännischen

Berufe mit 97889 Individuen; Adcerfoau mit 2579062 Individuen

bildet die vierte, Industrie mit 639413 die fünfte Klasse. Der sechsten

Klasse endlich, mit 2494658, gehören die nicht naher bestimmteu

Berufe und vor allem die großen Massen der nicht beruflich Tätigen an.

Sehr viel volkswirtschaftlich Wertvolles läßt sich aus dem irischen

Ccnsus nicht ersehen; er gibt vielmehr eine Sammlung volkswirt-

schaftlicher Einzeltatsachen als ein systematisch durchdachtes Ganze

des irischen Wirtschaftslebens. Auf den ersten Blick scheinen die

kaufmännischen und die industriellen Klassen fast ebenso stark

ins Gewicht zu fallen, wie die Ackerbau treibende Klasse. Aber

einmal sind dieser letzteren noch etwa II5 540 im allgemeinen als

„labourers" bezeiclmete Individuen zuzuzählen. Dnnn aber sind die

irischen Industrien, um die es sich handeil, meist Kleniindustrien

mit geringem Kapital, oder solche, die lokalen Bedürfnissen dienen,

wie Baugewerbe, Bekleidungsgewerbe etc. ... Die wichtigste In-

dustrie dürfte das \'crkehrsgewcrbe sein, das im ganzen 58 566 An-

gestellte zählt. '
j hl erster Linie kommen hier die Eisenbahnen.

Irland ist ein Land der Privatbahnen; es gibt etwa 30 Privatgesell-

schaften, deren Netz ca. 3214 engt. Meilen lang ist. Ihr arbeitendes

') Für das Folgeade: Irduid, ladustrial uid Agriathural ed. by W. P. Coyne

p. 73^1 und Railway Statiitics; auch der Ceasiu Report ist hier, wie an anderen

Stdlco, bennttt worden.
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Kapital betrug im Jahre 1902 etwa 40 Millionen £. Der Überschuß

der Einnahmen über die Kosten war 1,58 Millionen i:, was also

knap]> eine \xr7ir.sunpf von 4 Pro/., ergibt. Die irischen Kisen-

baluien sind im wesentlichen Pa.ss.^;;ierbefürcierungsbahiien. Von
den Roherträgen brachten die Passagiere 2 Millionen ein,

Waren im allij< mrinea Vi. h Miner;il?fn

1236000 t 330000 £ 319700 ^
Während in England einer Einnahme aus Warentransport von 57
Millionen £ eine solche aus Passagiertran.sport von 33 4 ^tilli<)non £
ijcgenübcrstcht. ist das Verhältnis für Irland wie 1,787 zu 2,(X)8

Millidiien. ') Die Frachten in Irland sind hoch, weit höher al- i'i

England, Während im Jahre iS()0 rHe Beförderung per T 1m
22,75 Pro/, teurer war als in England, ist sie im Jahre 1900 aul

37,14 Pro/., ge.'itieji^en.

Der Landtransport auf Straßen etc. beschäftigt 18 985 i^ersoncn,

die Schiffahrt in ihren verschiedenen Zweigen 15252.

Die größte irische Industrie ist die Textihndustrie , vor allem

die Leinenindostrie Ulsters, die in der Tat eine Weltindustrie ist. Im

Jahre 1899 existierten 51 Spinnereien oder SpinnereigeseUscbalten

mit 838 582 Spindeln. Die Zahl der mechanischen Webstühle be-

trug 52 245. Der Export aller Sorten Leinen aus dem Vereinigten

Königreich wurde 1901 auf 5 Millionen Jt geschätzt (Sir R. Uoyd
Patterson auf der Cork Industrial Conference p. 3S, 47, 48). Die

Zahl der Angestellten betrug 77465, von denen 809 in der Baum-
Wollindustrie tätig waren. Außer diesen waren noch etwa 50000
in Bleichereibetrieben beschäftigt — Die Wollindustrie dagegen

trägt wesentlich den Charakter einer Lokalindustrie. Das Spinnen

geschieht zum großen Teil in den Hütten, während II4 kleinere

Lohnwebereien mit 3323 Arbeitern bestehen. -) Im ganzen be-

schäftigt die W^ollindustrie 5348 Individuen, Die Zahl aller in der

Textilindustrie Beschäftigten ist 109 588. Sonst weist die Be-

kleidun^^sindustrie, die Schneider, Schuster, liutniacher umfaßt, die

grc'i'ltc Zahl der industriell Tätigen auf. Mit Ausnahme einiger

Schulif ibriken ist die Wäscheindustrie um Londonderry, die etwa

80000 Individuen beschäftigt"'), die einzige Industrie dieser Gnippe,

*) In der cogiiscben 2Uffer sind keinerlei Einnahmen aus Gepäck- «nd Briefpoit

ctngetebloMeit.

*) Irelmd 401.

>) iKland 4t8.
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die Großbetriebe enthält Sie ist jedoch zum großen Teil noch

als Vcrlagsindustrie organisiert.

Der Rergbau ist unbedeutend. Der Kohlenbau fordert wenig

mehr als lOOOOO tons. Der Wert aller Jk'r^i)rodukte bctnl^t

ca. 250000 £\ die im Bergbau .Angestellten zählen ca. 6386 Köpfe.

Die I-ischorci beschäftigt 1 1 000 Imlividuen,

AuUcrdcm sind noch drei irii>chc Industrien von Weltruf zu

erwähnen; die Bierbrauerei, die Whiskeybrcnncrei und die großen

Schififsbauwerften von Belfast. Die 39 Bieibrauereien Irlands j>ro-

duzierten im Jahre 1901 über 3 Millionen Barrels, von denen ca.

2 Millionen im Inlande konsumiert wurden.') Alle Betriebe werden

durch die Guiness'ache Brauerei überragt, deren Jahresgewinn in

den letzten Jahren auf ca. 800000 Jt kam. Die 30 Whiskey-

brennereien ereugten im Jahre 1901 14,2 MillLonen Gallonen, von

denen etwa 4 Vi Millionen im Inlande konsumiert wurden.*} Neben

diesen Großbetrieben besteht noch in vielen Bauemhütten des

Westens eine heimlich betriebene, unerlaubte Brennerei, wo der

sog^enannte „Potheen" hergestellt wird, der dem irischen Whiskey-

trinker der Schwierigkeit des Erwerbes wie der Gefahr und der

Ungesetzlichkeit der Produktion w^en besonders lieb ist Nicht

weniger als 1404 der hierzu verwandten Blasen, („stiUs") wurden

1902 von der Polizei beschlagnahmt.

Die AlkohoUndustrie beschäftigt zwar nur 5400 Angestellte,

bietet aber einer großen Anzahl Krämern und Wirten lohnende

Erwerbsgelcgenhcit. Man zählt in Irland 30 572 Knämcr {'^cncral

shopkeepersj deren Erfolg im Wirtschaftsleben ohne eine .Srhank-

lizenz häufig zweifelhaft wäre. 25 20ü SchankH/.en/.en waren hkjj

ausgegeben.*') Der Kampf um die Licenzen bildet ein Moment im

irischen Leben, das viel wichtiger und viel bedeutungsvoller ist.

als die politischen Theaterkäinpfe, die die Spalten der Zeitungen

füllen. Mehr und mehr wird die Macht der Wirte im poli-

tischen Leben Irlands fühlbar. Sie sind in dem kapitalarmen

Lande die Kapitalistenklasse und üben als solche einen starken

Einfluß aus.

Die letzte grofle Industrie — und sie ist eine Industrie von

Weltruf— sind die großen Schiffsbauwerften Belfasts, vor altem die

') Irdand 459 ff.

*) Irdaad 499^

*) Thom's Offidtl Directory.

Digitized by Google



Di« iriidie Agiarfnigc« 153

von Harland & Wolf, die unj:;;cfähr g/ooo Arbeiter beschäftigen. Im
Jahre 1900 betrug deren Produktion 93316 Bruttotonnen. Die

Bedeutung dieser Industrie für Belfast liegt, abjresehcn von allem

anderen auch darin, daß sie eine Ergänzung der lextiiindustrie

bildet: die weibliche Bevölkerung arbeitet in den Spinnereien, die

Männer auf den Werften.

\\'enn man alle diese Zahlen betrachtet, so kann man kaum
sagen, daiS Irland den Lindruck eines industriellen Landes mache;

im wesentlichen ist es ein Agrarland und wird, mit Ausnahme der

Oslküste^ auf absehbare Zeit ein Agrarland bleiben.

V.

Irlands Bodenfläche betragt 20350000 acrcs. Davon neh»

men ein:

Korn, Roben, Weide und vorObcigebende Sunpf, Ödland

Knitoffel Weide, Heu v«a Bmebe Wnld utw. Wuaer usw.

osw. daocmden Weiden '-("rc;

3,3 MUL «eres 0.0095 0,303 4,807 6 MiU. «eres.

Schon diese ZifTem zeigen, da6 Irland ein Weideland ist Die mit

gesaetem Grras bedeckte Fläche ist i,32jr8 Millionen acres; dazu

kommen 11,665 AGQionen acres ewige Weide, zusammen 12,893

Millionen acres, also mehr als */i des gesamten urbaren Landes.

Irland ist demgemäß ein Land der Viehzucht. Es betrug der

Viehbestand

:

1861 1902

Milchktihr 1,525 Millionen Stück 1,510 Millionen filQclc

2- und inchrjührige Riodcr 0,8466 „ „ 1,77 „

1 jährige Rinder 0.5^)5 5 „ „ 1,67

ontpf I Jahr 0,5214 „ „ 1,126 „

der <^aruc Rindvichbfsitand 3471 7CXJ Stück 4782000 Stück.

Vergleicht man diese Ziffern, so ergibt sich eine Abnahme der

Milchkühe um 2,2 Proz., eine Zunahme der Rinder unter i Jahr um
116 Proz., eine Zunahme des gesamten Rindvichbcstandcs, mit Aus-

nahme der Kühe, um 69,8 Proz. und einr Zunalinic des j^csamtcn

\'icijbestandes um 37,7 Proz. Diese Zahlen beweisen , daß Irland

sich mehr und mehr von einem niilchi)rodu/iei enden zu einem

fleisrhproduzierenden Lande entwickelt.^; Der sonstige Viehbestand

beträgt:

. 1) Agricttluir«! Stntistics p. XII IT.
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Schate, (die nn Schweine Pferde Esel Ziegen Gcßfigel

Zahl abn' limcn)

4,2 Mill. 1,35 MiU. 565000 239000 312000 ca. 18 Müh Stück.

Der £xport von Vieh nach England im Durchschnitt dreier Jahre

erreichte:

Rindvieh

782466 Stack oder 13,8 Proz.

des gesamten Bestandes; wenn man die Kühe ausschließt, etwa

25 Froz.

Schafe Schweine

920000 oder 19,3 Pros. ; 650000 oder 48,9 Ptoi. der Beitandes

Der Wert dieser Viehausfuhr betrug:

Kinder Schafe Schweine Im ganzen

II Mill. 1,3 Mill. 1,35 Mill. 13,74 Miil. £')

Der Gesamtwert des Viehbestandes wird zwischen 42 Millionen

und 71 MilHonen £ geschätzt, der der Pferde auf 12 % Milhonen.*)

Ein anderes Bild ergibt der irische Ackerbau. Es sind bestellt

:

mit Cerealieo mit WuRelgcwfichseD mit Wiesen

1,307 1^0 3,168 MUL «eres;

msammen 4.507 Millionen acres. Davon entfallen auf;

Hafer Weizen Gcrstr Fl.ich«; Rühen Mangeln Kartoffel Wiesen

1,082 0,044 o,i6S L»,05ü 0,289 O1O77 0,629 2,168 Mill. acres.

Der Wert der Ernte beträgt im Durchschnitt 35 Millionen £,

Davon entfallen auf

Heuernte Haferemte Kaitoffelemtc

13 Mi», je- 6 MUI. 8 MiU.

Diese drei wichtigsten Ernten ergeben 27 Millionen £ (alles

nach den Agricultural Statlstics von 1902). Auch diese Zahlen

zeigen, daß Irland ein Weideland mit geringem Adcerbau und

extensiver Technik ist.') Im ganzen waren 876000 Individuen im

') Thom 035.

*) Thom 738.

*) Dank der attOerordentlithcn Fruchtbarheit der in Anbau genommenen Böden,

sind die Ergebnisse der einiclnen Ernten wcsenüich grSSer ab in England. Das

durchschnittliche Ernteergebnis der Jahre 1 893/1903 betrug
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Ackerbau beschäftigt, von denen ungefähr 140 OOO ßlänner und

Frauen) als Arbeiter und Kätner bezeichnet werden, 85000 als

Hausgesinde (indoors), außerdem wird man der landwirtschaftlichen

Bevölkerung^ noch einen Teil der i<Si 000 allgemein als Arbeiter

bezeichneten Individuen zurechnen müssen.

Irland ist ein I,and der ewij2;^en Weide. Schon die Tatsache,

daß aus 15 Millionen acres Kulturland nur 350OÜO acres mit

Rüben bestellt sind, beweist, wie weni^j^ eine intensive Fruclitfolge

in Irland statt hat. Da eine dichtere Bevölkerung ohne Ackerhau

nicht möglich ist, ein intensiver Ackerbau ohne Rüben kaum

stattfinden kann, so ist die irische Frage in letzter Linie ein

JRübenproblem''. Zwei Drittel des Landes bertibtt niemals der

Pflug noch die Hacke. Viele Laodesteile, vor allem die Graf«

Schäften Kildare, Meath und Dublin, sind nichts anderes,

als eine von dichtem, last blaugnin schimmerndem Ghrase be-

wadisene Graswüste, die durch Hecken und Gräben in Felder ein-

geteilt ist Man sieht kaum ein menschliches Wesen, denn das

Vieh weidet ohne Hirten auf den eingehegten Feldern, in deren

Mitte ein einsamer P&hl oder Stein, an dem die Tiere sich reiben

können, das einzige Anzeichen menschlicher Tätigkeit isL Da-

zwischen liegen Hunderte und Tausende verfallener Hütten zerstreut.

Behausungen, in denen früher Menschen gelebt haben. Die be-

wohnten Häuser sind seit 185 1 von i 146223 auf 858158 im

Jahre 1901 gefallen, eine Abnahme von 188065 Häusern. Es sind

diese weiten ..prazing ranrhes", die Irland zu einem Lande des großen

Schweigens i,'cniacht haben.

Klima und Boden begünstigen die Weidewirtschaft. So teilt

man z. B. die Böden ein in:

1. h'ett weiden,

2. i'alweiden für Molkereibetriebe,

3- magere TaUveiden,

in I nghind in Irland

Weizen per acre S^ö-^ bushcls 32,21 bushcls

H^fcr „ „ 40,36 „ 44,47 „

Gerste „ „ 32,62 „ 39,a3 „

Heu von ewigen Weiden 22,6» cwts 46,51 ewt«

Dagegen Kartoffeln 5,96 tons 3^87 tons.

Die Kartoffel i*t die Frucht des armen Mannes und wird daher von den schlechten

Böden gewannen (StaÜsUcs 190$),
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4. Bergi\'eiden,

5. Moore und Oedländereien.*)

Mit Ausnahme der g^röbsten Böden Ulsters begrast sich das

I^aad, sobald man es dem Ackerbau entzieht, von selbst. Auch das

Klima mit seiner ebenmaijigcn Feuchtigkeit, der geringen Kalte im

Winter und der geringen Wärme im Sommer, begünstigt die Weide-

wirtschaft und ist dem Ackefbau nicht gerade zuträglich. Außer
diesen physischen Gründen haben eine Menge anderer Momente
mitgewirkt, Irland zu einem Weideland zu machen. Man behauptet,

der Fall der KomzöUe (1S46) habe Irland aus einem Acker-

baulande in ein Weideland verwandelt Es ist nicht meine Ab-

sicht, diese Frage hier zu erörtern, doch kann man mit ziem>

lieber Bestimmtheit sagen, dafi keine Getreidezölle von einigermafien

erträglicher Höhe den großen Fall der Getreidepreise in den Soer

Jahren hätten aufhalten können. Bis dahin waren es nicht sowohl

fallende Kornpreise, als steigende Fleischpreise gewesen, die das

Auf!)! üben der Viehzucht in Irland verursachten. Überdies sind

die Iren zu allen 2^iten ein viehzüchtendes Volk gewesen, das vom
Ackerbau wenig verstand und seine Neigung ausschlieülich der

Viehzucht 711 wandte. Die dichte Bevölkcruiic^ in der ersten Hälfte

des 19. Jahrhunderts zwang sie zum Ackerbau, den hohe Korn-

preise erleicliterlen, aber die Ackerbautechnik war so primitiv, dati

sie die I "nicht barkeit des Bodens vielfach beeinträchtit:ftc. Bei

kleinen Pachtstellen herrschte meist BrandWirtschaft, die in über-

triebener und unsacligeinuljcr Weise geübt wurde und den Boden

auf Jahre hinaus verarmte. Noch heute siclil man oft auf

ärmeren Weiden die Spuren früherer Felder, in den etwa meter-

)) Coync, Irelimd a9ff. (Viele Aimaben dieics Aufsatzes sind diesem vor*

xa^licheD Buche eatnommcn, dessen Verfasser bis Tor kuncm an der Spitxe der

sUüstisclMn Abteilung des iruchen Ackerbattininistcritttnt gortaaden hat. Ein frtther

Tod hat Ihn aus einer so;;ensreichen Tätigkeit gerisseo. Utttcr seinen HEnden sind

liif «tntistischcn Vcrultcntliclum;:' n <lrs A -kfThaumini^trmms r'inor wi^'^rnschaft-

liib durrlidnrljtrn, praktiscli lir.rjflihan ii Iii(<ir!ii.itioriN.|Ui-llr ^'rwordcn. < ovnr !<t

l im r ilcr wenigen Irlündcr gewesen, die eine wisscnschatliiche Bildung zur Hchand-

lung praktischer Fragen mit gcbcaeht haben. Die Statistiken, die aw seinem De»

partement stammen, sind die einzigen, die in wirklich wissenscbafUicher Weise Ant>

wort auf Fragen geben und nicht bloB eine Zosasunenstellung von Zahlen enthalten,

die gerade SO gut zur IrrefUbrttng, wie zur Erleuchtung der öffentlichen Meinung

dienen können. Sehr viele schwierige Probleme meiner irischen Studien wfiren ohne

Keine Hilfe and seinen Kat nie lösbar gewesen.)
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breiten Resten von Beeten („lazy beds"); der kümmerliche Gras-

wuchs, der hier herrscht, zeigt wie sehr der Boden zerstört wor-

den ist-')

Irland ist nicbt nur ein I^nd der Viehzucht, es ist ein

Land der extensiven Wirtschaft. Von 12 Millionen acres, die

unter Gras stehen, wird nur von 2 Millionen Heu geschnitten.

Der Anbau von Futterpflanzen , Klee . Rüben etc. ist sehr

gering. Das V^ieh befindet sich meist Sonnner und Winter im

Freien , obwohl es im Winter oft durch Kälte an Gewicht ver-

liert. Dai Jungvieh , das im Herbst etwa 6 ~ ^ £ per Stück wert

ist, besitzt im Frühjahr manchmal nur einen Wert von 20—30 sh.')

Nur die Kühe werden in Ställen untergebracht. Im Westen

finden sie sich oft in den Hütten der Besitzer. „Die Kuh heizt

gut", ist ein altes irisches Wort. Die irische Weidewirtschaft

besteht im grofien ganzen darin, dafl der Himmd die Sonoe

scheinen und den Regen fallen läßt, der Mensch das Vieh auf die

Weide sendet und sich im übrigen nidit um dasselbe bdeümmert.

Selbst Böden« die beun Bau von Futterpflanzen einen vierfachen

Ertrag geben wurden, weiden einlach beweidet

Man kann <fie fo^nden Richtungen der Wirtsdiaft unter-

scheiden:

Die MolkereiWirtschaft Das hauptsächlichste Produkt « das

verkauft wird, ist, abgesehen von lokalem Milchverkauf, die Butter.

Die Molkcreiwirtschaft findet sich vor allem in den Weidegraf-

schaften Munsters, nämlich in Cork, I.imerick, Tipperary, aber auch

in Ulster. Die Buttererzeugung wird heute großenteils in Dampf-
betrieben vorgenommen, deren Zahl 584 war und deren Produktion

beinahe 469CXX) cwts. betrug. Darunter waren 1900 236 genossen-

schaftliche Molkereien mit 26477 Mitgliedern. Sie produzierten

iSVt Millionen Ibs. Butter im Werte von 703,826 Pfd. Sterling.

Durch die (.Tcnossenschaftsbewegung hat das Molkereiwesen einen

großen Aufschwung genommen. Da indessen Stallfiittenmg und

der sie bedingende Futterbau nur in geringein Maße existiert, so

ist die Produktion an Butter im Winter, wo die Preise am höchsten

sind, nicht so bedeutend, als sie wohl sein könnte.

Die Wirtschaften, die sich der Fleischproduktion widmen,

kann man in drei Klassen einteilen: i. die Wirtschaften, wdbhe

') Ireland 29 ff.

*) Journal of tbe Department of Agricaltinre, September 1903 p. 16.
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Kälber züchten und sie entweder bnk! weiterverkaufen, oder sie

bis zu ihrer W-räuBerung als JungAieh tuitern. Manchmal sind diese

Wirtschaften gleichzeitig nicht unbeträchtliche Butterproduzenten

;

sie finden sich vielfach auf den westlichen Farmen, dereii kleine

Besitzer diesem Betrieb obliegen.

Die Wirte der zweiten Klasse kaufen Jung\ich und lassen es

so lange grasen, bis es fast niarktreif ist. Das nennt man „cattle

storing" (Halbmastvieh). Auch finden sich vidfodi in den wesent-

liehen Gra^haftea Ein großer Teil der so gefutterten Tiere wird

nach England und Sdiottland geliefert, um dort in kurzer Zeit

durd) rationelle Fütterung für den Markt reif zu werden. 1901

wurden 544954 Stück Halbmastvieh eiqportiert')

Die letzte Klasse sind die Mastviehzüchter, deren Sitz die

üppigen WeidegraJschaften Meath, Dublin und Küdare sind, die

Halbmastvidi kaufen, es auf ihren weiten „ranches" in verhältnis-

mäßig kurzer Zeit marktreif machen und SO nach Dublin und auf den

englischen Markt als Mastvieh senden. 1901 wurden 261 690 Stück

Mastvieh exportiert*)

Zwischen diesen drei Formen der Viehzucht besteht ein inniger

ökonomischer Zusammenhang. Wenn heute die weiten cattle ranches

von Menth aufgepflügt und dem Ackerbau übergeben würden,

so wäre wahrscheinlich eine ökonomische Krise im Westen die

Foli:fe, weil die Jungvieh- und Mac^erv'ieh/.üchter den gewohnten

Markt verlieren müßten. Die Viehzucht ist in gewissem Sinne

die nationale Industrie Irlands, ."^ie ist mit Ausnahme <les .Auf-

ziehens von Kälbern eigentlich ein .Spekulationsgeschäft. Man kauft

ein Stück Vieh billig, läßt es so und so lange weiden und

verkauft es in möglichst kurzer Zeit zu einem höheren Preise

weiter. Nicht nur der professionelle Viehzüchter und der pro-

fessionelle Landwirt widmen sich diesem Geschäft; in Meath

pflegen die Bedienten ihre Löhne in Vieh anzulegen, dassdbe

auf den Weiden der Herren gegen geringen Entgelt grasen zu

lassen und so aus dieser Viehspekulation einen kleinen Nebenge-

winn zu erzielen. Die guten Weiden des Westens sind oft für

II Monate an den Dorfkramer, den SoUcitor oder den Arzt ver-

pachtet, ja selbst der Geistlidie verschmäht es zuweilen nicht, auf

diese Weise sein kärgliches Einkommen zu vermehren. Ein guter

') Journal 1903. September, p. 17; Irelaad p. 32z.

') Ircland 322.
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Teil dieser Unternehmungen wird mit Kredit betrieben. Es ist

mehr als wahrscheinlich, daß der frrößte Teil der in den irischen

Banken la{7crndcn Depositen, soweit sie nicht nach England lachen

oder von städtischen Interessenten benutzt werden, in der V'ieh-

spekulation X^erwendun^ findet. Wenn irische Patrioten davon

reden, die Iren seien ein Volk von geborenen Ackerbauern, so

meinen sie damit eis:]^cntlich Viehspekulanten. Schon die Tatsache,

daß auf 543 649 hiiiabcr von I 'annstellen 616 701 Viehbesitzer

kommen, deutet nach dieser Richtung hin.

Der luofte Typus sind die Ackerbauwirtschaften, die sich vor

allen Dingen in King's County, Queen's County, Wexford, Carlow

und besonders stark in Ulster, mit Ausnahme der Counties Fer*

managh und Cavan finden.') Ulster weist einmal ein härteres

Klima auf als der Rest des Landes, dann aber besitzt es weit

weniger fruchtbare Weiden, die sich nicht von selbst begrasen und

auf denen der Mensch das seine tun muß, wenn er £mten
zeitigen will. Außerdem ist es von einer tüchtigen, energischen

Bevölkerung, zum Teil schottischen Ursprungs, bewohnt, die aus

ihrer schottischen Heimat die Kenntnis des Ackerbaues bereits

mitbrachte und sich nicht erst aus dem Zustand des Nomadentums

entwickeln mußte. Hier wird neben Flachsbau besonders Haferbau

betrieben. Die Gerste, das Rohprodukt für die nationale Industrien

Whiskey und Stout, wird ia beträchtlichem Maße in Tipperary und

Wexford an^a-baut, doch ist ständi;jf eine Gerstcneinluhr notwendi-^^

da die Brauer über die mangelnde üniformität der irischen Gerste

zu klagen liaben.

Die fiinf erwähnten Wirischaflstypeu kommen häufig nicitt rein

vor. Je mehr die Wridewirtschaft mit Trocken füiterung verbunden

ist, desto mehr wird ihr T^pu.s nach der Seite des /Vckcrbaues

hin modifiziert. In der Grafschaft Roscommon und an anderen

Orten nehmen Schafweiden die Stelle der Rindviehweiden ein.

Schweine und Ferkelzucht kommt fast überall hinzu. Der Westen

produziert zahlreiches, wenn auch selten vorzügliches Geflügel.

Überall findet sich ein Kartoffelfeld, das in der Fruchtfolge

häufig mit Hafer wechselt und zur Ernährung des Inhabers

bestimmt ist Die Bedeutung der Kartoffel für die Ernährung der

Bevölkerung ist gegen früher stark zurücl^etreten; sie ist aber

auch heute noch von großer Wichtigkeit. Ein gutes Jahr ermog*

>) Coyoc 3P7.
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licht nicht mir v «^rhältnisniäßig reichhaltige Lebensweise, es gestattet

auch Aufzucht uiui X'erkaiif von Schweinen, während ein schlechtes

Jahr vielfach Hungersnot bedeutet. Neben der Kartoffel spielt

Kuhmilch in der Ernährung eine große Rolle.

Als sechsten Typus kann man vielleicht gewisse VV irLschaften,

\'or allem des Westens aultuhren, die man als Kigenwirtschaften

bezeichnen kann. Line tigenwirtschalt im strengsten Snuie des

Wortes ist in einem Lande, wo Pächter Rente zahlen müssen,

nidit möglich. Der Pächter mufi dort fiir den Verkauf produzieren.

Auf vielen Wirtschaften des Westens aber produziert die Bevölkerung

nur Hafer, Kartoffeln, Milch etc. auf ihrer Stelle. Die Wolle der

Bergschafe wird gesponnen und zur Beklddung verwandt Die ge-

geringfiigigen Ueberschüsse, die sich so erzielen lassen, werden ver*

kauft, reichen aber nicht zur Bezahlung der Rente aus. Die Rente

wird daher vid&ch durch Nebenerwerb bezahlt, durch Fischerei,

durch Wanderarbeit, durch industrielle Tätigkeit etc, so daß man
in gcwifiscm Sinne sagen kann, aus der Farm werden nur die

wirtschaftlichen Bedürfnisse der Familie gedeckt

VI.

Irland ist ein Land des extensiven Betriebes und gleichzeitig ein

Land kleiner Wirtschaften. Ls betrug die Größe der Fachtstelien

:

Gröik Z.ilil (Irr Zahl th'T

Mt-Ucti lUt lic ')

Unter i acre 7335a 74607 37304 acrcs

i-^S acm 56233 6aB64 188592 11

5-'5 ,» i373«S 1S4437 «544370 n

«5—30 « 120740 133984 3014640 n

30—50 » 67722 74240 2966600 n

$0—100 „ 543'4 57568 43»7«oo n

100—900 „ 3a867 33041 345« «50 N

aOO-500 „ 8856 8147 2815 450 »t

500 und iiiclir acrcs 2200 1521 1 917019 »»

Zii's.iiiinK'ii

:

543 *^49 590409 20350725 acres.

diesen Zahlen ergibt sich , daß 543649 Wirte 5«

Pachtstellen inne haben, das heißt also, iast 50000 Wirte haben

Doppelstellen.')

') Die Angabe« Uber die Gesamtfläche beruhen aaf Sehitauttg.

Agricultural Statistics 1902 XXVL
Ib. p. XXVI Note. Wenn wir bd de» grdfieren SteUen mehr Wirte als

SteUes finde», so crltlirt sich das ans gewissen statistischen DoppelsiUnage».
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1S41 3>S43Ö 44.9%

1S51 8S083 15,5 „

1S71 74809 13,7,,

1891 63464 ia,3„

1901 62855 la.«»
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Hinc Menf^e der Stellen unter i acre sind nur Kartoffe]i:;.'irtcn

städtischer Arbeiter etc., selbst unter den 5 acre-Farmcn dürlte

sich eine Menge solcher finden. Von 5—30 acres haben wir

258 105 Inhaber, die 47,5 Proz. aller Wirte ausmachen; von !—30

acres 310000 Wirte oder 57,8 Proz.; die Gesamtfläche, die diese

47,5 Proz. innc haben, ist 22,4 Proz. des irischen Hodens, 57,8 Proz.

haben nur 23,3 Proz. der Oberfläche Irlands innc, d. h. mit anderen

Worten, über 75 Proz. der Oberflache Irlands sind in der Hand von

giöfieren Betrieben, von Betrieben über 30 acres. Wenn man be-

denk^ daß »ch <fie Ueinen Farmen zum großen Teil auf sdilechten

Böden belinden, so sieht man leicht, dafi der Ideine irische Pächter

nicht auf Rosen gebettet ist Verhaltnismäfiig günstig sind die

Dinge im Norden. Dort sind die Stellen allerdings Uem, in

Armagh sind fest 70 Ftos. derselben zwischen 5—10 acres» aber

die entmdcelte Technik, wie der industrielle Charakter des Landes

macht diese Kleinheit unbedenklich.^) Die Zahl und Größe der

Paclnstellen hat sich seit dem Jahre 1841, dem letzten Census vor

der irischen Hungersnot, sehr geändert. Es betrug die Zahl der

Farmen von:

5—15 acres

«55799 36»6%

191854

1713*3

156661

154418

33,6 „

3I1S ti

39t3n

n»9u

15—30 ftcre«

7934a 11,5%

141 311

138647

133947

134091

35.5 h

<S.9»

a6/»„

30 MKS II. mehr

48615 7,o%

149000

159303

16s940

164483

«6^1»

>9»3h

31.5 H

3t*9»

Seit 1841 nahmen ab:

die Stellen von l— 5 acres um 247581

•> >. » S— »5 » » 98381

die TotalatmahiDC betrag dio 345962.

Dagegen nahmen zu:

die Stellen vod 15—30 acres um 54749

„ M M über 30 „ ., 115458

die TotaJsuaahme betrug also 370207.

Wenn wir die Abnahme der kleinen Stellen mit der Zunahme
der großen Stellen zusammenfassen» so ergibt sich eine Gesamt-

abnahme aller Stellen um 175355; sie sind von 692202 auf

') Agricultural Statislics 34.

Archiv für SotUlwisMiMcbiift u. Sozialpolitik. I, (A. f. sof. G. u. St. XL\.) i. il
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515847 i^cfallen. 81,5 Proz. aller Stellen waren im Jahre 1841 unter

15 acrcs; im Jahre 1891 waren es nur noch 42,1 Proz. Es hat

also eine wesentliche VerniiiKleriiiif^r c^er kleinen Stellen und eine

wesentliche Vermelirung der großen Stellen stattgefunden. Diese

Bewegung war am stärksten in Connaught Dort haben die

Farmen

ttber 30ncres zugenommen um 427,7 Prox.

dag^n in Ulster nur „ 361,5 „

in Munster „ 245,3 „

in Lein&ter „ tt9t4 «• ')

Die große Zahl der kleinen Stellen, die sich noch erhalten hat,

beweist, daß die verschwundenen Stellen nicht benutzt wurden, um
Jdeine Stellen auf Mittelstellen zu erhöhen, sie wurden vielmehr zu

grofien Farmen msammengeschweißt. So erklärt sich die Tatsache,

dafi ^ch eine große Zahl der irischen Pächter heute in weitatis

gänstigerer Lebenslage befindet, als in den Jahren vor der 1 iungers-

not, daß sich aber die VcrlicUtnisse der noch vorhandenen kleinen

Stellenbesitzer nicht wesentlich verbessert haben.

Bloße Flächen haben nur für den eine Bedeutung-, der sich aus

eigener Vorstellung eine Ansrhaiiunj,' irischer Zustande gebildet hat.

Man kann dem Umfange nach riesige Fachtstellen in Connaught

finden, auf denen der Armut des Bodens halber kaum ein paar

jämmerliche Bergschafe zu existieren vermögen. Als Beispiele

mögen die folgenden Ziffern dienen: In dem Armenverband von

Behnullet sind nur 19,5 Proz. der Bodenoberfläche von Ackerbau

und Weide in Anspruch genomnicn;

in Clifdcn 33,6 Proz.

* in Duafiuwghy . . . 30,8 „

in Westport . , . . 31,9 „ *)

Wenn man nur auf die Ausdehnung achtet, dann scheint

Ulster das Land der kleinen Stellen zu sein. Unter 187974 Werten

finden sich 94601, also gerade die Hälfte, deren Stellen nicht

über 15 acres betragen, bdde Male die Stellen unter i acre einge-

rechnet Nach dem Steuerwerte dagegen sind aus 168272 Stellen

nur 35 370 nicht über 4 jt. Von diesen kommen etwa die Hälfte,

nämlich 14 91 2 auf die Grafschaft Donegal, deren Struktur den

westlichen Grafschaften ähnelt

') Ireland 317.

') Final Report on Local Taxation. Appendix p. 34.
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Daher ergibt sich ein deutlicheres Bild, wenn man die Stellen

nach dem Ertragswert ^^^ruj^piert, wie er in der Steuerveranlagung

zum Vorschein kommt. Es hatten

Wert Zahl der Gesamtfläche

SteU<?n der Stellen

bis 4 £ 134 J83 1,36 Millionen'acres

Ober 4—i5 » 101309 4i|i »» »

K 15—30 « 78044 »5.9 3.41 II II

l> 30-50 » 35794 7>3 2.36 II «1

II 50 n 4097a 8.3 6,83 II

snisammea 490183 100 18,72 Mtllioaen acres.

Aus dieser Tabelle er^^ibt sich, daß 68,5 Proz. aller Stellen, die

über einen Wert von 15 £ nicht hinausgehen, 6,12 Millionen, acres,

also V« der gesamten Kulturoberfläche einnehmen. % aller Stellen

sind daher auf Vs Landes vorhanden. 15,6 Proz. aller Stellen

gehen über 30 £ hinaus ; sie nehmen 9.2 Millionen acres oder iast

50 Proz. der Gesamtoberfläche ein. Das Überwiegen der gering-

wertigen Stellen ist am stärksten im Westen. In Connaught Waren

aus 109 359 Stellen 41439 »m Werte bis 4 £, in Mayo von 32732
15867. Diese 15867 Stellen nahmen 214000 acres der mehr

als eine Million acres umfassenden rirafschaft Mayo ein. Die

ca. 700 Stellen über 50 £ bedeckten allein eine Fläche von beinahe

250000 acres.

Wenn man bedenkt, daß der Jahreswert, wie ihn die Steuer-

veranlagung enthält, auf (ii und hoher rrodukteupreise festc^esetzt

wurde, so wird das Hikl der .Armut, das sich aus der Zahl der kleinen

Stellen ergibt, verschärft.') Man kann annehmen, dali alle Stellen

unter 4 £ und ein großer Teil der Stellen bis 15 j^* unwirtscliafl-

licbe Stellen (uneconomic holdings) sind. Wenn man die GrröBe der

Stellen und ihren Wert kombiniert, so kann man wohl folgern, daß

200000 irische Pachtstellen unwirtschaftlich sind. Das heifit, mit

der gegebenen Technik, dem vorhandenen Kapitalvermögen, den

bestehenden Marktverhaltnissen sind ca. 200000 irische Farmen zu

klein, um selbst bei dem niedrigen irischen Standard of life die darauf

wohnende Familie zu erhalten, ihr Nahrung, Kleidung, Erziehung

und Beschäftigung zu geben.')

Die schlimmsten dieser Defizitwirtschaften, wie ich sie an an«

^) Final Report on local Taxation p. 1.

') Joomal Dezember 1903 p. 99.

II*
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derer Stelle pfcnannt habe, befinden sich in den sopfenannten „con-

gested districts". Iri.uid zerfällt für Zwecke der Lokalverwaltung

in 159 unions (Verbände). Diese unions werden zu Wahlzwecken

in „electoral divisiotis" eingeteilt, deren ganz Irland 3751 zählt

Durch Section 36 des Land Acts von 1891 wurde der Congested

Districts Board geschaffen, eine Behörde, die die dauernde Hebung

der westlichen zurüdcgebliebenen Distrikte fördern soll und zu

diesem Zwecke 55000 S jährlicher Einnahmen erhielt^) Die Di-

strikte, die ihr uoteistehen, sind nach folgender Regel ausgewählt

worden: Wo mehr als 2oFtoz. der Bevölkerung einer union in dec-

toral divisions leben, deren Steuerertrag auf den Kopf der Bevöl-

kerui^ weniger als 30 sh. ergibt, werden diese electoral divisions

zu sogenannten „congested district counties" erklärt Solche electoral

divisions finden sich in den Grafschaften Donegal, Sligo, Leitrim,

Roscommon, Cläre, Mayo, Galway, Cork (West Riding), Kerry.

Im ganzen sind dies 9 Grafschaften, mit insr^esamt 1264 electoral

divisions. Von diesen sind 835 nicht „congested", 429 „congested '

Die Gesamtveranlagung dieser 429 im Jahre 1891 ausgeschiedenen

Di'^trikte betrug 1901 577034 die Bevölkerung S05 723J der

Steuerwert per Kopf betrug daher 1 £ 2 sh. 9 d. *}

Diese Ausscheidung besonderer Distrikte als congested districts

ist selbstverständlich eine willkürliche. Ks können in einer union

electoral divisions vorhanden sein, deren Zustand schlimmer ist als

der der congested districts, nur dafi diese divisions nicht 20 Proz.

der union-Bevölkerung bilden. Solche Distrikte finden sidi in der

Tat auch vielfach; die congested districts enthalten daher nur das

Minimum der auf unwirtsdiafUichen Stdlen lebenden irischen Be-

völkerung. Den Kern einer derartigen Defizitfarm bildet immer ein

KartofTelgarten, dessen Grofle mit der Zahl der in der Familie vor-

handenen Miuler wechselt £r liefert den Hauptbestand der Nahrung;

die cvcnt. Überschüsse werden zur Schweinemast verwandt Die

Kartoffel wird in sogenannten „lazy beds" angebaut, in breiten

durch tiefe Grätien voneinander geschiedenen Beeten. In dem
feuchten l .andc dienen diese I*"urchen gleichzeitig der Entwässerung,

hauptsächlich wo der KartofTelgarten sich auf Torfgrund befindet.

Früher wurden die Knollen einfach auf die Beete gelegt und Erde

aus der Furclie darüber geschaufelt; jetzt werden sie in die Hrde

') Ireland 258.

*) Congested Dislrict's Board Report 1903 Appendix XXV. & XXVI.
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eingesetzt. Die Wirtschaft ist häufig Spatenwirtschaft, da die

Fdder zum Gebrauch des Pfluges zu klein und zu steinig sind,

der Wirt aufierdem selten das fiir einen Pflug notige Kapital be-

sitzt Auf die Kartoflel folgt meist Hafer in der Fruchtfolge, der

seinerseits wieder der Kartoflel Platz mach^ eine Reihenfolge, die

in unermOdlidier Abwechslung so lange weitergeht, als der Garten

noch Ernten gibt Wenn das Land ganz erschöpft ist, dann bricht

man ein anderes Stück Weide au( was man der Unbequemlichkeit

halber bisher vermieden hat; das erschöpfte Land wird liegen ge-

lassen und begrast sich von selbst.

Das nicht für Kartoffel- und Haferbau benutzte Land ist Weide,

zum Teil Talweide, zum Teil auch Bergweide, die dann man mal

von einer Anzahl Pächter gemeinsam benutzt wird. Die Tragkraft

dieser Weiden wird festgesetzt, und zwar in der Rechnungseinheit

der ..sums". Eine ,,sum" ist das Wcldcrccht einer bestimmten Anzahl

Viel) ; ob sich dasselbe aus Kühen oder aus (iänscn, aus Schafen

oder Eseln zusammensetzt, steht im Belieben des einzelnen Wirtes,

da zwischen den verschiedenen Viehsorten ein festes l-mrechnungs-

verhältnis besteht, so daß jeder Wirt seinen Viehbesland nacli diesen

Sätzen z.usammenstellen kann. In der Wirtschaft wird niclit viel

Dung produziert, da eine cigcnlUchc Slallfuttcrung kaum besteht.

Man benutzt daher außer künstlichen Düngemitteln Seesand, Seetang,

öfter auch Torferde. An der See ist der Tang das hauptsächliche

Düngemittel Das Anrecht auf denselben ist ein wesentlicher Be-

standteil der meisten Farmen. Die Feuerungsmittel worden durch

Torfetedien gewonnen; die Moore Irlands sind so reichhaltig, dafi

nur in verhältnismäffig wenigen, unglücldich gelegenen Gegenden

hieran Mangel ist. Die Bevölkerung lebt von Oktober bis Mai im

wesentlidien von Kartoffeln, Milch und Thee Sie verkauft Kalber

und Jungvieh, Schweine und Geflügel. Das Vieh ist häufig detericmert,

da die besten Stücke verkauft und die schlechtesten /ur Zucht zurück-

behalten werden. Die Weiden sind durch mangelhafte Sorgfalt, durch

Überstellung mit Tieren häufig sehr arm; viele von ihnen können

nur dem genügsamen schottischen Bergschafe zur Nahrung dienen.

Von Mai bis Oktober, wenn die alte Kartofifeierntc auf^^cbraucht

ist, lebt man von amerikanischem Mehl, zum leil auch von

Maismehl, das nicht nur Nahrungsmittel ist, sondern auch als

wichtigster I'uttcrstoff in der Wirtschaft verwandt wird. Hafer

wird teils als Haferbrei j^a nossen, teils an das Vieh verfüttert. Wenn
die Bevölkerung ihren dürftigen Speisezettel mit Speck ergänzt,
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SO ist dies die srlilcchteste nmerikanische Sorte. Der von den

eigenen Schweinen herrijhrcnde Sfute irische Speck ist viel zu teuer.

Das Ergebnis des Vichverkautes, wie der sonstige Gehlertrag der

Farm reicht nicht aus, die Rente zu bezahlen, die Steuern zu ent-

richten, dem Priester die üblichen Abgaben zu liefern und alle

notwendigen Geldausgaben zu bestreiten. Ein Nebenerwerb ist

durchaus nötig. Solcher Nebenerwerb ist

(i) die Arbeit auf benachbarten Farmen, die indes, da der ganze

Westen ein Weideland ist, nicht häufig verlangt wird; nur auf den

Besitzungen der reichsten Landlords findet eine regdmäSige Nach-

frage nach Arbeit statt Weit wichtiger ist (2) die Wanderarbeit

der Emtearbeiter in England Nach der Regierungsstatistik gingen

im Jahre 1903 17566 Wanderarbeiter oder 3,97(io <Jcr irischen Be-

völkerung nach England, die meist aus Connaught, vor allem aus

Mayo stammten. Unter 1 3 530 ConnaughtLeuten waren 9266 Mayo-

Leute. Ca. 80 Proz. dieser Wanderarbeiter sind Söhne und Ver-

wandte von Landbesitzern , nicht selbst Landbesitzer , die übrigen

20 Proz. sind Landbesitzer. Aus Connaught waren nicht weniger

als 300 Besitzer abgewandert, deren l'achtstellen über 20 acres be-

trugen. Die I'jsenbahnstatistiken weisen eine größere Zahl Wander-

arbeiter auf, nänihrh 24021, da aber hier eine Anzahl Doppclreisen

von Leuten inbegrilTen sind, die zweimal im Jahre nach England

^ehen, so ist diese Angabe zu hoch. Neben der W anderung nach

England findet eine scliwer zu schätzende Binnenwanderung aus

den nördlichen Grafschaften nach Ulster statt. Wenn man im

Sommer in eines der Hauptgebiete dar Wanderarbeiter kmnmt,

z. B. nach Achill Island, so findet man kaum einen arbeitsßhigen

Mann in den großen Dörfern.

Eine dritte Quelle des Nebenerwerbs ist die Fischerei, die vor

allem durch die Tätigkeit des Congested Districts Board einen be-

trachtlichen Aufschwung genommen hat Als vierte kann man die

Kelpbrtnnerei erwähnen, die Herstellung von Jod und Kali aus

Seetang, die früher der ganzen Westküste lohnende Arbeit gewährte*

Sie hat die dichten Siedlungen hervorgerufen, die wir noch längs

der Westküste finden, ist aber heute durch die Entwicklung in der

Chemie eine im Rückgang befindliche Industrie.

Als fünfte Art des Nebenerwerbs kommt die Hausindustrie in

Betracht, vor allen Dingen die Spinnerei und Weberei von ,,home-

spuns", die besonders in den Bergd("n fcni von Doncgal bKiht. .'\uf

den Märkten von Ardara und Carrick werden häufig für 700 £ Stoft'e
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verkauft^) Die letzte und sicher nicht unbeträchtlichste Hilfsquelle,

die den Inhabern der Defizitwirtschaften zu Gebote steht, sind die

Geldsendungen ihrer nach Amerika ausgewanderten Verwandten.

Ohne seiche Hilfsmittel befanden sie sich immer auf der schmalen

Kante, die blofies Existieren von Hungersnot trennL Von Zeit

zu Zeit bricht eine Hungersnot aus, wenn die Kartoffeln mißraten

und das jährliche Gcld-Kinkommen nicht nur für die Monate Mai

bis Oktober, sondern bereits fiir den vorhergehenden Winter aus«

reichen muß.

Der hier geschilderte Typus der Defizitwirtschaft ist nicht auf

die congested district's beschränkt; vielfarli finden sich einzelne

Liruppen solcher Wirtschaften in anderen, im ui)ri<^aMi recht blühen-

den I^ndesteilen. Man kann sicher 150000 bis 2oO'xx) solcher

und ähnlicher Farmen in Irland annehmen. l'rspriin[:^lirh war ijanz

Irland von kleinen härmen bedeckt; sie sind heute auf \g bis die

Hälfte der irischen PachtslcUcn beschränkt. Die Inhaber dieser

Farm betrachten ihre Stelle niciit als Wirtschaftsbetrieb; sie

brauchen Torf, Wohnung, Kartoffeln und Milch und sind bereit,

dafür eine Rente zu zahlen, die aus dem Verkauf der Farmprodukte

nicht bestritten werden kann. Solange sie die^ Rente auf irgend

eine Weise durch Nebenerwerb beschaffen können, ist es ihnen

ganz einerlei, wo sie herkommt. Ein eigentlicher Ackerbau li^
ihnen vollkommen fem. 2 oder 3 Tage im Frühjahr genügen zur

Bestellung der Felder; etwas Aufmerksamkeit im Sommer ist nöt^,

um die hungrigen Schafe fernzuhalten; ein paar Tage im Herbst

and ausreichend, um die Kartoffeln zu hadcen und den Hafer zu

ernten. Das Ideal dieser Bevölkerung ist zwar eine Vergrößerung

ihrer Stellen, sie haben aber nicht die Absicht, den Pflug über die

Felder zu führen. Sie hoffen vielmehr, dann als verhältnismäßig

große Viehzüchter in Vieh zu spekuHeren.

Eine feste Grenze zwischen unwirtschaftlichen und wirtschaft-

lichen Stellen läßt sich kaum ziehen; sie liegt im allgemeinen

zwischen 20 und 40 acres, daher denn die Schaffung solcher

P'armen, die Ausdehnung der kleinen Stellen auf diese Größe, ein

politisches Feldgeschrei i^ewortlen ist. Die Dcfuilwirlschaften sind

wirtschaftlich Arbeiterslellen, deren Inhaber keine Arbeitsgelcgeniieit

finden, oder technisch Weidewirtschaften, deren Inhaber weder \"ich

noch ausreichende Weide besitzen. Auch auf den anderen Pachtstellen

*) Ircland 396,
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frlaads bt der Kern der Wirtschaftr der im KartofTelgarten besteht»

nicht viel verschieden von den Defi»t«nrtschaften, nur dafi der

Boden dort besser ist, mehr oder minder ausreichende Weide sich

um den Kartofielgarten schlieflt, dafi etwas Kapital, etwas Energie

und Technik vorhanden sind ßne gewisse Tendenz zur Ver-

mehrung der Defizitwirtschaften ist zweifellos vorhanden. Geiade

weil die Besitzer der ärmsten Stellen diese nicht als Wirtschaftsbetrieb

auflassen, sind sie leicht geneigt, sie unter ihre Kinder zu verteilen

oder event. in Aftcrpacbt zu verfreben. Die Fnrm soll nur möglichst

viele Köpfe mit Kartoffeln, Milch und Wohnung verschen, nicht

aber einen bestimmten Wirtsehaftsbetrieb ermöglichen. Die Gesetz-

gebung hat der Zersplitterung^ der Farmen cfroße SchwicrigkeittMi

in den Weg gelegt; sie ist auf den großen i armca, deren Wirte

allmählich nach Ökonomischen Grundsätzen verfahren, nicht ganz

vergeblich gewesen ; auf den Defizitfarmen wird diese Tendenz zur

Zersplitterung noch lange anhalten.*)

Die Landwirtschaft ist also die Hauptindustrie Irlands. Sie

bewegt sich zum großen Teil in falschen Betriebsformen; ihre

Betriebsrichtung ist extensiVf ihre Technik ist mangelhaft. Das
Geld des Farmers liegt auf der Bank, nicht in seiner Wirtschaft.

Ein genauer Kenner der irischen Landwirtschaft faßt sein Urteil in

die folgenden Worte zusammen:

,.A preponderancc of uneconomic holdinL^s, the want of workin^^

eapi*Ti1 or of an inducement to invest in the iinprovenient of land;

thr \',ant of proper housing for the farnier and Iiis fainily or for

his stock ; a large and steady increase in the area of second class

pastiire, which would yield four times more wealth if well tilled ; the

coniplacent satisfaction with the prescnt System which relegates

Ireland to the position of a ranehe to supply störe stock for Briti^

fermers to fatten; a too prevalent practice of selling the best and

breeding (rom inferior stodc; the almost complete loss in certain

districts of the art of tilla^e; the waot of a regulär S3rstem of ro-

tatiotts; the aversion £rom doing more than the minimum to clean

the land; the want of pride in the periormanro of iarm work and

in the arrangements about the homestead ; the tendency to put off

plowing, sowing and harvesting until the last moment; ihc small

value that is put upon time; the want of rcco^^nition of the fact

that the best and productive manure that goes into the land is

Fry Commisson Nr. 25055 ^ 8737; 2&791.
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labour: all thcse nnd other causes combine to malce and to keep

ihsh üunning backward." ^)

vn.

Irland ist auch heute noch ein Land des Grofigrundbesitzes.

Das Eigentumsrecht der g^enwärtigen Besitzer geht in den meisten

Fällen auf Eroberung zurück. In vier Perioden sind englische Et'

oberer in Irland eingewandert. Das erste Mal, 1 169, waren es

normannisch-wallisische Conquistadoren, dann folgte unter Klisabeth

die Kolonisation von Munster, unter Jakob I. dir \on Ulster, wo
die Grundlage der lieuti^^cn .schütlisch-cnf^Iischen Kolonie in Ulster

C^elej^ wurde. Fine weitere umfangreiche Kolonisationstätigkeit fand

während der Regierung Croinwclls statt, die aber im Zeitalter der

Restauration zum Stillstand kam. Die vierte und letzte Besitz-

ergreifung irischer Ländereien durch Eroberung erfolgte nach der

zweiten, der „glorreichen" Revolution. Bei all diesen Siedlungs^

Unternehmungen suchte man nicht nur gro6e Besitzer, sondern

auch kleuie Bauern und Arbeiter anzusetzen, ein Ziel, das nur in

Ulster durch die „plantation of Ulster" teilweise erreicht wurde.

Die heutigen Grundbeatzer Irlands sind zum groflen TeS die Kach»

kommen jener Kolonisten, die vom Konig resp. der Republik mit

dem eroberten Lande belehnt wurden.

Die große Hungersnot der Jahre 1845 51 machte einen Teil

der Grundbesitzer, deren wirtschaftliche Lage schon vorher er-

schüttert worden war, bankrott. In dem sogenannten „encumbered

Estates Court" und später deni ,.landcd Estates Court" wurde eine

Art Liquidationsgerichtshof zur V eräußerung bankrotter Guter fje-

schaffen. 10034 Güter im Werte von 54 Millionen i' wurden

1849 bis 18S0 durch diesen Gerichtshof verkauft, meist zum 20 bis

25 fachen Preise des Jahresertra;^^es. \'iele kleine irische KaiMtalisten,

wie Krämer und Wirte, aber aucii groüc Versicherung>gcscllschatten

waren unter den Neuerwerbem» denen ein absoluter Eigentumstitel

zugesprochen wurde.*)

Es lohnt sich nicht, auf die Grundbesitzverteilung in Irland

einzugchen, wie diese, allerdings in sehr unvollkommener Weise, im
Irischen „Doomsday book" von 1876 zutage tritt, da diese Besitz-

1) Detember 1903 Jotimil 198.

^ Tbe Irisb Landlord aad Uk accasen, p. 507.
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Ordnung im Verstehen bej^riffen ist. Ks sei nur darauf hincrcwiesen,

daß sich damals uno^cfähr die Hälfte des Landes in der Hand von

etwa /OO Personen l)erand.

Man kann die hculig^en irischen Eigentümer in drei Klassen

einteilen: die großen Gruiidl)csit7cr , die auf englischen (intern

wohnen und nur Renten aus Irland beziehen. Diese sind natur-

gemäß absentees, die sich nur wenige Monate in Irland auf*

halten. Da sie aber meist äußerst wohlhabend sind und äber vor-

zügliche Agenten verf&gen , so sticht der Zustand ihrer Güter nicht

unvorteilhaft von dem der Ansässigen ab. Die zweite Klasse bilden

die großen , in Irland ansässigen Besitzer, die bei einem hohen

Nominaleinkommen häufig alles eher als reiche Leute sind. Zur

dritten Klasse gehört der ortsansässige, kleine Besitzer, der durch

seine wirtschaftlich schlechte Lage und die KUrEung seinor Renten

zur dauernden Anwesenheit in Irland gezwungen ist. Eine vierte

Klasse von Eigentümern bilden die Roooo, unter den T andaktcn

geschaffenen Bauerneigentünier, die jedoch in anderem Zusammen-

hange zu erörtern sein werden. —
Das irische Eigentum weist drei wichtii^e Merkmale auf. Es

ist einmal in vielen I'uUcn geteiltes Eigentum. Die ursprünglich

Belehnten verpachteten ihr Land durch äußerst langfristige Facht«

Verträge, häufig aucli gegen ewige Rente an einen Mittelmann; sie

sind daher heute nur Rentempfänger, während die eigentlichen

Rechte und Funktionen des Eigentums dem Mittdmann zustehen.

In dieser Stdiung befindet sich u. a. Trinity College» die große

protestantische Universität Irlands.

Der zweite wesentliche Punkt ist, daß bei weitem die Mehr-

zahl der irischen Güter mehr oder minder fideikommissarisch (durch

entails) gebunden sind. Der jeweilige Inhaber ist nur lehensläng-

licher Nutznießer, nicht aber Eigentümer. Der über die XiitznieUung

hinausgehende leil des Eigentums gehört seinen Söhnen, resp.

alliieren durch die Familicnstiftung bestimmten Erben. Aus dieser

ikschränkung ergab sich früher die rnf;ihii;keit, langjährige Pacht-

verträge zu gewähren. Es war auch unmuglich , das Gut /u ver-

äußern, da nur die Treuhänder des Erben, nicht aber der Inhaber

selbst, eine solche Veräußerung vornehmen konnten. Der „settled

estates act" vom Jahre 1882 ermöglicht dem Inhaber den Verkauf

des Gutes, doch muß er den £rlös in der gleichen gebundenen

Weise, in Form pupillarsicherer Wertpapiere anlegen. Da diese

Papiere in England höchstens 3—sVt Pfoz. Zinsen geben, so be«

Dlgitized by Google
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deutet ein Verkauf immer eine Besdiränkung auf einen Zinagenuß

von 3'/2 Proz.

Das dritte und wichtigste Moment ist die Verschuldung vieler

irist hcn Güter. Jahrzehntehnp^ haben die Inhaber über ihre Mittel

gelebt; sie haben Rentrückstände , die nicht einziehbar waren,

als Aktiva weitert^eführt, sie haben, da Einzelerbrecht bestand, die

jüngeren Söhne und Töchter mit lebenslänglichen Renten abgefunden.

Das Resultat war eine starke Belastung der Güter mit Hypotheken.

Diese H3rpothelGen sind teils im Besitz von Familienmitgliedern,

teils aber auch von Ver^chernngs^esellschaften, Advokaten u. a. ^e
großen irischen Korporationen, vor allem die kirchlichen Ge-

nossenschaften, haben einen ansehnlichen Teil ihres Kapitalvermögens

in solchen „mortgages'* angelegt Die ersten mortgagcs sind meist

vorzügliche Anlagen, da sie absolut sicher sind Da aber ein Pfand-

briefwesen, wie überhaupt ein mobilisiertes H3^tbekenwesen nicht

besteht, so ist ein Markt für solche mortgages nicht vorhanden und

der Zinsfuß sehr hoch; 5— 6 Proz. sind durchaus keine Seltenheit.

Die Belastung eines Einkommens vun iSoo.^" mit einer Reute von

600 Ji*, kann als niedrige betrachtet werden. Wenn nun ein Preis-

fall eintrat und die Pachtrenten um 33 Proz. reduziert wurden, blieben

naturlicii die Hypothekenzinsen ungesrluuälcrt bcitchcn. Das Ge-

samteinkommen sank also von 1800 auf I200 £. Da:» be-

deutete bei gleichbleibender Schuldenlast eine Reduktion des Rein>

einkommens um 50 Froz. Schuldentilgung und Schuldenkonversion

wurde daher oftmals von bedrängten irischen Grundbesitzern ver-

langt. Dieselben sind aber niemab imstande gewesen, eine diesem

Zwedc dienende finanzielle Organisation zu schaffen, obwohl eine

Reduktion des Zinsfußes von 5 Proz. auf 3 Proz. eine Verpflichtung

von 600 C auf 360 £ ermäßigt hätte.

Die Vorfahren der heutigen Grundbesitzer waren in Irland in der

Absicht angesiedelt worden, die Eingeborenen, die sich recht |iriniitiver

wirt'^cl'iaftlicher Zustände erfreuten, zu zivilisieren. Man kann i^rlit

sagen, dal.] sie diese Aufi^abe erfüllt haben. Die Tausendc klcmcr

Farmer, die sich auf irischen Gütern befanden, hatten f^^ewaltige

Kapitalaufwendungeti nötig gemacht, wenn der Grundbesitzer

jedem von ihnen eine voll equipiertc h'arni hätte geben wollen.

Der Besitzer besaß selten das hierzu nötige Kapital. So fiel die

Equipiening der Farm dem Pächter zur Last, der dieselbe in tech-

nisch allerdings nicht vollkommener Weise ausführte. Der Grund>

herr erhob Rente vom Land; der Pächter setzte dem Lande alles
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Kapital zu, was zur Urbarmachung nötig war. Auf diese Weise

entstand eine Art geteilten Kigentums, „dual ownership", die all-

mählich auch vom Gesetz, anerkannt wurde.

Im großen ganzen ist der GroUgrundbesit/ in Irland kein \\Vt-

schaftsbetrieb. Zwar findet sich fast überall eine nieiir oder minder

grofie Domäne mit Park, Garten und Gutswirtschaft (Home Farm),

aber das Herrenhaus war im besten Falle ein starkes Konsumzentrum

und nie der Kern einer groflen, das ganze Gut um&ssenden Wirt-

schaft Die Verwalhiog des Gutes liegt meist in den Händen eines

Agenten, der den Verkehr mit den Pächtern betreibt, die Renten

einfordert und die ganze finanzielle Verwaltung des Gutes fuhrt, in

der er häufig durch den Familienanwalt kontrolliert wird. Der

Verkehr mit den Pächtern ist bei der großen Zahl derselben schon

eine beträchtliche Aufgabe. Auf einem Gute, das der congested

districts board neulich erstand, befinden sich über 4000 kleine

Pächter. Der Agent erliält in der Regel 5 Pro/., des Rentertrages

für seine Mühewaltung. Da sich die meisten Agenten nicht auf

die Verwaltung eines Gutes beschränken, so kann auch für kleine

Güter ein Verwalter gefunden werden. Die Zahl der irischen Agenten

dürfte auf etwa 400 anzugeben sein.

Die Bedeutung des Agenten iUr die irische Wirtschaft kann nicht

überschätzt werden. Es i^gt schließlich von seinem Takt und seinen

gescluiftlichen Fähigkeiten ab, ob der Beatzer in Frieden oder

Unfrieden mit seinen Pachtern leben wird, denn Irland ist ein Land,

wo n^t Prinzipien nichts aussurichten ist, wo aber persönliche Ge>

sciücklichkeit alles bedeutet Die i^enten gehören der als „gentleman"

iaezeichneten Klasse an. Unter ihnen steht als Gehilfe der bailifif,

während die home farm vom Stewart verwaltet wird.

Es ist nicht meine Absiclit, eine eingehende Charakteristik des

irischen Grundbesitzers zu geben : walirschcinlich dürfte diese Klasse

ebenso gcniisclit sein, wie die meisten andern menschlichen Berufe.

Sie liat aber vielleicht an den Sünden ihrer unbrauchbaren Mitglieder

schwerer zu tragen gehabt als andere soziale Gruppen. Sie hat sich

im Sport wie im Kriege ausgezeichnet, sie hat sich auch in der

englischen Kolonialverwaltung genügend bewährt Sie blitzt, was

die Formen des gesetlschafUichen Lebens betrifft, Lebhaftigkeit,

Anmut und naturliche Veranlagung in hohem Mafie, sie hat aber

ihre politischen und wirtschaftlichen Au%abea nur mangelhaft erföUt

und während der groflen Agrarrevolution, die ihren Sturz verursachte,

weder dne Politik noch einen Führer hervorgebracht.
(FortMUUBg im nächstea Heft.)
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GESETZGEBUNG.

Der Entwurf eines preußischen Wohnungsgesetzes»

seine Vorgeschichte und seine Bedeutung.

Von

RUDOLF EBERSl ADT.

(Mit drei PlSnen.)

I. Zur Vorgeschichte des Entwurfs.

Von der alten Baupolitik der preußischen Könige trennt uns

ein weiter Abstand des Rechts und der Anschauungen. Es war

Sache der historischen Forschung, den vielfach unterbrochenen Weg
zu zeigen, auf dem die Fntwickhinr^ unseres deutschen Städtebaus

sich vollzogen haL Mit wenigen Worten sei an diese ältere Zeit

hier erinnert.

Grolle und schwierige Aufgaben des Städtebaus ^) treten

regelniäiüg dann hervor, wenn durch das Zusammenwirken poU-

tii.cl»cr, rechtlicher und ökonomischer Faktoren eine Neugestaltung

herbeigeführt wird, die in einseitiger Weise die städtische £nt>
Wicklung begünstigt oder vorwärts treibt £ine solche Periode

des gesteigerten und schnellen Wachstums der Städte pflegt ein

sdbständiges und ihr e^entümliches System des Städtebaus ausza<

bilden, das in seinen rechtlichen, technischen und wirtschaftlichen

Grundlagen eiiien scharf ausgesprochenen Charalrter trägt In

Deutschland bezeichnet der Aufschwung der Städte im zwölften

Als Städtebau im tccboiscbcA Sinne wird die Gesamtheit aller MaUnahmen

beiddinet, die dcb aaf die stidtiKbe ftniweise, die Stadtaatagc und den stiidtiBcbn

Hluerbaii bezidhen. Die BehandluDg des Stidlebeus ichlieSt, was kaum der

Hmorhebiiiig bedarf, die der Graadlagen des Wobnnnftweteos mit ein.
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und dreizehnten Jahrhundert, der mit der Gewinnung der städtischen

Freiheit cinset/t, den Heginn der ersten selbständigen Periode un-

seres Städtebaus. Das gewaltige und rasche Anwachsen der Städte,

das erst in unserer eigenen Zeit sein G^enstück gefunden hat,

führte im zwölften und dreizehnten Jahrhundert zu Stadterweite*

rungen grofiten Stils. Durch die weiträumige Anlage der Städte»

durch Hereinziehung weiter Flächen unbebauten Geländes wurde

für die Bebauung ein Raum geschafTen, der zum Tdl auf Jahr-

hunderte hinaus für die städtische Ausdehnung ausreichte.')

Dieser ersten Periode verdanten wir eine Reihe von grund-

l^;enden und noch in der Gegenwart fortwirkenden Schöpfungen

des Städtebaus, nämlich i. die Methode der Parzellierung des

städtischen Bodens (Bodenaufteilung); 2. die Finrichtungen für den

Immobiliarvcrkehr und die Kapitalisierung des Bodens; und 3. eine

Gruppe von Rechtssätzen über die städtisciic Hau\erwaltung und

Baujiolizei. Das Ergebnis läiU sich kurü dahin /usauimenfassen,

daß zunächst in der Bodenaufteilung genaue Sciieidungen nach

Zweck und Bedürfnis sowohl ftir die Straßen (Verkehrsstraßen,

Wohnstrafien, Aufteilungsstraflen) wie für die HausfcHinen ge-

schaffen wurden. Herbei wurde eine selbständige Form des Klein-

Wohnungsgebäudes entwickelt; es ist das bürgerliche Kl<;inhaus, das

bis auf unsere Zeit die vorherrschende Hausform in Deutschland

gewesen ist und in den Städten des deutschen Nordwestens noch

heute überwiegt — Die Hinrichtungen für den Immobiliarverkehr,

aus denen sich unser Grundbuchwesen entwickelt hat, beruhten

auf der damals eingeführten deutschrechtlichen Scheidung von Boden

und Bauwerk; die Kapitalaufwendung für das Bauwerk wurde ge-

trennt von dem nackten Recht am Hoden. ') Die produktive Aut-

wenduiig von Kapital und Arbeit und das Besitzrecht am Baugrund

durften sich nicht verschmelzen. — In der Verwaltung des Bau-

wesens endlich wurde eine Reihe von Rechtssätzen aufgestellt,

die — wie das Recht au unbebauten Plätzen — bis zum Knde des

achtzehnten Jahrhunderts in Geltung geblieben sind, während die

Rechtssätze über die Baupolizei sich ohne Unterbivchung bis in

') Zu den gröfiten SudterwcitcruagcQ des zwölften Jabrbiwdnrts iXhlten die

von Köln und Magdeburg; die duuüs gezogene Umwdlung bat bb 1880 besw.

tSja bestanden. Auch die neu gegrQndeten SiSdte waren weitrSnmig angdegt.

*) In ähnlicher Weise, wie dies beute, jedocb anter vcründetten Voiansaetzangen,

das £rbbaurecbt anstrebt
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die Gegenwart fortentwickelt haben. ') Die städtische Verwaltung

hat in dieser ersten Periode unvenvüstliciie und unvergängliche

l'-innchtungen geschatTen.

Mit dem Ende des sechzehnten Jahrhunderts ist die Blütezeit

unserer Städte vorüber* Auf die letzte und glänzendste Entwicklung

des sechzehnten Jahrhunderts folgt der traurige Verfall während

des dreifiigjährigen Krieges. Um die Mitte des siebzehnten Jahr

hunderts waren der Wohlstand und die Kraft der Städte vernichtet

Wenn das ganze Land unter den Verwüstungen des Krieges und

ihren Nachwirkungen unsagbar gelitten hatte, so waren doch die

Zustände in den Städten weitaus die schlimmsten ; denn ihr Handel,

ihre Gewerbe, ihre Nahrung, waren ebenso tief herabgekommen

wie die Zahl ihrer Bewohner <:fef;unkcn war. Den Städten aufzu-

helfen, war am schwierigsten; und dieser Aufgabe hatten sich nun

die Landesfürsten zu unterziehen, die ihre Territorien wieder

emporbringen wollten.

Diesen Zusammenhang müssen wir uns gegenwärtig halten,

wenn wir erklären wollen, dal3 nunmehr in Deutschland eine neue

Periode des Städtebaus beginnen mufite; es ist die des landesfurst-

lichen Städtebaus, verbunden mit einer systematischen Baupolitik.

War die eiste Periode unseres deutschen Städtebaus getragen von

dem selbständigen Aufblühen der Städte, so war die zweite Periode

herbeigeitihrt durch die Arbeit der Landesfursten für dUe Wieder*

aufrichtiing der verarmten und zurücki:;ekomnicnen Städte. Unter

den deutschen Territorien ragt Brandenburg-PreuÜen durch seine

umfassende Tätigkeit für die Städte weit hervor, und hier liegt der

Ausgangspunkt für die Fntwicklung einer preußischen Baupolitik.

Die lande.sfürstliche Täti^^keit im Städteljau bci^inni in

Brandenburg-PreutJen in der /weiten Hälfte des ^ieb/.ehnten Jahr-

hunderts unter Kurfürst Friedrich Wilhelm. Die seitdem ausge-

bildete Baupolitik ist indes nur zu verstehen, wenn wir sie als

einen Teil der allgemeinen Verwaltungspoiitik auffassen, die in

Preufien durch die Verkettung verschiedener Umstände gerade an

die Begünstigung der Städte geknüpft war. Ein Hauptmtttel für

die Kräftigung und Hebung des Landes bildete, der merkantilisti-

schen Auffassung entsprechend, die Förderung des Gewerbewesens;

das Gewerbe aber liatte von alters her in der Hauptsache seinen

Vgl. meine „Rheioiseben WobaverhSlmUse und ihre Bedetrtung für das

Wobanngswesen in Deulscblnd." Jena 1903. S. 3 tt, und 105.
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Sit?: in den Städten und wurde seit 1680 geradezu auf die Städte

beschränkt. Durch die verschärfte städtisclie Konzentrierun^ der

Industrie wurde eine Menge Handwerker vom platten I-ande in die

Städte getrieben. In hohem Maße wurde dann das Anwachsen der

Städte verstärkt durch die segensreiche preußische Bevolkerun^s-

politik und die Begünstigung der Einwanderung, deren mächtiger

Strom, soweit es sich um Gewerbetreibende handelte, zumeist nach

den Städten gelenkt wurde. Eine ganze Reihe von Maßnahmen
trat unter Friedrich Wilhelm L und Friedrich dem Großen hinzu,

die dieser kombinierten Förderung von stadtischem Wesen und

gewerblicher Tät^keit dienten*); durch Freiheiten, Privilegien und

Unterstützungen wurden immer neue Scharen gewerbtätiger Ein*

Wanderer in die Städte gezogen.

Hand in Hand mit dieser energischen städtefördernden Politik

^\rt^ nun, als ihre p^eradczu selbstverständliche Folge, die umfassende

Bautätigkeit und HaupoHtik, che mit steigendem Eifer durchgeführt

wurde. Das achtzehnte Jahrhundert bezeiciinet für Preußen den

Höhepunkt der landcsfi.irstlichen Bautätigkeit; ganze Stadtteile und

Städte wurden damals planmäßig und systematisch neu angelegt.

Die bisher in der Literatur herrschende Ansicht jedocli, daü es sicli

bd dieser Baupolitik Friedrich Wilhelms L und Friedrid» des

Großen um Rechtsneueningen und willkürliche Eingriffe des Ab*

solutismus handelt, ist ganz irrtQmlich. Das preußisdie Königtum

hat hier, wie auf anderen Getreten der Verwaltung, zunächA fran-

zösische Einrichtungen und VorUlder übernommen; im übrigen aber

wurde das alte konrniunal-ständlsche, beim Niedergang der Städte

in Verfall geratene Baurecht neu belebt und ausgenutzt. In der

Hauptsache beruhte die landesfurstliche Baupolitik auf der Aus-

Den äußeren Anlati hierzu bot die von dem (Iroücn Kurfürsten eingeführte

Accisc, ein System direkter und indirekter Abgaben, die »usschlicültch iu den Städten,

nicht aber auf dem flachen Lande erhoben wurden. Im steuerpoliiischai Interwe

wurden deshalb auf dem Lande in der Hauptsache nur die notwendij^ Gewerbe

(die sog. Alnf LAndhandwerke) zugehusen. Die allen lindlichen Handwerkentellen

wurden katastriert, und im Übrigen wurde das Gewerbe fast attSSChlieDlich in die

Stäi!i(' vf-rwicsen. Vgl. Schmüli« r, Urnrisse und Untersuchungen 7ur Verfassung«-,

Vcrwaitungs- und Wirtschaf^s^cscliiclitc, Leipzig 1898, S. 157 uml hÜlt a. a. O.

•} Vgl. u. a. das .Statut Kricdrich Wilhelm I. von 1718, wegen der in den

StKdten erwttnscfalen Handwerker; den Zuwandernden wurden groie Privilegien

gewübrt und Meilenfdder für die Zareise gesahlt. Seh moller n. a. O. S. 380 f.;

Kurt Rohrscheidl» Vom Zunftzwang lar Gcwcrbefreibeit. Berlin 189S. S. S3>
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iihun;^^ \ ()n Hcrechtif^ungen, die unsere deutschen Stadtverwaltungen

>cll)tr während des Mittelalters geschaOeu hatten und die, nach

dem \'crfall der städtischen Verwaltungen, nunmehr auf eine rein

staatliche Grundlage gestellt wurden.*)

Die landesfürsüiche Bautätigkeit hat tiefgreifende Neuerungen

m der Stadtanlai|[e und im Wohnungswesen eingeführt; sie brachte

uns vor allem die schematische Richtung im Städtebau, die dem
herrschenden Gesdimack, dem Geiste des Absolutismus und der

aeitgeniJssiscben Theorie des Städtebaus entsprach. Die sozial-

politische V(Mrso(ge zeigte sich andererseits in der Parzellierung des

Baulandes» bei der immer die Rückstdit auf die Schaffung kleiner

Grundstücke und mittlerer Bürgerhäuser vorwaltete.

Mit dem Ablauf des achtzehnten Jahrhunderts war die Periode

der landesfürstlichen Baupolitik zu Ende; ihre Wirkung auf die

Technik des Städtebaus in Preußen ist eine äußerst nachhaltige

geblieben: ihre Gruntlsätze da^e<;en konnten in d.us neue Staats-

wesen nicht unverändert übernoninien werden. Das neunzehnte

Jalirhuiulert hat eine besondere Politik des Städtebaus zunächst

nicht gekannt. Für die iriandhabung der Bauverwaltung durch die

zentralen und örtlichen Behörden waren in der Hauptsache maß-

gebend die Vorschriften des allgemeinen Landrechts und der

Stadteordnung, sowie die Bestimmungen über die Organisation und

Zuständigkeit der Behörden. Seit dem Erlad des Gesetzes über

die Polizetverwaltung vom ii. März 1850 gründeten sich die für

die verschiedenen I^ndesteile ergangenen Baupolizeiverordnungen

auf den § 6 Ziffer b, g und i des genannten Gesetzes. Die von

den Ortspolizeibehörden wahrgenommenen Interessen betrafen vor*

zugsweise die Fürsorge bei Bauausführungen und die Bedürfnisse

des Verkehrs. Auf der Grundlage des cru'ähnten Pariffranhcn des

Polizeiverwaltungsgesetzes beruht ferner die außerordenihcii wich-

tige Befugnis der Polizeibehörden zur Aufstellung von Bebauungs-
plänen.")

*) S. Rheinische VVulmvcrliiiUnisse. S. 4 und 102.

*) Vgl. L, V. Rönne, Die Baupolizei des preuüischcn Staates. Berlin 1846

und Öfter.

') Mit Bezug auf die Bezetcbnungen Bebauungsplan und Bauordnung seien hier

folgende Bemerkungen eingcMhaliet Unter dem Bebnuongsplan (Stadtbraplaa) vcr»

siebt man die Gewmtlwit derjenigen FcnlselMngen. die «icb »nf die Aufteilung

4e8 städtischen Bodens durch Strafienanlagcn, öffentliche Plätze usw. beziehen. Durch

Arciirr (ur SwialwMMnschaft o. Sotiatpolkik. I. (A. f. wot. G. u. St. XIX.) t. 13
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In den sechziger Jahren des abgelaufenen Jahrhunderts beginnt

die dritte Periode des Städtebaues, die der Gegenwart. Die

Städte treten wiederum in einen Abschnitt mächtigea Wachstums,

der herbeigeführt wurde durch die nationalen Kriege, die pollti-

schen, technischen und wirtschaftlichen Umwälzungen. Die Be-

volkening stieg tasch und in immer stärkerem Mafie; die Boden*

werte erhöhten »ch sprungweise; Kapital und Kredit wandten sich

in den größten Summen dem Boden zu. Es waren gewaltige Auf-

gaben, die dem Städtebau jetzt gestellt wurden. Die preuflisdie

Regierung nahm frühzeitig Anlafif sidi durch geseta^berische Maß-

nahmen mit der neuen Entwicklung zu beschäftigen. Diese Maß-

nahmen bilden einen äußerst interessanten Teil der jüngsten preußi-

schen Verwaltungsgesetzgebung; ich will versuchen, ihn hier erst-

malig in knappen Zügen su schildern.

Es ist bezeichnenderweise die Grundlage des gesamten Städte-

baus» die Behandlung des Bebauungsplans, die die preußische Re-

gierung in dieser neuen Perlode zunächst in Angriff nahm. Schon
in den Jahren 1865 und 1866 wurde der Versuch gemach^ ein-

zelne mit der Aufteilung von Bebauungsplanen zusammenhangende
Materien zu regelti; doch gelang es nicht, eine Verständigung im
At^eordnetenhausc herbeizufuhren. In den Jahren 1873—74 ge-

gelangten die Städtebaufragen wiederum an den Landtag. Ein An-

trag auf Vorlegung einer Normalbauordnung für die Städte des

ganzen Königreichs wurde abgelehnt; dagegen faßte Abge-

ordnetenhaus den Besch Kl ß, die Regierung aufzufordern, eme gesetz-

liche Regelung der mit dem Bebauungsplan zusammenhängenden

Fragen eintreten zu lassen. Bereits zu Beginn des folgenden Jahres

legte die Regierung den entsprechenden Gesetzentwurf vor; es ist

das Gesetz betr. die Anlegung und Bebauung von Straßen und

Plätzen in Städten und landlichen Ortschaften, meist zitiert unter

der Bezeichnung BauflucfatHniengesetz, das nach wesentlichen Ab^
änderungen am 2. Juli 1875 die königliche Sanlction erhielt

Das BaufluchtUniengesetz reiht sich würdig jenen großen Ge-

dcn BcbautinfTsplan wird ahn fe<;tf;elppt r di«* SfraScnbreitf und damit die regelmäßig

an die Stralicnhreitc gebundene be ba uungs b ö h c i^ätockwcrkzakl) der Häuser;

die Abmessungen d«r Buiblock« und der Grundstttdce, und damit die Form de«

HSoserbaues. — Die Bauordnung dag^en behandelt die Anfordemagen an die

ErricliCiuig der Gebinde; aie gibt Voracbriften ttber die Flachen- und HSibeiMiusntttanng,.

Standfettlgkelt, Feaeraicberlieit, Banauifidiniag.
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setzen an, die durch freigebige Ausstattung mit öffentlichen Rechten

dne Idstiing^tti^e Selbstverwaltung in Preußen schaffen

wollen. Man wird s<^;ar sagen dürfen, daß kaum ein zweites Gesetz

Befugnisse von so weittragender ökonomischer Bedeutung in die

Hand der Selbstverwaltungsbehörden gelegt hat, wie das Gesetz

vom 2. Juli 1875. Unter seiner Herrschaft vollzog ach jetzt die

Entwicklung der Bodenwerte und der Bodenverhältnisse in den

Städten.

Die grundlegende Bestimmung des Baufluchtliniengesetzes geht

dahin, daß die Befugnis zur Aufstellung;" von Bebauungsplänen im

wesentlichen vom Staat den Selbstverwaltungsbehörden übcrLjeben

wird. Während die Regierungf bis dahin das Recht für

sich in Anspruch genommen hat, die Aufstellung von
Bebauungsplänen selbständig anzuordnen und durch
die Polizeibehörden zur Ausführung bringen zu

lassen« soll die Aufstellung von Bebauungsplänen
fortan der Regel nach der freien Initiative der Ge«
meinden überlassen bleiben: mit diesen Worten kennzeichnet

die Begründung des Gesetzentwurfis den Wert des Rechts^ das jetzt

den Gemeinden anvertraut wurde. Nur wenige Vorbehalte wurden

von der Regierung gemacht, und auch diese haben sich in der

Praxis ab bedeutui^os erwiesen.

Alle Vorausetzungen rechtlicher und ökonomischer Art waren

nunmehr gegeben, um den Städten eine richtige Bodenpolitik zu

ermöglichen und die Bodenentwicklung dem Gemeininteressc gcmätt

zu gestalten. Was da<^egcn tatsächlich geschaffen wurde, ist be-

kannt genug und bedarf nicht der näheren Darlegung. Der weite

Komplex von verwaltungsmäßigen Maßnahmen, den wir unter der

städtischen Bodenpolitik verstehen, hat in den meisten preußischen

Großstädten einer kleinen Minderheit außerordentliche Vorteile ge-

bracht, för die Gesamtbevolkerung dagegen schlechte Zustände

herbeigeßihrtt wobei die politischen und wirtschaftlichen Schaden

unendlich schwerer m4^n, als die zunächst am meisten beachteten

hygienischen Nachteile. Im Interesse unseres gesamten politischen

und Öflentlichen Lebens ist es nicht genug zu beklagen, daß die

Selbstverwaltung auf diesem wichtigsten Gebiet versagt hat und

daß unter ihrer Geschäftsführung die heute herrschenden traurigen

Bodenverhältnisse in den meisten preußischen Großstädten ent-

standen sind. —
Als seit den achtziger Jahren des vergangenen Jahrhunderts die
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i^lißstände im städtischen Wohnungswesen immer schärfer hervor-

traten, suchte die preußische Regierung zunächst durch Maßnalimcn

der Baupolizei direkt oder indirekt auf die Gestaltung der Wohn-

verhaltniss« einzuwirken. Hier waren es insbesondere die Hygie-

niker des Städtebaues und die ihnen nahestehenden Kreise, die die

Bewegung in Fluß brachten. Purdi hervorragende Autoritäten

wurde die Behandlung der Bauordnungen wissenschaftlich vertieft

und zu dnem der wichtigsten Zweige des Städtebaus ausgestaltet.

Akadem^die Lehrer, Techniker, Verwaltunj:[sbcamte arbeiteten zu-

sammen, um durch Anwendung abgestufter baupolizeiUchcr Bc*

Stimmungen auf die Entwicklung der Bodenverhältnisse einzuwirken.

Der Krfol}:^ war in den einzelnen Städten, insbesondere bei recht-

zeitigem V^orgehen, ein äußerst günstiger, wenn auch kein aus-

reichender, da es nicht möf^lich war, die fehlerhaften (irund-

hiij^cn des Bebauungsplanes einseitig im Wege der Baupolizei zu

korrigieren.

Erst aLs III den neuiiZigcr Jahren die Anschauung sich Bahn brach,

daß es sich in der Wohnungsfrage in erster Linie um ein Problem der

inneren Verwaltung handele, wurde auch dieStdlui^ der Re-

gierung eine andere. Schon im Jahre 1893 wurde durch eine Äuße-

rung des Finansministers v. Mtquel bekannt dafi dn Wohnui^-
gesetz in Ausarbeitung sei. Aber man kam über Entwürfe und Vor-

arbeiten nicht hinaus. Das Interesse der Verwaltungsbeamten und der

Regierungskrise wurde inzwischen immer lebhafter und trat in ein-

zelnen wühnungspolitischen Maßnahmen hervor. Unter diesen ist

die bedeutendste das Gesetz vom 13. August 1895, durch das zur

^Vrhesseru^g der Wohnungsverhältnisse der Arbeiter und Beamten

III Staatsbetrieben eine Summe von 5 Millionen Mark — inzwischen

durch Nachträge auf 59 Milhonen erhöht — zur Verfugung gestellt

wurde. Daß die Regierung den Wohnungszuständen eine gesteigerte

Aulmerksamkeit zuwandte, war hiermit erwiesen.

Immerbin aber wußte man noch nicht, wie die grundsätzliche

Stettung der preußischen Regierung zur Wohnungsreform sei. Da
erschien am 19. März 1901, der Öffentlichkeit unerwartet, der Mini-

sterialeriaß „wegen der zur Verbesserung der Wohnungsverhältnisse

zunächst zu ergreifenden Maßnahmen".^) Der Erlaß war an alle

Regierung^äsidenten der Monarchie gerichtet j er kennzeichnet sidi

>) Vcrölfaillicht im deulscbcii Reiclii- und KüDigl. PccuS. Staatsaiucdger vom

4. April 1901.
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als eine bemerkenswerte Kundgebung. Die Form war eine pro-

grammatische; ein Aktionsprogramm wurde aufgestellt und be-

stimmte Anweisungen zum praktischen Handeln wurden gegeben.

Der Ministerialerlaß wird in der Geschichte der preußischen

Wohnuagsreform dauernd eine Stelle behalten; sein Inhalt — er

zerfallt in eine Einleitung und in vier Artikd — verleiht ihm im

iibrigen eine hervorragende praktische Bedeutung. Die Einleitung

gebt davon aus» dafl die Wobnungsverhältnisse Bedenken erregen

sowohl in gesundheitlicher als insbesondere in sozialer und sitt«

Itcher Beziehung. Nicht hervorgehoben sind also die politischen

und die wirtschaftlichen Interessen, die mindestens die gleiche Be-

rücksichtigung erfordern. Die Einleitung sagt weiter, daß „ein durch-

greifender Erfolg in den Wohnverhältnissen sich nur durch ein um-

fassendes gesetzliches Vorgehen auf den verschiedenen in Trage

kommenden Vervvaltungsgcbicten erreichen la5?sen wird". Doch
wünscht der Erlaß, daß schon vor den in Vorbereitung befindlichen

Änderungen der Gesetzgebung, im V^erwaltungswege alle geeigneten

und durchführbaren Maßnahmen getroffen werden.

Artikel i verwdst auf das obenerwähnte Gesetz vom 13. Au^st
1895 und dessen NachtragCf über die Bereitstellung von Geldmitteln

zum Wohnungsbau für die Arbeiter der Staatsbetriebe. Es soll

nun auf die Gemeinden hingewirkt werden, daß sie ebenfalb för

<fie Wohnverhältnis^ ihrer Arbeiter und Beamten Vorsorge treffen,

entweder durch kommunalen Eigenbau von Kleinwohnungen oder

durch Förderung von Beamten-Baugenossenschaften. Artikel 2 be-

schäftigt sich (\nnn mit der Herstellung kleiner und mittlerer Woh-
nungen für die Gesamtbevölkerung falso nicht für den Beamten-

Stand). Der KleinWohnungsbau soll rtllgerncin gefördert werden

durch Krleichterungen für die Hauunterneimier, insbesondere diuch

Nachlaß oder ErniätJigutig der Straßenkosten , der Kanalisations-

kosten, der Prüfungsgebühren der Baugesuche, durch Beihilfen in

der Erlangung des erforderlichen Realkredits. Artikel 3 erörtert

kurz die Verkehrsmittel zur Erleichterung des Verkehrs mit den

Aufienbezirken. Der vierte Artikel behandelt die l«>mmunale Boden-

politil^ der mit Recht dne durchgreifende Bedeutung für die bessere

Gestaltung der Wobnungwerhaltnisse zugeschrieben wird Zunächst

empfiehlt der Ministerialerlaß eine Vermehrung des städtischen

Grundbesitzes in Gemeinden mit rasch wachsender Bevölkerung;

auf dem Gebiet der Stadterweiterung soll die Gemeinde selber

Grund und Boden erwerben.
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IMe uiunittdbare Wirkung des Ministerialerlasses ist rine sehr

weitgehende und günstige gewesen. Die Baugenossenschafts-

bewegung nahm einen lebhaften Aufschwung, wenn es auch immer

noch nicht gelungen ist, den Widerstand einzelner, durch Sonder-

interessen beherrschten Gemeindevertretungen zu überwinden. Neue

Vereinigungen zur Förderung des Arbeiterwohnungswesens wurden

gei,'ründet ; in die ganze Wohnungsreform kam ein frischer, leben-

diger Zug, nachdem jetzt der feste Wille der Regierung bekannt

und die Teilnalune denselben gesichert war.

Zweimal war in dem Ministerialerlaß die Einbringung eines

Wohnungsgesetzes als bald bevorstehend bezeichnet worden. Im

Jahre 1902 gelang es zunidist dn Spezialgewtz, das früher ge*

scheitert war» unter Dach und Fach zu bringen; es ist das Gesetz

fiber die Umlegung von Grundstücken, bekannt unter dem Namen
der lex Adickes, mit einem zunächst auf Frankfurt a. M. beschnnkten

Geltui^rsberddi. Inzwischen waren cüe schwierigen Vorarbeiten

für das Wohnungsgesetz selber zu Ende gefiihrt worden. Im Mai

des Jahres 1903 wurde amtlich bekannt gegeben, daß der erwartete

Entwurf eines Wofanut^^esetzes fertiggestellt sei. Zugleich wurden

nähere Mitteilungen über den wesentlichen Inhalt des Entwurfs der

Öffentlichkeit übergeben.
')

IL Der Inhalt des Entwurfs.

Ich habe versudit, diewenigbekannteEntwiddung derpreußischen

Gesetzgebung über den Städtebau im Zusammenhang zu schildern,

da ach nur hierdurch dn richtiger Standpunkt für die Beurteilung

des neuen Entwurfs gewinnen läßt Auch für das gesetzgeberische

Vorgehen und Handeln ist nicht so sehr das Augenblicksbild, als

vielmehr der geschichtlich überlieferte Zustand entscheidend. Übcr-

bUckcn wir die Entwicklung der (icsetzgebung. so ist es klar, daü

der neue Wohnungsgesetzentwurf nicht melir aus dem Vollen geben

konnte, sondern daß er durch vorhandene Verhältnisse gebunden

war. Wii können nunmein- vier Gebiete unterscheiden, deren Be-

handlung der (jcsctzentwurf unteraimiut : 1. Bebauungsplan und

Straßenbau, 2. Bauordnung, 3. Kleinwohnungsbau, 4. Wohnungs-

hygienc.

') V^;l. (1(11 Abdruck in der KöIin>o1i(n /.ritung und in der Zcibchrift fiir

Wohnungswesen. Der Wurllaut des Entwurfs selber i&l noch nicht vcröffeoUicbt

worden.
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I. Ffir die Bestimmungen über den Bebauungsplan und

den StFBfienbau war der Ausgangspunkt von sdbst gegeben; die

neuen Bestimmungen stellen sich naturgemäfier Weise dar als eine

Efganzung und Abänderung des oben S. 178 erwähnten Bauflucht-

liniengesetzes von 1875. Der Bebauungsplan ist von grundlegender

Bedeutung fiir die städtische Entwicklung; durch ihn wird die Auf
teÜung des städtischen Bodens bestimmt Ich kann mit Bezug hier-

auf nur einige wenige Momente an dieser Stelle hervorheben. Die

Bodenaufteilung wird in erster Linie bewirkt durch das Str.ißen-

systein, durch die Breite, durch die Zahl und durch den Abstand

der einzelnen Straßen. Werden die Straßen beispielsweise nur in

einem Abstand angelegt, der 200 Meter von Straße zu Straße be-

trägt, so entstehen Grundstücke, die eine Tiefe von je hx) Metern

haben ; diese können nur durch Massenniietshäuscr mit HolWohnungen

bebaut werden. Wird jede Strade schablonenmaßig 22 Meter brdt

bemessen, so werden die Häuser allgemein 22 Meter — fänf Ge*

schösse hoch gebaut und der Preis des Bodens erhöht sich ent-

sprechend dem Werte der fönfiachen Überbauung. Diese Par*

zellierui^weise hat ferner die notwendige Wirkung, daß die Zahl

der Grundstücke außer allem Verhältnis xu der Zahl der Bevölke-

rung gebracht, der Monopolwert des Bodens gesteigert und ein

Stand von nur nominellen Hausbesitzern gebildet wird. Eine Un-

zahl von weiteren zwingenden Folgen für die Preisbildung der Boden-

werte und der Wohnun^mieten, für die politischen und wirtschaft-

lichen Verhältnisse der städtischen Bevölkerung, für die Wohnungs-

produktion und die VVolinunt^szustände knüpft sich an die Parz.ellierung.

— Die der vorerwähnten c n t e g e n c setzte Hodcnparzellierung

besteht darin, da Ii die StraUen in unterschiedlichen Abmessungen an-

gelegt werden ; z. B. in einem Abstand von 50—90 Metern und in

einer Breite von 9—12 Metern för Wohnzwecke. £s entstehen

alsdann Grundstücke von 25—45 Metern Tiefe, die mit 2 bis 3

Wohngeschossen bebaut werden. Die nächsten Folgen sind:

niedrige (nicht kunstlich getriebene) Bodenpreise, Differen2ierung

der Bodenwerte für den Kleinwohnungsbau, realer Hausbesitz und

bessere Wohnungen. Die Wirkungen der beiden Parzellierungs-

formen habe ich in den im Anhang beigeüigten Skizzen veran-

schaulicht.

In der Mehr/.ahl der deutschen Großstädte sind nun die Be-

bauungspläne in der Weise gehandbabt worden, daß durch Straßen-
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anläge und Parzellierung die schlimmste Boden- und Häuser-

spekulation zur Herrschaft gebracht ,wurde. An dieser Stelle greift

der Gesetzentwurf em, und xwar '4tdt einer seiner wichtigsten Be*

Stimmungen. Der Gesetzentwurf schreibt vor, daß bei der Auf-

teilung des Baugeländes dasWohnungsbedürfnis berücksichtigt

werde und daß fiir Wohnui^szwedce Strafien von geringer Breite und

Baublocke von geringer Tiefe geschaffen werden sollen. Mit dieser

Bestimmung — sagt der Entwurf — soll dem Gebrauch en^egen-

getreten werden, vorwi^end tiefe Baublöcke bei wenigen über-

mäßig breiten Straßen vorzusehen, wodurch das Bestreben gefordert

wird, durch P'rrichtung f^roßcr Massenmietshäuser die Preise der

Grundstücke in die llöiie zu treiben. —
Von großer Bedeutung fiir das Wohnungswesen ist die recht-

zeitige und ausgiebige Bereitstellung neuen Baulandes, dessen

Aufschlieüunnf durch Anlage von Straßen erfolf^en muß. Auch hier

bringt der Gesetzentwurf eine wesentliche und notwendige Neuerung.

Hinsichtlich des Straßenbaus sollen die Ortsbehorden die Befugnis

erhalten, mit Rucksicht auf das Wohnungsbedürfnis die Fertig-

stellung von Straflen und Strafienteilen zu verlangen. Damit wäre

dn schwerer Mißstand beseitigt, der darin besteht, daß heute viel-

fodi mit der Strafienaufschlieflung ganz zurückgehalten oder nur das«

jenige Gelände angeschlossen wird, an dem gewisse Grund-
besitzer ein Interesse haben.

2. Die zweite Gruppe von Maßnahmen bezieht sich auf die

Baupolizeiordnungen. Der Gesetzentwurf will für die Befugnis der

Baupolizeibehörden, durch Bauordnungen die Ausnutzunp;; der einzelnen

Grundstücke /.u regeln, eine feste Grundlage geben. Nach dem Ent-

würfe kann durch die Bauordnungen insbesondere geregelt werden:

die Abstufung der baulichen Ausnutzbarkeit tler Grundstücke nach

Zonen oder Bezirken (Beschränkungen der Ausnutzbarkeit des Grund

und Bodens hinsichtlich der bebaubaren Fläche und der Stockwerk-

zahl); die Ausscheidui^ besonderer, von den Wohnstraflen und

Wohnvierteln getrennter Straßen und Viertel fär die Errichtung

von Anlagen, die durch Lärm, Rauch und durch die Art des Be-

triebes Belästigungen der Wohnbevölkerung herbeiführen (Fabrik-

und Industrieviertel^

3. Die dritte lubterie betrifft die unmittelbare Forderung des

Baues von Kleinwohnungen. Hier handelt es sich darum, die be-
sonderen Bedürfnisse des KleinWohnungswesens zu berück.sichtigen

und durch praktische Maßnahmen die notwendige Steigerung in

Digitized by Google



Rudolf Eberstadt, Entwurf einet prcufiUchen Wobnunfragesetoes. x^S

der Produktion von Kleinwohnungen herbeizuführen. Für den Klein»

Wohnungsbau sollen deshalb gewisse Begünstigungen gewährt werden

hinachtÜch der Kanalisationsbeitragef des Wasserbezugs» der Bau-

polizeigätühren und der Besteuerung. Die entsprechenden Abgaben

sollen nur zu einem Teil — höchstens zu drei Vierteln — er-

hoben werden, wenn sie s<dche Wohnuogeii belasten, die nach

Ihrer Anlage den minder bemittelten Familien dienen. Als solche

Wohnbauten sind anzusehen die (lebäude der gemeinnützigen Bau-

Vereinigungen, d. h. solcher Vereinigungen, bei denen satzungs>

gemäß der zu verteilende J.ihrcs^cwinn auf 4**
,, beschränkt ist.

Dieser Grundsatz erfahrt nun weiterhin eine ebenso berechtij^'te

wie erwünschte Ausdelinung. Die gleichen Bej^ünstigun^^en in der

Abgabenberechnung sollen gewährt werden für die W'ohngebäude

der Arbeiter und Handwerker, die von den Besitzern selbst

und höchäteus noch zwei Famihen gleichen Standes bewohnt werden.

Hierdurch erleichtert der Entwurf in einer glücklich gewählten Kom-
bination zugleich den Eigenbau und die Herstellung kleiner
Mietswohnungen. Obne Zweifel wird hiermit ebensosehr auf

die Besserung der Grundbentzverhältnisse wie auf die des Klein-

wohotti^wesens hingewirkt Eine praktische Bedeutung kann diese

sozialpolitisch äußerst wichtige Bestimmung allerdings erst dann

haben, wenn durch die unter Ziffer i erwähnten Maßnahmen (An*

läge von Straften mit kleineren Baublöcken und entsprechend

billigeren Bodenpreisen) die Möglichkeit zur Schaffung der ent-

^rechenden Grundstücke gep^ebeii ist.

4. Die vierte (iruppe von X'orscliriften endlich enthält die

hygienischen BesliiTiuiungen ; sie handeln von der W'ohnungsnufsicht,

von der Festsetzung eines ^hndestluftraums, vom Schläfst ellenwcsen

und den dazu gehörigen Materien. Für (iemeinden mit iüOcöO und

mehr Einwohnern soll zur Handhabung der Aufsicht ein Wohnungs-

amt errichtet werden.

Der preudische Wohnungsgesetzentwurf stellt sich durch diese

teils neuen, teils ergänzenden Bestimmungen als eine bedeutsame

Verwaltui^mafinahme dar, die unter richtiger Anpassung an die

gegebenen Verhaltnisse, die Möglichkeit för eine gesunde und

sozialpolitisch notwendige Fortentwicklung des städtischen WohnungS'

Wesens zu schaffen sucht. Inwiefern der Entwurf den Anforderungen

an die Reform der stäcltischen Boden- und Wohnungspolitik ent-

spricht soll im folgenden erörtert werden.
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III. Die Ziele der W o h n u n fjs r e for m.

Drei hauptsächliche Ziele hat sich die Bearbeitung der städti-

schen Bodenverhältnisse zu setzen: die sozialpolitisch richtige Auf-

teilung des Bodens, die wirtschaftsgemäße Ordnung des Realkredits,

die Handlungsfreiheit der Selbst\'crwaltung. Bodenaufteilung,
Realkredit, Selbstverwaltung — das sind die drei Richt-

punkte, nach denen sich die gewaltige und vielverzweigte Arbeit

der städtischen Bodenpolitik zu bewegen hat. Prüfen wir nun den

preofiischen Entwurf darauf, ob er för dkse drei Gebiete das Er*

forderliche leistet

Hinachtlich der Bodenaufteilung vertritt der Entwurf die

Anschauungenf die in der Fachwissenseluft heute, ich darf sagen,

ohne Ausnahme anerkannt sind. Im Anschluß an die kurzen

Erörterungen oben S. 183 kann ich mich hier auf den Hinweis

beschränken, daß die Bodenaufteilung entscheidend ist für die

politische, wirtschaftliche und soziale Entwicklung des städtischen

Wesens.') Die Mittel, die der Entwurf vorschlägt, um auf

diesem Gebiet den krassen Schäden des Spekulationshcsitzes

entgegenzutreten , sind die richtigen. Die Interessen der Ge-

meinde, der Gesamtbevöikerung und des soliden Grundbesitzes

stimmen hier überein. — Zu erwähnen bleibt noch, daß in

dieser Frage auch in der Stellung der (gewerbsmäßigen) Haus-

besitzer eine erfreuliche und überraschende Wendung eingetreten

ist In dnem von dem Zentratverband der Haus- uml Grund-

besitzervereine Deutschlands herausgegebenen Veröffentlichung (Ver-

fasser A. Grav^l) wird in entschiedenster Weise und in den schärf-

sten Ausdrücken der spekulative Hausbesitz und die ihn begünsti-

gende BodenparzeUierung bekämpft und als der Verderb eines

selbständigen und soliden Hausbesitzerstandes bezekhnet. Als die

auch im Interesse des Hausbesitzerstandes zu verlangende Haus-
form wird gefordert das Bürgerhaus, das in der genannten Schriit

definiert wird als ein bürgerliches Miethaus für vier bis sechs, im
Höchstfalle für acht Familien.*)

Mit welchen Mitteln und in welcher Entwicklung die Boden-

und Häuserspekulation sich in Deutschland, insbesondere in Preußen,

'i \gl. noch meine Khcinischeu Wohnverhältnisse ,S. lOl.

*) Vgl. die Anzeige des GrlT6Ilicheii Baches in Schmollen Jahrbuch Bd. s6

Heft 3 S. 1333 fr.

Digitized by Google

I



Rudolf Eberctadt, Entwarf ciiMS prettUaebea Vfobwagigeudbsat. iSj

herausgebildet hat, ist an dieser Stelle nicht zu schildern. Hervor-

zuheben ist indes, daß auch heute die Form des realen Haus-

besitzes mit ihren günstigen Folgen für das Wohnungswesen noch

in einem grofien Teile Deutsdilands vorherrscht; es ist dies der

Fall in dem westlichen und nordwestlichen Gebiet, das abgegrenzt

wird durch eine etwa von Bremen bis Koblenz gezogene Linie und

dessen Mittelpunkt das Rheinland mit den Städten Elberfeld, Dfissd*

dorf und Kr^dd bildet Hier bat ach unsere alte deutsdie Bau-

weise ohne Eingriffe und Unterbrechungen bis zur Gegenwart fort-

entwickelt und die ^uifimraen geschaffen, die fiir die Bearbeitung

unseres Wohnungswesens allgoncin als Vorbild dienen können.

Das Sttidium der Rheinischen und Bremer Wohnverhältnisse zeiqjt,

daß sich nur durch Ausbildung selbständij^cr Formen für den Klcin-

wohnungsbau günstige Wohnungszustände erzielen lassen. Als der

leistungsfähigste Typus ist wohl das Vierfamilienhaus zu bezeichnen,

das in rascli anwachsenden Großstädten Kleinwolinungen in ge-

nügender 2^hl und guter Beschaffenheit zu liefern vermag.

Hinsichtlich des Realkredits sucht dar Entwurf nur indirekt

«nzuwirken, indem er Begünstigungen vorsieht einerseits fUr die

gemeinnützige Bautätigkeit, andererseits — was besonders wertvoll

^ (ur das kleine Arbdtermiethaus. Hierdurch wird die Bautätig-

keit in zwei bedeutsamen Richtungen — för die Baugenossen-

Schäften und für den Bau von Dreifamilienhäuscrn — erleichtert

Eine allgemeine Regelung des Realkredtts wird jedoch in dem Ent-

wurf nicht angebahnt, obwohl zu einem gesetzgeberischen Vorgehen

auf diesem Gebiet eine unabweisbare Notwendigkeit vorliegt.

Die grundlegende Bedeutung , die unseren Institutionen

des Realkredits für die liodcnentwicklung zukommt, ist erst

neuerdings hervorgehoben worden. Die Gestaltung unserer Boden-

verhältnisse hängt in hohem Maße ab von den öffentlichen iiinrich-

tungen für die Belastung des Bodens, für das Grundbuchwesen und

das Hypothekenwesen. Die in Deutschland hier herrschenden Zu-

stände zeigen zunächst äußerlich betrachtet einen aufialligcn Wider-

spruch. Das Kapital fliefit jahraus jahrein in ungezählten Mengen
dem Boden zu; zugleich aber ist die Klage allgemein, dafi iür pro-

duktive Zwecke Kapital schwierig und in unzureichender Weise er>

hältUch ist. Das Baugewerbe ist allgemein abhängig von den

spekulativen Interessen des Bodenbesitzers, der in der Frage der

Kapitalbeschaffung die ausschlaggebende Stelle inne hat Für den
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privaten gemeinnützigen Wohnungsbau müssen wir uns das Geld mit

tlen größten Schwierigkeiten beschaffen. Der Staat endlich mufi jähr<

lieh öffentliche Gelder hergeben, um nur die Tätigkeit der Beamtcn-

Bau^enos5;enscIiaften zu ermöglichen. Auf der andern Seite aber

wird durch unsere Volkswirtschaft jedes Jahr die gewaltige Summe
von vier Milliarden für die Kapitalisierung des Bodens tatsächhch

aufgebracht. Auf der einen Seite Übersättigung: auf der anderrn

Seite Ka[)italschvvierigkeit und Mangel. — Soweit für diese Entwick-

lung verwaiiungsreclitlichc Ursachen in Frage kommen, liegen sie in

uiisem Einrichtungen für die Kapitalisierung des Bodens, für das

Grundbuch« und Hypothekenwesen. Unsere grundbuchlk:hen Ein«

richtungen — nach der formalen Seite die vollendetsten in irgend

einem Lande der Welt ^ leisten nach der materiellen Seite das

Gegenteil dessen» was sie leisten sollen; sie dienen der Spekulation

und der unproduktiven Kapitalverwendung» wahrend das Produktiv-

kapital zurückgesetzt wird.

Wie die preußische Gesetzgebung über Wohnungswesen und

Städtebau, so hat auch die Ilypothekengesetzgebung ihre Geschichte,

ohne deren Kenntnis die heutigen Zustände nicht verständlich sind.

Kinc genauere Darstellung in dem vorliegenden Zusammenhange zu

geben, ist nicht möglich; doch möchte ich iminen an anderer Stelle

veröffentlichten Untersuchungen hier noch einiges hinzufügen.

Unsere Einriclitungen für das Grundbuch- und Hypotheken

Wesen sind dcutsclirechtlich. Sie entstammen der ersten l'eriude

unseres Städtebaus, die die deutschen Einrichtungen für die Kapi-

talisierung des Bodens geschaffen hat (s. oben S. 1 74}. Der leitende

Grundsatz des deutschen Rechts aber war: rechtliche Trennung von

Boden und Bauwerk. Die Werte, die Kapital und Arbeit schufen,

durften steh nicht vereinigen mit dem Recht des Bodenbesitzers.

Hierdurdi wurden Kapital und Arbeit in ununterbrochenem Strom
dem Boden zugeführt und in einer kapitalarmcn Wirtschaft wurde

die intensivste Bodenkultur ermöglicht.') Mit dem Gindringen des

römischen Rechts gelangte allmählich die der deutschen entgegen«

gesetzte römische Auffassung zur Geltung: superficies solo cedit;

was auf dem Boden steht, wächst dem Uodcn zu Aucli auf rmdcren

Gebieten des Immoljiharverkehrs drangen seit dem seclizclmten

Jahrhundert die rüniischrccht liehen Auffassungen durch; sie führten

indes zu unhaltbaren Zuständen im Realkredit. In Preußen griff

) RheiaUcbe Wohnverhältnisse S. 105 f.
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man deshalb unter Friedrich I. und Friedrich Wilhelm I. auf die

Einrichtunj^cn der deutschen rirundbücher '/uriick, deren Anlapje

durch eine Reihe von Edikten geregelt wurde. Nach der Durch-

führun;:;^ der Justi:^reform I'Vicdrichs des Großen wurde am 20. De-

zember 17S3 eine neue Hypothekenordnung ein<,feführt, deren Vor-

treft lichkeit allgemein aucikannt war, und die in ihren Grundzügen

im wesentlichen unverändert bis zum Jahre 1872 bestanden hat.

Der neue, für uns bemerkenswerteste Abschnitt in der Ent-

widdung des Bodenkredits b^nnt mit der Grundbuchordnung vom
5. Mai 1S72. Ihr ausgesprochenes — und berechtigtes — Ziel

war, den Realkredit der Beweglichkeit des Kapitals
anzupassen. Das Studium der Landtagsvorl^en, Berichte und

Verhandlungen fiber diese in die wirtschaftlichen Verhaltnisse tief

eingreifende Maßnahme bietet noch heute ein hervorragendes

Interesse. Die Reform des Hypothekenwesens wurde damals von

der Landwirtschaft fast in noch höherem Maße gefordert, als von

den Städten. Man glaubte durch Erleichterung des Hypotheken-

verkehrs und der Bodenbelastun^; eine stärkere Zufuhr des Pro-

duktivkapitals zu erreichen. Den Fehler, in den man dabei ver-

fiel, bestand darin, dai.^ man das staatliche (irundbuch unter-

schiedslos für jede Hodenbelastung zur Verfügung stellte, gleich-

viel ob die Beträge aus produktiven Aufwendungen oder aus un-

produktiven Ansprüchen herrührten.

Das hieraus folgende Ergebnis der preußischen Gnindbuchreform

wird von den juristisdien IVaktikem in der Formel zusammenge&ßt:

je besser das Grundbuch, je höher die Verschuldung.
Mir scheint indes, eine solche Folge liegt durchaus nicht in der

Natur der gnindbuchlichen Einrichtungen. Im G^enteil, die bessere

Anlage des Grundbuchs muß dgentUch zu einer verhältnismäßig

ni^irigeren Verschuldung fuhren, wenn die Grundgedanken, auf

denen die Institution beruht, berücksichtigt werden. Das ist aber

hier nicht geschehen. Die preußische Grundbuchreform von 1872

beseitigte jede Beschränkung in der Eintragung von Hypotheken,

ohne Rücksicht auf das Produktivkapital, das man eigentlich heran-

ziehen wollte und, was vielleicht nocli schlimmer ist, ohne Rücksicht

auf die ungeheure wirtschaftliche und soziale Wirkung der öffentlich-

rechtlichen grundbuchlichen Einrichtungen. Ich habe diese Ver-

hältnisse und ihre Folgen an anderer Stelle genauer untersudit^);

1) Der deolscbc Kapltelnuurkt, S. »19a,
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hier möchte ich nur einen bemerkenswerten Ausspruch verzeichnen,

der von dem Ah^eordneten Reich ensper^er (Olpe) während

der Xx'rhandlungen über die Grundbuchordnung von 1872 geuu
wurde: „Das kann man freilich machen, das heifit aber Aufgeben
alles materiellen Rechtsprinzips, — es heißt, die Idee, die

in allen Gesetzgebungen ihren Auadruck gefunden hat, ver-

leugnen, — es heißt, das System des Wechselrechts generali-

sieren".

Die Aufiassui^ ist richtig; aber der Vergleich mit dem
Wechselrecht trifft nicht zu, da er gerade den Hauptunterschied

nicht hervorhebt. Der Staat hat keinerlei Einrichtungen ge*

schaffen, um die Valuta eines Wechsels zu garantieren; der

Staat übernimmt keinerlei Bürgschaft , daß der Wert, den der

Akzcptp.nt zu zahlen verspricht . iibcrIiaujH irgendwie vorhanden

ist. Anders dagegen bei den grundbuchlichen Kinrichtungfen. Hier

schützt der Staat den Rang und das Objekt der grundbuch-

lichen Forderung: aber er gibt jetzt diese Garantie ohne jede

Prüfung des zugrunde liegenden Rechtsgeschäfts. Darin liegt ge-

wiß eine Anomalie. Man wird kein zweites Gebiet zu nennen

wissen, auf dem der Staat Einriditungen von größter Trag-

weite geschaffen hat, um die Sicherheit einer Forderung zu ver-

bürgen, deren Ursprung er weder kennt noch prüft Heute ge-

wahrt der Staat das folgenschwere Recht der grundbuchlichen

Sicherheit ohne Rücksicht auf das Rechtsgeschäft, das der hypothe*

karischen Forderung zugrunde liegt In diesen Formen vollzieht

sich eine der vornehmsten Äußerungen staatlicher Tätigkeit in

unserem Wirtschaftsleben.

Für den stadtischen Bodenkredit entsteht hier einer der

schwersten Mißstände, der sicii nur beseitigen läßt durch die Trennung

der Hypotiieken in .Meliorationsliypothcken und einfache Boden-

schulden. Die grundbuchliche Belastung des Bodens für prockik-

tive und Kvilturzwecke muß durchaus getrennt bleiben von der Be-

lastung für unproduktive und sterile Zwecke. Unser heutiges Grund-

buchsystem gibt in einer Weise, m dies in keinem andern Lande

bekannt ist, der Spekulation die Verfügung über die Entwicklung

der Bodenwerte. Unter den gegenwärtigen Verhaltnissen dient der

durch die Bebauung und Bodenkultur geschaffene Wert in erster

Linie dazu, den rein spekulativen Forderungen Konsistenz zu

verleihen und sie realisierbar zu machen; ermöglicht wird dies

durch die Verschmelzung von Spekulationsgewinn und produk-
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tiver Aufwendung bei der hypothekarischen Belastung der Grund>

stücke« *)

Eine ^undsätzliche Regelung der Hypoihckcngesetzgebung

ist Reichssache.*) Indes könnte Preußen auch, nach den Be-

stimmungen des Einföhrungsgesetzes zum Bürgerlidien Gesetzbuch,

selbständig vorgehen, wozu der Wohnungsgcsetzentwurf den ge-

gebenen Anlafi bietet

Es ist bekannt und ofienkundig, daÖ der von den Hypotheken-

banken erhältlidie Bodenkredit versagt sowohl für den gemein-

nützigen Wohnungsbau wie auch allgemein (ur den nichtspeku-

lativen Kleinwohnungsbau. Gerade fiir das Wohnungsbedürfnis der

Kreisel auf die sich der neue Wohnungsgesetzentwurf bezieht, fehlt

es an zureichendem Realkredit. ^) Gegen den Wert und die

Leistungen unserer ITypolhekenbankcn soll damit nichts gesagt

werden ; die iianken sind itidcs durch ihren ganzen Apparat mit

dem spekulativen Bodengeschäft eng verknüpft und auf die Imeraus

hervorgehenden Gewinne und Verdienste zugeschnitten. Die ein-

fache Vorm des Realkredits, dessen das Kleinwohnungsvvcsen be-

darf, ist nicht Sache unserer Hypothekenbanken. Wir brauchen

neben unseren Hypothekenbanken reine Realkreditinstitute, die nach

geschifUichcn Grundsätzen, aber doch mit einem wesentlid) ein-

facheren Apparat einen billigen Realkredit für den städtischen

Hättserbau vermitteln und auf die Tilgung der Bodenschulden hin-

wirken sollen. Das GroBherzogtum Hessen hat zu diesem Zweck
durch die treflfliche wirtschaftspolitische Gesetzgebung des Jahres

1902 eine Hypothekenbank mit staatlichen und öffentlichen Mitteln

ins Leben gerufen.^) Für die preußischen Verhältnisse müßte

^ Wegen der EiDzelheiteD s. meinen Kapttalmubt S. 364. — Vgl. biemi eine

jüngst veröffentlichte Studie von Ca^t Job. Fuchs (ZciUchrift filr Wohnungswesen

10. Frbr. 1904 S. Ii 3;, f1i<" in anrr^fjrndrr ^Vci^( <iir- von mir Vh(*!ianf!rlt?ii Frnpea

einer kritischen Erorltmiig unterzieht. Die in im im n Schrillen :iulj»c»tclUi; Scliciduag

lautet indcfl: Meliorationsbypotbek und einlache i^odenschuld ; nicbt Spckulations-

fcypotliek, wie in der Übendirift des F.Mhen Artikels gesagt IsL

") Es wäre cffrenlicb, wenn der Verein Reicbswolingesets dieser Frage

sdne Tätigkeit widmen wollte.

•) Vgl. M. Brandts, Soziale Praxis XI. Jahrgang 1901, S. 138. Zahlreiche

Belege filr die hier bchandHf rn Verhältnisse gibt die von Prof. Albrccht heraus-

gegebene Zeitschrift fUr Wohnungswesen im einzelnen.

*) Vgl. Ministerialrat Braun, Die wirtschaiUpulitiächc Gesetzgebung des Groft-

hCRogtttnis Hessen im Jalire 19QS. Darmstadt 1909, und meine Anseige Preofi.

Jabrbttcher 1903. Bd. iii, Heft t, S. 14a.
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eine solche AosUtt auf breiterer Grundlage und ohne oder doch

ohne gr56ere Beanspruchung öffentlicher Gelder errichtet werden.

Der gegebene, nach der bestehenden Gesetzgebung gangbare

wäre die Schaffung eines öffentlichen Hypothekeninstituts mit dem
Vorrecht — das eigentlich das gemeine Recht sein müßte — der

sog. Meliorationsdarlehen; d. i. der Darlehen, die iiir die Besserung

eines (irundstücks gegeben werden.

Durch Artikel Ii8 des Einführungsgcsctzcs zum lid.B. wird

der l^ndesgesetzgebung das Recht vorbehalten
,

zugunsten von

Meliorationsdarlehen eiiien grundbuchiichcn Vorrang zu schallen.

Dieser Vorrang kann gewährt werden einer öffentlichen

Anstalt wegen eines zur Verbessenmg des belasteten Grundstücks

gegebenen Darlehens.^) Die Errichtung mes solchen Instituts, das

die Forderung des KIdnwohnungsbaus allgemein zum Ziele nimmt,

ist an sich notwendig. Doch konnten för die Ausstattung des In-

stituts in Fk-euden nicht lediglich oder auch nur vorzugsweise öfTent'

liehe Mittel in Frage kommen. Einer solchen Anstalt würde vielmehr,

bei Verleihung des Vorrechts der Mcliorationsdarlehen, Privatkajntal

reichlich zufließen; sie würde dem privaten und genossenschaft-

lichen Kleinwohnungsbau den erforderlichen Realkredit billig Hefern

;

sie würde (gleich der hessischen An'^talt) nur Amortisationsflarlehen

geben und dadurch auf die Entschuldung hinwirken, wahrend heute

die Schuldentilgung von den gewerbsmäßigen Hausbesitzern grund-

sätzlich *) abgelehnt und der Boden mit einer steigenden und untilg-

baren Versciiuldung belastet wird.

An dritter Stdle haben wir die fieziehungen zur Selbst-
verwaltung zu betrachten und idi möchte vorw eg bemerken,

daß mir die Wirkung des Entwurfs auf die kommunale Sdbstver-

Dtr Artikel Ii8 Eiofges. B.G.B. lautet wörtlich: „Unberilhrt blcib«i die

laodesgcsctzlichcn Vorschrirten, welche einer Gcldrcntc, Hypothek, Gnmdachtild oder

Rcntrn'-rhuld, die dem Stantr oder einer öflentlichen Anstalt wegen eines zur Ver-

besserung des belasteten GiundslUcks gcwälirten Darlchns zusteht, den V^orrang vor

anderen Belastungen des Grundstücks einräumen." In den Wirktingen der Ver-

bcnenuig besteht kein grandiitslicher Untcfichicd zwiicheii lüiidliehcii und lOdtischeD

GraBdstfleken. Der leitende Ge»icbt»piiiikt ist, dsJ dmdi die BodenbesseniiiK eine

WertsteigeruBg des Gnindstacks bewirkt wird, so dafl der surttcktreteDdc Gliubiger

keine Einhülle an seiner Sicherheit erleidet, während zugleich durch Amortintioil

für die Abtragung der Meliorationshypothek gesorgt wird.

*) S. meinen Kapilalmarkl S. 256 f.
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waltung als die wichtigste und bedeutsamste von allen erscheint

Die wesentliche Ffage gebt dahin, ob der Entwurf die Wirkung
hat, die Aktionsfähigkeit der Selbstverwaltung zu starken oder

zu schwächen.

Die Grundlage der <^iaatlichen Zustande sind immer und überall

die kommunalen. Für Preußen lie^ eines der ernstesten Probleme

darin, daL^ es nicht f^elunpcn ist, die kommunale Selbstverwaltung

mit der Staatsverwaltung organisch zu \ erschmelzen. Daß die Schuld

den Staat trilft, wird niemand behaupten k()nnen. der die Entwick-

lung verfolgt hat. Seit dem Erlaß der Steinschen Städteordnung

bis zu der letzten Behordenui, im: ation hat der Staat incliL auige-

hört, der Selbstverwaltung BcUigiu^e zu übertragen und ihr Ge-

biete zuzuweisen, auf denen sie ihre Tätigkeit entfalten konnte.

Vielleicht auf keinem zweiten Gebiet aber ist dies in solchem Urning
gesdiehen, wie im Wohnungswesen und Städtebau, Das Bauflucht-

Eniengesetz von 1875 darf man wohl als eine ,4nagna Charta liber-

tatum" bezeichnen, die der Selbstverwaltung die Herrschaft über

den gesamten Städtebau übertrug; und dieser Freibrief ist dci\

Städten — anders wie einst die Steinscbe Städteordnung— in der

günstigsten Zeit übergeben worden, in einer Periode unvergleich-

lichen städtischen Wachstums bei fortwährendem Steigen der Be-

völkerungszahl, der Grundrente, der Produktivität, der Steuerkraft in

den Städten. Trotz der Gunst aller dieser Momente ist in den

meisten unsergr Großstädte eine nach der politischen, sozialen und

wirtschaftlichen Seite gleich sclilechte Bodenentwicklung herbei-

gefiihrt worden.

Der grofite Schaden für die Selbstverwaltung ist die vorbehalt-

lose Überlassung von Befugnissen, die große ökonomische Werte

und Vorteile in sich schließen. Keine Selbstverwaltung ist im-

stande, sich dann auf die Dauer intakt und akttonsfahig zu halten.

Die Vertreter und die Mitglieder der Selbstverwaltung haben häufig

genug, insbesondere im Städtebau, Interessen, die nicht gleichbe-

deutend sind mit denen der Gesamtheit und noch weniger mit den

Anforderungen einer vorbauenden, auf die künftige Entwicklung

gerichteten Politik. Hier bedarf es unbedingt einer Behörde, die

außerhalb des Drucks tler wirtschaftlichen Interessen steht. Das

war der Standpunkt, der bei den Verhandlungen über das iiauHucht-

liniengcsetz im Jahre 187s von den Regierungsvertretern Minister

Dr. Achenbach und Geh. Reg.-Rat (gegenwärtig Unterstaats-

sekretär) Dr. Schulz — dem die Ausarbeitung des Gesetzes in

Afchiv für SadalwiMeudufk «. Soxialpolltik. I, (A.f. tcn.G. u.St. XIX.) 13
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erster Reihe oblag — konsequent und mit richtiger Voraussicht

eingenominen wurde.

Ihre Anschauungen fanden an einer der wesentltchstea Stellen

die Unterstützung eines Abgeordneten, der in der Sclbstverwaltunf^

in hervorragender Weise tätig war. Die Worte dieses Mannes ver-

dienen um so mehr der Vergessenheit entrissen zu werden, als sie

in ursprünglicher Frische wie för die Gegenwart gesprochen er>

scheinen:

„Anders liegt die Sache, meine Herren, wenn man
eine Staatsbehörde hat, welche gegenüber der in dem
einzdnen Kalle interessierten Gemeinde angerufen werden kann

auch von jedem einzelnen, an welche sich auch der einzelne wenden
kann, um sie aufmerksam zu machen: Hier ist der Fehler, er muß
korrigiert werden, sieh einmal nach und wenn es der Fall ist, dann

schlage du die Wege ein, die notwendig sind. Dann haben wir

eine gewisse Garantie gegen unberechtigte Forderungen und wenn

njaii lürchiet, daß die Behi.irde geneigt sei, zu weit zu gehen, so

haben wir einen weiteren Schutz darin, daß die lieiiörde nicht

durch ihr Resolut die Sache erledigen kann, sondern daß dieselbe

auf den Weg der ordentlichen Instanzen verwiesen wird.

Ich bereife, meine Herren, dafl die AufEassung in diesem Hause

viele Widersacher findet, aber ich begreife es nur aus
Gründen des Gefühls und nicht aus Gründen des Ver«
Standes. Sie haben alle unter der Polizeiwirtachafk der Vergangen'

heit mehr ocfer weniger zu leiden gehabt. Sie stellen sich die

Polizei vor als eine Einrichtung, welche eben nur dazu berufen ist,

die Menschen zu quälen und die Gemeinden zu beunruhigen. Ja,

meine Herren, wenn dieses der Zustand wäre, der dauernd herbei-

geführt werden sollte, so würde ich allerdings, was icli neulich die

Gemeindetyrannei ') nannte, vorziehen dieser Polizeiwirtschaft,

Aber, meine Herren, ich verstehe in der Tat nicht, wie man sich

so anstellen kann, als müsse dieses Wesen fortbestehen, als müsse

bei einer weiter geordneten Entwicklung unserer Verliältnisse die

Polizei ewig in der Situation des Peinigers, und nicht vielmehr in

der Situation des Helfers sein/'

Man wird licute vielleicht niclit gleich erraten, wer diese be-

deutsamen Worte in einem entscheidenden Augenblick gesprochen

') Der Redner hatte den Atudmek konc savor mit dcutlicber Anwendvog «nf

Berlin gebmncht
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hat : es war kein anderer als R u d 1 f : r c h ow , der hier den

Beweis lieferte» daß er sich nicht durcli die Parteischablone binden

ließ : seine Gegner wm-en unter den eigenen Parteigenossen, die eine

unfähige und beschränkte Politik mit dem Schlagwort Selbstverwal-

tung zu decken suchten. Virchow war kühn genug, ihnen das Wort
entgegenzurufen: die Kommunaltyrannei könne schlimmer sein .ils

die Polizeityrnnnei. '
j
— Doch Virchow tat in dieser Sache noch

weit mehr. Es scheint nicht bekannt zu sein — wenigstens habe

ich weder in dem Wohnungsgesetzentwurf noch an anderer Stelle

eine Andeutung darüber gefiindea— daS aufVirchows Anr^ng
die Bestimmung aufgenommen besw. scharfer gefa6t wurde, die jetzt

wieder in dem neuen Entwurf eine hervorragende Rolle spidt; es

ist die Vorschrift, die den B^rifT des öffentlichen Interesses
in § I Absatz i und 2 des Baufluchtliniengesrtzes hineinbringt und

seine Wahrnehmung der Ortspolizeibehörde überträgt

Diese Krinnerungen dürften für die Gegenwart niclii ohne be-

sonderen Wert sein; denn die alte Konstellation scheint sich 7u

wiederholen Die Regierung will den Begriff des wahr/unchmen-

(Ivn (»fientlichcn lntcresse?N im Städtcl)au weiter fassen und das

Wuhnungsbedürfnis mit eini.chlieLien. Diese Ausdehnung erfolgt mit

der naturgemäßen und ausgesprochenen Absicht, die Tätigkeit und

.Aktionsfähigkeit der Selbstverwaltung zu erweitern; wo die

Selbstverwaltung aber versagt, soll sie — ganz wie nach dem
Virchowschen Antrage — durdi die Aufeichtsbehörde zum Handeln

angewiesen werden. £ine Erfehrung von dreifiig Jahren hat uns

darüber belehrt, daß eine solche Vorschrift unumgänglich notwend^

'} Nocb ein zweiter Aussprach Vircbows verdient berrorgehoben zu werden:

„So weit gebe ich oicbt in der Fordernng der Autonomie der (>c-

TDcindcn, dafl ich der Meinung; wüte, in«a fDtffite jede Gemeinde
machen la<isrn, was ihr fällt."

'i lU /ii;;Iich di r \\ rlKintllunj;en über
J}

l verweise ich auf die Stcoc^raph. bcnchtc

und Anlagen des Jahres 1^75 und erwähne noch folgende Einxelbeit: Virchow
hatte den Antrag geitellt, die Ortspolizdbch&rde soOc dai Recht erhalten, im öffent-

lichen Interesse die Festatelluiig von BauflnchtÜnien ansnregcn. Den Aus-

druck „anregen" hatte Virchow, nach seiner späteren KrklärunR, K*^wälilt im An-

Ncblutt an die T< riiiimilo^ic der Kf^uruiifjsvttrl.ii^t;. Der Antrag \ irrhow wurde

flann durch die V crcinh.irunj; verschiedener l'tirlci< n. iiimilii Ii der ii.itiiiiinlliht^rnlrn,

der Fortschrittspartei und der NeuJsonservalivcn in veränderter Fassung, ahs Aiurug

'Hcdcmann eingebracht, wobei n. n, statt „anregen" der Ausdruck „verlangen" ge-

setst woide. In dieser Form ist der Antrag in dos Gesetz abergegangen.

13*
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isti und zwar im Interesse der Selbstverwaltung» um deren Organe

von dem Bleigewicht der Sonderinteressen zu befreien und ihnen

die nötige Bewegungsfreiheit zu geben. Wiederum aber hat es

den Anschein, als ob das Schlagwort Selbstverwaltung dazu dienen

sollte, um die Untätigkeit und die gemeinschädiichen Interessen zu

decken.

Ks scheint, daß man von gewisser ."-leiie den Khidruck er-

wecken will, als ob die Bestimmung des neuen ( resetzenlwurfs, die

den Heii;rift' des wahrzunehmenden öflentlichen Interesses auf diis

Wüluiuiigsbedurfnis ausdehnt, schlechthin eine Beschränkung der

Selbstverwaltung enthalte. Das Gegenteil ist der Fall Die Vor-

schrift des Entwurfs gibt einer tüchtigen Verwaltung erst die Mög<

lichkeit, die Grundlagen der städtischen Entwicklung in sach*

gemäßer Webe zu ordnen. Andererseils wird damit auch die Hand-

habe geschaffen, um jenes verwerfliche Gemisch von Untätigkeit

und Sonderinteresse zu beseitigen, das Virchow als „Gemeinde-

lyrannei" bezeichnete. Nach jeder Richtung wird der Entwurf die

Selbstverwaltung aktionsfähiger und freier gestalten, und sie in

Stand setzen , die städtische Bodenpolitik und damit das gesamte

städtische Wesen in richtige Bahnen zu leiten. Iis ist erfreulich,

daß :inrh jet/.t wieder aus Selbstverwaltungskrcisen sich gewichtige

Stirn- HCl vernehmen lassen, die sich dieser Auffassung anschließen.

In einem bemerkenswerten Aufsatz hat neuerdinf^ Dr, Hugo
Prculi die städtische Bodenpolitik emci cnigelicudcn Besprechung

unterzogen, um mit Entschiedenheit für eine Reform der städtischen

Verwaltungstätigkeit einzutreten.*) Eine solche Reform ist not-

wendig, und zwar in erster Linie zur Stärkung und Festigung der

Selbstverwaltung.

Fraglich dürfte es erscheinen, ob die von dem Entwurf ge-

wählte Fassung — der Ausdruck „Wohnungsbedürfnis" — ^ch als

ganz zutreffend und ausreichend erweisen wird; der Ausdruck ist

zu vieldeutig. Bei den Mißständen in unserem Städtebau handelt

es sich nicht um das Wohnungsbedürfnis ganz allgemein, sondern

um die schlechte Form der Wohnungsprodnktion. Der Gesetz-

entwurf selbst will nach seinen eigenen Angaben die städtisclie

Bodenpolitik an dieser Stelle nur insofern beeinflussen, als die

Bodenparzellierung eine verlehite und gemeinschädliche ist (oben

') tlodciijiohük unil SclbstvcrwaUung, branklurlcr Zeituug vom 22. und

23. August 1903, Nr. 232 und 233.
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S. 1S41. Ks diirfte sich also eine präzisere Bezeichnung enii)fehlen,

die klar /.nm Ausdruck bringt, daÜ — gemäti den obipfen Erörte-

rungen über die Ik-deutung der Bodenaufteilung — die städtisc-he

Bodenpolitik verpflichtet ist , die politisch und wirtschafthch ge-

eignete Form der Wohnungshersteilung zum Ziele zu nehmen.

Die vorstehenden Ausführungen haben sich bestrebt, in der

preußischen Wohnungsgesetzgebung die geschichtlichen Zusammen-
hänge, deren der Entwurf selber nicht gedacht hat, genauer hervor-

zuheben. Der neue (icsctzcntwurf bildet nur ein Glied in dieser

langen Entwicklung; durch sie werden die Grundlagen heigesteUt,

nuf denen sich das weitere Handeln des Staates bewegen kann.

Bei den geschichtlichen Darlegungen mußte ich weit zurückgreifen

in die älteren Zeiten, tlie unsere l'jnrichtungeii des Städtebaus be-

gründet haben. Die administrativen Schöphuigen des Mittelalters

wie die der latuiesfürstlichcn Bautätigkeit bestellen noch in der

Gegenwart uiigcsciiwächt fort, allerdings in veränderten iormen

und mit ganz anderen Wirkungen; doch gerade deshalb ist es not-

wendig, sie in ihrer ursprünglichen Bedeutung kennen zu lernen.

Auch hier bildet das Zurückgehen auf die Quellen die Vorbedingung

liir jede Reform.

Indes fast noch grofieren Nachdruck möchte ich auf diejenigen

Erörterungen legen, die den Voi^ängen aus den Siebziger jahren
des abgelaufenen Jahrhunderts gewidmet sind, und die auf die da-

malige Neuordnung der Geset^bung hingewiesen haben. In den

siebziger Jahren sind die Gesetze und Organisationen für den städti-

schen Roden geschaffen worden, unter denen wir heute leben; ihre

Wirkung aber — ich erinnere nur an den Realkredit — ist eine

ganz andere geworden, als man damals beabsichtigte und erwartete.

Doch auch diese Periode gehört (ur uns heute der Vergangenheit

an; wir dürfen und müssen sie als (ie schichte betrachten und

ihre Ergebnisse objektiv prüfen. Aus denselben Ursachen und mit

den gleichen wissenscha^ichoi Bütteln , wie wir die Institutionen

der alteren Zeit studieren, müssen wir heute die Gesetzgebung der

siebziger Jahre untersuchen, über deren fehlerhafte Wu-kung uns

eine hinreichende Erfahrung belehrt hat. Die Entwicklung von

drei Jahrzehnten hat hier Zustande hervorgebracht« die dem Staat

ebenso wie der Gemeinde zum Schaden gereichen.

Die Folgen der heutigen Gestaltung unserer städtischen Boden-
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Verhältnisse sind unendlich viel schUmmer als all^^cmcin anerkanui

und zugegeben wird. Mit einigen hygienischen Bedenken sind die

trauri<^en Mißstände in unseren Städten nicht gekennzeichnet. Die

Aufgabe, die utisercr Zeit in der Reform der städtischen Bodenver-

hältnisse erwächst, ist eine gewaltige; doch daß sie gelöst wird,

ist sicher, wenn Staat und Selbstverwaltung auf der Grnindlage fort-

arbeiten, die für (fie preußische Gesetzgebung von altersher ge-

golten hat; es ist die ttberfieferte Pflicht und das historische Recht

Anhang.

Die beifolgenden Zeichnungen sollen im Ansdilufi an die Dar-

legung (oben S, 185) die Bedeutung der Bodenaufteilung nach ver*

schiedenen Systemen veranschaulichen. Fig. i aeigt die Berliner

Parzellierung. Die Baublöcke sind 150 bis 200 m tief, 500 bis

350 m lang.
(Siclif Fi;;. I lUt 199.;

Die cin/ehieii ». irundstücke haben eine Tiefe von 70—80 m, sie

müssen tluich zweifache, z. T. dreifache Hinterhausbcbauuni; (Hof-

wohnungen) ausgenutzt werden. Von den Wohnungen liegt nur ein

geringer Teil nach den übermäßig (22V«, 26 m und 34 m) breiten

Straßen, die lediglich dem Vorteil der Bodenspekulation dienen; die

Mehrzahl der Wohnungen befindet sidi auf den Höfen. » Aus
dieser Parzellierung des Bodens folgt weiter der ungünstige Haus-
grundriß, der för die Kldnwohnung voUstSnd^ untauglich ist

Die Kleinwohnung (Stube und Küche; Stube, Kammer, Küche)

kann niemals zu einer den Beffiff der „Wohnung" entsprechenden

Anlage ausgestaltet werden; sie bleibt immer ein undifferenziertes

Teilstück einer Kaserne. Eine Querlüftung, die hier aus sanitären

(minden besonders notwendig wäre, herzustellen, ist in diesen

Wohnungen unmöglich, f{in neueres Gebäude in den Berliner

Arbeitervierteln enthält 40 bis 50 Wohnungen l)e7AV. Haushaltungen.

Die nächste Folge der Berliner Bodcnauiteilung ist die Be-

seitigung des realen und die Schaffung des nominellen Hausbesitzes.

Einer Bevölkerung von 1888848 Bewohnern stehen 18500 Haus-

besitzer gegenüber, das ist knapp ein Prozent der Bevölkerung.

Doch auch diese wenigen Hausbesitzer sind nur dem Namen nach

Beatzer, die durchschnittlichmit etwa 10 % Anzahlung des oft nur fik*

tiven Wertes an ihren Grundstücken beteiligt sind und sich in

prekärster Abhängigkeit vom Hypothekenmarkt befinden. Auf die
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1. Berliner Parzellierung, i : 2000.
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wettverzweigten Wirkungen dieses Systems (lir die Bodenprds-

büdui^, ßbr die Entwiddung der Mietwerte, iur das Anwachsen und

Festhaltender Bodenverschuldui^ soll hier nidit eing^angen werden;

auch die Folgen fiir die politischen und wirtschaftlichen Verhalt-

nisse bedürfen kaum der Hervorhebung.

Aus Fig. 2 (Entwurf von Landesbaurat Prot G o e c k e) ergibt

3* Projekt zur verbesserten Autteilung von Berliner Battblöcken.

I : 3000. '

)

Verfasser: Tb. Goccke; vgl. PreuS. Jahrbücher Bd. 75 Hell i S. 85; Deutsche

Vierteljabrscbr. Ar aflcnü. Gesnndbeitsptlcgc Bd. 27 Heft l.

ach, wie die Schäden der Berliner Parzellierung sich beseitigen lassen

unter Beibehaltung der Grundlinien des BerUner Bebauungsplans

') Der Maflstab der Fig. a ist um ein Drittel kleiner als der der Figg.

1 und 3.
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und der alten Berliner Bauweise für V^ordergebäude. Eine Er-

läuterung' der Zcichnun<T ist kaum erforderlich. Die äußeren Straßen-

breiten der Baublöcke bleiben unverändert ; nach dem Innern des

Blocks vermindern sich allmählich die Stral5enbreiten und bewirken

hier eine Aufteilung des Geländes zu Wohnstraßen und Wohn-
gebäuden.

5. Bremer Parxcllierung (Arbeiterviettel). 1:2000.
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Fig. 3 zeigt die in Bremen übliche Parzellierung für Arbeiter-

viertel , die ^ej^eniiber Fig. i eine vollständig verschiedene Ge-

staltung des Wohnungswesens bewirkt. Die Blocktiefe beträ^^ 36 m,

die Tiefe des einzelnen Grundstücks 18 m. Die VerteilunL^ des

StraÖenlandes wie des Baulandes wird hierdurch eine <^'ati/. andere

und in jeder Weise vurtcilhaftcrc als bei Fig. i. Es entstehen

Grundstücke für den realen Hausbesitz. Die Häuser sind meist für

2—3 FamÜien eingerichtet —
Zu erwähnen ist femer die Paurzellierung der rheinischen

Industriestädte» wie sie z. B. in Elberfeld angewandt wird.

Die Baublöcke haben hier regelmäfiig eine Tiefe von 40 bis 50 nu

die Grundstücke 20—25 m. Auch hier ist eine sdbstandige Form
des Kleinwohnuiigsgebäudes entwidcelt worden, die als vorbildlich

gelten kann. Die Arbeiterwohnhäuser enthalten meist 4 bis 6 Klein-

wohnungen. Die Wohnungsanlagen im einzelnen dürfen unter die

besten Typen der städtischen Kleinwohnung^ — und nicht blos in

Deutschland — <:^crcchnet werden. Wegen der Einzelheiten und

der Hausgrundrisse vgl. meine rheinischen Wohnverhält-
nisse (Jena 1903).
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Die Entwicklung zum Zehnstundentage.

Prof. Dr. STEPHAN BAUER
in BueL

Die Kci^'clung der gcu erblichen ArbeiLszeit hat drei Stadien

durchlaufen: die Periode der theoretischen, grundsätihchcn Lr-

örtening; die Pericxle der staatlichen Experimente auf Grund der

in einigen wenigen Betrieben gemachten E^hrungen; endlich ist

in unserer Zeit das Ergebnis der Kürzung der Arbeitszeit durch

grofie Industriestaaten den Bestrebungen anderer Staaten zugute

gekommen.

Es wäre indessen töricht anzunehmen, dafi hier ein Fall

blinder Nachahmung vorliege. Die Kcwcf^un^ r.u giinsten kürzerer

Arbeitszeit läuft einfach der P^ntwicklung einer intensiveren Betriebs-

technik von Westen nach Osten parallel; und dieser Verlauf, dieser

Synchronismus der ökonomischen Erscheinungen, wird immer rascher

hergestellt. Der Umstand, daß viele Großbetriebe noch vor der

gesetzliclien Regelung kürzere Arbeitszeiten einfuhren, weist auf

das \'orhandenscin dieser, von den Arheitei verbänden nur ihrer

Hemmungen rascher befreiten natürlichen Bewegung hin.

Die größere Intensivität des Betriebes hat in allen Ländern ein

stärkeresRuhebedürfnis der Arbeiter zur Folge. Darüber, wie seine ge-

setzliche Befriedung zu erfolgen habe, besitzen die Staaten des euro-

päischen Kontinents die unparteiischste, am wenigsten im Banne der

Partei oder des «nsdtig beobachtenden Praktikers stehende Auskunfts*

qudle an den Berichten der Gewerbeinspektoren. Auf Ghrund dieser

und anderer amtlicher Quellen kann die Wirkung des Zehnstunden-

tages und des freien Samstagnachmittages erstens an einem lande

beobachtet werden, in welchem diese seit mehr als einem Menschen-
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alter eingeführt sind; zweitens lassen sich in einem anderen Lande

die Wirkungen des Überganges vom Elf- zum Zehnstundcnts^

verfolgen; drittens läßt sich ermessen, inwieweit die Kürzung der

Arbeitszeit auf zehn Stunden in Ländern crfolrjt ist, die gesetzlich

noch eine ]än;T;ere Arbeitszeit als Maximum verordnet haben.

Aus diesen viele Millionen von Betrieben und Arbeitern um-

fassenden Heobachtungen, lassen .-»ich Schlüsse über die vorteil-

hafteste Art der Regelung ziehen.

L Zehn- und Neunstundentag in Großbritannien.

In Großbritannien regelte bis zum Jahre 1844 die Fabrikgesetz-

gebung überhaupt nur die Arbeit der Kinder und Jugendlichen.

Dennoch war es den Bemühungen der Gewerkvereine des Londoner

Baugewerbes schon 1834, jenen der Londoner Maschtnenindustrie

schon 1836 gelungen, den Zehnstundentag für die Erwachsenen

faktisch durchzuführen. Die ßewcgrung grifT in den Industriestädten

so stark um sich, daß das Zehnstundengesetz von 1847 nichts

anderes bedeutete als die Ausdehnung eines faktisch in anderen

Gewerben bereits bestehenden zehnstündigen Arhritstaii^es auf die

Textilindustrie. Da diese im Jahre 1H47 unter dein i.intlussc der

Krise vielfach weniger als zehn Stunden arbeitete, j^eiangte das so

lange umstrittene tiesetz ohne Scliwierigkeiten zur Annahme.

Der freie Sonnabcndnachniiitag begann für die Haugewerbe

faktisch bereits 1847 um 4 Uhr, 1861 in London um 2 Uhr. Diese

Einteilung wird wieder durch das Gesetz von 1874 auf die Toctil-

industrie ausgedehnt, und durch das Gesetz von 1901 der Sams-

tagschluß um 12 Uhr erreicht')

Immer bedurfte es also in Engkmd der Nachhilfe der Gesetz>

gebung» um in der Textilindustrie eine diensokurze Arbeitszeit wie

in anderen ( icwerben herbeizuführen. Die Motive aber, welche zur

gesetzlichen Kürzung <ler Arbeitszeit in der Textilindustrie führten,

sind am besten in den Berichten zweier Arzte an die Regierung

im Jahre 1873 niedergelegt worden fReport to the Local Govern-

ment Board on proposed changcs in hours and agcs of employ-

ment in textih- factories, by I. H. Bridges, M. D. and T. Hohnes.

London 1873, Textile Manufactures). Der Bericht hatte die Richiig-

^) Siduey and Bcitricc \V<-bb, Indusuial Dcmocracy. .\fw rdilion, 1902

ehap. VI (The nomal day) S. 352 n. 1.
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keit der Behauptungen der Arbeitervcrbaiule zu untersuchen, dati

in Tcxtilfabriken i. zehneinhalb Stunden münotoncr sündiger Arbeit,

selbst unter den hygienisch iuläsiigsten Bedingungen an die Ge-

sundheit jugendlicher Personen im Alter von 13 bis 18 Jahren und

von Frauen jeden Alters zu große Ansprüche stellen. Und diese

Klage sei besonders stark laut geworden, seitdem in 90 vielen Be-

trieben» in welchen Manner tatig sind, die neunstündige Arbeitszeit

eii^ieluhrt wurde; 3. daß seit Erlaß des Zehnstundengesetzes von

1847 in dreilacher Hinsicht an die Arbeitsleistung größere Anfor-

derungen gestellt wurden : a) jeder Arbeiter hat mehr Maschinen

zu bedienen ; b) diese Maschinen werden in rascheren Gang gesetzt

;

c) der Usus, den Aufschern und Werkmeistern eine Prämie auf die

Quantität der Arbeit .iiif^zusetzen, bewirke, daß die Anstreno^ung

ständit^cr und drückender geworden sei, als vorher; 3. daÜ eine

übergrolie Kindersterblichkeit die Folge der Vernachlässi«Tung der

Kinder durch ihre Mütter sei, die in den Fabriken arbeiten müssen.

Die Berichterstatter konsLatiercn nun, daÜ seit vierzig Jahren

die Zahl der Spindeln, die ein Arbeiter zu bedienen habe, in den

BaumwoU^^innereien sich verdoppelt und vervierfacht habe; daß an

Stelle von 1700—1800 Ein- und Ausfahrten binnen 12 Stunden

gegenwartig 3i6i Fahrten in 10 Stunden bewerkstdligt werden;

daß an Stelle der Bedienung eines Webstuhles jene von drei bis

vier Stuhlen getreten sei, und daß die Schußzahl in der Minute, die

im Jahre 1833 noch 90^112 betrug, jetzt sich auf 175— 180 be-

laufe. Obwohl in der Wollindustrie günstigere \'erhältnisse kon-

statiert wurden, fand man doch, daß in Iluddersfield die Sterblich-

keit der 14—
1 5 jährigen Frnuen 10,09 per Tause-nl nlso mehr als

in anderen Industriedistrikten betraL,'e; in den Ranimgarncentren

Bradford, Halifax, Keighley l)Otru^ sie sot^ar 10,48, 11,35 und 11,97*

gegen den Landesdurchscimitt von 8,66. Die Ärzte von Bradford

erklärten sich für eine längstens 9' ., stündige Arbeitszeit für Frauen,

für ihren Ausschluß während der Schwangerschaft und zehn Monate

nach der Niederkunft aus der Fabrik. Aus einer Enquete, welche

10000 Kinder in Fabrikdistrikten um&ßte, wurde femer ihre höhere

Sterblichkeit» ihre Vernachlässigung in bezug auf Nahrung und Rein*

lichkeit, das häufige Vorkommen von Plattfuß und S^hnkaries kon*

statiert Die Kindersterblichkeit war in Lancashire und Cheshire

hoher als in London und erreichte in Preston 29 Proz. Sie war in

den Jahren der Baumwollsperre infolge der Massenentlassungen der

Arbeiterinnen, die nunmehr ihre Kinder besser pfl^en, gesunken.
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Eine genaue Untersuchung der Ursachen dieser Vernachlässi-

gung der Kinder fiihrt die Berichterstatter zum Schluß, daß faUs

selbst eine Verkürzung der Arbeitslöhne bei weiterer Kürzung der

Arbeitszeit um lo I'roz. einträte, die gewonnenen 6 Stunden der

Muße die Lebenskraft und Leistungsfähigkeit der i^rauen und Kinder

crheblicli stärken würden. Es wird \ on ihnen ern|)folilen , diese

Kürzung dazu zu benutzen, den Heginn des Arbeitstages später als

bisher, also nach der Frülistückszeit anzusetzen. Ferner sollen

Wöchnerinnen entweder nur zur Halbzeitarbeit verwendet oder gänz-

lich von der Fabrikarixit aingeschlossen werden.

Die Reduktion der zehnstündigen effdctiven Arbeitszeit auf

9Vs Stunden an allen Werktagen mit Ausnahme des Sonnabends

scheiterte zunächst (1873). Als Kompensation wurde vom kon-

servativen Kabinet Crc^ die Dauer der Pausen von i Vi auf 2 Stunden

erweitert (Factorics (Health and Womcn) Act 1874). Da die

Stundeneinteilung des Arbeitstages (6 Uhr moi^ns bis 6 Uhr abends)

dieselbe blieb, l)edeutete dies eine Kürzung von Stunde per

Wochentag und eine Stunde weniger am Samstag. Im ganzen be-

trug nunmehr die gesetzliche Arbeitszeit der [•Vnueii in Tcxtil-

fabriken 56'/o Stunden. Durch <h\s ( u setz von 1901 ist die Arbeits-

zeit an Samstagen in Textilfabnkcn um eine weitere Stunde für

über eine Million Lcxtilarbciter verkürzt worden \Ke]u)rt ou ciianges

in rates of wages and hours of labour in the U. K. in 1902, Board

of Trade 1903 [>. Will, XXXII). Es ist somit die Neunstunden*

tagswocbe (an Wochentagen zehn» Samstags 5' ., Stunden) beinahe

erreicht.

Da nun auflenkm sdion das Gesetz von 1874 die Erteilung

von Oberstimden an Kinder, jugendliche Personen und Frauen in

Textilfabriken ausgeschlossen hatte , kann in Hinkunft nur durch

eine feüctische Verkürzung der Arbeitszeit unter die Zehn- bezw.

Xeunstundengrenze des Gesetzes der Arbeitstag elastisch gestaltet

werden.

In der iat berichtet das britische Arbeitsamt für das Jahr 1902

— also ein Jahr nach dem Inkrafttreten des neuen Gesetzes — daß

der gesetzliche Maximalarbeilstag wohl in der Baum- und Schaf-

wulhvarcnindustrie voll ausgenützt werde, daü aber in der Lcinen-

und Juteindustrie von Dundee und Umgebung gewöhnlich nur

SS Stunden per Woche gearbdtet werden (a. a. O. P. XXXI).
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n. Der Übergang zum Zehnstundentage in

Frankreich.

Das Dekret vom 24. HBxz 1848, welches in Paris den Arbdts-

tag gesetzfich auf zehn, in der Provinz auf elf Stunden fixierte,

wurde durch das fiir erwachsene männliche Arbeiter noch geltende

Gesetz vom 9. September 1848 aufgehoben und durch dieses ohne

Unterschied des Alters ein zwöl&töndiger Maximalarbeitstag einge*

luhrt. Das Gesetz bezieht sich nur auf motorische Betr^Mi, aowie

auf solche nichtmotorischc Betriebe, die mindestens 20 erwachsene

männliche Arbeiter beschäftigen. Erst das Gesetz vom 19. Mai

1874 hat in Frankreich die Keime /u einem iiiteusixeren Arbeite-

rinncnschutze geleg;t. Den Arbeiterinnen wird bis /.um 21. Lebens-

jaliie die Nacht- und Sonntagsarbeit verboten; ilmen sowie den er-

wachsenen Frauen wird die Arbeit unter Ta^je in Bergwerken unter-

sagt. Dagegen blieb die Dauer der täglichen Arbeitszeit für beide

Greschlechter auf zwölf Stunden 6xiert

Erst das Gesetz vom 2. November 1892 hat hierin Wandel ge-

schafien; bis zum 16. Lebensjahre wird für Kinder beiderlei Ge-

schlechts die Arbeitszeit auf zehn Stunden eingeschränkt; die effek-

tive Arbeitszeit der Arbeiter und Arbeiterinnen vom 16.—>i8. Lebens-

jähre darf 60 Stunden in der Woche nicht übersteigen und es. darf

hiebe! die tagliche Höchstarbeitszeit von elf Stunden nicht über-

schritten werden.

Die Arbeiterinnen im Alter von weniger ak r8 Jahren und

tlie Arbeiterfrauen dürfen nicht zu einer längeren als el&tündigen

effektiven täglichen Arbeitszeit verwendet werden.

Die genannten Arbeitsstunden müssen von einer oder mehreren

Pausen unterbrochen sein, deren Gesamtdauer nicht weniger als

eine Stunde betraj^en darf, und während welcher die Arbeil unter-

sagt ist (Art. 3).

Zugleich wurde das Verbot der Nachtarbeit auf Frauen jedes

Alters ausgedehnt (Art 4).

Über die Wirkungen des neuen Gesetzes äufiert sich der Rapport

Sur Tapplication pendant Tann^ 1897 des Lois r^lementant le tia-

vaÜ der Commission supdrieure du travail wie folgt:

„Man kann im allgemeinen versichern, daß diese Arbeitszeit von

1 1 Stunden sich ausbreitet, ohne da.Ü die Produktion dadurch irgend

eine Einbuße erlitten hätte, dank der Verbesserung der Produktions-

technik sowie der Organisation der Arbeit. So ist in den WoU-
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Spinnereien von Amiens und einigen Spinnereien von Roubaix und

Tourcoing den Gewerbeinspektoren von den Unternehmern vcr-

Schert worden, daß die Produktion ihrer Fabriken so zu sagen gar

nicht abgenommen habe. In den Seidenspinnereien, wo die Ein-

richtung vollständig umgeändert worden ist, verzeichnet man sogar

eine Ftoduktionszunahme. Manche Untemehmeri darunter sehr be-

deutende, anerkennen sc^r, dafi die gegenwärtige Produlction. zu

groß sei, denn es bleibe bei der Inventur ein beträchtlicher unge-

raumter Lagerbestand, der auf die Preise schwer drücke. Um den

Gefahren der Überproduktion zu begegnen, hat bereits eine Anzahl

von 'Rnnmwollspinnereien die Arbeitszeit reduziert, so zwar daß in

den Spinnereien nunmehr 66 an Stelle von 72 Stunden gearbeitet

wird . . . Ein Verband, der sich unter dem Namen Syndicat Co-

tonnier de l'Est konstituiert hat, hat versuciil, alle seine Mitglieder

zu diesem Vorgehen zu bewegen. Grundsätzlich waren aucii alle

Interessenten einverstanden, aber über Mittel und Wege der Aus-

filhning ergab sich k«n Einverständnis. IHe einen wollten 11

Stunden durch 6 Tage arbeiten, um die 66 Stunden Arbeit in der

Woche zu erhatten; die anderen wollten t2 Stunden an den ersten

5 Tagen und nur 6 Stunden am Samstag arbeiten um zu dem*

selben Ergebnisse zu gelangen. Die letzteren hoboi hervor, daß

wenn man dem ersteren Vorschlage folgen würde, die Arbeiter sich

daran derart gewöhnen würden, daß im gegebenen Augenblicl^

wenn die Produktion forciert werden müßte, die einmal aufgegebene

zwölfstündige Arbeitszeit nicht wieder aufgenommen werden könnte,"

In den nächster! zwei Jahren kreuzten sicli zwei Si; < niungcn ;

die eine wünschte einen einheitlichen elfstündigen Arbeitstag für

Männer und Frauen, somit die Reduktion der gesetzlichen Arbeits-

zeit der erwachsenen Alciuner um eine Stunde. Da aber zugleich

das Gesetz vom Jahre 1892 den Arbeiterinnen unter 18 Jahren eine

zehnstündige Arbeitszeit vorgeschrieben hatte, wurde das Gesetz

viel&ch umgangen, um einen einheitlichen Artieitstag herbeizufuhren.

Der Handelsminister Herr Mfllerand lud unter solchen Bedingungen

die Inspektoren ein, nunmehr gegen die Überschreitungen des Ge-

setzes energisch vorzugehen. Die Zahl dieser Übersdireitungen,

welche im Jahre 1S9S 1002 betrs^n hatte, betrug inbezug auf die

Arbeitszeit im folgenden Jahre 2 119. Ein Drittel dieser Über-

schreitungen entfiel auf die Textilindustrie.

Unter diesen Verhältnissen ergab sich das Bedürfnis einer einheit-

lichen Gestaltung des Arbeitstages. Es lag im Interesse der Hygiene
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wie des sozialen Fortschrittes, vor der Ausgleichung der Arbeitszeit

der Männer und der I-Vauen an die Kür/,uii<^ des Arbeitstages der

Frauen auf zehn Stunden 7,11 scJireiten und somit diesen auf die

jjleiche Dauer wie den der Jugendlichen /u bringen. Die Zahl der

Gewerbebetriebe, in welchen Kinder, Jugendliche und Frauen be-

schäftigt waren, betrug im Jahre 1899: 53,3
"

„ aller 309675 Betriebe

mit 1068342 Arbeitern und umfiifite 39,35 "/o <^cr Gesamtarbeiter*

Schaft (2715569). Diesen Postulaten entsprach das Gesetz vom
50. Mäns 190a Das Gesetz, das am 31. März 1900 promulgiert

wurde, amendiert die Gresetze von 1848 und 1892 und bezweckt

die Herbeiführung gleichartiger Arbeitszeit für Jugendliche und

Frauen nach Anbahnung einer Obergangspenode. Ks führt für

Jugendliche Arbeiter beiderlei Geschlechts und für Frauen eine effek-

tive Arbeitszeit von Ti Stunden sofort, von 10*'. Stunden vom

31. März \r)i)2 und von lo Stunden vom 31. März 1904 angefangen

ein. Die Ruhepausen, welche zusammen mindestens eine Stundi-

betragen sollen , müssen für alle geschützten Personen gleichzeitig

fallen, ausgenomnicn in ununterbrochenen Betrieben und in Berg-

werken oder Brüchen. Dieselbe Zeiteinteilung betrifft die bisher

durch das Gesetz vom 9. und 14. September 1848 geregelte Maximal'

arbeitszeit erwachsener Männer soweit diese in denselben Lokalen

mit den von den andern Gesetzen geschätzten Personen beschäftigt

werden.

Der Zehnstundentag tritt in Frankreich erst am 31. Mäiz 1904

in Kraft und erst aus den ilVi August 1905 erscheinenden Inspektions*

berichten dieses Jahres wird über seinen Vollzug und seine Wir-

kungen näherer Aufschluß zu erhalten sein. Die Berichte aus den

Jahren 1900— 1903 enthalten indessen eine Fülle von Beobachtungen

über die Vorgänge der l 'bergangszeit. Sie lassen sich übersichtlich

etwa in folgender Weise zusammenfassen: Zunächst suchten einige

rntcrnchmer die Kürzung der Frauenarbeit auf il Stunden durch

Anspannung der Männer über das gesetzliche Ausmal.) von 12

Stunden wettzumachen. Daher sinken im Jahre 1900 die Über-

tretungen der Vorschriften des Gesetzes von 1892 um ein Viertel

gegen 1S99, dagegen steigt die Zahl der Übertretungen des Ge*

setzes von 1848 auf 892 gegen 226 des Vorjahres. Die Ziffer da*

Übertretungen des Frauenschutzgesetzes steigt aber im Jahre 1901

auf 4572, jener des Gesetzes von 1848 auf 2914. Es beginnt

ein Sturmlauf gegen das Gesetz.

Dieser Widerstand führt vor allem von den Kleinbetrieben

A»hiv für SMialwineittclimft n. SottalpolUIk. 1. (A.r.Ms.0.tt.St.XlX.} i. I4
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her. Sie entließen womc^lich Kinder und Jugendliche, um mit un-

geschütztem Personal zu arbeiten. In der Bonneterie und Schuh-

warenerzeugung brachen einic^e Streiks im Jahre 1900 aus. Im

Jahre 1901 wird bereits der i^hcrf^anfr cinif^er derartiger Betriebe

zum Vcrlacjssystem , zur ungeschützten Heimarbeit gemeldet. Der

Rechtszustand in den Kleinbetrieben war nunmehr in der Tat

kein glücklicher. In einem nichtmotorischen Betrieb konulen 19

erwachsene männliche Arbeiter auch über 12 Stunden täglich

arbeiten, in motorischen Betrieben durfte z. B. imt drei erwachsenen

Arbeitern nicht läf^r ab durch 12 Stunden gearbeitet werden. £s

wurde dirdct geklagt* dafi die Beschränkung des Gesetzes von 1848

auf motorische Betriebe, sowie auf nichtmotorische mit mindestens

20 Arbeitern die Folge habe, dafi eine Reihe von Kleinbetrieben

sich nicht der Vorteile der elektrischen Kraftübertragung bedienen

wolle.

In den Großbetrieben fand man sich vorerst mit dem Gesetze

leichter ab. Zwar verlangten einige Industrielle große Frleichle

rungen bei Krteilung von Überstunden, da solche l*"reiheit auch in

den Konkurrcn^ländern herrsche. Indessen zeigten sich Hie vorteil

haften Wirkungen des Gesetzes in vielen Etablissements. In den

meisten wai kein Produktionsausfall zu bezeichnen; in Kommen und

Gehen der Arbeiter war größere Regelmäßigkeit zu verzeichnen.

Die kurzen Vor- und Nachmittagspausen wurden beseitigt; daduiich

wurde der Besuch der Kneipen in der Umgebung der Fabriken

unterdrückt, und die Priteenzzeit der Arbeiter in der Fabrik ver>

ringert Produktionsausfalle verzeichnen nur : eine Kämmerei, die

Tag und Nacht arbeitete in der Höhe von V««> blofiem Tag-

betrieb von ^ j^; ebenso eine Wolkpinnerei in Tourcoing. Eine

andere .Spinnerei \ erzeichnet 1900 einen .\usfall von 5 'Vo, hat aber

die frühere Höhe der Produktion im Jahre 1901 wieder erreicht.

Die I\instcllung neuer amerikanischer Maschinen und die Einfuhrung

des Stunden- und Stückloh iisat^es trägt hierzu wesentlich bei. Hinige

Unternehmungen, insbesondere Schappes[)innereien, gehen ohne

Einbuße sclion 1901 zum Zciinstundentag über.

Mit dem 30. März ig02 begiiuit der zwrite Abschnitt der

Übergangsperiode, die Kürzung des Arbeitstages aut 10'/.^ Stunden.

Man zählte in diesem Jahre weniger Übertretungen als im Vorjahre:

3198 gegen die Frauenschutz-» 20H7 gegen die Männerschutzvor-

Schriften. Die Ursache der Abnahme ist jedoch in den kassations-

gerichtlichen Entscheidungen vom 30. November und 28. Dezember
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1901 zu suchen; diese erklären, daß auf erwachsene Männer, die

mit Frauen oder Kindern arbeiten, die kürzere Arbeitszeit und die

Vorschrift des gleichen Einfalls der Pausen nur innerhalb derselben

Betriebslokalc gelten, nicht innerhalb derselben Fai)nk. Es bedarf

nur eines Bretterverschlages der die beiden Kategorien trennt, um
die Anwendung des Gresetzes hintanzuhalten. Diese Entsdiddungen

erschwerten den Vollzug und die Kontrolle.

Die Kürzung auf 10'/« Stunden bewog in viel stärkerem Mafie

als vorher die Ideinen Betriebe» Lehrlinge zu entlassen. Die Zahl

der Betriebe, welche nur männliche erwachsene Arbeiter beschäftigte,

stieg von 142845 auf 148569. Wenn von zwei gleichartigen Werk-
stätten einer Stadt die eine gemischtes Personal, die andere nur er-

wachsene männliche Arbeiter beschäftigte, so strömte dieser letzteren

auch das männliche Personal der kürzer arbeitenden Betriebe zu,

das ein gröberes Einkommen zu verdienen suchte. Daher wünschten

nunmehr die Kleinbetriebe einen einheitlichen Arbeitstag für Be-

triebe aller Art

In den Großbetrieben bleiben die Wirkungen ungleichartige:

Von 5 Spinnereien wird ein Produktionsausfall von 2—5 % ge-

meldet; 2 Spinnereien haben infolge schnelleren Ganges keine

bu6e zu verzeichnen. Metallwaren&briken, die seit längerer Zeit

schon den Zehnstundentag eingeführt haben, z. B. das Familist^e

in Gutse, erzeugen ebensoviel als gleichartige Anisen bei lo'/t

Stunden.

Der letzte Versuch, das Inkrafttreten des Zehnstundentages

hintanzuhalten, bestand in einer Bewegung für die Regelung der

Zahl der Arbeitsstunden auf 60 Stunden in der Woche mit freiem

Samstaf^nachmittaf^; es konnte je nach Belieben in diesem Falle an

einzelnen ra<;^'cn mehr oder weniger als io oder i 1 Stunden gearbeitet

werden. Die Einrichtung des freien Samstagnachinittai^'s war von

einirjen Fabriken im Interesse der entfernt wohnenden .Arbeiteriiuien,

dann aus humanitären (irüiulen im Distrikt von Roanne, endlich

seitens einiger in Frankreich angesiedelten Unternehmungen

englischen, amerikanischen und niederländischen Ursprungs getroffen

wenden. Im ganzen wurde der Samsta^frühschluß in 450 Betrieben

mit einem Gesamtpersonal von 35S24 Arbeitern, wovon 21214
Arbeiterinnen, durchgeführt Die Handelskammer von Beifort machte

sich zur Wortfiihrerin dieser Strömung.^)

*) Man Tcrgleiche auch: La ReglemaiUtioD hebdomadaire de la durec du

Travail, Ic rcpos da SaroedL Kapports präsentes par MM. Ivan Strohl et

14*
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Die Freigebui^ des Samstagnachmittags erm^Iicht den ge-

werblichen Arbeitern ihre Einkäufe an diesem Tage zu besorgen.

Dadurch wird die Möglichkeit voller Sonntagsruhe für das kauf-

männische Personal t^esicheit. Man 1iat (lilirr in Frankreich die

Strönuiii^ für den trcicn Sonntar^nachmitta^ willkommen geheißen,

ohne jedoch im sj;eringsten auf eine Modifikation des Gesetzes vom
ja März 1903 einzugehen.

III. Das System der Sechzij^stundcnwochc in den
Vereinigten Staaten.

Anläßlich der Einführung des 2^hnstundentages ist auch außer-

halb Frankreichs aus Unternehmerkreisen für eine elastischere Ge-

staltung der Arbeitszeit Propa<Tfanda n;cmacht worden. Personen,

die sonst sich etwas derauf /.u^jute tun, „Praktiker'" zu sein, haben

SOgjSir vorgcschiat^en , es möge der Staat jedem Helricbsinhaber

3000 Stunden für jeden Arbeiter im Jahre gutschreiben ; erst wenn

dieses Konto erschöpft wäre, dürfte der Staat dem Arbeitgeber

keine Überstunden gewähren. Die Frage ist: Wer soll das kon-

trollieren?

Daß aber die Unmöglidikeit solcher Kontrolle sdion dann vor-

handen ist, wenn die Arbeitszeit auf 60 Stunden per Woche, ja

selbst, wenn sie nur auf 10 Stunden per Tag ohne Angabe ihres

Beginnes und Schlusses fes^esetzt wurd, das zeigt ganz klar die

Schutzgesetzgebung der Vereinigten Staaten.

Zum Vorbilde fUr die Gesetzgebung der Einzetstaaten wurde

hier die Gesetzgebung von Massachussetts. ^) Es ist technisch von

Interesse, die Entwicklung der VerbotsbesUmmungen ^t 1S42 zu

betrachten

:

1842, c. 60, § 3. Kinder unter i:> Jahren sollen nicht über lO

Stunden per Tag in Manufakturen beschäftigt werden.

1Ö66, c. 273, V? 3. Kein Kind unter 14 Jaliren soll länger als

8 Stunden täglich in irgend einem Gewerbebetriebe be-

schäftigt werden.

Dieses Gesetz wird schon im nächsten Jahre aufgehoben, und

ch. 285 § 2, 1867 bestimmt:

Fn^^not. AssocLatioa nationale francaisc poor la protection legale des Tnivailleun.

Paris, .Mcun, 1903.

'} Sarah S. Whittclscy, MassachuBetts Labor l^gUUliou, riüladclphia,

American Acndemy ol pol. and soc. sc. 190I.
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„Kein Kind unter 15 Jahren soll durch mehr als 60
Stunden in einer Woche beschäftigt werden."

Diese Entrechtung der Arbeiter hatte die Bildung von Arbetter-

verbänden zur Folge, von welchen der mächtigste, die Knechte des

St. Crispin, im Jahre 1869 in- und außerhalb des Kinzelstaates gegen

100000 Mitglieder umfaßte. ') Die Furcht vor den Wahlen bewog
dann die Gcsctzf^ober, zunächst eine besondere Behörde zur Unter-

such nn;^ der Arbeitsdaucr und der Arbeitslöhne zu schaffen, aus

wclcnei das erste arbeitsstatistische Amt hervorgegangen ist. So-

dann kam es zum Kumpromiiigcbctze von 1874, c. 221. Ks lautet

nicht viel anders als der Text der geltLiuicn Bestimmungen, der

nur durch c, 357 im Jahre 1892 eine Veränderung erfahren hat : an

die Stelle von 60 wurden 58 Stunden per Woche gesetzt Gregen-

wärtig ist das Gesetz vom 3. Juni 1902 (ch. 435 der Gesetze von

1902 s. 24) in Kraft. Es lautet:

„Kein Kind unter iS Jahren und keine Frau soll bei der Arbeit

in einem Werkstatt' oder motorischen Betriebe läi^er als durch

10 Stunden täglich beschäftigt werden, außer in den weiter unten

anpe<^'ebencn Fällen, — es sei denn, daß eine andere Stundenein*

teilung lediglich den Zweck hat, die Arbeitszeit an einem anderen

WorhcntafTC abzukürzen; und in keinem Falle sollen die .Arbeits-

stunden die Zahl von 58 in einer Woclie überschreiten, jeder Be-

triebsinhaber hat an auflalliger Steile in jedem .Xrbeitsraume, wo
solche Arbeiter beschäftigt werden, eine gedruckte Anzeige auszu-

hanf^cn, in welcher die Zahl der Arbeitsstunden an jedem Woclieu-

tage, die Stunden, an welchen die Arbeit und die Mahlzcitpausen be-

ginnen und enden, ausgewiesen werden... Vorgedruckte Formulare

für solche Aushange werden von der Polizei nach Genehmigung

durch den Greneralanwalt ausgehändigt. Die Beschäftigung solcher

Personen zu anderen als den im gedruckten Aushange angegebenen

Zeiten gilt als Verletzung des Gesetzes, es sei denn, dafi diese

Obersdireitung erfolgte, um die Zeit einzubringen, die infolge Still-

standes der Maschine verloren ging, bei welcher die betreffende

Person beschäftigt war oder \-on deren Gang ihre Tätigkeit abhing;

aber kein Stillstand der .Maschine von weniger als 30 ununter-

l)rochenen Minuten soll solche i'ber/.eitarbeit rechtfertigen, noch sie

überhaupt bcwilli'^t werden, bevor ein scliriftliclier Hericiit über

Tag und .Stunde des Vorfalls und seiner Dauer dem Chef der üe-

*) R. E. E I y , The labor movement ia America 1890. S. .67,
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zirkspolizei oder einem Inspektor der Fabriken und öffentlichen

Gebäude übermittelt worden ist"

Fast denselben Wortlaut hat die geltende Gesetzgebung der

Staaten Maine (18871 ch. 139 s. i), Connecticut (1888, s. 1745),

New Hampshire (1891. ch. 180 s. 20), Rhode-lsland (ch. 975 s. 22

vom 4. April 1902) und Louisiana (act no. 49, 24. Juli 1902);

in Illinois wird dieser Schutz auf jugendlidie Personen beschränkt,

ebenso in KaUfornien, Michigan, Indiana, Maryland, Minne*

sota und Ohio; in Pennsylvanien wird Frauen und JugendHchen

7wölfstündipfe täj^liclie Arbeitszeit f^estattet, wenn nur die Wochen-

arbeitszeit 60 Stunden nicht übersteigt (Ges. no. 206 vom 29. Mai

1901).

Im Staate New York, dessen Ciesetztrebun^ bis 11)03 sich y^leicli-

falls an jene von Massachusetts anlehnte, fand man, daü von 646 827

Arbeitern im Jahre 1901 nur 38 Proz. bis S7 Stunden, 60,1 Proz,

durch 58—63 ikunden in <ter Woche arbeiteten und 1,9 Proz. mehr
als 63 Stunden.^) Indessen ist die Erkenntnis der Nachtetie des

Systems der Sechzigstundenwoche in New York in letzter Zeit klar

zutage getreten. Das Gesetz vom 15. April 1903 verlangt einen

bestimmten Stundenplan und betrachtet prima iacie die blo6e Prä-

senz von Personen, die nicht als zu gleicher Zeit arbeitend den Ar*

bcitsinspektoren angemeldet sind, als Übertretung. Zur volligen Be-

seitigung des Sechzigstundensystems hat man sich hier trotz aller

schlechten Frfahninr^en nicht entschlossen.

Uber das Gesetz von Massachusetts hinaus sind nur New Jersey,

Nebraska und Wisconsin ger^angen. \e\v lersey hat das System

der wochenweisen Bestinmuins^ der Arbeitszeit fast beseitigt. Das

Gesetz vom 23. März 1892 lautet hier:

„§ I. DaÜ vom 6. Juli 1892 angefangen 55 Stunden in irgend

einer Fabrik, Werkstatt oder anderen Warenerzeugungsstatten das

Wochenwerk bilden sollen; und die Perioden der Verwendung sollen

von 7 Uhr vormitt^ bis 12 Uhr mittags, und von i Uhr nach-

mittags bis 6 Uhr abends an jedem Werktage aufier Sonnabends

dauern, an welch letzterem Tage die Beschäliigung von 7 Uhr

morgens bis 12 Uhr mittags dauern soll.

§ 2. Daß keine Person unter 18 Jahren und keine Frau über

diesem Alter in irgend einer Fabrik, Werkstatt oder Erzeugung«-

') New York State Depariemcnt oi Labor. Firet amiual Report of thc Com»

missioner o{ Labor. Albany 1902, p. 116.
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Stätte außer in den envähnten Verwendun;^si)crioden bescluifti^t

werden soll" (folgen zwei Ausnahmen für Obslkonserven und Glas-

fabriken).

Dieses Gesetz ist das einzige, das den britischen Gesetzen ver-

gleichbar ist. Jenes von Nebraska vom 22. April 1901 kommt ihm

am nächsten.')

Den unzulänglichen Gesetzen ist auch die Inspektion nicht ge-

wachsen;^ in zehn Staaten ist sie von der Arbeitsstatistik entlastet

worden, aber nur in Massachusetts mit seinen 36 Inspektoren gilt sie

als ausreichend. New York hat 38 Inspektoren; eine sachverständige

Zeugin, Fräulein von Graftenried, erklärt die doppelte Zahl für die

Stadt New York allein für nicht ausreichend.^) New Jersey hat erst

neue<;tens (Ges. vom 24. April 1902) sein Inspektionspersonal ver*

mehrt.

Wo arbeitsstatistisciie Ämter die Inspektion versehen, versag

sie völlig. So wurde zum Beispiel in Kalifornien für Arbeiter im

Alter von weniger als 18 Jahren durch desclz vom 23. März 1901

die Vierundfunfzigstundenwoche (Neunstundentag) eingeführt. Hierzu

bemerkt sofort das Arbeitsamt: „Ein Gesetz dieser Art ini ganzen

Umfange des Staates durchzusetzen ist ein riesiges Unternehmen,

das in vollem Mafle von diesem Bureau mit seinen beschränkten

Kräften und Mitteln nie bewältigt werden wird."^) Ebenso tröstet

man sich Uber die Übertretungen des 2^hnstundengesetzes in Con-

necticut damit, „da6 das Gesetz doch immerhin ein wertvoller Aus-

druck der Anschauungen der Bürger über die lange Arbeitszeit der

Frauen und Kinder sei !" ^)

Wisconsin hat durch Gesetz die Arbeitszeit der Frauen auf

acht Stunden täghch eingeschränkt (1899, ch. 83, s. 1728). Eine

Erhebung des Arbeitsamtes über die faktisclie Arbeitszeit von

7O9 l aljrikarbeitcrinncn er^^ah, dal3 nur 2,86 I'roz. die gesetzlichen

8 Stunden arbeitete, dagegen 70,59 Proz. durch 10 und 5,59 Proz.

') Eightli bicnnial Rq>oit of the Bureau of Labor 1901—2. Lincoln, 1903, p.a.

Vgl. Willougby, Ballctiii of flic Dep. of Labour, 1897 p. 550 und dessen

Essai« sor la l^gUUlioa oavriire aux Etats Unis, Paris 1903, p. 69 fT.

*} Report ot Ibe Induitrial Commiwion. Washington 1901. Vol. VIL »7—233
XIV. p. LX.

*) Teotli bienoial report of Ute Bureau of Labor Statistics 1901—3, Sacramento

1902 p. 40.

*) nßb Annual Report of Uie Boreau of Labor Sutistics. i$9o p. 14.
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mehr als lo Stunden. Das Gesetz wird so allgemein gebrochen,

daß es faktisch toter Buchstabe geblieben ist.')

Unparteiische Beobachter finden ferner allerlei Mißstände der

älteren europäischen Textilindustrie in bezuc^ auf die Arbeitszeit in

den Vereinicften Staaten wicderauftauclicn . so das „Abknappen"

von lO Minuten, in den Südstaaten die Nacht.ubeit der Kinder.-)

So unendlich viel Neues demnach aucli die \'ercinigten Staaten

in bezug auf die Organisation der Kapitahvirlschaft, in bezug auf

Ökonomie und Technik der alten Welt zu bieten vermögen, so

unterliegt es gar laänem Zwetfe), und kein dnskhtiger amerikani-

scher Staatsmann verkennt dies, dafi in bezug auf den staatlichen

Schutz der Arbeit und ihres Ertrages hier noch unendlich viel nach-

zuholen ist Das gerühmte elastische System des Arbeiterschutzes

in den Vereinigten Staaten, das in Amerika selbst sichtlich an

Boden verliert, ist nichts weiter als eine vorübergehende Konzession

an die Pioniere des Industrialismus. Als sozialpolitisches Vorbild

kann ein so wirkungsloses System des Schutzes nicht gelten.

IV. Die Einführung des zehnstündigen Maximal*
arbeitstages in den Ländern des gesetzlichen

Elfstundentages.

Es erhebt sich nunmehr die Frage, ob diejenigen Industrie-

staaten, welche noch den gesetzlichen Elistundentag besitzen, für die

Annahme des Zehnstundentages gerüstet sind. Diese Frage läfit

sich auf Grund des vorli^enden amtlichen Materials dahin beant-

worten, dafi In den mafigebenden Industrieländern des Kontinents

diese Abkürzung auf nationalem Wege zwar durchaus möglich ist,

aber namentlich mit Rücksicht auf die besonderen Wrhältnisse der

Textilindustrie nach vorhergängiger internationaler Verständigung

noch leichter und rascher zu erzielen wäre.

Die folgenden Angaben sollen diese Behau|iUin;^' e rhärten :

Tm Deutsrhen Reiche erklärt der neueste Bcriclii der

säciisischcn Aufsiciitsbcainten für das Jahr IQ02 : „Die volle Au.snützun«]^

der für die Arbeiterinnen festgesetzten täghchen Maximalurbeitszcit

*} Tenth Btenntal Report of üie Bnreau of Labor and InduaU^ial StaÜsücs of

Wisconsin. Madison 1902, p. 670.

*) Mail vergleiche die treflriicben Schrirt»n von ("Ii. H. Spahr, American

Working Pcoplc 1901 p. 43; T. M. Voung, The American CoUon ludustry, 1902,

p. 44, 72, 94* 113, und I. «nd M> Van Vorst, The Woman wbo toib, 1903.
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ist fast nur noch in der Textilindustrie üblicli. In den übrigen

Gewerbe^ruppen worden die Arbeiterinnen selten Ifmo^er als zehn

Stunden beschäftigt." (Jahresberichte der (jcwerbeaufsichtsbeamten

und Bergbehörden für das Jahr 1902 Bd. IL 3, 18, S. 24, 314—315
ebenso Bd I. i, 267. „Nur in den Betrieben der Textilindustrie

und in den Fabriken zur Herstellung der Lüdenscheider Metallwaren

wurde die zulässige Beschäft^ngsdauer voll ausgenützt".)

Aber auch hier ist die Möglichkeit einer kürzeren Arbdtszeit

ander Frage; so erklärt der Aufsichtsbeamte für Breslau: »So

mancherlei Bedenken im Jahre 1899 zu erheben waren, ab es sich

um Prüfung der Frage handelte, welche Wirkungen die unmittel-

bare Beseitigung der verheirateten Arbeiterinnen aus der Fabrik

haben würde, so wenig sprechen jetzt gegen die Festsetzung der

zehnstündigen Arbeitszeit. Aus freiem Antrieb hat die Firma

Chr. Dierig in I^ngenbiclau, wohl eine der bedeutendsten Anlagen

der Textilindustrie, die zehnstündige Arbt-itszcit eingeführt, aachdem

sich iierausgestellt hatte, daß die l'roduktionsliöhe in diesen zehn

Stunden nicht hinter derjenigen der früheren zehneinhalbstündigen

Betriebsdauer zurückblieb/' (A. a. Bd. L 1, S. 113.) Dieselben

Erfahrungen machte man bei einer Reduktion der Arbeitszeit von

1 1 auf 9Vt Stunden in einer Leinengarnweberei in Freibeig (Bd, n.

5, S. 177), in den Trikotüibriken Württembergs (Bd II. 4, S. 45} und

in einer hessischen Fabrik (Bd. C. III. S. 6, $0). Ja aus Liegnitz wird

berichtet: In mehreren Textilfabriken wurde im Frühjahr vorüber-

gehend die Arbeitszeit um zwei bis drei Stunden verkürzt. Ein

Unternehmer erreichte durch diese Maßnahme jedoch nicht die

beabsiditigte I''inschränkung der Erzeugnisse. Die Arbeiterinnen,

welche im Akkord beschäftigt wurden, leisteten, wie der (Gewerbe-

treibende versicherte, in ncht Stunden ebensoviel, wie bisher in

zehn Stunden. Um die Ptoduktionseinschrankung herbeizuführen,

sah er sich deshalb vcranlaik, Arbeiterinnen zu kündigen." In der

Oberpfalz ist ein d extilbclrieb dauernd /.um zehnstündigen Arbeits-

tage übergegangen (Bd. III. 2, S. 74). Zugleich bemerkt man das

Bestreben der Arbeiter die Arbeitszeit durch Einschränken der

Pausen mehr zusammenzudrängen (Köln Bd. I. i, S. 348), und zwar,

wie anderwärts konstatiert wird, um sich der Familie und Haus-

und Gartenarbeiten mehr widmen zu können (Bd. IL 3. S. 183). Selbst

im Handwerk macht sich mehr und mehr das Bestreben geltend,

die Arbeitszeit auf zehn oder doch elf Stunden herabzusetzen und

geregelte Pausen einzuführen (Bd. II. 4, S. 75). Die Überschreitung
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der elfstündigcn Arbeitszeit findet sich nicht in der f^rolien Kxjiort-

industrie: „mehr als elfstündi^e Arbeitszeit fand sich fast ausschUeÜ-

lich nur in den Werkstätten der Wäsche und Kleiderkonfekt ion."

(Mittelfraiiken Bd. II. 2, S. 11 5. Bremen Bd. III, 34, S. 5.) Anderer-

seits fehlt es nicht an Beispielen der Reduktion der zehnstündigen

auf eine neuneinbalbstünd^e, unter Fortzahlung des Lohnes für zehn

Stunden und ohne Nachteil lur die Produktion. (Großfimien der

Pforzheimer Schmuckwarenindustrie. Bd. II. 5, S. 25.)

Der Einfluß des gesetzlichen Minimalarbeitstages der Frauen

auf jenen der Männer ist, wie aus dem Unterdsafi berichtet wird,

während der seit 1892 abgelaufenen 10 Jahre nicht so allgemein und

so groß gewesen, wie vielleicht erwartet wurde. Das männliche

Personal arbeitet in 42 Proz. der Spinnereien und in 45 Proz. der

Webereien länger als 1 1 Stunden (Bd. III. 2(>, S. 6. 81

Die Krpebnisse einer amtlichen Erhebung der preußischen Ge-

werbeautsichlsbeamten über die Dauer der täglichen Arbeits/.eit der

erwachsenen Arbeiterinnen in geschlitzten Betrieben und über

Zweckniäüigkeit und Durchführbarkeit einer weiteren Herabsetzung

der gegenwärtig zulässigen Dauer ihrer Arbeitszeit mögen hier

noch kurz ihren Platz finden.

Eine Zusammenstellung der Angaben fUr die einzdnen Re-

gierungsbezirke zeigt, daß im ganzen Königreiche Preußen in

21 731 Betrieben mit 585820 erwachsenen Arbeiterinnen 71,3 Proz.

der Betriebe mit 61,8 Proz. der Arbeiterinnen am t. Oktober 1902

bis zehn Stunden arbeiteten. Die zehn östlichen Regierungsbezirke

und Provinzen (mit Ausschluß Schleswigs) bleiben teilweise unter

diesem Durchschnitte : zum Neun- bis Zehnstundenbetriebe .sind hier

in der Textilindustrie 43,3 Prc^z. der Betriebe mit 30,4 Vioz. der Ar-

beiterinnen übergegangen; im Westen betragen die entsprechenden

Zift'crn 4'),4 und 46,2 Proz. Dem entspricht es auch, daß von den 28

Aiif^iclu.sbeanuen sich nur \ ier Ostpreußen, Westpreußen, Pommern,

(^pjiehi) [^ci^en die weitere KürzuiiL^ eler Arbeitszeit aussprechen, zwei

andere sie nur mit gewissen Einsciuankuiigcn billigen (Frankfurt a. O.

und Posen), während alle übrigen Inspektoren sie befürworten und der

Aufsichtsbeamte für Breslau ausdrüddich betont: „ein so günstiger

Zeitpunkt für die Herabsetzung der Arbeitszeit wie der gegen«

wartige durfte später so bald nicht wiederkommen."^)

1) Arbciltteit der Arbeiterinnea Aber 16 Jabre in Fabriken vnd diesen gltieb«

gesteUtcn Anlagen nach den Erhebungen der komglicb pyeufltachen Gewerbeaufnchts-

beamten nnd Bergbehörden im Jahre 1903. Amiliche Ausgabe. Bertin 1903, S. loi.
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Es geht hieraus hervor, das I. eine weitere Kürzung der Ar»

beitszeit für Frauen nur das Fazit aus der natürlichen Einschränkung

7.Q^e und daß 2. c^e^enwärtic^ dadurch die Stelkini:; der deutschen

( irol'iiuiuslric auf dem W'chmarktc den Hau|)ikotikurrentea gegen-

über I (iroL^britannien, Frankreich) keine Kinl)ul^e erleiden würde.

Ls bleibt nur die industrielle Konkurrenz lielgicns und Italiens in

Fra<^c. soweit die l 'nijleichheit der Arbeiterschutzgesetze in Betracht

gezogen wird. Es wird in der Tat hie und da sülciie Konkurrenz

von der rheinischen Textilindiistrie und von der schweizerischen

Seidenindustrie unter Hinweis auf die ungleiche Belastung der In«

dustrie bekl^;t

Insoweit sich die Behauptung ungleicher Belastung auf die

Arbdterverstchening bezieht, ist sie infolge der Einführung der

obligatorischen Un&llversidiening auch in Belgien von 1904 ange-

fangen nahezu hinfällig. Dagegen besteht für das Deutsche Reich und

Oesterrdch, ebenso wie für Großbritannien und Frankreich» Belgien

gegenüber auf dem Gebiete des Arbeiterschutzes allerdings eine

Differenz, die mit Rücksicht auf den übcrwicpfend exportindustriellen

Charakter Belgiens von den Unternehmern dieses Landes als eine

Art Kompensation für den unzulänglichen inneren Absatz in An-

spruch genommen wird.

Es liegt nun, ganz ähnlich wie bei der Frage der Abschaffung

der Exportprämien auf Zucker, ein internationales Interesse vor, die

Absatzbedingungen auf dem Weltmarkte auszugleichen und zu ver-

hüten, dafi der ausländische Konsument auf Kosten der Arbeitskraft

billiger versorgt und dadurch der Widerstand konkurrierender In-

dustrieller gegen den Arbeiterschutz erhöht werde. Für jeden Staat

ist das Interesse der Staatskasse und der Steuerträger, auf deren

Kosten Exportprämien gezahlt wurden, auch volkswirtschaftlich kein

höheres, als das Interesse an der Erhaltung der Leistungsfähigkeit

der Arbeiter. Es ergibt sich daraus ungezwungen die Folgerung,

daß, wenn durch internationalen Vertrag' die Prämie, welche durch

künstliche Verteuerung des Zuckers im Inlande die Konsumenten

der zuckerproduzierenden Länder schädigte, aufgehoben werden

konnte, niclit minder Begünstit^'ungen, die eigentlich versleckte

Prämien zuungunsten der Produzenten vorstellen, auf gleiche Weise

beseitigt werden sollen. Diese Auffassung dürfte umso zutreffender

sein, da aus den Kreisen der königlich belgischen Verwaltung selbst

die Klage erhoben wird, daß in einzelnen Textilzentren, wo die un-

geschützten Arbeiter 12 Stunden arbeiten, und die geschützten nur
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i 1% Stunden arbeiten sollten, sich zahlreiche kleine Überschreitungen

ereigneten. Andererseits hat z. B. im Aufsichtsbezirk Courtrai eine

mechanische Weberei den zehnstündigen Betrieb eingeführt Die

Xachtcilc der bestehenden ( icsetzgcbuni:^ Belgiens werden von der

(icwcrbeinspektion otTcii zugestanden und ihre Revision, namentlich

ihre einheitlichere ( ieslaltung fast von allen Inspektoren gewünscht.

(Rapports annuels de Tinspectioa du travail. 8""* Ann^ 1902. S. Kx),

165, 251, 105, 6, 78, 102, 198 ; ebenso im Rapport IQCX), S. 144.)

In Ost erreich (Reichsratiländcr) betrug im Jahre 19CX> die

Zahl der gewerblichen Anlagen, welche weniger als 11 Stunden

arbeiteten 53,3, in der Schweiz 1901: 53 Proz. aller geschützten

Betriebe. Die Zunahme dieser kürzere Arbeitzeit arbeitenden Etablbse*

. ments ist nicht etwa durch die herrschende Krise hervoi^[erufen

worden, sondern seit einem Jahrzehnt eine konstante. Hier wie

dort, wie im Deutschen Reiche ist es die Textilindustrie, welche

die elfstundige Arbeitszeit voll auszunützen strebt, aber in den

Hauptzentren bereits zum Zehnstundentagc überwiegend überge-*

gangen ist. So sind es von 400 Textilbetrieben des Reichenberger

Aufsichtsbezirkes nur ig(> die noch den Elfstundent.ii^ im Jrihre fooi

voll ausnützten; 177 waren /um Zehnstundentage übergegan;^'cn,

7 Betriebe /um 10^', und 10 Hetricl)e /um lo',., stündigen Arbeits-

tage. (Bericht der k. k. t icwerbcinspekloren über ihre Amtstätig-

keit im Jahre 1901, 19^2, S. 246.)

In der Schweiz herrscht der ElCstundentag noch für 61 Proz.

der Arbeiter in der Textilindustrie. Erst dn Viertel der Betriebe

hat kürzere Arbeitszeit eingeführt.

Die Konkurrenz Italiens @llt wesentlich nur für die schweize-

rische Spinnerei in die Wagschale. Amtlichen Mitteilungen ist zu ent-

nehmen, daß die Arbeitszeit in der italienischen Spinnerei 10—1

1

hie und da 12 Stunden beträgt; es ist aber zu bemerken, daß das

neue Gesetz über die Frauen und Kinder diese Ziffern beträchtlich

herabdrücken wird, da das weibliche Personal, das fast 95 \ der Ge*

Samtarbeiterschaft dieses Industriezweiges beträgt, /ur überwiegenden

Mehrheit aus mindcrjähi i;^fen Arbeiterinnen besteht, für die der Elf-

stundentnc^ vor'^esrhrieben ist. In der Seidi ruvel)erei Italiens ist für

die Mehrheil ck*t lk"triel)e der Arbeitstag kürzer und betr^i^l /w ischen

10 vmd 1 i Stunden. Die ofli/ielleii An'^abcn dürften wohl jeden

Zweifel darüber , oh die schweizerische Seidenindustric auch bei

kürzerer Arbeitszeit konkurrenzfähig bleibe, verstummen lassen. Da*

gegen nüut die Baomwotlspinner« der Sdiweiz wie in den meisten
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festländischen Konkurrcnzläiulcrn , die nicht f^esctzlich den Zehn-

stundentag eingeführt haben. üljer\vie<^end (in <Sq von 90 Betrieben

mit 10476 Arbeitern, wovon über die Hähte hVauen) den Klfctunden-

tag aus. Nur zwei Betriebe mit 1 1 1 Arbeitern haben kürzere

Arbeitszeiten eingeführt (Schweiz. Fabrikstatistii< vom 5. Juni lyoi,

Bern 1902, S. 127.)

In den Niederlanden betrug im Jahre 1S99 in 45,8 und im

Jahre 1900 in 47,4 Pros, der Betriebe die Arbeitszeit der geschützten

Personen weniger als zehn Stunden. Die Textilindustrie ist hier

unbedeutend, immerhin stiegen hier die Ziffern der Betriebe mit

zehnstündiger Arbeitszeit von 26Pkx>z. auf 38Proz. Es ist zu bemerken,

da0 die niedeiiändische Gesetzgebung alle gewerblichen Betriebe

dem Arbeitcrschutze unterwirft, daß daher diese Verhältniszahlen

als ungemein günstige zu betrachten sind, zumal auch die Steige-

rung der Zahl der Zehnstundenbetriebe im Laufe der Jahre eine

beträchtliche ist. (Verslapcn van de Inspccteurs van den Arbeit in

het Koningrijk der Niedertande over 1899 cn 1900, Tweede Bündel

S. 1156—57).

Am weitesten ist der Zehnstundentag in Dänemark lort-

gcschritten, wo 189$ erst 56,6 Vioz. 1902 schon 92 l'ro2. der Be-

triebe und 95,4 Proz. der Arbeiter weniger als 11 Stunden arbeiteten.

(Beretning om Arbeijds-Virksomhed og FabriktUsynet 1902—05.

S. 39.) Die Textilindustrie spielt hier keine Rolle.

y. Schlußfolgerungen.

In der vorstehenden Darstellung des gegenwärtigen Standes

der faktischen und der gesetzlichen Arbeitszeit gelangt ein eigen-

artiger Gegensatz zwischen der Gesetzgebung der Festlandstaatcn

und Großbritanniens zum Ausdruck. I Her ist die Arbeit in der

Textilindustrie auch durch Gesetz auf ein kür7cres als auf das in

den übrigen Industi iczweigen gestattete I ir»chstausmaß von lo

Stunden eingeschränkt ; seli>st Überstundenarbeit ist hier den Ju;^Lrid-

lichen und I raucn untersagt. Dagegen nutzt die festläntlische

i extihndustrie die gesetzliche hlfstundcnarbeit voll aus, und der

gröfite Anteil der Übertretungen auch dieser Vorschriften entiallt

auf die Textilindustrie und auf die Kleiderkonfektk>n.

Dieser Zustand entsprach noch vor etwa 20 Jahren der Vor*

zugsstellung der britischen Textilindustrie. Sie besalS nicht allein

im Mutterlande und in den Kolonien sondern auch auf dem Fest*
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lande die kaufkiäfti-^üte Kundschaft. Sie konnte dem zoll«feschütxten

Kontinent daher die Erzeugung mindcr\vcrtip[cr Ware, die auch bei

rückständiger Trüduktionstechnik lohnend blieb, ja technisch zum
Teil mir im Handbetrieb durchgeführt werden konnte, überlassen.

Für einen bedeutenden Teil der britischen Textilindustrie kam hinzu,

dafl von ihr die Mode die P^le erhielt Der zeitliche Vorsprung,

den dadurch die britisdie Industrie dem Kontinente gegenüber bei

der Versorgung des Weltmarktes genofi, kam auch ihren Arbeitern

zugute. Diese Vorteile Grofibritanniens schwinden in dem Mafie,

in welchem die Nachfrage nach besserer Textilware auf dem KontL«

nent steigt. Daß dies infolge des Steigens der Löhne zum großen

Teile der Fall ist, daß daher auch hier die Spezialisierung der In-

dustrie fortschreitet, bezweifelt gcgcnwärtirr kein Kenner der \'er-

häknisse. Kin Vergleich der riieinischen und süddeutschen Texiil-

indusiric, die zum (rroßen Teile faktisch zum Zehnstundentagc überge-

gangen ist, mit jener der östlicher gelegenen Tcxtildistrikte bestätigt

diese Auffassung. Daimi eniiciüi aber der Aniali, die Ausnahme-

stellung des britischen Arbeiters in bezug auf die Kürze der Arbeits-

zeit als natumotwendig zu betrachten. Insofern ein solcher Vorteil

in der Modewarenindustrie besteht, würde er durch den Unterschied

zwischen Neun- und Zehnstundent^ mehr als hinlänglich berück-

sichtigt

Wird nun die Kürzung der Arbeitszeit auf lo Stunden för

spruchreif erklärt, so bleibt noch die I-Vage offen, ob sie männliche

und weibliche Arbeiter, Klein- und Großbetriebe gleichmäßig treffen

soll. Hierfür ist nun das französische Experiment überaus lehr-

reich. Die bedeutendsten Schwierigkeiten erwuchsen der so behut-

samen I-.inführung des zehnstündigen Arbeitstages aus der L'ngleich-

artigkcil der Regelung fiir Männer und Frauen, für motorisch und

nicht motorisch betriebene \\'erkst;itten. Aus den Beobachtungen

der drei Jahre 1900—1902 lälJl sich der Schluß ziehen, dsiÜ die

ungeschützten Kleinbetriebe auf Kosten der Arbeitskraft den ge-

schützten Betrieben Konkurrenz machen; daß ihre Ausnahmsstellung

die Einführung des motorischen Betriebes verzögert; dafi die Lehr-

lingsausbildung unter diesem Zustande wesentlich leidet und daß

so eine gewerblich höchst unerwünschte Rückständigkeit die Folge

ist. Die Auslegung der Gerichte aber, welche in motorischen Be«

trieben die zwölfstündige Arbeit erwachsenen Männern gestattet,

sobald nur eine äußerliche Trennung vom geschützten Personal

stattgefunden hat, erschwert ganz wesentlich den Vollzug auch für
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die vom Gesetzgeber rrcschützten Personen. »Quel etrange et in-

coh^rent tableau presente aujourd hui en celte mati^re la lef^islation

francaise interpretöe par les tribunaux et le«? cireulaires administra-

tives 1" ruft mit Recht unter solchen Verhältnissen Professor Jay.

(La Protection legale des I ravailleurs, Paris 1904 p. 83).

Bekanntlich gehen nun selbst in Grofibritanaien die Bestrebungen

der Gewerkvereine dahin, den Arbeitstag erwachsener Männer ge-

setzlich einzuschränken, wie es bereits in Österreich, in der Schweiz

und in Neuseeland der Fall ist*) Diese einheitliche Gestaltung,

deren Fehlen am schweisten in Belgien emplunden wird, ist aber

nicht nur aus den allerdings allergewichttgsten volkh3^enischen

und kulturellen Motiven zu wünschen. Es sprechen auch ganz be-

stimmte wirtschaftliche Gründe für ein solches Vorgehen. Gerade

in der Textilindustrie, welche dem Gesetzgeber des Kontinents die

größten Schwierigkeiten bereitet, lie<^t die Mö<;flichkcit periodischer

Überproduktion außerordentlich nahe. Spekulativen Vorgängen auf

dem Rohstoflfmarkte, jähen Absatzstockungen und Modeschwan-

kungen, ja selbst Witterungseinllüssen ist die Textilindustrie wohl

mehr als jede andere Industrie unterworfen. Der Schutz des heim

sehen Marktes durch Zölle ist solchen Störungen gegenüber wir-

kungslos und erhöht neu* die Schwierigkeiten der Abstofiung von

Lagerbeständen. Eine Kartellierung ist nur in beschränktem Mafi-

stabe und vor allem (lir die Erzeuger der Halb&brikate und die

Hil^ewerbe in Zeiten der Überproduktion durchiiihrbar. Unter

solchen Verhältnissen würde eine gleichförmige gesetzliche Reduk*

tion der Arbeitszeit gerade in der Textilindustrie aller Konkurrenz-

länder eine feste Grundlage für weitergchendere rationelle Betriebs-

cinschränkungen in Zeiten der Krise bilden; in den folgenden

Zeiten des Aufschwunj^es könnte diese p;-esetz1iche Arbeitszeit

wieder voll ausgenützt und nach Mar-c^abc der Steigerung der Pro-

duktionstechnik in späteren Zeit hui ften die gesetzliche Schranke

wieder höher gerückt werden, l-^s sind also gerade die besonderen

\'irhältnisse der Textilindustrie, die eine einheitliciie Kürzung der

Arbeitszeit nicht nur sozialpolitisch, sondern auch im industrie-

politischen Interesse als wünschenswert betrachten lassen.

'1 La Protection It ^ale des Tiavailleun, Paris 1904 p. 83.

n Webb a, SL O. S. 339.
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LITERATUR.

Der bibliographische und literarisch-kritische Apparat
der Sozialwissenschaften.

„Nachdem die Policey-Camerai-Oeconomie-Handlungs- und Manufactur-

VVissensctuften lu unseren Zeiten in sehr großes Ansehen gekommen
sind; mehret sich die Ansahl derer darinn an das Licht trettenden

Schriften von Tag su Tag sehr starck: AUein die wenigste derer Per-

sonen, welchen zu lieb sie geschrieben sind, besitzen eine große Bücher-

Kenntniß; die meisten wissen also auch nicht einmaii daß dieses oder

jenes heraus ist.

Bey denen in immer grcißerer Menge /.um VorscluMti koiiimcnden

sogenannten Journalen hndei sicii über dieses noch der beschwerliche

Umstand, dad selbige aus lauter kleinen Abhandlungen bestehen; deren

sichj wenn ein solches Werk anfangt viele Bände groß zu werden, andi

das glücklichste ('Cdächtnts nicht zu allen Zeiten erinnern kan/'

Albo begründete der Verfasser der ersten mir bekannten Bibliof^raphie

der Sozialwissenschaften (der unten genauer angegebenen ,,Ki])Uothec")

Joliann Jacob Moser vor nunmehr anderthalb Jahrhunderten sein

gewiß verdienstliches Unternehmen. Und daß das, was vor 150 Jahren

eine für die Wissenschaft willkonunene Leistung war, heute, nachdem

die nationalökonomische Literatur ins Unermefiltche angewachsen ist,

ein dringendes Bedürfiiis fiir den Betrieb der Wissenschaft bedeutet,

em[*findet jeder, der unter der Fülle des Stoffs zu leiden hat, als etwas

Selbstverständliches. Wir werden heute von dieser stoflflichen l^^eber-

fiille so geciuält, daß wir unausgesetzt auf Mittel und Wege sinnen, wie

wir des Stoffes Herr zu werden vermögen. Inhaltlich versuchen wir es

mit Hülfe der wissenschaftlichen Synthese, äußerlich durch die Zusammen-

fassung der zahlreichen Einadschriften in der Bibliographie. Unsere

Zeit wird deshalb ebenso durch die wachsende Anzahl sozialwisscnschaft-

licher Bibliographien wie durch die starke Tendenz zu theoretischer
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Meisterung des Stoffs charakterisiert. Seit zehn oder funfzeltn Jahren

and auf unsenn Wissensgebiete ebemovid Bibliographien erschienen wie

in den voraafgidhenden andorthalb Jahxfaimderten.

Wenn trotzdem die sozialwiasenachaftliche Foisdiung sich des Hilfs-

mittels der Bibliographie nicht in einem wünschenswerten Mafie bedient,

wenn die Bihliojrraphie längst nicht die Rolle in unserem wissenschaft-

lichen Betriebe spielt, wie etwa auf dem Gebiete der Naturwissenschaften

oder der Geschichte, so liegt der Gnind dafür zum l'eil in dem im-

fertigen Charakter unserer Wbsensdiaftf in der jeder gern ,,von vom''

anfitngt unter Mifiachtung dessen, was vor ihm geleistet worden is^ cum
anderen Teil aber auch in der Eigenart der bibHographisdien Ifilfs«

mittel selbst. Erstens sind diese in ihrer großen Mehrzahl so zerstreut

und so versteckt, daß viele sie gar nitht kennen; zweitens sind die

meisten von ihnen derart abgefaßt, daß ihr Gebrauch sehr erschwert wird.

Deshalb benutze ich gern die Gelegenheit, die mir die Anzeige

dniger Neneiscbeinungen bibliographisdien Inlialts bie^ um einen Über-

bltdc zu geben Über das, was die Sozialwissenschaften flberhanpt an

bibliogTaphi8ch«'1iterarischcn Hilfsmitteln besitzen. Ich gehe dabei von

der doppelten Absicht aus: die vorhandenen Publikationen zum be-

quemen Gebrauch übersichtlich zusammenzustellen, aber auch sie auf

ihre Verwendbarkeit hin zu prüfen und einige Gesichtspunkte fUr ihre

zweckmäßige Weiterfuhrung aufzustellen.

A. MIoeanint BiMiofraphien.

Jede Wissenscliaft profitiert naturgemäti von denjenigen Werken,

die eine Zusammenstellung aller literarischen Erscheinungen, also auch

derjenigen der besonderen Wissenschaft sich zm Aufgabe machen. Ich

sehe jedoch von einer Aufsühlung dkser aUgenwin-bibUogrq)hisdien

Werke ab und verweise den Leser auf das vollständ^ Verzeichnis bei

I. R Stein, Manuel de bibliographie gdnörsle. 1898.

p. 1—4*.

Da jedes Kulturland ihrer mindestens eins, <fie meisten aber ihrer

m^rere besitzen, so geht ihre ZslM in die Hunderte^ wie der Raum
schon erkennen läßt, den ihre Aufzählung beansprucht: 42 Seiten 1 In

dieser Ricscnhattigkcit des Ai)})arates liegt nun auch die Schwierigkeit

für den (»elchrten begründet, ihn für seine Korschungszwecke zu nutzen.

Nur die ganz großen Bibliotheken haben alle Werke beieinander tmd

immer wird es der Veimittelung der Btbliotiieksverwaltung bedttrfen, um
cdme albugnrikn Zeitaufwand diesen Apparat in Anspmdi su nehmen.

Immerhin wird man nie ganz auf ihn verzichten wollen, da er einst-

weilen die immerhin vollständigste Bibliographie darstellt, die wir besitzen.

Archiv für JsoztalwiMCMchaft u. Sozialpolitik. I. (A. f, «et. G. u. St. XiX.) t. 15
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Diese angemeinen Kbliographiea untmcheiden sidi in ihrer BennUbar*

kdt je nach dem Grade von Sperialisiening und Übetsichtlicfakett, die

das Sachregister aufweist. Am Tollkommensten sind wohl in dieser

Hinsicht

für Deutschland:

9. K. Georgs Schlagwort-Katalog. 3. (and einstweilen letzter) Band
1893'- 1897. Hannover 1900/1901» 1975 S.

tOs Frankreidi:

3. Catalogue generale de la Librairie frangaise. Sachkataloge in Vol.

7» 8, II, 13.

Eine wesentliche Vervollkommnong hat der allgemdn-bibliographische

Apparat, der lirQher nur die im Buchhandel ersdidnenden selbstilndigen

Schriften enthielt, durch die Zeitschrißenbibliographien erfthienf wie sie

jetst Deutschland und Frankreich besitsen:

4. Bibliographie der devt sehen Zeitschriften -Literatur
mit Einschluß von Sammelwerken und Zeitungsbeikigen« Seit

i8g6. Jetzt jährlich 2 Bande. Leipzig.

5. Repertoire bibliographique des principales revues
fran^aises^ red. par D. Jordell. Seit 1897. Paris.

6. SozialwissenschafUiGhe BiMiographien.

I. Nichtperiodische Poblikatioiieii.

1. Literaturnachweise, wie sie fast jede wisäensciiartliche

Arbeit enthält, wachsen sich oft su wirklichen Bibliographien aus. Wes>

halb denn ihrer hier an erster S^le wenigstens im Vorbeigehen Er-

wähnung getan werden mag. Man denke an die Lehrbücher von Ro scher,

Ad. Wagner u. a. Vor allem wird der ausführliche T.iteraturnncliweis

in der lexikojjrajihisclicn Darstellung gepflegt; die verschiedenen „Ii a ti d-

worterbücher" unserer Wissenschaft, in erster Linie das deutsche,

kommen deshalb als bibliographische Hilfsmittel wesentlich in Betracht.

2. Bibliothekskataloge sind in einzelnen Fallen willkommene

Nachschlagewerke geworden. Wir besitzen jetst ein Verzeichnis der

wicht;<;crcn gedruckten Kataloge aller Länder, nach Städten geordnet:

Nr. I dieser Übersicht pag. 711— 768.

Unter den für i!i'.'^<"'re Wis'icnschaft in Betracht kcnnmendcn IJihliotheks-

katalogcn ragen hervor : die Kataloge der Gehe-Stittung, der Rcichsgerichis-

bibliothek, derHamburgerKommerzbibUothek, der Bibliothek des preußischen

statistischen Bttreaus» des preuSisdien Abgeordnetenhauses, vor allem aber

des Deutschen Reichstages. Dieser Katalog, der jetzt mit den Zugangs-

katalogen (bis r902) 9 stattliche Bände umfaSi, ist dank der Reich»
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hakiirk'cit seines Inhalts ebenso wie dank der außerordentlich detaillierten

Diäpusition als eines unserer wichtigsten bibhographischen Hilismittel an-

zusehen.

3. Buchhändlerkatalogc, namentlidi Anti(|uariatskataloge ent-

halten oft genug reiche Bibliographieii. Was aa Uteraturttbenichten

und zwar meist in bester Ordnung Kataloge von Harding in London,

MacmiUan & Bowes in Camlwidg^ Rostand in Paris, NijhoiT im Haag»

Prager, Calvar,- in T^erlin, Lorentz, Harmssowitz in Lei\y/Äg, Baer in

Frankfurt a. M., Hoepli in Mailand. Cinussen in Turin u. v. a. bringen,

enthält laanchcs Mal mehr als die besten Bibliographien, die wir über

den Gegenstand besitzen. Deshalb ist auch ein regelmäßiges Studium

der Antiquarkataloge ein gutes Mittel, um aidi eine umfimende Litemtur-

kenntnis zu verschaffen. Es ist kdn Zufidl, daß unsere besten Literatur-

henner bdcannte Bibliophilen smd.

4. Bibliographien,

a) aU^emeine,

6. Job. Jac. Mosers gesanundte imd zu gemeinnützigem Gebrauch

eingerichtete Bibliothec von Oeconomischen - Caraeral - PoUccy-

Handlungs - Manufactur - Mechanischen und Bergwerks-Gesetzen

Schritten und kleinen Abhandlungen. Ulm 1758.

7. Job. Heinr. Ludw. Sergius Ounenüuten<BibUothek oder voll-

ständiges Verzeichnis dn^lgen BUcher, Schriften und Abhand-

lungen, welche von dem Oeconomie-Policcy -Finanz- und Camera]-

wesen und verschiedenen andern damit verbundenen Wissen-

schaften handeln . . . Nürnbcrp^ 1762.

8. Catnlo^ue d'une BibliotluMiue d'F'.conümie Politiqiie formte pour

le travail du Nuuveau Dictiomiaire de Couimcice in dem „Pro-

spec^" dieses Dict de Comm. Paris 1769.

9. Carl Gottl. Rassig, Die neue Littoratur der Polioqr tud
Canicralistik, vorzüglich vom Jahre 1763 bis 1803. 3 Teile.

Clieniiiit/ 1802.

IG. joh. Sani. Krsch, Literatur der Jurisprudenz und Politik, mit

tinschluli der Cameral-Wissenscliaften seit der Mitte des 18. Jahr-

himderts bis auf die neueste Zeit. Neue fortgesetzte Ausgabe

von Job. Christ. Koppe. Leipzig 1823.

u, J. R. Mac Culloch, The Literature of poUtical Economy:

a dass^ed catalogue of sdect publications in the diffcrent de-

partcments of that science with historical, critical and bio-

graphical notices. London 1845.

za. Joh. M. Presburg, Bibliographie voor Staats- Regts- en Ad-

ministratieve Wetenschappcn, Stsatshuishoniflcundef Statistiek en

Armenwesen. Deel L Leyden 1853.

13. Ad Soetbeer, Literaturnachweis der politischen Ökonomie flir

15*
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1840—1852 (in der Ubersetzung von j. St, Mills Grundsätzen

der politischen Ökonomie Iki. II, Hamburg 1852, S. 461— 510).

14. Robert von Mohl, Die Geschichte und Literatur der Staats-

wisseDsdiafteo. In Monographien daxgestdlt 3 Bände. Edangen

185$—58. (Band m, S. 733—833 enthält das Literatnnegister.}

15. ILR. Bowker and George lies, The readers guide in econo-

mical, social and political science. New York, 1892.

16. Otto Mühlbrecht, Wegweiser durch die neuere Littcratur der

Rechts- und Staatswissenschaften, l'iir die Praxis bearbeitet,

3. umgearbeitete und vennehrte Auflage. Berlin 1893. Band II,

entiialtend die liteiatur der Jahre 1893—1900 nebst Naditcflgen

und Ergänzungen zu Band I (die Litetaftur bis 1893). BoUn 1901.

Futdcammer und Mühlbrecht

Von diesen sozial- oder staatswissenschaftlichen Bibliographien all-

gemeinsten Charakters kommen heute fiir wissenschaftliche Zwecke wohl

nur noch die unter Nr. ii, 14 nnd 16 genannten in Frage. \\'enn auch

die Bücher von Mac Gull och (Nr. 11) und Muhl (Nr, 14) heute

Bach einem halben Jahrhundert noch immer sdiätzenswerte Nachschlage

werke geblieben sind, so verdanken sie dies der glücklichen Form, in

der sie den Stoff darbieten. Sie stellen den Typus der beschreiben-
den oder literarischen Bibliographie dar, den ich als den

für die wissen.schaftliche Forschung angenehmsten ansprechen möchte

und von dem ich wünschte, daß er in Zukunft noch mehr zur Geltung

käme. Außer in den genannten beiden Werken von Mac CuUoch und

Mohl begegnen wir ihm unter den sozialwiasenschaftlicfaen SpeziaUublio*

graphien noch bei Nettlau (Nr. ss), Soetbeer (Nr. 66).

Werden einige Bemerkungen literar- oder wirtschafts-historischen und
kritischen Inhalts den aufge/ählten Rüchertiteln hinzugefügt, so bedeutet für

den Leser die Bibliographie wirklich einen „Wegweiser", was in diesem Sinne

eine reine Bibliographie wie die von Otto Mühlbrecht (Nr. 16) nicht ist

Immerhin kann ims diese fleißige Zusammenstellung vieler Büchertitel

in übexsichtUdiar Gruppierung, zumal sie in ihrer Art die etnsige ist,

wertvolle Dioiste leisten. Sie will keine voDstindi^ Bibliographie sein

und ist es nicht. Deshalb ist sie nicht sowohl flir den Spezialforscher

als für denjenigen von Nutzen, der sich über eine Materie etwas genauer

informieren will, also für den „Praktiker**, an den der verdienstvolle Heraus-

geber nach den Angaben auf dem Titel wohl auch in erster Linie ge-

dacht bat Für den Fall einer Neuauflage möchte ich dem Verfasser

dringend raten, den Autoren die Vornamen beizufügen. Das Fdüea der

Vornamen wird namentlich auch unter den Btbliotheksbeamten ahs ein

grofier Übelstand empfunden. Der fühlbarste Mangel des Mühlbrechtschen

,,Wegweiser" ist freilich noch ein anderer, der auch in einer Neuauflage

der ganzen Natur des Buches nach sich schwer wird beseitigen lassen:

das Fehlen der 2ieitschrifieniiteratur.
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b) spesiclle.

Die Schwierigkeit, das gesamte Gebiet der Sozial •( Staats-)wissen-

schaften bibliographisch zu umfassen und der \\ unsch, möglichst voll-

ständige Übersichten zu geben, mußte frühzeiüg den Gedanken der

Spctialisiemiiig aahdegea. li^ hatte swd MögUcbkeiten, den Stoff zu

riditen: die Grat^iening nadi UUidem (ev. noch Zeitepochen) und die

nach Uchem (Materien). Beide Wege sind betreten.

a) oacb Ländern geordnete Bibliographien.

Dtuischland

:

17. ßibliotheca juridica. Haaubuch der gesamten neueren

juridischen und staatswissenschafUichen Litexatur. Eine Zu-

saaunensteilung aDer auf dem Gebiete der Rechts» und Staats»

Wissenschaften seit 1849 in Deutschland und den benachbarten

Staaten erschienenen Schriften, i. Band. Die Jahre 1849
Mitte 1867 umfassend, bearbeitet von Wuttip. Leipzig 1867.

2. Band. Die Jahre 1H67 bis Mitte 1876 umfassend bearbeitet

von Roßberg. Leipzig 1877.

lA. Erscheinungen (Die) des deutschen Buchhandeb auf dem
Gebiete der Staats* uod Rechtswissenschaften, Politik, Statbtik

und Nationalökonomie, des Finanz- und Bankwesens, sowie des

Kirclienrochts und der KirchenpoHtik. Von der Gründung des

Deutschen Kaiserreichs bis Ende 188 1. Berlin 1882.

NUderlantU:

xg. Et Laspeyres, Bibliographie der volkswirtschaftlichen Schriften

(nämlich der Niederlande im 17. und i Jahrhundert ). Zweiter

Teil der „Geschichte der volkswirtschaftlichen Anschauunt,'en

der Niederländer und ihrer Literatur zur Zeit der Republik."

Leipzig 1863.

Italien :

ao. Angeln Bertolini, Sag^io di bibli(^afia economica italiaoa

(1870—1890). Roma 1895.

SptmUn:

ar. Manuel Torres Campos, Bibliografia espaöola contemporanea

del derecho y de la politica (1881—1896). Madrid 1898.

Sind derartige nationale Bibliographien systematisch geordnet wie

/. 1). diejenige Bertolinis \r. 20), 50 kc'mnen »ie gute Dienste

leisten.. Aber doch in einem sehr besclu'änkten Umfange. Fs mag

wichtig sein, die wissenschafthchcn I^istungen eines I^iiKies zu über-

schauen, tun dessen geistigoi Entwicklungsgang zu verfolgen: filr die

wissensdiaftUche Forschung, die keine Landesgrenxen kennt, bedeutet
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die Beschränkung auf eine nationale Literatur eine Minderung des Wertes

einer Bibliographie bis zur Uobiauchbaikeit, zumal wenn die Übeisidit

nur die sdliständigea Bücher umfafitp also die Zeitsdixiftoiattfsätze ans*

schliefity wie Nr. 17, 18, 19 imd noch dazu rein chnmologisch geordnet

ist wie Nr. 19. Deshalb ist dieser Typus auch wen^ bdiebt Vielmehr

sucht man mit Recht des Stoffes dadurch Herr zu werden, dali man

ihn nach l ächern (Materien") ordnet. So entsteht der wichtig^ Typus

der modernen Bibliographie, nämlich

ß) nach IfatetteD c«otdn«te Bibliograpbien.

Vorbemerkung. Damit die Übersicht nicht aDzu umfangreich

werde, habe ich nicht beriicksicluigt : die Bibliographien ausschließlich

oder vorwiegcnf! tcrbnoU^gischen Inhalts (über Bergbau. „Handels-

vvissenschaft" „Gewerbekunde" usw.) also auch nicht die zalihcichen Ver-

treter des bekannten T>'pus der Bibliotheca georgica. Einige erläuternde

Bemerkungen mache ich am Schlüsse der Zusammenstellung, die ich der

Übersichtlichkeit wegen nicht durch Hinzufttgungen tmterbrechen will

Anarchismus:

aa. M. Nettlau, Bibliographie de l'anaichie. BibHoth^ue des

„Temps nouveaux". Ann^ 1897. 7' Bruxelles et Paris.

Arbeiterfrage: siehe Sozialpdiitik.

Arbeitslohn: nebe Nr. 152, 153.

Armenweaeik (einschliefllidi Wohltätigkeit, Vagabondage usw.).

23. F. M. Eden, The State of the Poor. 3 Vol. London 1797.

App«idix.

34. J. B. Ri stelhn el)c r
,
WcL;ucispr zur Literatur der Waisenpflege,

des Volkserziehun^'swesens, der Armeiifursor;;e, des Bettlerwesens

und der Gefangniskiiride. 2 Bände. Cöln 1831— 1840.

25. C o m p t e - r e n d u du Congr^s international d'assistance publique

tenu k Paris. Paris 1889. Bibliographie in Vol II.

26. Cam. Gran i er, Essai de bibliographie chsritable. Paris 1891.

37. Luigi Gossa, Saggio di blbliografia deUe opere economidie

italiane anteriori al 1849 suUa teoria della beneficenza. Giomale

degli Economistt. 1893.

28. und 283. K. Muensterbc rt;, Bibliographie des Armenwesens.

Bibliograpliie charitable (Schriften der Ccntralstelle für Arbeiter-

wohlfahrtsemrichtungen, Abteilung fiir Armenpflege und Wohl-

tätigkeit.) Berlin, Carl Heymanns Verkig, 1900. 1. Nachtrag 1902.

Auswanderung

:

2g. J u 1. F r i e d r. S a c h s e , Literature on german em^^tion. Pennsyl-

vania German Society. Proceedings and addresses. V<d. 7.

1898.
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Bankwesen

:

30. F. Ferrara, Bibliografta delle opere sui banchi Biblioteca dell*

Economista. Scr. II. Vol VI. Torino 1857.

Bibliothek der s( hweizcrischen T,andeskunde: Bankwesen,

Handelsstatislik, Versicherungswesen. Zusanamengestellt von W.

Speiser, T. Geering und J. J. Kummer. Bern 1893.

Vgl. auch die iinter „Geldwesen" ftufgeftthiten Bibliographien.

Bevölkerungswesen

:

32. P. Lippert im Anhang zu Hand VI der i. Abteilung des Hand-

und Lehrbuclis der Staalswissenschaften
j

begründet von K.

FxAnkenfttein, herausgegeben von Max von Heckel
Le^g 189$.

Eisenbahnen: siehe Verkehrswesen.

Pinanzwissenschaft

:

33. C. K l e t k e , Literatur über das Finanzwesen des Deutschen Reichs

und der deutschen Bundesstaaten, IL Abteilung. Literatur über

das Finanzwesen des preufiisdien Staats. 3. vielfoch vomefaite

und verbesserte Auflage. Berlin 1876.

34. A. P. Soubbotin, Obzor literatury po voprosu o priamom
oblojenii i pochlinakl. St. Petersburg: 1879.

35. C. Karataev, Bibliografiia finansow usw. (1714—1879). St. Peters-

burg. 1 8Ö0.

36. V. Niccoli, Bü^iognfia dell' estimo oidinario in Itain fino at

1856. Verona-Padua 1889.

37. Luigi Gossa, Saggio bibliografico sulla scienza delle finanxe in

Itaiia prima del 1894. Giorn. degli Econ. 1892.

38. idcm, Teoria generale delle finanze. Saggio bibliografico. L c.

1895.

39. idem, 1^ feoiiu del credito pubbiico. Saggio bibliogrutico, 1. c.

1896.

40. R. Stourm, Bibliographie historique des finances de la France au

XVIII siide. Paris 1895.

41. K. Frankenstein im Anhanc: zu Band I. der II. Abteilung des

unter Nr. 32 zitierten Handbuchs. 1894. (Allgemeines).

42. Derselbe, ebenda Band II (Steuern im allgemeinen) 1895.

42a. Derselbe, ebenda Band III (Steuern im besonderen) 1895.

43. Ellen M. Sawyer, Bibliography of works on taxation. S|[>ecial

Bulletin of the State Library of Massachusetta. Januaiy 1897.

4/44. Bibliography of taxation. In^ana State libraiy Bulletin.

March iSoS.

45. P. Lippert, in dem Nr. 32 /.itierien Handbuch Band IV. (Öffent-

licher Haushalt, Budget, Finanzverwaltimg) 1898.
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46. Luigi Gossa, Saggio bibliografico sulla teoria, deU' imposta.

Giorn. degli Econ. 1899.

*^47. Henri Stein, Bibliographie de l'impöt iur le rcvenu. Besan<;on

1900. (BibUographe moderoe 1900 p. 264— 291.)

48. Check listof fotetgn governemeot docameiits on finanoe. New
York, BulL of the Pobl. Library. 1901.

49. Ernest L. Bogart & William A. Rawles, Trial bibltography

and outline of lecturcs on the financial bistorj- of the Uo.

States. Oberlin (O.), 1901.

50. A. Moli na, Ensayo bibliogiafico chüeno sobre hacienda publica.

Sandagp de Chile 1901.

5L Gustav Sodoffsky, Bibliogiapliie der InunobOien- und Ge>
bttudebesteuerung sowie Beitrüge zur Bibliographie verwandter

Frafren St. Petersburg, 1001.

«^52. Jos et Stammhamraer, Bibliographie der Finaazwissenschaft.

Jena, Gustav Fischer. 1903.

Frauenfrage:

53. Arthur L. Jellinek, Bibliographie der Frauenfrage. Dokumente

der Frau. Band 2. 15. Nov. 1S99.

1/ 54. Bibliography of Women's Question.* English wonen's

Review 1899.

55. H. J. Meh 1er, La femme ti le fäninisme. Collection de Uvre%

pdriodiqucs etr. sur la condition sociale de la femme et le

mouvement feministe, fn'sn.nt partic de la bibiiolhcque de M.

et M"«* C. V. Gcrniücn a Amsterdam. Paris. 1900. 4".

16 -|- 240 -|- 104 p.

56. Verzeichnis der auf dem Gebiete der Frauenfrage während der

Jahre 1851—1901 in Deutschland erschienenen Schriften.

Herausgegeben vom deutsch-evangelischeo Frauenbünde (Vor«

wort von Paula Müller) Hannover 1903.

Gddwesen: Über die Iflteren vorwiegend numismatischen Biblio-

graphien siehe:

57. C. Menf^er, Artikel „Geld" im Handwörterbuch der Staatswissen-

Schäften, 2, Aufl. Band 4. Jena 1900.

58. F. Ferrara, Bibliografia delie opere sulla moneta. Biblioteca

dell* Economista. Ser. IL Vol. VI. Torino. 1857.

59. Docuraents of die Ihtematicmal Mooetary Conference of 1878.

Washington 1878. (Von Dana Horton).

60. AI. Del Mar. llistor)^ of the Precious Metals. London 1880.

61. B^la Földcs, läteratur zur Frage über Ursachen und Wirkungen

des Agios. Jahrbücher für Nat.-Ökon. N. F. Üaiui 4. Jena 1882.

6a. W. S. Jevons im Appendix zu seinen Investigations in Currency

and nnaooe. (1568—x88s). Lcmdon 1884.
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6^ J. L. Laug hl in, Mills Principles of political economy. Boston

1885. Bibl. des Bimetallismus p. 635— 659.

64. AI. Del Mar, Money and Civili^ation. London 1886.

65. Lnigi Gossa, Saggio di Bibliografia ddle open economiche

italiane suDa mooeta e sul credtto anteriori al 1849. Gioni.

degü Econ, 189a.

66. Ad» Soetbeer, Literaturnachweis über Geld- und Münzwesen,

insbesondere über den Währungsstreit, 187 1— 1891. Mit ge-

schichtlichen und statistischen Erläuterungen. Berlin 1892.

67. P. L i p p e r t im Anbang zu Band VIII. der L Abt. des unter
'

Nr. 32 genannten Handbuchs (Bibliographie der Jahre 1892

bis 1909). Leipzig 1903.

Geschichte der nationalökonomischen Theorien:

68. F. Ferrara, Bibliografia Fisiocratica (Biblioteca degli Economisti.

Prima Serie. Vol. I. Torino 1850).

69. Btfla Weis, Bibliographie «ir Geschichte der Nationalökonomie

Pesdii 187 1.

70. Luigi Gossa, Saggio bibliografico suUa storia deUe teoiie

economiche in Italia. Giorn. dcgli Fron. 1802.

7L P. Lippe rt irn Anhang zu Band II der L Abteilung des unter

Nr. 32 genannten Handbuchs.

Getreidehandelspolitik: siehe Handel*

Gewerkvereinc ; siehe Soiüalpolitik.

Grundrente: siehe Nr. 152, 153.

Handel und Handelspolitik.

72. Julius ürat von Soden, Die anuonarischc Gesetzgebung.

Nttmbeig i8s8. Das 4. Buch enthiüt die ,^Donarische Bibliothek*'.

73. W. Roscher, Über KornhandeL 3. Ausgabe. Stuttgart und
Tübingen. 1852. Die dritte Beilage enthAlt die „Literatur des

Komhandels".

74. L. Gossa, Saggio bihlios^'rafica ?;ulle teoric annonarie in Italia

prima del 1849. Giornalc degli Economisti. 1S93.

75. P. Lippert im Anhang zu Band XVI ätr h Abteilung des

unter Nr. 33 genannten Handbuchs. Leif^g r9oo.

76. A. P. C Grifft en, A Hat d bocrits with reference^eperiodicals

on mercantüe marine subsidies. Washington 1900.

Vgl. auch Nr. 31.

Handwerkerzünfte

:

77. G. Gonetta, Bibliografia statutaria delle rnqiorazioni d'arti e

mestieri d'ltalia cun sa^j^io di biljlin;,qarui cstera. Roma 1S91.

78. Giovanni Bresciano, Bibiioteca statutaria delle corporazioni

romuie di arti e mestieri. Rivi^ ddle Biblioteche 1897. 1900.
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Kapitalzins: siehe Nr. 152, 153.

Kartelle: siehe Trusts.

Kolonialwesen:

7g. J. C. Hooylcaas, Repert<nium op de Koloniale Jitterataur etc.

(HolUtndische Literatur Über holländische Kolonien von 1595
bis 1865) 2. Vol. Amsterdam 1S77. i88a

80. Kolonialliteratur des Deutschen Reichs der letzten 10 Jahre.

Ntirnhcr;,' iSgi.

81. M. Brose, Die deutsche koloniale Literatur von 1^84 bis 1S95.

Berlin 1897.

82. Zamboni Fil., Gli Ezzelini, Dante e gli schiavi. Xuova edi«

zione. Firenze 1897. pag. 479—490: ^ibliografia lagionata

e notbie di opere suila schiavitü nel voumdo in ogni epoca.*'

83* Indice alfabctico-analitico per autorc e per soggetto di

tutti gli articoli publ)li(:ati nei bollettini sociali dal 1S77 al

dicembre 1S97 della Societii dt esplorazione commerciale in

Africa. Milano 189S.

84. A. P. C Griffin, List of books with reference of periodicals

letatmg to tiie theory of colonization, governement of depen*

dencies, protectoiates and related topics. Washington. 1900.

85. Henry C. Morris» The history of colonization from the carlicst

times to the present day. 3 VoL New York 1900. Vol. IL

pag. 325—365 Bihliog-mphy.

86. A. Hartmann, Repertorium op de litteratuur betretiend de

Nedarlandsche Kolonien in Oost- en West-Indie, voot zoover

zy verspreid is in tydschrilten en mengelvrerken. Eerste vervolg:

1894—1900. 's Gravenhage, 190X.

87. Mary Stoughton Locke, Antislavery in America, from the

introdiiction of African slaves to the prohibition of the slave

tmdt-, 1619— 180Ö. Boston, iqor. Bibl. ]». 166— 231.

88. Bibliography of colonies and colonization. Prepared by the

Libiaxy of Congress. Monthly summaiy of commerce and

finance of the U. S. A. No. 4. 190z.

89. Pierre Decharme, La colonisation allemande. Bibliotheque

de bibliographies critiques publice par la soci^^ des dtudes

historifjues. Paris, s. a.

go. Ch. Sai:lin, La roloiiisaüon francaise en Indo-Chine. iltidem.

91. Marcel Ruedcl, La culonisatioii hangaisc cn Tunisie. ibidem,

ga. M. Rnedel, Les grandes compagntes de colonisation en France

au XIX. si^cle. ibidem.

93. M. Dubois, Les syst^mes coloniaux anglais. ibidem.

Kommunale SoaialpoUtik: siehe Sozialpolitik insbes. Nr. 123.
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Maschinenpro^em

:

94. L. Gossa, Saggio bibliografico sulla teoria ecoaomica delle

machine. Giornale degli Economisti. 1900.

Sklaverei: siehe Kolonialwesen.

Sozialismus und soziale Bewegung:

95. H. F o u r n e 1 , Bibliographie Saint • Simouienne (1802

—

Paris 1833.

96. Wegweiser auf dem Gebiete der sozial-demokratischen Literatur

Deutschlands. 3. verm. Aull Leipzig 1S49.

97. Journal des Journaux de la CoauBune. Table r^sumtf de la

Presse qucAidienne de 19 mais — 24. mai 1871. 3 Vol.

Paris 1872.

98. R. Meyer, Die neueste Literatur ztir sozialen Frage, i. und
2. Abteilung. Berlin 1S73.

99. Derselbe, DerEinaazipatküiskAmpf des 4. Standes, i. BaiidiS74
(Kap. 8: Die soziale Prerae deutscher Sprache).

100. O. Gracklauer, Verzeichnis von SchriAen aus dem Gebiete der

Sozialwissenschaften. Sozialdemokratie, Commune, Internationale»

bürgerliche Gesellschaft, Parteien, Preise und Arbeiterwesen.

Systematisch zubamrueugeslelll in 21 Rubriken. Leii>/.ig 1878.

101. G. Adler, Die Geschichte der ersten sozialpolitischen Arbeiter-

bewegung in Deutschland. Breslau 1885. Im Anhang: Die

deutsche sozialistische Literatur sur Zeit der ersten Arbeiter-

bewegung.

loa. T. K. Brown, Studies in modern socialism and labour problems.

New York 1SS6. Bibliop^raphie auf Seite 234— 268.

203. O. At/rott, Sozialdemokratische Dnicksrhriftcn und Vereine ver-

boten auf (irund des Reiclisgesetzes gegen die gemeingefähr-

lichen Bestrebungen der Sozialdemolaratie vom ai. Oktober

1878. Im amtlichen Auftrage bearbeitet Beriin, Carl Heyroanns

Verlag, x886. Nachtrag 1888.

104 (t. Canestrelli, Hibllografia degli scritti di G. Mazzini. Roma 1892,

105 ti. 105a. Jos. St am m h .un m e r . Bibliographie des Sozialismus und

Kommunismus, Jena, (iustav Fischer, 1893. — Bandil. Nachträge

imd Ergänzungen bis Ende des Jalires 1898. Ebenda 1900.

«^xo6. H. Luxp Etienne Cabet und der ikarische Kommunismus. Stut-

gart 1894.

^107. Deutscher, La bibliographie du socialismc beige. App. zu

J. De^^tr^e et £. Vandervelde, Le socialisme en Belgique

Paris 1898.

108. P. Lippert im Anhang zu Band Iii der I. Abteilung des tmter

3^ genannten Handbuchs.

109. Anton Menger, The right to the whole produce of labour.

.



Utotttar.

VVith an ijitroduction and bibliography (of the English
sociaUst tchool) by H, & FoxwelL New York 1899.

no. W, Sombart, Soeialismus und sonale Bewegung im 19. Jahr-

hundert. Von der 3. Auflage (1900) an: Führer durch die

sozialistische Literatur.

Sosialpolitik (Arbeiterfrage):

iiL H. Blanc, Bibliographie des corporations ouvri^res avant X7S9.

Paris 1885.

na. L. Gossa, La partecipazione degli operai al profitto. Saggio

biblioj^rafico. Giornale dcgli ?>onomisti 1894.

113. Rob. Alex. Feddie, List üf Publicatious on Trade Unionism

and Combinations of Workmen. App. su Sidney and Bea-
trice Webb, The History of Trade Unionism. London 1894.

214. Supplement zu der in der vorigen Nummer (113) genannten

Bibliographie in dem Werke derselben Verfiüaer »,Industrial

Democracy." London 1897.

B5. Bibliographie des Gewerkvereinswesens, eine Zu-

sammenarbcitung der Nr. 113 imd 114 in der deutschen Cber-

setaung des Nr. 114 genannten Werkes (von C. Hugo) Stuttgart

1898. a. Band. Mit Sditagwortverzeichnisi das im Original fehlt

116. K. Frankenstein, Bibliographie des Arbeiterveisicherungswesens

im Dcutbcheii Reich. Leipzig 1895.

117. Derselbe im Anhang zu Band XIV. der I. Abteilung des Nr. 32.

genannten Handbuchs.

u8. Jos. Stammhammer, Bibliographie der Sozial*PoUtik. Jena, Gustav

Fisdier, 1896.

ng. List ofBookson Social Refotm. Boston (Mass.) Monthly Bulletin 1898.

120. Helen Marot, A Handbook of labor literature: being a classified

list of the morc important bnoks and pamphlets in tbe english

language. Philadelpliia, 1^99.

X2X. £. Gauger, Essai de bibhographie. Seciuite des ateliers et

accidents du travail. Corbeil. 1899.

122. Le6n Losseau, De la rdparation des accidents du travail:

bibliographie des travaux de langue frangaise. ßriLxeUes 1S99.

X23. Rob. C. Brooks, A Bibliography of municipal Problems and

City Conditions. New York und London 1901 ; erschien auch in

der Zeitschritt: Municipal Ahairs. New York. Vol. V.

124. A. Delaire, f rederic Le Play. Bibliotheque de bibliographies

critiques publik par 1a sotxßtA des Aades historiques. Paris s.a.

Städtewesen

:

125. R. C. Brooks, Bibliography of cities and towns. Indianopolis

(Ind.) 189S.

Siehe auch Nr. 123
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Statistik

:

126. C. ThuriiKinni, Hibliotheca Statistica etc. Halae 1701.

127. j. G. Meusel, Litteratur der Statistik. 1790— 1797. Neue Aus-

gabe 2 IMiide, Leipzig 1806/7.

138. P. F. Heuschling, Bibliographie historiqiie de la Statistique en

AUemagne. Bruxellcs 1845.

lag. idem, Bibliognphte historique de la statistique en Fiance.

^30. R. Boeck, Allgemeine Ubersicht der Veröffentlichungen aus der

administrativen Statistik der verschiedenen Staaten. Berlin 185(1.

Bibliografia statistica ftaltana ooiiq»tlata per occasione della

DL Sessione del Coogiesso intemarionale di Stetistica. Roma 1876.

'13a. L. Bodio, Saggio lubltografico della statistica italiana. 3a ed.

Roma 1893.

133. Check list of works on the vital s(r\tistics of New York Ci^.

New York, Bulletins of the Public Library. 1901.

Tbeoretische Nationalökonomie im allgemeinen. (Systeme, Lehr-

bucher usw.)

134. L. Cossa. Sagg^io di bibliografia dei traltati e coinpendi deco-

nunua pulitica scritti da italiani Giurnale degli Economisti

1891. 1893.

135. T. Martello, Dizionario bibliografico dell*£conoinia potitica

(per ordiue crouologico) I. Trattati generali. Bologna 1893.

136. IiL Frankenstein, im Anhang zu Band I der I. Abteilung des

• unter Nr, 32 genannten Handbuchs in der I. Auflage. Leipzig 1893.

137. Derselbe im Anhang zu Band IV der L Abteilung desselben

Handbuchs.

138. L. Gossa, Saggio bibliografia» sui tiattati e compendi di ecooomia

politica nelle naziooalitit minori (Spagna, Portc^pülo e BrasQe,

Paesi Bassi, Oaaimarcaf Norvegia, Svezia e Kinlandia, Stati Uniti

del!' America settcntrionalc, Polonia, Principati Danubiani e

Turchi.i, l'ngheria). (jioniale degli Ecoiiomisti 1H95.

13g. i d e m
,
Saggio bibliografico sui trattati e compendi inglesi d'economia

politica. 1. c. Agosto 1895.

140. idem, Saggio bibliografico stii trattati e compendi francea

d'eooDomia politica. 1. c. Settembre 1895.

141 idem, Saggio bibliografico sui trattati e compendi tedeschi d'eco*

nomia politica. 1. c. Ottobre 1895.

14a. Aug. Cour not, Researclies into the mathematical principles of

the theory of wealth. New York. 1898. Bibhography by

Irving Fischer.

Trusts:

143. Reference Int on Trusts. San Francisco 1900.
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144. Fanny Borden, Monopols and Trust in America 1895. 1899.

Albany Htm York State L9>rary (Bull. 67.) 1901.

145» A. P. C. Griffen, A Ijst ofBooks (with Referenoes to Periodkals)

rdatiiig to Trusts, s. ed. Wadiington 1909 (entiiilt «esentiidi

mir wweiilcftffMK'hft Literaturl.

Unternehmer und Untemehmersewinn : adie Nr. 15 a, 153.

Verkebrsweaen

:

146. Catalogue des pttblicatioitt panies sur la ncvigatioii intdcieiiie.

Paris i8g2.

147. K. Frankenstcin im Anliang zu Baad VIT der I. Abteilung des

unter Nr. 32 genannten Handbuchs. (Gesamtes Verkehrswesen.)

148. A. Sichler, Schweizerische Eisenbahnliteratur 1830— 190 1. (Bib-

liographie der schweueriscbeii Landeskunde.) Bern 1902.

Versicherungswesen

:

X49. O. Gracklauer, Vendchnis der Sdaitoi Über Veisiclierungs»

wesen 1857—1882. Leipag tSSa.

^50. P. Lippert im Anhang zu Band XVH der L Abteilung des unter

Nr. 32 genannten Handbuchs. 1894.

xjL Henry E. Hess, A catalogue of the library of tbe Insurance

association of Boston. Boston 1899.

Verteilung des Reichtums:

15a. Luigi Cossa, distriüuzione delle ricchez/.c. Sa^^gin bibliografico.

Giomale degli Economisti, Settembre 1894 (La disiribuzione

in generale. — II reddito. — L'interesse. — H profitto. — La
rendita. — H salario.)

153. P. Lippert im Anhang an Band V der L Abteüang des unter

Nr. 32 genannten Handbuchs. 1896. i. Allgemeines. —
2. X'erteilung der Güter. — Grundrente. — 4. Arbeitslohn

(in 16 Unterabteilunscii). — 5. Zins und Wucher. — 6. Unter-

nehnier und Untemehmergewinn.

Werttheorie

:

154. Luigi Cofvsa, Sac^gio bibliografu o suUa teoria del valore. Gior-

nalc degli Ecunomisti. Gennaio 1895.

Wirtschaftskrisen

:

155. Edward Jones, Economic criscs. New Vörie 1900. Contains

a 21 pages bibliography.

156. Literatur über die deutsche Wirtscbaftskrisis der Jahre 1900

C

in den Schriften des Ver. fiir Soc-PoL Band 105. Leipzig 1903.

Wohnungsfrage

:

157. Compte-rendu du congrte intematicmal des habitations i bon

roarch^. Puis 1889. Enthält eine von A. Raffalowtch und
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A. RoulUet zusammengestellte Bibliographie auf Seite 203

bis 232.

i^ft. Müller et Cacheux, Les habitations ouvriäres en tout pays.

Paris 1889.

Eine Bibli(jgraphie wird fiir wissenschaftliche Zwecke um so besser

zu verwenden sein, je zuverlässiger, je vollständiger, je übersichüicher

sie ist. Prüfen wir die soeben aufgezählten sozialwissenschafUichen Spezial-

biUiographien datauf hin, ob und in welchem Umlange «e die An-

fondentiigen erfüllen» an eine gute Bibli(^;raphie au stellen sind —
ZoverlXsdgkeit, Vollständigkeit, Übersichdichkeit —, so glaube ich, werden

wir unter den „reinen" Bibliographien die Palme den Gossa- Biblio-

graphien zuerkennen müssen, Sie sind soweit ich sie nachgeprüft habe

zuverlässig ; sie sind wenigstens annähernd vollständig j sie sind aber auch

leicht benutzbar, weil reich gegliedert oder sCaric spezialisiert Es ist

einleuditend» dafl eine Bibliographie ttber das Masdiinenproblem (Nr. 94)
oder die Werttheorie (Nr. 154) das Problem so eng bßt, daß wirklich nur

noch engstcns zusammengehörige Arbeiten zusammenstehen, die man nur

noch chronologisch anzuordnen braucht, wie es bei Gossa gesc hieht,

uro den höchsten Grad vf>n Übersichtlichkeit zu erreichen. Wo das Thema
etwas weiter gefatit ist (Geschichte der naiionalökonomischen Theorien

m Italien Nr. 70, Verteilung des Rdchtums Nr. 152) ist dann doch der

Stoff so reich gegliedert, dafi man rasch die Schriften Über eine Special'

mat&ie überblicken kann.

Den Gossa-Bibliographien verwandt sind die von Frankenstein
und Lippert. Sie weisen dieselbe ZuverlSssipkeit, dieselbe Übersicht-

lichkeit auf, nur mit der V'illständigkeit haperts. Namentlich in den

späteren BibUugraphien ist an Kaum gespart und ihr Verfasser (P. L i p p e r t)

hat nur einen Teil seines Mateiiito verwerten können. Es ist das sdu: sn

bedauern und diese Sparsamkeit vom Standpunkt des Verlegers aus schwer

zu verstehen. Geben doch die ausfuhrlichen Bibliographie vielen der

Bände dieses unglücklichen „Hand- und l^ehrbuchs" erst einigen Wert.

Der fehlende Raum könnte in den meisten Fällen ruhig auf Kosten des

'lexic-s beschafft werden.

Auch die Muensterbergsclieii Bibliograplüen (Nr. 28, aöaj sind

musterhaft.

Ein sehr grofier Teil der Bibliographien ist wertlos wegoi ihrer

Unvollständigkeit. Es sind Gelq;enlieitsbibliugraphien und man braudit

darüber ni( iit viel Aufhebens zu inachen. Dagegen verdient es aus-

driickh'ch hervorgehoben zu werden, dat^ :n\ch fleißige und gewissenhafte

Bibliographien, auf die vielleicht die Arbeit viele Jahre verwandt worden

ist, doch wegen ihier Unvollständigkeit nur einen geringen Wert liaben,

weil die Verfasser den unverzeihlichen Fehler begingen, die Zeit-



240 Literatur.

.Schriftenliteratur unberücksichtigt zu lassen. Das gilt z. B. von

der neuesten liibliographie zur l'rauen frage i^Xr. 56). Sie ist, was

die selbsttodigen Sdiriften anlangt, recht leidihaltig imd zuTalässig,

auch leidlich geordnet, aber eben gana und gar lückenhaft, weil die

ZeitschriAenaufsätae fehlen. Es ist zu wünschen, dafi diese empfindlidie

Lücke in einer zweiten Auflage ausgefüllt werde.

Auf der andern Seite finden wir Bibliographien, die an Zuverlässigkeit

und Vollständigkeit nichts oder wenig zu wünschen übrig lassen und die

sich doch um den besten Erfolg bringen, weil ihnen die Übersichtlichkeit

fidilt Das ist der Typus Stammhammer. Ich habe midi in diesem

^Archiv" schon swennal^ Band 7 und 10 der eisten Folge) mit den Stamm-
hammer-Bibliographien beschäAigt und verweise auf das, was ich dort

gesagt habe. Wenn ich früher die Unvollständigkeit seiner Bibliographie

des Sozialismus und K.ommunisrnus (Nr. 105) rügte, so muß ich jetzt

feststellen, daß dieser Übelstand durch das Erscheinen des Ergänzungs-

bandes (Nr. 105 a) zum guten Teil beseitigt ist. Was ich jedoch Stamm-

hammer vor allem tarn Vorwurf machte, war die wenig übenidktliche

Anordnung des Stoffes, die in Nr. 105. 105 a und Nr. i iS die alphabetische

ist mit HinsuAgung eines Schlagwortregisters am Schlüsse. Was uns St.

in diesen Bibliogr.iphien bietet, ist also nichts weiter als ein gedruckter

Zettelkatalog und icli l)Ieibe dabei, daß ein Zettelkatalog trotz Schlag-

wortverzeichnis für wissenschaftliche Zwecke fast unbrauchbar ist. Wenn
St jetzt in der Vorrede zu Nr. 52 sein Verfahren damit mothnert, dafi

die alphabetische Anordnung am besten geeignet sei, „einen Überblick

über die Gesamttätigkeit jedes einzelnen Schriftstellers zu gewinnen", so

hat dieses Argument vielleicht einige Beweiskraft bei der Bibliographie

des Sozialismus. Obwohl auch hier, wie ich früher dargelegt habe, die

Gruppierung der Autoren mindestens nach T.ändern utid Zeitepochen

jenen „Überblick" nicht erschwert, sondern wesenthch erleichtert haben

würde. Das bestätigt jetzt die Ne ttlausche Kbliographie des Anaidiismus

(Nr. ss). Ganz und gar nicht trifit diese Erwägung fär das Gebiet der

Sozialpolitik zu. Hier interessiert es keinen Menschen einen „Überblick"

über die 71 aufgeführten Schriften Victor Böhmerts oder irgend

eines anderen Autors m gewinnen, sondern jedermann verlangt nach

einem Oberblick über die Literatur einer Spezialfrage. Und diesen

verschatii uns auch das St hlagwortverzeichnis nicht. Wer mag die hundert

Schriften nadischlagen, die über „GewerbeverhXltnisse in Deutschland''

handehi, wenn er Aui^tud über eine ganz bestimmte Spezialliteratur

wünscht? Mein Urteil lautete gerade über die Bibliographie der Sozial-

politik bei ihrem Erscheinen günstiger. Heute, nachdem ich sie selbst

8 Jahre lang benutzt habe und sie auf ihre Brauchbarkeit hin viele Male

geprüft habe, muß ich sagen : gerade die „Bibliographie der Sozialpolitik",

dieses Riesenwerk eines Sammlers, dessen Bücherkenntnis und Gewissen-

haftigkeit nicht hoch genug gerühmt weiden können, ist fttr die Wissen-
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Schaft &8t ohne Bedeutung geblieben, weil sie in der AnU^ verfehlt

ist. Das hat endlich ihr Ver&saer selbst wohl eingesehen, denn sdn
neuestes Werk, die ,3ibUographie der Finanzwissenschaft" (Nr. 52) bricht

mit seinem alten S)"stcm und ordnet den Stuft" nach Materien. Diese

Bibliographie bedeutet deshalb einen groüen Fortschritt über die friiheren

hiixaus. .'Kber es ist m bedauern, daU Stammhammer auf halbem

Wege stehen geblieben ist: er hat sich nämlich zu einer wirklich

^ematisdien Gliederung nicht entschliefien können, sondern stellt die

einseinen Schriften nach alphabetisch geordneten Sdilagworten zusammen:

Abgaben (Allgemein — Geschichte), Abschoß Abzuggeld, Accise (All-

gemein, Abschaffung, Geschichte, Verminderung, Belgien, Braodenbiu'g,

England usw.), Aktienbesteuerung, Aktien^esellsc iiaften, Adelsstand, Ämter-

verkauf, .Wichierimgsstempel, Agiogewinn, Akiensteuer usw. Beigefügt

sind dann: i. ein Länder« imd Städteregister; 2. das Autorenregister.

Was ich gegen diese halbsystematiacfae Anordnung einzuwenden habe,

kt dieses! daß die Auffindung der Spesialliteratur immer noch erschwert

ist Die Stichwörter, unter denen die SchriAen verzeichnet stehen, sind

vielfach willkürlirh gewählt , weil sie vielleicht zufällig sich im Titel

finden und dcrjcnij^a' , der sich über die Literatur eines Spezial-

gebiets uuLcrnciiten will, kennt vielleicht das Schlagwort gar nicht,

unter dem er suchen mflfite. Audi zerreiflt die alphabetische Anord-

nung zusammengdiörige Üteratur und erschwert dadurch abennals den

Überblick. Das alphabetische Stichwortverzeichnis ist vortrefflich, aber

es sollte nur subsidiär sein und ebenso wie das Länder- und Städteregister

im Anhang der systematisch f,'Cordneten Bibliographie
bciirefüqt werden. Diese selbst aber uiuIj den Kern des Buches bilden.

Huttentiicli überzeugt sich Starnmhammer noch völlig von der Richtig-

keit dieser AuGfossung und beschenkt uns in Zukunft mit Bibliographien,

deren wissenschaftlicher Wert nicht hinter der gewaltigen Arbeiteleistung

zurück Idribt, die jede der Stamnihammer-BibIiogra|<hicn darstellt. Ich

würde es vor allem befrrüßen, wenn uns die zweite Auflage der Bi1)liij-

r^raj hie der Soäalpolitik schon in dieser vollkommenen Form ent-

gcgeutrate.

Einen eigenartigen und nur Ijesonders »yiupathischen 'l'ypus bilden

die Bibliographien Nett laus (Nr. 22) und Soetbeers ^r. 66),

denen die ,3iUiogi^hles critiques" verwandt sind. Ich bezddmete
ihn' ab die Uterarische Bibliographie. Nettlan, der den Stoff,

wie es sich gehört, nach Ländern, Kpochen und Richtungen gliedert,

leitet jedes Kapitel mit einer kurzen orientierenden Übersicht ein und

fugt auch vielen einzelnen Schriften erläuternde Bemerkungen hinzu.

Soetbeer, der nur Zeitepochen imterscheidet, die er aber selbst ge-

bildet hat nad»« inneren Grflnden, stellt vor Jeidem Kapitel das gesetz-

geberische und statistische Material zusammen und charackterisiert die

^>oche in wenigen markanten Zügen. Dadurch gewinnen die nun

AreUv fdr So(UliriiiteMcli»ft «. So(i»1politik. I. (A. f. m«. G,«.St. XIX.) t. i6
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folgenden Bücher- und Aiilsalztitcl wenigstens einiges Leben. Die Biblio«

giaphies criliques enthalten bei den wichtigeren Eischeinungen einen

tcnnen Inbaltsvermerk.

Im großen (lanzen wird unser Urteil über die Tkschaffenheit des

der Soziahvisseuschaft 7.111 X'crfügung stehenden speziLilbil)liographischen

Materials nicht sehr j;unstig lauten können. Das Bild, das uns unsere

bii)lioj:rai»hische Literatur heute gewälirt, ist im höchsten Grade un-

harmonisch, buntscheckig, zerfahren. Es ist dem Zufall prcisgegehen,

ob ein Liebhaber sich gerade mit der Sammlung einer bestimmten Lite-

ratur befafit» ebenso wie es der WilUcttr des einzelnen Sammlers über-

lassen blabt, in welcher Form er den Stoff darbieten will. Was aber

an mehr oder weniger brauchbaren nil)liogra])hien existiert, ist zer-

splittert in eine Unzahl von Schritten, die nur ganz wenige Forscher und

selbst nicht aUe öffentlichen Bibliotheken beieinander haben können,

auch wenn sie sie kennen.

Das Postulat fUr die Zukunft mufi lauten: Organisation! Zentiali*

sation I Wenn irgendwo im Gebiete der Wissenschaften der aibeitsteilig'

kooperative (iroßbetrieb am Platze ist, so doch ganz gewiß fiir biblio-

graphische Arbeiten. Es müßten von irgend einer Stelle aus ein Paar

Dutzend (ielehrte oder Bibliothekare angewiesen werden, nach einem

bestimmten Plane eine BibUoteca economicn universalis anzufertigen, die

zwar in liundeite und Tausende von Einzelbibliographien sich auflösen

könnte aber mnerlich in dem embeitlichen Systeme» auderlich in der

Einheit des Pafalikationsoigans ihren Zusammenhalt ftbide. Andere

Wissenschaften besitzen solche Bibliographien schon. Und das inter-

nationale bibliographische Institut scheint sich zu jener Zentrale zu ent.

wickeln. Vgl. Nr. 1741 176 ff.

n. Die periodischen Publikationen.

I. Bibliographien in Zeitschriften etc.

Eine i^mik- .\n/.ihl von Zeitscliriften pfi^ die Bibliograpiue. Ich

führe die wiciitiu^sten auf:

a) tiUgemeiuen Inhalts:

15g, T he American T o u rn a 1 (j f S o c i o 1 o g y , seit i ."^q 5 . Bringt

mehr eine Auswahl als eine vtjllstandige Bibliographie, aber gut

gegliedert, auch die Zeitschrifteuaufsäi/c.

x6o. Jahrbücher flh- Nationalökonomie und Statistik seit 1863.

Die Bibliographie der „Jahrbücher", die sich auf alle Zweige der

Soziahvisscnschaft erstreckt, ist wohl die vollständigste der periodisch er-

scheinender LiteiatttrQbersichten, die wir besitzen. Umsonäehr nt es zu

bedauern, daß sie ähnlich wie die Stammbanunerschen Bibliographien

sich durch Fehler in der Anh^^ um einen guten Teil des Erfolges
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bringt. Auch sie entbehrt der tlbersichtlichkeit. Seit vielen Jahren

werden die aufgeführten Bltchertitel in dieselben 13 Rubriken eingeordnet

und verschwinden hier für die Mehrzahl aller Leser für immer. Schon

vor Jahren habe ich diese img^eflige (^liederunn- („Jahrbücher für National-

ökonomie" usw. III. F. Iki. VI S. 933/34; getadelt und den W unsch ge-

anfielt« es möchte den Anforderungen der foftsdtrdteDden M^ssenschaft

entspfediend der Stoff reicher gegliedert werden. "Ea bleibt aber beim

alten. Was in aller Welt soll man mit solchen Sammdrabriken wie

„Gewerbewesen", „So/.iale Frage", anfangen? Dazu kommt noch ein sehr

empfindlicher zweiter L'belstand: die Zeitschriftenliteratur ist überhaupt

nicht nach Materien eingeteilt, wird vielmehr in bloüen Inhaltanj^ahen

der Zeitschriften gebracht Das heißt denn doch an die Geduld des

Lesers jni hohe Anforderungen stellen, wenn man von ihm verlangt, er

solle um irgend einer gans spezidien Literatur willen, die er für einen

bestimmten Zweck braucht, tagelang sich durch den Wust von Tausenden

von Zcitschriftenaufsatzen hinduicharl)eiten. So wie die Bibli()f;rai>hie der

..Jahrbücher" jetzt ab<;efal.^t ist, stiftet sie für die ^^'issenschaft nur sehr

geringen Nuiiceu, zumal sie in ihrer jetzigen Anordnung für eine Rück-

schau über einen längeren Zeitraum überhaupt nicht in Betracht kommt.

iGl Richard Calwer, Handel und Wandet. Jahrgang 1901 und
X903. Fortgesetzt u. d. T. Das Wirtsdiaf^ahr 190a. Erster

Teil Handel und Wandel in Deutschland, Berlin und Jena.

Enthält klirre bibIiop-a])hische T^jersichten, die flir die Spezial-

literutur einzehier (lewerbc nicht ohne Wert sind.

b) Spezialbibliographien

.

Die Uhri<rpn Zeitschriften, die l)esondere Bibliographien publizieren.

j liefen nur einzelne Zweige der Literatur:

Arbeiterfrage, „SozialpoHtik"

:

i6a. Der Arbeiterfreund, Zeits«^hrift für die Arbeiterlrage.

Herausgeg. von V. Böhmert. Seit 1863. Berlin.

163. Bulletin des Internationalen Arbeitsamts. Re-

digiert von St. Bauer, Seit 1903. Jena.

Beide Organe enthalten ganz ausgeseichnete Bibliographien, die

ebensosdir durch die Reidihaltigkeit der berücksichttgten Literatur wie

durch die vortreffliche Gliederung dc> Stoffs liervorragen. Die Bibbo-

graphie des „Arbeiterfreunds" steckt den Rahmen etwas weiter: sie uin-

fabt auch Sozialismus, Handwerkerlrage usw., die des Bulletin beschrankt

sich auf die Lohnaibeiterfrage, ist aber dafihr von einer wohl katun zu

übertreflenden Vollständigkeit: in jeder Hinsicht das Muster dner Speaal-

bibliographie.

164. Bulletin de la partici])ation aux bdn^ces, publie par la Socidttf

pour Tetüde pratique de la partidpation du personnel dans les

bcnchces. Paris.

i6*
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Piaaniiiresen:

165. Finanzarchiv. Herausgeg, von G. Schanz. Seh 1884. Stult-

prart. Enthält ungegliederte Jahresübersichten Uber die Finani^

Uteratur.

Kolonialwesen

:

166. Beiträge zur Koloniali)t>litik und Kolonialwirtscliaft. In Sonder-

heAen verutientlicht M. Hrose ausAihrliche Jahresübersichteoi

im Anschluß au Nr. 81.

Statistik

:

167. A llgera e 1 n CS Statistisches Archiv. Herausgegeb. von

G. von Mayr. Seit 1Ö89. Tübingen.

168. B n 1 1 e t { n de Tinstitut international de Statistique. Seit r 888. Rome.

Reiche, nach Landern und innerliaib der Lander nach Materien ge«

ordnete Obersichten der «latiatiBchen Literattir.

Verkehrswesen

:

169. Archiv für Eisenbahnwesen. Herausgegeben vom preuli.

Ministerium für öft'enlhche Arbeiten. Seit 1S79. Berbu.

Wirtschaftsgeschichte

:

170. Zeitschrift für Sozial- und Wirtschaftsgeschichte. 1S93— 1900.

Jetzt wieder begonnen luter dem Titel : V i c r t e l j a h r s s c h r i f t

für Soz. und Wirtschaft^escb. Herausgeg. von St. Bauer,
L. M. Hartmann, G. v. Below. Seit 1903. Leipzig.

Bringt abwechsdnd die Bibliographien der wlrtsdiaflsKescbichtlichen

Literatur der einxdnen Länder.

2. Selbständige Bibliographien.

La»en wir diejenigen Bibliographien, die heute ihr Erscheinen ehi>

gestellt haben, unberflcksichtigt, so besitzen wir meines Wissens nur

folgende periodische SpezialÜbersichten der soziahvissenschaftUchen Literatur,

von denen die Nr. 171 bis 173 merkantüischen Zwecken ihr Dasein

verdanken

:

171. Allgemeine liibliograi)hic der Staats- und Rcclits-

wissenschaften. Übersicht der auf diesen Gebieten im

deutsdhen und «nUndisdien Buchhandel neu erschienen Littetatur.

Herausgeber Otto Möhlbrecht Jährlich 6 Doppektununem.

XXXVL Jahrgang 1903. Berlin, Puttkanuner u. Mühlbrecht.

Bringt eine ziemlich vollständige Übersicht, nach Lindem geordnet.

Da jede Gliederung nach Materien fehlt, die staatswissenschaftliche

Literatur niis dem Wust der rechtswissenschaftlichen Liter;itur heraus*

gesuclit werden niuli die Zeitschriftenüterntur nicht heranj^e/.ogcn ist, so

ist die Benutzbarlveit für wissensciiauHche Zweclve der immerhin ihre

Digitized by Google



Oer bibliographische und literarisch*kritiKhe Apparat der Soiialwinetiscbatteii. 245

Dienste als einzige ihrer Art in dieser Vollständigkeit) versehenden

Bibliographie in docii recht enge Schlanken gebunden.

172. Bericht über Neue Erscheinungen und Antiquaria aus dem
Geaain^fd^ete der Rechte- md StaatawuseDachaften. Heraua-

gebcr R. L. Prager. jährlich 4 Ninrnnem. Seit 1886.

Der Bericht enthält nur eine Auswahl sdbstilndiger Schriften, die

m alphabetischer Ordnung ohne weitere Gliederung mitgeteilt werden.

MSngel dieselben wie bei Nr. 171,

173. D c 11 1 s ( h c R i 1) I i I ) p r a p Ii i (• der A r 1 ) e i t c r V c r s n r g n n p'.

Ein \ iertcljahrlirlK-s \'er/eichnis aller auf dem (}esaint;(ebieto der

Arbeiter -VVohifahrtsptlege in Deutschland erschienenen Schriften.

Seit 1900. Berlin, A. Troschel.

Bringt auch nur im Buchhandel crschieuene Stlirifteii, ist aber reich-

haltig und hinreichend gegliedert 15 Abteilungen), deshalb nicht

ohne Wert

174. Bibliographia economica universalis. Rdpertoire

bibliographique annuel des travaux rel. aux sciences cconomiques

et sociales, i^ublid par Jules Man dellö. i*reannee: Travaux

<k' 1 nnnt'e iqo^, redigt^s par Ervin Sjiabö. l?ruxelles: la-

buiut luicniational de Bibliographie (1903.) (\X1 170; 8*.

(Bibliographia Universalis, Publication coop^ative de llnstitut

Ditemational de Bibliographie. Contribution n** 59.)

Dieser soeben (An&ng des Jahres 1904) ausgegebene Band macht

in gewissem Sinne Epoche auf dem Gebiete der socialwissenscliafUichen

Bibltographie. Er bringt zum ersten Male eine systematisch geordnete,

reich gcglicdertt- l'bersicht über die (iesamtliteratur der politischen

(Ökonomie eines Jahres, einschiiei.Uich der Zeitsrhriftcnauisatze und mit

der Aussicht auf rcgelmäüipc Fortsetzungen. Diese Erscheinung ist also

mit Freuden zu begrutJeii. Zwar ist sie keineswegs frei von Mängehi.

Da aber der Verfasser in der Vorrede diese Mflngel selbst anerkennt —
der Hauptmangel ist die ungenügende Beriickslchtigung der Zeitschriften*

literatur, fiir die nur 42 Zeitschriften herangezogen sind — und uns ihre

Beseitigung für die Z.ukunfl in Aussicht stellt, so soll hier von einer ein-

gehenden Kritik abgesehen werden. Auch in eine Diskussion über die

Vorzuge und Nachteile der Deweyschen Dezimaiklassitikation, die bei

der Anordnung des Stoffes zur Anwendung gelangt ist, will ich mich

heute nicht einlassen. Ich halte dieses System nicht für ein Hindern»

auf dem Wege zu einer wissenschaftlich einwandfreien Bibliographie und

will deshalb mit dem Verfasser hoffen, da6 sich das neue Jahrbuch

wirklich in einem vollkommenen und wohlj^cordneten Rcpertorium unserer

Literatur auswächst. Dann kann es für die Zukunft 11 1 der Tat das

Zentralorgan werden, in dem alle Einzelbibliographien aufgehen und das

mit seinen regelmäßigen Fortsetzimgen (bei dem billigen Preise von 5 Mk.)
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einen tiir Jeden Gelehrten leiciit zuganglichen Hiiisapparat bildet, der alle

anderen bibliogiaphiachen Nactaschlaj^erke von dem Jahre 1908 an

Überflüssig macht. Das Jahrbuch würde dann, mit seinen regebnäßig

erscheinenden liänden, jene nach dem Stande des Jahres 1902 oder

vielleicht 1 905 (wenn wir annehmen, daß das Jahrbuch so lange braucht,

um sich auszuwachsen) aufzunehmende Gesamtinventur der ökonomischen

Literatur, von der ich vorhin sprach, fortzusetzen bestinnnt sein.

Aber eines wird das neue Jahrbuch nie zu leisten vermögen: die

rasche Orientierung über die luifende Literatur, die wir doch nicht gern

entbehren roöditen. Auch wenn es in Zukunft, wie in Aussiebt steht,

früher als das erste Mal erscheint, so werden doch immer em* bis andert-

halb Jahre vergehen, bis man den Stand der neuesten Literatur zu über-

blicken vermag. Deshalb müssen dem Jahrbuch ergänzend zur Seite

treten regelmäßig in kurzen Abständen von höchstens i Monat, lieber

noch von 14 Tagen erscheinende bibliographische Übersichten. Ks ist

wttnsdienswert, dafi diese Übernchten nicht hn Ansdifaifi an eine Zeit-

schrift ersdieinen, sondern gesondert Nicht nur um sie den einsdnen

leiditer. zugänglich, sondern auch um sie übersichtlicher zu machen,

was geschieht, wenn man ihre Sammlung in einzelnen selbständigen

Heften ermöglicht. Daß die Bibliographie die Zeitschriftenliteratur

mitumfassen und wohl gegliedert sein müt'te, ist selbstvciständlich.

Kine solche Literaiurübersiclii ist unlängst für die Naturwissenschaflen

geschaffen worden, allerdings unter Beschränkung auf die deutsche

Literatur in der

175. Bibliographie d^ deutschen naturwissenschaftlichen Literatur.

Herausgegel)en im Auftrage des Keichsamts des Innern v<Mn

Deutschen Bureau der Internationalen Bibliographie in Berlin. Jena.

Die Bibliographie, von der augenblicklich (Februar 1904) der vierte

Band im Erscheinen begriffen ist, kommt etwa alle 10 Tage in Gestalt

eines Doppelheftes von 4 Bogen Umfanp; heran?;, bildet also jahrlich einen

Band von 120 Üogen. Sie ist aiiLV-rordcntlicli reich gegliedert. Die

(iebieie wechseln von lieft zu Heft. Etwas ähnliches muß für die

Sozialwissenschaften ebenfalls di^ericbtet werden und zwar wenn irgend

tunlich fUr die sozialwissenschaftUche Litteiatur aller Llinder. Wie sich

dann dieses Bulletin mit dem Jahrbuch auseinandersetzt, ist eine rein

teciniische I rage, weim, wie zu hoffen steht, beide Untemehmimgen in

einer Hand ruhen.

Ein bibli<igraphisches Bulletin fiir die Soziaiwissenschiifleu, aimlich

wie ich es mir denke, hat schon eine Zeitlang bestanden. Und zwiir

als Publikation eben des Institut international de Bibliographie, das da-

mals noch Office international hieß. Ich meine die folgenden Werke:

176. Catalogue des ouvrages de sociologie, public en Annexe de

la Revue sociale et poUtique depuis 189a.
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177. Soinni.iire in<ithodique des traites, monographies et re\'ucs

de >ocioiügie, public sous In direction, de MM. H. Lafontaine
et i'. UtleL BruxeUes 1894. 1" Aunee. 3 Doppelnumiucro.

178. Bibliographia sociologica. Sodologie et Droit, Som-
maire m^hodique des TiaiUSs et des Revues dresstf ... par

MM. H. La Fontaine et P.Otlet BntteUes 1895, 5« ann^e

(weil als Fortsetzung des unter Nr. 176 genannten, für die

Rechtswissenschaft 1891 begonnenen Catalogue gedacht). 4 nu-

mcros p;ir an.

Es ist dringend zu wünschen, daß diese Publikation wieder auf-

genMUDen weide.

Aber ich bin noch immer nidit am Ende meiner Wünsche: In*

ventaiium, Jahrbuch, Bulletin wfliden den Bedarf an rein bibliographischen

HUftnutteln vollauf befriedigen. Daneben brauchen wir aber dringend

„Wegweiser" durch die sozialwissenschaftliche Literatur, wie sie allein

uns die resumierend^kritischen Literaturberichte gewähren

können.

C. Literaturberichte.

Dem Bedurfiiis nach regelmaßif^en Berichten über den (lanjj und

bland der Literatur, das jede Wissenschaft hat, verdanken wir die in

allen Ländern erscheinenden „literarischen Zentralblätter", deren wir in

Deutschland bekanntlich mdireie bedtzen. Sie hab^ heute, nachdem

die Literatur in allen Zweigen der Wissenschaft ins UneiroefiUche ange-

wadisen ist, die Bedeutung verloren, die sie ehemals hatten. Sie können

rein quantitativ nicht jedem Fache f;leichmiißi^ Genüge sein. Die Folge

ist gewesen, dal.'» sie einzelne Fächer (Theologie, Philologie) reiciilich

ausstatten, während andere Glieder der Universitas literarum in ihnen

atrophieren. Dahin gehören alle Naturwissenschaften, für die jene

uZentralblättei^ kaum noch existieren; dahin gebdren auch die Sozial'

Wissenschaften. Während nun aber Ae Vertreter der Naturwissenschaften

die Konsequenz gezogen und sich eine Fülle eigener Lileraturblätter ge»

schaffen haben, sitzen wir jetzt völllt; auf dem Trockenen.

Meines Wissens besteht für die gesamte sozialwissenschaftliche

Literatur im Augenblick nur ein einziges, selbständiges Organ, das

sind die

Z79. Notes critiques ~ Sciences sociales — Bulletin biblio-

graphique paraissant totis les mots (aodt et septembre ex>

ceptes). Seit 1900. Paris. Soci€t^ nouvdle de Libnürie et

d'Edition (Librairie Georges Bellais).

Die ,,N. Cr." sind in diesem „Archiv" bereits besprochen worden

(Erste Folge Bd. 16, S. 547). Dem Urteil, das Dr. Braun damals ülier

sie gefällt hat, kann ich mich in Jeder Hinsicht anschließen : Die „N. Cr/^
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sind ein vortreflTlirli redifjiertes Litcraturblatt. Trotzdem sind sie für

die Bedürfnisse unserer Wissenschaft durchaus unzureichend : sie sind

zu dürftig. Sie wären schon eine schmale Kost, selbst wenn alles, was

sie uns vorsetzen, „Sozialwisseaschaft" im deutschen Sinne wäre. Nun
wüd aber das Blatt im Sinne der fianaösiachen ScniolQgenschiile redigiert,

die »dl um E. -Dürkheim schart und ist infolgedessen ttberwiegend

mit Dingen angefiillt, die wir in einer sozialwissenschaftlichen Rundscbatt

nirht suchen. Die Rubriken sind : i. Sociologie en gtfneral. II. Kthno-

graphie. Folklore. III. .Nciences des rcli^ions. IV'. Science du droit et

des moeurs. V. Science ^conomitjue. VI. Etudes divers. A. Questions

morales et religieuses. B. Questioos politiques et sociales. C. Socialisme.

In den Rubriken I bis VI werden gepflegt : „toutes les discq>lines

d*ordre sockrfogique*' ; in den Rubtiken A Ins C sollen die Schriften

„d'ordre pratique et tendancieux" besprochen werden. (Vgl. die Be-

merkungen Fran^ois Simiands „Sur Ic plan des N. Cr." in Nr. 21

(N"* Serie) Janvier 1903). Man sieht schon aus dieser Ktnteilung, daß

für die „Sciences dconomiques" nur ein bescheidenes Plätzchen in

dieser dem Umfang nach schon redit besdieidenen Zeitsdirift verbleibt

Zidit man noch in Betracht, dafi die Anseigen der einzelnen Werke,

die wirklich zur Besprechung gelangen, viel zu lang sind, so kommt
man tatsächlich zu dem Ergebnis, daß jedenfalls für die nationalöko-

nomische Literatur die N. Cr. rein quantitativ versagen.

Und (lorli : die andern Lander hatien nicht einmal das! Das

einzige deutsche Organ, das überhaupt eine „kritisclie Bibliographie",

wenn auch nur auf einem beschränkten Gebiete brinjjt, sind die

läo. Dokumente des Sozialismus. Herausgegeben von Ed.

Bernstein. Berlin mid Stuttgart. Seit 1902. Jährlich

12 Hefte.

Die „Dokumente" sind zweifellos em in ihrer Art sehr voidienst-

lidies Unternehmen. Aber dem Bedürfnis nach einer sozialwissenschaft-

lichen Rundschau können sie naturgemäß nicht abhelfen. Die „Kritische

Bibliographie", die eine ihrer vier Rubriken bildet , ist eine Kr. B.

„des Sozialismus", die nur ^'elepentlich auf andere C.ebiete hinübergreift,

l^nd dann mut5 man immer noch bei einer fremden Zeitschrift zu Ciaste

gchn, um sich auch nur diese beschifinkte Literaturttberacht su ver-

schaffen (jährlich kommen etwa 2—300 Werke zur Anzeige).

. Zu sdbstSndigen Literaturblättetn unseres Faches hat man soviel

ich sehe in Deutschland nur zweimal einen Anlauf gracmimen.

l8x. Kritisch e Übersicht der neuesten Literatur in dem ge-

samten Gebiete der St.iatsuissenschaften. In Verl)indunir mit

mehreren gelehrten Mannern herausgegeben von K. H. I«,

Pölitz. 2. Bände. Leipzig 1835.

i8a. Der Beobachter der sozialen Literatur. Biblio*
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graphische und kritische Monatsrevue für die Literatur der

Sozialwissenschaften und der Propaganda pro und contra Sozia-

lismus. Red. T. Franz und Carl Moor. i. Jahrgang 1877/78,
Zürich. 12 Nummern.

Beide Publikationen können heute nicht mehr als .Muster dienen;

sie sind iiur Dokumente des guten WiUens. Aber an Vorbildem fehlt

es gewid nicht Allein die Natunrissenschaften bieten deren ein halbes

Dutzend dar. Das Blatt mU6te wöchentlich oder alle 14 Tage er-

scheinen im Umfnnc^e von 3 — 4 Bohren und in ganz knajjpcn Berichten

von wenigen Zeilen die selbstverändlich in einer reich gegliederten Syste-

matik wohlgeordneten Neuerscheinungen aus dem Gesamtgebiete der

Sozialwissenschaft (im deutschen Sinne) alier Länder zur Kenntnis bringen.

Ob es daneben auch noch bibliographische Übersichten vert^fTentlichen

sollte, würde davon abhflngen, in welchem Um&nge unser rein biblio-

graphisches Bedürfnis schon befriedigt wäre. Daß uns aber ein solches

„ Z e n t ra I b 1 a 1 1 für die s o z i a 1 w i s s e n s c h a f 1 1 i c h e Literatur"
wie das liebe Brot fehlt, das möchte ich nocli einmal ausdrücklieb

ausgesprochen haben.

Nun gibt es aber noch einen andern Typ von i.iieraturberichten als

den, von dem bisher die Rede war. Das sind die literarischen Jahr*

bttcher, deren aber für unser Fach wiederum nur Frankreich eines be-

sitzt, in Gestalt der

183. L'anntie sociolo^nque
,
publice sous la direction de Emile

Dürkheim. PariSb Seit i^n-j.

Dieses .lusgezeichnetc Jahrbuch wird in diesem „Archiv" noch von

Ferdinand T ö n n i e s emgehend gewurthgt werden. Ich verzichte

deshalb liier darauf, es näher zu kennzeichnen und begnüge mich mit

dem Hinweise, daü es zu den Notes critiques (Nr. 179) in enger Be-

ziehung steht Es behandelt im wesentlidien dieselben Materien wie

diese, hat zum grofien Teil dieselben Mitarbeiter wie diese und bildet

innerlich mit diesen insofern eine Einheit, als in ihm diejenigen Werke
ausführlich uiul in streng wissenschaftlii heni Sinne t>esprochen werden,

die als besonders wertvoll betrachtet und deslialb in den „Notes critiques"

nur genannt aber nicht rezensiert werden.

Das einzige, was wir in Deutschland der „.\nndc sociologique" zur

Seite zu stellen haben, üad die ha. ihrer Art audi vortrefflichen

184. Jahresberichte der Geschiditswissenschaft. Herausgegeben

im Auflage der Historischen Gesellschaft zu Berlin. Seit 1S78.

In ihnen werden auch sozialwissenschaitliche Werke, die für die Historiker

von Interesse sein Icönnten, angezeigt. Aber es ist selbstverständlich,

daß unser Fach nur sehr geringe Berücksichtigung findet und daß die

..Jahresberichte" ein „Jahrbuch der Sozialwissenschaft" nicht zu ersetzen

vermögen.
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/um Si hlussc lauchte ich nocli dit.- Fia[,a' aufwerlew: welciies denn

nun die Aufgaben der wissensch ältlichen Fachzeit-
schriften gegenüber der Literatnr seien?

Da meine idi denn, daß sie in erster Linie die gründliche Elnzeikzitik

zu pflegen haben, auf der einen Seite der guten, auf der andern der gefShr«

liehen Werke. Daneben werden aber auch die wissenschaftlichen Organe

sich der Verpflichtung nicht entziehen können, ihre Leser durch zusammen-

fassende Übersichten uhcr einzelne Zweige der Literatur /u orientieren. Wie

es sich der Begründer der „Jaiiruucner für Naiiünalukououiie und Statistik",

Bruno Hildebrand, vorgenominen hatte, als er im Vorwort ztim

ersten Bande jener Zeitschrift (1863) ankündigte, es solle bei der

Anzeige der Literatur „als R^l eine gruppenweise Behandlung gelten,

bei weidiei die sämtlichen neueren Leistungen über eine bestimmte

wissensthaftliclie Frage unter Anknüpfung an die frulieren Bearbeitungen

des Gegenstandes zur gemeinsamen kritischen \\'iirdiguiig gelangen."

Und in der Tat enthalten die älteren Jahrgange der „Jahrbücher" eine

ganze Reihe derartiger „ÜbetsichteD". Wie die Leser dieses ,,Arcbiv8^

aus dessen Prospekt wissen, beabsicht^n die neuen Hemusgeber, diesen

Typus der literartsdien Kritik in dieser Zeitschrift wieder zu Ehren zu

bringen. Worauf es hei solchen Kollektivbesprechungen vor allem an-

kommt, ist die zweckmäßige Zusammenfassung der gemeinsam zur An-

zeige gelangenden Werke, w ie sie allem durch eine richtige wisseusdiaft-

Uche Fragestellung ermöglicht wird. Bringt man diejenigen Publikationen

in einem Bericht zusammen^ die Uber ein gerade die Wissenschaft be-

schäftigendes Problem Licht zu verbreiten imstande sind, so dient die

Uterarische Kritik, auch wenn die rezenrierten Schriften gar nicht von

hervorragender Bedeutung sind, in eminentem Maße der wissenschaft-

lichen Erkenntnis, üb die Herausgeber imstande sein werden, di^en

besonders schwierigen Teil ihres Programms zur Ausführung zu bringen,

mufi die Zukunft lehren.

WERNER SOMBART
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Zur Genealogie der Angriffe auf das Eigentum.

Glaser, Friedrich, Dr. Die franmkamsche Bewegung^ Ein Bei-

trag zttr Geschichte sozialer Reforroideen im Mittelalter.

Stuttgart 1903. Münchener Volkswirtschaftliche Studien,

herausgegeben von Lujo Brentano und Walther Lötz.

59. Stück.

Kein Stammbaum, der älter wäre als der der Angriffe gegen das

Eigentum Irh Henkt" dabei nicht an die kommunistischen AusfÜhrunireii,

die l>ei tuizeiucu griechischen Philcwophen sicii finden. Sie sind auf

die Ausbfldung der neueren kommunistischen Lebren nicht ohne Einfluß

geblieben; aber sie waren dies weniger unmittelbar, als insofern sie die

christlichen Anschauungen in der Zeit der Kirchenväter bednflufit haben.

Diese sind es, von denen die kommunistischen Ideen in ununterbrochener

Linie in die Neuzeit hinüberlaufen. Ihre Grundgedanken wirku-n nnrh

dann noch nacl», nachdem die Angreifer den christlichen Boden \ei-

lassen hatten. Damit geht der Stauuabaum dieser Augritie /uruck aut'

das ehrwfiidigste Element unserer Kultur, die Bibel.

Nadk der Auf&ssung des alten Testaments gab es nur einen Eigen*

tümer : Jehovah. Dieser hatte jeder Familie den ihr gebührenden Anteil

am Lande verliehen. In jedem Jubeljahre sollte das Land aufs neue

gleichmäßig verteilt und so der auf die Ebenmäßigkeit des Besitzes und

Gleichheit des Rechts begründete normale Zustand des Reichs wieder-

hergestellt werden. Wie et» sicli mit dieser V orschrift verhalten haben

mag, — ob wk es hier mit einer Theorie zu tun haben, mtttds deren man
den periodischen Wiederverteitungen des Landes, die zu Anfang der

Entwicklung des jüdischen Volkes wie zu Anfang der Entwiddung anderer

Volker etwa stattfanden, eine tiefere Rej^riinduncr zu geben versui-hte,

oder ob diese Vorschrift, wie andere beliaupten, nietnals zu praktischer

Ausführung kajn, — jedenfalls vermochte sie es niciu /,u hindern, daß bei

den Juden eine periodische Neuverteilung des Bodens nicht stattfand,
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sobald sie den Wirtschaftsverlialtnisstn nicht entspnu h. Immerhin blieb

die Vorstellung, daß Goit der einzige Eigentümer sei, daß die einzelnen

alles, was sie besitzen, nicht zu freiem Eigentum, sondern nur zur Nut£>

niefiung besitzen. Für diese ihnen ttberlassene Nutznießung mufiten die

einzdnen sowohl den Leviten als auch den Annen bestimmte Anteile

an allem Gute, an beweglidiem wie an unbeweglichem, abgeben. Die

Armen hatten an den Ertrag eines bestimmten Teiles des Feldes, der

Ackerecke, an die Nachlese, den Armenzehent und nn Almosen das-

selbe Recht wie der sogen. Eigentüroer an das .Seine. Das mosaische

Recht sah im Almosen ein Mittel zur Wiederherstellung der durch die

Verteilung des allen gehörigen Eigentums unter die einzelnen zeitigen

Nutznießer gestörten normalen Ordnung.

Bereits das alte Testament betfachtet also die Existenz hilfloser

•Armen als die l'V)l;^e des l'estehens eines Privatrechts an den Produktions-

mitteln und sucht nai h einer entsprechenden AbhiUe. Es ist dies wohl

zu beachten. Wir werden sehen, wie dieses Korrelatverhältnis der Ge-

danke ist, welcher alle sozialen Reformer der Folgezeit bis in unsere

Tage beherrscht, gleichviel ob sie die Fürsorge für die durch das Be-

stehen des Eigentums hervorgerufenen Armen den Eigentümern als Pflicht

auferlegen oder mit Rücksicht auf die Not der durch das Sondereigen-

tum vom Genuß des allen Gegebenen Ausgeschlossenen das Eigentum

an den Produktionsniittehi beseitigen wollen. Wir werden diesem Ge-

danken an Ev^mgcUuin, Ixi den Kirchenvätern, bei den im -Viiuclalter

für das ,»arme Leben" Begeisterten, beim heiligen Franziskus» bei Wycli-

fiten und Husnten, bei den kommunisttscben Sekten des i6. und

17. Jahrhunderts, wie bei den Neuerem des 18. und 19. Jahriiunderts

begegnen.

Atit^erdem ergab sich aus der Kipentiimslehre des alten 1 esiaments

das unbedingte Verbot jedes rücksichtslosen Strebens nach Erwerb und

Gewinn. Das Ansammeln von „viel Gold und Silber" wird darin aus*

drücklich verboten, und das Zinsnehmen vom Volk^nossen wird gerade

unter Hinweis darauf, dafi alles Eigentum nur eine Gabe Gottes sei,

untersagt.

Die alttestatnentarisi he Auffassung von» Eigentum ist au< 1\ die prin-

zipielle Auflassung des C'hristentums bis zur Reformation, und, wo die

Welt auch nach derselben katholisch blieb, bis nahe an unsere Tage.

Aber allerdings ist es nur die prinzipielle Auffassung des Chnstentums

geblieben, und, wehe denen, welche sie im Leben verwirklichen wollten.

Sie wurde», seit die Kirche Staatsanstalt geworden ist, grausam verfolgt.

Die christliche Lehre aber hat sich mit den Notwendigkeiten des wirk-

lichen Lebens schrittweise soweit verständigt, daß die Lehre ihrer hcutiiren

autoritativsten Interpreten mit der altchristlichen Lehre nahezu in Wider-

spruch steht.

Christas hat die Verachtung der irdischen Güter gelehrt und wieder-
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holt und ciiidrin<(li( ii betont, wie schwierig, wenn niclit unmöglich, es

dem Reichen sei, das liiuimelreich zu erlangen. „Ihr könnt nicht Gott

dienen und dem Mammon" heißt es Matth. VI. „Sorget nicht für euer

Leben» was ihr essen und trinken werdet; auch nicht fUi einen Leib,

was ihr anziehen werdet Nach soldiem allem trachten die Meiden;

Trachtet am enten nadi dem Reiche Gottes und nach setner Gerechtq;keit,

so wird euch solches alles xuftllen", und von noch folgenschwererer Be-

deutung wnr das von Jesu dem reichen Jüngling gesagte Wort: „Willst

du vollkommen sein, so gehe hin und verkaufe, was du iiast, und gib

es den Armen."

Damit war das Eigentum nicht verneint; man kann sogar sagen,

es war damit anerkannt. Allein es war doch nur als eme Tatsache

anerkannt, und zwar als cäne Tamdw^ welche der Erlangung des Reiches

Gottes und seiner Gerechtigkeit hindeilich sei, und von der man sich

hefreien müsse, um vollkommen zu werden. 'Zur Vollkommenheit gehört

also, d.aü man das Seine beiträgt zur Wiederherstellung des Idealzustandes,

wie er vor der Entstehung des Eigaitums bestanden hat, indem imn

sein Eigentum den Armen zuwendet

So haben die enten Christen diese Lehren aufgefafit, wie die

Apostdgeschtchte zeigt Allein, wie schon Lutiier hervoigdioben, forderten

sie nicht, daß die GUter anderer gemein würden, sondern freiwillig legten

sie ihre eigenen Güter zusammen, und nur die Lüge derjenio^en, welche

Sondereigcntuni zurückbehielten, während sie, nm den Schein des Strebciis

nach Vollkommenheit zu erwecken, aiigebhcii liire Güter hingaben, wurde

in dem Falte von Ananias und Saphixa mit dem Tode bestraft Immer«

hin aber bildete sidi auf Grund der in Christi Worten enthaltenen Auf*

forderung zur Weltflucht eine geseUschaftsfeindltehe Anschauung unter

den Christen imd Gliedern der Kirche, und gegen die durch diese Ent-

sctn^img hervorgerufene I,cbensweise richteten sich heftige ViigrifTe der

Heiden. Die Christen erst:iuenen diesen als Anarchisten, was Apologien

hervorrief, in denen die Christen gegen die ihnen gemachten Voiwürle

verteid^ worden; darin wurde dann manches abgeschwächt, was man
da, wo man zu Christen redete, diesen selbst pred^. AuSerdem klang

die Lehre Christi den Reichen von An Hing an hart. Wie der Jüngling

im Evangelium gingen viele betrübt fort und verzweifelten an ihrem

Seelenheil. Dies führte zur schärferen Ausbildung einer bereits \on

Christus (Matth. XTX, 6 ff.( gemachten Unterscheidung^ zwischen Gebot

und Kai: Die Entsagung galt nicht als em für alle gültiges Gebot,

wohl aber als Rat, der dbenen gegeben wurd^ die nach Vollkommenheit

strebten, und Gemens von Alexandrien bemtthte sich in der Schrift

„Wdcher Reiche wird das Heil finden?" den entmutigten Reichen zu

zeigen, daß ihnen das Erbe des Himmels nicht völli? al)£:^eschnitten sei.

So lange das Christentum sich in ganz überwiegendem Maüe aus

den unteren und untersten Volksklassen rekrutierte, und dies war in den
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erslen Jahrhunderten der Fall, stand die rigorose Auffassung über das

Verhältnis von Heiligkeit zum Reichtum im Vordergrund. Sie wider-

sprach der natürlichen Stellung der Menschen zu den irdischen Gütern.

MDilficHe, dumm et contra naturam" nannte sie selbst der BsMsche
Hieionyiniis. Mit diesem Widerspruch hängt zusammen, daß schon vor der

Zeit Konstantins die weltlichen Gelüste auch unter den Christen die Cttier-

hand gewannen, sobald diese, wie in der Zeit von Commodus bis zu

Decius, staatlicherseits geduldet wurden. Ganz besonders aber iiiachte

der Konflikt zwischen Lehre und Leben sich in einer veränderten Haltung

der Christen geltend, seit das Christentum vom Staate anerkannt wurde.

Damit fand eine doppelte Änderung im Christentum statt Man schätzt

die Christen im Römerreich z. Z, Konstantins anf ungeßüir ein Drittel

der damaligen Bevölkerung; nachdem das Christentum Staatsreligion ge-

worden, traten ihm ziemlich schnell auch die iibrifcen bei, die nicht aus

innerem Antrieb, sondern aus weltlichen Motiven dazu .ci anlaßt wurden

;

damit trat jene die Verachtung der irdischen (iüter lehrende Rictitung

von selbst in d^ Hmtcrgrund. Sodann wurde die Kirdie mit ihrer

Verstaatlichung aus einer staatsgefähriichen Religion eine Stütze der Staat*

liehen Ordnung. Die eigenlums- und retchtumsfeindlichen Lehren aber

vertrugen sich nicht mit der bestehenden Staats- und C^esellschaftsordnung,

und gar bald zeigte sich die«; auch darin, dal.' die Kirche eben als ein

Träger dieser allenthalht n der reit hsti- Ki^^entiiincr wurde. Allem damit

verschwand die ahe Auliassung nicht aus der Lehre ; sie wurde nur nicht

beachtet, weder von den Trägern der kirchlichen Gewalt, noch von der

Mehrheit der Christen ; ja bald kam die 7j&t, wo sie dazu nutzbar gemacht

wurde, gerade den irdischen Reichtum der kirchlichen Gewalten zu mehren.

Gerade an diese Entwicklung* und den mit ihr hervortretenden Wicer-

siinirh zwisclien Lehre und Wirklichkeit kniipft sich die Flntstchun^^ der

ki)nuiiunistis( hen Bestrebungen des Mittelalters, welche das Verbindungs-

glied zwischen denen des Aheriums und denen der Neuzeit bilden.

Zunächst über die Fortdauer der alten Auffassung in der Lehre.

„Omnes divitiae", schreibt noch der heilige Hieronymus, „de iniquitate

descendunt, et nisi alter perdiderit, alter non potest invenire. Unde et

illa vulgata sententia mihi videtur esse verissima: dives aut Tni(|uus aut

iniijui haeres." Daher denn denen, welclie nac h Vollkominenheit streben,

aufs nachdrdcklichste ans Herz gelegt wird, die Welt zu fliehen und dem
Besitz zu entsagen. Nur denen, die auf die höchste Stufe der Voll-

kommenheit verzichten» soll gestattet sein, irdische Gtlter zu besitzen,

nämlich den Laien; aber auch ihnen nicht zu beliebigem Gebrauche.

Und nun begegnen wir bei den Kirchenvätern nicht zu verkennenden

Ankldn2:en an die Lehren verschiedener griechischer Philosnj.hen. die

mit der jüdisch-christlichen l-.igentumslehre zu einem (ianzen verbunden

werden. Im Stande der Naiur gab es kein iugentuin. Von Natur war

allen alles gemein. Erst die Ursuri>ation einzelner hat ein Privatrecht
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her\ f)rf:eruftMi. l^aher auch der Laie mit dem Seinen niclit machen darf,

was er will. Nur das Notwendigste darf ein jeder von dem Seinen atif

sich verwenden; aller Überschuß hat zu gemeinsamem Gebrauche zu

dienen. Hungrigen," ruft der heOige Basilius» „gehört das Brot,

das dn behfllttt, dem Nackten der Mantel, den du bewahnt, dem Un-

beidrahten der Schuh, der bei dir modert, dem Dürftigen das Silber, das

du verp^aben hältst. Daher tust du so vielen Menschen unrecht, so

vielen du geben könntest. ' (ierade der wesentlichste Ausfluß des Eigen-

tums, der freie Gebrauch, den es gestattet, erscheint somit nach der

Lehre der Kiichenviter dem Inhaber zugunsten derer, die nichts haben,

entzogen.

Wurde der Laie, der Eigentümer war, so zu einem blofien Verwalter

mit vorgeschriebener Art der Nutznießung degradiert, so waren die Vor-

schriften flir die Geistlichen begreiflich weit strenger. Ihnen, welclie

Gott auwnvalilt hat, die anderen zur Tugend zu leiten, wird die Sor^ii-

für irdische Dinge aufs strengste verboten. Um aus dem Abschnitte

des Decretum Gratiani „Clericos nihil posstdere moltts auctoritatibus

jabelur" nur zwei nicht pseudoisidorische Belege anzuführen: „Wer den
Herrn besitzt und mit dem Propheten spricht : „Der Herr ist mein Anteil",

darf aufier dem Herrn nichts besitzen", schreibt Hieronymus, und Am-
brosius sagt in gleicher Weise: ,,Der dessen Anteil Gort ist. soll sich

um nichts kinnmern außer um Gott, damit er in dieser Sorge durch

kein anderes Geschäft behindert werde.'* Auch beruft sich Augustinus

auf den Bericht hn 4. Kapitel der Apostelgeschichte über das Leben

der ersten Christen, in dem alles gemeinsam gewesen sei, um die Güter-

gemeinsdsait als den idealen Zustand hinztistellen, nach dessen Verwirk»

lichung zum mindesten die Kleriker streben sollten.

Das war eine Rückkehr zu der Vorschrift des Apostels Paulus

„Nemo militans T)eo imjjlicat se rei;t)tiis saecularibus." DaL'i dieser

Satz nicht den Erwerb durch Hände Arbeit, um den Lebensunterhalt zu

gewinnen, ausschl<^, hat Paulus damit gezeigt, dafi er selbst Weber war,

um das zum Leben Unentbehrliche sich zu erarbeiten. Allein unter

den früheren Verhältnissen war es auch unvermeidlich gewesen, daß Ceist-

liche. um ihren Lebensunterhalt zu gewinnen, Handel trieben. TertuUian

tiat vergeblich dagegen geeifert. Wir wissen sogar aus ('y])riaris Schrift

„über die Gefallenen", daß selbst Bischöfe mit Handelsgeschäften sich

abgaben. ,,Sie verließen ihren Stuhl, entfernten sich von ihrer Gemeinde,

schweiften in fremden Sprengein umher und haschten auf ftförkten nach

eintrü^chem Handel, und während die Brüder in der Kirche hungerten,

wdHen rie Geld im Überflüsse besitzen, rissen durch hinterlistige Ränke

Grundstücke an sich und vermehrten den Gewinn, Zinsen auf Zinsen

häufend.'* Das war frcilicli in direktem Widerspruch zu den Kvaugelien

imd zu den Worten des Paulus. Dagegen denn auch der Eifer des

heiligen Cyprian. Allein soweit die Geistlichen dabei nur nicht ihren
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Sprengel verliefen, hat ihnen das Konzil von Elvira um daä Jahr 300

dann ausdrücklich Handel zu treiben erlaubt, und nadi der Veistuit-

Uchung des ChiistentuinS| bat eine Konstitution des Kaisers Konstantins

aus dem Jahre 343 den Getstlidien, welche, um ihre Nahrung damit zu

erwerben, Handel tri^ien, siagut Privilegien verliehen, und zwei weitere

Konstitutionen der folgenden Regierungen aus dem Jahre 353 und 357
haben diese Privilegien noch erweitert, da es gewit^ sei, daL^ die Geistlichen

allen aus solchem Handel erzielten Ciewinn den Armen zuwendeten.

Man beachte auch hier wieder die Verbindung vtm Genehmigung v<mi

Eigentumserwerb und Untetsttttzungspflicht gegenüber den Annen.

Indes die Grenze zwischen dem Zuschlage zum Einkaufspreise, der

nur in dem Maße stattfindet, als zum Lebensunterhalt des Händlers nötig

ist, und dem, welcher zu Gewinn und Bereichenim/ führt, seheint nicht

inne p^ehahen worden zu sein ; und ehensoucnifj; sclieint die Annahme

der kaiserlichen Konstitutionen, daü die Geistlichen allen aus dem Handel

ersidten Gewhm den Armen zuwendeten, der Wahrheit entq»rodien zu

haben. Daher denn Hieronymus an Nepotianus schrieb: ^»Negotiatorem

clericum, et ex inope divitern, ex ignobili gloriosum, quasi quandam pestem

fuge." Er ist dafür, daß der, der dem Altare dient, „unterhalten werde von

den Opfergaben des Altars und. mit Lebensunterhalt und Kleidunt; zu-

frieden, arm dem armen Kreu/.e folge." Der Geistliche soll abo nach

dem lieiiigen Hieronjmus nicht zu den unterstiitzungspflichtigen J£igen-

tümem, sondern zu den zu tmtmützenden Armen gdiörm. Dieselbe

Auffassung finden wir bei Ambrosius und seinem grofien Schüler Augustinus,

und nun begegnen wir einer Unterscheidung, die als die erste Betonung

von Eigentümlichkeiten des kapitalistischen Betriebs auch nh die Ge-

schichte des entstehenden Kapitalismus Interesse hat. Ks soll nämlich

den Geistlichen fortan nur melir Handwerk und Landwirtschaft, nicht

aber Handel zu treiben gestattet sein. „Denn etwas anderes ist es, freien

Geistes Icörperlich zu arbeiten, wie dies der Handwerker zu tun vermag,

sofern er nicht betrügerisch und geizig und voll Gier nach Besitztümern

ist, etwas anderes, den Geist mit der Sorge, ohne körperliche Arbeit

Geld anzuhäufen, zu erfüllen, wie dies die Kaufleute, Verwalter und

Groß|)ächter tun; denn voll Sorge leiten sie ihr (_ieschäft, aber arbeiten

nicht mit den Händen ; daher ihr Geist von dem Gedanken, zu erwerben,

in Beschlag genommen ist." Es ist dann nur eine Paraphrase dieser Worte

des Augustinus wenn die Synode von Karthago vom Jahre 397 ver-

ordnet: „Ut episcopi et presbyteri et diaconi vd derici non ant conductores

neque pvocittialores privatortun neque uUo turpi vel inbonesto Tuegaak»

victum (}uaerant, quia respicere deheant scriptum esse: nemo militans

Deo implicat sc negotiis saecularilnis."' Also den Betrieb eines Hand-

werks oder die Bestellung eines agellus soll den Geistlichen erlaubt sein

;

nidkt dagegen die kapitalistischen Erwerbsarten jener Zeit: Conductio,

die Grofipacht von LatifumUen, procuratb privatorum, die finanzielle
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Verwaltung derselben, wo sie in eigener Regte betrieben wunien,

turpe vd inhontutum negotium, der Handel, der auf Gewinn auageht.

Diese Zusammenstellung bleibt in einer ganzen Anzahl späterer Synodal-

beschliisse.

Wie aber stand es in der Wirklichkeit? Die christliche Lehre be-

trachtete den Eigentümer nur als einen Verwalter ; der derzeitige Inhaber

eines Vermögens sollte jeden Überschuß über das zum Leben Unent-

behrliche den Dürftigen zuwenden; in welcher Weise diese Spenden in

den beiden ersten Jahrhunderten zugunsten der Armen verwaltet wurden,

ist dunkel; aber seit dem 3. Jahrhtmdert war es der Bischof, dem die

nulden Gaben der Gläubigen abg^i^ert wurdaa. So entstand das Kirchen-

vermögen als Patrimonium pauperum. Allein der Bischof war keinem

anderen als Gott für seine Verwaltung Rechenschaft sclmUiig, und so

wurde die weltflüchtige Eigentumslehre des Christentums die Ursache

der schreiendsten Verweltlidiimg der Kirche. Während nur das Not-

wendigste auf den Unterhalt des Klerus und zu Kulturswecken verwendet

und lieber die heiligen Gefäße verkauft als die Annen in Not gelassen

werden sollten» begann ein luxuriöses Leben der Kleriker und eine Pracht

im Kultus, welche den Anteil der Armen am Kirchengut mehr und mehr

minderte, bis, um den Armen überhaupt einen Anteil zu retten, bestimmt

wurde, daü ein Viertel des Kirchengutes der Bischof, ein anderes Viertel

der Klerus erhalten, ein drittes Kultuszwecken dienen und das leiste

Viertel den Armen verbleiben solle. So entstand auf Grund def Lehre

von der Entsagung ein Kirchenvermögen als patrim<mium pauperum, aus

diesem eine quarta pauperum, und in den folgenden Jahrhunderten geht

den Armen auch dieses verloren. „Das kirchliche Bewtißtsein, daß das

Kirchenvermögen Armenvermugen sei, verlor sich gänzlich", schreibt

Ratzinger. Die Kirche erinnerte sich dessen nur mehr, wenn es galt,

ihr Vermögen gegen die Eingriffe räuberischer Forsten zu verteidigen

oder fromme Schenkungen zur Mehrung desselben zu veranlassen.

Man mvß diese Kausalzusammenhänge sicli stets vergegen v rti^en,

um zu begreifen, warum die kommunistischen Bestrebungen des Mittel-

alters einerseits an die kirchliche Lehre anknüpfen, andererseits in erster

Linie eegen die Kirche sich richten. Die erste gegen diese gerichtete

Bewegung, die an die christliche Eigentumslehre anknüpft, huden wir

bereits zu Ende des 3. Jahihunderts.

Die Armut, als sie von der Kirche verlassen wurde, fluchtete sich

zunächst in das Mönchtum. Schon i. J. 270 hatte das Evangelium vom
reichen Jüngling (Matth. XIX) den reichen Oberäg}ptcr .\ntonius ver-

anlagt, sein Vermögen unter die Armen zu verteilen und seilest in die

Wüste zu ziehen. Gegen Ende des 3. Jahrhunderts ergritl' der Gedanke,

das christlich vollkommene Leben zu verwirklichen, eine große Anzahl

und veranlafite sie, dem Antonius nachzufolgen. Die Historiker des

Mönditums sprechen von einer Massenfiucfat In die Wüste, die dort zur

AicfaiT für SeiiilwimBMli«ft tk Sestelyolitik. t. <A. f. »w. O. «. St XIX.) i. 1

7
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Gründung zahlreicher Eremitenkolonien den Anlaß gegeben. Von hier

aus verbfeiteten üdti die Klöfter Über die christlichen LSnder des Orients

und, seit den siebennger Jahren des 4. Jahrhunderts^ auch des Ocddents.

Dorthin flüditete nun, wer es mit der christlichen Lehre ernst nahm.

Wer in ein solclies Kloster eintrat, mußte sein Eigentum aufgeben

und durfte nichts ins Kloster mitbringen. Angesichts der steifjendcn

Verweltlichung der Kirche war nunmehr der Mönch der wahre Christ.

Auch übten die Mönche eine scharfe Kritik an der Wekkirche. Allein

nunmehr eine Wiederholung dessen, was mit der Anericennung des Christen*

tums ab Staatretigion eingetreten war. Trots allen gegen ae geiichteien

Tadels suchte die Kirche das MciiKhtum ; war dieses doch gewissermaßen

ein Sicherheitsventil, durch welches der tiberschüssige Religionseifer be-

sonders kräfti<;er Individuen, ohne die bestehende kirchliche Organisation

zu erschüttern, entweichen konnte ;
bald gestaltete sich das Verhähnis

zwischen Mönchtum und Weltkirche freuncUich; der Klerus wurde ver-

mOncht, die Mönche wurden Uerilcalisien ; wie Konstantin die Kirche, so hat

dann Justinian das Mönchtum verstaatlicht; und wie vorher die Kirche» so

verweltlichen nunmehr die Klöster. Es zeigte sich eben auch hier als-

bald der Widerspruch zwischen der natürlichen Stellung des Menschen

zu den irdischen Gütern und der geforderten Entsagung. Der einzelne,

der ins Kloster eintrat, entsagte zwar allem persönlichen Eigentum, aber

nur, um den Genufl alles dessen, was das Eigentum geben kann, in

gesteigertem Mafie als Mitglied der klösterlichen Gememsdiaft wieder zu

erhalten. Und diese Genüsse wuchsen, als die Klöster gar noch als die
Armen Christi angesehen und infolge der den Reichen anempfohlenen

Zuwendungen an die Armen sehr reich wurden. Die Folge war: in den

Klöstern lebten die. welche der Welt und ihren Freudeu entsagt hatten,

in Üppigkeit, wahrend die Dürftigen in der Welt bittere Not litten.

Daher die fortwährenden Anl&ufe gbnbensstarker Individuen, die Mönchs-

orden zu erneuern; aber stets war ihre Wirkung von kurzer Dauer;

worauf wieder neue Anläufe, sie zu ihrem An&ng zttrQckzufUhren, mit

gleich kiu^lebigem Erfolge stattfanden.

Allein im Volke starb deshalb das Verlangen nach Rückkehr rum
christlichen Ideale nicht aus. Sehr begreiflich! Die Kirche war es, die

dem Volke jener Tage die einzige geistige Nahrung bot, und trotz, ihrer

fortschreitoiden Verwdüichung hidt sie in ihrer Lehre an der altchristlichen

Auflassung fest. Nach wie vor eiferte sie gegen das Streben nach dem
größtmöglichen newinn ; nach wie vor predigte sie die Entsagung als

Ideal. In der Wirklirhkcit wurde sie freilich als Folge der von anderen

geübten Entsagung der größte Eigentümer und, wie der sclion envfihntc

Verfall der kirchlichen Armenpflege zeigt, verwaltete sie selbil ihr Eigen-

tum keineswegs in Befolgung ilucr Eigentumslelne. .Vngesichts dieses

Widersprudis zwischen Lehre und Leben entstanden nun Reformbe-

wegungen unter den Laien; das volkstümliche Ideal einer sozialen Reform
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wurde die Verwirklichung des Gedankens vom „armen Leben". Da
diese Bewegimgen sich nattirgemäfi m enter Linie gegen die Kirche

liditeten, welche von der Nachfolge Giristi soweit sich entfernt hatte,

suchte diese sie mit Cknndt au ersticken. Diejenigen, wdche die chiist«

lidie Welt in Übereinstimmung mit dem Evangelium zu organisieren

bestrebt waren, wurden verfolgt, exkommuniziert und verbrannt.

Die frühesten hierhergehöriijcn Reformhewo-m igen iiaben Hundci»-

hagen (Ausgewählte kleinere Sciuiltcn und iVbiiaiicliungcn, Gotha 1874 I

35 ff.) und DöUtDger (BeitrKge sur Sdttengesdiichte des Mittelalter^

Mfindben 1890) erzählt. Dr. Friedrich Glastf bat in seiner eingangs

genannten Sdinift die franziskanische Bewegung zum Gegenstand einer

Darstellung gemacht, bei der ich etwas länger verweilen möchte. Denn die

franziskanisciie liewe'j'ni^r bedeutet den letzten Versuch von snzinirefor-

uiaioriächcn Bestrebungen innerhalb der katholischen Kirche auf Grund

der evangelischen Lehre.

Glaser beginnt mit einar Sdiilderung der refimnatoiisdien Be>

strebungen Arnolds von Bresda und der von ihm hervorgerufenen Be>

w^tmg. Wenn die Nachfolge Christi, so lehrte Arnold, die Geistlichkeit

sur Armut verpflichtet, so bedeutet der weltliche Besitz der Kirche ihren

Abfall vom F.vangelium. Wie können Pajist und Kardinäle mit Fetnis

sagen: siehe, wir haben alles verlasseu und folgen dir nach? utler:

Silber und Gold besitzen wir niclul Die Anschauungen Arnulds gritfea

reiflend um sidi. Die Not des Volkes war grofi. Zahlreiche Bettler-

sdiaren durchzogen das Land, und zu diesoi Vaganten gehörten nicht

wenige Studenten und arme Kleriker. Das Evangelium (Matth. XSX)
vom reichen Jüngling kannten sie gut, und die ^ich daran knüpfenden

Lehren der Väter hatten sie auf der Schule gehört. Nicht minder aber

kannten sie d:is ihnen widersprechende Leben der Beiierrscher der Kirche.

In beißenden Spoiilicdern brachten sie dem Volke dicken Widerspruch

zum Bewußtsein. Liest man, was Gfauer daraus anführt, so glaubt man
einen Simplizissimus des la. Jahrhtmderts zu lesen. Dem damals in

seiner ersten Ausbreitung befindlichen kapitalbtischen (leiste j^e^^enüber

wird die Lehre Jesu vom unpcrcehtcn Mammon wieder \'olksidcal. Und
wenn Arnolds Wirken zur h4itöiehun<: einer Reihe von Organisations-

versuchen der Nichtbesitzenden zur Ausbreitung dieser Ideen den AnstoÜ

gab, so war es Joachim v. Horis, der für viele kommende Generationen

allen diesen Bestrebungen das ihren Ideen entsprechende Ziel setzte.

Er entwarf phantastische Bilder eines glücklichen Zuktmftsstaates, des

tausendjährigen Reiches. Alsdann wird völlige Besitzlosigkeit herrsdim;

an die Stelle des tätigen Lebens wird dii- Ruhe des Hcschauens treten;

das heilige Jerusalem kommt vom Huntncl danieder; vind zwar wird

diese höchste Stufe gesellschafdicher P^ntwicklung, wo ewiger Friede

herrscht, wo es weder Eigentum noch Knechtschaft gibt, und wo Milch

und Honig fließt, eingeleitet werden durch einen besitzlosen Mönchs»
17»
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Orden. Damit tdiien der Orden des heiligen Franziskus, als er bald

darauf in die Erscbemiuig trat, piopheseit

Es ist begreiflich, dafi diese Bestrebuogen zur VerwiiUidrangdes,,armen

Lebens" in den Teilen Europas den fruchtbarsten NXlurboden fanden, in

denen die beginnende kapitalistische Entwicklung am vorgeschrittensten

war. Es waren dies Oberitslten und die Provence. Hier waren sowohl

die sozialen Gegensätze als auch die Widersprüche zwischen der christ-

lidien Lehre und dem dirfeüidien Leben am grttfiten. Daher dort „die

lombanUschen Armen", hier die Waldenser. Alle diese Bewegungen

sehen ihren Hauptsweck in der Bekämpfung der verweltlichten Kirche:

Sie werden daher von der Kirche mit allen Wafieoi wdche üir die

Welt an die Hand gab, bekämpft.

Anders Franziskus von Assisi. Er predigt die ^'^erachtlmg des

Reichtums nicht der Kirche, sondern der Welt überhaupt. Wie Christus

vom reichen Jüngling verlangt er Freisgabe des Besitzes und Verteilung

dessdben an die Armen. Dabei aber ein bemerkenswerter Zog: ent-

sprechend der um sich greifenden kapitalistischen Entwicklung ist es der

Geldbesitz, der mehr als aller andere Besitz dem Hasse des Heiligen

begegnet. Sehr begreiflich; denn im Gelde ließen sich die Besitztümer

anhäufen, wie dies bei keiner Besitzform früher der Fall gewesen. Daher

predigt Franziskm besonders eindringlicli die Verachtung des Geldes und

die Verwerflidikeit des Strebens nach Gewinn. Wer ihm folgt, soll

fiirder kein GeM annehmen, in Armut leben» arbeiten, aber nur gegen
Nahnmg, nicht g^en Geld, und findet er keine Arbeit, so soll er das

Nötige sich erbetteln. Aber kein Aufhäufen des überflüssigen in Sorge

für den morgigen Tag. Alles, was er über die bare Lehensnotdurft er-

hält, soll den Armen gehören. Und um die Klippen zu vermeiden, an

denen das Mönchsweaen bisher gescheitert, untemsüim es Franziskus, das

Aimulrideal nicht bloß Itir den einsdnen Mönch, sondern auch für die

Kloster» und Ordenigemeinschaft zu erwirklichen: auch die Gemeinschaft

der Mönche, das Kloster, der Orden soll eigentumsunfahig sein. Bettel-

arm im wahren Sinne des Wortes sollen die Brüder, auf den Ertrag

ihrer .Arbeit und auf Liebesgaben für ihren Unterlialt angewiesen, in

Entsagung und Demut allein der Liebe und dem Dienste anderer leben.

Dabei war Franziskus durchaus keine polemische Natur. Im Gegenteile

ermahnte er seine Genossen, „dafi sie keinen Menschen verurteilten, noch
jene verachteten, welche köstlich leben und in Pracht and Überflufi ge*

kleidet sind; denn Gott ist unser und ihr Herr und kann äe zu sich

rufen und rechtfertigen".

Im Jahre laio trat Franziskus vor Innoccnz ITT. und legte ihm

seme Regel zur Bestätigung vor, und der Papst, der allen gegen die

eiwelttichte Kirdie gerichteten Bestrebungen zur VerwirUichung des

armen Lebens mit allen Mittdn der Gewalt entgegengetreten, erkennt

die gegen die Welt im ganzen gniditete Reformbewegung an und
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gliedert sie ein in die kirchliche OrganisaticMi. Das war eine Handlung

würdig Konstantins, als er das Christentum zur Staatsreligion machte,

und Justinians, als er das Mönchswesen verstaatlichte. Es wurde dauiit

der Retbrmbewegtuig jede gegen die Kirche gerichtete Spitze abge-

brochen. Es war damit fUr aUe, welche sich für ein Leben entsprechend

dem Evangelium begeisterten, die Mßgliclikeit der Realisierbarkeit dieses

Ideals tmd zwar innerhalb der Kirche bewiesen. Die Kirche selbit

erhielt die Kontrole über diese Bestrebungen, um sie entsprechend ihren

Wünschen zu beeinflussen, ja man konnte die Begeisterung, welche diese

Verwirklichung des Volksideals vom armen Leben bei den Gläubigen

erwecken mußte, zu weiterer Steigerung von Reichtum und Macht der

ürchlicfaeD Organisation gebrauchen.

War die Anerkennimg statt der Bdcämpfung der Bestrebungen des

heiligen Franziskus, die Welt zum christlichen Leben zurückzuführen, im

lAteresse der bestehenden kirchlichen Organisation, so doch nicht in

dem der Verwirklichung des franziskanischen Ideals.

Schon i)ei Lebzeiten des Franziskus sollte sich der dem Pa[)ste

eingeräumte Eiutluß auf seine Schüpftmg sehr zu seinem Schmerze geltend

machen. Arbeiten im Dienste anderer kam aufier Übung ; die Haupt*,

erwerhsquelle wurde der Bettd; ans dem Bettlergewand machte die

Kirche eine Uniform. Zunächst blieben Besitzlosigkeit, Armut und

das Verbot von Annahme von Geld. Aber selbst die Besitzlosigkeit er-

litt alsbald Einschränkungen. Franziskus hatte seinen Brüdern feste

Wohnsitze verboten. Als er erfuhr, daß sie in Bologna ein Gebäude

bewohnten, welches mau das Haus der Brüder nannte, befalil er es zu

ifhunen, und beruhigte sich erst, als der seinem Orden als Protektor ge-

stalte Kardinal erklärt^ das Haus stdie nicht im Eigentum der Brttder,
^

sondern nur in ihrer Nutzniefinng. So begann schon bei seinen Leb-

zeiten sein Prinzip, daß auch die Gcineinsrliaft nicht cigentumsfähig sein

solle, umgangen zu werden. In seinem kurz vor seinem iodc verfa!.iien

Testamente vermag man aus der nachdrücklichen Betonung der früheren

Armut und namentlich der Verpflichtung zur Arbeit deutlich den Pro-

' test gegen alle diese Wandlungen herauasulesen. Er verlangte darin

wörtliche Erfüllung der Regel ohne künstliche Wegdeutung, und verbot

die Annahme von Privilegien seitens der Kurie.

Man versetzte Franziskus zwar unter die Heiligen, aber über seinen

letzten Willen schritt man hinweg. Der Orden erhielt eine Menge päpst-

licher Privilegien. Bereits 1230 wird die Verbindlichkeit des T estaments V
aufgehoben; das Verbot der Geldannahme wird gemildert^ das Gebot

der Besitzlosigkeit wird zunächst noch aufrecht erhalten. Allein bereits

1245 wird auch dieses in semer Wirkung au^ehoben, indem man be-

stimmte, daß das E^entum am Besitz der Brüder der römis< hen Kirche

zustehen solle, der Gebrauch den Brüdern. Schnell haben die Franziskaner

unter dem Schutz dieser Deutung nun Schätze gesammelt tmd Paläste errichtet.
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Dieses rasche Preisgeben der wesentlichen Züge der franziskani-

schen Ordensregel ist um so beachtenswerter als f;lcich/.eiti][: ein Wandel

m der kirchlichen Eigentumslehre stattfand. Unter dem Etntluü der neu

bekannt gewordenen Ethik und Politik des Aristoteles bewirkte Thomas
von Aquin eine grofie Annäherung der kirchlichen L^re ans Leben.

Der Grundgedanke der Auflassung der Kirchenvater wird von ihm allei*

dings prinzipiell festgehalten. Das Eigentum steht nach wie vor allein

bei Gott; aber den Menschen ist der Gebrauch gef^eben. Aber während

die Kirchenväter lehren, daß nach natürlichem Rechte alle Guter ge-

mein seien, und im Privateigeatum nur ein notwendiges Übel erblicken,

sucht Th(»nas ihre extremen Ausspriidie milder sa deutoa; audi hdfie^

wenn man sage, dafi von Natur aUe Dinge gemein seien, dies nicht, daß

das Naturrecht das Privateigentum verbiete, sondern nur dad dieses durch

die menschliche Vernunft dem Naturrecht hinzugefügt sei. Als Gründe,

wanim das positive Gesetz das Eigentum eingeführt habe, bezeichnet

Thomas den gemeinen Nutzen, das individuelle Interesse und das Inter-

esse der Sache selbst.

Nun ist klar, wenn man alle Rechte, welche das Eigentum verleiht,

dnem anderen als dem Eigentümer zuspricht^ macht man das Eigentum

tu einem inhalüosen Schemen, denjenigen dag^en, welcher jene Rechte

ausüben darf, tatsächlich zum Eigentümer. Das gilt sowohl für die

Eigentumslehrc des Thomas als auch fiir jene Wandlung der franziskaiu-

schen Ordensregel, wonach den Franziskanern Hesitz unter Zuschreibung

des Eigentumsrechts an die römische Kirche eingeräumt wurde. Diese

D&tinktionen vermochten daher die ttbeikommenen Anschauungen weder

im Volke noch bei den Eifrigeren unter den Franziskanern zu verdrängen.

Ich will hier nicht die Geschichte der Bewegungen wiederholen, weldie

nunmehr sowolil innerhrill) des Fran/.iskancrordens als auch außerhalb

desselben in der ^\'elt stattfanden, um das arme I.eben in der Nachfolge

Christi zu verwirklichen. Glaser hat sie im eijizelnen erzählt. Im Fran-

ziskanerorden sind es ztmächst Antonius von Padua, Alexander von Haies,

Bonaventura, welche der rasch fortschreitenden Verwdtlidiung des Ordens

Einhalt zu gebieten versuchen; völlig verblich; die Instinkte der

menschlichen Natur sind stärker als das Vermächtnis des heiligen Fran-

zbkus und siegen über die Forderungen der .Askese. Die I^nider, welche

aus der Zeit des Franziskus noch überlel)en, wertien, wenn sie demon-

strieren, verfolgt; einem Bruder, der sich auf das Testament des Heiligen

beruft, wird dieses auf dem Kopfe verbraimt^ selbst der heilige Bona«

^ Ventura vergleicht seine Brüder mit Räubern. Die Bewegungen mr
Verwirklichung des armen Lebens in der Welt aber werden mit blutiger

Gewalt unterdrückt; die Saccati in der Provence werden aufgelöst,

Segarelli in Oberitalicn wird verbrannt, Dulcinus von Novara unter grau-

samen Foltern getötet. Und ein Franziskaner, Fra Saltmbene, ist es, der

uns über alle diese Grausamkeiten in einem Tone berichtet, der mehr als
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alles beweist, wie völlip; in kürzester Zeit der Geist des liebenswürdigen

Heiligen von seinen Jüngern gewichen war.

Von allen war er allerdings noch nicht gewichen. Indes möge
man bei Glaser selbst die Einzelheiten nachlesen des nun entbrennenden

Kampfes der Sfnritualen, der Fralrioellai nnd Bt^Caaea ^^ßa die Ver-

weltlichung des Ordens wie der Kirche, welche Hand in Hand mit

dem in der Welt fortschreitenden Kapitalismus fortschritt, eines Kampfes,

der sich innerhalb wie außerhalb des Fraiiziskanerordens abspielte. Die

ausge/eichnetäten Ordensbrüder, darunter der begeisterte Sänger der

Annut Jacopone da Todi, werden wegen ihrer nicht zn ersdiUttemden

Anhänglichkeit an das fnuuiskanische Ideal jahrelang im Geßlngnis ge-

halten; andere werden gemartert, ja selbst nach ihrem Tode sucht man
noch einen Makel auf sie zu werfen, indem man, wie bei Olivi, ihre '

(iebeine ausgräbt und ihre Gräber zerstört ; wieder andere, die sich beim

Papste über die Nichtbeobachtung der evangch's( hen Armut beklagen,

werden der Inquisition übergeben, vier darunter werden verbrannt, ein

anderer wird eingemauert, ein anderer in Stock nnd eiserne Fessebi ge-

schlossen; und doch bestand ihrer aller Verbrechen nur darin, da0 sie

gepredigt, die Regel des Franziskus sei identisch mit dem Evangelium

Christi. Nidu anders ergeht es den außerhalb des Franziskanerordens

auftretenden ?"raticellen und Beghinen. Besonders verdient hcrvorfjelioben

zu werden der 1321 in Nar1)onne ausgefochtcne Streu über die Armut

Christi. Ein Beghine wurde angeklagt, weil er behauptet, dati Christus

und die Apostd weder gemeinsam noch för sich ^gentum besessen

hätten; eber der Richter tritt auf die Seite des Angeklagten; die Frage

wird zu einem Streite zwischen Dominikanern und Fran/iskanern. Die

Dominikaner, um die Vorstellung zu verbreiten, daß Christus Eigentum

besessen habe, lassen ihn abbilden, wie er gerade einer Geldbüchse Geld

entnimmt, ja sogar mit der einen Hand ans Kreuz geheftet, mit der

anderen m die am Gürtel hängende Tasche steckte. Die Franzis-

kaner dagegen sprachen sich 1322 dahin aus, dafi die Armut und Besitz-

losigkeit Christi katholische und rechtgläubige Lehre seL £me Reihe

von Gutachten spricht sich gegen die Aimut Christi aus. Der Papst

Johann XXII. schließt sich diesen an. Dem Franziskanerorden aber ver-

leiht er das Eigentum an seinen Gtitcrn, das bisher der Kirche zustand

;

die Unterscheidung zwisc he:! Eigentum und Nießbrauch sei eine Fiktion,

und der Verzicht auf den Jksitz trage nichts zur Vollkommenheit bei.

Damit war auch der letzte Rest des Unterschieds zwischen der Besitz-

kmgkeh der Franziskaner und der anderer Ordensmönche beseitigt Der

Streit aber dauerte fort und die Scheiterhaufen rauchten weiter.

Alv.irus Pelagius, der Beichtvater desselben Papstes Johann XXII,, schrieb

noch 1332 (De planctu ccclesie 1 art. 41 lit. G vV- H. Lugd. 1671) wie die

Kirchenväter geschrieben : Iure nature communis est possessio et com-

munis omnium possessio, und wenn einst Petrus von sich gesagt habe, daß

Digitized by Google



264 Ltteimtar.

er weder Gold noch Silber besitze, so müsse ein Prälat heute das Gegen-

teil von sich sagen. Sein Beichtkind aber gab das Evangelium vc^m

reichen Jüngling preis, als das wirkliche Leben der Kirche imi ihm in

Widenpruch trat; und im Fianzidcanerorden schritt die VerwettHchun^

nun unaufhaltsam fort Der Bettelorden des heiUgen Frasaskus wurde

zu einer Organisation des Bettels zum Nutzen der Kirche. Allein so

sehr es die Verwandlung des in der Kirche organisierten Christentums

in eine weltliche Organisation mit sicii brachte, daß jede zur \'crwirk-

lichung der Nachfolge Christi ihr eingegliederte Organisation alsbald mit

verweltlichte, die Lehre des Evangeliums erzeugte immer wieder neue

Bdcenner. In den Lebren Wydifs tretai uns deutUdie Anklänge an die

Lehren der Kirchenväter entgegen, und riditete er seine PfeÜe auch in

erster Linie gegen den größten damaligen Eigentümer, die verweltlichte

Kirche, so gingen seine Anhänger doch weiter. Der Priester John Ball

predig^te, es werde in En^dand nie gut werden, solange es keine Güter-

gemeinschaft, und solange es leibeigene Bauern und Herren gebe. Und
endete die durch diese Lehren ber>'ürgerurene Bewegung mit einer

Niedolage in England, so sollten sie doch bald darauf in Böhmen
eine hnssitiache Auferstehung erfahren.

Alten den bisher vorgeführten kommunistifichen Bewegungen war

eines gemein. So sehr sie sich in erster Linie gegen die Kirche rich-

teten, so standen sie in der Lehre vom Eigentum doch im Prinzip

auf dem gleichen Boden wie diese. Hat doch noch der sogenannte

letzte Sdiolastiker, der 1495 gestorbene Gabriel Biel, geschrieben:

Lege naturae «Munia sunt omnibus communia . . . Iure humano didtur

haec domus mea: haec villa mea: hic servus meus est . . . ToUe jura

imperatoris; et quis audet dicere, haec villa mea est . . . Per jura

regia possidentur posscssiones. Eben weil die hier erwähnten Bewegungen

auf dem gleichen prinzipiellen Boden wie die kirchliche Lehre standen,

hatten sie sich gegen die Kirciic in erster Linie gewendet. Diese er-

schien ihnen in erster Linie verpflichte^ das in Matth. XIX gesetzte

Ideal zu verwirklichen; sie war am meisten von ihm abgewichen. Alle

diese Bewegungen wurzelten also auf dnem asketischen Gedanken. Ks

war eine Art negativen Kommunismus, den sie erstrebten, eine (ieincin-

samkeit des Besitzes auf Grundlage des Verzichts auf das l hertlussige,

nni mittelst def^selben die Dürftigen über die Not zu erheben. Das

änderte sich mit der Reformation. Sic lehrte, daÜ der Mensch in die

Welt gesetzt sei, nicht damit er die Welt fliehe, sondern damit er in

der Wdt Gott diene; damit trat sie in Widerspruch mit der bis dahin

empfohlenen Lossagung von allem ^dischen; das Eigentum an irdischen

Gütern, das Streben nach ihrem F.rwer!) und nach dem Reichtum, sowie

der Handel, erschienen, weil naturgemäti, nunmehr als Bestandteile der

von Gott gewollten iJrdnung. Damit änderte sich auch der Charakter

der kommunistischen Bestrebungen. An die Stelle eines auf Gedanken
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der Askese benihenden negativen Komnutnismus tritt fortan ein auf der

Weltfreudigkeit beruhender positiver Kommunismus. Nicht mehr Verwirk-

lichung des armen Lebens erscheint als das Ziel, sondern rTcmeins.imkeit

des Genieliens der sich bietenden und zu mehrenden irdischen Güter.

Der prin2ipieilc Bruch mit der alten Eigentumslehre erfolgt mit

Liidier. Während die dirisfliclie Lebre im Anschliifl an die Anffiumng *~

des alten Testaments von den Kirchenvätern bis zu Gabriel Biel den
Kommunismus immer als den dem natürlichen und gOttlidien Rechte

entsprechenden Zustand betrachtet hatte und das Eigentum nur als ein

infolge der Schwäche der menschlichen Natur notwendiges Übel, ist

Luther ein entscliicdener (icgner des Kommunismus. Die An/siehuug

des allen Testaments lehnt er ab unter Hinweis auf den Gegensatz des

alten Testaments zum neuen. Dagegen beruft er sich auch ffirs alte

Testament auf Abraham, der selbst sehr reich an Vieh, Silber imd Gold

und dodi aehr gottselig gewesen, und fürs neue auf Christus, der selbst

Eigentum besessen habe. Ein gleich entschiedener Verteidiger des

Privateigentums ist Calvin. Dabei war unter dem Kinfluß der ff)rt-

schreitenden wirtsiliaftlichen Entwicklung im 15. Jahrhundert in den

kontinentalen Landern nürdlicli der Alpen das römische Recht rezipiert

irordeu mit setner Auflassung vom Eigentum als dem jus ulendi et

abutendi

Was war die Folge? Unter dem Druck der wurtschaftlichcn Ent-

wicklung gelangt nun in den reformierten Ländern, auch wenn sie das

römische Recht nicht rezipieren, unter dem Einfluß der reformierten

I^hre, in den katholischen Ländern unter dem EintiuU der Rezeption

des römischen Rechts eine neue Auffassung vom Eigentum zur (icltung:

die Aufftssung vom Eigentum als subjektives Recht In der Ldue der >^

katholnchen Theologen und ihrer Geistesverwandten aber bleibt nach

wie vor die alte Auffassung, daß nach dem Naturrecht der allein nor>

male Zustand der Kommunismus sei, daß das Eigentum nichts weiter

sei als eine infolge des Sündenfalls notwendig gewordene Konzcssion an

der Schwache der mensciüichen Natur. So z. B. bei Lascal, liossuet.

Der Jesuit Bourdaloue, der berühmte Kanzelrednei des 1 7. Jahrhunderts,

wiederholt in seinen Predigten Aber den Reichtum und Aber das Almosen

unter starken Anklängen an die Reden eines Basilius, Ambrosius, Chiyso-

Stomus deren T,ehrcn über das Eigentum.

Welches aber ist die weitere Entwicklung?

In den reformierten Ländern entstehen im Gcgcnsat/ zu der zur

Herrschaft gelangenden Auffassung des Eigentums als eines subjektiven

Rechtes kommunistische Sekten, wie die Wiedertäufer, die Diggers, die

Hutexischen firüder. Namentlich in England erschien im 17. Jahrhundert

eme Anzahl Broschüren, wekhe alle davon auagehen, dafi von Natur '

allen alles gemein sei. Indem das Sondereigentum entstand» wurden die

Nichtbesitzenden die Sklaven des Eigentümers. Dem Staate wird zu*
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gemutet, in der einen oder anderen Weise die Produktion und VcrtcilunL'

der Güter in die Hand zu nehmen. Wie bei den Kirchenvätern der

Eigentümer nur der Verwalter seines Gates im Interesse der Armen
sein soll, so ersdieint in allen diesen Schriften das Woblergehen der

Armen als der Matistab bei Beurteilung sowohl des politischen, als auch

des sozialen und wirtschaftlichen Zustands des Landes. Unter den tiier*

hergehörigen Schriftstellern sind zu nennen Hartlib, der Holländer Peter

Cornelius, Gerard Winstanicy, alles (^uiiker. Im Jahre 1696 verüfient-

lichte Juhn lieUers seine „Proposais for raising a College of indusiry of

all usefnl trades and husbandiy» with profit for ihe rieh, a plentüul

living (6t tbe poor, and a good edncationfor youth ; which will be advantage

to the govemment by the increase of the people and their ricbes", eine

Schrift mit Gedanken ähnlich denen des genannten Peter Cornelius

und denen Robert Owens. 1775 wirft Thomas Sf>ence die Frage auf,

ob alle Mitglieder der Gesellschaft alle Vorteile j^cniclV^n, die sie infolge

ihrcb iidturlichcii und gleichen Rechtes auf Laad und Freiheit zu ver-

langen berechtigt sind, und beantwortet die Frage mit Ndn. Wenige

Jahre später tritt Professor Ogilvie in Aberdeen eb fttr Verstaatlichung

des Bodens. Dasselbe verlangt Godwin in seiner Political Justice und

1817 verlangt Robert Owen die Reorrjanisation der Gesellschaft auf

genosscnsrhaftlichcr ( Irundlage. Damit sind wir bei der modernen

sozialistischen lkwegung in Ent;land augelangt, welche über Gray,

Thompson, Hodgskm, Edmunds, Bray zu Karl Marx führt

In den katholischen Ländern, wo, wie bemerkt, nmichst noch die

alte katholttche Auffitssung vom Eigentum von d^ Theologen aulrecfat

erhalten wird, ist die Entwicklimg nicht anders. Diese Auffassung genügt

hier, solange die >Tenschon wirklich katliolisch denken. Wie aber,

wenn dies aufhört r Die alte Auffassung vom Kommunismus als dem
allein dem Naturrechte entsprechenden Zustande bleibt, aber die Recht-

fertigimg des Eigentums als Notwendigkeit infolge des Sündenüsüls

fällt. Folglich hier die heftigsten theoretischen Angriflfe auf das Eigentum

und Versuche, den Kommunismus theoretisch su beplinden. Das Eigentum

wird als Quelle aller ökonomischen l'ngleichheit und sittlichen Ver-

worfenlieit und pulilisrlien Mißstände l^-iii;,'cstellt. Charakteristisch, daß

alle, \ denen diese Angrilfe ausgehen, selbst entweder ( leistliche ge-

wesen sind oder doch eine theologische Bildung durchgemacht haben,

und vom Christenttun abgefallen. So der Abb^ Morelly» der Abbtf MaUy,

der Pfarrer Jean Meslier. Es ist der Kirchenvater, der den Priesterrock

abgestreift. Der alte Radikalismm bt geblieben, der christliche Kompromiß

mit der Wirldichkeit fiel. Darauf dann auch andere wie BrissoL Babeuf

sucht die neue Idee im Leben zu verwirklichen. Darauf St. Simon,

Fourier, Proudhon, Cabct, Considerant bis zu den heutigen französischen

Sozialdemokraten, die sich zu Marx bekennen.

Als in der Zeit nach der Refotmation die moderne Wissenschaft
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aufkam, empfand sie das Bedürfnis nach einer Rechtfertigung des Eigen*

tums als eines subjektiven Rechts; sie fand sie zunächst in der sei es

durch einen Urvertrag', sei es durch Refelil des Gesetzgebers, dem ein-

zelnen ülicrtiagciien Hefuf^nis. So Grotius; ursprünglich war nach ihm

Alles gemein^ diui Soudercigentum entstand auf Grund ausdrücklichen

oder stillschweigenden Vertrags, ausdrücklich, wo man die Gflter, die

ehedem gemein waren, teilte stillschweigend, wo man okkupiette. Der
Grand, warum die Menschen auf die ursprüngliche Gütergemeinschaft

verzichteten, und zwar zuerst an Mobilien, dann an Immobilien, war

einmal, daß sie sich nicht länger mit einfachen Bedürfnissen zufrieden

gaben, denn um besser zu leben benötigt man der Arbeit, die der Eine

auf dieses, der andere auf jenes verwandte; und sodann der Mangel an

Billigkeit imd Eintracht, Infolge deren man keine gerechte Gleichheit

weder in der Arbeit (Produktion) i^och im Verbrauche des Ertrags (Ver-

teilung) bewahrt haboi würde. Der Grund der Anerkennung eines

Sondereigentums war also die Rücksicht ;iuf seine Wirkunj^en. So ferner

les. Das Eigentum entsteht ihm infolge des Willens des Ciesetz-

gcbcrs, da ohne seine Anerkennung ewiger Krieg herrschen würde. So

weiter ^Wolf, Pufendorf, Montesquieu, Bentham. Nadi ihnen allen wurzelt

das Eigentum nicht im Naturrecht, sondern im Witten des Geset^beis

wie nach der alten kirchlichen Lehre. Dabei findet sich auch der Hin-

weis auf die Notwendigkeit, Streitigkeiten zu verhüten, den Hobbes mIs

Motiv des Gesetzgebers in den Vordergrund stellt, schon bei Aristoteles

und nach ihm bei Thomas v, A(}uin. Freilich war damit nur die Not-
'

wendigkeit des Bestehens einer üeslimmteu Ordnung lünsichtlich des Ge*

nusses der Güter dargetan, nicht ^>er, da6 diese Ordnung in der Aner-

kennung emes £ig«ituiqs Privater bestehen müsse.

Diese Begründung hat erst john Locke zu geben versucht Seine 1

Lehre ist die erste, wonach das Eigentum nicht als l.inrichtung der

positiven Gesetzgebung, sondern des Nattirrechts erscheint. Locke sieht

Ursprune und Rechtfertigung des ' Figintums in der Arbeit./ Jeder hat
'

Eigentum au seiner Person j an dieses hat niemand ein Rec^t anfiec

ihm; die Arbeit seines Körpers und das Werk seiner Hände gehören

ihm eigentümlich. Was immer also der Mensch aus dem Zustand, in

welchen es von der Natur versetzt und in dem es von ihr gelassen ist,

entfernt, damit hat er seine Arbeit verlnnulen und etwas hinzugelüKt,

was sein eigen ist und wodurch es somit sein Eigentum wird. Dadurch

daO er es aus dem Zustand der Gemeinsamkeit, in welchen es die Natur

verseut hat, entfernt hat, ist ihm durch seine Arbeit etwas beigefUgt

worden, was das gemeinsame Recht anderer Menschen ausachließt: denn

da diese Arbeit das unzweifelhafte Eigentum des Arbeiters ist, so kann

niemand ein Anrecht an dem haben, mit dem diese Arbeit verbunden

ist, wenigstens da, wo genug davon da und ebenso Gutes für den Gemem

besiu anderer gelassen ist.
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Ähnlich «ich die Physiokraten. Freiheit und Eigentum waren nach

niie«i;nay srhon vor der Gesellschaft vorhanden. Das Eigentum erscheint

ihrn als licrcf Inigt als Ergebnis der Arbeit. Das Eigentum also ein

NaturrechL Es beruhi auf der absoluten Gerechtigkeit, welche der

Wiilkttr und Wandelbarkeit der Gesetzgebung entzogen ist So ferner

noch viel« andere, wie 11 IfendelsBohn, Charles Comte, Adolphe Thiers.

Allein die Gegner des Eigentums wurden durch diese Beweisführung

nicht überzeugt. Sic liatten es nicht schwer, nachzuweisen, daß für die

große Masse des bestehenden Kigentums die als Ealstehungsursache an-

gerjüuinieue V<*raui>j»ct/,ung nicht y-ulriffi. Nicht aus der Arl>eit des der-

inaligen Eigentümers oder dessen Rechtsvorgängers, sondern aus ange-

eigneter fremder Arbeit «ei es entstanden. Daher denn Hieronymus mit

Recht sage: Omnes divittae ab iniquitate descendont... dives aut iniquus

aut iniqui haeres. Nirgends seien in Europa die Spuren der niittel-

alterlirlien Vrniu»£jen<;verteihmg, wie sie sowohl das Ergebnis der Feudal*

wie der Kirchenverfassun^^ seien, verschwunden. Noch heute entstanden

die groüen Vermögen weniger durch eigene Arbeit der Inhaber als viel«

mehr durch Werterhöhung und Spekulation. Audi das nidit durch

Arbeit entstandene Eigentum aber werde geschützt. Die modernen

Sozialisten haben daher den Gedanken eines auf Arbeit beruhenden

Eigentums als Postulat, nicht aber als Rechtfertigung des bestehenden

Kigcntiims aiiffjennnimen. Rodhcruis hat die Reclitfcrtigung des Eigen-

tums aus der Arbeit ciiu- Theorie des bösen (iewisisens genannt. Arbeits-

eigentinn sei ein Ziel der Zukunft, entspreche aber nicht der Gegenwart.

war dann eigentlich nur die Hororkehrung einer anderen Seite

der Auffassung Lockes» wenn andere eine naturrechtliche Basb flir das

Eigentum darin sahen, indem sie es als natürliche Erweiterung d i Ter-

sünlichkeit hinstellten. Auch finden sich hierfür bereits .Ansätze hei den

Physiokraten. So ferner Kant, Hegel und seine Schule. Daraul ant-

worteten die Nichteigentümer: auch wir bedürfen der äußeren Dinge zum
vollen Auswirken unserer rersünlichkeit. Voraussetzung dafür, daß das

Eigentmn in dieser Weise gereditfertjgt werden könne, ist, da& jeder

die Möglichkeit habe» zur Auftechterhaltung seiner Persönlichkeit sich

Eigentum zu erarbeiten. Diese Voraussetzung, von der auch Locke au5>

qeht, tritft nicht mehr zu. Daher Umwandlung und Erweitemirg des

Kigenturas, so daü es für jeden Menschen st-ine natürliche und not-

wendige Ausdehnung in Bezug auf diese Dinge, das unerlätäliche Werk-

zeug des Löbens und der Entwicklung wird. Aus der .^lonage einer

gewissen Anzahl Menschen soll es das Erbteil' AUer werden.

Dann kam Stahl und zeigte abermals eine neue Seite der Grund*

idee Leckes. Eigentiim sei Stoff fiir die Offenbarung der Individualitat

des Menschen, aber nicht hlcS dies, sondern auch für die Erfüllung

semer siltlicluMi rtlichten. besoiiders gegen sich und seine Familie. Kigen-

liuu sei also »ntlu bioti em Mittel der Selbstsucht, sondern auch der
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Pflichterfüllung. In seiner 1864 erschienenen Schrift „Die Arbeiterfrage

und das Christentum" hat Freiherr von Ketteier, Bischof von Main2, diese

Auftassuog Stahls in merkwürdiger Weise mit der der Kirchenväter ver-

quickt, um mit Rücksidit auf die von diesen den Reichen gepredigte

Unteistützung der Armen das Postiüat staatlidwr Subvention von Pro«

duktivgenossenscliaften abzulehnen: durch eine von Majoiittten dekretierte

Stantshilfe werde dem Reichen die Möglichkeit genommen, seine Pflicht

gegenul)er seinem armen Mitbruder zu erfüllen. Dies ist eine Recht-

fertigung des Eigentums vom Standpunkte des Aristokraten. i>er Nicht-

ei^enttimer dagegen erklärte, auch" er liabe das Bedttrfiiis nach Oflen-

baniQg seiner Individualität sowie Pflichten gegen sich und andere. Er
könne sich nicht dazu venidien, durch das Eigentum anderer in Not
versetzt und gehalten zu werden, um diesen Eigentümern als Himmels-

leiter zu dienen, indem er ihnen Gelegenheit gebe, an ihm, dem not-

leidenden Nichtoigentunier. die Ptiicliten des Eigentums /.u erfüllen. Kr

ziehe es vor, m der Lage zu sein, es nicht nötig zu haben, daß andere

Pflichten gegen ihn erfüllten, und imstande zu seb, sdbst seinen

Pflichten g^en sich nachzukommen.

Adolph l^iers endlich, der im übrigen ein Anhänger der Arbeits«
^

theorie war, suchte diese naturrechtliche Begründung noch durch einen

Erfahrunsfsbcweis zu verstärken, indem er die völlig unhaltbare Behaup-

tung aufstellte, der eigentumslose Zustand sei gegen die Natur, indem

es niemals einen Zustand ohne Eigentum gegeben habej ein solcher

unmOgUdi.

Das historisch Merkwäidigste Ittben wir dann unter dem Pontifikate

Leos Xm. erlebt: in der Enzyklika De conditione opificum „Rcrurano^y.

varum semel excitata cupidine" vom 15. Mai i S91 hat der Papst alle die vor-

stehenden naturrechtlichen Begründungen des Eigentums gewissermaßen

enzyklopädisch zusammengefaßt, war dies eine groüe Neuerung.

Die Kirchenväter haben aufs energischste bestritten, daß das Eigentum

im Naturrecht begründet sei; es sei erst durch Akt der positive Gesetz*

gebung entstanden. Das kaaonteche Recht hat dieselbe Auffassung mit

Nachdruck vertreten. Selbst Thomas v. Aquin hat daran festgehalten,

daß die Teilung der Güter nicht auf Naturrecht, sondern auf positivem

Gesetze benihe und nur betont, das Privateigentum widerspreche nicht

dem Naturrecht, sondern sei durch die menschliche Vernunft dem NatUT-

recht hinzugefügt. Und noch jahrhundertelang nach dem heiligen

Thomas haben die gröflten Lehrer der katholischen Kirche sogar die

Lehre eines Basilius, flrcgor v. Nazianz, Ambrosius, Augustinus, Hierony-

TCUs, Chrysostomus, häufig unter Gebrauch von deren eigenen Worten,

wiederholt. In Gegensatz hierzu hat Leo XILL. in der gedachten Enzyklika

erklärt: Merito universitas generis humani, dissentientibus pauconim

opinionibus nihil admodum mota, studioseque naturam intuens» m ipsitts

lege naturae fundamentum repcrit partitionis bonorum.
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posscssionesque privatas, ut quac cum hominum natura pacatuque

et tianqiiitto convktu maxime coogruant, omninni SMadorum non tstm-

aecravit Leges atttem civiles, quae, cum justae sunt» virtutem suam ab

ipsa naturali lege ducunt, id jus, dequo lotjuimur, confirmant ac vi etiam

adhibenda tuentur. Dies ist eine völlige Umkehr der mehr als tausend-

^
jährif^en kirchlichen Lehre. Bisher ^'mg diese dahin, daß gemäß dem Natur-

recht allen alles gemein «sei und die Teilung der Güter in Sondereif^en-

tum lediglich auf positivem Gesetze beruhe; Leo Xlll. sagt, dat) sie auf

Naturrecht beruhe und dafi das positive Gesetz , indem es sie mit

Zwangsgewalt schfitse, lediglich das Gebot des Naturredita aur Geltung

bringe. Während Gemens von Alexandrien (Paedagog. II c. 1 2 Mignc^

Patr. graern VIII. 543) schrieb: „Gott hat uns das Recht des Cienusses

gegeben, über nur bis zur Grenze der Notwendigkeit und seinem \\'illen

nach muß der Genuß gemeinsam sein. Es ist nicht in der Ordnung,

daß einer im Überfluß sitzt, während mehrere darben", und Ambrosius

(De oiT. ministr. I c. 28 Mtgne, Palr. lat XVI, 67): „Natunt omnia

Omnibus in commune profudit. Sic enim Dens generari jussit omnia,

ut paxtiu Omnibus communis esset, et terra foret omnium quaedam com-

munio possessio. Natura ii^itur jus commune generavit, usurpatio jus

fecit privatum", bokarnptt Leo XIII. die Sozialisten, welche „sollicitata

egentium in iocupleies invidia, evertere pnvatas bonorum posscssiones

contendunt oportere, earomque loco communia universis singulorum bona

focere", mit den Worten: „remedium proponunt cum justitia apcrte pugnans»

quia possidere res privatim ut suas, jus est homini a natura da-
tum." Während der heilige Basüius wütend über den herzieht, der da

sagt: „Wem tue ich unrecht, wenn ich das Meinige behalte?" und ihn

als einen Räuber hinstellt, der, nachdem er einen Platz eingenommen

hat, alle später Kommenden wegdrängt, behauptend, daß das, was allen

zlun Gebrauche gemeinsam offen steht, ihm besonders angehdre, be-

zeichnet Leo Xm. umgekehrt die als Räuber „qui usum quidem soll,

variosque praedionim fructus homini privato conccdunt: ut possideri ab

eo et domino vel solum, in quo aedificavit, vel praedium iiuod excoluit^

plane jus esse negant." Ja, während Basilius den einen Uieb nennt, „der

den Nackten nicht bekleidet, obgleich er es tun kann" und ausruft:

„Dem Hungrigen gehört das Brot, das du behältst, dem Nackten der

Mantel, den du bewahrst, dem Unbesdiuhten der Schuh, der bei dir

modert, dem DfirfUgen das Silber, das du vergraben hältst Daher tust

du so vielen Menschen unrecht, so vielen du geben könntest'^ und
Hieronymus schreibt: „Wenn du mehr hast, als dir zur Nahrung und

RleiduiiL,' nütig ist, so £;ib es weg und für so viel erachte tlich als

Schuldner", sagt die Enzyklika: ^'emo jubctur . . . tradere aUis quo ipse

egeat ad id servandum quod personae conveotat, quodque deceat: nuttus

enim inconvenienter vivere debet/*

Indes wo bin ich angelangt? Ich wollte eine Anzeige der
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Schrift Glasers schreiben und der von ihm behandelten Bewegung ihre

Stellung in der Entwicklung der Anscliauungen über das Eigentum an»

weisen und bin darüber /u einer Abhandlung über die Entwicklung der

Angriile aul das Kigentuin, die Stellung, welche die kirchliche Lehre in

dieser Entwicklung einnimmt, tmd die Wandlung, welche diese kirchliche

Lehre cifiihien hai, gekommen. Dabei sei bemerict, dafi sowohl Glaser 0

wie audk ich selbst keinerlei Tadel gegen die Kirche wegen dieser

Wandlung auszusprechen beabsichtigen. Wir finden sie völlig in der

Natur der Dinge l)egründet. Nur erheischt es die wissenschaftliche

Wahrhaftigkeit, daß diese Wandlung gegenüber der Behauptung einer

Unwandelbarkeit in der kirchlichen Lehre festgestellt werde. Leo XIIL

war ein eifriger Verehrer des Thomas v. Aqnin. Er hat ihn auch in

seiner Eo^kllka wiederholt sitiert Allein wenn er sich als seinen Schaler

bekennt, so ist er dies nicht, indem er dessen Eigentunislehre wieder-

gibt, denn die Eigentumslehre Leos Xlll. ist weit modemer als die

des Thomas ; sie verhält sich zu dieser, wie die thomistische sich etwa

2U der der Kirchenväter verhält. Leo XIII. ist der Schüler des Tiiomas

vielmdir eben in der Art und Weise, wie er gleich diesem seine

Eigentomslehie mit den vorgeschritteneren wirtschaiUichen Verhältnissen

in Einklang zu bringen bemtiht ist Gkser ist bei allem dem Fleifie»

den er dem Studium der franziskanischen Bewegung gewidmet hat, doch

stets bereit, die weltliche Haltung der Kirche ihr gegenüber zu ent-

schuldigen ; vielleicht, daß er hier und da sogar zu viel entschuldigt.

Was das Eigentum angeht, so scheint er dessen Rechtfertigung nicht

in den Gränfen m sehen, welche seit Locke, «de eben dargelegt wurde,

fUr dasselbe geltend gemacht worden sind, und die alle an dem Fehler

leiden, dafl sie das Eigentum swar in den Augen derjenigen, die etwas

besitzen, zu rechtfertigen vermögen, auf die Nichtbesitzenden aber völlig

eindrucklos bleiben. Kr scheint sie vielmehr in dem zu sehen, worin

bereits CIrotius die Uerechtiguncr Hir jene Anerkennung erblickt, welche

das Eigentum nach seiner Mcuiung im Urvertrag, sei es ausdrücklich,

sei es stillschwetgend, gefunden habe, nämlich in seinen Wirkungen,

und zwar in semen Wirkungen nicht für die einzelnen, sondern fttr die

Gesamtheit Diese Wirkungen des Eigentums, und zwar seine wirt-

schaniichen, gesellschafthchen und staatliclien. zu erörtern, würde diese

Anzeige aber noch imgebührlicher ausdehnen, als dies schon geschehen ist

LUJO BRENTANO.
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Der Zusammenbruch
der kapitalistischen ^t^rfschaftsordnimg im Lichte

der natumaldkonomischen Theorie«

Von

MICHAEL TUGAN-BARANOWSKY.

I.

Vom Standpunkte der materialistischen Geschichtsauffassung

wird die gesamte soziale Entwicklung durch die wirtschaftliche bc-

stunmt Es ist mdit du Bewufitsein der Menschen, das soziale

Revolutionen hervorruft^ sondern die Widersprüche des materiellen

Lebens, die Konflikte zwischen geseUschafUidien Produktivkräften

und Produktionsverhältnissen. Um die Notwendigkeit des Zusammen-

bruchs der kajutalistischen Wirtschaftsweise und die Unvermeidlich«

keit ihrer Umwandlung in die sozialistische nachzuweisen, dazu ist

vor allem erforderlich, einen strengen Beweis zu liefern für die

ökonomische Unmöglichkeit des Fortbestehens des Kapitalismus

auf einer bestimmten Stufe. Ist einmal eine solche Unmöglichkeit

festo^estellt , so ist damit die Notwendigkeit der Verwandlung des

Kapitalismus in sein Gegenteil bewiesen und der Sozialismus aus

dem Reiche der Utopie in das der Wissenschaft glücklich hinüber-

geführt.

Das war der ganz natürliche Gedankengang von Marx und

Engels, indem sie vom Standpunkte ihrer geschichtsphilosophischen

Ansichten ihre sosialistischen Überzeugungen zu begründen suchten.

Die rein ökonomische Unmöglichkeit des Fortbestehens des Kapita-

lismus an den Tag zu legen — das müfite für sie die Hauptsache

sein. Denn widerspricht etwa das weitere Bestehen des Kapita*

üsmus nicht den Gesetzen der Wirtscliaftsentwicklung , sondern

AichiT fDr SodklwintiiicbAft a. SoiIalpoHtik. L (A. f. tos. C. v. Sl. XK.) i. iS
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unserem moralischen Bewußtsein oder den bewußten Interessen der

Volksmassen, so ist damit der streng materialistische Beweis der

Notwendigkeit des Sozialismus nicht geliefert, da vom Standpunkte

des historischen Materialinnus nicht die Moral und nicht die In»

teressen der Mehrzahl der BevoUcerung, sondern die Entwicklung

der Produktivkräfte und die auf ihr beruhende Entwicklung der Wirt-

schaftsweise den sozialen Lebensprozed bestimmt Wird der Schwer-

punkt der ganzen Argumentation aus dem Gebiete der Ökonomie
in das des Bewußtsdns Übertragen, so wird damit der materia»

listischen Geschichtsauffassung zwar nicht Abbruch getan, d i !;cse

den Einfluß der bewußten Motive auf den Lauf der Geschichte

nicht leugnet, aber allcrdinc^s die Bedeutung derjcnifren Morfiente

betont, welche diese Auffassung als aht^eleitete, sekundäre betrachtet.

Wenn also Kautsky die Berech tii^un^^ seiner sozialistischen Erwar-

tungen vor allem darin erblickt, dali das Proletariat ,,an Zahl,

Geschlossenheit, Intelligenz, SelbstbcwuÜtiicin, politischer Reife"')

zunimmt, so gerät er damit nicht in direkten Widerspruch mit der

materialistischen Creschichtsauflassung ; doch entspräche es vid mdir
dem Geiste derselben, würde der Nachdruck nicht auf Selbstbewußt-

sein des Proletariats, sondern auf elementare, unbewußte Gesetze der

Entwicklung des Kapitalismus gelegt So sagt Engels: „Marx hat nie

seine kommunistischen Forderungen hierauf (sc. daß die Aneignung

der unbezahlten Arbeit unserem sittlichen Geiiihl widerspricht) be-

gründet, sondern auf den notwendigen, sich vor unseren Augen

tägflich mehr und mehr vollziehenden Zusammenbruch der kapita-

listischen Produktionsweise".-) Ob die Bemerkung von Kusels richtig

ist, können wir dahingestellt sein lassen. Ich betone nur, daß man,

nach der Meinung von Kngels, die sozialistischen Forderungen

durch den Nachweis des sich vollziehenden Zusammenbruchs der

kapitalistischen Produktionsweise begründen soll.

ht es aber Marx und Engels, und überhaupt dem Marxismus,

gelungen, eine solche Begründung des Sozialismus zu geben?

Allerdings steht es fest, daß diese beiden großen Sozialisten viele

Versuche gemacht haben» etwas derartiges zu leisten. Schälen

wir aus den zahlreichen bezüglichen Ausführungen von Marx
und Engels den theoretischen Kern heraus, so gelangen wir

nicht zu einer, sondern zu zwei theoretischen Konstruktionen, die

^) Bernstein und das sozialdemokratische Programm. S. 4S.

') Das Elend der Pbiloiophie. iSSj. Vorwort von Eagels. S. X.
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in gewissem Zusammenhange miteinander stehen, aber aucb selb*

ständige £leroente besitzen und darum nicht als unsertrennlidies

Ganze betrachtet werderi können. Die eine von diesen Konstruk-

tionen mag man als Theorie des mangelnden Absatzes fiir die

kapitalistische Produktion t>ezeichnenf die andere als Theorie der

fallenden Profitrate.

Was die erste Theorie betrifft, so ist sie schon in einigen

älteren Veröffentlichungen von Engels cjanz klar ausgeführt und be-

gründet, namentlich in einer seiner Elberfelder Reden (1845), die in

den „Rheinischen Jahrbüchern" gedruckt wurde und in dem Aufsatz

,J!)ie englische Zehnstundenbill" (Neue Rheinische Revue 1850}.

In der Elberfelder Rede stellt sich Engels die Aufgabe „zu be*

weisen, daß der Kommunismus för Deutschland — wenn keine histo-

rische, doch eine ökonomische Notwendigkeit ist". Der Beweis

vnrd folgendermaflen geführt Deutachland hat zwischen Freihandel

und Protektionismus zu wählen. Zieht das erste vor, so wird

die deutsche Industrie durch die englische ruiniert und die massen>

hafte Arbeitslosigkeit eine soziale Revolution hervorrufen. Geht aber

Deutschland den anderen Weg und führt hohe Schutzzölle ein, so

wird das eine rasche Entwicklung der deutschen Industrio zur Folge

haben. Der heimische Mnrkt wird bald für die zunehmende Masse

der industriellen Produkte zu eng und Deutschland wird genötigt

sein, auswärtige Märkte für seine Industrie zu suchen, was zum
Kampf auf Tod und Leben zwischen deutscher und englischer In-

dustrie fuhren wird. „Eine jede Industrie muß fortschreiten, um
nicht zurudczubleiben und unterzugehen, ae mufi sich ausddinen,

neue Märkte erobern, fortwährend durch neue Etablissements ver*

grdfiert werden, um fortschreiten zu können. Da aber, seitdem

China ofifen steh^ keine neuen JMarkte mehr erobert werden, sondern

nur die bestehenden besser ausgebeutet werden können, da also

die Ausdehnung der Industrie in Zukunft langsamer gehen wird als

bisher, so kann England jetzt noch viel weniger eine Konkurrenz

dulden, als dies bisher der Fall war". Dieser Todeskampf der

deutschen und der enf:^lt'^rhrn Industrie kann nur ein Ende haben —
den Ruin des schwächeren Konkurrenten. Ist aber der Kapitalismus

in einem Lande zusammengebrochen, so wird das eine inassenhaftc

Erhebung des Proletariats auch in anderen Ländern hervorrufen.

Die ganze Argumentation scheint Engels in hohem Grade

zwingend zu sein. „Mit derselben Sicherheit," sagt er, „mit der wir

aus gegebenen mathematisdien Grundsätzen einen neuen Satz

i8»
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entwickeln können, mit derselben Sicherheit können w aus

den bestehenden okonraiischen Verhältnissen und den Prinapien

der Nationalökonomie auf eine bevorstehende soaale Revolution

schließen."

Diese Ansichten waren von Engels auch in seinem späteren

Aufsat?!? (aus dem Jahre i>^:o) in bczuL^ auf England entwickelt.

Den Kern der g^an7,en Argumentation biUlri der Grundsatz, daß . die

Industrie auf ihrer heutigen Höhe der Entwicklung ihre Produi<Liv-

kräfte unverhältnismäßig rascher vermehrt, als sie ihre Märkte

vermehren kann'. So kommt Engels zu dem Schluß, daß

„englische Industrielle, deren Produktionsmittel eine ungleich

höhere Expansivkraft besitzen, als ihre Debouch^, mit raschen

Schritten dem Punkt entgegengehen, wo ihre HUbmittel ersdiöpft

sind", wo die Oberproduktion chronisdi wird, wo „die ganze modenie

Gesdlsdiaft an Überfülle unverwendbarer Lebenskraft auf der

einen Seite, und an ganslicher Abzehrung auf der anderen zu-

grunde gehen müßte", ') wäre nicht die soziale Revolution die Madit,

welche die Menschheit aus der Sackgasse des Kapitalismus hinaus»

führen wird.

Dieselbe Theorie des mangelnden Absatzes für die Produkte

der sich rasch ausdehnenden kapitalistischen Industrie bildet die

theoretische Grundlage der Ausführungen über die Notwendigkeit

des Zusammenbruchs der kapitalistischen Wirtschaftsot lnung in

anderen Schriften von Engels und Marx, so im „konununistischen

Manifeste" und in der Streitschrift Engeis gegen Dübring. In dieser

letzten Schrift weist Engels auf das Ausdehnungsbedurfnis der

kapitalistischen Industrie, „das jedes Gegendruckes spottet Der
Gegendruck wird gebildet durch die Konsumtion, den Absatz, die

Märkte fiir die Produkte der gro6en Industrie. Aber die Aus-

dehnungsfähigkeit der Märkte, extensive wie intensive, wird be-

herrscht zunächst durch ganz andere, weit weniger energisch

wirkende Gesetze. Die Ausdehnung der Märkte kann nicht Schritt

halten mit der Ausdehnung der Produktion. Die Kollision wird

unvermeidlich, und da sie keine I-ösung erzeugen kann, solange

sie nicht die kapitalistische Produktionsweise selbst sprengt, wird

sie periodisch". ') Der Kreislauf der kapitalistischen Industrie ist

^) (ksamnit itc Scilriften von Karl Marx und Friedrich Engels. Zweiter Band.

1902. S. 393—399-

•) GcsammeUc Schriften von Marx und Engels, ill. Band. S. 3Ö9—394.

*) Herrn Eugen Dttbrings Umwttlxung der WisscDscbaft. Dritte Aufl. 1 894. S. 296.
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eine sich verengende Spirale, die mit der chronischen Überproduktion

und der Unmöglichkeit der weiteren Entwicklung der kapitalistischen

Industrie — also mit der sozialen Revolution — enden muß.

Im dritten Bantle des „Kapitals" führt Marx aus, daß mit

der unmittdl i! en Produktion nur der erste Akt des kapitalist;si lien

Wirtschaft
[
tüzesses zum Abschluß gebracht wird. Es bleibt der

zweite und der schwierigere Akt — die Realisation, die Verwertung

des erzeugten Produktes. Die Gesetze der kapitahstischen Pro-

duktion und die der Realisation sind aber nidit nur nicht identisch,

sondern sie befinden ach sogar in Widerstreit Die ^kapitalistische

Pkoduktion ist beschränkt durch die Produictivkraft der Gesellschaft,

die Realisation aber durch „die Proportionalitat der verschiedenen

Produlctionssweige und durch die Konsumtiondcraft der Gesell*

Schaft Diese letztere ist aber bestimmt weder durch die absolute

Produktionskraft noch durch die absolute Konsumtionskraft, sondern

durch die Konsumtionskraft auf Basis antagonistischer Distributions-

verhältntsse, welche die Konsumtion der großen Vo!ksmassc auf

ein, nur innerhalb mehr oder minder enger Grenzen veränderliches

Minimum reduziert. Sie ist ferner beschränkt durch den Akku-

mulationstrieb, den Trieb nach Vergrößerung des Kapitals. " Der

auf diese Weise entstehende „innere Widerspruch sucht sich aus-

zugleichen durch Ausdehnung des äußeren Prides der Produktion.

Je mehr sidi aber die Produkti^raft entwickelt, um so mdir ge*

rät sie in Widerstreit mit der engen Basis, worauf die Konsumtions-

verhaltnisse beruhen".

Als Schlufiergebnis der Manischen Analyse der Bedingungen

der Realisation des kapitalistischen Produkts erscheint der Sats,

daß „die wahre Schranke der kapitalistischen Produktion das

Kapital selbst ist", das ist, „daß die Produktion nur Produktion fiir

das Kapital und nicht umgekehrt die Produktionsmittel bloße Mittel

fiir eine stets sich erweiternde Gestaltung des Lebensprozesses für

die Gesellschaft der Produzenten sind." Die Schranken der kapita-

listischen Produktion (die mangelnde Ausdehnungskraft der Märkte

für die kapitälistische Industrie) treten beständige in Widerstreit mit

dein Ausdehnungsbedurlrus des Kapitals. „Das Mittel — unbe-

dingte Entwicklung der gesellschaitlichen Produktivkräfte — gerat

in fortwährenden Konflikt mit dem beschränkten Zweck, der Ver-

wertung des vorhandenen Kapitals."^)

1) Dm Xmpiua. Uli & «35—«3a.
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Die allen diesen Ausfuhrungen zu Grunde liegende Tlicorie mag
folgendermaßen resümiert werden. Der l'nif;uig des Marktes für

die kapitalistische Produktion wird durch den Umfang der gesell-

schaftHchcn Konsumtion bestimmt. \'crmehrt sich die Produktenmasse

rascher als die (gesellschaftliche Konsumtion, so muß ein Teil der

hergestellten 1 lodukte unveräußert tmd ein Teil des Kapitals iin-

vcrwertct bleiben. Ein Zustand der Überproduktion tritt cm und

das Kapital liegt brach. Die Entwicklung der kapitalistischen Pro-

duktion maß diese Überproduktion immer andauernder machen, da

die gesellschaftliche Konsumtion bei dieser Entwicklung eine nur

sehr langsame Ausdehnung erlahrt, während die Produktion sich in

immer rascherem Tempo vermdirt Es mu6 also eine Zeit kommen,
wo die Uberproduktion chronisch und die kapitalistische Wirt-

schaftsordnung durch die l'nmöj^lichkeit der weiteren Verwertung

des sich immer neu akkumulierenden Kapitals zusammenbrechen

wird.

Diese Ansichten beherrschen (1;ls sozialistische Denken bis auf

den heutigen Tag, Der scharfsinnige Vertreter des modernen

Marxismus - Karl Kautsky — ist ebenso fest wie seine Meister

übcizcu^ft, (laß tlie kapiialistisclie Wirtschaft einer chronisciien Über-

produktion entgegengeht, welche er als „eine Zwangslage, die, wenn

sie antritt, unvermeidlich den Sozialismus erzwingt", bezeichnet

„Zu einem solchen Zustand," fuhrt Kautsky weiter aus, ,,mu0 es

aber kommen, wenn die ökonomische Entwiddung in derselben

Weise wie bisher vor sich geht, denn der äufiere wie der innere

Markt hat seine Grenzen, indessen die Ausdehnung der Produktion

praktisch grenzenlos ist . . . Die kapitalistische Produktionsweise

wird von dem historischen Momente an zur Unmöglichkeit, in dem
es sich herausstellt, daß der Markt nicht mehr in demselben Tempo
sich ausdehnen kann, wie die Produktion, das heißt, sobald die

Überproduktion chronisch wird."') l'nd bis auf diesen Moment
hal)en wir nicht lange zu warten. Die unheilbar chronische Über-

produktion bildet „die äußerste Grenze der Lebensfähigkeit der

heutigen Gesellschaft". ^)

Es ist übrigens ganz natürlich, daii Kautsky den Lehren seiner

Meister treu ist Interessanter ist es, daß der fdne Thetmtiker der

„Revisionisten" — Konrad Schmidt — ebenso fest wie Kautsky an

die Möglichkeit einer chronischen Überproduktion infolge der ge-

*) Benutein und das sosialdciDokratiMhe Progrunro. S. 143—145.
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ringen Ausdehnungsfähigkeit des kapitalistischen Marktes glaubt

„Es ist (lies der Gesichtspunkt" f:jesteht er zu, „von dem aus die

Auffassunt^, daß die kapitah'stischc Kntwicklunf^ mit unentrinnbarer

Notwendigkeit einer allgemeinen ökonomischen Katastrophe ent-

(^e^cngcht, sich am anschaulichsten und einfachsten entwickeln

läßt." ')

I'reilich betraclUcL Sclnnidt eine solche Kntwicklungsrichtung

des Kapitalismus nur ab eine Tendenz« die durch andere Gegen-

tendenzen gekreuzt wird. Trotzalledem ist es klar, dafi Schmidt

in bezug auf diesen Punkt auf demselben theoretischen Boden

steht wie Kautsky. „Revisionisten" und „Orthodoxe" sind in

diesem Punkte einig.

Aber auch „bürgerliche" Ökonomen (Lexis, Herkner, Hobson u. a.)

huldigen der Theorie, daß der Umfang der kapitalistischen Produk-

tion durch den Umfang der gesellschaftlichen Konsumtion be-

schränkt wird und daß die kapitalistische Produktion nicht imstande

ist, ohne eine Überproduktion lier\orzurufcn, in rasclicrem Tempo
als die ijesellschaftliche Konsumtion — geschweige denn bei dem
Rückgang dieser — sich auszudehnen.

Ich möchte sogar sagen, daß so etwas fast ein allgemeiner

Glaube der Vertreter der heutigen ökonomischen Wissenschaft ist,

welcher seinen prägnantesten Ausdruck findet in der Anerkennung

der Unterkonsumtion der Volksmassen als der wichtigste Ursache

der Wirtschaftskrisen. £s wird bestritten, dafi der Kapitalismus

zur Einschränkung der gesellschaftlichen Konsumtion fuhrt, aber

es scheint unbestreitbar zu sein, dafi, wenn dies der Fall ist, die

gesellschaftliche Produktion sich nicht ausdehnen kann, ohne eine

Überproduktion hervorzurufen.

Angesichts dieser erdrückenden Masse von wissenschaftlicher

Autorität zugunsten einer Theorie ist es vielleicht eine p^ewagte

Unternehmung, diese Theorie als grundfalsch beweisen zu wollen.

Die Aufgabe des folgenden wird jedoch in nichts anderem be-

stehen.

Es ist nicht all/.u schwer zu verstehen, was die Xationalöko-

nomen der verschiedensten, ja entgegengesetzten Richtungen zur ein-

stimmigen Anerkennung der zu kritisierenden Theorie bewogen hat

Die Sache scheint höchst einfach zu sein und keinen Streit zuzu-

1) Zur Theorie der Ibndelskriseii und der Überproduktion. Sotiolistische

MoQ»Uh«fte. X901. S. 675.
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lassen. Wirtschaftliche Tätigkeit kann keinen anderen Zweck, als

die Befriedigung menschlicher Bedürfnisse haben. Gesellschaftliche

Produktion !';t eine wirtschaftliche Tätigkeit — nlso kann sie zu

nichts, wenn nicht zur Deckung des gesellschaftlichen Bedarfs nach

Konsumtionsmitteln dienen. Der Zweck der Produktion — die

Konsumtion — mag durch lange Unuvege erreicht werden, immer
bleibt diese der einzig mögliche Zweck der Produktion.

„Ist nicht jede Produktionsnachfi^e der Natur der Sache nach

eine relative, d. h. dne Nachfrage, bei der der nachfragende Kapi«

talist damit rechnet, dafi er die mit Hilfe dieser Produktionsmittel

erzeugten Waren weiter veräußern kann, während die Konsumnach*

frage sich als definitive und absolute Nachirage darstellt, bei der

es, wie der Name sagt, auf den Verzehr, nicht aber auf irgend

welche weitere Veräußerung von gdcauften Waren abgesehen ist.^*

„Nur auf der Basis und im engen Zusammenhang mit dieser

definitiven Nachfrage kann die relative Nachfrage nach Produktions-

mitteln sich entfalten. Die Nachfrage nach Produktionsmitteln ist

fürs erste doch einmal die Nachfrage nach Rohstoffen, Hilfsstoffen

und Maschinen in den Branchen, die die genußfertigen Produkte

für den Konsuni herstellen." Darum kann, wie es scheint, kein

Zweifel obwalten, daß „die definitive oder Konsumnaclifrage die be-

lebende Kraft ist, weldie durdi alle ^ockwerke der Volkswirtschaft

hindurch das ungeheuere Räderwerk der Produktkm im Gang halt". ^)

Soweit Schmidt Die Argumente von Kautsky scheinen nicht

minder übersetzend zu sein. „Die Produktion ist und bleä)t Produkdon

für den mensdilichen Konsum." Zwar fuhrt die Arbeitsteilung zur

Vcrselbständigung der Produktion der Arbeitsmittel, zur Entstehung

der Produktionswerkstätte, die ausschließlich Werkzeuge, Roh-

material usw. herstellen, aber trotz alledem „dienen sie alle nur

dem letzten Zwecke der Herstellung von Mitteln des menschlichen

Konsums und geraten alle in ihrer Tätigkeit ins Stocken, sobald

dieser letzte Zweck nicht ausreichend betätigt wird . „Produzieren,"

schließt der Autor, „heißt Konsumtionsmittcl für den menschlichen

Gebrauch herstellen. Diese Tatsache kann durch die fortschreitende

Arbeitsteilung nur verschleiert, aber nicht aufgehoben oder auch

nur «ngeschfSttkt werden«"*)

1) Schmidt, Zur Theorie der Obeiproduktioii. Soüalist Moi»t«befte 1901.

*) KAOttky, KriscDÜicorieD. 4. N«ve Zeit 190a. S. 117, tift.
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Es sei also höchst ungereimt, etwa anzunehmen, daß das akku-

muliercnde Kapital sich bei der relativen oder, noch mehr, einer

absoluten Verringerung der gesellschaftlichen Konsumtion, verwerten

könnte. Die Frage bedürfe keiner speziellen ökonomischen Unter-

suchung, da sie durch den logischen Begriff der Produktion end-

gültig gelöst sei.

Nun sdietnt mir diese ganze Argumentation nicht zwingend

zu sein. Zunächst mu6 ich entschieden protestieren gegen die

unhistorische Auffassung der Wirtschaft als einer nicht geschicht-

Hdien» sondern logischen Kategorie. Es bt höchst irreführend,

von Wirtschaft überhaupt — als ob sie dieselbe in allen ihren ge*

schichtlichen Gestaltungen bliebe— zu sprechen. Fs gibt Wirtsdiafit

und Wirtschaft. Von dem uns interessierenden Gesichtspunkte aus

müssen wir zwei Gruppen der Wirtschaftssysteme unterscheiden.

Die erste Gruppe, deren Charakteristikum das Zusammenfallen der

Personen des W'irtschaftssubjektcs und des wirtschaftlichen Ar-

beiters in einer Person bildet, möchte ich als harmonische
Wirtschaft bezeichnen. Als besondere V\'irt.schaftssysteme, die diese

Gruppe ausmachen, hebe ich hervor: i. die Eigenproduktion, Pro-

duktion für den Selbstgebrauch des Produzenten, 2. die auf der

gesellschaftUchai Aibeitsteilung beruhende Tauschwirtschaft der

kleinen sdbständ^n IVoduzeoten und 3. die sozialistische Produk*

tion der Zukunft, wo die Leitung der Produktion der Gesamtheit

der Pk-oduzenten gehören wird. Für alle diese Wirtschaftssysteme

ist es wesentlich» daß die unmittelbaren Produzenten über die Pro-

duktionsmittd verfügen und die Richtung der Produktion (d. h. die

Art der hmustellenden Produkte) bestimmen. Diese Wirtschafts-

systeme nenne ich harmonische aus dem Grunde, weil sie

keinen Interessengegensatz der an der Wirtschaft teilnehmenden

Personen notwendig voraussetzen, was für die zweite Wirtschafts-

gruppe unbedingt gilt.

Die zweite Wirtschaftsgruppe bezeichne ich als antagonis-

tische, Ihr entscheidendes Chaiakiernicrkmal besteht darin, dafl in

diesen Wirtschaftssystemen die Personen des Wirtschaftssubjektcs und

des wirtschaftlichen Arbeiters nicht zusammenfallen. Der wirtschaft-

liche Arbeiter ist in eine ihm fremde Wirtschaft angegliedert,

deren Subjekt eine andere, an der wirtschaftlichen Arbeit nicht

teilnehmende Person ist; die Produktionsmittel gehören nicht dem

Arbeiter sondern dem Wirtschaftssubjekt, welches die Leitung c!er

Produktion besorgt und ihre Richtung bestimmt. Diese Gruppe
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wird durch i. Sklaven-, 2. Feudal- und 3. kapitallslische Wirtschafts-

systeme [gebildet. Ich nenne sie antagonistische, weil der Interessen-

gegensatz ihr inneres Wesen ausmacht. Alle setzen sie das Vor-

handensein wctiiLjstens zweier ^gesellschaftlicher Gruppen voraus, von

denen die eine tlie Macht besit/.t, aus der anderen ein bloßes wirt-

schaftliches Mittel zu machen. Da aber diese letzte, als wirtschaft-

liches Mittel fungierende Gruppe, sich selbst Zwedk bleibt, so fuhrt

dies zum Interessengegensats der beiden Gruppen.

Nun ist es klar, daß wirtschaftliche Tätigkeit btt hamionisdier

Wirtschaft keinem anderen Zwecke als der Bedarfedeckung der Ge-

sellschaft dienen kann. Anders bd antagonistischer Wirtschaft Am
wirtschaftlichen Prozeß nehmen hier wenigstens zwei Personen An-

teil, deren wirtschaftliche Rollen sehr verschiedene sind. Die eine

Person ist Wirtschaftssubjekt und bestimmt die objektive Richtung

des wirtschaftlichen Prozesses. Sie befuidet sicli oflenbar in der-

selben LiVf^t-, wie jede wirtschaftende Person bei harmonischer Wirt-

schaft. Aber aulkr dieser Person — des Sklavenherrn, des feudalen

Grundherrn, des Kapitalisten - nimmt auch die Person des als

bloßes Produktionsmittel funLiiercuden .Arbeiters mit seiner Arbeit

einen Anteil an der Wirtschaft. Seine Rolle ist eine ganz andere,

als die seines Herrn. Er ist dn Glied des wirtschaftHchen Media»

nismuSi der nicht seinen Zwecken dient, sondern den Zwecken

einer anderen Person. Kurz, der Arijdter ist kein Subjekt, sondern

ein Objekt dieser Wirtschaft, wie Arbeitsvieh, Werkzeuge und Roh-

material.

Das gilt z. B. oflfenbar für den Sklav en. Bleibt der Sklave

sich selbst ein Selbstzweck, so übt das keinen Einfluß auf die ob-

jektive Richtung des wirtschaftlichen Prozesses, da nicht der Sklave,

sondern der Sklavenhcrr diese Richtung bestimmt. Für den Sklaven-

herrn — und also objektiv für die Sklavenwirtschaft — ist die

Konsumtion des Sklaven von der sogenannten produktiven Kon-

sumtion — von dem Verbrauch der Produktionsmittel im Prozesse

der Produktion — nicht zu unterscheiden. Die Sklavenwirtschaft

ist nur in so weit von der Konsumtion des Sklaven abhätigig, als

diese dn notwendiges Moment der Produktion ist

Der Sklavenherr mud seine Sklaven ernähren, und der Iduge

Sklavenherr wird sie, wie sdn Arbdtsvleh, gut ernähren, aber nur

aus dem Grunde, wdl gute Nahrui^ die Arbdtsfähigkdt des

Menschen wie des Viehs steigert.

Die wirtschaftliche Eigenschaft des Sklaven, als eines blofien
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wirtschaftlichen Mittels, wird dadurch am prägnantesten gekenn-

zeichnet» daß der Sklave durch andere Produktionsmittel, ohne

jegliche Beeintiichtigung des obersten Zwecks der Sklavenwirt-

schaft, ersetzt werden kann. „Der altpenianische Pflug war nichts

als ein Pfahl mit einem Querholz am hintern Ende, welchen Pfahl

6 bis 8 Menschen über das Feld zogen**'') Unser imaginärer

Sklavenherr kann zur Etnacht kommen, daS Pferde diese Arbeit

viel wirksamer verrichten können: er wird einen Teil seiner

Sklaven durch Pferde ersetzen. Ein Teil seines Bodens wird den

Hafer für die Pferde anstatt den Roggen für die Menschen erzeugen.

Die Sklavenwirtschaft wird eine kleinere Zahl von Menschen,

aber mehr I'fercle ernähren. 13er Sklavenherr wird darum niclit

ärmer, sondern reicher, da die Bebauung' seiner Felder erfolgreicher

und das zu seiner Verfü<:^un<^ übrii,^ bleibende Mehrprodukt eine

größere Masse der Konsunnioniiiniuel ausmachen wird. Also Zu-

nahme des Konsums des VVirtschaftssubjekts gleichzeitig mit der

Verringerung des Kmisums der als Produktionsmittel fungierenden

Menschen. Diese letzte Verringerung kann so bedeutend sein,

daß die gesamte Summe des menschlichen Konsums in unserer

M^^tschaft (d h* der Konsum des Sklavenherm und der der Sklaven)

eine absolute Abnahme erfahren wird. Die Wirtschaft wird ihr

objektives Ztd — die Bedarfsdeckung ihres Subjekts, des Sklaven«

herrn, — ebensogut oder noch besser mit der Hilfe anderer PW)*

duktionsmittcl als Menschenkraft erreichen. Die Masse des er-

zeugten Produktes wird zunehmen, sein dem Kapital in der

kapitalistischen Wirtschaft entsprechender Teil wird ohne Rest

verzehrt und produktiv- konsumiert werden (aber auf andere Weise, —
teilweise durch Pferde statt wie früher durch Mensclien), die Masse

des Mehrprodukts w'ird wachsen. Nur der Ivoiisum der Menschen

in ihrer Gesamtheit wird geringer, was das Gleichgewicht der

Sklavenwirtschaft in keiner Weise stören wird.

Wir wollen nun zur kapitalistischen Wirtschaft übergehen.

Kautsky hat gegen meine ScbemaU der Akkumulation des Kapitals

(welche übr^ens im Anschlufl an Marx konstruiert wurden), die

ich in meiner Schrift „Studien zur Theorie und Geschichte der

Handelskrisen in England" gegeben habe, nichts einzuwenden.

Aber sie beweisen, nach der Meinung meines Kritikers, etwas ganz

anderes als das, was ich aus ihnen deduziere. „Tugans Schemata,"

Lippert, Die Kulturgetdiicbte. iSSs. 1. S. 53.
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sagt Kaulsky, „zeigen uns nur einen einzigen Fall, in dem ein

Rückganc^ des Konsums ohne Krise eintreten kann: bei dem
Übergaiige von einfacher zu erweiterter Produktion. Dieser einzige

Fall wird bei Ttigan zum Typus der kapitalistischen Wirldichkeit;

und doch ist es einer, der in dieser Wirklichkeit sich so gut wie

nie ere^et".^)

Nun bildet meines Eraditens das, was Kautslqr ab den ein*

zigen und so gut wie nie vorkommenden Fall bezdchnet, ein im-

manentes Gesetz der kapitalistischen Entwicklung. Ich werde den

filr meine Theorie scheinbar ungünstigsten Fall untersuchen —
die Akkumulation des Kapitals bei stetiL^em tind bedeutenden

Rück<Tan^ der Arbeltslü!inc und keiner Zunahme im Konsum der

Kapitalisten. Im nachstehenden Schema unterstelle ich, daß der

Arbeitslohn, seinem Werte nach, jedes Jahr um 25 Proz. sinkt und

der Wert des Konsums der Kapitalisten, trotz der Zunahme der

Profitmassc, eine feste unveränderliche Größe bildet. Meiner Vor-

aussetzung gemäß wird 7« des gesamten Profits des ersten Jahres

von den Kapitalisten akkumuliert (d. h. auf die Erweiterung der

Produktion verwendet), die übrig bleibenden "Z« ihnen un-

produktiv Irnnsumiert; in den folgenden Jahren erfahrt der un*

produktive Konsum der Kapitalisten seinem absoluten Werte nach

keinen Wechsel ^ also wird ein immer gröfierer Teil des Pirofits

aldcumuliert

Reproduktion des gesellschaftlichen Kapitals auf erweiterter

Stufenleiter bei dem Rückgang der Löhne und der Unbeweglich-

keit des unproduktiven Konsums der Kapitalisten.'}

Das erste Jahr.

I. Produktion der Produktionsmittel

1632 p+ 544a -h 544r= 2720.

Krisfiilhcoru'n. 4. Nfiif Zeil 1901. S. I16.

•) Bi'i der Konstruktion (Urses Srlicinas wird untcrstrllt, il.iü <iic Gcsi-Uschaft

nur aus zwei Klassen - Kapitalisten und Arbeitern — beklebt. Von der Ver-

•cbiedenbeit der Umschlagspcrioden det tidieiidea «ad wahmfcndea X*pitals wird

abgeieben und angenoiiinicii, dafi die UnMchlagueit des geiellschaftlkhen Kapitals

gleich dncm Jahre ist. Für das erste Jahr wird vorausgesetst, dafl in allen

Abteilungen der gesellschaftlichen Produktion das Sachkapital — Produktions-

mittel (p) — seinem Werte oacb dreimal so groS iat als das Lobnkapital — die
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U. Produktion der Konsumtioosmittel der Arbeiter

408 p+ ia6a-f- I56rs=i68a

in. Produktion der Konsumtionsmittel der Kapitalisten

360p+ i2oa-(- i2or»6oa

Das zweite Jahr.

L PfX)duktioa der Produktionnnittet

1987,4P+ 496.8 a -f 828, 1 r= 33 1 2,3.

H. Produktion der Konsumtionsmittd der Arbeiter

372,6 p+ 93,2 a 4- i55.2r= 62i.

III. Produktion der Konsumtionsmittel der Kapitalisten

360p 4- 90a -|- i5or= 600»

Das dritte Jahr.

I. Produktion der Produktionsmittel

2585.4 p+ 484,0 a -f 1 239 r= 4309.

U, Produktion der Konsumtionsmittel der Arbeiter

366,9p+ 68.9a 4- 175,5 r= 61 1,3.

m. Ptoduktion der Konsumtionsmittel der Kapitali^en

360p 4- 67,5 a 4- 172,5 r— 60a

Dies Schema soll veranschauUdien« auf welche Weise die ge-

seDschaftlidie Produktion eingeteilt werden mufi, damit trotz des

Rückganges des gesellschaftlichen Konsums und rascher Ausdehnung

Summe der Arbcitiilöhne (a) — , der Profit (r) aber dem Lohnkapital gleich ist.

Im zweiten Jahr ändern sich alle diese Verhältnisse aus dem Grunde, weil nach der

Uatcrstcllung der Arbeitslohn um 25 I'roz. sinkt und der Profit entsprechend zuoimmL

Diram sehen wir, daü im zweiten Jahre das Lohnkapital ia der ihrem Wette tttdi

tMTeriiadcrt gebliebenen Piroduktioa der KoasmBÜonnniUel der Kapitalisten nicht lao

(^e im enten Jahre), aondem nur 90 ammacht (alio nm 30 Wertefaibetlen, oder

um tSYtcx, abgenommen hat); der Profit aber hat um dieselben Werteinheiten zu-

genommen und ist i^I«':ch 150. Dir Wen des S.ichkafütaLs in der Prodiiktiim der

Konsumtionsmittel der Kapit.Uistca ist unverändert geblieben. Im dritten J.ibrc ist

•der Arbeitslohn wieder um 25 Proz., also in der III. Abteilung der gesellscbafl'

liehen Ftoduktion nm aa,5 Wertdnbdten geranken, der Ptofit hat eniaprechend

sttgenonmen, der Wert des Sacbkapital* in dieser Abteilung ist nnverSndert ge-

' blieben.
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der gesellschaftlichen Produktion kein überschiiss!<:^es, nicht zu ver-

äußerndes Produkt sich crgfäbe. Mit p, a, r, bezeichne ich respektive

Produktionsmittel (Sachkapiial l , Arbeitslohn (Lohnkapital i , Rente

I Profit). Die Zahlen sind willkürlich gewählt und drücken in

Millionen Mark die Werte der entsprechenden Abteilungen der

gesellschaftlichen Produktion und der erzeugten Produkte aus.

Der im ersten Jahre erzeugte Profit beträgt 800 MUlionen l^k
(544+ 136 120). 25 Proz. dieses Profits werden, meiner Voraus*

Setzung gemäfi, kapitalisiert. Darum bleibt ftir den Konsum der

Kapitalisten im zweiten Jahre nur 600 Millionen Mark übrig. Die-

selbe Summe beträgt der Konsum der Kapitalisten auch in den

folgenden Jahren.

Am Ende des ersten Jahres werden für 2720 Millionen Mark
Produktionsmittel hergestellt. Diese werden alle durch die erweiterte

Produktion des zweiten Jahres verbraucht, da diese an Produktions-

mitteln die Summe von (1987,4-1-372,6-1- 360) = 2720 Millionen

Mark erfordert. Konsumtion?mitteI für Arbeiter werden im ersten

Jalire für 68q Müiioneii Mark hergestellt; ebenso groß ist das Lohn-

kapital ;abü die Nachfrage der Arbeiter nach den Konsunitions-

mitteln) des zweiten Jahres (496,8 -|- 93,2 -|- 90). Die im ersten

Jahre erzeugten Konsumtionsmittel der Kapitalisten in Höhe von

600 Millionen Mark werden durch diese im zweiten Jahre verzehrt

Also wird das gesamte gesellschaftUche Produkt des ersten Jahres

durch die Produktion und Konsumtion des zweiten Jahres ohne

Rest verbraucht

Das Lohnkapital des ersten Jahres ist (544+136+ ^^o), also

-• 800 Millionen Mark, das des zweiten = 680 Millionen Mark.

Die Konsumtion der Arbeiter ist folglich um 120 Millionen !\Iark

oder um 1 5 Proz. zurückgeg^angcn, die der Kapitalisten, nach der

Annahme, unverändert geblieben. Das gesamte gesellschaftliche

Produkt des ersten Jahres ist (2720 -}- 680+ 600), also 4000 Milli-

onen Mark, das des zweiten (3312,3+621+600), also 4533,3

Millionen Mark. Der Wert der hergestellten Produkte hat folglich

um 13 Proz. zugenommen.

Die Erweiterung der gesdischaftlidien Produktion geht mit dem
Rückgang des gesellschaftlichen Konsums Hand in Hand; das An-

gebot der Produkte und die Nachfrage nach ihnen bleiben aber in

einem vollkommenen Gleidigewicht^) Im dritten Jahre «nkt das

') El kum acbdiien, dafi das Gldchgewidit iwüebat Angebot und Nadifrafe
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Lohnkapital auf (484,6 -j-^S.Q — 67,5) 621 Millionen Mark herab,

im vierten auf 611,3 Millionen Mark usw., während der Wert der

Konsumtion der Kapitalisten unverändert bleibt und der Wert des

gesamten gesellschaftlichen Produktes in immer rascherem Tempo
zunimmt. Der stetige Rückgang der gesellschaftlichen Konsumtion

bei der stetigen Ausdehnung der gesellschaftlichen Produktion ist

nicht imstande, die leiseste Störung des Verwertungsprozesses des

Kapitals hervorzurufen.

Also, trotz des von ntir unterstellten ungeheuren, in der Wirk-

lichkeit nie vorkommenden, Rückganges der Arbeitslöhne, trotz der

absoluten Verringerung der gesellschaftlichen Konsumtion, findet

das Kapital keine Schwierigkeit, eine immer größere Produkten-

masse zu verwerten. Die Erweiterung der Produktion, also produk-

tive Konsumtion der Produktionsmittel, tritt an Stelle des mensch-

lichen Konsums und alles geht ebenso glatt, als ob nicht die

in meinem Schema nicht erreicht ist. So werden im ersten Jahre an ProduklioDS-

mitteln für 3720 Mill. Mk. hergestellt Für die Produktion der ProduktionsoaiUel dc*

zweiten J>bies ist die Summe tod 19874 MilL Mk. erforderlidi. Es «erden also

die Pfttdnküonsmtttel ftr die Summe Vjao— 1987,4s 731,6 Mill. Mk. in de» Aus-

tausch mit den Produkten der II. und III. Abteilung eingehen. Zugleich wird sich

fm zweiten Jahr in Jcrstlben I. .Mitcilurnj der gesellschaftlichen Pro(lukti<.n die

Nacht'raije erhclien nach Produkten der il. und III. Abteilungen ftir die Summe vun

904,8 Mill. Mk. dir 496.S .Mill. Mk. — nach den Konsumüonsmitteln der Arbeiter

der eisten Abteilung, fUr 408 Mill. Mk. — nuch den Konsumti<Hismitteln der Kapi-

Ulisten derselben Abteilung, du diese nnserer Vorunssetzung gemSß ihres Profits

des ersten Jahres ($44 Mill. Mk.) selbst konsumieren). Es werden also von den

KapiUlisten und .Arbeitern der I. Abteilung für 172,2 Mill. Mk. Produkte mehr gc-

kauA, als verkauf (904,8 — 732,6= I73<a)> Wie ist dieses Defizit im Betrage von

173,2 Mil!. Mk. /.u decken.'

Die Schwierigkeit ist nur eine scheinbare. Der Rückgang der Löhne und der

Stillstand der Konsumtion der Kapitalisten haben cur Folge, da0 die in der Pro-

dttküoo der swd letxten Abteilvngen angelegten Kapitalien euic Abnahmt er»

fahren — und in die I. Abteiluog, die eine bedeutende Ausdehnung erfährt, ttber^

gehen. So isl im zweiten Juhrc das Sach- und Lohnkapital der II. Abteilung um

78,2 Mill. Mk. kleiner als dasjenige de^ ersten Jahres, d.is der III. Abteilung im

swciten Jahre um 30 Mill. Mk. kleiner; außerdem wird durch die Kapitalisten der

IL Abteiinng der kapitaiyerte Plrofit des etilen Jahres im Beirage von 34 IfilL Mk.

und durch die der HI. im Betrage von 30 Mill. Mk. in die I. Abteilung der gesell»

sehafUidien Produktion eingelegt Die S«mme {ji^+ 3^ H~ 34 H~ 3*^) ergibt 179,3

:

das scheinbare Defizit in der L Abteilung wird also gedeckt dureh die Kapitalien,

die in diese Abteilong ans den swei letalen Obergehen.
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Wirtschaft dem Menschen, sondern der Mensch der Wirtschaft

diente.

Dies ist ebep das fundamentale Paradoxon der kapttalistiscben

(wie übrigens» aber in geringerem Grade, aller antagonistischen)

Wirtschaft: da nur ein Teil der Gesellschaft zum Wirtschaftssubjekt

wird, während ein anderer und gröfierer TeQ nur ein Objekt der

Wirtschaft ausmacht , so wird es mögHch , der gesellschaftlichen

Wirtschaft eine Richtung zu geben, bei der sie aus einem Mittel

zur Deckung des gesellschaftlichen Bedarfs zum Mittel der bloßen

Ausdehnung der Produktion, auf Kosten dieses Bedarfs, wird

und so den gerechten Zweck aller Wirtsrhaft vereitelt Das ist

nicht mein
. kühnes Paradoxon", wie es Rautsky bezeichnet, sondern

ein im W esen der kapitalistischen Wirtschaftsweise begründetes

ökonomisches Gesetz.

Wir sehen also, daß sogar bei dem bedeutenden absoluten

Rückgang der gesellschaftlichen "Konsumtion, die kapitalistische

WirtKhaft nicht zusammenbridit. Der notwendige Zusammenbruch
der kapitalistischen Wirtschaftsordnung, infolge des mangelnden

Absatzes — diese Glaubenssache nicht nur der northodoxen"

Marxisten, sondern wie es scheint, auch mancher „Revisionisten'* —
wird durch die vorgehende Analyse als Hirngespinst nachgewiesen.

Die kapitalistische Hülle der modernen Gesellschaft bricht nicht

zusammen, so^r bei Hedingfungen, die jeden vernünftigen Zweck
der Wirtschaft zu vereiteln scheinen.

Um die totale Unhaltbarkeit der Marxschen Lehre an den Tag
zu legen, habe ich den für diese Lehre scheinbar günstigsten Fall

untersucht. Damit will ich bei weitem nicht sagen, daß die von

mir unterstellte Bedingung — der Rückgang der Arbeitslöhne —
der kapitalistisdien Wirklichkeit entspricht. Ich bin viebnehr der

Meinung, dafi die neueste Phase der kapitalistischen Entwicklung

durch das bedeutende Steigen der Reallöhne gekennzeichnet wird.

Es kann also sdieinen, daß meine Analyse die IMarxsche Theorie

zwar widerlegt, aber zum Verständnis der kapitalistischen Wirklicb'

keit sehr wenig beigetragen hat.

Das ist jedoch nicht der Fall. Die relative Abnahme der ge-

sellschaftlichen Konsumtion , trotz der absoluten Zunahme der

Arbeitslöhne, bildet vielmehr das ( irundgeset/. der kapitalistischen

Entwirkluu'T. Ich habe namentlich bisher von dem wichtigsten

Momciiic der kapitalistischen Akkumulation, wie sie sich in der

kapitalistischen Wirklichkeit vollzieht, abgesehen — d. i. von
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der relativen Ersetzung der lebendii^^en Arbeitskraft durch die Pro-

duktionsmittel. Der technische P^ortschritt besteht eben darin, daß

tote Werkzeuge, Maschinen und andere Produktionsmittel an Stelle

des Arbeiters in der Produktion treten. Zwar wäclist die absolute

Zahl der Arbeiter, aber in viel stärkerem Grade niinrnt die Masse

und der Wert der durch die Arbeiter in Bewegung gesetzten und

vefarbeiteteti Produktionsmittel zu. Die Zusammensetzung des ge-

scUschaftlichen Kapitals— um in Marx*s Terminol<^e zu sprechen—
wird immer höher. Das hat zur Folge, daß eine immer geringere

Quote des gesellschaftlichen Produktes in den gesellschaftlichen

Konsum eingeht Das nicht zu konsumierende Produkt — Eisen,

Kohle, Maschinen usw. — vermehrt sich rascher als die Konsum-

tionsmittel — Nahrung» Kleidungstücke u.a. Es findet also eine

relative Abnahme des gesellschaftlichen Konsums statt — der Wert

der Konsumtionsmittel im Vergleich mit dem der Produktionttmittel

sinkt (obwohl er absolut wächst).

Wird aber nicht diese relative Ersetzung des menschlichen

Konsums durch die produktive Konsumtion der Produktionsmittel

zur Bildung ehies überschüssigen, nicht zu vciauUcindcn Produktes

fuhren? Ich glaube nicht, daß nach allem Gesagten solche

Fragen auftauchoi können. Es ist sonnenklar, daß es keine

Schwierigkeit bietet, ein neues Schema im Anschluß an das

vorige zu konstruieren, und einen streng mathematischen Beweis

zu liefern, daß die größte denkbare Ersetzung der Arbeiter

durch Produktionsmittel keine einzige Werteinheit der letzteren

überschüssig zu machen imstande ist Sind einmal alle Ar-

beiter Ins auf einen einzigen verschwunden und durch Ma-

schinen ersetzt, so wird dieser einzif^e Arbeiter die ungeheure

Masse von Maschinen in Rewe^un^j setzen und mit ihrer Hilfe

neue Masel i;acn — 1 I Inpsumtionsmittel der Kapitalisten —
herstellen. Die Arbeitcikiasse wird verschwinden, was nicht im

mindesten den Verwertungsprozeß des Kapiials stören wird- Die

Kapitalisten werden keine geringere xMasse von Konsumtionsmitteln

bekommen, das gesamte hergestdlte Produkt eines Jahres wird

durch die Produktion und Konsumtion der Kapitalisten des folgen-

den Jahres verwertet und verbraucht Wollen etwa die Kapitalisten

ihre eigene Konsumtion einschränken, so bildet das keine Schwierig-

keit; in diesem Falle wird auch die Produktion der Konsumtions-

niittcl der Kapitalisten teilweise aufhören und ein noch größerer

Teil des gesellschaftlichen Produktes aus rroduktionsmitteln bc-

Areliiv für SoniilwiMmwliRft «. Sotiftlpolhik. I. (A. f. «ox. ü. u. Si. XIX.} a. 19
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stehen, welche zur weiteren Ausdchnutiff der Produktion dienen

werden. Es wird z. B. Kisca und Kohle hergestellt, die zur immer

größerer Vermehrung der Produktion von Eisen und Kohle dienen

werden. Die erweiterte Produktion von Eisen und Kohle jedes

folgenden Jahres wird die zugenommene Masse der im abgelaufenen

Jahre hergestellten Produkte verbrauchen und so ad infinitum, bis

der Vorrat an nötigen Mineralien erschöpft wird.

Das alles mag sehr seltsam Idingen, ja vieUeicht als größter

Widersinn erscheinen. Vielleicht — Wahrheit ist ja nicht immer
eine leicht zu verstehende Sache; trotzdem bleibt sie Wahrheit,

Als Wahrheit bezeichne ich natürlich nicht die ganz willkürliche

und der Wirklichkeit nicht im mindesten entsprechende Annahme,

daß die Ersetzung der Handarbeit durch maschinelle zur ^^ewaltigen

absoluten Abnahme der Arbeiterzahl fuhrt (diese Voraussetzung^ hat

mir nur gedient, um zu zeigen, daß selbst in der unsinnigsten

Weise auf die Spitze getrieben , meine Theorie nicht abbricht),

sondern den Satz, daß bei der proportiondien Einteilung der ge-

sellschaftlichen Produktion kein Rückgang der gesdlschaftlichen

Konsumtion an sich imstande ist, ein uberschüss^;es Produkt zu

eraeugen«^) Als Grundgesetz der kapitalistischen Entwicldung be-

zeichne ich die ohne bestimmte Grenze immer weiter gehende

Verringerung der Quote der gesellschaftlichen Konsumtion in der

gesamten gesellschaftlichen Produktion, was, trotz Marx, kein die

Existenz der kapitalistischen Wirtschaftsweise gefährdendes Moment
in sich cinsclilicßt. Der relative Rückgnnrr ^^ler Nachfrage nach

Konsumtionsmitteln stört nicht den X'erwertungsprozeü des Kapitals

und kann also in keinem Falle den Zusanmienbruch der kapita-

listischen Wirtscliaftsordnung und ihren Übergang in die sozia-

listische erzwingen.

Die hier entwickelte Theorie des Verwertungsprozesses des

Kapitals stimmt meines Erachtens überein mit den Ergebnissen

der statistischen Untersuchung von Werner Sombart über

die Bedeutung des inneren Marktes fiir die kapitalistische In-

dustrie. Es wurd nicht nur von Marxisten, sondern auch von

vielen anderen Nationalökonomen fest geglaubt, daß die kapi-

talistische Industrie immer mehr der äußeren Märkte für die

*) Ob und in welchem Mafle dit Proportionalität der gesclUchafllichen Pro»

duklion durch den KapJtalismus zu erreichen ist, das ist natürlich eine andere

Frage, die ich ia meinem Kriienbuch zu beaolworten versucht habe.
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VcrwertLinj:^ der sicts anwachsenden Masse ihrer Produkte bedürfe.

Der innere Markt sei nicht imstande, diese steigende Produktiv-

masse zu verwerten. Nun hat Sombart nachgewiesen, daß fiir

em so au^eprägt kapitalistisches Land wie Deutschland, gerade das

Gegenteil richtig ist Eine immer geringere Quote der Produkte

der deutschen Industrie wird exportiert, während ein immer steigender

Teil derselben einen lohnenden Absatz innerhalb des Landes findet

Von dem hier vertretenen Standpunkt ist es besonders lehrreich,

daß der Entwicklungsgang verschiedener Industrien in dieser Hin-

sicht sehr unähnlich ist. So ist die Mehrausfuhr von Kiscnfabrikatcn

in dem Zeitraum 1880 iqoo von 29,3 Pro/., auf 7,8 Proz. der ge-

samten respekti\en Produktion Deutschlands j^csunkcn, die der Stein-

kohlen von II Proz. auf 7,3 Proz. ') Viel unbedeutender ist das

Fallen der Ausfuhrquote in der Textilindustrie. Der innere deutsciie

Markt dehnt sich also sehr rasch in bezug auf Kohle und Eisen

aus, viel langsamer aber in bezug auf Kleidungsstücke. Warum ?

Weil die kapitalistische Entwk^ung vcnrwiq^d die Nadifrage

nach Produktionsmitteln, nicht aber nach Konsumtionsmitteln er«

zeugt.

Es ist übr^ens eine allgemein bekannte Tatsache, daß die

neueste kapitalistisdie Entwicldung durch eine höch^ rasdie Aus«

dchnung solcher Produktionszweige, wie die Montanindustrie, che-

mische Industrie, Maschinenindustric u. a., deren Produkte in den

menschlichen Konsum nicht eingehen, gekennzeichnet wird, während

Landwirtschaft, Textilindustrie u. a. unmittelbar dem menschlichen

Konsum dienende Produktionszweige fast zu einem Stillstand ge-

langt sind. PVühcr war die Bauniwoll-, heute die Eisenindustrie die

führende Industrie der kapitalistischen Welt.

Darauf wird u. a. auch von Kautsky in seiner Schrift

g^en Bernstein hingewiesen. Aber Kautsky versteht die Ursadie

der ungeheuren Ausdehnung der Eisenindustrie in der neuesten

Zeit nicht und äußert die Meinung, daß in naher Zeit die Eisen-

industrie in die Lage der Textitindustrie, wdche neuerdings fast

keine Fortsehritte aufzuweisen hat, geraten muß— und dann würden

wir mit dem Kapitalismus fertig sein. Nun beweist das hier ausge-

führte, daß keine chronische Überproduktion die Eisenindustrie be-

droht und daß in der kOnftigen Entwicklung der kapitalistischen

I) Sombart, IKe deuUchc VoUnwirticbKft im aeuiicelkntcn Jahrbunaot. iW-
S. 430-431'

19*
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Wirtschaft die Suprematie der Eisenindustrie immer mehr hervor-

treten muß.

KoaradSchmidt unterscheidet zwei Arten von Nachfiage —
absolute und relative. Die Unterscheidung^ ist richtig, aber ihre

Anwendung bei Schmidt verfehlt Gewid hat die Nachfrage des

Kapitalisten nach Konsumtionsmitteln für seinen Gebrauch einen

anderen ökonomischen Charakter, als die nach der Kohle (lir seine

Dampfmaschine. Der Unterschied besteht darin, daß die unproduk»

tive Konsumtion des Kapitalisten eine blöde Wertvernichtung ist

und den abschließenden Akt des Verwertungsprozesses des Kapitals

darstellt, während der produktiv^" \''crbrauch der Kohle deren Wert

nicht vernichtet und ein Vermittlungsmoment in diesem Prozesse

bildet. Darum können wir die erste Nachfrage als definitive, ab-

solute, die zweite als relative bezeichnen, da die erste den objek-

tiven Zweck der betreffenden Wirtschaft ausmacht, während die

zweite ein bloßes Mittel zu diesem Zwecke ist.

Zu welcher Art der Nachfrage müssen wir aber die Nachfrage

des Lohnarbeiters nach den Gqgenstanden seines Konsums zählen?

Nach Schmidt ist sie eine absolute Nachfrage. Es ist aber Idar,

dafi die Konsumtion des Arbeiters ebensowenig den Verwertungs*

prozeß des Kapitals zum Abschluß bringt, wie das Verbrennen der

Kohle im Ofen einer Dampfmaschine. Zwar verzehren die Arbeiter

ihre Nahrung — aber die Kohle wird in der Dampfmaschine nicht

minder verbraucht. Bezeichnen wir aber die Nachfrage nach Kohle

als eine relative Nachfrai^e — so muß dasselbe auch für die Nach-

frage des Arbeiters nach seinen Koiisumtionsniitteln gellen, da die

Konsumtion des Arbeiters ein Mittel der Verwertung des Kapitals

ist, nicht aber deren objektiver Zweck.

Der Schein des absoluten Charakters der Nachfrage der .Arbeiter

nach ihren Konsumtionsmittcln wird dadurch erzeugt, daß diese

von den Arbeitern selbst, auf ihre Rechnung gekauft werden, während

die Produktionsmittel der Kapitalist kauft Es ist jedoch vom Stand-

punkte des Verwertungsprozesses des Kapitals ganz irrelevant, wer
— der Arbeiter oder der Kapitalist — als Kaufer auf dem Markte

erscheint* Das vom Arbeiter verausgabte Geld bekommt er aller*

dings vom Kapitalisten. Bei dem Naturallohn verschwindet sogar

dieser Schein und der Arbeiter wird ganz ebenso auf Rechnung

des Kapitalisten ernährt wie das Arbeitsvieh. Ks ist wahrlich nicht

zu verstehen, aus welchem Grunde wir den Roggen, den der kapita-

listische Farmer seinem Arbeiter gibt, als einen Gegenstand der
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absoluten Nachfrage betrachten sollen, während wir den Hafer,

welchen derselbe Farmer seinem Pferde gibt, zu den Gegenständen

der relativen Nachfrage zählen.

Kautsky versichert uns, daß „produzieren heißt Konsumtions-

mittel für den njenschlichcn Gebrauch herstellen". In einem gewissen

Sinne ist das richtig. Die Frage ist nur, ob jeder Mensch in

jedem Wirtschaftssystem als Mensch, d. h. als Zweck der Wirtschaft

fungiert Ich habe oben darauf hingewiesen, daß das nur für die

von mir als harmonische beseidineten Wirtschaftssysteme, nicht

aber für antmonistiscbe gilt In einer sozialistischen Wirtschaft ist

es unm^ich, dafi gesellschaftliche Wirtschaft nicht auf die Ver-

mehrung, sondern auf die Verminderung der Masse der Gegenstände

der menschlichen Konsumtion gerichtet wird So etwas ist aber

möglich — und unter gewissen Bedingungen notwendig — bei der

kapitalistischen Wirtschaft; bildet doch nicht der Mensch überhaupt,

sondern nur der kapitalbesitzendc Mensch das Subjekt dieses

Wirtschaftssystems, während der kapitallose, arbeitende Mensch ein

bloßes Mittel dieser Wirtschaft, eine Form des gesellschaftlichen

Kapitals (variables Ka()ital, nach der Marxschen Terminologie) ist.

Marx hat immer den biirt^'erlichen Nationalökonomen vor^^c-

worfen, daß sie die kapitalistische W'irtschaft als Wirtschaft iiber-

haupt betrachten. Nun ist er selbst gerade in denselben l'ehler

verfalleiL Wntscliaft überhaupt kann keinen anderen Zweck als

die Befriedigung der menschlichen Bedürfnisse verfolgen. Kapita-

listische Wirtschaft vereitelt aber, bis zu einem gewissen Grade,

diesen Zweck. Marx hat das eingesehen und zog den Schlu0, daß

dn innerer unlösbarer ökonomischer Widerspruch — ein Wider»

Spruch mit den Gesetzen der kapitalistichen Verwertung selbst —
in der kapitalistischen Wirtschaftsweise verborgen ist, der ihr Be-

stehen, als eines historischen Wirtschaftssystems, auf einer gewinn
Stufe unmöj^Hch machen muß. Diesen ökonomischen Widerspruch

des Kapitalismus hat aber Marx nur darum gefunden, weil er dem
kapitalistischen Wirtschaftssystem — das zu der antaf^onistischen

Wirlschafts^^rup[)e (gehurt — die Ziele der harmonischen W'irtschaft,

die gewöhnlich als Wirtschait überhaupt gilt, zugeschrieben hal-

lst aber der antagonistische Charakter der kapitalistischen Wirtschaft

in seinem ganzen Umfange erkannt, so verschwindet der von Marx

aufgedeckte Widerspruch, da die kapitalistische IVoduktion, indem

sie nicht auf die Vermehrung der menschlichen Konsumtion, sondern

auf die Vermehrung des Kapitals gerichtet ist (was mit einer
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relativen Verringerung der menschlichen Konsumtion Hand in Hand

geht), in keinen VVidersjiruch mit ihrem Prinzip gerät und keinen

Schwierigkeiten der Verwertung ilirer Produkte entgegengeht.

II.

Mit der ersten Variante der Zusammenbruchstheorie sind wir

fertig. Gehen wir zur anderen Variante — zum „Gesetz des

tendenziellen Fallens der Profitrate^' — über. Das Gesetz selbst

ist höchst einfach und scheint mit logischer Notwendigkeit aus der

Arbeitswerttheorie zu folgen. Der Pix>fit wird nach dieser Theorie

nur durch einen Teil des gesamten Kapitals — durch das zur

Lohnauszahlung bestimmte („variable") Kapital erzeugt, da der

Profit ja nichts anderes als die vom Kapitalisten angeeip^nete

Mehrarbeit ist. Steigt etwa der in Produktionsmitteln angelegte

(„konstante") Kapitalteil schneller als sein variabler Teil, so muß
bei anderen c,dcirhf)leibenden Bedingungen die Profitrate sinken,

da die Masse des gesamten Kapitals, durch welche man die Profit-

masse dividieren muß, um die Profitrate zu bekommen, der

Voraussetzung gcmäU rascher wächst als die Frofitmasse (deren

Größe nur durch den variablen Teil des Kapitals bedingt wird).

Dieses relativ raschere Tempo des Anitnidisens des in Pro*

duktionsmitteln angelegten Kapitals betrachtet Marx mit vollem

Recht als das Grundgesetz der kapitalistischen Entwicklung. Die

Tendenz zum Fallen der Profitrate scheint also ebenfalls mit dieser

Entwicklung aufe engste verknüpft zu sein. Auf dem Boden dieses

tendenztelien Fallens der Profitrate entwickeln sich, nach Marx'

Meinung, mannigfache Störungen der kapitalistischen Wirtschaft.

Nimmt etwa die Zahl der in kapitalistischen Unternehmungen be-

schäftigten Arbeiter nicht zu und sind die Kapitalisten niclit im-

stande, den Ausl)cutun;^'s;^'rad der Arbeiter zu erhohen, so vermag

keine Zunahme des Kapitals die Prohtinasse zu stei^^em. Es gibt

also unter iliesen Bedingungen keinen Platz in der Produktion flir

neue Kapitalien. Da aber die Kapitalakkumulation nicht auliioren

kann, so fiihrt die Anlegung neuer Kapitalien, bei der Unmöglich-

keit, die Masse des gesellschaftlichen Profits zu heben, zum Brach-

li^en der in der Produktion schon angelegten Kapitalien und zur

absoluten Überproduktion von Kapital

Das Fallen der Profitrate bildet also eine Schranke der kapita-

listischen Produktion; „diese eigentümliche Schranke bezeugt die

Beschränktheit und den nur historischen, vorübergehenden Charakter
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der kapitalistischen Produktionsweise: bezeugt, daß sie keine für

die Produktion des Reichtums absolute Produktionsweise ist, viel-

mehr mit seiner Fortenlwicklung auf gewisser Stufe in Koo-

flikt tritt«.»)

In der ersten Variante der Theorie des notwendigen Zu>

sammenbruchs der kapitalistischen Wirtschaftsordnung wird der

Kachdruck auf das Mißverhältnis der kapitalistischen Produktion

und der gesdlschaftlichen Konsumtion gelegt; hier aber wird das

Mißverhältnis der kapitalistischen Produktion und der Profitbildung

betont. Wir wissen schon, wie völlig irreführend die erste Variante

ist; dasselbe gilt auch für die zweite.

Es wäre leicht, die Uiihaltbarkeit des vermeintlichen Marxschcn

(xeset/es vom Standpunkte einer anderen, als der Marxschen Wert-

theorie — etwa der des Grenznutzens — zu beweisen, l'.ine

solche Beweisfüliruni^ halte ich jedoch in diesem Falle nicht für

zweckmäßig. Denn bildet das Marxsche Gesetz eine logische

P'olge der Arbcitswerttheoiie, so ist es, wenigstens als Tendenz,

als ein richüges Gesetz anzuerkennen: werden doch durch jede

Werttheorie die Arbeitskosten der Waren als ein höchst wichtiges

Moment der realen Preisbüdung anerkannt Es wird bestritten,

welches Moment — etwa Grenznutzen oder Arbeitskosten — als

ausschlaggebend in der Wertbildung zu betrachten ist Aber kein

ernsthafter Nationalökonom hat je bezweifelt, daß die Zunahme der

Produktionskosten einer V\'are eine Tendenz zur Steigerung ihres

Preises, deren Abnahme aber die Tendenz zum Fallen des Preises

erzeugt.

Ist dem so. so muß alle wirtschaftliche Gcstaltunj]^. die auf

dem Hoden der Entwicklung des Arbeitswertes notwendig entsteht,

wenigstens als Tendenz auch in realer Prei.sentwicklung ihren Aus-

druck finden. Darum kann cla^ Marxsche Gesetz des tendenziellen

Fallens der Profitrate nur dadurch auch als Tendenz als nicht

existierendes endgültig nachgewiesen werden, daß seine Unverem«

barkeit mit der Arbeitswerttheorie festgestellt wird.

Ich glaube das in meinem Krisenbuch schon geleistet zu haben.

Da aber meine Beweisführung eine mathematische Form hatte und

nur sehr wenige Nationalokonomen für die Mathematik eine Neigung

haben, so ist es natüriich, daß meine AusRihrungen von meinen

Kritikern als MauOerordentlich schwerfällig und verworren" bezeichnet

^) K. Marx, Dm iUpitol. lU^ S. 223.
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und — das mag ich hinzufügen — von ihnen gar nicht verstanden

wurden. Der eine von meinen Kritikern — Kon rad Schmidt—
gesteht das fibrigens sdbst zu. An diesem Platz werde ich vcr*

suchen, den nötigen Beweis in einer anderen Form zu lidem und

zugleich das richtige Gesetz der Entwicklung der Profitrate auf-

zudecken.

Zunächst ist die Aufj:jabcstcllung von Marx falsch. Man kann

nicht sagen, welchen Einfluß auf die Profitrate das Fallen der

Lohnquote des Kapitals haben muß, da dasselbe eine verschiedene

Wirkung auf die Profitrate ausübt, je nach den Ursachen dieses

Fallens. Es kann namentlich aus zwei Gründen erfolgen: i. aus

einer Verringerung der Produktivität der gesellschaftlichen Arbeit

und 2. aus deren Erhöhunf;^. Beide Fälle sollen besonders unter-

sucht werden, damit wir zu brauchbaren Resultaten gelangen.

Vi^r werden dazu dieselben schematischen Konstruktionen be-

nutzen, deren Gültigkeit wir schon bei der Analyse der ersten

Variante der Zusammenbruchstheorie genügend erkannt haben.

Marx kommt zu seinem Gesetz auf sehr ein&chem Wege. Er

unterstellt, daß das konstante Kapital steigt, während das variable

unverändert bleibt — und die Profitrate muß sinken. Auf welche

Weise aber die Zunahme des konstanten Kapitals erfolgt — darüber

sclnveigt er still, als ob dies zusatzliche Kapital vom Himmel
herunterfiele. Wir werden aber den zu untcrsucliendcn Prozeß in

allen seinen Phasen, vom Anfang bis zum AbsehluU analysieren.

Seinen Anfang bildet offenkundig die Herstellung des zusätzlichen

Sachkapilals; sein Ende — die gesellschaftliche Produktion auf neuer

technischer Grundlage und unter neuen Verwertungsbedingungen.

Das nachfolgende Schema bezieht sich auf den ersten Fall der

abnehmenden Lohnquote des Kapitals — wenn diese Abnahme,

welche mit der relativen Zunahme des Wertes des Sadikapitals

gleichbedeutend ist, durch die Verringerung der Arbeitsproduktivität

erfolgt Ich unterstdle, daß etwa infdge dner Ersdiöpfiing der

Bergwerke und des Bodens, die Arbeitskosten der Gewinnung von

Eisenerzen, Steinkohlen, Getreide und aller Rohstoffe bedeutend

steigen, was zur Zunahme des Arbeitswerts der Produkteneinheit um
25 Proz. führe. Das zwingt die Kapitalisten, einen Teil ihres Profits

auf die Erzeugung des seinen Produktionskosten nach angewachsenen

Sach- und r.ohnkapitals zu verwenden. Um der kapitalistischen

Wirklichkeit näher zu treten, setze ich weiter voraus, daß die Zu-

nahme des Arbeitswerts jeder Produkteneinheit ^also auch der
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Konsumtionsmittel der Arbeiter) zum Rückgang der realen Löhne

der Arbeiter (d. h. der Masse der Konsum tionsmittel, über welche

der Arbeiter zu verfugen hat) um lo Pruz. führt. Die Arbeiterzahl

bleibt, der Voraussetzung gemäß, unverändert Keine Kapitalakku-

mulation findet statt, aofier der durch die Zunahme des Wertes der

Produktiottsmittd und des Arbeitslohns erzwungenen. Alle Zahlen

sind andere als im ersten Schema gewählt

Reproduktion des gesdischaftlichen Kapitals bei Verringerung

der Produktivität der gesellsdiaftUchen Aii)eit

Erste Phase.

L Produktion der Produktionsmittel.

2$op-|- 125 a-j- 125r= 50a

n. Produktion der Konsumtionsmittel der Arbeiter.

1 12Vt P+ 56V4 a+ 56V« r= 225.

HL Produktion der Konsumtionsmittel der Kapitalisten.

37V«P+i8'74a+i8»;;r= 75.

Zweite Phase.

I. Produktion der Produktionsmittel.

277.8 p+ 1 25 a+ 97-2 r= 500.

II. Produktion der Konsumtionsmittel der Arbeiter.

I25P+ 56,3a 4- 43,7 r = 225.

ÜL Produktion der Konsumtionsmittel der Kapitalisten.

97.2 P+ 43r7 a+ 34.1 r= 175-

Die Einteilung' der gesellschaftlichen Produktion ist in diesem

Schema propurtionell — alle hergestellten Waren hnden Absatz.

Die Verringerung der Arbeitsproduktivität findet in der ersten

Phase statt Darum sind die Kapitalisten gezwungen, von 200 WXi
Mk. ihres gesamten Profits (12S-I-S6V4 -f 18%) nur 75 MilL Mk.

auf ihre eigene Konsumtion zu verwenden. Die übrigbleibenden

12$ MOL Mk. werden in Kapital verwandelt: das Steigen der

Arbeitskosten der Produktionsmittel um 25 Proz. erheischt eine

zusatzliche Kapitalausc^abc für die Herstellung des Sachkapitals im

Betrage von 100 MilL Mk. (in der Produktion der ersten Phase

waren als Sachkapital 250 -|- ii^V« -j" 37'/« =
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angelegt), und das ebenso große prozentuale Steigen des Wertes

der Konsumtionsmittd der Arbeiter, gleichzdt^ mit dem Sinken

der Reallöhne um 10 Proz^ führt zur Erhöhung des Lohnkapitals

um 25 MilL Mlc (das Lohnkapital der ersten Phase ist 125 -f* S^Vi

^ 18% =: 200 MilL Mk.; hätten die Arbeiter auch nach der Zunahme
des Arbeitswertes ihrer Konsumtionsmittel dieselbe Masse davon

erhalten, so wäre das Lohnkapital bis auf 350 Mill. Mk. gestiegen;

da aber die realen Löhne der Arbeiter, unserer \'^oraussetzung ge-

mäß, um TO Proz. fallen, so beziffert sich das Lolinkapital in der

zweiten Phase auf 225 Mill. Mk.)

Die zweite Phase stellt die gesellschaftliche Produktion nach

der slatt(^efundenen Verringerung der Arbeitsproduktivität dar.

Der \\'ert des in der zweiten Phase hergestellten gesellschaftlichen

Produktes muß den der ersten Phase um 100 Mill. Mk. übersteigen,

da die Zahl der in der zweiten Phase beschäftigten Arbeiter der in

der ersten gleich ist, aber der Wert der in der Produktion der

zweiten Phase angelegten Produktionsmittel um 100 Mill. Mk. zu-

genommen hat (dieser Wert mufi» der Arbeitswerttheorie gemäß,

im Werte des hergestellten Produktes unverändert erscheinen). Der
gesamte Produktenwert der zweiten Phase beträgt also 9C0 Mill. Mk.

(800 der Wert des gesellschaftlichen Produktes der ersten Phase, -f- 100

die Zunahme des Wertes der Produktionsmittel der zweiten Phase).

Der Wert 'es r'^esamten Kapitals derselben Phase ist (277.8-}-

125 +97,2 j — 500 Mill. Mk. Sachkapital -[-(125 + 56,3 -j- 43,7) =
225 Mill. Mk. Lohnkapital — 725 Mill. Mk. Der Profit der zweiten

Phase ist 9CX>— 725 = 17s Mill. Mk-

Die Profitrate der ersten Phase war ~ ~ 33»3 Proz., die der

der Reallöhne, bedeutend gesunken.

Wir haben also den von Marx untersuchten Fall der Ver-

nngerung der Profitrate vor uns. Bin ich etwa dazu gelangt, das

Marsesche Gesetz begründet zu haben, anstatt es zu widerl^;en?

Es ist gewiß nicht zu bestreiten, daß unter cjcwissen Bedingungen

die Erhöhung der Zusammensetzung des gesellschaftlichen Kapitals

zum Fallen der Profitrate führen muß. Welche sind aber diese Bc-

dini^un<^cn "r Das untersuriite Schema bezieht sich auf den Fall der

Abnaiimc der l.ohnquote des ^escllscliaflliciicn Kapitals infolge

Verringerung der Arbeitsproduktivität ; die Erhöhung der Zusammen-

üoo

zweiten
175

725
24,1 Proz. Sie ist also, trotz des Rückganges
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setzm^ des gesdIscbafUichen Kapitals kann aber auch auf anderem
Wege i]fe?;clichen — namentlich durch die Krhöhung der Arbeits-

produktivität. Die \'erbcsscrun^ der Technik fiihrt zur Vernfiöße-

rung des stehenden Kapitals (Mascliincn, Werkzeuge u. a.), das in

der Produktion angelegt wird; da aber die f'>hohimg der Arbcits-

produkti\ität in der Zunahme der Masse des durch den ein-

zelnen Arbeiter verarbeiteten Rohmaterials ihren Ausdruck findet,

SO mrd aus diesem Grunde auch das umlaufende Kapital im Ver>

gleich mit dem Lohnicapital wachsen und das Lohnkapital wird

zu einer immer kleinerer Quote des gesamten gesellschaftlichen

Kapitals.

Auch diesen zweiten Fall der Erhöhung der Zusammensetzung

des gesellschaftlichen Kapitals werde ich mit Hilfe meiner Schemata

analjreieren. Der Prozeö beginnt offenkundig mit der Herstellung

der zusätzlichen Produktionsmittel. Seine zweite Phase (welche,

übrigens nur theoretisch von der dritten abzusondern ist, in der

\^irkHchkeit aber mit dieser letzten zusammenfallt), besteht in dem
produktiven Verbrauch der crzeu<:,ften zusätzlichen i'roduktionsmittel.

In der dritten Phase kommt der Prozeß zum Abschluß: die hin-

zugenommene Masse der hergestellten Produkte ist in die gesell-

schaftliche Produktion und Konsumtion eingegangen, die i'rodukten-

werte sind entsprechend den neuen Produktionsbedingungen ge-

sunken und die gesellschaftliche Produktion gestaltet sich auf einer

neuen tedinisdien Grundlage.

Bei der Konstruktion des nachfolgenden Schemas habe ich an-

genommen, daß die Kapitalisten die Hälfte ihres Profits einmal

auf die Herstellung neuer zusatzlicher Produktionsmittel verwendet

haben, dann aber wieder ihren gesamten Profit unproduktiv kon-

sumieren. Die Arbeitenabi verändert sich nicht. Es wird unter-

stellt, dal.^ die Kinluhrung neuer Produktionsmethoden die Arbeits-

produktivität um 25 Proz. erhöht (d. h. um so viel nimmt die

Masse des gesellschaftlichen Produktes zu). Zugleich setze ich

voraus, um nicht als Anhänger des ehernen LohntTcsetzes" zu er-

scheinen, daL5 aus der Zunahme der Arbeitsproduktivität auch die

Arbeiter prohtieren: ihre realen Löhne steigen um 10 Proz. In

sdner Begründung des Gesetzes der &llaiden Prc^trate geht Marx
von der Voraussetzung der Unveränderlichkeit der realen Löhne

der Arbeiter aus. Meine Annahme mud also das Marxsche Gesetz

noch schärfer hervortreten lassen.
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Reproduktion des p^cscllschaftlklicn Kapitals bei Erhöhung der

Produktivität der gesellschaftlichen Arbeit

Erste Phase.

I. PrcNloktioii der Produktionsmittel

250PH- I25a-|-I35rs50a

II. Produktion der Konsumtionsniittel der Arbeiter.

100 p -f 50a-f- 50r= 200.

ni. Produktion der Konsumtionsmittel der Kapitalisten.

50p+ 25a+ 25r= loa

Zweite Phase.

T. Produktion der Produktionsmittel.

222,2 p -|- 88,9 a 4- 88,9 r= 400.

n. Produktion der Konsumtionsmittel der Arbeiter.

97.8 p+ 39>i a+ 39.1 r= 17^-

in. Produktion der Koi»umtionsmittd der Kapitalisten.

i8op + 72 a -f 72r— 324.

Dritte Phase.

I. Produktion der Produktionsmittel.

1 77.8 p+ 78.2 a -f 144 r= 40a

II. Produktion der Konsumtionsmittel der Arbeiter.

78.2 p+ 34.4 a+ 63r4 r= 17Ö.

IIL Produktion der Konsumtionsnuttel der Kapitalisten.

144p + 034a+ I iö^6r= 324.

Die Einteilung der gesellschaftlichen Produktion ist in allen

drd Phasen proportitmell. Die erste Phase schliefit mit der Her-

stdlung neuer zusatzlicher Produktionsmittel für den Betrag von

100 MilL Mk. (die I^fte des gesamten Profits dieser Phase, welcher

125 -4* 50 "4" ^St also 200 Mill. Mk. beträgt). In der zweiten Phase

wird die auf diese Weise um den Wert von 100 MilL Mk. er-

höhte Masse der Produktionsmittel in der Produktion angelegt

In der dritten Phase ändern sich die Wertverhältnissc des Sach-

und Lohnkapitals und des Profits entsprechend den neuen Produk«

tionsbedingungen.
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Am Ende der zweiten Phase ist eine größere Produktenmassc her-

<T^cstellt. Die Erhöhung der Arbeitsproduktivität, der \''oraussctzung

gemäß um ist gleichbedeutend mit einem Fallen des Arbeits-

werts der Produkteneinheit um ^j. Die Masse der am Ende

der ersten Phase hergestellten Produktionhuiiitel bleibt auch in der

dritten Phase unverändert (da das zusatzliche, durch die Erhöhung

der Arbeitsproduktivität erzeugte Produkt nicbt akkumuliert wird,

aondem dem Konsumtionsfonds der Gesdlschaft zufließt); der Wert
dieser Masse in der zweiten Phase ist gleich 500 MilL Mk. Nun
mufi dieser Wert in der dritten Phase, infolge des Fallens des Arbeits«

Werts einer Einheit des Produktes um ^j^, bis auf 400 Mlll. Mk.

sinken. Der Wert des I,ohnkapitals war in der ersten Phase gleich

200 Mill. Mk. In der dritten Phase ist die Arbeiterzahl unver-

ändert geblieben. Verfügten die Arbeiter über dieselbe Masse der

Konsumtionsmittcl. «^o müßte der Wert der letzten (also da- Lohn-

kapital) um '/,, abnehmen — also auf 160 Mill. Mk. sich beziftem.

Da aber die Reallöhne der Arbeiter in der dritten l'liasc um 10 Proz.

gestiegen sind, so beträgt das Lohnkapital der dritten Phase

160 X ^= 176 Mill. Mk.

Der Wert des gesamten gesellschaftlichen Produktes der dritten

Phase mufi um 100 MQl. Mk. denjenigen der ersten überschreiten,

da diese 100 MÜl. den Wert der zusatzlichen Produktionsmittel

darstelletti und wird sich folglich auf 900 Mill. Mk. beziflem.

Das Kapital der dritten Phase ist 400 (Sachkapital) -f- 176

(Lohnkapital), also 576 Mill. Mk. Den Profit der Kapitalisten

bekommen wir, indem wir von dem Werte des gesamten Pro-

duktes den des Kapitals abziehen. Der Profit der dritten Phase

beträgt folglich (KX3 — 5/0 = 324 Mill. Mk. Die Profitrate vor

der Einführung neuer Produktionsmcthoden war 33 Prozent

1^'^
),

jetzt ist sie 56 Proz. l-^t) — hat also, trotz des Steigens

der Reallöhne der Arbeiter, bedeutend zugenommen, was dadurch

möglich wurde, dafi die Erhöhung der Arbeitsproduktivität zum
Sinken des Arbeitswerts des Sach< und Lohnkapitals und zum
Steigen der Mehrwertsrate von 100 auf 184 Proz. gefuhrt hat.

Wir sehen, daß das Fallen der Lx)hnquote des gesellschaftlichen

Kapitals eine entgegengesetzte Wirkung auf die Profitrate ausübt,

je nach der Ursache dieses Fallens: nin\mt der Wert des in

den Produktionsmitteln verkörperten Kapitals infolge der Ver-
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ringerung der Produktivität der gesellschaftlichen Arbeit zu, so

sinkt die Profitrate; sie steigt aber, falls die rdative Zunahme des

Sachkapitals auf Kosten des Lohnkapitals durch die Erhöhung der

Produhtivkraft der gesellschaftlichen Arbeit hervorgerufen wird. Es
ist übrigens klar, dafi es gegen alle Wirtschaftsgesetze wäre^ wenn
solche entgegengesetzte wirtschaftliche Momente, wie (ter Rückgang
und die Zunahme der Arbeitsproduktivität, diesdbe Wirkung auf

die Profitrate ausübten.

Welchen Fall aber — den der V^erringerung oder den der Er-

höhungf der Arbeitsproduktivität — wollte Marx untersuchen? Offen-

bar den zweiten, da nur der zweite Fall der kapitalistischen Wirk-

lichkeit entspricht. So saf^t Marx, daß die relative Abnahme des

variablen Kapitals im \'crhältnis /.um konstanten „nur ein anderer

Ausdruck für die fortschreitende Entwicklung der gesellschaftlichen

Produktivkraft der Arbeit ist, die sich gerade darin zeigt, daß ver-

mittels der wachsenden Anwendung der Maschinerie und fixem

Kapital überhaupt mehr Roh- und Hilfsstoffe von derselben Anzahl

Arbeitern in derselben Zei^ d. h. mit weniger Arbeit in Produkte

verwandelt werden."*) Den Einflufi dieses Momentes auf die

Profitrate wollte Marx bestimmen. Es ist ihm aber ein wunder«

bares Qui pro quo begegnet. Statt den Einfluß der Erhöhung der

Arbeit^roduktivität auf die Profitrate einer eingebenden Analyse

7U unterwerfen, hat er den entgegengesetzten Fall — den der Ver-

ringerung der Arbeitsproduktivität — untersucht und ist auf diese

Weise zu seinem Gesetz der fallenden Profitrate gelangt. Das

hier ausgeführte beweist aber, dati dies niclu nur kein wahres

Gesetz ist, .sondern daß sein gerades (iegenteil wahr ist: „die fort-

sclireitcndc hniwickluuj^ der gcsellschaftUchen Produktivkraft der

Arbeit" erzeugt eine Tendenz nicht zum Fallen, sondern zum Steigen

der Profitrate.

Dieses letzte Gesetz istalsTendenzein nicht zu bestreitendes

höchst wichtiges Moment der kapitalistischen Entwicklung. Aber

nur als Tendenz, deren Wirkung andere Gegentendenzen durch-

kreuzen und aufheben.

Unter diesen Gegentendenzen mSgen folgende hervorgehoben

werden

:

I. die Verlängerung der Umschlagszeit de.s gesell -r!inft1;'~hrn

Kapitals. Alle Ersetzung der Handarbeit durch maschinelle hat die

1) K. Marx, Das Kapital. III l S. 192.
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Tendenz die Quote des stehenden Kapitals auf Kosten des um-

laufenden zu vergTÖläern — also die Umschlagbewegung des Ka-

pitals zu verlangsamen. Andrerseits haben die intensivere Aus-

nutzung des stehciiden Kapitals, Beschleunigung des Transports

und arbeitszeitersparende Verbesserungen der Technik die Tendenz

zur Verkürzung der Umscblagsseit des gesellsclialUichen Kapitals.

Wir haben also zwei Mcmiente vor uns, die in entgegengesetzter

Richtung die Umschlagsbewegui^ des Kapitals beeinflussen. Es
scheint jedoch, daß das erste Moment eine gröfiere Wirkung aus-

übt und die Umschlagsbewegung des gesellschaftlichen Kapitals

im groflen und ganzen langer wird, was als ein mächtiges,

dem Steigen der Profitrate entgegenwirkendes Moment zu be<

trachten ist;

2. die Verkürzung des Arbeitstages;

3. das Steigen der realen Lohne der in der kapitalistischen

Industrie beschäftigten Arbeiter. Wir hal)cn gesehen, daß dies

Steigen sehr bedeutend sein muß, um die Tendenz zum Steigen

der Profitrate aufzuheben. Es ist aber wahrscheinlich, daß das

Steigen der realen Löhne der Arbeiter, die in den kapitalistischen

Großbetrieben (wo die Erhöhung der Zusammensetzung des Kapitals

am schlagendsten zum Ausdruck kommt) beschäftigt sind, in der

neuesten Zeit stark genug war, um gegen die steigende Tendenz

der Profitrate wirksam reagieren;

4. das Steigen anderer Formen der Rente auf Kosten des

Profits; so die ungeheure Zunahme der Rente aus dem städtischen

Grundeigentum;

5. das Steigen der CJuole, die vom Staate aus dem Profit der

Kapitalisten für seine Bedürfnisse durch Vermittlung der Steuer

weggenommen wird.

Alle diese Gegentendenzen heben die Tendenz zur Steigerung

der Profitrate infolge der Erhöhung der Arbelt^iroduktivität ganz

oder teilweise auH Die Tendenz selbst aber muß bleiben, da sie

nichts ist als ein spezifisch kapitalistischer Ausdruck für die Ver-

mehrung des Mehrproduktes, über welches die Gesellschaft verfügt.

m.

Die «weite Variante der Zusammenbruchstheorie hat sich also

als ebenso unhaltbar erwiesen wie die erste. Die gesamte Theorie

ist unbedingt zu verwerfen. Die kapitalistische Wirtschaft scbUeiät
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in sich keine Momente, welche sie auf einer gewissen Stufe etwa

unmöglich machen könnten. Engels meinte in den vierziger

Jahren des abgelaufenen Jahrhunderts, daß die Grenzen der kapita-

listischen Entwicklung» wegen Mangels an neuen Märieten, beiiiabe

erreicht seien und daß die kapitalistische ProduktuMi künftig in

langsamerem Tempo sidi ausdehnen müsse. Das war oifenkundig

eine höchst unglückliche Prophezeiung. Die kapitalistische Ftoduk»

tion hat seitdem eine ungeheure Ausdehnung erfahren — und das

hat zu keinen neuen Schwierigkeiten im Verwertungsprozesse des

Kapitals geführt. Der Markt für die kolossal angewachsene Masse

der Produkte der kapitalistischen Industrie war durch diese selbst

geschaften.

Trotzdem versichert uns neustens der hervorrap^'endste lebende

Theoretiker der Marxschen Scliule, daß wir heute von der letzten

Grenze der Ausdehnung der kapitahstischen Produktion nicht ferne

sind und dali es bald utinioglich sein wird, das Kapital zu ver-

werten. Kann der geringste Zweifel obwalten, daß die Prophe^

zelung von Kautd^r nicht glücldicher sich erweisen wird, als es

mit der von Engds der Fall warf Die richtige nationalökonomisdie

Theorie kann nur eines — aber mit vollkommener Sicherheit —
vorhersagen: daß der Kapitalismus allerdings nicht aus Mangel an
Märkten je zusammenbrechen wird.

Damit will ich nicht behaupten, daß der Kapitalismus auf

unbeschränkte Lebensdauer rechnen kann. Die sozialistische Wirt-

schaftsordnung^ scheint mir vielmehr ein lej^itimcr Erbe der kapita-

listischen zu sein. Die Voraussct/uiiL^ einer ökonomischen Zwanc^s-

lage, die den Kapilahsmus sprenj^^-n und dem neuen Wirtschafts-

system freien Platz machen wird, halte ich selbstverständlich für

ausgeschlossen. Aber ich anerkenne das V^orandensein im kapita-

listischen Wirtschaftssystem eines unlösbaren inneren Widerspruchs,

an dem es mit eherner (obschon nicht ökonomischer) Notwendig«

keit zugrunde gehen muß. Dieser Widerspruch besteht darin, daß

die kapitalistische Wirtschaft aus dem arbeitenden Menschen, welcher

ein Selbstzweck ist, ein bloßes wirtschaftliches Mittel macht Das
ist also der Widerspruch des fundamentalen ökonomischen Prin-

zips des Kapitalismus mit der fundamentalen ethischen Norm,

welche lautet: „der Mensch und überhaupt jedes vernünftige Wesen
existiert als Zweck an sich selbst, nicht bloß als Mittel zum be-

liebi;^(en ( icljrauche für diesen oder jenen Willen, sondern rnuß in

allen seinen, sowohl auf sich selbst, als auf andere vernünftige Wesen
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gerichteten Handlungen zugleich als Zweck betrachtet werden". *)

Die vorhergehenden Ausfuhrungen haben gezeigt, daß der Kapi-

talismus, seinem innersten Wesen nach, gegen diese höchste ethische

Nonn verstdfit Die Marxscbe Schule beurteilte den Kapitalismus

zu günstig } sie glaubte, dafi auch die Icapitalistisdie M^rtschaft ge*

zwungen sei, den arbeitenden Mensdien und seine Konsumtion

ak einen ihrer Zwecke su betrachten. Tut sie das nicht, so bricht

sie xusammen infolge der Unmöglichkeit das Kapital zu verwerten.

Diese Auffassung beruht aber auf völliger Verkennung der wahren
Verwertungsgesetze des Kapitals. Der Rückgang der geseUschaft'

liehen Konsumtion bei der gleichzeitigen Ausdehnung der geseU"

sch::\ftl!chcn Produktion ist vom kapitalistischen Standpunkte kein

ökonomischer Widerspruch, da die kapitalistische Wirtschaft nicht

der Deckung des gesellschaftlichen Bedarfs, sondern der Verwertung

des Kapitals, welche keiner menschlichen Konsumtion bedarf, un-

mittelbar dient. Das Kapital bedarf des Menschen nicht als des

einzigen vernünftigen Zwecks der Wirtschaft, sondern als des

wichtigsten Wirtschaftsmittels. Die mächtigste vom Menschen in

seinem Streite mit der Natur geschmiedete wirtschaftliche Waffe—
das Kapital — kdirt sich also gegen den Menschen sdbst.

Die ökonomische Entwicklung verbreitet in immer wetteren

Bevolkerungsschichten das Bewußtsein dieser Sachlage und schafik

die Mittel zu ihrer Beseitigung. Das neue soziale Ideal wu-d

zu einer immer gri^eren gesellschaftlichen Macht „Die ,Idee'

blamierte sich immer, soweit sie von dem Interesse unterschieden

war" — hat einmal Marx gesagt. Das ist richtig. Aber derselbe

Marx hat sich auch anders geäußert. „Nur im Namen der all-

gemeinen Rechte der Gesellschaft kann eine besondere Klasse sich

die allgemeine Herrschaft vindizieren" — bemerkte er in bezug auf

die befreiende Rolle des Proletariats in der bevorstehenden sozialen

Umgestaltung. Das zweite ist ebenso richtig wie das erste. Ein

soziales Ideal kann nur dann siegen, wenn es zugleich den Interessen

machtiger sozialer Gruppen und dem allgemeinen moralischen

Bewufltsein entspricht Dann aber mufl es siegen. Nun besitzt

das sozialistische Ideal diese beiden Eigenschaften. Es entspricht

den Interessen der Arbeiterklassen der großen Mehrzahl der

Bevölkerung — und ist zugleich als die fundamentalste Forde-

1) Kaat, Gnmdlegwig der MeUiphyaik der Sitten. Heimuig. von Kirehmuio.

1897. S. 52.

Archiv für Soiialwiwcwchaft u. Soiiatlpolitik. 1. (A. f. »o«. G. u. St. XIX.) 2. 20
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rung des Naturrechts zu betrachten. ,J>as angeborene Recht ist

nur tili dfistgcs" hat der größte Denker der Noisdt gesagt, und

,iFreiheit (Unabhängigkeit von eines anderen nöt^;ender Vi^llkfirX

sofern sie mit jedes anderen Freiheit nach einem allgemeinea Ge*

setz zusammen bestdien kann, ist dieses einzige, ursprüngliche,

jedem Menschen kraft seiner Mensdiheit zustehende Recht."')

Der Kapitalismus verdtdt dieses urq>rifaiglichste Menschenrecht;

drum mud er einer besseren und gerechteren Gesellschaftsordnung

Platz machen. Die Menschheit wird aber den Sozialismus nie als

ein Geschenk blinder, elementarer ökonom!<;rher Kräfte erhalten,

sondern muß die neue Gesellschaitsordnung zielbewußt erarbeiten —
und erkämpfen.

') Kant, Metaphysik der Sitten. Henoig. von Kirdunann. 187a S. 40.
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Die Bedeutung der Haushaltungsbudgets für die

Beurteilung des Brnähniiigsproblems*

Von

Dr. FRITZ KESTNER
in HoUe «. S.

Bmleituag.

Durch die Aufnahme von Haushaltungsbudgets und die sich

daran knüpfenden umfangreichen Erörterungen ist die Lehre von

der Konsumtion und Distribution wesentlich bereichert, sind unsere

Kenntnisse über Ernährung, Wohnung und sonstige Lebendialtung,

insbesondere der minderbemittelten Klassen erweitert, sind unserer

sozialpolitischen Gesct2^ebuiig wirblige Unterlagen gegeben worden.

Ks liegt nahe, weiter :-rhen und die verschiedenen Budgets einer

Vergleichung zu unterzieiien, um auf diese Weise Aufschluß zu er-

halten über die Lebenshaltung in verschiedenen Ständen, lierufs-

klassen und Vermögenssrhichten. Dies ist, besonders in letzter

Zeit, bezüglich der Ernährungsweise vielfach geschehen. Die Auf-

gabe dieser Abhandlung soll es sein, festzustellen, was wir fUr die

Ernahrungsfragen aus den Haushaltungsbudgets erfahren können,

und, was vielleicht wichtiger ist, nach der negativen Seite hin ab-

zugrenzen, worüber uns diesdben keinen Aufschluß geben können.^)

') Als (irundlagen der Untersuchung sind dabei im wescnUicbeo folgende

HatttbaltungsbudgcU benutzt worden:

Von Siteren, zonlditt die von Dttcpitienz 1855 in Belgien aofgenonunciiai

BudgeU von Arbeitern aller Benilie und LobnkUuMA tuid aneh etniger wohlhabender

Familien, in der fiir die ganze Frage grundlegenden genialen Bcarbehvag durch

Frnsl Engel :Ztschr. des sliclisisclK-n sl^itist. Bureaus Kt. S «. 9, 22. Nov. lS;7\,

v.-ii-(!»>r ahj^fdruckt und erneut bearbeitet a!s ,,Dic Lcbcnskoslcii belgischer Arheiter-

tamilica früher und jetzt" (Dresden C. Heinrich 1895;. i^-) ^^^^^^ die berühmten

201*
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Es handelt sich bei den bisher vorliegenden brauchbarenBudgets

in der Mehrzahl um industcielie stadtische Arbeiter. Für landwirt-

F«aUUcaiDoaograplikn voB Lc Flay und setaea Scbfileni, hcransctfriitB nter den

NuBcn ,|Lcs oiifricn EwoptoM'**) mä tJiM ootiieis de deos mottdes".*^ (s.)

Wtüer M« den leftten DfHid des Jikriiondcrli:

Dir brlgvcfac Bnqoete Tom Apitt 1891 — Fabrikaibeiler dlcr Art — in

Engels Bearbeitung von 1895.

Singer, Untcrsuchungeti über die sozialen Zustim ii in den Fabrikbezirken des

nördlichen Böhmens: Arbeiter einer BaumwoUspinocrci, m Groljahns Bearbeitung.

<3au cehkdit gdohvte Arbeiter.

Bftllia, Der HavilMlt der arbeiteiidcn KUtaen. Berlia 1883. Mehrere FuBilien

des Arbeiter- und des Mittelstandes in Berlin. (3.)

r> c h n , Dciilschr HaushaUungsbudgets. Annalcn des Deutschen Reichs. 1879

bis iSSi. 10 MttUuuuener und einige «ndne sÜddeatKbe und Berliner Arbeiter-

familien, (4.)

Hampke, Dai Auiga^ebndget der PriTatwirtieliAfken, Jena 1888. 7 Budgets

von Fanilien verKbiedeaer Elakonmcndiölte ta Halle a. & (5.)

Sebnapper-Aradt, 5 Dorfgemeinden auf dem bobea Tanan*. Sebmdllen

wL' n. sozialwissensch. Forschungen. Bd. IV, 1883: 1 Cbausscearbeiter und l Nagel-

schmied. Derselbe, i Uhrschildmadier im badischen Schwarzv'ald 1878. Ztscbr. för

die ges. Staatswimcb., iSäo. Alle drei mit sehr geringem Einkommen. (6.)

Landolt, 10 Baseler Arbeiterhaushaltimgcn. Ztscbr. für Schweix. Statistik

1891. Da«oa 5 anne, 3 mittel- nad 9 rekMlv vohUtnierte. (7.)

Fleiebf Fnakibrtcr Arbdtcrbadgete (3) 189a (8.)

Woerisboffer, Die soziale Lage der Sgaireaarbciter bn Groflhenogtnm

Baden, 1889. 15 Budgets. .\rm. (q.)

W o e r i B h o ff e r , Die soziale Lage der Fabrikarbeiter in Mannheim und dessen

nicbster Umgebung. 1891. 10 Arbeiter. Nicht ganz arm. (10.)

V. Reebenberg, Die EmilmiBg der Handweber in der AmidiauptaMaBediaft*

Zittaa. 1890k 38 Weber. Gans am. (li).

Knbaa, Die EnibiungirerfaSltniiie der ladiutiielleB ArbdterbeTölkening in

Oberschlesien 189t—1893. 100 Arbeiter verschiedenster Lohnschichten. (12.)

Fuchs, Die soziale Lage der Pforzheimer Bijouteriearbeiter. 1901. I%C«ibiaett-

mcistcr und 16 meist besser situierte .Xrbeitcr. (13.)

Hofmann, Zwei Hausbaltuog&budgcU aus dem Kanton Tho;^«. Zdtidir.

für eebwtic Statietik 189a. 8 üttttetatandrfamilig». [i^t^ 4 ,

M. May, Wie der Arbeiter lebt Berlm 1897. 10 eQdwestdeatsebe Arbcitcr-

Amilien aus verschiedenen Schichten. (isO

.\rhei(crbckr(tari:it Nürnberg: Haushaltungsrechnungen Nürnberger Arbeiter

(44 hr-raust^egcbcn von Adolf Braun, NOmberg. 1901. Gut gelohnte Arbeiter. (l6.)

Ferner auch uoch

:

*) Im folgenden immer abgekürzt mit U. E.

**) AbgekfiRt mit o. d. d. m.
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schaftliche Arbeiter und wohlhabendere Personen fließen die Quelleo

spärlicher. Es ist aus verschiedenen Gründen äußerst schwer,

genaue Budgets der ländlichen Hevölkerung aufzunehmen, die

sich zur Vcrgleichung mit städtischen eigneten. Sie stehen größten-

teils unter dem Zeichen wirtschaftlicher Gebundenheit. Ausgaben

für VVoiiiiLing kann man meißtcnteils nur mit Schätzungen ein-

setzen; denn die Wohnung ist entweder Eigentum oder wird vom
Arbeitgeber geliefert Die verzehrten Nahmngsmittel richtig zu be-

messen bietet große Schwierigkeiten, wo dieselben selbst gewonnen

oder als Tdl des Lohnes geliefert, jedenfalls nicht gekauft werden.

Ebenso fehlt es sehr an brauchbaren Budgets der wohlhabenden
Klassen. Die Führer der Haushaltsbücher gestatten nur ungern die

Veröffentlichung, wdl sie befürchten, an der Individualität ihrer

Ausgaben von anderen erkannt zu werden, so daß der Schleier der

Anonymität zerrisse. Vor allem aber fallt es äußerst schwer,

typische Budgets zu erhalten, um so schwerer, je weiteren Spiel'

räum das freie lüiikommen den Neigungen seiner Besitzer läßt.

Will man nun eine Vergleichung dieser verschiedenen Budgets

aufstellen, so muti zunächst betont werden, daß dies vom Stand-

V. d. G o 112 , Die Lage der ländlichen Arbeiter im Deatscben Reich, Bericht uiw.

1875. S. 486. Deuillierbue Bsdgctt oa lindlichen Arbdter&miliea ta Oft«

prcnfien und Wernigerode.

Ferner eine Reihe anderer, jedesmal aufzufiibrender Einzelbudgets.

Von den Bearbeitungen dieser Budgets sind herrorsuhcben , aufler den bereits

nngef&hrten AbbAttdlnnge», folgende AnftCtte und VoTtrSge Engeb:

Encel, Der Koetenwert de« Mensehen. 1883. VoUnwirUch. ZeiUck, Heft

37. 38-

Engel, Das Rechnongsbacb der dentschea Hausfrau. VoUnwirtacb. Ztschr.

Heft 24.

Engel, Preis der Arbeit bei den preußischen Kisenbabncn. Zischr. des pr.

stet. Bureaus. 1874. I.

Femer die schon silierte Arbelt Hampkes, dann „Die Hauahaltnng der

rbdtendea Klaawn'* von Grnber^ Jean 1887 und vor nllem Grotjahn, „Übet

Wandlungen in der Volkseraihnnig" , Schmollers staaU- und soziahviss. For-

schungen XX, 2. 1902, dessen vrrplrichendc Zusammenstellung erst diese Arbeit

ermöglicht hat, dessen Schlulilolgcrungen jedoch auch den AnlaÖ tu der im zweiten

Teil dieses Aufsatzes geübten Kritik gegeben haben.

Endlich habe ich auch an einigen Tunkten Haashaltungsbndgete*) beanlsen

ktencn, die ich seit Jahren in Lcipsig-Osthelm (einem Komplex von Arbeiter.

Wohnungen) aufiiahm.

•) ta folgenden wird HanshaltungabndgeU immer mit HHB. abgckdiH.
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punkt strenger Methodik ein Unding ist Denn die HHB. sind alle

auf ganz verachiedene Weise su stände gekommen: die einen aus

ein« oder mehijährig geführten Äu&eichnui^en (so die von

Duqj^tiaux, Lan<k»lt, May, Hofmann, Braun, Hampke, teilweise audi

von Le Play und seinen Schülern), die anderen auf Grund von

Budgets» die kurze Zeit gefuhrt und dann multipliziert worden sind

(so von Dehn, Rallin, v. d. Goltz, Sin^^er, sowie die belgische

Enquete von 1891), die dritten wieder nicht auf Grund von Haus-

haltsbüchern, sondern auf Grund eigener Erhebungen (so Kuhna,

Schnaiii)er - Arndt). — Wie HI IB. am besten aufzustellen und

zu berechnen sind, darüber besteht eine besondere methodische

Literatur.

Wollte man nun nur die Budgets vergleichen, die auf Gmind

derselben Mediode zustande gekommen sind, so müßte von vom»

herein jeder Versuch aufgegeben werden. Will man einen solchen

aber wagen, so mu6 man die methodischen Widrigkeiten mit in

Kauf nehmen und nur die offenbar unrichtigen HHB. ausschalten.

Betont sei nur, dafi die Erhebungen för kürzere Zeit, speziell bei

der Nahrung, geringeren Bedenken unterliegen, als etwa bei Kleidung,

Wohnung, Beleuchtung,— Ausgaben, die weniger regelmäßig wieder-

kehren und auch von der Jahreszeit abhängiger sind.

Aber selbst innerhalb dieser weitgezogenen Grenzen stößt die

Vergleichung auf große Schwierigkeiten, weil gemeinsame Maße

fehlen. Man kann nicht eine Familie mit 6 Kindern vergleichen

einer mit 2, Unverheiratete nicht mit Eheleuten. Daher dürfte

man eigentlich nur Familien mit ähnlicher, wenn nicht gleicher,

Kopfzahl und Alterszusammeoset^ng gegenüberstellen. Dann
würden aber die ohnehin qiarlichen Budgets auf ein Minimum
zusammenschrumpfen und „Tjrpen*' ließen sich gar nicht mehr

herausfinden. Um die Vergleiche weiter ausdehnen au können, hat

Engel einen Notbehelf angegeben. Er nahm an, daß ein neu-

geborenes Kind I brauche, dann jedes Jahr um 0,1 mehr, bis der

Mann mit 25 Jahren das Maximum = 3,5, die Frau mit 20 Jahren

= 3,0 erreiche. Die l wird (nach Quetelet) Quet genannt.')

Keimt man das Alter der einzelnen Glieder, SO kann man jede

Familie in Quets umrechnen.

Am inttniktitnten die .Abhandlungen von Landolt in der Ztschr. für Schweix.

Statistik 1894, 473 fKnngrcß-Debatlc) und Schnappcr-Aradt, zur Geschichte und

Kritik der Privatwinsciuittsstatistik. Bull, rin$titut internaL de statistique Ed. 3.

*) Die nähere Begründung dieser Rechnung bei Engel (s. S. 469^
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Diese Methode ist im allgemeinen anerkannt worden, wenn
auch vereinzelt mit Modifikationen. Eng^el selbst hat sie für die

belgischen Erhebungen von 1853 und 1891 angewandt und neuer-

dings hat sich Grotjahn der Mühe unterzogen, diejenigen zu-

verlässigen Budgets, die Gewichtsangaben für Nahrung enthalten, auf

dasselbe gemeinsame Maß zu bringen. Als solches wählt er

3,5 Quets, das sind die Einiiciten des ausgewachsenen Mannes. Ich

berüdcsichtige daneben auch die Budgets, die nur die Au^aben
enthalten, da sich aus diesen wenigstens dasVefhaltnts der einzelnen

Klassen schon erkennen laflt; auch ist auf die Quantitäten allein

nidit der Hauptwert zu legen. Die Nürnberger HHB. habe ich auf

Grund der mir von Dr. Adolf Braun freundlichst zurVeriUgung ge-

stellten Angaben über das Alter der Kinder in Quets umgerechnet^)

Dabei ist aber zu betonen, daß es sich bei diesen Mafien immer
nur um einen Notbehelf handelt und daß man wirklich exakte Ver-

gleiche weder aus dieser, noch aus anderen Methoden gewinnen kann.

I. Abscbflitt.

Von den beiden Nahrungsmittelgruppen, die wir unterscheiden,

wende ich mich zunächst den animalischen, und zwar dem
Fleisch zu:

L Grotjahn hat in der oben angegebenen Weise den

Fleischverbrauch berechnet bei den in der AnntL auf Seite i

unter 2 und 13 angegebenen Grnippen. Zieht man die Angaben
zusammen, so erhält man folgende Resultate:

Der Fleischverbrauch war ganz minimal bei den Zittauer

Webern, von denen unter 10 kg jährlichen Verbrauch auf die

erwachsene männliche Person hatten und keine Familie über 20 kg;

bei den böhmischen Spinnern, dem Chausseearbeiter und dem
ländlichen Schmied von Schnapper - Arndt, durchgängig unter

10 kg. Ebenfalls sehr niedrig bei den 15 Familien badischer

Tabaksarbeitcr, von denen 12 nnter 30 kg, 4 unter 10 kg brauchten.

Von den 176 Arbeiterfamilien der belgischen Enquete verbrauchten

118 weniger als 30 kg, nur 15 mehr als 50 kg. Von den Baseler

Haushaltungen (Landolt) hat die Mehrzahl ebenfalls weniger, als

Dm Alter mx nidit zu erialmn bei 7 FamiUeo ml GcttmUiugabcn tos

Ut5,47—i378,s8—1410,67—1584,77—16364s—1714,91—1940,89 Mk. Die^ nad

daher bei allen folgieadeii Geldberecbavagen foitgehMen worden.
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50 kg;. Ganz verschieden ist der \''erbratirfi schlesisrher Arbeiter

nach den multiplizierten und wenig zuverlässigen Angaben Kuhnas.

Bei den Mannheimer Fabrik- und den Pforzheimer Goldarbeitern

ist der Verbrauch großer, meist über 20 kg, wenn auch nur selten

fiber 50 kg. In den städtischen und ländlichen Angaben der O. E.

und o. dd m. — aus allen Tdlen Europas —> finden sich die ver-

schiedensten Angaben; in Stadt und Land kommen hohe und

ganz niedrige ZüTern vor. — Ganz anders ist ^er Fleisch-

verbrauch bei den Wohlhabenden, sowohl bei den von Ducp^tiaux

1853 liir Bdgien beobaditeten 6 Familien, als audi bd 6 wohl-

habenderen aus jüngerer Zeit, 3 Berliner Kaufleuten (Ballin und
Dehn), einem Berliner Arzt (Grotjahn), einem Thui^uer Beamten
(Hofmann) und einem kaufmännischen Angestellten der Charente

(o. d. d. m.). Ihr Fleischverbrauch ist durchgängig zwischen 80 und

ISO kg.

Erkennbar ist der Zusammenhang zwischen Einkommen und

Fleischverbrauch; dieser ist desto höher, je !esser gelohnt die

Schicht ist. Zwischen ländlicher und industrieller Bevölkerung ist

ein prinzipieller Unterschied nicht zu erkennen.

Grotjahii stellt besonders fest, daß je kümmerlicher das

Budget im allgemeinen, desto geringer auch der Fleischverbrauch

sei, und daß er bei den unteren Klassen hinreichend nur dort sei,

wo ein Schwein gemästet würde. Die Vorliebe für Fleisch sei im
Wachsen begriffen.

Die anderen Budgets, die nur Ausgaben enthalten, bestätigen

die obige, an sich selbstverständliche Behauptung, daO Höhe des

Einkommens und Fleischverbrauch proportional and. Zunädist

handelt es sich bei diesen um die Arbeit von Engel (i) über die

Lebenskosten belgischer Arbeiter 1853 und 1891. Auf i Quet
kamen 1855 jährliche Ausgaben in Mark liir Fleisch bei Gesamt-

ausgaben') von

^^600 fr. —900 fr. —ijioo fr. ~Moo fr. Idier aooo fr. ximmmen

0.34 i.n a,9 4.41 7«97 SitS

Der Jahreskonsum einer erwachsenen männlichen Person betrug

im Durchschnitt bei

*) Mta kMii «weifebf ob dnc Vergldcbtmg nit dem Eiokominea oder Gesunt-

avagftbea piindpidl richtiger »L Für beides sprechen Grttade. Ich folge der all-

gemcinüblidien Methode. Sehr erheblfch ist der Unterschied oichL
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Sikdt

Land

dUrAigen anskommenden qMzfUiigen Funilien

146 9-77 >8,6o

0.73 8,95 17,76

Die Familien in der belgischen Knquetc von 1891 teilt er nach

der Höhe der Gesamtausgaben in neun S(i7''.iUclassen ein; es gaben

jährlich pro Quet für Rind- und Schweinctieisch aus die Familien

mit Gesamtausgaben von

— 70 fr. —Sc fr. —90 fr. — loofr. — 1 10 tr. — 120fr.— 130 fr. — 140 fr, üb. 140 fr. proQuet

3,50 5,08 7,16 9,14 10,01 11,21 14,&S 15,71 19,43

^us diesen Zahlen kann man mit Engel folgende Schlüsse

ziehen

:

1. Bei dürftigen I'amiiien war der Jahreskonsuni 1853 ganz

minimal, sowohl auf dem Lande, wie in der Stadt. Auch bei aus-

kommenden und sogenannten sparfahigen Familien ist er noch sehr

gcnng. Bei den Wohlhabenden in Ixelles — in der Tabelle auf-

geführt — ist er beträchtlich.

2. Mit wachsendem Ebkommen steigt 1853 sofort und an-

dauernd der Fleischverbrauch sehr stark, von unter 600 bis über

1200 Fr. auf das zehnfache und darüber hinaus auf das zwanzigfache.

3. 1853 war der Fleischverbrauch auf dem Lande durd^;ängig

niedriger als in der Stadt.

4. 1891 sind die fiir Fleischnahning verwandten Summen in

den iinicrstcn Schichten sehr gering; auch hier steigen sie ganz

regelmäljig und r:isch bei steigendem Einkommen, — Über die

Veränderungen von 1853— 1801 s. später S. 334.

Engel bemerkt daher: Der Verbrauch tierischen Eiweißes ist

ein MaListab des Wohlstandes. —
Hampke unterscheidet bei seiner Aufnahme in Halle vier

Wohlhabenheitsstufen: in der ersten je ein Weichensteller, Schneider

und Maler mit durchschnittlich 1094 Mk. Gesamtausgaben, in der

3. ein Rentier mit 3045 Mk, in der 3. ein Fabrikant mit 7945 Mk.,

in der 4. ein hoher B^mter mit 18206 Mk. Gesamtau^;aben. Es

betrug der Verbrauch jährlich in Mk. in der Klasse

I. U. III.

fax Fleiich 73,45 3iSiS^ S37>^

Wnnt and Scbinken 25,94 85,0 122,40

IV.

1188 Mk.

oder es stieg der Verbrauch von Stufe zu Stufe von

Fleiseb l nuf 4.3 "i^
Wwit und Scbinken 1 „ 3,3 4i8

16,4

8.6



314 Friu Kestaer,

Viel beweisen so wenige Fälle natürlich nicht Sie bestätigen

die E n ge 1 sehen Angaben. —
Auch nach den Nürnberger Erhebungen von 1899 steigen die

Ausgaben (Ür Fleisch bis 2u der Stufe von 1500 Mk. Gesamtaus-

gaben; in den beeren Stnfen sind prozentual gldch.

Über den Verbrauch der einzelnen Fleischsorten wird die An>

gäbe gemacht, daß das Verhältnis von Rind-, Schwein-, Kalb- und

Hammelfleisch wäre wie 235 : 82 : 39 : 8. Durchschnittlich verzehre

eine Familie 251 gr. Fleisch, das sei so viel, als man in bürger-

lichen Familien auf den Kopf rechne.

II. Der Fett verbrauch ist bei allen beobachteten Gruynien

sehr gleichmäßig. Bei der «j^anz überwiegenden Mehrzahl aller be-

trägt er 10— 20 ki^ jährlich für die erwachsene männliche Person.

Unter 10 kg smkt der I'ettverbrauch bei dem Chausseearbeiter

und dem Schmied Schnapper-Arndts, sowie erheblichen Teilen der

Mannheimer, Fforzheimer und badischen Tabaks- und Baseler Ar-

beiter, der böhmischen Spinner, der belgischen und der industriellen

Arbeiter der o. d. d. nu; und einem noch gröfieren Teil der Land*

arbeiter der o. d. d. m. — Dagegen steigt er bis zu 30 kg bei

den wohlhabenden, sowie einem Teil der gut gelohnten Arbeiter,

der ländlichen Bevölkerung, industriellen Arbeiter aus dem O. E.

und der o. d. d. m., der schlesischen Arbeiter und 21ittauer

Weber. Uber 30 kg^ kommen nur in vereinzelten Fällen vor. Im
allgemeinen ist also der Fettverbrauch bei den Wohlhabenden etwas

höher, aber keineswegs durchgängig. Zwischen Stadt und Land

ist ein allgemeiner Unterschied nicht zu erkennen.

Auch Grotjahn konstatiert, daß sich die geringen Schwan-

kungen in verhältnismäßig engen Grenzen hielten. Genügend sei

der Fettverbrauch bei den Minderbemittelten nur, soweit sie ein

Schwein hielten. Er hebt femer die zunehmende Verdrängung

der pflanzlichen durch tierische Fette und die hohe Wertschätzung

der Butter hervor, die bei den Wohlhabenden fast identisch mit

Fett wird. —
In der En gel sehen Lebenskosten belgischer Arbeiter finden

sich wesentliche Differenzen zwischen 1853 und 1891.

Der Fettverbrauch nahm 1R53 von Klasse zu Klasse erhebheb

zu, \ on 1,92 Mk. pro Quet bei Gesamtausgaben von unter fxX) hrcs.

bis auf 10,65 Mk. pro Quet bei .Ausgaben über 2000 Frcs., stieg also

fast auf das 10 fache. Er war auf dem Lande etwas größer als in

der Stadt. Bis 1891 ist er so stark gestiegen, daß er jetzt auf der
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niedris^stcn Einkommenstufc so hoch ist, wie damals auf den höchsten.

Auch 1891 steigen mit wachsendem Einkommen die Ausgaben für

Fett, aber nur bis zu einer gewissen mittleren Grenze; von da an

bleiben sie stalnl. Bei Gesamtausgaben bis 70 Frcs. betragen sie

8,16 Mk. pro Quet, bei Ausgaben von 100—lio Pres. 15,16 Mk^
bei Ausgaben von 130—140 Frcs. 15,70 Mk. —

In den 7 Hallenser Budgets von Hampke wurden ausg^eben
in der Wobihabenheitsstufe

1. II. III. IV.

für Bitter $5,77 98,50 ^33,50 482 Mk.

„ Fette 36,93 49.80 50^90 40 „

oder es stiegen die Ausgaben von Stufe zu Stufe wie

bd
Butler von t : 1,8 : 4,» : 8.6

FeKea „ i : t,8 : i,8 : 1,5

Der Butterverbrauch steigt also mit wachsendem hinkommen
wesentlich, der von Fetten unwesentlich. —

Nach den Nürnberger Aufnahmen war der Verbrauch auf

I Quet in Mark bei Gesamtausgaben bis

bei — locx) Mk.— 1250 Mk. — 1 500 Mk. —-
1 7 30 Mk. —2000 Mk. Üb. 2000 Mk.

Butler 0,93 0,75 1,03 1,63 1,60 1,48

anderen Fetten 1,7 8,1 3,3 2,7 2,S 3,4

Doch sind unter iocx> Mk. nur eine und über 2000 Mk. nur

zwei Familien dargestellt.

Die Angaben lassen auf einen selir t^^cringcn und liesonders in

den unteren Klassen unbefriedigenden Fettverbrauch schließen.

Das Ergebnis ist darnach im ganzen folgendes

:

I. Der Fettverbrauch steigt zwar mit wachsendem Einkommen

bis zu einer gewissen Grenze, ist aber im ganzen nicht sehr ver-

schieden; er sinkt selten unter ein crewisscs Maß, da er sich weniger

einschränken läßt, als der Fleisciikonsum und bei geringem Ein-

kommen oft das Fleisch ergänzen muß.

2 Die Hauptunterschiede liegen liier in der yualität^ mit zu-

nehmender Wohlhabenheit überwiegt die Butter.

3. Zwischen Stadt und Land ist ein prinzipieller Unterschied

in der Quantität nicht festzustellen.

4, Soweit erlcennbar, ist der Fettverbrauch gestiegen.
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5. Zu bemerken ist noch, daß Fett wegen seiner Eigenschaft

als Hekniittel ^) im Norden mehr konsuime: t wird, als im Süden.

m. Von andern animalischen Nahrungsmitteln, aufier Fleisch

und den tierischen Fetten, kommen noch Milch und Käse in Be-

tracht Esmu6 darauf verzichtet weiden, dneVeiig^ldchung des Müdi-

verbraucfas vorzunehmen, so wichtig auch seine genaue Feststellung

wäre. Aber einmal sind unsere Kenntnisse über diesen Punkt zu

lückenhaft und sodann hängt der Mttdiverbrauch in erster Linie ,

von der Kinderzahl ab. Darum versagt hier völlig die Um"
rechnung auf Engeische Einheiten, Bei den Erwachsenen aber

wird der Verbrauch, in viel höherem Mriße als bei Fleisch und

Zerealien, von Her Geschmacksrichtung beeinflußt Bei meinen

eigenen Aufnaiimcn in Leipzig-Osthcim fand ich zwei Familien mit

fast gleichem Einkommen und Kinderzahl, von denen die eine

wöchenilirh 1,20, die andere 0,20 Mk, für Milch ausgab. Die

erstere Familie erklärte Milch für das einzig wirklicii gute Nalirungs-

mittel, die andere (lir „schlampig" und ungesund. Die Nürnberger

Erhebungen scheinen diese Erfahrungen zu bestätigen. Die jähr«

liehen Ausgaben schwanken zwischen 17 und 163 Mk., zwisdien

1,29 und 8,32 Proz. der Gesamtausgaben.

Ad. Braun selbst findet, daß die Ausgaben fihr Milch bei

größerer Wohlhabenheit steigen. Dasselbe findet Engel für die

belgischen Arbeiter von 1891 und Hampke für die Hallenser

Familien.

Der Milchverbrauch war ferner sehr hoch bei den Baseler Ar-

beitern, durchschnittlich 400 Liier jährlich Rir die erwachsene männ-

liche Person, sehr niedrig andererseits bei den Zittauer Webern.

Grotjahn selbst konstatiert, dali die Milch in steigendem

Maße von erwachsenen Personen gemieden werde.

Es läßt sich also auf Grund der HHB. wenig über den Ver-

brauch an Mflch — und ebenso von Käse — sagen. Wahtschein«

Uch ist — auch nach sonstigen Angaben —, daß mit wachsendem

Einkommen der Milchverbrauch steigt Die Qualität spidt dabei

eine große Rolle. Daß das Land hierin und wohl auch in

der Quantität die Stadt übertrifft, ist sehr wahrscheinlich. — Der
Milchverbrauch wird bei den Angaben über animalische Nahrung

im ganzen nochmals berücksichtigt.

IV. Der Verbrauch an Zerealien hält sich ziemlich gleich-

') Dies ist nicht unbcstriuen.
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mäßig zwischen loo und 300 1^ auf den erwachsenen Mann, nur

g^nz ausnahmsweise sinkt er unter 100 kg; andererseits steigt er

in der städtischen Bevölkerung selten über 300 ktr Etwas unter

dem Durchschnitt stehen die badischen Tabaksarbeiter und durch-

gängig die Wohlhabenden; etwas darüber die Zittauer Weber, die

Pforzheimer Goldarbeiter, die belgischen Arbeiter und ganz erheb-

lich die ländliche Bevölkerung der O.E. und der o. d.d. m.; 31

HHB. von 45 weisen hier einen Verbrauch von mehr als 300 1^
auf, 6 sogar über 500, Mengen, die die städtische Bevölkerung nie>

mals erreicht.

Grotjahn konstatiert besonders, dafi bei Bauern, Land-

aibeiteni, Gesinde und ländlichen Handwerkern die Zerealien über-

wiegen, sowie dafl die Wertschätzung des Weifibrotes g^nüber
dem Roggenbrot stiege.

Letzteres stellt auch £ngel iiir die belgischen Arbeiter fest;

während der Weißbrotkonsum wesentlich gestiegen ist, ist der von

Roggenbrot stark zurückgegangen. 1853 wuchs der Verbrauch an

Weizenbrot mit steigendem Einkommen. Diese Tendenz besteht

zwar 1891 noch, aber längst nicht so stark. Von einer mittleren

Stufe — etwa iio fr. Gesamtausgaben pro Quet — bleiben die

Ausgaben lur Weißbrot und Brot überhaupt stabil, wahrend sie 1853

andauernd stiegen. 1853 verzehrte das Land an Roggenbrot das

3— 4 fache, an Weizmbrot dagegen ein Drittel des städtischen

Konsums. Für 1891 fehlen getrennte Angaben in Stadt und Land.

In den 7 Hallenser Budgets Harnpk es gaben aus:

WohUiftbeoheiUstufe I. IL HL IV.

fltr Wcisenbrot »9,58 66,00 87«oo 277,00

„ Roggenbrot 1171O7 92,55 iS4^ 187,00

Hier bleiben also die Ausgaben für Roggenbrot konstant,

w'ahrend die von Weizenbrot selir stark steigen. —
In den Nürnberger Erhebungen ist der Brotvetbrauch in

den einzdnen Klassen nicht sehr verschieden; er steigt bei allen

Brotsorten, sowie auch bei Kuchen (der hier in Weißbrot ein-

gerechnet ist), etwas mit wachsendem Einkommen — von 13,8

bezw. ii,i Mk, pro Quet bei Gesamtausgaben unter 1000 bzw,
i2$o Mk. auf 17,5 bzw. 17,7 Mk. bei Ausgaben über 1750 bzw.

oder es stiegen die Ausgaben

bd Welienbrot i 3

» Roggenbrot i 0,8

3.9

wie von

I3,S

»,7
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2CXX) Mk. — Die Kinderzahl spielt natürlich eine sehr ^oße Rolle.

Der Konsum von Weiß- und Schwarzbrot war ungefähr gleich,

anders als in Norddeutschiand. In meinen Erhebungen wird ziem-

lich durchgängig für Schwarzbrot 5—6 mal soviel ausgegeben, als

fiir Weißbrot

Im ganzen dürfte etwa fönendes festzustellen sdn:

1. Der Verbrauch von 2^realien zusammen ist in den minder-

bemittelten Klassen ziemlich gleichmäßig, erleidet nur bei sdir ge-

ringem Einkommen öfters erhebliche Einschränkungen. Uns fehlen

aber die Budgets der ganz armen Bevölkerung. — Bei größerer

Wohlhabenheit sinkt der Verbrauch im ganzen, bleibt aber noch

immer ziemlich beträchtlich.

2. Mit gröfierer Wohlhabenheit steigt der Konsum von Weil3-

brot auf Kosten des Roggenbrotes. Doch spielen lokale Verhältnisse

eine Rolle. Der Verbrauch von Weizenbrot hat Im ganzen mehr
zugenommen, als der von R<^;genbrot.

3. Der Zerealicnkonsum ist in der ländlichen Bevölkerung

größer als in der städtischen.

V. Dar Kartoffel verbrauch weist sehr grofie Schwankungen

auf; er ist sdir hoch, d. h. durchschoittlich über 300 kg auf den er-

wachsenen Mann bei den schlesischcn Berg-, den badischen Tabaks-

arbeitern, den böhmischen Spinnern und den Zittauer Webern, auch

dem Chausseearbeiter und Schmied bei Sclinapper-Arndt Die

Wohlhabenden stehen mit durchschnittlich 200 kg etwa in der

Mitte. Der Verbrauch ist gering, d. h. überwiegend unter 200 kg,

bei den gut bezahlten städtischen Arbeitern der o. d. d. m. und

den Pforziieinicr Goldarbeitern. Die anderen industriellen Arbeiter

der ü. d. d. m., sowie die landliche Bevölkerung weisen die ver-

schiedensten Ziffern auf, entsprechend den verschiedenen Herkunfts-

ländern.

Grotjahn stellt fest:

1. Der Kartoffelkonsum sei unter den rdn geldwirtschaftlich

gelohnten Industriearbeitern am weitesten gediehen, steige auch bei

den landlichen Arbeitern.

2. Mit wachsender Wohlhabenheit verschwinde die Kartoffel

nicht; sie trete neben die Zerealien (Korrelation). —
Aus Engels Angaben über die belgischen Arbeiter geht her-

vor, daß der Konsum 1891 sehr gleichmäßig durch alle Schichten

war und g^eniiber 1853 etwas gestiegen ist, besonders in den
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unteren Schichten. 1853 ^var der Konsum auf dem Lande weseot>

Uch größer als in der Stadt.

In der Nürnberger Erhebung be.«?teht keine bcsoncit rr Rubrik

für Kartoffeln, sondern nur für alle Wurzelgewächse zusammen. Die

Quctbeträ^e sind in den Stufen

— 1000 — 1250 — 1500 — 1750 —2000 über 2000 Mk. gcs. Ausgaben

2,23 2,1 1,8 !,7 2,2 1,9

Die Ausgaben fallen bis etwa 1500 Mk. und bleiben von da an stabil.

Ad. Braun konstatiert, daß eine Familie durchschnittlich i8— 19 Mk.

für Kartoffeln ausgebe und zwar die ärmsten 2—3 mal soviel als die

besser situierten Arbeiter. Überhaupt spielt die Kauüilci eme sehr

große Rolle. Vgl. die hohen Gewichtsziffern auf S. 74 dortselbst.

Eine vergleichende Betrachtung des Kaitoffelverbraiichs winl

aufs änfierste beeinträchtigt durch den Mangd an Ang;aben för die

Arbeiter mit ganz niedrigem Einkommen. Von diesen besitzen wir

eigentlich nur die Budgets der Zittauer Weber, sowie von einigen

scfalestschen, belgischen und Frankfurter Arbeitern. Vor allem ver-

sagt hier völlig die Nürnberger Statistik, wo nur ein Budget ge-

ringere Ausgaben als 1000 Mk. aufweist Die Angaben der O. £.

und der o. d. d. m. kommen andererseits nur teilweise in Betracht;

eine t^anze Reihe sind in Ländern aufgenommen, wo die Kartoffel-

nahrung gar keine Rolle spielt. — Daher ist über die wichtii^ste

Frage, inwiefern tritt bei niedrigem Kinkommcn die Kartoffel an

Stelle der Zercalien, nur wenig zu sa^cii. .Viulere Beobachtungen

ergeben, daß dies der Fall war, ebenso auch die wenigen Arbeiter-

budgets, die wir aus ganz armen Schichten haben. Hätten wir

mehr, so wQrde sich dasselbe Eigebnis ^di«riich nodi sdiärfer

herausstellen.

Abgesehen davon ergibt ^ch weiter r

1. Von einer gewissen Einkommenshöhe ab bleibt der Kartoffel»

konsum stabil und nimmt mit steigenderWohlhaboihdt nicht mehr

ab. Es kann sein, dafi diese von G rotJahn beobachtete Er-

scheinung allgemein stimmt, obgleich es nicht feststeht Ist die

Stufe erreicht, auf der es möglich wird so viele Zerealien zu

kaufen als es gewünscht ist, so liegt keine Veranlassung für oder

gegen Beschränkung des Kartoffelva*brauchs mehr vor. Es ent-

scheiden vielmehr nun zwischen Zerealien und Kartoflfeln individuelle

Neigungen.

2, Ob der Kartofielkonsum im allgemeinen auf dem Lande
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oder in der Stadt größer, ist schwer zu sagen. Grotjaiui be-

hauptet das letztere; die bäuerliche Bevölkerung verwende dagegen

die Kartoffel zur Schweinemast Er zitiert femer Max Webers
Untersudiungen, wcmach auch unter den ostelbischen Landarbeitem

die Kartoffdnahrung die von Zereatien verdrängt, je mehr an

Stelle der natural-gelohnten Insten die geld-gelohnten Tagelöhner

treten.

Die letztere Behauptungen dürfte richtig sein. Ob sich aber die

Kartoffel nahrung bei den industriellen Arbeitern wirklich mehr aus-

dehnt als bei den ländlichen, ist schwer zu sagen. Aus dem vor-

liegenden Material ergibt sich e'n allgemeiner Gegensatz zwischen

Stadt und Land nicht, vielmehr wohl nur ein Zusammenhang

mit dem Einkommen. — Ich gehe hierauf später nochmals ein.

3. Inwieweit endlich die Kartoffelnahrung zugenommen hat,

— daß sie zunimmt, weitJ man aus anderen Quellen, — darüber

üfit äch aus den HHB. eigentlich nur sagen, was die Engeische
Vergleichung zwischen 1853 und 1891 ergibt Damach sind die

Quetbeträge auf de» unteren Stufen gestlegen, auf den höheren

ziemlich gldch gebUeben. Andererseits ist aber zu beachten, dafi

nach Engel S. 87 die Detailpreise 1891 etwa um ein Viertel höher

waren als 1853.

VI, Auch bei den übrigen Vegetabilien, so sehr sie bei

der Ernährung ins Gewicht fallen, ist die Vergleichung fruchtlos.

Grotjahn stellt fest, daß ,,IIafcr, Gerste, getrocknete Linsen,

Bohnen und Erbsen ganz aus der Volksnahrung zu verschwinden

drohen". — In den N ü rn b c rger Erhebungen wird konstatiert, daß

der Verbrauch von grünen Gemüsen und Salaten bei wachsender

Wohlhabenheit stiege, der anderer vegetabilischer Nahrungsmittel

fiele. Eine eigentliche Regelmäßigkeit läßt sich aber nicht fest-

stellen.

Vn. Sdiliefilich wäre noch eins der wichtigsten Nahrungsmittel

zu erwähnen, der Zucker, der sidi aber durchaus nicht in allen

HHB. findet und nur bei den aus letzter Zeit stammenden ver-

gleichen läßt. In den O. E. und o. d. d. m., wie in den Ducp^tiaux-

schen Erhebungen von 1853 siiielt der Zuckerverbrauch erst eine

ganz verschwindende Rolle. Die Angaben Kuhnas sind sehr un-

sicher. Bei den Zittaucr Webern fehlt er fast völlig, bei den Baseler

Arbeitern ist er sehr gering, niemals über 13 kg. Dagegen beträgt

er bei den wohlhabendeti etwa gegen 25 kg. Die Budgets aus

England weisen durciigängig höhere Zittern auf. Grotjahn bc-
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merkt, daß der höchst wünschenswerte Zuckerverbrauch sich re-

spektabel nur in den Budgets der wolilhabenden und besser gelohnten

Arbeiter lande, falls letztere, wie in England und den Vereinigten

Staaten von Amerika, den Zodcer hSSHg erhielten.

£ngel berechnet för den belgischen Arbeiter 1891 ein ziemlich

ständiges Anwachsen des ZuckerveHbfauchs von Stufe zu Stufe.

Ebenso steigen in den Hallenser Budgets Hampkes die Ausgaben

in den Wohlhabenheitsstufen

L IL IIL tv.

8,42 33^ II7i50 t6o Mk, oder

wir 1:4 14 19

Für die Nürnberger Arbeiter etgeben sich folgende Quet-

beträge:

— 1000 — 1250 — 1^00 —1750 —2000 aber 2000 Mk. GesamUusgaibea

1,67 1,70 3,6 «,3 a,5 s,o

Die Ausgaben sind sehr verschieden, aber ziemlich durchgängig

höher bei kinderarmen als bei Idnderreichen und bei besser situierten

als bei ärmeren Arbeitern. Als Jahreskonsum werden pro Kopf

10 Vs leg berechnet

Im allgemeinen steht fest, daß der Zuckeilconsum

1. stark im Wachsen begriffen ist,

2. bis zu einer gewissen Grenze mit dem Einkcmunen wächst,

soweit nicht individuelle Gewohnheiten Abweichungen bedingen.

Vni. Die übrigen Nahrungs- und Genußmittel sind nicht so

allgemein verbreitet, daß es möglich wäre, durchaus gültige Er-

scheinungen herauszufinden. Dies könnte höchstens für Salz und

Kaffee geschehen, der ja in Deutschland überall konsumiert wird.

Wir besitzen aber für beide, wie für viele andere Stoffe, ein besseres

und zuverlässigeres Material ni den Verbrauchsbercchnuugen
auf Grund der Produktions- und Außenhandelstatistik. Von Inter-

esse wäre daher nur, den Verbrauch d^ gesamten Durchschnitts

der Bevölkerung zu vergleichen mit dem des Arbeiterstandes; da-

rüber vgl spater S. 347.

Nach Engels Berechnungen steigen die Ausgaben belgischer

Arbeiter fiir Kaffee ganz regelmäßig mit wachsendem Einkommen

von 149 Mk. pro Quet auf der niedrigsten, auf 4,62 Mk. auf der

höchsten Stufe 1S53 und ebenso 1891 von 2,89 Mk. auf 6.20 Mk.

Ebenso steigen bei Hampke die Ausgaben in den 4 VVohlliabciiheits-

stufen von i : 1,7 : 6.6 : g,6. Dagegen ist in Nürnberg kein Zu-

sammenhang mit dem Einkommen ersiclitlich.

Archiv für Sozialw»sentch»ft u. SosiAtpoliütc L (A. f. lor.G. u. St. XIX,) a, *1
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Feststehen dürfte wohl, daß der Rancckonsuin im aligemeinen

bei grofierar Wdühabenhdt zunimmt; der Hauptunterschied liegt

aber in der Qualität

Der Salzverbraucb Ist dagegen, vdc aus anderen Angaben be>

Icanntp in den niederen Einkommenssducfaten bdher.

IX. Äuflerst wichtig wäre es, auf dem Wege des HHB. den

£infHis8en des Alkohols näher zu kommen. Aber hier versagen

sie m. £. £ist völlig. Man erfahrt, wieviel Ker die Familie zu

Hause trinkt, aber fast niemals, wieviel der Mann außer Hauses

braucht Auch die En gelschen Angaben versagen hier, da in den

Wirtshausau^aben Speisen und Getränke zusammengerechnet sind.

Kme Ausnahme scheint nur die Nürnberger Erhebung zu

machen, einmal wohl, weil sie vom Arbeitersekretariat aufgenommen

ist, sodann auch, weil dort die Antialkoholbewegung die Menschen

noch nicht scheu gemacht hat in der Angabe ihres Aikoholver-

brauchs.

In den Nürnberger Haushalten wurden nun 9,21 % der Ge-

samtausgaben auf Bier verwandt Andere Getränke kommen für

Nfimberg nicht in Betracht, auch Branntwein nicht (o^ti% der

Gesamtausgaben). Die Ausgaben sind in den einzelnen Familien

sehr versdiieden; mit wachsendem Einkommen steigen sie absolut

aber nicht relativ. Es machten die Ausgaben itir Getränke aus

von GcMnUnupkben —1000 —1350 —1500 —1750 —MOO Uber aooo Bik.

ia % tt^S 10.55 944 to^4« 8.95 «.74

Bedauerlich ist auch hier der Mangel an Budgets der schlecht

bezahlten Arbeiter.

Die Masdma betragen 324,38 Mk. a 22% der Gesamtausgaben

bei einem verheirateten, kinderlosen Former, 294,1 1 Mk, ^ 24%
und 28$ Mk. 22^0 (verheirateter Posamentierer). Andererseits

kommen Minima bis herab zu 45,41 Mk. und 35,34 Mk. vor (d. s.

II bzw. 9 Pf. pro Tag).

Dabei sind die ßrauer noch nicht mit inbegrifien. Ad. Braun
hebt hervor, daß die obigen Maxima— sV«—3% I — noch aufkeine

Unmäßigkeit schließen lassen; in Nürnberg sei eine tägliche Na-

turalleistung von 7 1 für den gelernten und 5 1 für den ungelernten

Brauer üblich! Kr macht ferner in interessanter Weise darauf auf-

merksam, dati es sich bei dem im Wirtshaus getrunkenen Bier sehr

oft um Begleiterscheinungen (Geselligkeit, politische, gcwerkschaft*

liehe Interessen) handele.
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Natürlich sind diese Nürnberger Angaben aber

typisch für Deutschland.

Für Tabak endlich sind die individuellen Neigungen zu ver*

schieden, um nllfjemcine Resultate ergeben zu können. Auch hier

ist auf die allgemeine Verbrauchsbercchnuog zu verweisen, —

Aus den oben gegd}enen Zusammenstdlungen des Verbrauchs

der einzelnen Gruppen von Nahningsmittehi (I—IX) eigeben sich

von selbst die Zusammenhänge» die zwischen den einzelnen be>

stehen.

A. Für die Stadtbevölkerung ist im allgemeinen folgendes

zu konstaüeren: der Konsum von Fleisch und Zucker, auch wohl

von Milch, nimmt mit steigender Wohlhabenheit zu, — immer bis

zu einer gewissen Grenze. Der I'ettkonsum ist ziemlich gleichmäßig,

geht selten über ein gewisses Maö hinaus oder unter ein solches

hinab ; bei größerer \\ ohlhabenheit überwiegt die Butter. DerKonsum
von Zcrcalieu steigt in den uaLer.>,Len Schichten, bleibt dann lange

stationär und sinkt bei wachsender Wohlhabenheit; der von Kar-

toffdn sinkt von der untersten Schicht an bis zu einem gewissen

Punkte und bleibt von da an ziemlich stationär. Soweit erkennbar,

wädist der Verbrauch an grünen Gemüsen und lallt der von anderen

L^iuminosen mit dem Einkonmien. Der KalTeeverbrauch wachst

entsprechend. Ober Alkohol und andere Genu6mittel ist allgemein-

gOItiges nicht festzustellen.

Engel (i) hat zuerst mit voller Scharfe den Satz aufgestellt,

daß die Größe der animalischen Nahrung ein Maßstab des Wohl-

standes sei. Er Hcfcrt speziell für seine belgischen Verhältnisse

eine ganz überzeugende Statistik.

Es kamen 1853 auf l Quet bei Gesamtausgaben

—600 —900 —X200 —2000 mehr als 2000 Frc5.

für tierische Nahniog 3,22 5,37 9,77 14.22 2\,&2 Mk.

„ pflanrliche „ 16,38 12,49 »5.78 32,39 50,55 „

oder es stiegen die Lebenskosten bei

—600 —900 — 1200 —2000 mehr .lis 2000 Frc».

tierischer Nahrung von 1 auf 1,67 3,01 4,91 6*77

ii37 1.57

oder von den Gesamtausgaben entfielen auf

(ierischc Nahrung 11,39 12,5 17,11 i7i75 ^1ißS%

pflMuUche „ 58,01 53,33 45,17 98,60 39i95*/o

31
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Auch für 1891 stimmt das im wesentlichen noch, wenn auch

nicht so scharf pointiert.

£s kamen aut i ^uel bei Gesamtausgaben

—80 —100 — 120 —200 Mk. pro Qttet

tierische Nahrung 15,72 23,63 29,90 36,45 „

pflanzUche „ 28,39 30,91 35,3<i 34,70 „

oder es stiegen die Lebenskosten bei

tieriseb«r Nahmag voo 1 auf 1,5 1,9

pflanzliGlier ,1 „ < •« i** 1|S

oder von den Gesamtausgaben entfielen auf

tierische Nahnutg 22,12 26,30 7~.-i,2 36.45^0

pflaoslicbe „ 39,98 34.42 32.21 i^Jo%

Diese FeststcUung Engds findel in allen anderen Budgets ihre

Bestätigung, natürlich nicht überaU, vor allem nicht bei knapperem

Material, mit deiselben Schärfe. In den Nürnberger Erhebui^n
sind die Quetausgaben bei Gesamtausgaben

^1000 -••laso —tsoo —1750 —Moo aber aooo

fllr uunaliicbc Nahiung 9^1 29,90 «6,09 33,14 48^90 36,57

H vegeUbOnebe „ «1,14 S3,is a3»3i >7i04 33t7o 3ti53

Landolt hat für seine Baseler Familien berechnet, daß 6,

deren Nahnsng unbefriedigend ist, 51%, die besser situicrten da-

gcj^cn nur 29,7 "j^^ ihres Eiweißes in vegetabilischer Form zu sich

nahmen.

NatÜriidi q^den auch individudle Gewohnhdten hindn und
zu betonen ist femer, daß diese Feststellungen inmier nur bis zu

einer gewissen oberen Grenze richtig sind. Ist eine Einkommens-

läge erreicht^ die eine befriedigende Ernährung ermöglicht, so ist

das was darüber hinausgeht, als frdes Einkommen beliebig ver^

wendbar.

B. Für die ländliche Bevölkerung sind so allgemeine Resul-

tate nicht festzustellen. Dies wäre, infolge der Bedeutung lokaler

Gewohnheiten, höchstens innerhalb bestimmter Gebiete möcrlich.

Vor allem ist wichtig, wie Grotjalin hervorhebt, ob ein Schwein

gehalten wird. Zu beachten ist sch]icl.)lich, daß uns für ländliche

Arbeiter nicht ein Massenmaterial zur Verfügung steht, wie bei

einer Reihe städtischer Arbeitergruppen.
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Unter Berücksichtigung dieser Umstände ist folgendes zu kon-

statieren : Der Fleischverbrauch ist bei der selbständifTcn und wohl-

habenden ländlichen Bevölkerung hoch, bei der uiisclbblandigen und

ärmeren, besonders den meisten Arbeitern, sehr niedrig, ja erheblich

niedriger als in der Stadt; der Fetüconsum schwankt etwas mehr

als der städtische^ ist insbesondere da, wo kein Schwein gehalten

wirdp sehr niedrig. Der Zerealienverbrauch ist durchschnittlich

höher als in der Stadt; der von Kartoffeln ist bei der wohlhabenden

ländlichen Bevölkerung etwa so groß, wie bei der wohlhabenden

städtischen, der Konsum .der armen Bevölkerung, insbesondere der

landwirtschaftlichen Arbeiter, in Gegenden, wo die Kartoffelnahrung

überhaupt üblicli ist, so hoch, teilweise höher, als bei der armen

städtischen Bevölkerung. Da bei sonst etwa gleicher Nahrung der

Zerealienkonsum auf dem Lande durchschnittlich höher ist, so ist

überhaupt die Nahrungsmenge dem Volumen nach bei der land-

lichen Bevölkerung größer als bei der industriellen.

Diese Feststellung unterscheidet sich von der G r o t j a h n s in

wesentlichen Punkten. Grotjahn trennt nämlich die wohlhabende

und die ärmere ländliche Bevölkerung nicht, sondern trägt der all-

gemeinen Vermögenslage prinzipiell nur bei der stadtischen Rech-

nung. Das halte ich abö: schon auf Grund seines Materials f&r

feilsch. Vei^eiche darüber im folgenden Abschnitt

£bendort siehe auch, wdchen Veränderungen die Nahrung

unterworfen worden ist

n. Abscbnitt.

Es erhebt sich nun die Frage: Inwieweit ist diese Nahrung ge-

nügend und rationell ? Um dies fest/ustollen, bedarf es eines sicheren

Maßstabes, was genügend und rationell ist.

I. Dieser laßt sich zunächst finden in allgemeiner Anschauung.

Man hat ja ungefähr einen Begriff, welche Nahrung genügend ist

und nach diesem allgemeinen B^priff wird dann der betreffende

Fall beurteilt. Ein Beispiel dieser Art ist die Zusammenstellung,

die Bohmert') auf Grund einer Anfrage bei 106 deutsdien

Großbetrieben mit 104000 Arbeitern im Jahre 1874 gemacht

hatte.

Im „Arbeitcrfremd** 1874 icprodiuiert Derselbe bescbiftigt akb fiberbaupt'

vielfach mit dem Tben».
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Es waren ernährt

von 100 luttaiiem voa loo Fmaen

nngenttgcnd (Kaitoffda, Butterbrot, Kaffee)

«mlhemd genOgcad (i. T. Fkiieh)

gut (Fleisch bei den Ilauptmahlzeitea)

sehr gut (Fleisch auch bei aaderen Mahlzeilea) 21 II

Die sddechte Ernährung der Flauen rühre von ihrer Putz-

sucht heri

n. War diese Methode nur auf ,JPkiuds" und gar nicht auf

Wissenschaft au%ebaut, so ist <üe nächste dafiir zu theoretisch.

Es ist die audi von Engel zum Teil befolgte, ein festes Maß not«

wendiger Kalorieneinbeiten aufzustellen — .^ostmafi" dann die

Budgets in Kalorien (Eiweiß, Fett, Kohlehsnlrate) umzurechnen und

diese „Kostsätze" mit deti Kostmafien zu vergleichen. Diese

Methode ist aber, — auch abgesehen von der noch zu erwähnenden

Schwierigkeit, ein festes Maß von Kalorica zu finden, — um des-

willen in praxi unbrauchbar, weil sich niemals auch nur mit an-

nähernder Sicherheit feststellen läßt, wieviel Kalorien in dem be-

treffenden Nahrufig^smittel enthalten sind. Das ist, wie Grotjahn
treflTend bemerkt, nur bei Laboratoriumsversuchcn durchzuführen.

Um aber zu erkennen, wieviel Kalorien in „für 15 Pfg. Wurst" ent-

halten sandt müßte man ihre Art; ihren Fettgehalt, ihre Zubereitui^

kennen, i Pfd. Rindfleisch kann — mager — 475 Kalorien oder

— fett — II80 Kalorien enthalten.

in. Aus diesen Grründen ist auch Grotjahn von der Methode

at^gangen. Er meint (S. 4), ob eine Nahrung rationeli ist, liefie

Steh auch entscheiden, wenn der jährliche Konsum von Zerealien,

Molkereiprodukten, Fett und Fleisch in Kilogramm angegeben

wird. ... „Es genüge daher, die Nährwerte von einigen Normal-
budgets anzugeben, mit denen dann die übrigen Budgets ver*

glichen werden können." Als solche Normalbudi^ats führt er zu-

nächst eine Aufstellung des Reichscresundheitsamtes *) an, wonach

für einen erwachsenen männlichen Arbeiter, der keine besonders

strenge körperliche Arbeit leistet, auf das Jahr umgerechnet f^e-

fordert werden: 245 k^ Zerealien, 150 kg Kartoffeln, 55 kg

Leguminosen, iSo kg Magermilch, 7 kg Magerkäse, 13 kg Schmalz,

55 kg Fleisch. Deren dynamischer Wert ist 3125 Kai. (2930 Rein

Gcsuadbcitsbilchlcio. Bearbeitet vom Kaiserl. Gesundbeitsamte 1894.

üiyiiizeü by GoOgle
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Kai.). ^ Dann fuhrt Grotjabn ferner an die Untersuchung der

schwedischen Arzte Hultgreen und Landergreen^) iiir tagUdi

mindestens I2 Stunden körperlich sehr angestrengt arbeitende

Küstenbewohner. Der dynamisdie Wert ihrer Nahrung beträgt

4592 Kai., sie set7t sich zusammen aus 271 kg Brot, 191 kg Kar-

toffcln, 354 1 Milch, 31 Butter und Speck, 50 kg Fleisch.

Die Menge der Kalorien sowohl wie der einzelnen Xahrungs-

mittel ist also bei dem zweiten sehr viel größer als bei dem ersten

„NorinaJbudget". Die Fleischnahrung ist etwas geringer, dagegen

Fett, Brot, Milch und Kaitoüeln wesentlich höher. Nun meint

Grotjahn, die erst angegebene Nahrung würde schwerlich für einen

muskelstarkeni schwer arbeitenden Mann genügen, da sie zu wenig

Fett entiialte, die zweite habe dagegen als normal zu gelten. Er
fordert daher als Kostmaß iür den erwachsenen Arbeiter unserer

Bretten jährlich in Kilogramm (S. 6):

« bis noiniBJ

ZercaUca 350 «75

Kartoffieln ISO soo

LegaminMcn 30 40

Milcb 180 350

Fett 15 30

Fleisch 50 60

Mit dieser Solinaiirung vergleicht Grotjahn dann in der

späteren Arbeit die sämtlichen Budgets, die Istrechnungen, und wo
jene nicht erreicht wird, findet er den Verbrauch unzureichend, wo
sie erreicht wird, genügend. Er kommt, um es vorwegzunehmen,

tu dem Remltat, dafl ^ ländliche Bevölkerung^ soweit sie an der

ausgeprägt lokalen Kost festhalte, adi noch hinreichend nähre»

dad dagegen die Kost der Industriearbeiter zwar qualitativ rattonelt

sei, indem sie die Kost der Wohlhabenden nachahme^ quantitativ

dagegen nur bei den hochbezahlten Arbeiterkat^orieen* Bei den

anderen herrsche I'n' crernährung, ein Beitrag zur £ntartungslehre.

Aber auch diese Methode ist nicht richtig.

Der große Fehler liegt darin, daß das aus dem Verbrauch

körperlich sehr stark arbeitender Menschen abstrahierte Maß auch

s^uf die Krnährungsbudgets industrieller Arbeiter unterschiedslos
angewandt wird. Einer solchen Nahrungsmeoge bedarf aber nur der,

*) Untersuchung über die Ernährung schwedischer Arbeiter bei freigcwäblter

Koit 1891.
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der körperlich sehr stark arbeiteL Wer korpcrlicb achwach ar-

bdtet, bedarf viel weniger Wärmeemheiten, braucht daher auch

quan titativ viel weniger Nahrung. Diese Tatsache kann gar

nicht besser belegt werden, als durch die von Rubner') gegei^eae

Tabelle, die ich hier aus Groljaha, S. 5, rq»roduziere.

in gr und pro die

Beruf Eiweiß F tt Kohlenhydrate Kalorien Beobachter

Arbeiter ruhend 137 252 2075 voll

Arzt 134 102 292 2695 Forster

Ant 1*7 99 S63 34as Fenter

Hwuncister 116 68 345 9522 Ponter

133 95 4aa 3158 Fonter

Scbreioer »31 68 494 3194 Förster

Arbeiter «37 173 35a 3614 Voit

Starke Arbeit 156 71 567 3625 Pkyfair

Angestrengte Arbeit 71 567 3739 Playüir

Bergleute 133 113 534 4(96 Steinliea

Segdufbeiter 167 107 «75 4538 R«ake

Bauernknecbt 143 108 788 4811 Ranke

tttrk. Baucmknecht 968 5571 Ohlmüller

Holzknechte 112 309 691 6:35 V. Liebig

Holzknecbte '35 20S S76 6038 V. Liebig

Der Liebigsche Holzknecht verbraucht also mehr als das

doppelte an Kalorien als der Arzt, der Zicg-elarbelter 1300 Kalorien

mehr als der Schreiner und so fort. Dabei ist der EiweiÖverbrauch

ziemlich konstant; er ist bei dem nicht körperlich arbeitenden Arzt

so lioch wie bei dem Hol/knecht. Größer ist daLje<^en meist der

Verbravich an Fett, und sehr viel größer, das 2—3 fache, der von

Kohleii>ilralcii (d. h. Brot, Kartutleln, Leguminosen).

Daraus folgt, daß es ein allgemeines Kostnaaß i&r Arbeiter

schlechthin nkht gibt, was ja auch Grotjahn niemals bestreitet»

vidmehr ist dasselbe ganz verschieden nach dem Maße der

geleisteten kotperlichen Arbeit Bemerkt sei» da6 nur körperliche,

nicht auch geistige Arbeit von ^nflufl auf den Stoflwechsel ist;

dieser ist genau gleich, ob man quadratische Gleichungen rechnet

oder „Die Woche" liest. Je weniger stark die körperliche Arbeit

aber ist, desto weniger Fett und vor allem desto weniger Kohle»

hydratc bedarf der Arbeiter.

Untersucht man nun, welche Arbeit die Arbeiter verrichten,

*} Rttbtter, Kalorinctmdie Untemchtuigen 1885.
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aus deren Budgets Grotjahn seine Schlüsse gleidunaßig gezc^en

hat, so findet man nebeneinander: in den O. E. und den o. d. d. dl

Bergleute, Weber, Tischler, Lumpensammler, Schmiede, T\'pographen,

Metallarbeiter, Töpfer, Laternenanzünder, Holzfäller, Steinbruch-

arbeiter, Schuhmacher. Dann unter den deutschen: Uhrschild-

macher, Schlosser, Spinner, die vcrscbicflrnsten Fabrikarbeiter,

Schneidcrgescilcn, Maurer, Zigarrenarbeitcr und -Sortierer, Former,

Weber, Eisendreher, Ber<^arbeitcr, verschiedene Arten von Gold-

arbeitern und aus Belgien ein Bukett der mannirlifaltigsten Berufe.

Nun weiß jeder, daß die körperliche Arbeit dieser Personen

ganz verschieden ist, etwa diejenige eines Webers und eines Stein-

brucharbeiters, eines Schneedes und eines Sganrensortierers. Dem-
entsprechend ist auch der Nahrun^sbedarf völlig versdiieden.

Für den größten Teil der industriellen Arbeiter ist aber

zweifellos, daß sie geringere körperliche Arbeit verrichten, als die

Landarbeiter; nur bei wenigen Berufen, wie etwa Schmieden, Stehi-

bruchsarbeitcm, ist sie gleich schwer. Der normale Fabrikarbeiter

bedarf in sehr vielen Fällen mehr Geschicklichkeit, mehr Aufoierk-

samkeit, mehr Gewandtheit, aber er braucht in der Regd weniger

körperliche Kraft als der Landarbeiter.

Damit fallen aber prinzipiell ScänUliche Schlußfoli^erun^fen Grot-

jahns in sich zusammen. Leistet der industrielle Arbeiter weniger

körperliche Arbeit, so braucht er auch wenig-er Kalorien siebende

Nahrung, vor allem weniger Kohlehydrate, aber auch weniger Fett,

und damit ist die „quantitative Unterernährung" verschwunden.

Gleichzeitig sind aber auch alle Folgerungen aus dieser vermeint-

lichen Verschlechterung der Ernährung bei wachsender Industriali-

sieruf^ falsdi oder doch sicher unbeweisbar; so die von Grotjahn

behauptete Entartung, so auch alle auf Unliebes Material ge-

gründeten Argumente in dem Streit über Agrar* und Industriestaat.

IV. Es ist also prinzipiell unrichtig, ein allgemein gültiges

Nomudkostmaß festzustellen. Es fragt sich nunmehr, ob eine

richtige Methode vorhanden ist.

Nach obigem möchte es a.h das richtigste scheinen, getrennte

Normalkostmaße für die einzelnen Arbeiterkategorien festzustellen

und sie mit den Budgets dann zu vergleichen. Aber auch ab-

gesehen davon, daß es {praktisch schwer durchführbar wäre, hätte

dies auch den Nachteil, daß eines der wesentlichsten Momente un-

berücksichtigt bliebe: die Qualität und die Zubereitung, zusammen

die Schmackhaftigkeit der Nahrung.
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Was K r II s t En c 1 s scharfer Blick vorausgesehen hatte, d.is wird

von Jahr zu Jahr mehr durch die Forschung^en der Physiologie be-

stätigt: Die Wichtii3[keit, die die Verdauung für die Ernälinin«^^ hat

und ferner die starken nervösen Einflüsse auf die Verdauuiii^. Es

kann sehr wohl sein, daß eine quantitativ an sich reichliche Nahrung,

weil nicht schmackhaft und daher schlecht zu verdauen, auf die

Dauer weniger zur Ernährung beitragen kann, als eine quantitativ

geringere, aber sehr schmaddiafte Nahrung. Daraus folgt aber,

dafi wir mit selbst noch so genauen Quantitatsangaben in den

HJiE nicht genügend Au&chlu0 darüber erhalten, ob die Nahrung

ausreicbend und rationell ist Wenn auch geprüft werden kann,

ob gewisse allgemeine Postulate, wie das Minimum der Kalorien*

menge und des Fettverbrauchs erfüllt sind, so ist doch im übrigen

der Vergleich von Kostsätzen und Kostmaßen keineswegs er-

schöpfend. — Dazu kommt noch, daß man mit der Menge der ein-

gekauften Nahrungsmittel ja noch gar nicht weiß, wieviel davon

tatsächlich in die Nahrung vibergegangen ist. Denn wird das

Essen von einer Hausfrau besorgt, die nichts davon versteht, so

werden die Naia ungsmittel schlecht ausgenutzt und es kann sein,

daß höhere Ausgaben für Nahrung kein Beweis besserer Ernährung,

sondern ungewandter Haudialtsf&hrung sind

V. Daraus folgt nun aber noch nicht, daß uns die HHB. ganz

im Stiche ließen. Denn wir wissen doch immerhin durch die

Ph3«iologie ungefähr, welche Anforderungen man an die Ernährung

bestimmter Personenkreise stdlen muß und welcheZusammensetzung

der Nahrung diesen Anforderungen entspricht

Für die Kost des normalen Industriearbeiters, der nicht zu

schwere körperliche Arbeit leistet, ist mit einigen Modifikationen

dasselbe bezüglich der Zusammensetzung der Nahrung zu verlangen,

wie von der „frei gewcählten Kost'* der Wohlhabenden. Nicht ein

hoher ,
.Nährwert" ist erforderlich, sondern Eiweißreichtum und

Wohlgeschmack ^dcr Mensch braucht eine wccliselnde Menge Ge-

samtnahrung, je nach der Arbeit, dagegen immer etwa loo gr Ei-

weiß). Es müssen daher in erster Linie eiweißrdche Speism,

d. h. vorzüglich Fletsch, vorhanden sein. Weizenbrot enthält etwas

mehr Eiweiß (7 Proz.), als Rc^genbrot (6 Proz.) und erheblich

mehr als Kartoffeln (2 Piroz.). Des Wolügeschmacks wegen ist

') Vgl. J. P. P« wi ow , Die Arbeit der Verdaimiigidrttseo, dentsch toh A. Waller.

Wiesbaden 1898.
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von den Kohle]i3^ratea besonders Zucker sehr erwünscht F^,
W^;en seiner hohen Verbrennungswärme das wertvollste Nahrungs-

mittel, muß unter allen Umstanden in gewissem Maße vorhanden

sein. Im übrigen richtet sich der Fettverbrauch nach der körper-

lichen Arbeit. Des Wohlgeschmacks wegen ist gute Qualität des

Fettes sehr wicht!«:;.

Die Nahrung muß ferner leicht verdaulich sein, weil sie sonst

überflüssige Arbeit erfordert. Der Verlust bei der Verdauung ist

sehr gering bei Fleisch, Fett, Milch, Käse; größer bei Erbsen,

Weizenbrot und Kartoffeln, am stärksten bei Rüben und Roggen-

iMTOt. Weizenbrot ist also sehr viel leichter ausnutzbar als Roggen-

brot Sie darf andererseits nicht zu leicht verdaulich sein, weil

sonst die Damunuskeln ersddafTen. (Mögliche Fo%e: Obstipation

und deren Folgen.)')

100 gr Ei weis täglich sind unter allen Umständen erforder-

lich, ein höheres Maß Eiweiß und vid Zucker sind sehr erwünscht»

für Fette und Kohlehydrate lassen sich, eben wegen der ver-

schiedenen körperlichen Anstrengung, bestimmte Maße nicht fest-

setzen. Unter den letzteren ist im rillr^emcinen Weizen- dem
Ro«(!:^enbrot und dieses den Kartoffeln vorzuziehen. Im übrigen

entscheidet eine proportionale Zusammensctz.ung und eine Zu-

bereitunL^ die die Nahrun;^' schmackhaft macht.

Yl. Sicht man sich nach diesen allgemein gehaltenen Regeln

nun die in Abschnitt I zusammengestellten Budgets an, SO er-

gibt sich:

1. Der Eiweifigehalt ist völlig hinreichend bei den Wohl-

habenden, bei den besser bezahlten Arbeitern, bei einem Teil der

ländlichen Bevölkerung, einem erheblichen Tdl der Pforzheimer,

einem geringeren Teil der schlesischen und belgischen und einem

Ideinen der Mannheimer Fabrikarbeiter. Sie ist nicht mehr aus-

reichend bei einem Teil der schlesischen, Mannheimer und Pforz-

heimer Arbeiter, einem erheblichen Teil der belp:ischcn und Baseler

sowie der industriellen Arbeiter und der ländlichen Bevölkerung

der O. K. und der o. d. d. m. Er ist endlich vollief unc^enügend

bei den Zittauer Webern, den badischen Tabciksarheitcrn, den

böhmischen BaumwoUspinnern und einem Teil der belgischen Ar-

beiter,

>) Vgl. zum vorhergehenden die Inhaluangabc der VorirSgc in den Ludwigs-

bafener VoUK»chulkurscn 190a von Prof. Cobnbcim (Heidelberg), der »ach diese

Azbeit freuodliehtt durebgetehen hat.
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2. Der Fett verbrauch deckt meist die betreffenden An-

sprüche der körperlichen Arbeit. Er erscheint aber ungenügend
bei einem erheblichen Teil der ländlichen Bevölkerung, wo gegen»

über der schweren körperlichen Arbeit direkte Unterernährung^ an

Fett zu konstatieren ist, sowie bei einigen der belgischen und

Pforzheimer Arbeiter.

3. Der Z er e a 1 i e n konsum ist im wesentlichen den An-

forderungen entsprechend. Nicht genügend erscheint er bei einem

Teil der ländliclien und industriellen Arbeiter der o. d. d. sowie

erheblichen TeÜen der Baseler und badischen Tabakaarbeiter»

Letztere sind dieselben, bei denen der Kaitoffelkonsum sehr stark

ist Im Verhältnis vom Reigen- zum Weizentnvt tritt letzteres»

wie audi aus einem Teil der HHB. erncfatlich, in nidit erwünschter

Weise vielfach zurück.

4. Der Kartoffelkonsum ist überall ausreichend. Er nimmt
aber andererseits eine unerwünscht hohe Stellung ein bei sehr er-

heblichen Teilen der schlesischen, belgischen und der badischen

Tabaksarbeiter und den Zittaucr Webern, sowie hei mehreren der

industriellen Arbeiter der o. d. d. m., ferner sowohl bei den von

Schnapper-Arndt auf dem Lande, wie unter Flesch in der Stadt

beobachteten Arbeitern.

5. Der Zucker vcrbraucii ist am größten bei den Wohl-

habenden und den englischen Arbeitern. Er ist ganz mangelhaft

bei Zittauer Webern und bei Baseler Arbeitern, also den armen«

Die Nachrichten der a d. d. m. stammen aus zu alter Zeit, um be-

weiskräftig zu sein.

Das Resultat ist im allgemeinen för die vergleichende Be-

trachtung kein großes. Wir können aus den HHB. feststellen, in-

wiefern die einzelne untersuchte Schicht rationell ernährt ist Für

die Gesamtheit ergibt sich nur die Bestätigung des eigentlich

selbstx ersländlichcn Axioms, das aber von neuem /u betonen nicht

unwichtit^f ist: Je wohlhabender die l-^amiiie, desto rationeller und

ausreichender ist die Nahrung. Innerbalb der Grenzen, die durch

die verschiedenen Erfordernisse körperlicher Arbeit gezo<.fen sind,

entscheidet in Stadt und Laad allein das Einkommen
darüber, ob die Lrnähiung den physiologischen Geboten entspricht

oder nicht

Vn. Eines besonderen Eingehens aber bedarf die Frag^ ob

die Ernährung der landwirtschaftlichen Bevölkerui^ eine prinzipiell

bessere ist, als die der stadtischen und ob sich daher mit zu-
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nehmender Industrialierung prinzipiell die Ernährung verschlechtert.

Das ließe sich beantworten durch die Führung von zwei ver-

schiedenen Beweisen:

a) Die ländliche Bevölkerung ist durchschnittlich besser er-

nährt als die industridk.

b) Die tatsächlich industrialisierten Schichten waren, als sie

noch auf dem Lande safien, besser ernährt

Beide Behauptungen lassen sich aus den HHB. nicht er-

weisen.

a) Die Ernährung ist eine andere; die ländliche Bevölkerung

nimmt, soweit erkennbar, mehr Zerealien zu sich als die städtische,

wahrscheinlich auch mehr Milch. Daraus zieht Grotjahn den

Schluß, daß die letztere quantitativ unterernährt ist. Ks beruht

dies aber nicht darauf, dati die städtische Bevölkerung zu wenig

Zerealien z.u sich nimmt, sondern darauf, daß sie infol^^c ^'erinj^erer

körperlicher Arbeit weniger bedarf. Ks t^ibt \ iehnehr schlecht er-

nährte städtische und schlecht ernährte ländliche Schichten.

b) Man darf nicht gegenüberstellen die landwirtschaftlich

Sdbstandigen, die Bauern» den schlecht gelohnten Falwikarbeitem.

Nicht aus jenen rekrutiert sich die industridle Reservearmee,

sondern im wesentlichen aus den Unselbstiuidigen, den landwiit-

schaftlicfaen Knechten und Landarbeitern. Ob diese besser ernährt

werden, solange sie auf dem Lande leben oder sobald sie in die

Stadt kommen, ist eine offene Frage. Aus den HHB. ist bisher

nichts dafür zu beweisen. Denn auch unter der ländlichen Be-

völkerung der O. E. und der o. d. d. m. sind gut ernährt nur die,

die ein reichliches Einkommen haben, nicht da'^egen*) die mit

niedrigerem Einkommen, wie die meisten Arbeiter.

Es bleiben scliließlich noch zwei Fragen zu beantworten:

Mll. Besteht innerhalb der industriellen Arbeiter ein Unter-

schied in der Ernahruiii: zwischen den einzelnen Berufen? Darauf

ist zu erwidern: Nur der, der durch die verschiedene körperliche

'1 Dirs im n'n^elnrn nachzuwcisea, würde hier m weit flihri n. Ah Beispiel

mag aber angeführt sein, d.iß die bei Grotjahn Nr. 40—43 an^-elührten b.i<;lci'-i-]ien,

holländischen Fischer^ scbwcdiscli< r Schmied und norwegischer Gietier, deren Nahrung

beionden gut md reiebhaUig t&t, eia Nntiini- tmd Geldeinkommen haben von

^53 53^ fr»! fr., iti5 fr. in den 50er Jabren. Dagefeo haben z. B. die

aehlecbt getdttrtni Landarbeiter aas der Bretagne und dem Dep. de l'Aine (bei

Grotjahn Nr. 63 tt. 67) ein Eialcommen von otir 460 und 96S Ii. Die FaraUclcn

lieflen sieh leidit weiteriUhren.

Digitized by Google



334 Fritx KcstDcr,

Arbeit bedingt wird. Im übrigen entscheidet nur die Höhe des

Einkommens.

Es ergibt sich das am besten aus Engels Untersuchungen über

<Be be^lisdien Arbeiter 1891 (S. 104). Danach kamen von je 100 Mk
Ausgabe in den Budgets der

mf Kohlcobcrg- EisenbiitU- Maachiaen- Gius- Spinner u. ächrifts. a.

leute Icnte baticr nwcher Weber Bvckdr.

tier. NtliniDC 34,18 19,44 3^6 31^6 33,67 31,85

pflkozl. „ 31,85 38,33 33,17 33,37 31,49 «7,68

während die jährlichen Ausgabebeträge lUr i Quet waren

93.57 H,n 98167 >W3 «9.a» ttl.sSMk.

Demnach haben den höchsten Verbrauch an tieiiscfaer Nahrung
die Schriftsetzer und Glasmacher, die das größte Einkommen und
von denen die Schriftsetzer die leichteste kijrperliche Arbeit haben.

Dagegen ist der Zerealienkonsum bei den körperlich stark arbeitenden

Kohlenbergleuten, Maschinenbauern und auch Glasmachern hoch.

Bei den Spinnern und Eisenhüttenleuten erklärt sich wieder der

niedrige Fleischverbrauch aus ihrem — in diesem Fall geringen —
Einkommen.

Auch in der sonstigen I^iteratiir sind keine Differenzen der

Ernährung in den einzelnen Berufszweigen zu finden, die sich nicht

durch die zwei Momente: Höhe des Einkommens urui Schwere der

körperlichen Arbeit erklären ließen. Damit soll natürlicii nicht

geleugnet werden, daß sich lokale und territoriale Konsumgewohn-
heiten heraustnlden könnten. — Letzteres ist besonders innerhalb

der landwirtschaftlichen Arbeiter der Fall.

DC. Von dem hödisten Interesse wäre es endlich, könnte man
mit Sicherheit die Änderungen feststellen, die innerhalb der beob-

achteten Zeit in der Ernährung vor stdi gegangen sind. Zur

Lösung dieser vidumstrittenen Frage können aber die HHB. nur

wenig beitragen, weil die Zeit ihrer Aufnahme nidit weit genug
zurück liegt, und wir andererseits gegenüber den Budgets Le Pla>*s

aus den 50 er Jahren keine neueren Vergleich^unkte haben. Deshalb

soll die wichtige Frage hier auch nur kurz gestreift werden.

Für die indu>;trirllcn Arbeiter ist das einzig vorhandene Material

die belgischen Erhebungen von 1853 und 1891. Engel (S. 84)

stellte bei ihrer Vergleichung fest, daß die Lebenshaltunff in phy-

sischer Hinsicht sehr erheblich gestiegen ist. Insbesondere hat der

Verbrauch animalischer Nahrung sehr zugenommen, weniger der
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vegetabilischer. Es wurden jährlich in Mk. auf i Quet verwandt

für tierische Nahrung 1853: 8,0 und 1891: 27,06. für pflanzliche

Nahrung 1853: 25,60 und 1891 : 33,03. Die Ausgaben fiir tierische

Nahrung stiegen von i auf 3,40, die fiir pflanzliche von i auf 1,39.

Von fOO Mk. Gesamtausg^jen entfielen «if tierische Nahrung

1853: T5i22%, 1891: 26^;%, auf pflanzliche 1853: 4$f7^% i^i:

32.54%.
Diese Engeischen Angaben bestätigen die uns auch sonst be-

kannte Tatsache, daß die Lebenshaltung der städtischen Bevölkerung

e^esticfjen ist, insbesondere der Fleisch- und Zuckerverbrauch. —
Die in der sonstif^en Rudgetliteratur vorkommenden zeitlichen Ver-

gleichungen haben meist einem anderen Zweck {gedient, nämlich

don, die Lebensverteueruni^ fesUusiellcn, so die von Chatelcnat,
Schwedler, Kollmann, auch Hamj)ke, der den naiven Ver-

such macht, eine besondere Belastung des „Mittelstandes" heraus-

zorechnen. —
Für die landliche Bevölkerung liegen gar keine Möglichkeiten

einer Vetgleichung vor. Grotjahn meint (S.66), dafi die zunehmende

Merkantilisierung der Verkehrsmittel eine Verschlechterung der

bäuerlichen Lebenshaltung bewirke. Er exemplifiziert auf die in der

Schweiz von S c h u 1 e r beobachtete Erscheinung, dafi die Bauern

die gute Milch in Butter und Käse umgewandelt verkaufen, nur

die magere und schlechtere zurückbehalten. Ähnliche Erscheinungen

wären bei uns der forcierte Zuckcrex-port und die \^crwcnd«ng

der Kartoft'el zur Herstell utig von gewerblichem Spiritus, statt zur

Schweinemästung. Die l)eiden letzteren Beispiele slinimcn nicht; denn

der Zuckerrübenbau entzieht dem Landwirt keinesfalls bis dahin vor-

handene Nährstoffe — unterstützt er doch die Viehhaltung 1 — und

die mangelnde Schweineaufzucht liegt sicher nicht an dem Knapp-

weiden der Kattofidn. Das Schweizer Beispiel dürfte richtig sein.

Ob es mehr als vereinzelte Bedeutung hat, ist zu bezweifeln. Wenn,

dann spräche es dagegen, in hohen Preisen der Produkte allein das

Heil zu suchen, denn nur in solchen Fällen yntd sie der Landwirt

ja verkaufen.

III. Abschnitt.

Es licf't sehr nahe, allgemeine Zusammenhänge zwischen dem

Familienstand und der Ernährung aufzustcHen.

Da ist zunächst ohne weiteres klar, daü jede I'amilie mit
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einem begrenzten Einkommen es schwerer hat, eine groSe Zahl

Kinder aufzuziehen, als wenige. Ein Arbeiter mit looo Mk. Lohn-

einkommen und 150— 200 Mk. Nebeneinkommen durch Verdienst

der Frau und Aftervermietung, die Bedeutung des Neben-

einkommens in das rechte Licht gesetzt zu haben, ist eines der

Hauptverdienste der HHB.-Literatur, — kann sich, seine Frau und

ein Kind sehr wohl rationell ernähren, nicht aber 8 oder 10 Kinder.

Um dies festzustellen, bedurfte es nicht erst des zahlenmäßigen

Beweises. Immerhin sind die in dieser Hinsicht vorliegenden An-

gaben nicht uninteressant. Ad. Braun (16, S. 64) stellt fest, daß,

je größer die Kopfzahl der Familie ist, desto mehr die animalischen

hinter die vegclabilischen Nahrungsmittel zurücktreten. Ebenso

ist bei Landolt der Fleischverbrauch bei den 4 kinderlosen

Familien in Basel auf den erwachsenen Mann 93—66—43—45. bei

den fiinf kinderreichen 22—^26—^22—iS—16 1^. Bei den Zittau er
Webern kamen auf den erwachsenen Mann der kinderiosen Familien

doch noch 1 1 1^ Fletsdi, der kind^reichen dag^en nur 5 kg. Es

ließen sich noch zahlreiche ähnliche Beispiele ani&hren, stände die

Tatsadie nicht an sich schon fest.

G rotJahn (S. 45) meint, die Kinderzahl sei von ausschlag-

gebender Wichtigkeit nur für die geldentlohnte Arbeiterschaft, spiele

aber keine Rolle bei der in Naturalwirtschaft lebenden Bevölkerung.

Das ist doch nur in enger Beschränkung richtig. Fls gilt nur für

diejenige selbständige und .luskömmlich lebende ländliche Bevöl-

kerung, die mit ihren Produkten noch gai nicht in die X'erkehrs-

wirtschaii einbezogen ist. iis gilt also weder für diejenige , die

einen wesentlichen Teil ihrer Produkte zum Auslausch bringt, —
worin Grotjahn einstimmen wird, — noch auch flir die an «ch aus-

kömmlich lebenden landwirtschaftlichen Schichten, die zu arm sind,

sidi genügend Vieh zu halten, und auch kaum für die, die einen

Naturallohn empfangen. Da6 in den ärmeren Schichten die Kinder«

zahl auf dem Lande eine große Rolle spielt, geht gerade aus den

Budget der O. E. und den o. d. d. m. hervor. Nur da kann ja die

Zahl der Familienmitglieder gleichgültig sein, wo die von Kindern

nicht verzehrten Produkte gar nicht verwertet werden. Ein prinzipieller

Unterschied zwischen Stadt und Land in der Sclnvicrigkeit, Kinder

aufzuziehen, scheint mir, wenn überhaupt bestehend, eher vorzuliegen

zwischen der bäuerlichen Bevölkerung und den entsprechenden

Einkommensschichten der Stadt, also etwa kleinen Beamten und

Lehrern, als zwischen der arbeitenden Bevölkerung. In Deutsch-
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land dfiifte es allerdings kaum noch in grSfiefem Made Sduchten
geben, die noch gar nicht in die Veikduswirtschaft einbezogen

waren. —
Von grrööerer Bedeutung wäre es, die Zusammenhänge klar-

zulegen, die zwischen der Ernährung einerseits und der Tat
i
gkeit

der Frau und Mutter andererseits bestehen, ob diese nämlich

auticr Hause arbeitet und die Wirtschaft daher kaum oder gar nicht

führt, oder ob sie wirtschaftet und nur gelegentlich dem Lohnerwerb

nachgeht. Dati beides in einem ursächlichen Zusammenhang stehen

muß, ist ja zweifellos, soviel auch durch andere Umstände — z. B,

das Wirtschaften einer ins Haus genonunenen Verwandten ~ die

Sadilage ach ändern leann. Der Bewds, daS die Aufierhaosarbeit

der Frau einen nachteiligen Einfluß nicht nur auf die sozialen Vei^

haltnisse der Familie, wovon hier nicht die Rede ist, sondern gerade

auch auf die wirtschaftliche Lage ausübt, ist Ar andere Gebiete der

Lebenshaltung durch interessante Beispiele in der Budgetliteratur

erbracht worden. So ma< !u G r u b e r darauf aufmerksun, daß der

von Schnapper Arndt beschriebene Uhrschildmaler, dessen Frau fast

ein Drittel der Gesamteinnahmen liefert, unverhältnismäßig viel

— 93,36 Mk. — für Wäsche und Reinigung ausgibt. Auch

MchnertV) und Fuchs (13, S. 207) konstatieren die I.el)cnsvcr-

teuerung durch Außerhausarl)eit der l-Vau. (Engel weist gelcgent-

licli auf vereinzelte Fälle hin, wo die Frau auswärts verdient und

der Mann den Haushalt fuhrt).*) Natürlich muß immer für die pe-

kuniäre Seite bedacht werden, ob <fie Frau nidit andereiseits viel

mehr verdient.

Aber gerade für die Emahruni^ das wichtigste, ist es un-

möglich, zahlenmäßig dem Problem näher zu kommen. Denn die

Unwtrtschaftlichkeit äußert sich ja nicht im Mangel der Quantität,

sondern der Qualität. Die Quantität wird sogar eher größer sein,

weil sie schlecht ausgenützt wird, und demnach die Ausgaben

höher (vgl. S. 25). Hier liegt denn auch der Kardinalpunkt für die

Kritik der Beurteilung aller solcher Budgets. Wo auf.^crdem

Wirtshausbesuch an die Stelle häuslicher Ernährung tritt, fehlt jede

') Armee- uod Volksernährung 1880. S. 334.

*^ Ein interessantes Beispiel ist übrigens nurh das Ahrcntal in Tirol, wo die

Männer durch Einstellung eines Kupferbergwerkes arbciulus geworden sind und

wirtschaften, während die Frau durch Stricken und Klöppeln den Unterball

erwirbt

Ardiiv Rr SonalwiaMmdttft 11. Soclulpolilik. I. (A. f. Mi. G. v. St. XJX.) s, M
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Möglichkeit der Analyse. Auskunft können wir nur bekommen,

wenn wir gleichzeitig erfahren, wie sich die Nahrung verschlechtert

hat; d. h. also nicht aus dem Budget selbst, sondern hoclistens aus

den sie begleitenden Schilderungen. Dafür ist vor allem auf

Fuchs (13), Landolt (7) und Meinert (a. a. O.) zu verweisen.

IV. Absclmitt

Die in Abschnitt I und II getroffene Feststellung, welche Be-

deutung dem einzelnen Nahrungsmittd innerhalb der Gesamt-

emahrung zukommt, bedarf nun noch einer Ergänzung in zwei

Richtungen :

1. Welchen Anteil hat die einzelne Gruppe von Nahrungs-

mitteln an den Gesamtausgaben?

2. Welche Bedeutung haben die Ausgaben für Ernährung ins-

gesamt an den Gesamtausgaben?

T. Allc^emein lä6t sich das leicht beantworten : Je <:^eringer das

Einkommen ist, desto größer ist die Bedcutun;:,^ der Aus^^aben für

das einzelne Nahrungsmittel. Brauchen drei Familien je für

200 Mk. Brot, so bedeutet tlas für eine mit 20000 Mk. Kinkonimen

I Proz., für eine mit 2000 i^k. Einkommen lO.Proz. und mit

1000 Mk. 20 Proz.

Tatsächlich ist allerdings der Untersdried dn noch schärferer,

wdl jede Ausgabe, die mit dem bestritten wird, was zur physischen

Erhaltung nötig ist, sehr vid schwerer ins Gemcht iallt, als die,

zu deren Bestrdtung auch freies Einkommen herangezogen werden

kann. Nehmen wir an, alle drd Familien wären gleich stark, und
setzen ihr Existenzminimum auf lOOO Mk. fest, so trifft eine weitere

notwendige Ausc:;abe von 10 Mk. die Familie mit 1000 Mk. Ein-

kommen IOC mal stärker als die von 2000 Mk. — denn hier trifft

sie nur l Proz. des freien Einkommens — und diese wieder

190 mal stärker, als die mit 20000 Mk. Einkommen, denn hier

nimmt sie nur Vj»ooo weg.

Diese Berechnung läßt sich aber nicht duichfülncn, weil wir

die Existenzminima fast niemals genau bestimmen können. Ich

will daher in praxi die Prozentberechnung der wichtigsten Nahrungs*

mittel för das Rohdnkommen zusammenstellen, unter Betonung

der obigen Ausfiihrung. Es ist dies natürlich vor allem von

Wichtigkeit (ur die Einwirkung von Preisänderungen.— Veiigldchen

lassen sich aber immer nur die zur selben Zeit und auch im selben
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Gebiet aufgenommenen Budgets. Das läßt sich nach unserem

Material in fünf verschiedenen Gruppen durchführen.

1. Nach Engel (1,8.96) entfielen von 100 Mk. jährlicher Aus-

gabe auf I Quet bei Gesamtausgaben bis

auf —80 — 100 . —120 —200 Mk. pro Quet

tierische Nahrung 22,12 26,30 27,32 29,00

pflanzliche „ 39,98 34,42 32.21 27,62

Damach werden die besser situicrten Arbeiter durch Erhöhung

der Fleischpreise — um diese handelt es sich ja wesentlich bei

der tierischen Nahrung — um ein Drittel mehr, durcli Erhöhung

der Preise von Kartoffdn, Brot und anderen Vegetabüien um ein

Drittel weniger betroffen als die schlecht gelohnten Arbeiter.

2. Für die Nürnberger Angaben ist das Resultat nicht un>

bestreitbar, da wir von schlecht situierten Arbeitern nur dne Familie

haben» also nicht wissen Icönnen, ob sie typisch ist Danach ver-

wandten in Prozenten ihrer Gesamtausgaben die Familien mit

auf —1000 —1250 —1500 —1750 —9000Sb.M0i> Mk. Ausgaben

Fleisch 5,7* 1S.18 16,00 15,61 15.57 14.74

Butter t,4o 0,59 0.59 0,91 ».50 1.13

andere Fette 8,60 1,40 1,64 3.71 2.3S

Brot ai,44 9,80 7.9» 8,59 9.84 18,46

Kaitoff.u.Wundgew. 3,1» *.$7 I,SS 1,81 1,19

Zudcer 2,54 >.53 1.68 MI 1.35

Wenn diese Angaben typisch sind, dann spiele:

ärmeren Familien die Ausgaben für Kartoffeln und für Brot die

zwei* bis dreifache Rolle als bei den besser situierten, die für

Butter und Fett eine etwas größere, die iur Fleisch eine fast drei«

mal so ^a^ini^e.

Sehr viel stärker treten die Unterschiede hervor, vergleicht

man die ärmeren mit den wohlhabenden Familien.

3. Bei den 7 Hallenser Budgets von Hampke verwandten

von 100 Mk. ihrer Ausgaben die Familien der 4 erwähnten

Wohlbabenhcitsftufen I. n. tu. IV.

auf Fleisch 7,00 10,30 10,50 6,50

Butter 5.30 890 8,70

andere Feite 8,50 1^0 0,63 0,84

Koggenbrot 10,60 1 .90 1,00

WciÜbrol 2,10 3,80 1,10 ».50

Kartoffeln 2,70 0,90 0,46 0,50

Wufst, Sduuken 8,40 »,80 ».50 1,20

Zucker 0,80 I.IO i.So 0,88

82*
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Die ärmeren Familien vem^enden also gegenüber den wohl-

habenden das 5- und lofache auf Roggenbrot, das 5 fache auf

Kartoffeln, dns 4 fache bei Fetten, das doppelte auf Butter, Wurst

und Schiiikrr; dagegen kaum mehr aufWeißbrot und eher weniger

auf Fleisch und Zucker. Dementsprechend sind auch die Preis-

cinwirkun^en.

4. Fine solche Vergleichung ermöglichen femer, allerdings

auch nur für eine geringe Zahl von Budgets, die Erhebungen

BaiUns in Berlin und Charlottenbui^, deren absolute 2^ern ich

in Prozentiahlen umgerechnet habe. Es verwamtoi darnach in

Prozenten ihrer Greaamtauagabe

Beruf
M«rkt.
belfer

Garten«

«rbdter
Gartea> Aibriter in

urbeiter dn. Apoth.
Beamter Kaufin. Kaufm

G«mug. in Mk. 872 890 1041 1266 5749 4406,50 6000

Fleisch 11 6 5 9 10 Ii—>13 9—10
inkl. Speck (ohne Wurst)

Mildtwiren «.« 4 S*3 3 4.7 5 S.4

(mit Eieni)

PeUwiiieii 7 9—10 10 14 4 3 4

Weiftbrot 4 ? 7 6 2.5
\

2.4

Schwarihrot 6 18 »5 9 ... /
3

3

KartoffelD 2,1 6 S 4 0,9 0,6 ».5

Zacker 2,3 a,a 3,6 2,1 i.6 1,6 0,6

Hieraus ergäbe sich, daß bei den Armeren die Ausgaben bei

allen animalischen Produkten ungefähr gleich stark ins Gewicht

fallen wie bei denen der Wohlhabenden, bei Zucker etwas mehr,

bei Weißbrot und Fettwaren um etwa das doppelte, bei Schwarz*

brot und Kartoffeln dagegen um das 4—5 fache.

5. Kndllch lassen sich noch verj^lcichen die Angaben T -mdolts
über die liasclcr Arbeiter und niederen Angestellten mit zwei von

Pfarrer I lofmann in Thurj^au zur un^^cfähr gleichen Zeit auf-

genommenen Budcjets. Allerdings können hier nun schon lokale

Verschiedenheiten eine Rolle spielen.

(Siebe die Tabelle auf S. 341.)

Das Bild erscheint infolge des hohen Milchverforauchs sehr

anders als in den deutschen Budgets. Inunerhin lädt sich soviel

auch hieraus erkennen, dafi die Ausgaben fiir Brot und Kartoffeln

bei dem Wohlhabenden eine sehr viel geringere Rolle spiden als

in den Hausern der Armeren, während andererseits für Fleisch

mindestens die gleichen Prozente, meist höhere, verwandt werden.
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Von den Gesamtausgaben entfielen in Prosenten auf:

u V t

-JB

u
4J JS ä 1

Beruf

3
%j
a
JS

1
1

chncidcrgcsc

CJ

u
et

M

Maurergesel

u
CS

g
0

t
ei

•5

chneidergcs« chneidergcs«

'p

0
s

t

Kommis
Landarbeite

Pfarrer Beamter

w CA

uesamiausg, in r res. 1185 1347 1404 id88 1736 1840 I QCO 2109 2491 394

1

4760

Fleisch 1.7 10,7 4,6 4,4 11,3 «5.5 7,7 6.6 9,2 5,1 ii,i n.7

Speck ».7 0,3 0,4 o.i 0,3 0,5 0,4 0,7

Brot 8.7 4.1 17.5 17.0 »4,7 3.1 6.3 11,4 2,2 13,0 2,6 2,9

Milch 13.2 9,4 12,1 2J,2 16,1 9,1 8.1 12,9 6,6 12,4 1,6 2.S

2.5 1,2 0,2 0,1 0,2 0.8 0,5 0,4 1.7 0,9 0,7

Feite 0. Butter «•4 2.8 4.3 3»4 3.7 3,0 2,5 1,8 4.0 5,3 2,2 0.3

Kaztoffda lfl\ 1.7 ^5 1.6 3.0 0.5 0,6 0,9 0,6 1.7 0,7 0,1

Zucker Oi9 M 1.3 1,0 0,7 03 ».5 0.»

Es sind also ungeiaiir überall dieselben Lr^cbnisse: Auf

Fleisch und Zucker verwenden die Armen i^rozcntual ungefähr

dasselbe wie die Reichen, wenn nicht etwas wcnijj^cr; auf Weiß-

brot etwas mehr^ auf l'cttc etwa das doppelte, natürlich ver-

sdiieden nach den Sorten
;
dagegen sehr viel mehr auf Roggenbrot

und Kartoffeln, nach den gegebenen Bdi^iden etwa 5—lOmal so

viel. Das wurde sich noch verschärfen, hätten wir Budgets von

ganz Armen.

Diese Erkenntnis ist fiir die Hinwirkung von Preisverschiebungen

nicht unwichtig. Sie zeigt die unmittelbaren Wirkungen, die

ein Steigen oder Fallen der Preise auf die Familie der betreffenden

Einkommensschicht hat Damit ist natürlich der Einfluß von

Preisanderungen noch nicht erschöpft. Aber die mittelbaren

Wirkungen, inwieweit ein Steigen oder Fallen der Preise den Ver-

brauch des betreffenden Nahrungsmittels beschränkt oder erweitert,

lassen sich aus den Ziffern der HHB. allein noch nicht erkennen.

II. Für die Bedeutung der Nahrungsausgaben überhaupt inner-

halb der Gesamtausgaben wird zu gelten haben: Je kleiner das

Einkommen, desto größer ist der Anteil der Ausgaben iär Nahrung.

Bekanntlich hat nun die regehnäßige Wiederkehr dieser Beob-

achtung, dafi mit wadisendem Einkommen der Prozentsatz fiir

Nahrungsausgaben fielen Ernst Engel 1857 dazu geführt, eine

Gesetzmäfiigkeit anzunehmen. Um dies au verdcuüichcn.
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nicht um eine mathematische Rc^cl aufzustellen, san^ er: Bei

warhsendem ICinkommen sänke der Prozentsatz der Nahrungs-

ausgaben in geometrischer Progression.

Die grundlegende Tabelle Engels (i357, S. 31) lautete:

Wenn da* gcaamte jihrliche Ebikonmen 10 ncbmcn die Anagtbok Dir Ndming

dner Fninilie betrtgt, davon in Aniprocfa

Fnncs; PkoMnt:

300 72,96

300 71,48

400 70,11

500 68,85

600 67,70

700 66,65

800 65,69

900 64.8!

TOGO 64,00

1100 63,25

1500 6*^75

2000

3000 56^90 und «0 f«rL

Engel hat dieses Gesetz dann noch mehrere Male wieder-

holt.*) Dann wurde es 1873 von v. d. Goltz für die ländlichen

Albeiter bestritten»*) während es Laspeyres') bei den Budgets

Le Flaya bestätigt fiuid und ihm die Form gab: Mit wachsendem

Einkommen steigen die Ausgaben fUr Nahrung absolut aber £adlen

relativ. Frief*) bezweifelte die Richtigkeit lur die schlestscfaen

Arbeiter; hia: gelte es erst, nachdem Wohnung und Hdsung be-

friedigend gedeckt wären. Hampke (a. a. O. S. 30 f(., wo auch

weitere Literatur) unternahm dann 1885 ausfuhrlich den Versuch

an der Hand der Budgets von Zittauer Gamwebem, von Königs-

berger Arbeitern (Samter) und Mühlhausener Arl^eitern fDchn) fest-

zustellen, daß CS wenigstens gruppenweise stimme; aber nur mit

EinschränkunL^en nach unten: erst müsse der standese^cmäße Bedarf

an Wohnung und Kleidung erfüllt sein, nach oben: nur bis zu

') In den S. 309 angeführten Schriften.

•) In verschied. Nummern der Zcilschr. Concordia 1875.

*) Ebenda 1875.

*) Frief, Die ^rirticbaftlidie Lage der Fabrikurbeiter in Sehleiient Bmkn
1876.
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einer mittleren Einkünimensschicht. v. d. (loltz' Widerspruch be-

weise nichts, da das Gesetz immer nur örtliche Geltung habe.

Das (jcsetz ist in die Lehrbücher überpfcffanfren. Ich will hier

nur hervorheben, daß es teilweise — wenn auch unter Ablehnung

der mathematischen Form — anerkannt wird von Philippovich,*)

Lcxis, -) Ballin (3 S. 78), Gruber su a. O. S. 89—93 und Uteia-

tumachwds & 149)/] dagegen die Gesetzmäßigkeit im wesent»

liehen bestritten wird von Nasse^) und neuerdings von Ad.
Braun in den Nürnberger Erhebui^n*) (16, S. 330*.).

Tatsächlich ist auch in der dort gegebenen Tabdle nichts zu

finden, was für das Engeische Gesetz spmche, und das wurde auch

nicht der Fall sein, wenn man sie in Quets umrechnete. Nun ist

die Nürnberger ja zwar keine Massenerhebuim^, aber sie berücksichtigt

immerhin doch 44 Budgets, und Laspeyrcs hat 1873 behauptet, es

müsse auch schon bei einer kleinen Zahl — bei 40 — stimmen*

Das Ergebnis ist also, daß spätere Beobachtungen z. T. die

Richtigkeit ergeben haben, z. T. nicht. £s ist also kein Gesetz,

enthält aber doch richtiges. Um zu erkennen, inwieweit, muß man
auf die Ursachen des Gesetzes eingehen:

Dem „Gesetz" liegt zu Grunde die ökonomisch-psychologische

Erkenntnis von der Rangordnung der Hcdürfnissc. Die unentbehr-

lichsten Bedürfnisse, das sind in unserem Klima : Wohnun;^, Kleidung,

Nahrung, in gewissem (Trade auch Heizung und Beleuchtung,

müssen vor allen andern befriedigt werden. Daß eines von jenen

entbehrlicher wäre als d.is andere, k.uui man nicht sa^en. Sie

müssen alle gedeckt sein, bevor andere Bedürfnisse befriedigt

werden können. Da sie «ch nun aber heute alle nur gegen Ent«

gelt beschaffen lassen, so muß ein desto größerer Teil des Ein-

kommens auf sie verwandt werden, je kleiner dasselbe ist Sie

0 Gmndiiß I. 3. And. S. 338.

*) In Sch&ttbert:» TTandbucb Bd. I. 3. Aufl. S. 711.

•) Ro«icher, I. Bd. 22. Aufl. S. 643 sagt „gewöhnlich".

"l In dtn Jalirh. für Nat. Akon. u. Stitistik III F. II, S. 398 ff. auf Grund

eines Vergleiches zwischen coglischcn und Saarbrückcr Bergarbeitern.

>) E» wild dort die Möglfebkdt pflen gdassen, ob sieh bei einer grofien Zahl

TOB Erhebungen dne Geietzmliflig;keit einitellte. An dcndben Stelle nnd in der

Einidtnng iriid in «ehr iastniktiver Weite dugelegt, wie «ich die Ausgnbenverbilt*

nisse verändern, wenn man nur einen Monnt oder wenn man ein guues Jahr hin»

dorch die Budgets aafoimmU
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zusammen bilden das, was iiuin physische Krlialiuag nennt. Der
Prozentsatz der Au;.j;<ibeii für physische Erhaltung
fällt also regelmäßig mit wachsendem Einkommen.^)
Aber nur so lange, als der Einkommenspunkt noch nicht errdcht

ist, an dem die physische Erhaltung wirklidi möglich geworden

ist und die unentbduüchen Bedurfnisse befriedigend gededct

sind. Von diesem Augenblick an hört jede Regelmädigkeit auf

—

die individuellen, eventl auch die Standesneigungen bestimmen,

fiir was die weiter vorhandenen Teile des Einkommens verwandt

werden. Eine weitere Re<^elmäÖigkeit ist dann nur noch schein-

bar, weil auch in Xahruntj, Kleidung, Wohnung sich Bestandteile

finden, die zur physischen Erhaltung und solche, die zum Komfort

dienen. — Mehr als das obij:^e kann man nicht feststellen. -)

Zu bemerken ist noch, daß selbst das wenige, was sich be-

haupten läßt, nicht überall ausnahmslos stimmt Es ist möglicii,

daß, wie das bei Beamteufamilicn berichtet wird, Entbehrun^ren

selbst innerhalb der Spliärc physischer Erhaltung vorkommen, um
die Befriedigung des anderen großen Bedürfnisses, das nach An-

erkennung, zu ermöglichen.

Auch hier also zeigt sich wieder die Ghrenze, die allen

Folgerungen aus den HHB. immer gezogen ist Dafi das vor-

handene Material manche Aufschlüsse bietet und in einigen Be-

ziehungen auch noch weiter durchforscht werden kann, ist zweifel-

los. Auf der anderen Seite aber kann nicht scharf genug hervor-

gehoben werden, daß wirldich exakte Vergleiche bisher nicht

möglich sind und daß man ein System nicht darauf aufbauen

kann. Die Versuche, die jene Grenze üt>eiscbritten, sind gescheitert.

Bevor sie mit Erfol<^ unternommen werden konnten, bedürfte

es einer großen Zahl neuer liHB., besonders aus den Kreisen der

wohlhabenden und der landwirtschaftlichen Bevölkerung.

^1 In dieser Korni cbcnlalls witderholl von En^cl ausgesprochen.

') Datl Engci eine solche GcseUmäüigkeit abnahm, läüt sich vielleicht daraus

crkUicii, ^ die Plrdia von Wobaang «nd tCkidang dawüs ttock sfenlkb gleich-

mSUge wwcD VßA keine grofle Rolle fttr den Beobediter spielten, als er das „Geaetc**

mfstellte; die VcMcbledeoheit der LebenahaltiiDg drOekte aidi Oberwiegend in den

Anagabea fttr Nabmng aus.
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V. Abschnitt.

Zum Schluß noch einige BetiachtaiigeD über die Folgen liir

Privat- und Volkswirtschaft, die sich aus vorstehendem ergeben:

I. Die wachsende Bedeutung, die die moderne Physiologie

der Schmackhaftigkeit der Speisen beilegt, macht es, in Verbindung

mit sonstigen volkswirtschaftlichen Erscheinungen, immer dringender

notwendig, für eine wirtschaftliche Ausbildung derjenigen Sohtc zu

tragen, die dem Arbeiter und seiner Familie das Essen bereiten-

Ob dies zu geschehen hat durch obligatorischen Kochunterricht in »

Volksschulen und Fortbildungsschulen für Fabrikmädchen, oder

etwa durch Einrichtungen, wodurch für eine Reihe von i ainilicn

zusammen von einer nSachverstandigen" Kraft das Essen bereitet

wird, darüber können die HHB. natürlich keinen Au&chlufl geben.

Für jetzt wird wohl das erstere noch im Vordergrund zu stehen

haben. Jedenfalls aber muß vorgesotgt werden, dad bei der

Speisenbereitung im Arbeiterbaushalt größere Sach«
k tt n d e zur Anwendung kommt

n. Für die Politik der Steuern und Zölle auf Nahrungs*

mittel ergibt sich das Notwendige bereits aus dem, was über den

Einfliifi von Preisverschiebungen im IV. Abschnitt gesagt worden

ist Wenn eine Steuer oder ein Zoll das betreffende Nahrung»*

mittel verteuert, treten alle die dort beschriebenen Wirkungen der

Preiserhöhung auf und gelten alle die Berechnungen über die Be-

lastung des Einkomiriens der einzelnen Vermöge nsklassen.

Steuer und Zoll brauchen ja eine Verteuerung nicht zu ver-

anlassen. Sie können auf dem l'roduzcnten Hegen bleiben oder

von ihm durch Bctricbsvcrbcsscruagcn ausgeglichen werden. Letzterer

kann unter gewissen bestimmten Umständen vom Ausland getragen

werden, er kann auch die Produktion vergrößern und dadurch bd
freier Konkurrenz die Preise wieder herabsetzen. Beide können

aber auch den Konsumenten treffen, besondeis wenn es sich um
unentbehrliche, im Inlande nicht ausreichend hergestellte Gegen-

stände handelt Wann einer dieser Fälle zutrifft, ist Sache jedes-

maliger Feststellung.

Es ist bisher erst selten versucht worden, direkt die Einflüsse

einer bestimmten Zoll- oder Steuerj)oHtik aus den Veränderungen

in den Ziffern der HHB. herauszulesen. Das ist natürlich nur

möglidi, wenn man denselben Haushalt eine längere Zeit vor und
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nach der Einführung eines neuen Zolls beobachtet, obgleich selbst

dann noch gro6e Schwierigkeiten entstehen können, da aufler dem
Zoll immer noch verschiedene andere Ursadien der Preisbildung

tätig sein können. Bei Einführung der Schutzzollgesetzgebung

von 1879 wurden in Berlin einige HHE aufgenommen, aus denen

die Gegner derselben einen starken Einfluß des Zolls herauslesen.

Die Anhänger des Schutzzolls zweifelten andererseits die Richtig*

keit an.

Es ist übrigens zur Führung solcher Beweise die Aufnahme

von Bndi^cts nicht unbedingt nöti;;:^. Kennt man den durchschnitt-

lichen Verbrauch und die Detailpreise am betreffenden Ort, so

läßt sich die Belastung bei gegebenem Verbrauch einwandsfrei er-

mitteln. Von Bedeutung wäre vielmehr nur, festzustellen, ob die

Belastung eine Änderung in der Riciuung des Konsums hervor-

gerufen hat. Zur Feststellung in dieser Hinsicht genügt unser

Material bisher nirgends.

Die Arbeiterbudgets haben aber trotzdem in der Volkswirt«

schaftlichen Literatur vielfach dazu gedient, den EinfluS der Gesetz-

gebung in Zoll- und Steuersachen auf den Privathaushalt zu er-

hellen, im wesentlichen um Zölle und Steuern auf Nahrungsmittel,

zuweilen auch indirekte Steuern überhaupt zu bekämpfen. Es seien

als Beispiele unter der großen Literatur hervorgehoben zunächst

En<^c],') ferner Conrad,'') Landolt(7), Mombert,') dem
sich Grotjahn (S. 6y} anschließt, Ad. Braun (16).

Von volkswirtschaftHcher Bedeutuns^ ist fernerhin, wie hinzu-

gefügt werden mag, die durcii die HHB. ermögUchtc Feststelhing

des durchschnitthchen Konsums in ein/.ehien KhLssen, vor allem

wichtig für die rroduzentcn, die dadurch über die Ausdehnungs-
fähigkeit im Konsum ihrer Produkte vieles erfahren

kannten. Man kann dies feststellen, indem man den durchschnitt-

lichen Verbrauch in der beobachteten Schicht vergleicht mit dem
Durchschnittskonsum der Bevölkerung. Die Berechnung ist natür-

lich nur dann möglich, wenn, wie bei Zucker, Bier, Branntweii^

Salz, Tabak, Ka£fee (durch den Zoll) allgemeine Verbrauchs-

berechnungen vorliegen. Außerdem mu6 die beobachtete Schicht

t}rpisch sein.

') Z. B. in der Abhandlung von 1S57, S, 31.

Jahrb. für Nat.-ÖkoD. und Staüsiik XVI, S. -42 11.

') Die Beltutuog des Arbeitereinkommens durch Korozöllc. Jena 190 1.
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So war z. B. der Ziickcrverbrauch der Xürnbergcr Arbeiter

10'
,j
kg pro Kopf, d. h. 1901 so hoch wie der der ganzen Be-

völkerung im Betriebsjahre 189394. Dabei steilen die Nürnberger

Zahlen nicht den durchschnittlich, sondern den hochj^elohnten

Arbeiter dar. Bei Kaffee ist der Durchschnitt für den Nürnberger

1 kg jährlich, für den Deutschen 4 kg. Allerdings ist wahr-

scheinlich der Kaffeeverbtauch in Nümbei^ — infolge hellen Bier-

konsums — niedriger als in anderen Gegenden.

Eine Vermehrung des Konsums kann herbdgeiuhrt werden

1. durch Eriiohung des Einkommens einer Bevolkerungsschicht,

2. durch ein Herabgeben der Preise. Wie das erstere wirkt, ließe

sich bei mehrjähriger Betrachtung des Haushalts konstatieren, falls

sich das Einkommen der Familie aufwärts bewegt Wie das

zweite, durch eine Vergleichung der verzehrten Summen bei gleich-

bleibendem F'inkommcn mit den Detailpreisen. Das letztere ließe

sich aber wohl viel allgemeinijülti^er und leichter nus den Geschäfts-

berichten der gröliereii Konsumvereine entnehmen.

Kine vergleichende Betrachtung zwischen der Tätigkeit der

letzteren und den HHB. ist von Kuhna angestellt worden. Die

schwierige Untersuchung, inwieweit sich der Einfluß derselben auf

die Ernährung der Minderbemittelten bereits geäußert hat, wäre

eine Aufgabe iur sich.

IV. Ober das viel erörterte Ptoblem vom Agrar- und
Industriestaat konnten die HHB. an sich wohl manchen Auf-

schluß geben, wenn es gelänge, dieselben Leute, deren Nahrung

man auf dem Lande untersucht ha^ nachher in der Stadt von

neuem zu erforschen. Bisher ergeben die HHB. in dieser Be-

ziehung gar nichts. Der von Grotjahn unternommene Versuch, eine

prinzipielle Verschlechterung der Ernährung durch die Industriali-

sierung nachzuweisen, niuÜ als durchaus gescheitert angesehen

werden. Auch im übrigen ist die Budgetliteratur, namentlich für

die ländliche Bevölkerung, zu gering, um Aufschlüsse über die

gegenwärtigen Unterschiede der Ernänrung im allgemeinen zu

geben. — Ebensowenig ist für das Entartungsproblem bisher

irgend etwas erwiesen worden.
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GESETZGEBUNG.
Die Ausdehnung des Arbeiterschutses in Prankreich.

(Das Gesetz vom ii. Juli 1903.)

Von

Dr. JUUUS LANDMANN
in Basel.

I.
•

In Cbereinstimmung mit den Entwicklungstendenzen, die in

der Greschichte des Axbeitenchutzes in allen Ländern zum Aus-

*) Quellen: Rapport sur les conditioos du tniTafl des persoones non pro-

tegees par la le^islation acluclle, presentc au nom de la coromission permanent**

[du conseti supcrieur du travail] par M. Victor Dalle. Rapport special sur les

industries de ralimentation par M. Jules BaraforL LIX S. 4°, Paris. Impri-

merie naliouale. 1901. — Conaeil tupirievr do tmvail. DociuneDU annfrrt au
rappoits de M. M. Dalle et Barafort sur ht r^glemcntadon d« travail dan« les bo-

reaux et magasins et dani Ici pctites industries de falimeDtation. 361 S. 4^. Puis,

Imprimcric nationale. 1901. — La Session du conseil superieur du tr.ivail. 3 au

I3juin 1901, Hcricht im ,,P.ullclin de l'Officc du Travnü", 190!, S. 391 (Y. — Projet

de loi (et expose de niotifs) portant moditication de la loi du 12 jutn 1893 ^documcat

fuhmtPL No. ^7S)* — Rapport fait an nom de la commiiaioii da travail chatgfe

d*eia»ioer le pvojet de loi portant modification de la loi du ta jtda 1893 . . * par

M. Arthur Groussier, d6put^ (doc. pari. No. 2931). — Proeis-Terbat de la

seance [de la chambre des deputes] du 6 fövrier 1902. — Rapport fait au nom

de la commission cbarge d'examincr le projct de loi, adople par la chambre des

deputes, portant muditication de la loi du 12 juin 1893... Paul Straufl,

scnatcur (doc. pari. No. loi). — Proccs-vcrbal de la scance [du scnat] du 3 fevrier

1903. — Rapport suppltoe&taire fait au nom de la eonuniasioii chaig6e d'eiaviaer

le projet de loi adopti par la ebanbre des d^pulds, portant modificatioft de 1*

loi du 12 juin 1S93 . . • P^r ^1- l'aul Straufl, adnatenr (doc. parL No. II5). —
Procis-verbal de la siaace [du s^t] du 16 juin 1903. — Rapport iait au non de
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druck kommen, weist auch die Arbeiterschutzgesetzgebung Frank-

reichs in ihrem historischen Werden die Tendenz auf, ihr Geltungs-

gebiet nach zwei Richtungen hin auszudehnen : es erweitert sich

der Kreis der geschützten Arbeiterkaleporien und gleichzeitig der

Kreis der den Arbcitcrscliuizgcsctzen unterstehenden Berufszweige.

Das Gesetz vom 22. März 1841, mit welchem der moderne

Arbeitersditttz in Fiankrdcb «nsetzt* ist m Gesetz zum Schutze

der Kinder in Fabriken und Werkstätten; es folgte das Gesetz vom
19. Mai 1874, das zwar ebenfidls auf Fabriken und Werkstatten

besdirankt blieb, dag^en den Kreis der geschützten Arbetter-

kategorien erweitert^ indem es neben den Kindern noch die jugend-

lidien Arbeiter und Arbeiterinnen mit in sein Geltungsgebiet ein-

bezog. Das Gesetz vom 2. November 1892, betr. die Arbeit von

Kindern, minderjährigen Mädchen und Frauen in gewerblichen Be-

trieben, unterwarf auch die Arbeit erwachsener Frauen der gesetz-

lichen Regelung und endlich zog das Gesetz vom I2. Juni 1893,

betr. den Schutz der Gesundheit und die Sicherung der Arbeiter,

nach dieser Seite hin die äußerste Konsequenz, da es sich auf alle

Betriebe ohne Ausnahme erstreckt, milhm auch auf solche, die

ausschliefiUch erwachsene Männer beschäftigen.

Für den Rechtszustand vor Erlafi des Gesetzes vom
II. Juli 1903, das den Gegenstand der nachfolgenden Seiten

biklet, sind die nachfolgenden fünf Gesetze von aussdilaggebender

Bedeutung:

1. Gesetz vom 9. September 1848, betr. die Arbeitsdaucr in

Manufakturen und Fabriken;

2. Gesetz vom 2. November 1892, betr. die Arbeit der Kinder,

minderjährigen Mädchen und Frauen in gewerblichen Betrieben,

nebst

3. Novelle zu diesem Gesetze, vom 30. März 1900 (loi Mille-

rand)

;

la coiDnuttUm du twvafl ebugie d'cxainiiier le picjet de M mdopti pMr U ehunbre

des diputes, adopti avec modificatioD par le Siaat, portaat la modtfieatioa de la

loi du 12 juin 1893... par M. Luden Comet, depute (doc. pari. N'o. 1144). —
Proccs-vcrbal de la scancr [de la chambrc des d^putes] du 3 juilh i 1903. — Circu-

laire [du raiaist«re du commerce et de l'industric] du 15 scptcmbre 1903, concer*

oant l applicalbm d« bi^hA du it juUlet 1903 modifiaot la loi da IS join 1893,

nBolletin de rinqiecti«o da Uavail" 1903, Nr. 3. 4, S. 96 ff. — Vgl. audi C ka iUey*
Bert eC Arthur Foataine, Lois lodalet, Paiis, 1896, & 96 ff. ~ „Ballctia des

itttenifttioaalcn Arbeil«amta«', Bd. II, 1903, S. LXVIII ff. und & 373.}
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4. Gesetz \ oin 12. Juni 1893, betr. den Schutz der Gesundheit

und die Sicherung der Arbeiter in gewerblichen Betrieben

;

5. Gesetz vom 29. Dezember 1900, betr. die Arbeitsbedino;un<^er

der in Magazinen, Kramladen usw. beschäftigten weiblichen Per-

sonen.

Aufier diesen fiinf Gesetzen, deren Durdifiihnuig der Gewerbe*

lnspektion obliegt, wäre noch 6. das Gesetz vom 22. Februar 185 1,

betr. den Lehrvertrag, zu erwähnen, mit dessen Durchiiibrung die

Polizeibeamten betraut sind

1. Das Gesetz vom 9. September 1848 ist nur auf

„Manu&kturen und Fabriken" (manu^ctures et usines) anwendbar.

Die beiden Begriffe ' sind gesetzlich nicht definiert und auch die

Ftaxis der Gerichte war längere Zeit hindurch schwankend. Durch

einen iVlinisterialerlafi vom 28. November 1885 wurden endlich die

Gew^erbeinspektoren angewiesen, als „Manufaktur oder Fabrik" an«

zusehen: a) alle Betriebe mit motorischer Kraft oder mit ununter-

brochenem Feuer; b) alle gewerblichen Betriebe, die mehr als

20 Arbeiter l)eschäftigen.

Dem (K'setze vom 9. September 1848 unterstehen, seit dem
ErlaÜ des Gesetzes vom 2. November 1^92 nur erwachsene männ-

liche Arbeiter im Alter von über 18 Jahren und auch von diesen,

seit dem Erlaß der Novelle vom 30. Marz 1900, nur diejenigen, die

nicht zusammen mit Kindern, Jugendlichen oder Frauen beschäftigt

and. Der Art i, Abs. i des Gesetzes von 1848 beschrankt die

Hodbstdauer der ta^ichen Arbeitszat auf 12 Stunden; Art 2 des

Gesetzes, zu dessen Ausführung der seither mehrmals abgeänderte

Erlaß vom 17. Mai 185 1 erfloß,^) sieht die Ausnahmen von dem
im Art. i aufgestellten Grnindsatze vor.

2. Das Gesetz vom 2. November 1892') regelt die

Arbeitsbedingungen der Kinder, minderjährigen Mädchen und

Frauen in Manufakturen, Fabriken, Bergwerken, Steinbrüchen, Bau-

plätzen, Werkstätten aller Art, Es entiiäit im wesentlichen die

nachtolgenden BestinununL,fcti

:

a) Zulassungsalt er. In den dem dcsetze unterstehenden

Betrieben dürfen Kinder grundsätzlich nicht vor dem zurückgelegten

^) Zuletzt abgeändert und kodifisieit durch ErlaS vom 9$. Mart 1902, vgl.

„BttUetin des iatetnationden Arbduamtcs**, Bd. I. 190a, S. 377—279 und S. XLV
und sij'-'sao.

^ Vgl. „Archiv fllr soziale Gesetzgebung und Statistik*', Bd. VI, S. 116
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13. Aitersjahre beschäftigt werden; ausnahmsweise ist die Be-

schäftigung von Kindern im Alter von über 12 Jahren c^estattct,

falls diese ihrer Schulptiicht nachkamen und im Besitze eines ärzt-

lichen Taughchkeitsattcsles sind.

b) Arbeitsdauer und Pausen- Die Bestimmungen des

Gesetzes von 1892 über Arbeitsdauer und Arbeitspausen wurden

durch die Novelle von 19CX) einer vollständigen Änderung unter-

woffen. Die Bedingungen die Gewährung der im GfMtze vom
2. November 1892 voi^esehenen Ausnahmen wurden durch Erlafi

vom 15. Juli 1893, Art i und 5, genau festgesetzt

c) Nachtarbeit Jede Arbeit zwischen 9 Uhr abends und

5 Uhr morgens ist Kindern^ Jugendlkrhen und Frauen verboten;

für eine Reihe von Industrien, insbesondere soldie mit ununter-

brochenem Feuer, sind Ausnahmen von diesem grundsätzlichen

Verbote vorgesehen, zu deren näheren Ausführung die Art i, 2, 3

und 4 des Erlasses vom 15. Juli 1893 dienen.

d) Ruhetage. An dem gesetzlich vorgeschriebenen wöchent-

lichen Ruheta^re und an ckn sonstigen gesetzlichen Feierta;Tcn

dürfen Kinder, Jui,'erullicho unter 18 Jahren und Frauen nicht bc-

scliäftiiTt werden; die zulässigen Ausnahmen sind durch Art. 5 des

Erlasses vom 15. Juli 1893 geregelt

e) Gefährliche, gesundheitsschädliche und sitt-

lichkeitsgefährdende Arbeiten sind för Kinder, Jugendliche

und Fmuen verboten; das Veneichnis dieser Arbeiten ist im Er-

lasse vom 13. Mai 1893 enthalten; ebenda sind auch diejenigen

gefährlichen und gesundheitsschädlichen Arbeitsarten aufgeführt, bei

welchen die Verwendung der vorerwähnten Arbeiterkategoricn zwar

nicht verboten, jedoch von der Erfüllung gewisser Bedingungen ab-

hängig gemacht ist.

f) Durchführung und Kontrolle. Kinder und Jui^cnd-

liclie im Aher unter 18 Jahren dürfen nicht beschäftigt werden,

wenn sie sich nicht im Besitze eines Arbeitsbuches befinden, aus

dem zu ersehen ist, daß sie den Hedin<^un}^'en nachj^ckominen sind,

unter denen das Gesetz die Beschäftigung dieser Arbeiterkategorien

gestattet Die Unternehmer sind verpflichtet: 1. ein Verzeichnis

der in ihren Betrieben beschäftigten Kinder und Jugendlichen zu

führen; 2. das Gesetz und die auf Grrund des Gesetzes erlassenen

Verordnungen im Betriebe anzuschlagen; 3. einen Anschlag über

die Arbeitsstunden, die 2^it und die Dauer der Ruhepausen und

über den für Kinder, Jugendliche und Frauen vorgeschriebenen
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wöchentlichen Ruhetaf^ im hetriebe anzubringen. — Die Kontrolle

über die Durchführung des Gesetzes liegt in den Händen der Gc-

werbeinspektion.

3. Das Gesetz vom 30. März 1900 ist auf alle Betriebe

anwendbar, die dem Gesetze vom 2. November 1S92 unterstehen.

Es scliuu.t; a) Kinder, Jugendliche im Alter unter 18 Jahren und

erwachsene Frauen
;
b) diejenigen erwachsenen männlichen Arbeiter,

die zusammen mit den vorerwilmtefi Aifaeüerkategorien beschäftigt

werden. Es bestimmt:

ä) dafi die Arbeitsdauer in den dem Gesetze unterstehen-

den Betrieben bis zum 31. März 1902 df Stunden, vom i. April

190a bis zum Si* Marz 1904 zehn and eine halbe Stunde und vom
I, April 1904 an zehn Stunden täglich betragen soll;

b) dafi die Arbeitszeit durch eine oder mehrere Pausen unter-

brochen werden muß, die zusammen mindestens eine Stunde dauern

sollen; während der Pause ist jede Arbeit verboten; die Zeit, in

welche die Tausen fallen, ebenso der Beginn und der Schluß der

Arbeitszeit müssen für alle Arbeiter des Betriebes ;jjleichmäßig ge-

regelt sein.^) Nach einer Entscheidung des Kassationsgerichtshofes

vom 26. Januar 1901 sind diese Bestimmungen über die Pausen

auch auf die in den dem Gesetze unterstellten Betrieben beschäl

tigten erwachsenen männlichen Arbeiter anwendbar.

4. Dem Gesetze vom 12. Juni 1893 unterstehen Manu-

fakturen, Fabriken, Hüttenwerke, Bauplätze, Werkstätten usw., ohne

Rücksieht auf die Kategorie der darin beschäftigten Arbeiter. Ein-

zelne Bestimmungen dieses Gesetzes sind auch auf Theater* und

Zirkusuntemdimungen und sonstige nicht gewerbliche Betriebe, in

welchen Maschinen verwendet werden, anwendbar.

Wie der Titel des Gesetzes besagt, bezweckt es ausschließlich

die Sicherung des Lebens und der Gesundheit durch hygienische

Maßregeln. Die AnsführungsdetaUs sind in einem £rlasse vom
10. März 1894 enthalten.

5. Das Gesetz vom 29. Dezember 1900 ist auf Magazine

und Kramläden anwendbar, jedoch nur so w.eit, als darin weibliches

Eiae EoUcbeidung des Kasntiondiofei 'vom 30. Voftmbtx tgot spndi

•ich gtgen die Aufrumag «os, als matten die Fauen für mlle Ktttegofien gleidi-

miflig geregelt Min. Folge dieicr Esttcheidong war mid iit cioc fut nbiolate Un>

möglichkcit der Kontrolle der Arbeitsdauer der erwachsenen Männer; vgl. Rappoita

nur i'application peodaat l'annee 1902 des lois r^glemenUmts )e tTAvail.
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Vericau&personal beschäftigt ist; es kann als eine kleine Ergänzung

des Gesetzes vom I2. Juni 1893 angesehen werden, indem es

wesentlich einen hygienischen Zweck verfolgt Seine einzige Be-

Stimmung betrifft die Gewährung von Sita^elegenheit für das weih*

liehe Verkaii6personaL

6. Das Gesetz vom 22. Februar 1851 hat einen äufierst

engen Greltui^krcis. Ks; ist nur dann anwendbar, wenn: i. ein

Lehrvertrag mit einem Fabrikanten oder Werksiättenljesitzer (nicht

mit dem Besitzer eines kaufmännischen Betriebes) abgeschlossen

wurde, und wenn 2. der Lchrlin;^ den Bestimmungen des Gesetzes

vom 2. November 1892 ni^^ht untersteht. Infolge der seither er-

folgten Entwicklung der Gesetzgebung ist demnach dieses Gesetz

gegenwärtig nur noch auf die Lehrlinge der Kleinindustrie der

Nahrungs- und Genußmittcl anwendbar.

Soweit die Übertretung der Bestimmungen dieses Gesetzes

unter Strafandrohung gestellt ist, und somit f&r die Durchföhrung

eine Handhabe geboten ist, besagen sie:

a) die efTeletive Arbeitsdauer der Lehrlinge im Alter unter

14 Jahren darf 10 Stunden, der im Atter unter 16 Jahren 12 Stunden

tl^Iich nicht überschreiten;

b) Lehrlinge im Alter unter 16 Jahren dürfen zur Kachtarbett

nicht herangezogen werden;

c) zur Arbeit an Festtagen dürfen Lehrlinge unter 16 Jahren

nur bei Werkstättcnieinigungsarbeitcn \crwcndct werden;

d) den Lehrlingen, die noch zum Hcsuciie des Lrgänzungs-

unterrichtes verpflichtet sind, müsscii täglich zu diesem Zwecke

zwei Stunden freigegeben werden, die von der etlektiven Arbeits-

dauer in Abzug zu bringen sind.

Aus der vorstehenden Analyse der sechs wichtigsten französi-

schen Arbeiterschutzgesetze ist ersichtlich, dafi diese Gesetzgebung

hinsichtlich des Umfanges der geschützten Arbeiterkategorien ins-

besondere aber hinsichtlich des Kreises der den gesetzlichen Be-

stinmiungen unterstellten Gewerbezweige bisher manchen derjenigen

Anforderungen nicht entsprach, deren EriUUung heute überall von

einer vorgeschrittenen SozialgesetJSgebung verlangt wird, und denen

auch die Gesetzgebung einiger europäischer Industriestaaten bereits

nachgekommen ist.

Wir sehen in Frankreich, außer den gesetzlich gcscliütztcu

Arbeiterkategurien : 1. gesetzlich absolut ungeschützte und 2. ge-

setzlich nur teilweise und mangelhaft geschützte Kategorien.

Archiv für SozialwiHCBichaft u. Sotlalpolitilt. L (A. f. ioi. G. «. St, XIXO «• *3
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L Zu den gesetzlich absolut nicht geschtitsten Kategorien ge-

hören:

a) die landwirtschaftlichen Arbeiter;

b) das Hausgesinde;

c) die Arbeiter und Angestellten der Transportunternehmungen

zu Wasser und lu Lande. Immerhin bestehen für einen Teil der

Angehörigen dieser Ikrufsgruppen (insbesondere für die Maschi-

nisten, Heizer, das Zugpersonal und da^ Personal der Bahnhöfe)

in den Erlassen des Ministers der öffentlichen Arbeiten Ansätze zu

einem Sdiutse;

d) die Angestellten in Bureaus, Kontoren usw., jeden Alters

und beider Geschlechter*);

e) Handelsangestellte und samtliche Angestellten in kaufinänni-

sdien Betrieben*);

i) samtliche Arbeiter und Angestdlte (mit Ausnahme der Lehr-

linge) in der Kleinindustrie der Nahrungs- und Genußmittel (Brot-

und Zuckcrbäckcreien, Schlächtereien, Wurstereien) und im Be-

herbergunffs- und P>quickungsgc\verbe
')

g) die Arbeiter der Hausindustrie.

II. Innerhalb der zweiten nicht geschützten Kategorie können

wir zwei Unterabteilungen konstatieren:

A. Arbeiterkategorien, die keinen Schutzgesetzen unterstehen,

mit Ausnahme jener über Hygiene und Sicherheit; dies sind:

') Nunmehr durch die Novelle vom il. Juli 1903 dem Gesetze vom 12, Juni

1893 iioteratdlt.

Di« Kldnmdustrie der Itebrangs» und GcDiiSmitld nntemand bii Aa^bag

der 90er jKhre den Nomen der Arb«it«ndiut^esetBe, insbesondere de» Gcsetses

von 1874 und der KontraUe der Inspektoren; die Gesetie tmu S. NoTcmbcr 1891

und vom 12. Juni 1893 wurden anfänglich auch auf diese Industrie aogewcndcL

Die DurclifUJirung des Gesetzes von 1892 'Arbeitszeit) veranlafltc oiiu- Reihe von

Krkurs'-ii und einander wid<*rs|jr<H licndcu gerichtlichen Fntscheidungcn, die in Ictztrr

Instanz zur Abgabe eines Gutachtens durch dea Staatsrat führten, wonach die Kiein-

tndustrie der Nabrungs- und Gcnullnuttel als dem Gesetie von 1893 nicht untere

stehend z« behandeln sei, da sie keinen gewerblichen Charakter tx^, deh vidmehr

als eine Art von bSuslichcr Arbeit dasstelle« Da nun der Art» i des Gcsetses von i893i

in wetehein die dem Gesetze unterstehenden Betriebsarten auf;;e/fihU sind, eine fast

wörtliche Kopie, mit Auslassung der Bcrjjwerkc und Steinbrüche, der Art. I des Ge-

setzes vom Jahre 1892 ist, so halte die Stellungnahme des Staatsrates zur Folge, dafl

auch das Gesetz von 1893 auf die Kieioludustric der Nahrungs> und GcoufimiUcl

nicht weiter angewendet werden durfte.
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.11 erwachsene Männer, welche nicht zusammen mit Frauen

oder Kindern in Betrieben arbeiten, die nicht „Maiiulakturen oder

Werkstätten sind, d. h. in Betrieben, die weniger als 20 Arbeiter

beschäftigen und keine motorische Kraft verwenden; diese Männer

werden lediglich durch das Gesetz vom 12. Juni 1893 ge-

schützt;

b) Arbeiter der Industrie der Nabrungs> und Genufimittel, wenn
sie in Betrieben mit motorischer Kraft beschäftigt sind IMese Be*

triebe unterstehen lediglich den Bestimmungen des Art 2 des Ge-

setzes vom 12. Juni 1893;

c) das weibliche Verkaufepersonal der M^;azine und Kram*
laden nach Maßgabe des Gesetzes vom 29. Dezember 19OO.

B. Arbeilerkalcgorien, die keinen Schutzgesetzen unterstehen,

mit Ausnahme der Vorschriften über die Arbeitsdauer:

a) erwachsene Männer im Alter über 18 Jahren, die in „Manu-

fakturen und Fabriken" beschäftigt sind und nicht zusammen nüt

Frauen oder Kindern arbeiten; gesetzliches Maximum der Arbeits-

dauer: 12 Stunden;

b) erwachsene Manner in Betrieben, die dem Gesetze von

i892; i9cx> unterstehen, und die zusammen mit Kindern und Frauen

arbeiten; dabei ist zu bemerken, dafi wohl die Bestimmungen der

Geset^bung von 1892/1900 über die Dauer der tagUchen Arbeits-

zeit, nicht aber die über das Verbot der Nachtarbeit und über die

wöchentlichen Ruhets^en auf die in diesen Betrieben zusammen
mit Frauen arbeitenden erwachsenen männlichen Arbeiter anwend-

bar sind

;

c) endlich genießen die Lehrlinge in der Kleinindustrie der

Nahrungs- und Genußmittel den Schutz des Gesetzes vom
22. Februar 185 1.

n.

Die parlamentarische Geschichte des französischen Arbeiter-

schutzes weist eine lange Reihe von Versuchen auf, die Geltung

der Schutzgesetzgebung auf bisher ungeschützte Kreise auszu-

dehnen.

Schon im Jahre 1887 hat Herr Richard Waddington, damals

Deputierter, jetzt Senator und Präadent der Commission sup^rieure

du travail, in seinem, im Namen der Arbeitskommission der Depu-

tiertenkammer erstatteten Berichte über die Entwürfe, die 5 Jahre

spater zum Gesetze vom 2. November 1892 führten, die Ausdehnung
a3*
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der gcsctzliclien Bestimmungen auf die in der Industrie der Nah-

rungs- und Genußmittel und im Handelsgewerbc beschäftigten

Frauen und Kinder verlangt

Dieser Antrag des Hemi Waddingtoa ist in der Kammer nidit

durchgedrungen; auch die analogen, im Laufe der Debatten ge-

steUten Antrage des Herrn Dumay haben keine Majorität ge-

funden.

Nach der Promulgation des Gesetacs von 1892 hat die Frage

der Ausweitung des geschützten Kreises, insbesondere hinsichtlich

der Magazine, Kramläden usWt die Kammer zu wiederholten Malen

beschäftigt. In der Sitzung vom 8. Mai 1893 hat Herr Baron

Pierard im Namen der Arbeitskr>r'nTnis5;ion einen Bericht über einen

von ihm eingebrachten Gesetzentwurf erstattet. „Die Koniniission

kann nicht einsehen, warum den im Handelsgewerbe beschüfiigten

Frauen der Schutz vorenthalten werden soll , den das Parlament

soeben den gewerblich laligcii Arbeiterinnen gewährte" und stellte

den Antrag, es sei für das Handelsgewerbe das Zulassungsalter mit

13 Jahren zu fixieren, die tägliche Arl>eitsdatter auf 11 Stunden

einzuschränken, ein Verbot der Nachtarbeit auszusprechen und hin>

sichdich der Überzeitarbett der Grundsatz aufinisteUen, da6 diese

nur an 60 Tagen im Jahre und nur bis spätestens 11 Uhr abends

zulassig seL

Der herannahende Schluß der Lcgislatuiperiode verhinderte die

Setzung dieses Antrages auf die Tagesordnung der Kammer-
debattcn.

Zwei Jahre später hatte sich die Kammer abermals mit dieser

Frage zu beschäftigen: diesmal war es die Industrie der Nahrungs-

und Gcnußmittcl. die hierzu die Veranlassung gab; es war dies un-

mittelbar nach Krlaß des durch die bereits erwähnte Entscheidung

des Staatsrates veranlagten Rundschreibens des 1 iandelsministeriums,

durch welches die Arbeiter dieser Industrie des Schutzes verlustig

gingen, den sie seit dem Jahre 1874 genossen.

Die Arbeitskommission der Kammer war damals mit dem
Studium der Entwürfe beschäftigti die spater zu der Novelle vom
Jahre 1900 führten, und beantragte durch ihren Bericbteistatter,

Herrn Gustave Dron, es sei die Anwendbarkeit des Gesetzes vom
Jahre 1892 auf die Industrie derNahrungs- und Genufimittel gesetz«

lieh festzulegen.

Der Bericht des Herrn Dron kam im Jahre 1S96 zur Beratimc:^;

bei diesem Anlaß stellten die Herren Lavy und Frudent-DervUlcrs
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am i6. Juli 1S96 den weiteren Krgänzungsantrag, daß auch die

Magazine, Kramläden und kauinictnnischen Bureaus in den Geltungs-

bereich des Gesetzes von 1892 einzubeziehen seien. Auf Wunsch des

Berichterstatters sind indessen diese Anträge von den Antragstdlem

selbst zurückgezogen worden; dodi betonte HerrDron, er wünsche

die Zurückziehung der Anträge durchaus nicht aus sachlichen oder

grundsätzlichen Gründen, sondern lediglich aus Gründen der Oppor-

tunität und der Methode der parlamentarischen Arbrit

Die Kammerdebatten über den Antrag des Herrn Dron (16. bis

22. Juni 1896), führten zu folf^enden Ergebnissen: £s seien auf die

Industrie der Nahrungs- und Genußmittel anzuwenden: die Be-

stimmungen des Gesetzes von 1892, betr. das Zulassungsalter der

Lehrlinge (Art. 2), die Hyy^iene und Sicherheit (Art. 12 und 14),

ferner, auf Antrag des Herrn Dutreix, auf die in dieser Industrie be-

schäftigten Kinder die Bestimmungen über die Nachtarbeit (ArL 4)

und die über den wöclientUchen Ruhetag (Art. 5).

Leider wurde infolge der Lage der parlamentarischen Arbeiten

diese Debatte unteibrochen und ihr Gegenstand ist nie wieder anf

<£e Ts^esordnung gesetzt worden. Denn die Debatten, die dem Er«

lasse des Gesetzes vom 3a März 1900 vorausgingen, stehen im
Resultate in keiner Beziehung zu den Antragen des Herrn Dron.

Um die Majorität des Filamentes leichter zu gewinnen und
gleichzeitig den Angestellten, wenigstens im dringendsten Punkte

ihrer Wünsche Genugtuung zu geben, hat Herr Alexandre Z^vaes in

der Sitzung der Kammer vom 6. November 1900 einen Initiativ-

antrag; eingebracht, betr. den wöchentlichen Ruhetaj^ im Handels»

gewerbe. Dieser Antrag wurde der Arbeitskonimission unterbreitet,

die durch Herrn (icorges B^rry am 16. Januar 1902 ihren zu-

stimmenden Bericht abt^ab. Nach einer kurzen Debatte wurde der

Antrag des Iknu Zevaes von der Kammer in der Silzun^^ vom
27. März 1902 angenommen und dem Senate überwiesen, wo er

bisher noch seiner Erledigung harrt

Fast zur gleichen Zeit hat Herr Arthur Groussier einen Ge<

setzesentwurf eingebracht, betr. die Ausdehnung des Geltungsgebietes

der Gesetze vom 12. Juni 1893, vom 22. November 1892 und

30. März 1900 auf alle Arbeiter und Arbeiterinnen ohne Unterschied

des Alters, in allen gewerblichen und kaufmännischen Betrieben.

Der Entwurf wurde der Arbeitskommission überwiesen, und diese

hat, um eher zu einem positiven Resultate zu gelangen, in ihren

Vorschlägen von einer Erweiterung des Geltungsgebietes der Ge-
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setze von 1892/1900, welche beide die Arbeitszeit, Arbeitspausen,

Ruhetage usw. betreffen, abgesehen, und lediglich die Ausdehnung
des Gesetzes vom Jahre 1 893 beantragt, welches gewerbeh> gienische

Mafir^eln zum Schutze des Lebens und der Gesundhat der Arbeiter

enthalt. Es war dabei mit die Erwägung entscheidend, daß die

Ausdehnung der Bestimmungen über Arbeitszeit, Ruhepausen und
Ruhetage auf bisher o^ar nicht reglementierte Gewerbezweige einer

größeren Opposition begegnen würde, als die bloße Erweiterung

des Geltungsgebietes der gewerbehygienischen Gesetzgebung.

In der Junisession desselben Jahres 1900, in der die Arbeits-

kommissiun den Bericht über den Antrai; Groussier al\i^'lb, hat sich

auch der Conscil superieur du travail mit der h'rcige beachäfii^rt.

Er faßte die Resolution: „Der Conscil sujicrieur du travail drückt

den Wunsch aus, daß die Köche, Pastetenbäcker, Brot- und Zucker-

bädcer, Fleischer, Metzger usw., nicht länger von den Wohltaten

ausgenommen sein sollen, die das Ge^tz vom 3. November 1892

und vom 12. Juni 1S93 den Arbeitern und Angestellten bietet, und
daß sie, wie alle anderen Industriearbeiter, den Schutz des Gesetzes

genießen sollen", und beschloß, auf Antrag seines damaligen Präsi-

denten, des Handelsministers Millerand, in der Sitzung vom 18. Juni

1900, es sei die Commission permanente mit der Veranstaltung

einer Erhebung über die Arbeitsbedingungen der gesetzlich nicht

geschützten Arbeiterkategorien zu beauftragen.

Hi " Kommission permanente hat in der Sitzung vom 9. August

1900 die Op^^misation dieser Krhebun^ durchberaten; sie wurde in zwei

Zweige f;fctreinit : für die Provinz wurden die Erhebungen durch F'ragc-

boi^en vorgenommen, die durch die Konimission, mit Mitwirkung

des französischen Arbeitsamtes, ausgearbeitet und samtlichen Organi-

sationen der Arbeiter und Unternehmer zugestellt wurden; für Paris

wurde der der mündlichen Einvernahme von Auskunftspersonen

aus dem Stande der Arbeiter und der Unternehmer vorgezi^en.

Die Kommission hat am 2t. Januar, 4., Ii. und 2$. Februar, 4. und
8. März 1901 sechs Atzungen abgehalten und im Mai 1901 durch

die Herren Dalle und Rarafort ihren Bericht erstattet. In den Bei-

lagen zu diesem Berichte hat das sehr wertvolle Material, welches

die Erhebungen zuts^e forderten, seinen Platz gefunden.

Der Bericht gelangte zu folgenden Vorschlägen : es sei das

Gesetz vom 12. Juni vom 2. November 1892 und vom
30. März igoo, das Gesetz vom 22. bcbruar 1851 und das Gesetz

vom 9. September 1848 auf sämtliche bisher noch nicht regle-
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mentiertcü Berufs<^ruj)i)fn und Betriehskaic^orien auszudehnen und

die Arbeiter aller I"vategorien unter den Schutz der für sie in

Betiadit kommenden Bestimmungen dieser Gesetze zu stellen.

Diesen Antragen seiner Permanenzkommisaon stimmte das Plenum

des Conseil sup6ieur du travail in der Junisession 1901 bei.

Es Is^en nunmehr zwei Vorlagen vor: der aus dem Gesetzes»

entwürfe des Herrn Groussier hervorgegangene Entwurf der Ar*

beitskommission der Deputiertenkammer und die Entwürfe des

ConseQ sup^eur du travail. Der damalige Handelsminister gab

den beiden Vorlagen teilweise Folge, indem er, in Anidmung an

den Entwurf der Arbeitskommission, den Kammern unter dem
16. Januar 1902 den Entwurf eines Gesetzes, betr. die Abänderung

des Gesetzes vom 12. Juni 1893 vorige. *)

1) WortUat des Gesetzes

om II. Juni 1893.

Art. 1, Abs. I. Den Besliiiimiiit{e»

dieses Gcselxes vatcntehen MaDufakturcn,

Fabriken, Hüttenwerke, WcrkstSUen aller

Art, oebst ihren NebenbetriebcD.

Art 2, Abs. 4. Die vorstehenden

Bestimmnngen nnd auch auf Theater, Zir-

kusse, LAdengeschfifte und filinlicbe Unter-

aebmntigen, in welchen Maschinen ver-

wendet werden, anwendbar.

Art 3. Die Verwaltungsbehörden

sollen, gestatzt auf Gutachten des Ge-

werbebeirates
, im Vrrotflnungswege fol-

gende Vorschriften erlassea:

Wortlaut des Regierungs*

entwurfes vom 16. Januar 190«.

Art I. Die Art. 1, Abs. 1, Art a,

Abs. 4 und Art. 3 des Gesetzes vom
12. Juni 1893 werden abgeSndert und

ergaost und lauten wie folgt:

Art I, Abs. I. Den Bestimmungen

dicsps firiptzes unterstehen Manufakturen,

FaliriKrii, Ii utlrnwerk*', Paiiplätre, W*»rk-

stätttn, Labofüloticii, Kachtii, Kellereien,

Weinniederlugcn
,
Magazine

, Kramladen,

Bureaus, Lade- und Löachunlctnebmangcn,

welcher Art sie auch immer seien, öffent-

lichen oder privaten , weltlichen oder

rclifTtfis-pn Charakters, selbst dnnn, v.'fnn

sie der ilcrulslehre dienen oder VVohl-

tätigkeitsanstalten sind.

Art. 2, Abs. 4. Die vorstehenden

Bestimmungen sind auch auf Theater,

Zirkusse und fihnliche Unternehmungen,

in welchen Maschinen verwendet werden,

anwendbar.

Unverändert
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Bei dieser Einschränkung auf ein Gesetz, statt der von dem
Conseü sup^eur gewünschten Revision von 5 Gesetzen, war die

Erwägung entscheidend, dafi die vom Consdl supiSrieur gewünschte

Erweiterung des Gdtungsgebietes der fianzostschen Arbeiterschutz»

geset^febung zwar durchgeführt werden soll, und daß diese Durch-

fiihrung die Aufgabe der französischen Sozialpolitik im Laufe der

nächsten Jahre darstellt, daß aber diese Durchführung sicherer in

absehbarer Zeit zu erwarten ist, wenn der vom Conseil sup6rieur

gestellte Komplex von Aufgaben in seine einzelnen Bestandteile

aufc^elost wird und die parlamentarische Behandlung der Novellen

zu den revisionsbedürftigen fünf Gesetzen für jedes einzelne Gesetz

besonders und für sich getrennt erfolgt.

Wie die Arbeitskommission der Kammer hat auch das Handels-

ministerium das Gesetz vom Jahre 1893 als dasjenige angesehen,

das die meisten Chancen bietet, in einer erweiterten Fassung von

den Kammern angenommen zu werden, da auch ihm das Gebiet

der G«werbehygiene Ungt nicht mehr so strittig erschien, wie das

der Arbeitszeit oder der Ruhetage. Die parlamentarische Behand-

lung und Verabschiedun;:^ des Gesetzes ist denn auch tatsächlich

ohne nennenswerte Schwierigkeiten vor nch gegangen. Nachdem
die Arbeitskommission der Kammer ihren zustimmenden Bericht

zum Entwürfe abj^ab, wurde er von der Kammer ohne Debatte in

der Sitzung vom 6. Februar 1902 angenommen und darauthin an

1. Drei Monate nach der Promulgation ^

dieses Gesetzes: Vorschriften über die

Schutz- und Sanitätsmafiregeln für alle

dem G«Mtee nnienieiltea Betriebe, ins-

bewmdcTe Aber Bdeuditanci LQftiing und

VentUatioii, trinkbares Wasicr, Abtritte

und Abtrittsgniben, die Rauch- undDatnpf-

abftihrung, dieSicherheitsmaJlubmengegen

Feuersgefahr etc.

2. Nach Maügabe der festgestellten

Nolweadigkeit Spczialvonchrifieo, sei es

für bcitimmte Industriezweige, sei es flir

bcstunmte Arb^verhdireii.

Über die im Abs. 2 dieses Art. vor-

gos»*li<":i< :i Spcziulrcf^lcimTils wird der Bei-

rat Jur uHVntliclic Hygiene seine Gutachtco

abzugeben haben.

UnverSikden.

2. Nach Maägabe der festgestelllea

Notwendigkeit Spczialreglements , sei es

lllr bestinunte Berufskategorien, sei es fttr

bestimmte Arbeitsvcrfiilireo.

Über die im Abs. I dieses Art. vor-

gesehenen Spe/ialrcglcmcnts wird der Bei-

rat CxiT ü>! entliehe Hygiene seine Gutachten

abzugeben haben.
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den Senat überwiesen. Auch die Senatskommission äußerte sich

zustimmend und der Entwurf hätte vom Senate schon in der

Sitzunfr vom 3. Februar 1903 angenommen werden können, wenn
nicht seitens einiger Regierungsvertreter seine neuerliche Über-

weisung an die Kommission verlangt worden wäre, zum Zweck
einer Abänderung des Verhältnisses der durch den Entwurf unter

das gewerbehygienische Gesetz gestellten Staatsbetridie zu den

Gewerbeinspektoren. Die Kommission trug in einem zweiten Er-

gänzungsberichte diesen Wünschen Rechnung, änderte entsprechend

den Text des Entwurfes, der in dieser abgeänderten Fassung vom
Senate in der Sitzung vom 16. Juni uto^ rin;^enommen wurde.

Der neuen Fassung erteilte auch die Kammer m der Sitzung vom

3. Juli 1903 ihre Zustimmung und am 9. Juli 1903 wurde das Gesetz

promulgiert und als „Gesetz vom 11. Juli 1903, betr. die Gesund-

heits- und Sicherheitsmaßnahmen für die Arbeiter in kaufmännischen

und staatlichen Betriebe" kundgemacht Wortlaut des Gesetzes, vgl.

„Bulletin des internationalen Arbeitsamtes", Bd. IL 1903, S. 373.

m.

Der Gesetzesentwurf, den das Handelsministerium den Kam-
mern vorlegte, ging weniger weit, als der aus den Beratui^n des

Entwurfes des Herrn Grousster hervorgegangene Antrag der Arbdts-

kommission. Dieser erstrebte die Ausdehnung des Gesetzes vom
12. Juni 1893 auf „Manufakturen, Fabriken, Werkstätten, Magazine,

Kramläden, Bureaux, Bergwerke, Steinbrüche, Bauplätze, Transport-

unternehmungeii zu Wasser und zu Lande, die .Arbeiten des Ver-

ladens und des 1 iischens, auf die öffentlichen Lagerhäuser und alle

sonstigen gewerblichen und kaufmännischen Betriebe". Der Re-

gier ungsentwurf ließ die „Bergwerke, Steinbrüche und Transport-

unternehmungen" aus, „weil die Regierung zuerst den dringendsten

Teil der Reform realisieren will".

Zur sachlichen Rechtfertigung dieser Auslassung ließen sich

folgende Argumente anfuhren:

I. Die Bergwerke und Steinbrüche unterstehen einer

Spezialgesetzgebung, die im Art 50 des durch Gesetz vom 27. Juli

1880 abgeänderten Gesetzes vom 21. April 1810, im Dekret vom
3. Januar 181 3, in der durch Verordnung vom 25. September 1882

abgeänderten Verordnung vom 26. März 1843, endlich in der Vcr-

ordntmg vom 8. Juli 1890 enthalten ist. Außcrrlcm sind mehr ins

Detail gehende Vorschriften zum Schutze des Lebens und der Ue-
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sundhdt der Bergarbeiter in unzahligen Rundschreiben des Ministe«

riums der ÖffentUchen Arbeiten und för jedes einzelne Bergwerk

in den Erlassen der Frefekten enthalten. Es existiert gegenwärtig

in Frankreich kaum ein Beigwerk oder ein Steinbruch, dessen

Arbeitsbedingungen nicht G^enstand eines oder mehrerer Prefektur-

erlasse wären.

Die Durchführung dieser gesetzlichen und administrativen Be-

stimmunf^cn ist Sache der Bcrf^wcrksinf^erticure, die in dieser ihrer

Täti^kt it durcli die Delektierten der Bertjarbeiter*) unterstützt werden.

Durch ein Ministeriah undschreiben vom 5. Juli 1894 wurden die

BergweiLsingenieure auch beauftragt, das Gesetz vom 12. Juni 1893

in allen, mit den Bergwerken verbundenen, über Tage gelegenen

Betrieben und Arbeitsstätten durchzuführen.

Es war nun die Frage, ob es sich empfehlen würde, diese

Sondergesetzgebung fiir Beigwerke und Steinbrüche anizufaeben,

um an deren Stelle eine allgemeine Gesetzgebung zu setzen, die

im Gesetze vom 12. Juni 1893 und in den auf Grrund dieses Ge-

setzes erlassenen Ausführungsverordnungen enthalten ist Die gegen«

wärtig geltenden Normen sind von Bergwerk zu Bergwerk ver-

schieden, sie sind den speziellen technischen Verhältnissen jeder

einzelnen Grube angepafit und können auch sehr leicht, auf bloßen An-

trag des Bergwcrksini:jenieurs, durch einen Prefekturerlaß ahf^cändert

werden. Sic schliefen sich somit nicht allein der Sonderart des

Bergwerksbetriebes an sich an, sondern können auch allen \'cr-

ändervingen und \'ersc]iicbuni;en innerhalb der einzelnen Grube

folgen. Dagegen ist da^ Gesetz von 1893 speziell mit Hinblick

auf die gewerblichen Betriebe über Tage ausgearbeitet und könnte

auf Bergwerke kaum zweckmäßig angewendet werden.

Nun darf nicht übersehen werden, daß die gegenwartige

französische Berggesetzgebung die Arbeiter sdbst keineswegs be-

friedigt; die unwilligen Berggesetzentwiirfe, die von den Vertretern

der Bergarbeiter in jeder Legislaturperiode ebgebracht werden und
die Resolutionen der Bergarbeiterkongresse beweisen, dafi eine Än-
derung gewünscht wird. Es sind dies aber nicht in erster Linie

die Bcstimmunp^en über Hygiene und Sicherheit , die Anlass zur

Unzufriedenheit mit dem gegenwärtigen Bergreclite <:^ahen; vielmehr

sind die Wünsche der Bergarbeiter auf eine gesetzliche Regelung

') Gcs<?lz vom S. Juli 1890, vgl. „Archiv für soziale Gesetzgebung und Statistik'^,

Bd. V, S. iSS.
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der Arbdtsdaucr und auf eine zufriedenstellende Unfallversicherung

gerichtet Diese Wünsche wären durch die Ausdehnung des Ge-

setzes von 1893 auf die Bergwerke der Verwirldichung kauiii näher

gerückt worden^ sie müssen ihrer Erfüllung auf dem W^e der

SpezialgcseUgebung harren.

2. Ähnlich verhält es sich mit dem Schutze der Arbeiter und

Angestellten der Transportuntern ehmungen. Auch diese

Arbeiterkategorien unterstehen einer Sondergesetzgebung, die in der

durch N'oxelle vom i. März 190 1 abgeänderten Verordnunff vom
15. November 1846 enthalten ist. Diese \xrordnung ist auf alle

Eisenbahnen anwendbar und enthält eine Reihe von Bestimmungen

zum Schutze des Lebens und der Gesundheit der Angestellten,

insbesondere der Heizer, Maschinisten und des Zugs- und Bahn-

hofspersonals. Außerdem wirken die Transportreglemente, deren

Hauptzwecke in der Sicherung des reisenden Publikums liegt, in>

direkt auch zum Schutz des Verkehrspeisonals.

Es wird nicht geleugnet, daß dieser Schutz unzureichend ist.

Seine Vervollkommnung und Erweiterung bildete den Gregenstand

von Erhebungen, die die Commission permanente du Conseil sup^
rieur du travail im Laufe des Jahres 1903 veranstaltete; der Bericht

ist im Oktober 1903 erschienen (R<^lementation du travail dans

les entreprises de Transport, Paris» bnprimerie nationale) und bildete

die Basis der Beratung der Noverabersession 1903 des ConseU

Superieur du travail. Die Beschlüsse, zu welchen dieser Beirat ge-

langte, erwiesen aber, daß die Wünsche des Verkehrspersonals

durch eine Ausdehnung des Geltungsgebietes des Gesetzes von

1893 auf das Verkehrsgewerbe kaum befriediget worden wären, da

sie im wesentlichen eine l\e-;clung der Arbeitsdaucr, der Ruhe-

pausen und der Ruhetage erstreben.

Der Zweck des Entwurfes sollte, nach den Ausführungen des

Motivenberichtes, in der Verwirklichung folgender zwei Zielpunkte

bestehen

:

I. Unterstellung unter die gesetzlichen Bestitnniun^^en der bis-

her noch nicht unterstellten l^elriebc der Kleinindustrie der Nahrungs-

und Genußmittel, der Magazine, Kramläden, kaufniännischen Bureaus

und analoger Betriebe.

Die beruflichen Organisationen der Arbeiter und Angestellten

dieser Gewerbegruppen haben in den letzten Jahren am lautesten

die Unterstellung unter die gesetzlichen Scbutzbestimmungen ver-
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langt, und die grollen Berufegefahren, unter denen sie leiden, er-

klären hinreichend die Intensität ihrer Wttiuche. ^)

2. Klaistellung der Nomenldatnr der dem Gesetze unter-

stehenden Betriebskategorien und dadurch definitive Beilegung der

Streitiragenf die über die Anwendbarkdt oder r^ditanwendbarkeit

der gesetztichen Bestimmungen auf einzelne Betriebskategorien seit

langem obschwebteiL

IV.

I. Die Kleinindustrie der Nahrungs- und Genußmittel, die, wie

vorhin bereits au5<Teführt, durch ein Gutachten des Staatsrates des

gesetzlichen Schutzes verlustig ging, ist seit langem schon als die-

jenige Industrie bekannt, die in erster Linie der Aufmcrksiiuikeit

der öffentlichen Ilygienepflegc bedarf. Schon im Jahre i^SS hat

die Pariser Wohnungskommission in einem Berichte der Herren

Huddo und Napias auf die schweren Ge&hren hingewiesen, denen

der Beruf der Restaurationsköche ausgesetzt ist. Die im Jahre 1886

durchgelUhrte Erhebung der Gewerbeinspektoren über die Schlaf-

räume der Lehrlinge im Pariser Bäckeigewerbe hat zu ersdireckenden

Resultaten geführt, und die Erhebung des französischen Arbeits-

amtes vom Jahre 1892*) hat den Beweis erbracht, daß diese Ver*

hältnisse nicht allein auf das Bäckergewerbe beschränkt sind, daß

sie vielmehr eine Eigentümlichkeit eines sehr großen Teiles der

französischen Kleinindustrie der Nahrungs- und Gcnußmittel bilden.

Bestätigt wurden diese Wahrnehmungen durch die Berichte

der Gewerbeinspektoren für das Jahr 1899, die abgegeben wurden

aus Anlaß eines ilincn vom Handelsministerium erteilten Auftrages,

sich über die Zweckmäßigkeit einer Unterstellung der Kleinindustrie

der Nahrungs- und Genußmittel unter die Bestimmungen des Ge-

Nmch der MortalitSt«$UUi«dk des Stadtkreteet von Paris Merbeo von »änit-

Jieben BcmftUttigen (Arbeitent nod Untenebmeni) im Alter von 00^39 Jabicn:

49,89 Pros, im Baugewerb«,

3s „ in der Metallindustrie,

34 „ der chemischen IndustriCi

39 )i im üastwirUgewerb«,

40,29 „ „ Kocbgewcrbc,

40^61 „ „ Bäek«g«w«rbe,

44(3^ n tt Handcbgewerbe.

*} Vgl. la petite industrie, salaircs, dnr£e du travail, tome l*er, ralimenUtioa

k Parti, I vol. ä 8<* de 300 p., Paris 1893.
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sctzcs von 1893 zu äußern. Wir wollen an dieser Stelle aus dieser

reichen Quelle nur zwei Auslassun^ren re^strieren.

Der Inspektor des ersten Kreises, Paris, erklärt, daß „in den

Bäckereien und SchvvciaemeUgereien die Küchen und Arbeitsräume

häufig vom hygienischen Gesichtspunkte aus äußerst ungünstig ein-

gerichtet sind, daß msbesondere die Ventilation nicht hinreichend

ist und daß keine Scherheitsvorkehrungen für den Fall einer Feuers-

brunst vorhanden «nd".

Im 8. Kreise (Bordeaux) haben die Inspektoren eine Spedal-

erhebung über die hygienischen Zustände in den Bäckereien ver-

anstaltet Der Bericht äber diese Erhebung stellt fest, dafi ,/ast

alle Bäckereien in Kellerräumen uiitcrfrcbracht und s^lecht venti-

liert sind. Viele Bäckereien haben keine Aborte und es müssen

infolgedessen die Exkremente auf den Fußboden abgelagert werden.

Die Lehrlinge der Bäckereien und der Gastwirtscliaften müssen ihr

Bett in der Rej^cl mit einem zweiten Lehrling oder einem Arbeiter

teilen. Die Sclilafräume sind meistens sehr klein. Wir fanden",

heißt es Im Berichte, „Schlafräume, die nur 6—-7 m Fläche und

einen Luttraum von 10 qiu aufwiesen".

In den Berichten einiger Inspektoren kommen zwar liic und

da Bedenken gegen die Unterstdhing der Kleinbetriebe der Industrie

der Nahrungs- und Genuflnüttel unter das Gesetz vom Jahre 1892

zum Ausdruck, alle sprechen sich aber uneingeschränkt für die

Unterstellung dieser Betriebe unter das Gesetz von 1893 aus.

Im Auftrage des damaligen HanddsministerSi Herrn MQIerand,

hat gegen Ende des Jahres 1900 auch der Conseil d'hygi^e der

Gironde einige Bäckereibetriebe besichtigt und konstatiert, da6 „ihr

Zustand, insbesondere hinsichtlich der Reinlichkeit, meistens sehr

viel zu wünsclien übrig läßt

Dieselben Kri^^cbiüsse zeitigten die h.rhebungen der ständigen

Kommission des ("onseil suj)erieur du travail.

Die Aussagen aller Ik-teili^tcii, und zwar ebenso der Arbeiter

als aucli der Unternehmer, haben im laufe der Enquete den Be-

weis erbracht, daß die Arbeitsbeditif^imgen in der Kleinindustric

der Nahrungs- und Genußmittel dringend einer Reform bedürfen.

Wir verweisen auf die beiliegende synoptische Darstellung (s. S. 366)

der Resultate der Erhebung über einige der wichtigsten Fragepunkte

und rekapitulieren im nachfolgenden die drei dringendsten Fostulate

der Arbeiterschaft dieser Betriebe:

a) Regelung der Arbeitsdauer und der Ruhepausen, und zwar

Digitized by Google
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Jttlina Landmann, Die Aaadeluumg det ArbeHenchtttte« io Fnmkrdcb. yßj

nlchi allein für Frauen und Kinder, sondern auch für erwadisene

männliche Arbeiter;

b) Aufstellunä^ von Maliregeln zum Schutze des Lebens und

der Gesundheit der Arbeiter. Unter den ijc^enwärtigen ungünstigen

hygienischen X'erhällnissen werden besonders licrvorjrehoben : die

Hitze, die durch die Herdfeuer verursacht, und durcli die immer

abends, manchmal auch den ganzen Tag brennenden Gaslichter

erhöht wird; die unzureichende Größe der Räume; die schlechte

Ventilation, Feuchtiglceit in den Arbeitsräumen und dumpfe Luft;

c) Besserung der Nahningsverhaltnisse und der Schlafräume

der Arbeiter, insbesondere der Lehrlinge, die beim Unternehmer

Kost und Logis haben.

Die Gesetzgebung wendete ihre erste Auftnerksamkeit zuerst

dem zweiten dieser Postulate zu, da dieses sozusagen gar keiner

Opposition mehr begegnete. Xnr!i Bekann t<^'al)e des Entwurfes hat

z. B. die Pariser Handels- und Gewerbeknmmer erklärt : „Wir können

uns zu dieser Hrweiterun«^ des Geltungsgebietes des Gesetzes vom
12. Juni 1893 nur zustimmend äußern. Sie ist ebenso notwendig

/um Scliutze <!er Arbeiter und Angestellten get^en Krankheiten als

aucii gegen Unlallc. Die berufensten Vertreter der Industrie der

Nahrungs- und Genußmittel sind mit dieser Erweiterung des Geltungs-

gebietes des Gesetzes auf ihre Industrie einverstanden.^

Auch in den Kammern sind keine Bedenken laut geworden

und ohne irgendwelche Opposition wurde die Unterstellung der

Industrie der Nahrui^ und Genußaitttel unter das gewerbliche

Hygienegesetz beschlossen.

2. Der Schutz der Angestellten in kaufmännischen Betrieben

ist in Frankreich lange Jahre hindurch wesentlich hinter den Er-

rungenschaften anderer Länder auf diesem Gebiete zurückgeblieben.

Im Deutschen Reiche, in Osterreich, Prli^ini, in der Schweiz, in

Großbritannien und in den V'erciiiic^tcii Staaten wurden überall

die kaufmännischen Betriebe mindcsicns der Gesetzgebung zur

Sicherung; des Lebens und der Gesundheit unterstellt, in eiiügen

dieser Staaten, so im Deutschen Reiche, Großbritannien und in

der Schweiz drang die Gesetzgebung auch auf diesem Gebiete bis

zum Erlasse von Bestimmungen über Arbeitsdauer, Ruhepausen und

Ruhetage vor. Dagegen unterstanden die franzoasdien kaufmänni^

sehen Betriebe bis zum Jahre 1900 keinerlei Regelung, weder einer

gewerbehygtenischen noch einer über Arbeitszeit und Arbeitsdauer,

und das erste Gesetz dieser Art, das in Frankreich erfk>ß^ das vom



GeteUgebiiog.

29. Dezember 1900 (Gewährung von Sitzgelegenheit an das weib-

liche \"erkaufsj)ersonal) hat seine l^edcutung weniger in seinen {posi-

tiven Dispositionen, als in der Tatsache, daß mit dem Erlasse dieses

Gesetzes der Bann gebrochen wurde und der Gewerbeinspektor in

den kaufmännischen Betrieb eingezogen ist.

Bttiifsurganisatioaeo der HandelsangesteUten haben seit

langen Jahren eine Unterstellung unter die gesetzlichen Arbeiter*

sdiutzbestinimungen vetlai^ und die Ergebnisse der Erhebung,

die die ständige Kommission des Conseil supMeur du travail über

die Arbeitsbedingungen im Handelsgewerbe durchführte, und die

wir in ihren wichtigsten Teilen in den beiliegenden zwei synopti-

schen Übersichten zur Darstellung bringen (s. S. 370—373) haben

den Beweis erbracht, daß diese Wünsche mehr als gerechtfertigt ge-

wesen waren. Sic bewiesen, daß im Handelsgewcrbc dieselben Miß-

stände, die in der Industrie zur Arbeiterschutzgesetzgebung führten,

in einem sehr hohen Grade entwickelt sind.

Hinsichtlich der hygienischen Beschaffenheiten der Arbeits-

und der Schlafräume haben die im Laufe der Erhebung befragten

Unternehmer stets das X'orhandensein von Mißständen in Abrede

gestellt, während die Angestellten gerade über diese Mißstände

lebhafte Klage fährten, und vor allem die Verhältnisse in den kauf

manntschen Bureaus als unertr^lich hinstellten. Femer führten die

Angestellten darüber Klage, daß sie in manchen, nicht mit offenen

Verkaufsräumen verbundenen kaufmännisdien Betrieben allen Un<

bilden der Witterung ausgesetzt sind, daß die Schlafräume^ indbe*

sondere die Schlafräume der Lehrlinge, sehr viel zu wünschen

übrig lassen, und daß in manchen Betrieben noch die Gepflogen-

heit bestellt, die Lagerräume und die Büreaulolcalitäten nachts als

Schlafräume zu verwenden.

Die Arbeitsdaucr stellt, auch wenn man sich dabei auf die Aus-

sagen der Chefs stützt, schwere Mißstände dar. In Paris wird das

i^anze Personal (mit Einschluß der weiblichen Angestellten und der

Kinder) in Dctailgeschäflcn lü - 1 1 Stunden, in MudeWarengeschäften
II—T2 Stunden, manchmal auch 13 Stunden, in Warenhäusern

13— 14 Stunden täglich, in Kotoniatwarcagcschäften mindestens

II Stunden beschäftigt Die Arbeitsdauer der Ausläufer und Ver-

träger ist meistens um eine Stunde länger.

In der Provinz betragt die Arbeitsdauer sämtlicher Angestellten

Ii'/.— 12 Stunden täglich, in manchen Städten auch darüber; so

wird in den Modewarengeschäften von Lyon 12% Stunden täglich.
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in llavic I2V.J Stunden, in Toulori I2 Stunden, in Al^^^icr ebenfalls

12 Stunden, in den Warenhäusern von Algier 13— 14 Stunden täg-

lich gearbeitet und auch hier werden die Ausläufer und Verträger

eine Stunde täglich länger beschäftigt

Im allgemeinen besteht in den kaufmännischen Betrieben in

Frankreich überhaupt kein Ruhetag. In Paris halten einige Ge>

Schäfte Sonntag zu, sonst aber ist es üblich, den Angestellten je

einen Tag in zwei Wochen, manchmal auch einen Tag in drei

Wochen freizugeben. \och ungünstiger li^en in dieser Hinsicht

die Verhältnisse der Büreauangestellten, die manchmal das ganze

Jahr über überhaupt keinen ganzen freien Tag haben. In der

Provinz sind die \^crhältnisse noch unc^ünstip^cr als in Paris. In

Mar.NcilIc sind die Modewaren^escliäfte am Sonntag nachmitta<js

geschlossen, alle übrigen ficschäfte stets otten. In Lyon ist es ein-

geführt, den Angestellten der Modewarengeschäfte vier freie Tage

im Jahre zu gewähren. In Mavre, Rouen, Amiens, Toulon, Avignon

und Algier haben die Angestellten überhaupt keinen freien Tag, in

Versailles einen freien Tag im Monat.

Auch hinsichtlich der Unterstellung der Handelsangestellten

und des Bureaupersonak unter das Gesetz von 1893 machte sich

in den Kammern keine Oppoätion geltend; manche MtlSstände

werden mit der Durchführung dieses Gesetzes in den Betrieben

des Handelsgewerbes beseitigt werden können; eine durchgreifende

Besserung der Verhaltni<^^ie wird auf diesem Gebiete auch in Frank-

reich erst durch Eingriff der Gesetzgebung in die Regelung der

Arbeitsdauer und der Ruhetage erzielt werden können.

V.

Die beiden liislier behandelten Punkte des neuen Gesetzes, die

Erweiterung des (Geltungsgebietes der gewerbehygienischen Gesetz-

gebung auf die Kleinindustrie der Nahrungs- und Genußmittel und

auf das Handelsgewerbe, stellten die Eroberung neuer Get^ete für

den Arbeiterschutz dar. Die übrigen Bestimmungen des Gesetzes

haben nicht diese große Bedeutung. Es wird hier nicht mehr Neu-

land für den Arbeiterschutz erschlossen, es handelt steh um Ge-

biete, die bisher schon unter den Bestimmungen der Gesetzgebung

standen, und Aufgabe des neuen Gesetzes war nur eine gesetzliche

Schlichtung und Klarstellung einiger Streitpunkte, die sich bei der

Durchführung des Gesetzes von 1893 ergaben. Es handelt sich um
die Durchfuhrung der gcwerbehygienischen Gesetzgebung in den

Archir für SotUlwiMeatchaft n. Sozialpolitik. I. (A. f. v». U. u. St. XIX). t. 24
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Arbeitsbedinf^ungen in

A. = Aussage eines Verbandes der Angestellten.

Betrieb
Zulassung-

alter
Effektive

Arbeitsdaaer
Maximale PrSicns»

seit
Nachtarbeit

Bureaus

A, Baalten und
Versicherungs-

gesellschaften :

13 11. 14 Jahre
A. Steno-

typistionco

:

16 Jahre.

jL Banken and Vcr-

sieherangsfeseU«

Schäften:

SVt-7Vi St ge-

wohnlich 7 St
A. 7 St., in einigen

Hiusem fi St

A. Banken und Versiche-

rungsgesellschaften 6 ''4 bis

8'/* St., gewöhnlich 8 St
A. Handel und Indostrie:

8, 10 und 13 St

Kdae.

Engros- A. 14 Jalirc"

£/. 16 labre.

A. 8» , und 9',j St
in McrceriegcschSfien

10 St
If- 8»/4~9% St

A. 9 und 10 St.

U. 10 und II St
A. Einige Nacht-

wachen.

Dftail-

gcscbäflc')
Jedes Aller.

(/, 10 n. II St mU
Ausnahme auÜcr^^c-

wohnlicher Perioden.

KleiderverkXnfe-

rinnen; 9 St. —
Hcmdcngcscbäile

:

10 St

Cl Hemdeneeschäfte 1 1 VtSt
Man schlieät nicht einheit-

lich um 7 Uhr. —
Mercericgeschaitc : Man

zögert mit dem Schlieficn

wegen der Arbdter- und
Angestellteninmdacfaaft.

Keine.

nafazbe

jI Part«' iSi^. I Alis . 1

0

mancbnul
17 Jahre;
Grooms

:

13 Jahre;
Vorstädte : jedes

Alter.

er, 16— 18 Jahre.

nie unter 15

Jabrco; in der

Provinz:

14 Jahre.

A. Angestellte: 9' ,,

10, lo'/j, lo'/t St.

AuÖrr den \'<ir-

abciulcn vur .Vus-

lu Ilgen usw..

Ladcndicncr :
1
'/j U.

2, manchmal 3 St.

nu'lir.

U. 1 1 1 1 2, mancbmal
13 St

A. Angestellte: 11, 11*/^,

12 und 12 Vi St., noch mehr
an Vornlu ndcn vnn Aus-

steilungen usw.

Ladendiener: bis stt 15 St.,

in der Provinz: 13 oder

14 St.

C'. II— 13 St. mit Eiiisi-lduli

der Mahlzeiten. In Maga-
zinen mit Arbeiterkund-

Schaft muß der Beginn und
Schluß der Arbeit stets sehr

variieren.

A. Nachtwachen

:

bes. Oktober , No-
vember u. Dezember
vor jeder Ausstel-

lung, an Wcih-
naolitcn und .Neu-

jahr. Montag und
Sonnabend in dett

VoistÜdtcn.

Waren-
biucr

A. 16, 17,18

JiJire.

A. 12, 13 u. 14 St.

Ladcridiencr, Aus-

Itiuicr i l St. mehr.

A. 13 und 14 St.

Ladendiener; 1$ u. t6 St

A. Bis 10 und ii 1».

abends zu gewöhn-
lichen Zeiten. Vor-
abende von Festen:

bis I u. a b.

morgens.

Spczerei-

hand-

loDgea

(7. 13 u. 14

Jahre.
Vi II St

U. Beginn: im Winter: 7,

S'/x b.; im Sommer: ö'/^,

7 h. Schluß: 9 h..

Präsenz 1374— 14'/« St
U. Von 8 h. morgens bis

9 h. abends mit Kinschlufl

von 2 St. Mablzeiispause,

d. h. 13 St

U. Nachtwachen an
Sooaabendea und
Vorabenden vor

Festen in bestimmten
Geschäften.

*) Wa Ausnahme der Waxenhiuser, Hodewarenmagazinc und SpcserelbAndlnaceo.
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kaufmänniscbeB Betrieben.
U. - Ar sagr ^-ines Verbandes der UotatBduwr.

Mahlxeiten ,
Hygiene der
Arbeitslokale Schlaf» tSttctt Wöchentliche Ruhe

A. Banken: t SL aus-

wärts.

A. Stenotypistinnen:

2 Sl auswärts.

A. Oft mittelmSfii?

Banken : Oft unge-
nügende Ventilation,

Rauch, Ausworf.
A. Stenotypistinnen r

Ungenügende VcnUla-
tioa in einigen Ge-

schäften.

Keine.

;

A. Baaken. Versicherungs-

gcsellscbaffen und einige

1

^iagasine; Sonn« n. Feier»
tn^e. — Handel und In-

dustrie : 1, 1/, oder keinen
Tag in einiigen GeichiUlcn.

A. 1 u. iVt St. aiis-

1* 4 St. in der
Regel.

A. Gut bis aufBureau-
angestellte in einigen

Fällen.

a Gut.

Auswärts.
A. Sonn- und Feiertage.

C/. Sonn* und Feiertage.

U. KlriJ IT Verkäufe rinnen

haben Kost beim Unter»
oehnner. — Mereerfe:
das Personal ifit mit
dem Unternehmer. —
Hemdengeschäne

:

Keine Kost beim Unter-

ttduter, dahin gebt auch
die «Ufenieinc Tendcni.

A, Im allgcmdaen
gttL

L'. Man kommt immer
mehr davon ab.

C. In der Regel Sonn- und
Feiertage, in den V'ursladlen

ein anderer Tag nach der

Reihe. — In Mercerie-,

Hemdengeachiften ist der
Sonntag niclit durihweg
frei ; man versuchte ilm ein-

sufÜhren, verzichtete aber
darauf in Hemden-

geschäflcn.

A. 35 -^im. — I n. je

nach dem Geschift. Eine
Mablxeit gewöhnlich im
Geschäft, meist beide.

Nahrung ganz gut, we-
nig Abwechslung.

^« 35. 45 Min., ja l St.

lO Min. TW iedcr Mahl-
zeit. In der I'rovin/.

selten Kost beim Unter-

nehmer: 4S Min. — t h.

Gesunde Nahrung, über-

genug, I. Qualität.

A. Überhitzte Luft»

Staub, ungenmde
Souterr.iins.

U. (luiv hygienische

Bcdingunjjcn
,

genü-

gende VcnülatioOi

hebe lehkchle«
Gerttehc.

A. Gewöhnlich gut

Pir die Angestellten.

Mittrlm.'ißig ftlr die

Ladcudicner— in den
Zimmern und auf den

Ladentischen,

a Im allge«inen
genügend.

.7. In ^rnöeii Gescliäüen

:

Sonn- und Feiertage auÜer
vor AiiMtellongen. Laden-
diener I von 2 ndi-r 4
Sonntagen. In der Kegel
I Tag pro Monat, nuinche

1 Tag pro 14 oder 8 Tage.
C/. 1 Tag pro 8 oder 14
Tage; jährlicher Urlaub

von 8—14 Tagen.

1

A. 2 Mahlzeiten mit
|

höchstens je i St.

^

A. Man friert im
Winter, schwitzt im
Sommer. fiygicae

könnte verheuert

werden.

A. Logis bdm Uoter-

nehincr in der f'ro-

\ in/. , nicht in Paris.

Ladendiener und
Kutscher schlafen in

Paris auf den Ladcn-
tiicben.

A. Ununterbrochene Ruhe:
I Tag yon 14 und 1 Tag

pro Monat.

C/. Beinahe durchweg
Kost beim Uateracluucr.

3 Mabbeiten: s St. so
l^lin. Gute Nahrung in

der Regel.

U, AusgezdchneL

K Saubere Zimmer,
wenn auch nicht so

groU wie es in Paris

gewünscht wird.

Logis beim UniiT-

nehmer kommt selten

vor.

C\ Vom 1. Mai bis I. Okt
schlicücn beinahe alle Ge-
schäfte .in Sonntagnach-

mitlagen. Im Winter

Tai; pro Woche nach der
Reihe. Jährlicher Urlaub:

4— 10 bezahlte Tage.

(/, 2 Nachmittage pro Mo-
nnt im Witttei*.

24*
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Arbeitsbedingungen der Angestellten

Betriebe
Ansteliuogs»

alter 1

Priseoszeit Mablseitpausen

Bon March6. 18—30 Jahre.

1
Von 8 h.— 7»/, b. (iiVt St.)

1 während a Mnnaten.

1
Von S h. S h. '12 St.)

wahrend 6 .Monaten.

In Wirklichkeit werden
durchschnittlich 300 unbe-
tahlte Überstunden geleistet

1

samt der /' it vwxw Ilin.iuf-

. geben, Herunterkommen
: und Inemp&ngnebmen der

Speisen.

\'uniiiUag; 9' , h.— lo'/j h.

— II'', h.

Abend: 5 b.—6h.>-~7 b.

Lovvre. iS—^30 Jahre.

Von 8 h. 7*" h. <ll SL
10 Min.)

Das Mi'.t.i-rs^rn. w--il Li-

kttltativ, nicht eingerechnet.

1 St.

Vurmiuag : lo*<* h.— i l**b.
j

- 12»« h.

Abend: 7b. !

Printemps.

iS Jahre.

Die Grooms erden
im Alter vrin 13

{4 Jahren angestellt.

VonSb. oder 8V4b.—7 h.

(II St)
Das Mittagessen, weil

tvultntiv, nicht eingerechnet.

Die L^dendiencr fangen

um 7 h. an.

I St.

Vormittag : lo',',h.—n Vt b-

—iaV»b.
Abend: 7h.

Die Ladendiener essen um
SVtb. u. 4 b.

1% Jahre.

Angestellte:

Von SI..— 7 h. i n St.)

i.adcndiencr:

Von6Vth.-7b.(wViSt).

1 ' j St. für die Angestellten.

I St. für die Ladendiener.

Nouvelles
Aüeriea

(Avenue de Qicby.)

In jedem Alter.

Doch besteht ca. die

Hälfte des PersonaU
aus jungen Leuten

von 16—18 Jaliren,

aifi ICfkSt tlnd 1

usw., aber keine He-

zalilung haben.

Von 7',h.-8h. od.S'^h.

( I2V1— 12\ St.).

Montag und Sonnabend
LadenschluÜ

:

8*/« t'dcr 9' , h.

Till \['i; .ihr «irr-imal

wöchentlich um 10 h. ge-
schlossen.

Am Tage vor Wcihnnrhtrn

und vor Ncujuhr wird uiu

1 h. nachts geschlossen.

Die Angestellten fitr die

Etikettiening arbeiten im
Nov. und De/ bis 10 und

II b. abends.

Vormittag: 45 Min.

lO'/j h.— II«;, h.^iiVfb.
.MiiT.d : 3s Min.

5- 4 h.—6' 4 h.— 7 b.

Vormittag: Su um
ilV«b.

Abend: Min. von
6 h.— 7» 4 h,

Trois Quartiers. 17 und iS Jahre.
VcHi Sb. oder 8Vsb.—8 b.

(12 oder iiVt St.).

Old Bnglaad. Keine Altersgrenaea.
AngC5telltc: 12 St

Ladendiener: 14 u. 15 St

Von 8 h.— 61». oder 7 h.

(9 oder 10 St.)

In einzelnen Häusern wird

wSbrcnd der Saison die
|

ganze Nacht gearbeitet
|

Frühstück : 50 Min.

Mittagc&scn : 40 Min.
samt der Zeit zu» Gehen

und Kotnineit.

Eogrosgescbäfte.
(Quartier du

Sentier).

14 und 15 Jahre. I St und iVa St

i^iyui.-cd by Google
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der Pariser Modewarenmagazine.

Soaa- and Feiertags-
ruhe

Hygiene — Nahrung
I

Bcmerkungeo.

Senil- und Festlag«" außer

dcQ lagen vor Ausstellun-

gen (7 — 8 jährlich) bis 2 h.

Ferien: 8 Tage jährlich

obligatorisch ohne Bezah-
lung. Die Ladendiener
haben nor jeden 3. Sonn-

tag frei.

Sonn- und Festtage außer

an Tagen vor .Ausstellungen

(7—8 jährlicbj.

Ferien ebne Besahiung.

Sonn- und Festtage auter
an Tagen vor .Ausstellungen

(7—8 jährlich) bis lo h.

oder 12 h.

Die l,.i Jrndiener arbeiten

jeden 4. SunnUg. Ferien
ohne Bexablang.

Ladendienr- : i von

1 4 Tagen.
Von 1. Lmuar bis 15. März

1 Tag pro Woche.

I von 14 Ta;;rn außer in

CberhiUle LafL
Staub.

Gate Nahrong, *)

Schlafräutne gut, an drr

nie du Bac. Die Ladcti-

diener schlafen im Laden
mit je nur einer Matratae

auf dem Ladentiscb.

Cberhit/tc ImK
Suub.

Gute NahrunR. ')

UnJ;^^UIldl-s ?i lUtt-rrain,

Tcmperalurwcchscl.

'

') FrfifastQck und Mittagessen im Laden

I

sind obligatorisch.

(Seil unseren Vorstellungen beim höhe-
ren Arbeitsbeirat (Consdl sup. dtt tlUV.)

sind verscbiedene Verbesserungen einge-

treten, so trat z. B. an Stelle des Mittag-

esscos dnc EntsdiSdigang von fr*. t,9$.

Staub.

Gute Nahrung.
Die Ladendiener schlafen

zu 20 in einem /inmer. —
Schlechte Luit.

') Das Mittagessen im Laden steht

frei; es kann durch eine Entschädigung

von frs. i,30 eisetst werden.

') Das Mittagessen im Laden steht

frei; es kann durch eine Entschädigung
von fks. i/>5 crsetst werden.

I

Gute Luft.

Des 3. Souterrain ist feucht

;

flurt >inrl .\;i^;'-s;' llu-n

:

Rcklamcwocben, die ca. alle 1 der Ktiketticrung, Expcdi-
6 Wochen stattfinden

Vom IS- N"^' ^>i^ Jan.
kein Au.ig.ui^.

Im ganzen ca. i8— 19
Ruhelage jährlich.

Snnn- und Festtage.

Ferien ohne Bezahlung.

AngLSicUtc: l Tag
pro Woche.

tion, des Provinzdienstes,

Ciiilcrenipfangs , des Rc-
.servelagerdifn&lcs.

Die Ladendiener schlafen

im Laden.
Die Nahrung läfit etwas zu

wünschen.

Diese Bemerkungen treffen für die

Menagerc und für die derselben Verwal-
tung unterstehenden großen Bazare zu,

deren Zentralsilz 66, rue des Archivs ist.

Die Angestellten bleiben nicht in diesem
Unternehmen.

fiuti- Luit.

20 Ladendiener schlafen im
Laden mit je 3 Matratzen

auf dcni r ..i lentisch.

Gute .\ahiung.

Die Souterrains haben zu
LadendienT; von

14 lagen.
wenig Luft.

Sonn- und Festtage,

Jährlicher Urlaub von in

der 8 Tagen.

Im ganzen gut mit

Ausnahme der Bureau-
angestellten.

Die .Xrbt'itsbedingiinprn sind f^ut im
(^anzcu , ilalür sind die Bezahlungen un-
genügend und beträchtlich niedriger als

in den Detailgeschäften.

Digitized by Google



374 Gcaetigelning.

Staatlichen Betrieben und bei staatlichen Bauten, beim X'crladeii und

Löschen der Schiffe und um einige Änderungen mehr verwaitungs-

technischer Natur.

I. Hhisichtlidi der Atiweiidung des Gesetzes voa 1893 auf die

staatlichen Betriebe und auf die öffentlichen Bauten entstand die

M^Ucfakeit einer Kontroverse lediglich infolge der TatsachCf daß

der Art i des Gesetzes von 1893, im Gegensatze zum Art. I des

Gesetzes 1892, nach den Worten „chantiers et etablissements

industriels" nicht ausdrücidich die Worte „publics et priv^s"

enthielt.

Für die Bauarbeiten, die im Auftrage des Staates, der Departe-

mente und der Gemeinden ausgeführt werden, wurde die Streitfrage

durch ein Rundschreiben des Handelsministeriums vom 16. Mai 1900

dadurch crledii,'t, daß das Ministerium die Gewerbeinspektoren be-

auftrage, bei allen diesen Bauarbeiten fiir die Durch führuni:^ des

Gesetzes von 1893 Sorge zu tragen. „Das Gesetz", führte dieses

Rundschreiben aus, „erstreckt sich auf Werkstätten und Baupläuc

aller Art", und wenn auch die Worte „public et priv^s" darinnen

nicht ausdrücklich enthalten sind, so genügen doch die Worte „aller

Art", um zu ersehen, dafi es dem W^en des Gesetzgebers entsprach,

das Gesetz auch auf öffentliche Bauten anzuwenden, insbesondere,

da diese Bauten hinsichtlich der Arbeitsbedingungen, und der Ge-

fahren, die dabei das Leben und die Gesundheit der Arbeiter be-

drohen, sich in keinerlei Weise von privaten Bauten unterscheiden.

,3s wäre", fahrt das Rundschreiben fort, „eine einzigartige Anomalie,

wenn der Staat, die Departemente und die Gemeinden, die mit der

Durchführung der Arbeiterschutzgesetze betraut sind, bei ihren

eigenen Bauten diese außer acht lassen würden".

Dem Vorgehen des Handelsministeriums schloß sicli das Krieg^s-

ministerium an, das durch Rundschreiben \ om i i. März iqoi die

Direktoren und Betriebsleiter der dem Kriegsniinistcnuui unter-

stehenden staatlichen Betriebe angewiesen hat, in diesen Be-

trieben fiir die strikte Durcbföhrung des Gesetzes von 1893 Sorge

zu tragen.

Daß aber diese Schritte der Verwaltung nicht genügten, um
wirldich in allen staadichen Betrieben dem Gesetze Gdtung zu ver-

schaffen, dies beweisen die Klagen, die über die Arbeitsbedingungen

in der staatlichen Zündhölzchenmanuüaktur in Aubervilliers und in

der Imprimeric Nationale laut geworden sind.

Aus diesem Grunde* und auch um den Text des Art i des

L/iyiii^ü<j by Google
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Gesetzes von 1893 mit dem des Art i des Gresetzes von 1892 in

wörtliche Übereinstimmung zu bringen, sah der vom Ministerium

eingebrachte Entwurf die Aufnahme der Worte Mpublic et priv^s"

in den Gesetzestext vor, was zur Folge gehabt hätte, daß die

staatliclien Betriebe nicht allein dem Gesetze unterstellt, sondern

auch, daß die Kontrolle über Hie DurchRibrune^ des Gesetzes in

diesen Betrieben in den Kreis der Obliegenheit der Gewerbeiospek-

toren einbezogen worden wären.

Gegen diesen Vorschlag des Regierun^fsentwurfe«? maclitc sich

in der Arbeitskommission der Kammer keine Opposition geltend

und diese Bestimmung des Entwtufes wurde denn auch von der

Kammer debattenlos und mit stiUschweigender Zustimmung der

anwesenden Regierungsvertreter angenommen. Dagegen nuicbte

die Behandlung des von der Kammer angenommenen Entwurfes

in der Kommission des Senates Schwierigkeiten.

Die Vertreter verschiedener Departemente machten ihre Be-

denken geltend. Der Kriegsminister und der Marineminister wandten

ein, daß wenn sie auch keinen Widerspruch gegen die Unterstellui^

sämtlicher, ihnen unterstehenden Betriebe unter das Gesetz von 1893

erheben wollten, sie doch vcrianpifen müßten, daß für eine Reihe

dieser Hetricbc die Kontrolle über die Durchführung des Gesetzes

ihnen, und nicht den Gewerbeinspektoren, überlassen bleibe, da

Gründe der l,ande>\erteidigung gegen den Eintritt der Inspektoren

in diese l^etrieljc sjirächen. Nachdem seitens der Vertreter dieser

Ministerien die Zusiclicrung gegeben wurde, daß zu Kontrollzwecken

in den Ministerien ein besonderes Inspektionsdepartement errichtet

werden solle, wurde dem Gesetzentwurfe ein neuer Artikel ange-

fügt, des Inhalts, daß fSir diejenigen Betriebe, für die diese Aus-

nahmebehandlung aus Gründen der natkuialen Sicherheit geboten

erscheint, und die in einer noch zu erlassenden Verordnung auf-

geführt werden sollen, die Überwachung der Durchfiil r
i

nc des Ge-

setzes nicht den Gewerbeinspektoren, sondern besonderen KontroU«

Organen des Kriegs- und des Marineministeriums obliegt.

Eine zweite Reihe von Bedenken wurde für diejenigen staat-

lichen Betriebe geltend gemacht, für die die vorstehenden Er-

wägungen nicht zutreffen und die infolgedessen der Kontrolle durch

die Gewerbeinspektoren unterstehen sollen. Ks wurde hervorgehoben,

daß die Leitung eines staatlichen Betriebes denjenigen Anordnungen

des üewerbcinspcktors, deren Durchführung mit Geldausgaben ver-

bunden ist, nicht eher Folge leisten könne^ als bis sie hiei»i einen
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erforderlichen Kredit von den Kammern votiert erhielte. Auch

diesen Bedenken trug dir Kommission des Senates Rechnung, indem

sie die Bestimmungen der 5, 6, 7, 8, 9, 12 und 14 dcü Gesetzes

von 1893, die den Gang des V'erfahreiis bei Feststellung von Über-

tretungen und beim Treffen von Anordnungen seitens des Gewerbe-

inspektors r^eln (Aufnahme eines Protokolls. Zustellung einer Moti-

vierung, Anordnung durch den Inspektor an den Betriebsleiter mit

Angabe der Frist, bis zu welcher die Anordnung ausgeführt werden

kann, und Schließung des Betriebes, wenn die Anordnung bb zum
angegebenen Zeitpunkte nicht durchgeführt ist), fiir die der Kon-

trolle der Geweibeinspektorcn unterstehenden staatlichen Betriebe

aufhob, und einer zu erlassenden X'erordnung es vorbehielt, den*

jenigen Gang des Verfahrens für diese Betriebe festzusetzen, der

durch ihre Abhängigkeit vom Budgetbewilligungsrecht der Kammern
geboten erscheint.

Die einschlägigen Bestimmungen des Gesetzes lauten nunmehr

:

Art. 4, Abs. 2. Bei StaAttwcrksiätlcn, bei denen sich im Interesse de- v.:\-

lionalcn Sicherheit die Zulassung von Kianiten, welche dem betrcfTendcn Dienst-

zweige nicht angehören, verbietet, ist die Kontrolle über die Durchfiihrung der ge-

setzlichen Bestimmungen ausscblicSlich deQjenigc4a Heamitn übertragen, welche vom

Kriegs» bzw. Marinemioister daxu emannt werden; das Veneichnis dieser Betriebe

wird dwreh eine von der öfTenUidieii Venroltung au erlassende Verordanng bekaaot

gegeben.

Art 13, Abs. 3. Die Art. 5, 6, 7, 8, 9, is Abs. 1 und 2, und Art. 14

dieses Gesct/cs finden auf Staatswerkstätten keine Anwendung. Eine V'erordnung

der öffentlichen Vcrwaltunj^ wird über die Bedingungen Bcstimmungon trrfTrn, unter

w^clchen die seitens der Inspektoren in diesen Betrieben gemachten KesUtellungcn

durch den Ilandelsminister zur Kenntnis der beteiligten Verwalttingsstelle xn

bringen sind.

2. Hinsichtlich der I^de- und i .öscharbeitca bei Schiffen, die

in der Nomenklatur des Art, i des Gesetzes von 1893 niclii ein-

begriffen waren, bestand keine Streitfrage darüber, daß es den Ab-

ddhten des Gresetzgebers entsprach, die Arbeiter dieses Berufes

auch des Schutzes der gewerbehygienischen Gesetzgebung teilhaftig

werden zu lassen, und ein Ministerialerlaß, der diesen Standpunkt

zur Kenntnis der Gewerbeinspektoren brachte, hat keinerlei Oppo*
sition gefunden. Um aber eventuellen in der Zukunft möglichen

Kontroversen vorzubeugen, wurde dies nunmehr auch gesetzlich

festgelegt und die „Lade- und Löscharbeiten" in die Nomenklatur

des Art I aufgenonmien.
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3. Um ferner für die Zukunft Kontroversen vorzubeugen, die

sich aus einer Unklarheit des Art. 1 des Gesrt/es darüber crf^cben

könnten, ob ein Betrieb oder eine bestimmte Kategorie von Be-

trieben dem Gesetze untersteht oder nicht, wurde an den Schluß

des Artikels nocli eine zur Sicherung dieses Zwecks dienende all-

gemeine Formel gestellt.

Art. i des Gesetzes lautet nunmehr:

Art I, Abs. 1. Die Beslimmua^ca dieses Gesetzes tinden ^Vnwendung auf

ManuraktotcB, Fabriken, Htttlenwerke, Bauplätze, Werkstitten, Labontoricn, Kochen,

Keller, Gewfilbe, tbfasine, KramlSden, BoMans, Lade» und Läicharbciten und die

zugehörigen Anlagen, gldcbvicl ob es sich um Betriebe (}ffe»tlicber oder privater,

weltlicher uder religiöser Natur handelt, und zwar auch dann, wenn ne lediglich

der Bcmfslehre dienen oder einen Wohltätigkeitscharakter haben.

4. Endlich enthält die Novelle zwei Änderungen hinsichtlich

der im Art. 3 des Gesetzes vorf^csehenen , von der öffentlichen

Verwaltung zu erlassenen SpeziaiverordniiiiL^eii, die etwa tlen auf

Grund des ^ iroe der deutschen Gewcrijeordnunf:^ erlassenen Be-

kanntmachuiiL;en des Bundesrates eiit-sjireclien. Die l'>mächti;^unij

zum Krla!.'» dieser Spezialverordnungcn wurde dahin erweitert, daö

solche nunmehr auch hinsichtlich der Beschaffenheit der Schlafräume

erlassen werden, und daS sie skh auch auf einzdne Benifikategorien

(bisher nur auf einzelne Industriezweige) eistrecken dürfen.

* *
*

Das Gesetz vom 9. Juli 1903, dessen Werden und Inhalt wir

vorstehend skizziert haben, ist die erste Frucht der langjährigen

.Arbeiten der französischen Sozialpolitikcr an einer .»Xusdehnung und

Aiisweitunf^ des Arbeiterscluitzcs. Seine grolk Bedeutunj^ ÜP'^t im

Umf.m^c des dem .Arbtiterschutze neuj^ewonnenen Geländes be-

gründet und in der Tatsache, dat'> durch das Gesetz aucli für

dessen Durchführung gesorgt wurde. Uie Ansätze aber zu neuen

Novellen, die wir vorhin angedeutet haben, läßt die Hoffnung ge-

reditfertigt erscheinen, daß vielleicht in nicht allzu femer Zeit

auch weitere Berufsgruppen der bisher entbehrten Vorteile des

gesetzlichen Schutzes teUhaftig werden.
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Die staatliche Pensionsversicherung der

Privatangestellten.

(Mit besonderer Berücksichtigung des österreichischen Gesetzentwurfs.;

Von

WILHELM ARENS
Lankwito-Berlio.

Ein von den Organisationen der Privatangestellten gebildeter

nAusschufl zur Herbeiliihrung einer staatlichen Pensions- und Hinter-

bliebenenversichening der Privatangestenten" hat am 15.Oktober 1903

und in den folgenden Wochen auf privatem Wege eine Erhebung
über die Standesverhältnisse der Privatangestellten in ganz Deutsch-

land veranstalif t, um der Regierunjr das Material zu liefern, dessen

diese zur Einleitung gesetzgeberischer Arbeiten auf diesem ganz

neuen Gebiete der sozialen Fürsorge bedarf. Das Resultat dieser

Erhebungen ist sehr zufriedenslellend ; was ki\im einer der Belcilii^en

erwartet hatte, wurde erreicht : es sind sehr viel mehr als Hundert-

tausend Fragebogen aiis«jfefiiUt worden. Die Re;^Merung wird an-

gesichts dts«;en den Beslrebiin<^^en der Privatangestellten nähertreten

müssen, das uiu so mehr, als seitens verschiedener Parteien im Reichs-

tage bereits drei bezügliche Anträge gestellt worden sind. Der
weitgehendste Antrag, der anfangs die mdste Ausacht hatte, unter

den 99 dem Reichstage bei seiner Eröffnung im Dezember 1903

zugegangenen Anträgen mit in erster Reihe zur Beratung zu gelangen,

ist der der Konservativen. Frhr. v. Richthofen-Damsdorf und Ge-
nossen beantragen einen Beschluß des Reichstages dahingehend:

die verbündeten Regierungen zu ersuchen, die \''orarbeiten

zu einem Gesetzentwurf, betr. die Pensionsversicherung der

Privntl)eamten, dermaßen zu fordern, daß er bei Beginn

der näclisten Reichstagssession zur Vorlage gelangen kann.
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Frhr. v. Richthofen ist derjenige Reichst.i^'sabgeordnctc, der die

Fra^c der Privatbc.imtcnvcrsicherung zuerst im Reichstage zur Sprache

gebracht hat. Der energischste Verfechter der Privatbcamtcn-

intcressen im Reichstage war infol<^e der starken Anre!^uii<;cn, die

aus seinem VValilkrcis Aachen liervorf^inj^en, der Rcichtatjsabgeordnete

Lelirer Sittart. Auch von ihm und mehreren anderen Mitf^diedern des

Zentrums liegt dem Reichstage ein Antrag vor und zwar dahin-

gehend, das Haus wolle beschließen:

die verbündeten Regierungen zu ersuchen, in eine Prüfung

der am 15. Oktober 1903 von privater Seite veranstalteten

und von den Interessenten in weitem Umfiuige unter'

stüt2ten Erhebungen über die Lage der „Frivatbeamten"

einzutreten und von den Ergebnissen dieser Prüfung dem
Reichstage baldmöglichst in geeigneter Form Mitteilung tu

machen.

Endlich ist dem Reichstage noch von nationalliberaler Seite

folgender Antrag zug^angen:

„Der Reichstag wolle beschließen, die verbündeten Re*

gierungen zu ersuchen: i) Zur Vorbereitung einer den

eigenartigen wirtschaftlichen Verhältnissen der Privatbeamten

(Privatangestellten) entsprechenden allgemeinen obligato-

rischen Alters- und Invaliditäts-, Witwen« und Waisen-

versicherung durch eine besondere Kommission, zu welcher

neben den Vertretern der verbündeten Rct^icrunc^en auch

Vertreter ilcs Reichstags, sowie der beteiligten Pri\ atbcamten

und Privatbetriebe und Vertreter der Privatversichcrungs-

gesellschaften hinzuzuziehen sind, Erhebungen in die Wege
zu leiten und die hierfür erforderlichen Mittel noch durch

einen Nachtragsetat für 1904 anzufordern. 2) Bei der im

Jahre 1905 erfolgenden Gewerbezählung eine sorgfältige

Feststellung der verschiedenen Kategorien der Privatbeamten

anzuordnen/'

Da die Geschäftslage des Reichstages wenig Aussicht bot»

daß diese Anträge rechtzeitig zur Verhandlung gestellt werden

konnten, ist der Antrag des Zentrums in Form einer Resolution

zum Etat des Reichsamts des Innern eingebracht worden.
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I. Die Bntwickliing der Bewegung In Deutechlsnd.

Ls ist noch allgemein iti der Erinnerung, daß s. Z. bei der

Einfuhrung des Invaliditats • und Altersversicherungsgesetzes im
Deutschen Reiche von den Privatangestellten gegen die Ausdehnung
dieser Versicherung auf die Handel^^ehilfen, Tediniker, Werkmeister

etc. mit weniger als 2000 Mk. Gehalt protestiert wurde. Nur in

ganz vereinzelten Fällen fühlte sich ein Angestellter an der Gehalts-

grenze von 2000 Mk. veranlaßt, sich weiter zu versichern. Damals

hatte man die Bedeutung der staatlichen Versidierung in den be-

teiligten Kreisen noch nicht erkannt. Erst um die Mitte der 90 er

Jahre wurden Stimmen laut, die von der Selbsthilfe keine aus-

reichende Refriedi^'unc,^ erhofften und darum ein Eingreifen des

Staates aiicli /.UL^iinstcn der bessergestellten Kreise vcrlancftcn. K>

handelte sich damals zuerst um die Handelsan^H^sU'lltcn und die

Verfechter der Idee waren tl.is sei hier besonders iiervorgehoben—
Prinzipale: Der Verband der kaulnirinnischen V^crcinc \-on Rhein-

land und Westfalen verhandelte um die Mitte der 90 er Jahre auf

seinen Verbandstagen wiederholt über diesen Gegenstand ; zu einem

sichtbaren Erfolge führten seine Bestrebungen jedoch nicht, da in

den Kreisen der Interessenten die Erkenntnis von der Tragweite

einer solchen Versicherung noch nicht weit genug vorgedrungen

war. Auch der vom deutschnatLonalen Handlungsgehilfenverbande

im Jahre 1898 in Leipzig veranstaltete deutsche Handlungsgehilfen-

tag fand den Boden noch nicht genügend - orbereitet, als cj eine

Resolution zugunsten eines Ausbaues des bestehenden Invaliden-

versicherimf:^sj^esctzcs beschloß. Der X^erhand der deutschen Gruben-

und Fal)rikl)eainteti in Hoelunn kam zu einem t^'^leichen Resultate,

\md als 1899 V erband reisender Kaufleute in L.eipzij^^ ein Rimd-

schreiben an die sämtlichen interessierten kauhiiannisciiea \*ereine,

die Mandelskaauncrn und di-n Reichsla^j versandte, gelang es auch

ihm nicht, eine Bewegung für die Alters-, Invaliden- und Hinter-

bliebenenvezsorgung des kaufmännischen Hilfspersonals ins Leben

zu rufen, obwohl die in diesem Rundschreiben entwidcelten Ideen

bereits eine erfreuliche Klarheit in bezug auf Einzelheiten der ver>

tretenen Wünsche erkennen liefien. Die Ursachen dieser' Erschei-

nung mögen vielleicht zu suchen sein in der starken Inanspruch-

nahme, die andere große Fragen, zum Teil auch Fragen der

Oi^nisation, zu jener Zeit auf die kaufmännischen Angestellten
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ausübten. Zum Teil aber lag sie ^ewiß auch in der Abneigung^,

die die bestehende. nnrnn,::^lich auf die Arbeiter 7.u{^c'?chnittene staat-

liche Alters- und Invalidenversicherung mit ihrem Klebezwan^' in

weiten Kreisen fand. Wenn heute eine sehr starke Bewe^nin.; zu-

gunsten einer solchen Versicherung^ besteht, so ist das im wesent-

lichen zurückzuführen auf das Erscheinen des östcrrcichisclien

yrGesetzentwuHs betr. die Pensionsversicherung der in privaten

Diensten und einiger in öfienttidien I^ensten AngesteUten", der

am 21. Mai 1901 dem österreichischen Reidisrate zuging. Als er

in Deutschland bekannt wurde, gewannen die gesamten bisherigen

Bestrebungen ein anderes Ge«cht: Eine „Pensions'Versicherung

wünschte sich ein jeder und was den ersten Aufierungen bezüglicher

Wünsche durch die kaufmännischen Organisationen an werbender

Kraft abging, das ersetzten die anderen Berufen angehörenden

Privatangestellten : Ingenieure, Publizisten etc. durch eine mit außer-

ordentlicher Schärfe geführte Agitation in der Presse. Zu nennen

ist da vor allem der l-Or.ster Hütteninf.^eniein" Knnesch, der wohl

als erster Deutscher den österreichischen Entwurf in der deutschen

Presse behandelte. Im Herbst ii)Oi ^riff dann der deutsche ( 1 ruhen-

und I-abrikbeamtenverhand flie AriLjelef^enheit, die er bereits früher

bearbeitet hatte, wieder auf und berief eine Dclegiertenvcrsanmi-

lung der Verbände kaufmännischer und technischer Angestellten

nach Hannover Diese Tagung, die am i. Dezember 1901 stattfand,

hatte noch mit G^;nern in den eigenen Reihen zu kämpfen: Die

Leiter der Altersversorgungskassen des Vereins flir Handlungskommis

von 1858 zu Hamburg, Möller, und des deutschen Privatbeamten'

Vereins in Magdeburg, Dr. Sernau, kämpften unter Verwebung auf

die Selbsthilfe gegen diese Bestrebungen an. Ihrem Einfluß ist es

zu danken, daß der Ausschuß, der in Hannover gewählt wurde, im
ersten Jahre zu keiner ersprießlichen Arbeit kam. Nachdem im

Laufe des Jahres 190? eine sehr lebhafte Bcwc;:;unc^ zuji^unsten einer

IVn^ionsversichcrung der Privatangestellten im Lande selbst groß-

geworden war, trat dann am l. Mary, 1903 der .Ausm huß in Berlin

zu einer neuen Sit/.uni; /.usanmien und beschlol) in Bei'ücksichti[^ung

einer Anregung, die am läge vorher einer Deputation voti Privat-

angestellten vom Reichsamt des Innern gegeben worden war, die

Veranstaltung jener Erhebungen über die Standesverhältnisse der

Privatangestellten in Deutschland, die jetzt am 15. Oktober 1903

zur Ausfuhrung gelangt sind.
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II. Die treibenden Gedanken der Bewegung.

Die Frage der l'ensionsversicherung der Privalangestelltcn hat

zum ersten Male die verschiedenen Benifsgruppen dieses neuen

Standes zu gemeinsamen Bestrebungen zusammengefittirt Bis dahin

hatten cUe Handlungsgehilfen, die Techniker, die Werkmeister sich

woU mit Angelegenheiten beschäftigt, die ihren Beruf allein an-

gingen; aber die Erkenntnis, dafi sich im Laufe der letzten Jahr«

zehnte in den Privatangestellten ein neuer Stand herausgebildet

hatte, hatte sich noch nicht Bahn gebrochen. Erst die Frage einer

gemeinsamen Pensionsversichcrung lenkte die Aufmerksamkeit auf

die bei allen Gliedern des neuen Standes vorhandenen eigenartigen

Erwerbsverhältnisse und die mit ihnen verbundene Existcnzuti-^icherheit

des Einzelnen. Zugleich lernte man, den Bildungs- un<: 1 i twick-

lungsgang des Standes der Privatangestellten zu studieren und sich

mit seinem Verhältnis zu den anderen Ständen zu beschäftigen. Zu
voller Klarheit über die Grenzen des neuen Standes ist man dabei

allerdings auch heute noch nicht gelangt und man wird angesichts

der Veränderlichkeit des wirtschaftlichen Lebens wohl schwerlich

jemals zu einer absolut zuverläsngen Definition des Begriffes „Privat-

angestellter'' kommen. Einen Beweis daf&r schdnt die Tatsache zu

bilden, da6 die an^gs in der Pensionsversicherungsbewegung in

Deutschland im Vordergründe stehende Frage ^Wer ist Privat-

angestellter?" längst verschwunden ist und der F"rage „Wer soll

versichert werden?" Platz gemacht hat. Der Ausschuß der Privat-

beamtenverbände hatte zwar einmal eine Definition versucht, aber

diese konnte nicht in Betracht kommen, da sie sich auf die be-

stehenden ( lesetze stützte, die wiederum die Auslegung der einzelnen

He^'riffe dem Richter überlassen. Die bezü^^diche Kundgebung lautete;

. Der Ausschuß versteht unter „Privatangestellte" alle in Diensten

i'riwiter, bei staatlichen und Gemeindebehörden, nicht pensions-

berechtigte gegen Entschädigung Angestellte, deren Beschäftigung

h<^ierer Art ist und deren Aibdtsverhaltnia nadi den §§ 59 des

Handelsgesetzbuches, 133 a der R^chs-Grewerbe-Qrdnung, 88 des

Allgemeinen Berggesetzes und 622 des Börgerlichen Gesetzbuches

bestimmt wird." Den Privatangestellten war diese Auslassung will-

kommen, aber nicht als Definition des B^friffes MP^vatangestellter"

sondern als einlache Abgrenzung des Kreises der zu Versichernden;

denn all^ auch von anderer Seite angestellten Versuch^ aus der

Digitized by Google



Wilhelm Arcnt» Die itaadiche PeniioiimttldieniQg der Pyivatu^eftdlteB. 385

Art der DiciT^tr. der X'orbildunfj, des Kntgeltes, aus der gesell-

schaftlichen Steliung oder den Standespflichten eine Abgrenzung zu

konstruieren, waren gänzlich erfolglos geblieben. Mit dem Begriff

„höhere Dienstleistungen" halte s. Z. schon die österreichische Re-

gierung in ihrer Kundmachung aus Anlaß der Erhebungen über die

Privatangestellten vom Jahre 1896 operiert, damit aber wider M^len
erreicht, dafi m weiten Bezirken durch die niederen Behörden alle

Handlungsgehilfen von den Erhebungen ausgeschlossen wurden ^

auch aus dem Grade und der Art der Vorbildung liefi sich ein

allgemein brauchbares Kennxeichen nidit schaffen, da manche Ar-

bdterkategorien eine über die Volkssdiulbüdung hinausgehende

fachliche und allgemeine Bildung haben müssen, während die Ob-

liegenheiten manches Angestellten nichts als ein repräsentablcs

Auftreten notwendig machen. In bezug auf die P'ntlohnung der

Dienste aber konnte bei der überaus schlecliten Bezahlung vieler

Angestellten und der Mannigfaltigkeit in der I'orm der Plntlohnung

— nach Zeitungsberichten soll z. R. eine große Berliner Buch-

druckerei ihre Korrektürcu schichtweise honorieren — erst recht

von einem entscheidenden Merkmal keine Rede sein. Dannt hangt

die Unmöglichkeit, sich auf die gesellschaftliche Stellung und die

mit ihr verbundenen Pflichten zu berufen, eng zusammen. Auch in

Österreich hat man bald darauf veizichtet, eine brauchbare theoretische

Definition zu geben, nachdem man mit dem Ausdrude „höhere

Dienstleistungen" in bezugaufdie Handlungsgehilfen so unangendmie

Erfahrungen gemacht hatte. Auch dort fragt heute niemand mehr:

„Wer ist Privatangestellter r", weil diese Frage sich gar nicht aus-

reichend beantworten läßt und weil ihre Beantwortung auch nicht

gerade notwendig erscheint und eine einfache Aufzählung der zu

versichernden Berufe genügt. Die Angehörigen dieses neuen Standes

kennen, da Zwcilel nur ganz verschwindend kleine Kreise treffen,

ihre Zugehörigkeit und empfinden lebhaft ihr Standesbewnißtsein.

Insbesondere das Wort von Prof. Schmoller von dem Privatbeamten-

stande als dem ..Kern des neu sich bildenden Mittelstandes" hat

in der Entwicklung eine sehr anregende Wirkung ausgeübt, indem

es vor allem auch zu einem RöckbUck zwang. i882j bei der eisten

Beruis* und Gewerbezahlung im Deutschen Reiche, wurden, ab-

gesehen von den in einer anderen Kategorie gezahlten Betriebs-

leitem, 306668 Privatangestellte ermittelt Die zweite Berufe- und

Gewerbezahlung vom Jahre 1895 wies bereits ^1825 Angestellte

in privaten Betrieben nadi und heute, nach 8 Jahren weiteren wirt-

Digitized by Google



384 G«ie(^ebiiiig.

schafllii'hcii Aufscluvunpfe«; und fortschreitender EiUwicklun^, iiininit

man allgemein an, daü in Deutschland i— i Mülu)nen Angestellte

in privaten Betrieben tätig sind. Man geht vielleicht nicht fehl,

wenn man sagt, dafi die Handwerker von den Frivatangestellten

nach lo weiteren Jahren der Zahl nach übertroflTen werden. Al$>

dann wird es sich in erhöhtem Mafie fragen, ob und in welchem
Grade der Stand der Privatangestellten auch wirklich nnit jener Un-
abhängigkeit ausgestattet sein wird, die den früheren „Mittel«

stand" stets 2U einem so wichtigen Gliede im sozialen Leben der

Völker gemacht hat. Heute sind selbst die eifrigsten X'crfccliter

der Tnteres«;en der Privatangestellten nicht in der Lage, den Hand-

werkern und Dctaih'sten Unrecht zu geben, wenn diese durch den

Mund des früheren Rcichsta<;sab^cr)rdneten Dr. Oertcl für sich eine

größere Bedeutung im Wirtschaftsleben des Volkes beanspruchen,

als für einen „Rayonchef bei VVertheim."

I. Die Existenzverhältnisse des Privatangestellten.

Der Privatangestellte ist abhängpig von seinem Dienstgeber, der

ihn nach Belieben entlassen kann oder nicht; er ist abhangig von

seiner Stellung, aus der er seinen Lebensunterhalt zieht; er em-

pfindet die Nachteile eines festbegrenzten Einkommens aus seiner

personlichen Tätigkeit, die auf ihn um so schärfer einwirken, als

er mit einer fortdauernden Ungewißheit seiner Stellung rechnen

muß und unter den bestehenden Verhältnissen keine Möglichkeit

hat, sich eine genügende Sicherung seines Einkommens zu schaffen.

a) Das nnfiiodtetle Beamtendiikoininen.

Als es sich s. Z. (l.'Lrum handelte, die Beamten des preußischen

Staates zu einem Teile von den kommunalen Lasten zu befreien,

da ging man, wie der Wortlaut des Gesetzes betr. die Heranziehung

der Staatsdiener zu den Gemeinelasten vom 1 1. Juli 1822 es aus-

spricht, davon aus, daß das Diensteinkommen des Beamten: „einer-

seits seinem ganzen Dasein nach von dem Leben, der Gesundheit

und anderen zufälligen Verhältnissen der Person abhängig und an-

dererseits seinem ganzen Betrage nach bestimmt ist, und dadurch

auf der einen Seite gegen Grund- und Kapitaleinkommen und auf

der anderen Seite gegen Gewerbseinkommen im Nachteile steht."

Diese Gedanken sind ohne Ausnahme auf die Einkommensverhält-

nisse des Frivatangestellten anwendbar: Auch er kann nicht, wie
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j

der Landwirt oder mit Kapital ausg^cstattctc Gewerbetreibende ein

fortdauerndes, wenn auch vermindertes Kinkoinmen erhoffen, so-

bald seine Erwerbslahigkeit wegfäHt; auch bei ihm ist dazu die

Möglichkeit, sein Kinkommen durch vermehrte Arbeit auszudehnen,

die Früchte eines besonders guten Geschäftsganges sich zunutze

2u machen, nicht gegeben. Daliingegen fallt bei ihm noch er-

erschwerend ins Gewicht, daß „die anderen zufalligen Verhältnisse

der Person" bei ihm ungleich viel stärker in die Wagschale fallen

wie bei dem festangestellten Beamten des Reiches, des Staates oder

der Gemeinde.

b) Die Stellenlosigkeit.

Die Gefahr der Invalidität oder des vorzeitigen Todes läßt sich

unter den gegebenen Verhältnissen für den, der ein ganz festes

Einkommen hat, durch den Abschluß c^eei^^neter Versicherungen

ausgleiclif n, und die Privatangestellten hätten keinerlei Recht, nach

Hilfe des ( resetzc^ebcrs zu rufen, wenn sie von diesen privaten \'er-

sicheruügsuiüglichkeiteu ausreichenden Gebrauch niachen köimten.

lJ;is aber ist unter den bestehenden Verhältnissen nicht der I^all.

Wenn ein i'rivatangcsLclltcr, der in einem Alter von 25 Jahren /.u

einem Gehalt von 2400 Mk. gelangt, der nach 10 Jahren 3600 Mk.

und nach 20 Jahren 4000 Mk. verdient, äch und seine Fanülie wirklich

seinen Lebensverhältnissen entsprechend versichern will, so muß
er »dl für den Fall der Invalidität und des Alters auf eine Jahres-

rente von 1500 Mk. versichern und außerdem zur Versorgung seiner

Angehörigen eine Kapitalveisicherung auf mindestens 6000 Mk.

abschließen; zu beachten ist noch, daÖ in beiden Fällen angesichts

der Intensität der Arbeit des Privatangestellten das 60. Lebensjahr

als der Abschluß der Erwerbsfahigkeit an/.u.^ohen ist, daß also mit

diesem Termine auch die Einzahlungen an eine Versichcrunirsanstalt

aufhören müssen. I'ür eine solche Rentenversicherung würden jähr-

lich ca. 300 Mk.. für die Kapitalversiclicrung jährlich ca. i/o Mk.,

zusammen 470 Mk. zu zahlen sein. Ik-i angestrengter Arbeit und

sorgsam.ster Sparsamktii wurde der V'criichertc, wenn sein Kin-

kommen keinerlei Schwankungen unterworfen sein würde, diese

FrSmien aufzubringen vermögen. Anders aber wird die Sache, so-

bald irgend eine Störung eintreten wurde. Die Aufwendungen, die

der Privatangestellte in einem solchen Falle zu machen hätte, wüxden

seine Leistungsiahigkeit zu normalen Zoten aufa äußerste anspannen,

und sofort unmöglich werden, sobald Stellenlos^keit das Gehalt

Anbiv für StMdalwtaaeaBchaft n. SMialpolitik. X. (A. f. tot. G. u. Su XIX.) ». ^5
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wep^fallen läßt. Tat<;ächlich aber handelt es sich bei der Stellcn-

losigkeit licutc nicht mehr um eine Begleiterscheinung, die nur

minderiahige Elemente trifft Jede wirtschaftliche Krisis läßt

Tausende von Privatangestellten besdiäftigungs und damit verdienst-

los werden; das Schicksal der Angestditen der Leipziger Bank, der

Trebenintemehmungen, femer der im Jahre 1901 entlassenen nach

Tausenden zählenden Bank- usw. Beamten beweist das. Ein ge-

nauer Überblick über den Um&ng der Stellenlosigkeit liegt uns för

Deutschland nicht vor; eine Erhebung über die Standes- und Lebens-

verhältnisse der Privatangestellten gab es bisher in Deutschland noch

nicht und auch die am 15. Oktober durchgeführten Erhebungen

werden kein ganz lückenloses Material Hefern. Dahinf^egen besitzt

man in ( )sterreich wenigstens einigermaßen zuverlässiges Material

in den Resultaten der Erhebungen, welche die dortige Regierung

1896 über die Standesvcrhältnissc der Privatangesteilten vornahm.

Danach kamen in den 5 dem Zaiiijahr vorausgehenden Jahren durch-

schnittlich auf 100 Angestellte 1,75 stellenlose; auf jeden Ange*

stellten entfielen durchschnittlich jährlich 2,93 Tage ohne Stellung;

jede Stdlenlosigkeit dauerte im Durchschnitt 167,4 Tage. Nimmt
man in Deutschland die Teilresultate, die der Verein lur Handlui^-

kommis von 1858 in Hamburg bei seinen Mitgliedern ermittelte, so

findet noan, dafi im Jahre 1893 durchschnittlich ein Stellenloser auf

41 Vereinsmitglieder kam. 1894 üel diese Zahl sogar auf 33, stieg

dann 1895 auf 38,7, 1896 auf 47,5, 1897 auf 51,1, 1898 auf 59,2,

blieb also auch in den« wirtschaftlich so sehr günstigen Jahre 1898

noch immer doppelt so lioch, wie die in Österreich ermittelte

Ziffer von 2,93 stcllunf:fsloscn Taften pro Jahr, bis ersciieint übrij^ens,

ganz nebenbei, in diesen Zahlen ein sehr treffendes Bild der je-

vvciH;4en wirtschaftlichen I^ßc. Zvi den Zahlen, die in Österreich

ermittelt wurden, bemerkt die Regierung auf Seite 9 der F.rhebungen,

in be/ug auf die Stellenlosen sei von vornherein auf eine voll-

Standige Anmeldung nicht zu redinen gewesen. Man geht also

nicht fehl, wenn man in den österreichischen Resultaten kein zu

dunkles Bild der Verhältnisse sieht.

c) Der Mangel einer mmlissigen Venoigaiii^legenhdt

Die Stellenlosigkeitsgefahr ist es, die den Angestellten der

Möglichkeit beraubt, sich auf dem Wege der privaten Ver-

sicherung ausreichend gegen die Nachteile des unfundierten fest-

begrenzten Bearoteneinkommens zu schützen und seine Hinter-
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bliebenen vor den Folgen eines doch immerhin mÖLjlichcn fhihcn

Todes zu bewahren. Die heute gebotenen V e r s i c h e r ii n £j s

-

gelegcnhciten verlangen durchweg regelmäßige Prämienzahiungen

und lassen die Venddiening verfaUen oder nur mit großen Nach«

teilen für den Versicherten fortbestehen! sobald die FkSmienzahlung

wegen Infongds an verfugbaren Mitteln durch den Versidierten ein<

gestellt wird. Der Stand der Privatangestellten mud aber in sehr

hohem Grade för seine Mitglieder mit derUnmöglichkeit der Prämien-

zahlui^ rechnen; denn es liegt auf der Hand» dafi ein Privat*

angestellter, der die in Österreich als Durchschnitt ermittelten 167,4

Tage lang stellenlos ist, in fast allen Fällen nicht in der Lage sein

wird, eine seiner Lebenshaltun;^' entsprechende Vorsicherung aufrecht

zu erhalten. Der Privatangcstcllte hat gewiß in der Mehrzahl aller

F'älle ein grüüeres Einkommen wie der Arbeiter; er hat aber nicht

die Mögliehkeil, so eingeschränkt zu leben, wie jener es vermag.

Die Erfahrung lehrt da, daU die Beziehungen des Angestellten zum
Bürgerstandc , vielleicht auch die Repräsentationspflichten seiner

Stellung ihn im allgemeinen zwingen, sein ganzes Einkommen zu

verbrauchen und von bedeutenderen Rücklagen abzusehen. Auf

jeden Fall werden diese wohl nur selten so bedeutend sein, dafi

der Angestellte davon jene 1674 Tage hindurch seine Familie zu

erhalten und dann noch entsprechende Prämien zu der Versicherung

zu leisten vermöchte. Es ist auch mehr wie wahrscheinlich, daß
die ganzen Rettungsmöglichkeiten der Versicherung — vierwöchige

Respektfrist, sechsmonatige Xachzahlungsfrist mit Zinszuschlag und

zweijährige Frist zur Wiederaufnahme bei gutem Gesundheits-

zustand — fast in allen Fällen versagen werden, sobald eine solche

langdauernde ^teilenlosigkeit eintritt. Ein Blick in die Resultate

der I.ebensversicherungsanstalten beweist denn auch, daß der vor-

zeitige Verfall außerordentlich groß ist. Man sehe sich die folgenden

Zahlen, bei denen es sich um die Lebensversicherung, nicht auch

Renten-, Volks- usw. Versicherungen handelt, unter diesem Ge-

sichtswinkel an:

NeuMfnahmen Eirdditet Zid Vondtiger Verfall

1896 103640 194»5 278SO

1897 125093 so 468 3^4»
1898 I 20 S08 21 384 32822

1899 121 ODO 24000 35000

1900 120000 26006 38000

1901 26147 35479
I9M 122077 «7999 4S554
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Daraus ergibt sich, daß die Erwerbs- und Einkommensver-

haltnisse der mdsten Versichenii^rsiiehmer die för eine n^lmäfl^
Prämienzahlung notwendige Zuverlasngkeit nicht bieten, und da

die Angestellten wegen der Eigenart ihrer J£inkommensverhältnis8e

ein sehr großes Kontingent der Versicherten stellen, darf man mit

gutem Recht die Ermittdungen über die Häufigkeit und Dauer der

Stellcnlosigkeit mit den Ziffern der Lcbensversichcrunrrsinstitutionen

in Bezu^ auf vorzeitigen Verfall von Polizen miteinander in Be-

ziehung bringen. Es erübrigt, hier ausführlich darzulegen, daß auch

die K.isscn der \''erbände der An;:jestellten, so manche \''or-

teile sie für die V^ersichcrteii unter den Mitgliedern bieten mögen,

niclit in der l affe sind, die unanji^cnchme Erscheinung des vor-

zeitigen Wrfallcs mit all ihrem Scliaden, mit all ihrer Erbitterung

weckenden Enttäuschung 7U beseiten, sofern sie nicht, wie es der

Wrband dcutsclicr Handlungsgehilfen in Leipzig getan hat, das

System der einmaligen Prämie eingefiihrt haben. Dieses System,

das ftir Versicherungsnehmer mit nicht absolut sicherem Einkommen
die beste Versicherungsform darstelten dürfte, ist von den Privat-

Versicherungen nicht eingeführt worden, weil das Werbesystem
nicht darauf angelegt ist: der Agent findet keine entsprechende

Entlohnung seiner Mühe, wenn er anstatt einer fordauemden

Zahlungsverpflichtung nur eine einmalige kleine Einzahlung erreicht

Nur eine Versicherungsgesellschaft, der Allgemeine deutsche Ver*

sicherungsvercin in Stuttgart, macht mit Hilfe von Arbeiterorc^ani-

sat innen auf diesem Gebiete einen kleinen Vorstoß, der jedoch

weisen der Heschränkiin«T in bczu^ auf die Hohe der X'ersicherun«;^

für den Privaiair^tslelilen keineswegs in Betracht kommt, j^anz ab-

gesehen davon, daß er nur Kapital-, keine Rentenversicherungen

bielcL

In gewiß nicht höherem Grade kann der Privatangestellte in

den von vielen Crrofiuntemehmungen sicher in bester Absidit ge*

schafTenen Hauskassen eine Lösung des Versicherungsproblems

erblicken. Einmal ist nur ein sehr kleiner Teil der Unternehmer

in der Lage, solche Kassen zu errichten, und wie das Beispiel der

Leipziger Bank zeigt, ist nur ein verschwindender Teil in der Lage,

für die Versicherung auch für alle Zeiten die nötigen Garantien zu

schafien. Die Momente, die gegen die Lebensversicherung sprechen,

sprechen in verstärktem Maße auch gegen die Mauskassen, well bei

diesen meistens das Werk die Hälfte der Prämien ein/.alilt und den

ausscheidenden Beamten zwingt, vom Augenblicke des Austritts
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an die doppelten Prämiensätze wie bis dahin zu zahlen. Darin

liegt eine sehr starke Beschränkung der Freizügigkeit uiul damit

des Vorankommens des Angestellten, und es ist in den Kreisen

der Ang^estellten allgemein zur Übcrzeufjung j^eworden, daß die

Werke mit Pensionskassen f^e gen über anderen Unter-
nehmungen die weniger guten (ich älter zahlen. Früher

war es fast all<;emein üblich, daß der Angestellte, sobald er frei-

willig oder unfreiwillig aus dem Dienstverhaluus ^ur I'inna aus-

schied, seine Einzahlungen nach Abzug der ersten 5 Jahrespräraien

ohne Zinsen aus der Kasse zurückerhielt, also einen sehr be-

deutenden Schaden erleiden mußte. Diesem Zustande hat das

Retchsaufsichtsamt erfreulicherweise ein Ende gemacht; heute er«

möglichen hst alle Institute dieser Art die Weiterversicherung gegen

Zahlung der gesamten bis zum Austritt vom Angestelltoi und dem
Dienstgeber je zur Hälfte getragenen Prämien. Dahingegen hat das

Reichsaufsichtsamt der absoluten Rechtlosigkeit der Versicherten

bei solchen Kassen bisher noch kein Ende gemacht. Es ist den

zunächst Beteiligten fast durchweg selbst nicht bekannt, aber es ist

Tatsache: es gibt in Deutschland keine Pensioii.skasse eines Pris-at-

unternehmcns, die ihren Mitgliedern nicht ausdrücklich das Recht

zur Klage bei den ordentlichen (iericluen nähme und sie nicht an

ein Schiedsgericht verwiese. Die Zusamineiisclzung dieses Schieds-

gericlits aber tut die Unsiclierheit des Versicherungsverhältnisses

gegenüber der Kasse hinreichend dar: 2 Mitglieder des Schieb
gerichts sind Vertreter der Kasse und des Versicherten; diese beiden

ernennen das 3. Mitglied, den Obmann; können beide sich über

den Obmann nicht einigen, so wird der Obmann von der Firma

ernannt, sodad die Mehrheit der Stimmen unter allen Umstanden

auf Seiten der Kasse bzw. des Werkes ist

Die bestehende Invaliditätsversicherung ist in den

letzten Jahren in den Augen der Privatangestellten sehr gestiegen.

Man ruft nicht mclir nach einer f-oslösung aus dieser Versicherungs-

pflicht sondern fordert höchstens ihren Ausbau. Trotzdem aber

ist niemand im unklaren darüber, daß die Privatangcstellten unter

einer Versicherung für sich selbst etwas anderes verstehen, lieute

versichern sich ja wohl alle Angestellten, sol)ald sie die (Tchalts-

grenze von 2O(30 .Mk. überschreiten, weiter, aber nur, weil diese

Versicherung gegenüber den minimalen Einzahlungen immerhin

einen bedeutenden Vorteil bietet, dann zum Teil auch, weil sie

glauben, dafi die nach dem Invalidenversicherungsgesetze zurück»
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gelegte Wartezeit nach Schaffung einer besonderen Privatbeamton-

versicherung zur Anrechnung gelangen werde. Das hält aber nie-

manden davon ab, stets zu betonen, daß die Invalidcnversicherun;:^

liir Privalbeanite etwas anderes bieten muß, als das bei der doch

auf die Verhältnisse der Lohnarheitcrschaft berechneten Invaüden-

versicherung gegenwärtig der Fall ist.

in. Der Stand der Bestrebungen In Österreich*

Der Anstofi zu der heutigen Bewegung in Deutschland stammt

aus Österreich. Dort hatten bereits im Jahre 1888 Privatangestellte

eine solche Versidiening verlangt. In der ersten Hälfte der 90er

Jahre gelang es, die Regierung zu einer größeren Aktion zu ver-

anlassen: Im Jahre 1896 wurden auf kaiserliche Anordnung hin die

Erhebungen über die Standesverhältnisse der Privatangestellten

durchgeführt. Auf Grund der Resultate dieser Erhebungen arbeitet

dann die Regierung einen „Gesetzentwurf betreffend die Pensions*

Versicherung der in privaten Diensten und einiger in öffentlichen

Diensten Angestellten" aus und über^,^^b ihn am 2i. Mai 1901 dem
österreiciiischen Abgeordnetenhause zur verfassungsmäßigen Be-

handlung.

1. Die Hrhebuiigcn über die Stand es verliältnisse.

Es scheint nicht angängfig, an dieser Stelle die überaus wich-

tigen Resultate der Erhebungen über die Standesverhältnisse der

Privatanc^cstcllten ausführlich zu 1)rliandcln. 13a es sich jedoch um
das einzii^e Ix-stehende amtliche Material über diesen neuen Stand

handelt, kann die Mitteilung der wichtigen Resultate hier nicht um-

gangen werden.

Die Erhebungen erstreckten sicli nur auf Österreich, nicht auch

auf Ungarn. Über die Zahl der in Betracht kommenden Angestellten

hat die k. k. statistische Zentralkommission Untersuchungen veran-

staltet und sie ist dabei zu dem Schlüsse gekommen, dafi als obere

Grenze der ev. zu versichernden Personen die Zahl 200 000 zu nennen

sei. Dabei wird jedoch noch hingewiesen auf die grofie Zahl der

in öffentlichen Diensten nicht fest Angestellten; nach deren Abzug

glaubt die statistische Zcntralkommission nüt der Zahl von 160 ODO

Privatangestellten') als Angehörigen privater Betriebe rechnen zu

1) la der „Kiindmacbung betreffend statutische Erliebuagcn über die Privat«
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sollen. Von diesen haben 104 491 Zählkarten ausgefüllt; 4954
wurden aus der Berechiuini^ ausgeschieden, weil die Aussteller ent«

weder keine Privatanpfc^lclltc waren, oder die Tätigkeil eines solchen

nur neoenanitiich versehen oder endlich ihre Tatisfkeit noch nicht

unter die ins Auge gefaßten Berufsgruppen gerechnet wurden.

Speziell die Handlungsgehilfen wurden in hohem Grade von dieser

Ausscheidung betrofTen. Run«1 2500 Fragekarten von Handlungs«

angestellten wurden nicht berücksichtigt, weQ die Betreffenden nach

Ansicht der Regierung nicht „zu dem in Handelsunternehmungen

(iir höhere Dienstleistungen Angestellten gehören^. In bezug auf

die Abgrenzung dieses Beni6stands besteht denn auch beute nodi

die weit-^ehendste Unklarheit. In dem einen Bezirk scheint man
vor allem die Ladenbediensteten einfach ausgeschieden zu haben,

während man diese offenbar mit in die Zählung hineinbezichcn

wollte. Die ausgeschiedenen 2500 Zählkarten betrafen anscheinend

Personen, die in Handrl<unternehmun<^en ohne liesondere Vorbildung

als Hilfskräfte, vor all'm u Pack- usw. Diensileistun^'en aufgenommen
werden und deren Hestrcbcn es naturgemäß ist, nach und nach sich

in bessere SicUungen liineinzuarbeitcn. Im allgemeinen dürfte, das

geht aus den Ausfuhrungen der „Ergebnisse" hinreichend hervor,

der weitaus gH^te Teil der Handelsangestellten in die Erhebung

hineinbezogen worden sein.

angeatelltca" bicfl es in bczug auf den Kreis der rrivatangcstclltcn : „Ab Privat-

•ngestdltc geltea die vorwiegend Ar habere DicDSÜeistungen in der Regel

mit Jahres- oder Monatsgehalt bedieosteten Persoacn mäanlichea oder welblichca

Grschlecbls, demnach inshcsoodere : Bctriebsbcamtei Gütcrbcamtc (Wirtschafts- und

Forstbcamlc usw.), Ingenieure, Werkführer, Chemiker, Mechaniker, Faktoren, Buch-

haltrr, Ka<isicrer, Kxpcdienten, Korrespondenten, Kontoristen und .mdcrc in Handcls-

unteruelin.ungcn für höhere Dienstleistungen Angestellte, Zeichner, Apotbekeiprovi*

•oren, Lchrpersoocn, Konzipicnten (namentlich auch Advokatun- und Nolarials*

kandidaleo, SoUistlatoren, Schretäre u. dgl.). Ausgescbloisen von diesen statistiadien

Erhebungen sind daher intbeiondere die gewerblichen IliUaarbeiter (Handelsgehilfen«

Bofcme sie nicht zu den in Handelsunternehmen für Inihrre Dienstleistungen Ange-

stellten prhnrpn, Hrw llcn, KcUm r, Fitl riks.ir! ..iicr. Faglohner, Lehrlinge, I'rakti-

kantft:. I'.ur> au- und Geschäf\«!<ii'':iM uad Jt riicr alle unter die I)icnstbQlen-((jcsinde)

Ordnungen fallcndeo l'ersoncn. Hingegen sind in diese statistische Erhebungen ein-

tttberichen: die bei den Dienstgebem hl Verwendung stehenden, in bc^ug

auf ihre Dieastcsverriehtungcn den oben beseicbneten Privatangesteilten gldehsu-

haltenden Penonenf auch wenn sie nur im Woehenlohne stehen oder gegen Tage-

gdd bescbüfiigt werden (Dinnisten).'*
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Natur{:^emäß interessieren aus den Ergebnissen in erster Linie

die Ermittelungen über das Gehalt. Man darf sich in diesem

Punkte jedoch nicht durcli den aniiiichen Charakter der Auluahme

in zu große Sicherheit wiegen lassen; einmal ist zu beachten, daß

die Fragebogen unverschlossen weiter befördert worden sind, was

manchen Angestellten zu Übertreibungen veianlafit haben wird mit

Rüdesacht auf den Afitangestellten, der leicht von der Hohe des

Gehalts Kenntnis za nehmen vermochte. Auf der anderen Seite aber

darf nicht übersdien werden, da6 der Wunsch, die in kleinen Orten

mit der Polizei in engster Fühlung lebende Steuerbehörde hinters

Licht SU iiihren, manchen abgehalten haben mag, sein wahres Ge-

halt anzugeben. Die Zahlen sind also mit einer gewissen V^orsicht

zu betrachten. Die Frhebunc^en haben nun ergeben, daß die in die

Zählung einbcf^ritfcncn PrivatanL^^estelltcn ein jährliches Durchschnitts-

Einkommen aus ihrer l ätigkeil als Angestellte in Höhe von 891 (iruldea

bezoL^en. Das Durciischnittsgehalt steigt von 461 Gulden mit

20 Jahren auf 664 Gulden mit 25 Jahren, auf 804 üuldcn mit

30 Jahren, 928 mit 35 Jahren, 103 1 Gulden mit 40 Jahren,

1 105 Gulden mit 45 Jahren, 1 1 50 Gulden mit 50 Jahren und erreicht

dann mit 53 Jahren den Höchstbetrag von 1 164 Gulden. Mit dem

55. Jahre b^nnt eSt was für die Versicherung von der allerhöchsten

^chtigkeit ist, zu fallen, und zwar sinkt es auf 1163 Gidden; mit

dem 60. Lebensjahre ist es bereits auf 1156 Gulden zurückgegangen,

mit 65 Jahren beträgt es nur noch 1050 Gulden, mit 70 Jahren

nur noch 986 Gulden. Das höchste Durchschnittsgehalt erreichten

die höheren administrativen und kommerziellen Beamten mit

2062 Gulden, dann foli^ten die höheren technischen Beamten mit

1685 Gulden, die Scliriftstellcr (Redakteure usw.) mit 1350 Gulden,

während die höheren landwirtschaftlichen Bcanitcn mir ein Durch-

schnittsgehalt von 950 Gulden erreichten. An letztet .nieilc standen

die niederen landwirtschaftlichen Beamten mit einem Durchschnitts*

gehalt von 459 Gulden.

£ine zweite sehr wichtige Seite der Erhebungen ist bereits

oben Gegenstand einiger Mitteilungen gewesen: die Stellen-
losigkeit Hinzuzufügen ist noch, daß die Dauer der Stellen*

losigkeit und ihr Umfang bei den verschiedenen Berufen und

den versdiiedenen Altersklassen verschieden ist Wie mitgetdlt,

entfallen auf jeden Angestellten durchschnittlich jährlich 2,95

stellungslose Tage. Dieser Satz stellt sich im Alter von 20—2$
und von 25—30 Jahren weit höher, nämlich auf 3,99 bzw. 3^
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Von da an bleibt er dauernd hinter dem Durchschnitt zurück,

sinkt aber nur in der Alters^uppc von 40—45 Jahren ciiiif^es

unter 2V2 Tag pro Jaiir. Am besten stehen sich in hczug auf die

Dauer ihrer Stellung die forstwirtschaftlichen Beamten und die

höheren administrativen und kommerziellen Angestellten. Dafür

ist bei den forstwirtschaftlichen Beamten die Dauer jeder Stellungs-

losigkd^ die sich im Durdischnitt bei allen Angestellten auf 167,4

Tage stellt, ganz bedeutend größer, nämlich 258 Tage bei den

niederen und 330,3 Tage hd. den höheren forstwirtsdiaftlichen Be-

amten. Der Berieht über die „Ei^bnisse" konstatiert die wichtige

Tatsache, daß die Dauer der Stellenlosigkeit im umgekehrten Ver-

hältnis steht zu der Häufigkeit der Stellenlosigkeit

Den Angaben über die bestehenden Versicherungsver-
hältnissc der Antrcstellten ist ein besonderer Band der Erp^ebnisse

Sfewidmet. Ks ist vor allem wichti*;, daß nur 30,70 iVoz. aller An-

gesteilten besondere Versorgungsverhäitnisse eingegangen sind.

Reclmet man die Angestellten der l'rivatbahnen und der Schiff-

falirtsunternehmungen, die mit Rücksicht auf ilir hohes Invaliditäts-

risikü zu einem ganz besonders hohen IVozentsatze versichert sind,

ab, dann findet man gar, dafi nur 25,05 Proz. der Angestellten in

irgend dner Form versichert sind. Von diesen 25,05 Proz. ent-

üdlen nwht weniger als 1 1,35 Proz. auf Ansprüche an einen Pensions^

fonds bei der Unternehmung, 8,03 Proz. auf Anspräche an den

Dienstgeber selbst, 2,30 Proz. auf solche an einen beruflidien

Penaonsverein, 1,04 Proz. an eine private Versicherungsgesellschaft

und 1,47 Proz. auf Sparfonds. Die Regierung fügt diesen Er-

mittetui^n bei, „daß außer der Unzulänglichkeit der bestehenden

Versorgung hinsichtlich der Zahl der versorgten Personen in Kindel-

fallen auch eine Man^relhaftigkeit in dem Ausmaße und der Fun-

dierung der Ansprüche nicht zu verkennen ist".

2. Die gesetzgeberischen Versuche in Österreich.

l . Der ursprüngliche R c g i e r u n s e n t w u r 1 , der am
21. Mai 1901 dem Abgeordnetenhause zuging, ließ an den ver-

schieAsnsten Stellen einen recht weitgehenden Einfluß des deutschen

Altera- und Invaliditätsversidierungsges^es erkennen, sowohl was

die Organisation der Versicherung, insbesondere die Beitragsverteilung

und Rentenfestsetzung, als auch die Organisation des Versicherungs-

betriebes angeht
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a) Umfang der Versicherungspflicht.

Nach dem § i des Entwurfs sollen versicherungspflichtig^^ sein,

vom \ollciidcten i8. Lebensjahre anf^efan^en
, .

„alle in privaten

Diensten ^egea Monats- oder Jahrcsi^ehalt Angestellten, sofern deren

Bezüge (in bar oder Naturalbezügen) bei einem und demselben

IMenstgeber mindestens 6oo Kronen jährlich erreichen". Ausge-

nommen sein sollten jedoch Itßnner und Frauen, welche erst nach

Vollendung des 50. bezw. 40. Lebensjahres eine die Versicherungs-

pflicht begründende Anstellung erhielten, femer jene Personen, weldie

ausschließlich oder vorwiegend Gesindedienste verrichteten. Endlich

hieß es da: „Ein monatlich gezahlter Tageslohn ist nicht als Monats-

gehalt im Sinne des ersten Absatzes dieses Paragraphen anzu-

sehen."

Diese letztere BestimmnnEf in Vcrbinduiifr mit dem gesamten

Inhalt des I. Paragraphen gab den Gegnern der Versicherung will-

kommenen Anlaß zu scharfer Kritik; sie bot nämlich Priiizi})alen,

die sich an i»en Lasten der X'crsicherung vorbeidrücken wollten,

dazu eine gute Gelegenheit; da nur Angestellte mit Monats- oder

Jahresgehalt versicherungspflichtig sein sollten, hätte eine einfache

Klausel im Vertrage, dafi das Monatsgehalt ein monatlich gezahlter

Tagelohn sei, von der Versicherungspflicht befreit. Auch die Hin-

führung von wöchentlicher Gehaltszahlung hatte dieselbe Wirkung
gehabt Besonders von den S(»ialisten, die in Österreich bekannt-

lich einen großen Teil der Handlungsgehilfen hinter sich haben,

wurde dieser Fehlgriff in der Abt^rcnzung der Versicherten in

weitestem Umfange benutzt, um die Bestrebungen der Regierung

bei den Atv^'cstelltcn zu diskreditieren; jene Kreise wünschten die

Rc^ncrung zum h.rlali eines auch die Arbeiter umfassenden Ge-

setzes zu veranlassen, was jedoch von der l-uhruncc der Privat-

an^'cstclltcn, insbesondere von der ausschlaggebenden l'rivatbeamten-

gruppc des allgemeinen österreichischen lieanuenvereins
,
abge-

lehnt wurde mit Rückssichl auf die daraus zu erwartende weitere

Verschleppung der Entscheidung.

b) Einteilung der Verücherungspflicbtigcn.

Ganz nach deutschem Vorbild teilte die Regierung die An-

gestellten behufs Veranlagung für die Versicherung nach dem Ge-

halt in Klassen ein. Es wurden als Gehalt angesehen alle Bezüge

in bar, ferner Dienstwohnungen mit und ohne Heizung und Licht,

ferner mit Beköstigung ^ eine Wohnung sollte mit 15 Proz. des Ge-
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halts, eine Wohnung mit Beköstigung mit 33 '/j I^roz. des Gehalts

in Anrechnung^ gebracht werden. Die 1. Klasse bildeten die An-

gestellten mit einem Jahresgehalt bis zu 1200 Kronen; die 2. Klasse

jene mit einem Jahresgehalt vom 1200—24CX> Kronen und die 3.

Klasbe endlich jene mit mehr als 24OO Kronen Gehalt.

Gegen diese Kintcilung wurde vor allem aus den Kreisen der

zu Versichernden heraus gellend gemacht, daß sie auf die Ver-

schiedenheit in den wirtschaftlichen \''erhältnissen der .Xngcstcllten

niciu in ausreichendem Maße Rücksicht nehme; man verlangte

eine Venndirung dieser Klassen.

c) Gegenstand der Vcnicfacning.

Die Versicherung sollte sidi erstrecken auf eine Rente für den

Fall der Erwerbsunßihigkeit (Invalidenrente), eine Altersrente, eine

Stdlenlosenunterstützung, eine Witwenrente und Flrziehungsbciträgc

für verwaiste Kinder. Für die Invalidenrente, die Stellenlosenunter-

Stützung, das Waisengeld und die Erziehungsbdträge war eine Warte-

zeit von 5 Jahren, für die Altersrente eine solche von 40 Jaliren

bei Männern und 35 Jahren bei Frauen vorgesehen.

d) Lcistiing und Gegenleistung.

Der Entwurf sah für die drei verschiedener» Gehaltsklassen

folgende Renten und regelmäßige Beiträge vor.

I. Klasse 2. Klasse 3. Klasse

Invalidenrente 600 Kr. 900 Kr. 12^ Kr.

Altersrente 900 „ 1350 „ 1800 „

Witwenrente 300 „ 450 „ 600 „

MoOntsbdtrag des Prinzipnb . 4,50 „ 6,75 9,00 „

„• „ Angestauten 3.00 „ 6^ „ 9,00 »,

Die Stellenlosciuiiiterstüt7.ung war genau so hoch wie die

Invalidenrente. Sie sollte nur auf höchstens 12 Monate gezahlt

werden und begann erst nach dreimonatiger Stellenlosigkeit. Die

Erziehungsbeiträge für verwaiste Kinder sollten 10 Proz., für Voll-

waisen 20 Proz. des jeweils bestehenden Anspruchs auf Invaliden-

rente ausmachen. Für Witwen war für den Fall der Wiederver>

heiratung eine Abfindung im dreifachen Jahresbetrage der Witwen-

rente voi^iesehen.

Die oben mitgeteilten Prämiensätze waren nun nicht die einzigen

Anforderungen, die die Versicherung an Diens^ber und Ange*
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stellten stellte. Sie sollten zur Deckung der Alters- und Witwen-

rente dienen. Im Falle einer Invalidität sollte die Prämienreserve

für die Altersrente zur Bildung einer l eibrente für den Betroft'enen

verwandt werden; der Rest der Invalidenrente, ferner die Anforde-

rungen der StellenlosenUnterstützung, der Erziehungsbeiträge und

etwa%er Abfertigungen sollten durdi eine Umlage auf die Uenstg^b«
aufgebracht werden, sofern die Gebarungsüberschüsse der Anstalt

diese Anforderungen nicht schon deckten.

Unter den Prinzipalen bestand eine sehr starke Gegnerschaft

gegen die Pensionsversicherungsbestrebungen der Privatangestellten;

diese G^nerschaft setzte begreiflicherweise besonders bei der Um»
läge ein. Man verlangte deren Beseitigung und Schaffung fester

von vornherein zu übersehenden Prämien, oder, wenn dies nicht

zu erreidien war — Ausdehnung der Umlage auch auf die An-

gestellten.

e) Die Oyjganisation des Veraiebeniosibetriebes.

Zur Durchführung der Versicherung sollte in Wien eine Pensions-

anstalt gebildet werden, deren Mitglieder die Angestellten und deren

I^enstgeber sein sollten. Die Leitung dieser Anstalt oblag dem
Vorstande und der Generalversammlui^. Der Vorstand wurde von

der Generalversammlung gewählt Nur der erste Vonsitzende sollte

von der Regierung aus dem Kreise der rechtskundigen Personen

ernannt werden. Die Generalversammlung ging aus der Wahl der

Dienstgeber und der Angestellten hervor. Zur Unterstützung der

Anstalt wurden lokale Verbände der Versicherten gebildet, die un-

gefähr dieselben Aufgaben eifüUen sollten, die in Deutschland bei

der Invalidenvcrsicheruni^ der Polizei oblief^en : Führunj;^ des Katasters,

Prüfung der Ansprüche usw.; dann aber auch die Entgegennahme

der Beiträ<;e und Auszahlung der Renten.

Neben dieser offiziellen Pensionsanstalt waren — nach Ana-

logie des § 75 des deutschen Krankeiivcrsicherunt^sj::;eset/es — alle

Privatversicherungsunternehniungen zugelassen, sofern sie hei i^deichen

i'räniicn mindestens gleiches boten. Kine solche Bestimmung er-

schien notwendig mit Rücksicht auf jene Angestellten, die bereits

heute bd emem Privatinstitut versichert waren. Die Zulassung auch

iiir die Zukunft bedeutete bei der langen Dauer einer solchen Ver-

sicherung ein grofies Entgegenkommen gegenüber den privaten Ver-

sicherungsanstalten, hat jedoch keine Kritik gefunden.
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f) Der Entwurf dei Referenten Dr. Foh.

Der Ktitwurf der Reji^ieriinf:^ blieb nach tlem I^ngang beim Ab-

geordnetenhause ül)er ein Jahr lani^ unbeachtet Heiden. Erst Anfang

1903 beauftragte das Ilaus auf Betreiben der Interessenten den

sozialpolitischen Ausschuß, die Angelegenheit weiter zu verfolgen.

In welchem Grade die ganze Vorlage bereits ge&hrdet war, zeigte

sich im Ausschofi bei der ersten Abstimmung. Die Gegner,
nämlich die nach einer allgemeinen Versicherung verlangenden

Soaaldemokraten und die Vertreter jenes Teiles der Dienstgeber,

der die Heranziehung der Prinnpale zu den Lasten der Invaliditäts-

und Altersversor inc nicht wünschte, beantragten die Einsetzung

einer Sonderkommission, die sog. Begräbniskommission, die Freunde

die Überweisung des Materials an einen Referenten. Es knm tu

einer Al-tstitntnung, bei der der Pracj^cr Mandelskamnicrsckretär

Dr. Fort, < :!i l funtl der \''ersicherun^sbci»trebungen, mit 16 gegen

12 Stimmen zum Referenten l)estellt wurde.

Dr. Fort suchte den Wünschen der Beteiligten nach Möglich-

keit gerecht zu werden. Die Angestellten verlangten eine genauere

Abgrenzung des Kreises der Versicherten, ferner eine bessere Berück-

^chtigung der Mannigfaltigkeit in den Einkommensverhaltmssen}

die Prinzipale wünschten die Umlage beseitigt oder auf die An*

gestdlten ausgedehnt zu sehen. Dr. Forts Abgrenzung des Kreises

der zu Ver»chemden war wesentlich besser wie die des Ursprünge

liehen Regierungsentwurfs; er versuchte zu einer Definition zu

kommen durcli .Ausscheidung aller „unmittelbar bei der Waren-

erzeugung beschäftigten Personen", rii Gedanke, der zwar allein

nicht genügte, der aber einen beachtenswerten Gesichtspunkt in

die Debatte !)rachte. Die "größere Berücksichtigung der Ver-

schiedenheit in den Einkommcns\ er!iältnissen suchte Dr. l 'ort zu

crreirhcn durcli eine andere, seinen Entwurf besonders charak-

tcrisiercrulc Berechnung der Renten und iVamien; er beseitigte die

Klasseneinteilung und berechnete die Prämien und Renten in Pro-

zenten des Gehalts. Er setzte die Wartezeit auf 10 Jahre hinauf

und Ue0 die Versicheruugspflicht mit dem 21. Lebensjahre beginnen.

Von da an sollten von dem Gehalt eines jeden Angestellten

13Vi Proz. an die Versicherung abzuliefern sein; 4V« Proz. sollte

der Angestellte und 9 Proz. der Prinzipal zahlen. Dazu war für

den Angestellten eine weitere Belastung in Höhe von Vis

ersten Jahresbetrages jeder Gehaltserhöhung in Aussicht genommen.
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Diejenipfcn Lasten der Versichcrun<:^, die durch diese Einzahlungen

nicht <^cdcckt wurden, sollten durch eine Umla<^e auf die Prinzipale,

und sobald diese die Höhe der regelmäßigen Prämien erreicht

haben würde, durcii eine Umlage auf Prinzipal und Angestellten

gedeckt werden. Bei der Rentenfestsetzung lehnte sich Dr. Fort

eng an die deutschen Beamtenpensionsgesetze an. Er bestimmte,

dafi nach lojähriger Dienstzeit, geredinet vom 31. Lebensjahre,

ein Anspruch auf Rente (Qr den Fall der Invalidität in Höhe von

40 Proz. des Gehalts erreicht werden sollte. Den jährlichen

Steigerungssau bemaB er auf i Proz., so dafi ein Angestellter im

Alter von 55 Jahren — sofern er bereits mit 21 Jahren in einer

versicherungspflichtigen Stellung stand— einen Pensionsanspruch in

Höhe von 65 Proz. seines Gehalts erreicht haben würde. Bei der

Festsetzung der Altersrente nahm Dr. Fort Rücksicht auf die bei

den P'rhebungen von 1896 ermittelte Tatsache, daß vom 55. Lebens-

jahre ab das Durchschnittsgehait der Privatangestellten filllt: er

bestitninte, dati jeder Angestellte nach 35 Dienstjahren berechtigt

sein sollte, die ihm in der Regel alsdaim als Invalidenpension zu-

stehenden 65 Proz. dc:> Gehalts als Altersrente in Anspruch zu

nehmen. Jene, die weiterzuarbeiten vermochten, sollten von da an

mit jedem Jahre eine Steigerung ihres Penstonsanspruchs von 7 Proz.

erzielen, so daß sie mit 40 Dienstjahren dnen Anspruch auf eine

Altersrente in Höhe des vollen Ghehalts erreicht haben würden.

Die Witwenrente sollte die Hälfte des Anspruchs auf Invaliditäts-

bzw. Altersrente^ das Waisengeld 10 Proz. bzw. bei Vollwaisen

20 Proz. dieses Rentenanspruchs betrafen. Die Stellenlosenunter»

Stützung ließ Dr. Fort fallen.

g) Der Einigungscnlwurf der Regierung und des Ausm husNf s.

Nachdem der Entwurf des Referenten Dr. Fort dem Ausschuß

vorgelegt worden war, trat die Regierung mit diesem in V'^er-

handluni'en über die definitive tscstaltung der X'orlage für das

Plenum des 1 lauscs ein. Sic hielt jedoch fest an den Grundlagen

ihres ersten Entwürfe unter Ablehnung der ihrer Ansicht nach zu weit-

gebenden Fortschen Vorschläge. Aus den gemeinsamen Beratungen

im Frühjahr 1903 ist ein fertiger Entwurf nicht hervorgegangen,

da im Augenblicke der unerwarteten Vertagung des Abgeordneten-

hauses nur die ersten 30 Paragraphen fertiggestellt waren. Es läßt

sich jedoch schon aus diesen ersehen, wie die zukünftige Vorli^
aussehen wirdj denn in den ersten 30 Paragr^heii sind so gut
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wie sämtliche wichtige Bestimmungen enthalten. Alle im Laufe

der 2 Jahre seit der ^Einbringung des Gesetzentwurfes hiit p^e-

wordcnen Wünsche wurden soweit wie mÖ£^licIi berücksichtigt.

In bczuL,' auf die genauere Abgrenzung des Kreises der Versiciierten

kam die Regierung nach Möglichkeit den Interessenten ent^a'<,^en;

vor allem wurde ausdrücklich die Versicherungspflicht des kauf-

männischen Hilfspersonals konstatiert Die größere Berücksichtigung

der Vefschiedenhdt tn den Einkommensveriiältiüssea erreichte die

R^ierung durdi die Verdoppelung der Zahl der Gehaltsklassen.

Die Höhe der in Aussicht genommenen Renten in den einzelnen

Klassen lässt sich aus folgender Zusammenstellung ersehen:

Gebftlt Allcmente lavalidenreote Witwenrente

1. Klasse Kr. 675 Kr. 450 Kr. 2 »5 Kr.

2. n 900—1300 „ 900 „ 600 „ 300 »»

3- n 1200—1800 „ HSS •• 750 it 375 »

4. II 1800—2400 ,, «350 « 900 „ 4SO 1»

5- i> 2400—3000 „ 1575 M n 50 „ 525 »

6. II über 3000 „ 1800 „ 1200 „ 600 „

In bezug auf das VVaisengeld blieb es bei 10 bzw. 20 Froz. der

Invalidenrente; die Stellenlosenversicherung blieb fort
Die Anforderun<^en der Versicherung an die Versicherten und

ihre Dienstgeber haben im Ausschuß noch nicht einer Reschluß-

fassunj:^ unterlegen; dnch war man sich bei der i'"estsct/.ung der

mitL^etciltcii Kentensätze darüber einig, daß zu erheben sein würden

pro Monat

I. Klasse 2. Klasse 3. Klasse 4. Klasse 5. Klasse 6. Klasse

Kr. Kr. Kr. Kr. Kr. Kr.

vom Dienithctni 4,25 5.40 6.55 7,70 S,85 lO^—

von Aagotelltca 3,50 4,— WO 7,- 3,50

raummcB 6,7$ 9.40 12,05 14.70 »7.35 ao,—

Zur Verabschiedung ist die Materie im österreichischen Ab-

geordnetenhause bis zum Schlüsse des Jahres 1903 noch nicht

gelangt.

IV. Das Ziel der Bestrebungen in Deottchland seit dem
dtterreiehiaehen Entwurf.

Im Deutschen Reiche haben die Bestrebungen sdt dem Be-

kanntwerden des österreichischen Gesetzentwurfes besümmtere
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Formen und vor allem eine höhere Energie angenommen, l^och

steht heule unter den deutschen rrivatangestelUen noch niciit

genau fest, welches Ziel man erstrebt Die einen verlangen nach

österreichischem Muster eine nur unter Staatsaufsicht stehende, von

den Privatangestellten selbst verwaltete Versicherungsanstalt, die

anderen wünschen Institutionen von der Art unserer Versidienings<

Anstalten fiir die Ausführung des Invalidenversicheningsgesetzes,

eine dritte Richtung verlangt lediglich die Schaffung eines Staat-

liehen Zwanges för die Angestellten zum Abschluß einer be-

stimmten Ansprüchen genügenden Versicherung, eine vierte glaubt

in einem Ausbau des bestehenden Invalidenversicherungsgesetzes

den gangbarsten Weg zu dem erstrebten Ziele zu erblicken, und

endlich fordern wieder andere die ScIiaffunL^ besonderer Kassen-

einrichtungen für die rrivataiigestclltcn auf Grund der §§ 8— il des

Inval ideiiV e i r h eru ii;^^ sl; es e t zes.

1. Die Scli.iffunL; einer l)esonderen Anstalt für die Pensions-

vcrsichcrung der rrivatangeslelltcn unter eigener Verwaltung der

Versicherten und ihrer Dienstgeber für das Unfallversicherungsgesetz

wäre ^elleicht das Ideal, man ist aber bei einem sdir grofien Tdle

der Privatangestellten der Ansicht, dafl die Regierung äch niemals

zur Schaffung einer Versicherung herbeilassen würde, bei dem sie

nur Pflichten, aber fast gar keine Rechte haben würde.

2. Dahingegen würde eine Versicherungsanstalt nach dem
Muster der bestehenden Invalidenversicherungsanstalten zweifellos

von der Regierung als geeignet ai^esehen werden, um so mehr, als

eine solche Anstalt für die Privatangeslellten wegen der höheren

Beiträge, der selteneren, nur monatlic hen r5eitrac;sleistungen, der nie-

drigeren Zahl von X'ersichcrien noch wesentlich billi;:;cr arbeiten

würde, wie die heute Ijestehcndcn Invalidcnversicherungsanstalten

in den verschiedenen l'ro\ inzcii und Landesteilcn.

3. Der \^)r.-cl3la^, der Staat inÖLTC einfach durch Gesetz jeden

Ani^estellten verpflichten, eine seinem Lmkomnien entsprechende

Versicherung abzuschließen, wobei dann die Beitragspflicht des Prin-

zipals, ferner die Beitragszahlung oder besser gesagt Beitragsstundung

während der Zeit der Stellenlosigkeit gesetzlich zu regeln wäre,

geht von dem Abg. Sittart aus und stanunt vermutlich aus dem
Reichsamt des Innern. Er erinnert sehr lebhaft an das französische

Unfallversicherungsgesetz und hat auf den ersten Blick mit Rück-

sicht auf die große Zahl schon jetzt bestehender Versicherungsver-

hältnisse etwas bestechendes. Seine offen am Tage liegenden sehr

Digitized by Google



Wilhelm Areas, Die tUAÜicbe PeasioosTenicberaDg der Priv«taoge»teUteii. ^|

großen Nachteile aber dürfen nicht unbeachtet bleiben; es ist zudem

stbr leicht; (fie bestehenden Venächenmgsverträge ohne über-

mäflige Belastung der Versicherten aufirecht zu erhalten, wenn man
an den im § 75 des Krankenversicherangsgesetzes eingeschlagenen

Ausweg denkt Darüber sind sich alle AngcsteUten einig, dafl die

freien Hilßkassen auch bei der Pensionsversicherung bestehen bleiben

sollen; man wdS nur nicht, ob man denBdtritt auch später nach

dem Inkrafttreten der Versicherung zulassen oder nur die beim In-

krafttreten des Gesetzes bestehenden Versicherungsverträge als voll-

gültir^en Ersatz ansehen soll. Die unbestreitbar großen Schäden, die

die freien Hilfskassen wegen der hntziehung der gesunderen Ele-

mente aus den Zwangskassen und wegen der Gewohnheit mancher

Unternehmer, nur Mitglieder von freien Hilfskas^sen, die also die

ganzen Krankenkassenbeiträge selbst bezahlen, zu beschäftigen, fiir

die Mitglieder der Orts- usw. Krankenkassen mit sich bringen,

haben den Gregnem solcher Ersatsinstitute manche Mitkämpfer zu-

geführt

4. Der Gedanke, ein&ch das bestehende Invalidenversicherungs»

gesetz auszubauen in der Art, wie es Herr Seelmann für die Hand-

werker vorschlagt, hat in der letzten Zeit fast allen Boden verloren.

Die Privatbeamten wollen nicht mit den Arbeitern gleichmäßig be-

handelt werden, zum Teil, weU sie eine andere gesellschaftliche

Geltung beanspruchen, dann aber — und das ist der emstlich in

Betracht zu ziehende Grund — weil sie einem weit geringeren In-

vnliditätsrisiko unterworfen '^tnd. Den Ausschlag gegen diese Be-

strebungen hat schließlich der Umstand gegeben, daß an eine \'er-

wirklichung dieser Bestrebungen vor der nächsten Revision des

bestehenden Invalidenversichcrungsgesetzes, die vor 1910 nicht in

Angriff genommen werden durfte, nicht zu denken sein würde,

5. In gewissem Grade spricht dieses Bedenken allerdings audi

gegen den letzten Vorschlag: die Schaffung besonderer Kanen auf

Grund der §§ 8—1 1 des bestehenden Invalidcnvemcherungsgesetzes.

Die genannten Paragraphen handeki von den Knappschafts-, Eisen-

bahnwerkstätten- und sonstigen Kassen, die bereits früher eine In-

validenversorgung zu ihrer Aufgabe gemacht hatten und besonders

geeignet erschienen, selbst die Ausführung des G^etzes zu be-

wirken. Da die Bestimmungen des Invalidenversicherungsgesetzes

betr. die Seeberufsgenossenschaft die Einrichtungen einer Witwen-

und Waisenversorgung vorsehen, glauben die Vertreter dieser letzten

Richtung unter den Privatangestelltcn , am leichtesten zu einer

Arcbir für SohalMris»«i»chArt u. SosUlpoUtik. I. (A. f. tot. C. a. Sc. XIX.) a. 26
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Penstons- und HinterbHebenenversoi^ung gelangen zu kdoneB, wenn
durch GeaeU eine besondere Pkivatbeamtenkasae gebildet und durch

Bundesratsbeschlufi den Wirkungen der |§ 8—ii des Invaliden-

versicherung^fesetiesunterworfen würde. Es kann oicfat verschwiegen

werden, daß VOm gesetzgeberischen Standpunkt aus sehr erhebliche

Bedenken gegen ein solches Verfahren ^irecben* da der Gesetzgeber

beim Erlaß des Invalidenversicherungsgesetzes an eine solche Aus-

dehnung auf einem ganzen Berufsstand nicht gedacht hat, auch die

Witwen- und Waisenversicherung bisher nur fiir die Sceberufs-

genossenschaft zulässig ist. Die Überführung der heute bereits nach

dem Invalidcnversicherungsgeset/.e versicherten Privaiangestellten in

die neue Versicherung würde sich auf diesem Wege allerdings am
leichtesten vollziehen; auch würde den Versicherten der Reicbs-

zuschufi von 50 Mk. pro Jahr zu den meisten Renten gewahrt

werden.

•

Im allgemeinen hat die Frage, in welcher Form die Wünsche

der Privatbeamten und An;:i^cstclltcn erfüllt werden, keine sehr große

rtcdeuiung. Hauptsache ist für die große Masse, daß überhaupt

eine V ersicherung kommt. Allgemein erkennt man an, daß ein

gesetzgeberischer Versuch auf diesem bisher gänzlich unbeackerten

Gebiete seine bedeutenden Schwierigkeiten hat; man verläßt .sich

auf den guten Willen und die Erfahrungen der Regierung und wird

ihre zu erwartenden Vorlagen unter kdnen Umständen einer soldien

Kritik unterwerfen, wie sie in Österreich zur Anwendung gebcacht

worden ist So darf erwartet werden, dad die Bestrebungen der

Frivatangestellten in Deutschland leichter und in kurzerar Zeit zu

einem Resultate fähren werden wie in Osterreich.
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MISZELLEN.

Die Arbeiteffirage in Südafrika.

Von

HENRY W. MACROSTY, B. A.

Loodoo.

In einer Rede in Biraungham am 1 2. Januar 1 904 erldäite Chamberlata,

der südafrikanische Krieg sei ein Kampf zwischen einer fortgeschrittenen

und einer mindenvertigen Zivilisation. Viele ehrhche Imperialisten, die

diesen Krieg aus einem strengen Püicht^'cfühl heraus gut hieikn, und
opferwillig sant Besdiwerden ertrugen, fragen sich jetzt, ob der Vor-

scfalag, im Namen emer «^'oi^tgeschritteiien Zivilisation*' esnen neuen

SUavenstaat in TVsnsvaal zu erxichten, nicht alle die humanen Beteue-

rungen, mit denen der Krieg begonnen wurde, LOgen strafe, und alle

Hoffiii'nacn auf ein weißes Südafrika zunichte mache.

Arn 6. Januar 1904 wurde in Prätoria ein ErlaÜ veröffentlicht, der

die Einwanderung ungelernter nichteuropäischer Arbeiter regein sollte

(ausgenommen «frikaaiiche Eingeborene von Oiten sttdlidi des x 2. nörd-

lichen Breitegiads), tatsächlich befafit er sich mit der Importienmg

chinesischer Arbeiter. Sowohl in den Vereinigten Staaten ab in Austrat

lien hat es sich unmöglich erwiesen die Typen zweier so verschiedener

Kulturen wie die europäische imd chinesische nebeneinander (restmd zu

erhalten. In vielen Beziehungen ist die soziale Moral des Chinesen für

den Weiücn abstoßend und die chinesischen Viertel in Städten wie

San Ttaxahco weiden zu Herden moralKcher InHektion. Die größere

Bedüzfiiislosiglceit und der niedrigere MStandard of life" des Qünesen
machen ihn zu einem gefährlichen Konkurrentm und wo auch inmier

man ihm erlaubt sich niederzulassen, da nimmt er alle Arten der unge-

lernten Arbeit für sich in Anspruch. Wo, wie in Australien, komplizierte

Arbeiterschutzgesetze existieren, hat es sich als nnmöpHch erwiesen, die-

selben gegenüber den Chinesen durchzuführen, die so in der Lage sind,

ihre weißen Konkunenten zu verdrängen. Aus all diesen Gründen er«
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kennen sowohl die siid^frikanischen Minenbesitzer als auch die Transraal-

regierung an, dad eine unbeschränkte Einwanderung der Chinesen

völlig außer Frage steht

Die oben erwtthote VefOfdnung, wdche von der gesetzgebenden

Körpendiaft noch nicht bestätigt ist, und die in letzter Lmie auch der

Zustinnmimg der englischen Regierung bedarf ^, schreibt vor, daß derartige

Arbeiter nur zum Zwecke der Verwendung in den Goldminen des Wit-

watersrand eingeführt werden dürfen. Nur autorisierte Agenten, welche

eine Li7cn7rih<jabc von 2000 Mk. (joo j^) zahlen müssen, sollen die

Krla.ubuib erhaben, Arbeiter, welche sich kontraktlich auf 3 oder 5 Jahre

verpflichten, zu importieren; bd Ablanf des Kontraktes miifi entweder

dn neoer geschlossen oder der betreffende Arbeiter in seine Meimat

zurückgeschickt werden. Die gesetzliche Strafe (Ur unerlaubte Einfühnmg

fremder Arbeiter beträgt 100 und die Kosten der Heimsendunii:. Ein

so importierter Arbeiter darf sich nicht mehr als eine englische Meile

von seinem Arbeitsplatz entfernen, er muß ausschließlich in den Minen

beschäftigt werden und darf Gnmdbesitz weder pachten noch sonstwie

unter seine Kontrolle bringen. Die Übertretung dieser Vorschrift ist

mit einer Strafe von 500 jB und 5 Jahr Gefingnis bedroht Der Agent

mufi eine Paßgebuhr von 2 jt per Kopf zahlen und kein Arbeiter duf
ohne einen Erlaubnisschein «meinen Arbeitsort wechseln. Der Gouvernenr

soll berechtigt sein, Bestimmungen ;'u erlassen betreffs der Unterbringung

der Arbeiter, ihren Schutz, ihre Kontrolle und ihre Heimsendung. Ein

Oberbeamter und eine Anzahl von Inspektoren sollen ernannt werden,

mn die Durchibhnmg des Gesetaes au sidiem, Jeder Arbeiter mufi auf

Verlangen dem Inspektor seinen Fafi voneigen. Wohl mag die „Times**,

die sich zum Kämpfer für die Minenbesitaer aufgeworfen hat, einge»

stehen (7. Januar 1004), daß „es zugegeben werden muß, daß das Los

des chinesischen Arbeiters vom englischen Standpunkt aus, nicht ver-

spreche ein sehr angenehmes und glückliches zu sein, aber unter der

Aufticht der Regierung dürfe seine Lage wohl eine bessern adn, als

diejenige, an die er zu ßbose gewöhnt sei. JedenfUls bt der Clunese

wülens^ sich auf eine Reihe von Jahren mit beschränkten Vorteilen zu

begnügen, wenn er dafUr die sichere Aussicht auf Rücksendung mit

etnein kleinen Vorrat von Dollars in der Tasche hat".

Ein solches System der „Kontraktarbeit" ist kaum von Strafarbeit

oder zeitlich beschrankter Sklaverei zu untersclieiden. Der Londoner

i,Standard", die fahrende konservative Zeitung, nennt es denn auch „ein

ebenso unwillkommenes wie zweifelhaftes Experiment**. Warum, dfirfen

wir fragen, wird es denn von ei^lischen Beamten in Transvaal emp*

fohlen, die doch hoch über dem Verdacht stehen im Interesse der

>) Die Bestätigung der geseUgebcadeo Körperschaft und die Zosümmuag der

englücbcD Rcgicniiig nad iaiwiteben etfolgt
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Minenbesitzer zu arbeiten? — Wirklich überaeugte Befürworter der

Chinesenarbeit sind nicht vorhanden. Einige akzeptieren den Vorschlag,

wdl de glauben, dafi derVersodi miflglttcken wiid. Sogar dSe Minen-

besitzer sagen, dafi sie darin nur eine imvenneidliche Notwendigkeit

sehen. Niemand «jU, dafi er mehr als ein vorübergehendes Hilfsmittel

sei, welcher dazu dienen soll über eine Periode außergewöhnlicher Ver-

hältnisse hinwegzuhelfen. Wir müssen also frap:en, worin besteht denn

diese angebliche Notwendigkeit? Es wird erstens angenommen, daß das

Gedeihen von Sttdafnka von den Minen abhängt, daß die Mmen von

der btlUgen Arbeit abhängen und dafi aus Mangel an geeigneten Arbeits-

krtften ebe Depiessionsperiode angefangen hat, welche die Kolonie

minieren wird, wenn ihr nicht schleunigst ein Ende gesetzt wird.

Letztes Jahr hat das englische Handelsministerium Herrn Henry

Birchenough als Sjiezialbevollmächtigten ausgesandt: Ende 1903 hat

dieser einen sehr wertvollen „Bericht über die gegenwärtige Lage und

die zukünftigen Auasidkten des englischen Handels in Südafrika" ein-

gereicht (Cd. 1844 von 1903, Preis i sh. 6 d), in dem viele nützliche

&)fonnationen zu finden sind.

Er sagt: „Wie auch die Lage der anderen Kolonien sein mag, in

Südafrika wird allgemein angenommen, daß von den Zuständen in Trans-

vaal allein das gegenwärtige Gedeihen des Geschäftes im Lande abhängt.

Man braucht nur nach Junanuesburg zu gehen, um klar darüber zu

werden, dafi dort die Möglichkeiten für eine wirtdidi große Ausdehnung

des Kandels vorhanden sind In den anderen Kolonien kann man und wird

man wohl auch langsame und sichere Fortschritte zu verzeichnen haben»

in Transvaal dagegen smd die Bedingungen für eine rapidere Entwick-

lung gegeben. Es ist schwer, von den Zaikunftsaussichten in Transvaal

zu S])rechen, ohne anscheinend zu übertreiben. Ohne Zweifel hängen

diese Aubsichten von dem Reichtuui an Mineralien in der Kolonie ab.

Aus den Minen und hauptsächlich aus den Goldmmen müssen auerst die

Mittel für die Entwicklung des Landes und die Ausdehnung des Handels

kommen. Obgleich die schon aufgefundenen Goldlager im „Rand" und

in anderen Teilen der Kolonie beachtenswert genug sind, darf man an-

nehmen, datJ ihre Inaagriünahtne eher den Anfang als das Kndc eines

grollen Kapitels in der Geschichte der Goldminen darstellt. Es vergeht

kaum ein Monat, ohne daß Eutdeckungea gemacht werden, welche

unsere Kenntnisse über die Gold führenden Dbtrikte erwdtem. Kohle

findet sich im Übexflufi, ungdieure Eisenlager grensen in dem Middel-

burg*Ermelbezirk an die Middelburg-Kohle, welche glücklicherweise iÜr

den Hochofenbetrieb geeignet ist. Mit der Ausbeutung soll begonnen

werden, und so ist Aussicht vorhanden, daL> Transvaal in einigen Jahren

seinen Schienenbedarf äeiber decken kaim. Bei Prätoha sind Diamantfelder

gefunden worden, welche eines Tages die von Kimberl^ aus ihrer Mono-

polstellung drängen können. Indessen werden doch die Goldminen all-
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gemein als der Hauptl'aktur in der zukünftigen Entwicklung von Traus-

vaftt bcüaditet, nicht nur, weil ihre ErtrMge sofort der Eatwickfamg des

Landes Aigttte l^omiaeii, auch uidit ab ebe KapitaisasUige, aondem
weil sie eineD großen ausdehnungsfähigen Markt danteUen, iimnittelbar

fiir Verhüttiingsanlagen
,

Stampfwerke , Maschinen usw. und mittelbar

für alle Anen von Produkten und Industrieerzeugnisscn, welche die

wachsende Bevölkerung der Minendistrikte benötigt."

Dies ist das unparteiische Zei^nis unseres Sachverständigen, doch

mOssoi wir noch hören, was Herr Birdienough über die Landwirtschaft

sagt, um die Goldnunen im rechten lichte su sehen. JSs kann nicht

bezweifelt werden, sagt er, daB die Fanner der Oranje * Flu6kolonie,

einiger Distrikte in Transvaal und vieler Teile der Kapkolonie einer

Periode von immerhin beträchtlichen, wenn auch in keiner Weise außer-

ordentlichen Wohlstand entgegengehen. Man versucht alles, um Süd-

afrika in seiner Lebensmittelbeschaffung möglichst auf eigene Füße ztt

stellen. Die wachsenden Städte sfaid em beständig an Bedentang ge-

wimiender Markt für landwirtsdiafUiche Produkte nnd wenn die neuen

Eisenbahiüinien das lAnd aufgeschlossen haben werden, werden alle

Industriezwci'^e einen mächtiger Anstoß erhalten. Weitere Zukunfts-

aussichten tur die Landwirtschaii crvvaclisen aus der Korslkultur, der

Zucht von Pferden und Maultieren, der Ausdehnung und Verbesserung

der Wolle- und Mohair-Produktion, dem Anbau von Tabak und Früchten."

Was vot aUem not ta^ ist Wasser und Bewässerungsantogen sbd in

Aussicht genommen, welche viele unfruchtbare Landstridie anbaafithig

machen werden. Des weiteren sind bessere und billigere Etsenbahnvero

bindungen notwendig."

Ein weiser Staatsmann mai: deshalb von einem zukünftigen Süd-

afrika träumen, wo groLk: unu verschiedenartige Industrien in gesunder

Entwicklung miteinander den Reichtom des Landes eriidhen. Sidier ist

das eme schönere Zukunft ab diejenige, welche die Mmenbedtzer zu er-

streben scheinen, nämlich einen Zustand, in dem jeder mittelbar oder

unmittelbar von den Goldminenbetrieben abhängt und das Land in sehr

ftihlbarer Weise von einigen kosmopolitischen Millionären beherrscht wird.

Diese hotihungsvoUe Entwicklung hat schon begonnen. Als der

Krieg zu Ende war, sollten die sehr stark ^usainmengeschmolzeneu Vor-

räte wieder aufgefüllt woden. Die ßsenbahnen konnten dea. Verfcdir

nicht bewältigen und die Schwierigkeit in der Gütenrersotgung li^

ofienbar die Nachfrage größer erscheinen, als sie tatsächlich war. 1897
betrug die Kinfuhr nach Südafrika 23905272 .jf*, 1902 war sie auf

45427014 -i' gestiegen. ,,Man hat olt genug versichert," sagt Mr,

Birchenuugh, „dal) dieser plötzliche Aufschwung des südafrikanisdien

Marktes nicht andauern kann, daß, wenn die durch den Krieg verur-

sachten Verwüstungen einigennafien wieder gut gemadit sind, dann der

Handel wieder auf das frahere Niveau, zurücksinken wird — das ist
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nicht der Eindruck, den ich erhalten habe, meine Wahrnehmungen ver-

anlassen mich zu glauben, da6 wir es nicht mit einer vorübergehenden

Hausse zu tun haben, sondern mit einer großen und anhaltenden Auf-

schwungsperiode. Rückfälle mögen und werden kommen, aber meines

Elvcbtens doch nur als vereinzdte Zwitc!ieiifUle.<* AugenUidclich be*

findet suh Sfldafirika in einer dieser Rttckschrittspefioden. Zum Teil rtthrt

<Ues von der Niditerfüllung unvernünftiger Erwartongen her, zum Teil

von emer vorübergehenden Flauheit, wie sie natürlich tmd unvermeid-

lich auf Zeiten fieberhafter Tätigkeit folgt, zum Teil von den unge-

heueren Verkäufen der für die Armee überflüssig gewordenen Vorräte,

aber hauptsäcliiich nach der Meinung von Herrn Birclienough von dem
Mangd an einbeimiscbeD Arbdtem.

Vielleicfat ist es kaum notwendig, dne Entaditüdigong lüg das ans-

geddbnte Zitteren aus diesem wertvollen Beridit vorzubringen ; wo sovide

Quellen getrübt und soviele Ansicliten durch persönliche Interessen be-

einflutät sind, ist es von besonderer Wichtigkeit, die Arbeiterfrage des

„Rand" als einen Teil dra großen Problems der industriellen Entwick-

lung Südafrikas in den Zusammenhang zu bringen, von welchem aus sie

allda verstanden werden kann. Wir mUssen deslialb noch dnmal diesen

sdiarfen und unpaiteüsdien Beobadifer zitieren: ,J)er Krieg kostet den
Minen 7 MAL j^, aber das grOfile Ufi^geschick war die Zerstreuung der

großen Armee von schwarzen und weißen Arbeitern, welche in 13

Jahren geduldiger Arbeit zusammengebracht worden war und weiche

aus 1 2 000 Weißen und 1 00 000 Eingeborenen bestand. Selbst vor

dem Krieg, ja seit der Entdeckung der Goldfelder 1886 hat es Schwierig-

kdten gemacht, die nOtige ArbdteiBdiaft zn besdiaffen. Sdt dem Kriege

ist es ans einer Rdhe von Gfttnden cinn Tefl (ftcoooinisdker Natur, am
Teil als Resultat einer verfehlten Politik der Minenbesitzer uomt^jUdi

geworden, den Minen soviel Arbeiter zuzuführen als nötig gewesen

wären, die Industrie auf den Stand, den sie vor dem Krieg hatte, zu

bringen. Der Rückgang, der eingetreten ist, rührt allein von dem
Mangd an eingeboreM ArbdtakriÜlen her; wire der nfit^ Zufluß

vorhanden, so wfirde der Aufsdiwung mit erstaunlidier Sdmdügkeit ein«»

setzen. Ohne ihn kann der Fortschritt nur langsam tmd mühsam sein.

Wir können hier nicht die schwierige Frage der zukünftigen Arbeitsver-

sorLHinp diskutieren. Dieses Thema kommt bei unserer Untersuchimg

nur soweit in Betracht, als es die industrielle und Handelsentwicklung

des Landes berührt Es kann kein Zweifel sein, daß jetzt alles von

emer ausrddienden Versorgung mit ArbeitskrKfiien abhingt Es wSre

sehr verfehlt, darin nur eine Angel^;enhdt der Minenbetrfebe zu sehen.

Die Eingeborenenarbeit ist eben so notwendig fiir den Ausbau der

Eisenbahnen, die Ausführungen der Regierungsarbeiten, Bauunter-

nehmimgen , Landwirtschaft usw. Nach allen Richtungen hin wird

eine schnelle Entwicklung ohne sie unmöglich gemacht. Die Schwierig-
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keit wird erhöht durch den Umstand, daß jede Arbeit, die den Minen

entzogen wird, um andere Industrie^weitre oder öffentliche Arbeiten zu

fordern, den Zufluß au Reichtum, den das Land jetzt beuotigt, ver-

iin|^ Die Mmen müssen vor allem versorgt werden, weil von ihnen

der Foftsduitt ttberhanpC abhängt. So kann man rieh kaum wundem,
wenn Männer aller Stände in dem Glauben, daß nur diese eine Sdiwierig-

keit dem überraschendsten Aufschwung entgegensteht, einen entschei-

denden Schritt zu tun wünschen und die Arbeit suchen, wo sie sie finden.

Indessen haben diese Schwierigkeiten auch ihr Gutes, denn sie be-

fördern die Einführung von arbeitssparenden Maschinen, bei>onders im

Transportwesen. Das hat zur Folge, daß das Verhältnis von Schwarzen

m Weifien, von 7 au i vor dem Kri^ jetst auf $ zu i reduziert ist

Bei der Beurteilung der gegenwärtigen Idige darf nicht vergessen

werden, daß nur bestimmte eingeborene Stämme unter Tag arbeiten

wollen. Zur Zeit bedeutet also ein anscheinend zunehmender Zufluß an

Eingeborenen nicht unbedingt ein verhältoismäßig ebenso großes Wachsen

der Ausbeute, wenn nicht das richtige Verhältnis zwischen Arbeitern

„unter Tag" und den anderen aufrecht erhalten wird. Man darf des»

halb annehmen, daß die Ausbeute ungemein wachsen wird, wenn erst

die BeschafTtmg von Arbeitern „unter Tag" erleichtert wird. Ja diesem

Jahr und besonders in den letzten Monaten sind im allgemeinen mehr

Eingeborene zur Arbeit gekommen und s>o darf man hoffen, daß ehe

ein Jalu verstrichen ist, die Goldindustrie wieder den Stand einnehmen

wird, den sie vor dem Krieg hatte."

Die Regierung von Transvaal hatte eine Untersudiungskommission

ernannt, um die Arbeitsfrage zu studieren; im November 1903 reichte

die Mehrheit, bestehend aus 11 Mitgliedern ihren Bericht ein. Der Be-

darf an eingeborenen Arbeitskräften wmrde auf 403328 geschätzt. Zur-

zeit fehhen daran 241000, davon 130000 in den Miuenbetrieben,

37 000 beim Eisenbahubau, 4000 beim Eisenbahnbetrieb, 49 300 in der

Landwirtschaft und die übrigen in anderen Gewerben. Man berechnete

dabei die Minenbetriebe mit 6000 Stampfen. Man nahm aber an, dafl

in 5 Jahren unter normalen Verhältnissen die Zahl der Stampfen r i 000

betragen würde, die Schwierigkeiten würden also dementsprechend

wachsen. Weder in Süd- noch in Zcntralafrika seien genug einge-

borene Arbeiter zu finden , um die Bedürfnisse Transvaals zu be-

friedigen. — Dagegen bericluete die Minderheit von zweien, daß „in

Zentral* und Sfldafrika vorerst mit einige Schwierigkeiten genügend

Arbeitskräfte zu finden 'seien. Der g^;enw8rtige sogenannte Arbeiter*

mangel in Transvaal sei vorübergehend und wieder auszugleichen. Auch
die Bedurfnisse der Zukunft würden, wenn sie solche seien, die dem
ganzen Lande zugute kämen, aus den oben genannten Gebieten ge-

deckt werden können; nach vieien Richtungen hin könne die Arbeit

der Eingeborenen durch Weiße ersetzt und ergänzt werden."
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Während die Mehrheit annahm, daß eine Stampfe 20 Arbeiter

braucht, hielt die Minderheit 1 1 für genügend. So wurde der Bedarf

der Randminen auf 75 000 und der Bedarf von Transvaal überhaupt

auf 259950 eingeborene Arbdter geschätzt Die Gettmtbevfilkeiuiig

voD Sttd- und Zentiahfzika wird auf 13597691 mid die Zahl der er-

wachsenen Männer von t 135 970 bb i 700000 geschAtzL

Im Juli 1899 vor dem Krieg arbeiteten 91 484 Eingeborene, im
März 1904 72340 — seit Juni 1903 hat die Zahl um 17000 ru-

genomraen. Die Gesamtausbeute von 1903 war 2963749 Unzen, im

Vergleich zu 1704374 in 1902 und 3903810 Unzen in den 9 Mo-
naten von 1899 vor dem Kr^. Im Utaz 1904 betrug die Ausbeute

308 343 Unsen oder */« der durchschnittlichen Monatsausbeute vor dem
Krieg. Jeder, der nicht im Handumdrehen ein Millionär werden will,

wtirdc sich damit zufrieden geben und die Situation könnte noch besser

sein, hätte nicht die törichte Politik der Minenbesitzer durch die Herab-

setzung der Löhne den Zutiut^ an Arbeitskräften abgelenkt.

Der Durchschnitt der Arbeitslöhne (Ur die Eingeborenen war 1898

47 sh. I d monadidif 1902 betrug er 33 sb. 9 d und für das halbe Jidir

vom I. Januar bis 30. Juni 1903 b^rug er 4s sh« 5 d. Der staatliche

Bergwerksinspektor schreibt in seinem Bericht vom Sommer 1903 den

vergröüerten Zufluß an Arbeitskräften den erhöhten L'>!inen zu. Die

Minenbesitzer könnten also den Zuflui3 noch um cm beträclitliches durch

energisches Anwenden dieses Mittels erliohen. Besonders da auch sonst

vid fiir die Minen geschehen ist: die Ermäßigung der Eisenbahnfiraditen

im Durdigangsverkehr und für den Rohlentianspoct sind betritchtticfa.

Eine große Erleichterung bedeutet femer die vermehrte Anlage von

Ladegeleisen. Endlich sind die Preise fiir Sprengstoffe beträchtlich ver-

mindert worden. So konnte denn auch zum Beispiel bei der Johannis-

burg Consolidated Investment Co. eine Dividende von 10 Proz. zur Ver-

teilung gelangen, die jedoch nur ^/^ des Reingewinnes beansprucht, so

daß etwa 400000 jff Gewinn vorgetragen werden.

Es scheint demnadi, daß die en^^ische Regierung schon viel getan

hat, um die Betriebdcosten der Minen zu vmingem, und daß die Minen-

besitzer keineswegs der Verarmung entgegengehen, wie sie glauben

machen mochten. Ks sinil ilmen noch Hilfsquellen geblieben, um Ar-

beitskräfte zu erhalten, ohne daß ihr berechtigter Gewinn beein-*

trächiigt wird.

Die zweite große Frage ist, ob die Möglichkeit besteht, ungelernte

weiße Arbeiter ki dro Minen su verwenden. Die Mineningenieure er-

klärten Herrn Chamberlain, die Kosten machten das unmöglich. Sie

sagten: ,J)er gut entwickelte Eingeborene kommt als bloße Arbeits-

maschine, wenn er die genügende Übung hat, dem weißen Maim ^deich,

die Überlegenheit des Weitien ist rein intellekiueli. Es ist vom öko-

nomischen Standptink aus indiskutabel, bei der rein mechanischen Arbeit
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eine einfache Arbeitsmaschinc, die 70 oder auch nur 10 sh t^ielich kostet,

an die Stelle einer solchen zu setzen, die nur täglich 2 cxier 3 sh. täghch

kostet und dieselbe Energie entwickelt. Man hat eine Lohnskala vor-

geschlagen, welche v(m der ganz ungelerntea m der gderaten Arbeit

stufenweise fortschreitet Wenn wir aber die Löhne der ungdemten
denjenigen der gdlemten Arbeiter etwas nfiher bringen, so wtirden die

Kosten jier Tonne noch höher kommen. Dann würden wohl nur die

reicheren Gesellschaften in der Lage sein den Betrieb fortzusetzen."

Andererseits hat Mr. Cresswell, ein bekannter Tnijenicur, Versuche

mit weißen Arbeitern gemacht, die befriedigend auhgelailen sind. Er

bat dies vor der Sfldaftitanisdien Labotir-Koaunission eildfirt und des

weiteren angegeben, seine Direktoren hätten nicht auf seiner Seite ge-

standen, da sie vorhergesehen hätten, daß eine zahlreiche weiße Ar«

beiterschaft zu der Gründung von Tradc-Unions und der Einführung

von Arbeiterpolitik im „Rand" Anlaß geben würde. Er sagte im „Man-

chester Guardian" (12. Januar 1Q04): „Das südafrikanische Klima ist eines

der besten der Welt, Weiße können dort so gut arbeiten wie hier; es

ist geradezu lächeilicb m sagen, daß eme ungeheure Lidustrie ebgeben

muß, weil man nidit eine genügende Anzahl nackter Wilden einfangen

kann, um die Arbeit zu tun. Die Verwendung von weißen Arbeiten

würde die Arbeitskosten eher herabsetzen," die Erfahrung, die mrin in

Australien gemacht hat, bestätigen diese .Ansichten. Ein Korres{)ondent

des „Spectator** vom 28. November 1903 gibt detaillierte Angaben über

die Betriebskosten zweier grußer und (^olgrddier Minen, die mit

niedrig proasentigem Erz arbeiten« »The Rood^KXKrtf* Südafrika und
„The Scottish Gymple** Australien

Sudafrika Australien
farbige Arbeit weiße Arbeit «

Kosten p. Tonne Ko&lcu p. lonne

Minenbtttieb 141b. 0^74 d 9sh. 6,43 d

Sortieren, Stampfen, Waaehen, Traoa«

r'>''t >isw 5 „ 1,79 „ 3 „ 0,56 „

Verwaltungs« und allgemeine Unkosten 4 6,6 1 „ 3 „ 2,84

Wcitenusbau der lifine ...... 3 „ — „ 1 „ 4,90 „

i£ 6sh. 11,14 ^ iSsh. 2,52 d

Zu den südafrikanischen Minenkosten kommen noch 2 sh. Q.79 d

per Tonne für den Cyanidprozeij lünzu, wir lassen dies aber auUer Be-

tracht, weil die betreffende australische Mine diesen Prozeß nicht benutzt

Die Tiefe des australischen Schachtes ist Aber 1600 Fuß englisch. Der
resp. Reinertrag der Tonne war in der südafrikanischen Mine 10,49 dwt;

in der australischen 10,00 dwt. Gold. Die südafrikanische hatte den

bedeutenden Vorteil eines weicheren Erzes, so daLS sie nüt 53 Stampfen

19085 Tonnen behandehi konnte; die australiüche dagegen mit 125

Stampfen und ganz modemer Maschinerie nur 20300 Tonnen.**
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Wir hal)en keinerlei Beweis dafür, daß die Minenbesitzer emsthafte

Versuche gemacht haben, arbeitsparende Maschinen anzuwenden. Aller-

dings würden Eingeboreoe und VVeiUe nicht zusammenarbeiten, doch ist

dies eine Organisatioiisfiage. Die hohen Löhne der wdfien Aibeiter in

TVuMvaal nnd eine notwend^ Folge der hohen Lebenskosten. Eb
münen nicht nur beträchtliche Mengen \ on Lebensmitteln importiert

werden, sondern ihre Kosten werden noch durch die sehr hohen Fi<5en-

bahnfrachten ungemein verpröL^crt. Kine fortschrittliche IJahntarifpoHtik

würde die Nahrungspreise herabsetzen und den Handel erleichtern-

Eine dauernde Erleichterung würde allerdings nur durch eine Ausdehnung

der Landwirtschaft m erreichen seb.

Wir können eme Reihe von Zeugnissen beibringen, die enreisen,

dad eingeborene Arbeitskitfte zu haben sind, wenn anständige Löhne
geboten \verdcn, daß es möglicl^ ist, unf^clemte weiße Arbeiter zu be-

schrlftigen und daü die Minenbesitzer die dafür nötigen Ausgaben raachen

können, ohne sich zugnmde zu richten. So stehen wir also nicht vor

einer so imabuddichen Notwendigkeit, daß wir gezwungen wären, in

der uns höchst unsympathisch berOhreaden Einftlhnmg dihmischer Kon-

tfaktarbeiter die eins^ Rettung vor dem geschäftlichen Znsarnmenlmich

stt sehen.

Es gibt noch zwei Fragra, welche die Eingeborenenarbeit berühren:

erstens die Behandlung der Eingeborenen in den Minen. Der Vor-

sitzende der Generalversammlung der ,4^e Beers Consolidated Mines" in

Kimberley hob letxten November lühmend hervor, daß sebe Gesellschaft

stets genng „boys^ habe; es komme, sagte er, nicht nur auf die Löhne,

sondern auch auf die Behandlung an, und die Sterblichkeitsrate auf das

Tausend sei in den Diatnantfeldern um ein beträchtliches geringer als

in Johannesburg. Der zweite Punkt ist, daß man in Sfidafrika den Ein-

geborenen als ein Jochlier, das nur die schwerste und f'ro!)ste Arbeit

verrichten kann, zu behandeln pflegt. Nur in einzelnen Fallen, in einigen

Miauonianitalten, macht man den Vernich die Kaffem in irgend einer

Fertigkeit m schalen; niemals fiberUlßt man ihnen in den Minen andere

als die einfachsten Arbeiten. Die einzige moralische Rechtfertigung der

L.'<ndereroberung besteht darin, daß die siegende Rasse ernstlich ver-

sucht, die besiegte auf eine höhere Kulturstufe zu heben und diese

Rechtfertigung fehlt ganz gewiß in Südafrika. Allerdings können ähnliche

Vorwürfe allen sich ausdehnenden weißen Völkern gemacht werden.

Man rechnet bestunmt darauf, daß die Regierang des Mutterlandes

die Einführung chtnerischer Arbeiter in Südafrika sanktionieren wird, aber

ein weit! Ii kcnder Staatsmann würde vorhersehen, daß eine solche

Politik den dauernden Tnterfssen des britischen Reiches schaden

wird. Der Friede in Südafrika wird am besten gewährleistet durch eine

Besiedelung des Landes mit etwa der gleichen Zahl von holländischen

und britischen Elementen. Zurzeit aberwiegen die Holländer, aber
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man nanm an, dali die einwandernden englischen Minenarbeiter und

Bauern ihnen in wenigen Jahren die Wage halten wflrden. Die xaA
nur zeitweilige Lnportiening von Giinesen wQide die Notwendigkeit

^igländer herbeiziizieheD, vermindern und den kindeneichen Holländern

einen großen Vorsprung in der Rassenmischung geben. Die englischen

Interessen würden also durch den Ausschluß der Chinesen gefordert.

Die Kntscheidunfj ist zn treffen, nicht zwischen Ruin und Fortschritt,

wie uns die Minenbesit^er glauben macheu wollen, soudern zwischen

gemäßigtem Fortschritt und rapider Entwiddung, wie es Mr. Birdienough

dargelegt hat. Wenn wir die Chineien draufien halten, englische Ar-

beiter heranziehen, arbeitsparende ^ Maschinen anwenden und die Ein-

geborenen erziehen , so wird die Entwicklung Südafrikas nicht rasch

genu^^ sein, vun den Minenmagnaten kolossale Divid^den zu sicheni,

aber sie wird auf sicherer Grundlage beruhen.

Die Minenbesitzer wünschen die chinföischen Arbeiter aus zwei

Gründen — aus politischen, damit sie, als die pn>-engUsche Partei gegen

die Buren, die Herrschaft in der Verwaltung Transvaals festhalten

können, — zweitens aus ökonomischen, weil die Chinesen billig sind.

Mr. Birclieiiough bemerkt scharfsinnig: „Man kann gewisscnnaßen sagen,

daß es für die Transvaal-Cloldmincn ein L'nglück ist, daß die dort do-

minierenden Finanzgruppen zweierlei Geschäfte betreiljen; einmal das

rein industrielle Unternehmen des Minen betriebes, zum andern das

rein spekulative neue Gründungen auf den Markt zu werfen und dafi

xurzeit ihr Interesse mehr bei dem zwdten als dem ersten eng^ert
ist," — In ihrer Eigenschaft als Industrielle erfüllen sie eine wichtige

Funktion , aber erfolgreiche Oründergeschäfte sind wohl das einträg-

lichste auf Erden und als Gründer haben die Minenbesitzer wenig getan

um sich den Dank der Menschheit zu verdienen.

In der Tat haben die Minenbentzer einige Ähnlichkeit mit den
amerikanischoi Trusts. Diese müssen, um ihre Wertpapiere an den

Mann zu bringen, Dividenden auf ihre Aktien zahlen, selbst wenn dies

im Gegensatz zu den Interessen der Gesamtheit und ohne Rücksicht

auf eine solide Geschäftsführung zu geschehen hat. So müssen auch

die Minenbesitzer, um ihre Gründungen unterzubringen, für die schon

bestehenden ungeheure Dividenden aufweisen und das können sie niur,

wenn sie so bil^g; als überhaupt möglich arbeiten.

Unter diesen Umständen müssen auch diejenigen enttäusdit werden,

die ?A)gcrnd der Einführung chinesischer Arbeiter zugestimmt haben,

weil sie glaubten, sie sei nur vorübergehend nötig. Aber wann wird

der Bedarf nach billigen Arbeitskräften aufhören? Muß man nicht im

Gegenteil annehmen, dal.» wir, wenn erst tieferliegende Gesteinsschichten

in Angriff genommen werden, huren werden, uun sei die Notwendigkeit

billiger Arbeit erst recht grofi und die bestehenden Emschrlinkungen

müßten follen. Noch nie hat das kapitalistisdie Interesse fiäwillig auf
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seine Privilegien verzichtet. In den Vereinigten Staaten hat man hohe

Einfuhrzölle erhoben um die „jungen Industrien" zu schützen, aber nun,

da diese Industrien groß und mächtig geworden sind und hunderte von

MiUmüaren großgezogen haben, erscholl der Rul nach Zollschulz lauter

denn jc*

Aber — sagt auun uns — SUdsfrika braucht die Qiinesen. Eben

jetst 1^ Jameson, der frühere Adjudant von Cecil Rhedes dem Kap-

parlament einen Gesetzentwurf vor, der die Einfuhr von Chinesen in die

Kapkolonie verhindern soll. Wie die „öffentliche Meinung" in Trans-

vaal l)earbeitet wird, zeigt der oben schon angeführte Artikel im Man-

cherlei Guardian vom 12. Januar 1904. — „Dam finanzieUe Interesse,"

hdfit es dort, „behenadite die Versammlungen in den Bergwerken, wo
den Arbeitern nur eine Seite der Ftage klargemacbt wurde und ihr

Gefühl und ihre Vorurteile in jeder Weise beeinflußt wurden. Die dort

gefallenen Behauptungen über die ^\''irkung, die eine Wrrrtehnm:^ der

weißen Arbeiter auf die Löhne der Angestellten haben würde, lassen

sich kaum mit parlamentarischen Ausdrücken charakterisieren. Aber

niemand, der irgendwie mit den Minen zu tun hatte, durfte wagen,

diesen Bdiauptungen öffentlich entgegenzutreten und dte Arbeiter auch

auf die andere Seite der Frage aufinerksam sm machen. Aber selbst so

konnten die Minenbesitzer eine beträchtliche Mehrheit nicht auf ihre

Seite bringen. Den Arbeitern feldte es natürlich an Mut, den Ansichten

und der Politik, die üire Aibeit^'eber mit aller Macht betürworteten,

entgegenzutreten, iuhrcrlos und ohne das Gefühl eines Kuckhaltes in

der Heimat, wie sie es waren. Eine der Johannesbmgcr Zeitungen

nach der anderen, die sich soeiBt alle der Chineseneinfuhr gegenüber

ablehnend verhalten hatten, sahen sich plötzlich venmlafit, auf die

Dienste ihrer Redakteure zu verzichten. Alle diese Maßnahmen zu«

sammen mit der finanziellen Depression imd der Arbeitscinschränkung

in manchen Minen verfehlten ihre Wirkungen nicht und riefen eine

Stimmung hervor, die sich mit einigem Geschick als ein allgemeiner

Wunsdi aller Weifien nach dilneiisdien ArbeitskilAen dameUen lie&

Wir Inauchen uns nicht damit aufzuhalten, die Sdiwierigkeiten da
Durchführung der gesetzlichen Vorschriften darzulegen, welche die

Chineseneinwanderung mit sich bringen würde — welchen Wert haben

7 B die Pässe, da es fast unmöglich sein wird, die Identität festzu-

stehen : .Aber weittragender ist die Fmfrc, nh Cliinesen unter den oben

angeführten Bedmgungen überhaupt zu haheu sind. Sie strömen nach

den Siraits*Setdements imd nadi aUen englischen Kolonien, wo Be-

wegtmgsiieiheit herrsdit, aber es wire voreüig ansunehmen, dafi rie

eben so leicht nach Transvaal gehen würden, um wie das Vieh ein-

gepfercht zu werden, ohne die Freiheit des Kommens und Gehens, ohne

die Möglichkeit ihre Beschäftigung frei zu wählen, sich anzusiedeln oder

in die Heimat zurückzukehren. Ohne Zweifel köimtea durch eine in
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chinesischen Regierungskreisen übliche Praxis einige Mandarinen dahin

gebracht werden, den Arbeitern das englische Anerbieten als gunstig

damutellen. Und vidldcbt soll man sidi 8^;en — da angedeatet

wurde, dafl man diese Art der Überredung anwenden wOrde, — es sd
prüde vor der Bestechung zurückzuschrecken, wenn man die Sklaverei

zuläßt. Aber klug wird es sein, die Geduld des britischen Publikxuns

auch in den Kolonien nicht allzusehr auf die Probe xa steUen. Schon
jetzt iiort man bittere Worte ?:enug.

Aber werden die Chinesen konunen? Mr. Skiuner, den die Johannes-

burger Bergwerkskammer atusandte, tun Informalionen ebznholen, gab
zu, dafl es sdiwer sein würde chinesische Kulis zu erhalten. Die chine-

siadie Regierung ut aufierdem ungehalten über den Ausschluß der

Chinesen aus Australien und Britisch-Columbien und wird vielleicht die

Auswanderung nach Südalxika verbieten oder für die Erlaubnis Kon-

zessionen fordern, weiche die anderen Kolonien nicht bewilligen würden.

Jedenfalls würde die Einwanderung von Chinesen in den ersten Jaliren

ntdit sehr groß sein.

Aus all diesem ergibt sich: i. dafl die Hoffirang anf eine scfandle

Umwandlung Transvaals in ein Märchenland von Reichtum und Fort-

schritt entsprechend hinausgeschoben werden muß und 2. daß die vor-

übergehende Periode, während der allein, wie viele hoffen, chinesische

Arbeit gestattet werden soll, von sehr langer Dauer sein wird. Nur die

Kapitalisten würden den Vorteil davon haben, wenn es ihnen gelingt

dem Publikum der FondsbOrae den Glauben an einen angieblidien tm*

^heuren Aufschwung beizubringen.

Alles führt uns zu derselben Schlußfolgerung, nämlich dafl die

chinesische Einwanderung weder der politischen noch der ökonomischen

Entwicklun;^ Südafrikas forderlich sein wurde. Wir wollen, daß Süd-

afrika nicht nur den WeiLkn gehört, sondern daß er ein demokratisches

Gemeinwesai werde; Die Mtoenbeaitser wollen es in rinem Sklaven-

staat machen im Inteiesse der Fondsbörse. Sie wollen uns mit Trug-

bildern von ungeheurem Reichtum und labdbaf^em Aufschwung des

Handels blenden, aber wir ziehen langsamen und sicheren Fortschritt

der auf der Freiheit aufgebaut ist, vor.

') Anmerknng d. R. Vorgldeb« die ncaerliehe Prateftbewcgung in AvMnlien

und Ncuicdand.
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Nachtrac[.

Seit Vofffftdiendes gesdiriebeii wurde (Januar 1904), ist die Frage

der Einführung chinesischer Arbeiter im englischen Parlamente mehrfach

behandelt worden. Lord Lansdowne sagte bei dieser Gelegenheit: ,,Es

handelt sich um eine Krisis, die alle Irsdvstrien bedroht, es ist zweifellos,

daß — wenn nicht Hilfe in irgend ouci Form jrewährt wird — das

Ke^uliat sowohl für Transvaalf wie tui die angrenzenden Kolonien ein

verderblicbes seiii kann. . . . Vit Quellen fUr einheuniache Arbeiter

sind ersdiOpf^ es iit nadigeinesen worden, dafi die Kosten ungelernter

weißer Arbeft unerschwinglich und deren Verwendung untunlich ist

Die einzige Alternative ist die asiatische Arbeit Wir ergreifen diesen

Ausweg nicht leichten Herzens oder weil wir einen unbegrenzten Zufluß

von Chinesen wünsrhen. Aber wir wollen das Experiment in be-

schränktem Umfauge und mit aiicii Kautcicii, welche die Erfahrung au

die Wand gibt, macben".

Die Tatsache des allgemdnen Arbeitetmangds wird durch eine

Reihe inzwischen veröffentlichter Blanbücher bestätigt, jedoch scheint

nicht genügend berücksichtigt worden zu sein, daß dieser Mangel seine

Ursache zum Teil in dem allgemeinen Bestreben findet die Zerstörungen

des Krieges wieder gut zu machen. Es wird behauptet, daß den Minen

noch dreißigtausend Eingeborae fehlen imd daß dreitatisend Stampfen

rtillstehen, die 8000 Weiße bescfaifidgen It&inten.

IMe Schwierigkeit schwane Arbeiter su befcommen, ist in gewinem
Grade eine Folge der schlechten Verpflegung und sonstigen ungünstigen

Bedingungen auf dem Rand. Sir Godfrey Lagden früher Administrator

von Basutüland, berichtet, daß die Häuptlinge sagten: „^^'ir wollen nicht,

daß unsere Leute nach Johannesburg gehen, denn sie gehen daliin, um
SU sterben." Und Mr. Grant, einer der besten Kenner der Arbeiter»

frage in Südafrika, sagte vor der Konumasion aus, dafi die heudgen

Scbwierigkdten das Resultat falscher Maßnahmen in der Vergangenbett

seien.

Fast ohne Ausnahme sind die Inc^enieure der Randminen der

tJberzeugung, daß ein Betrieb mit ungelernten weißen Arbeitern nicht

möglich sei. Dem gegenüber hält Mr. Cresswell daran fest und gibt

in «nem Briefe an die Times (i. Febr. 1904) die Resultate seiner

Versuche mit weiflen Arbeitern in der ViUage Main Reef Mine, die der

beste Beweis für die Ausführbarkeit seines Votsdilages sind:

„Arbeit in den Cyanidewerken : Kosten per Tonne Juli 1 899 (Kaffem)

5,30 d per ton; Kosten per Tonne Juli 1003 (Kaffero £ut sämtlich durch

ungelernte WeiJ^e ersetzt^ 4,02 d per Tonne.

Arbeit in der Stampliuunle : Kosten per Tonne Juli 1699 (Kaftem)

4,83 d per Tonnen Juli 1903 (Kaffem durch ungelernte Weifle ersetst),

4,35 d per Tonne.
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Bohrarbeit usw.: Mai bis August 1899 (Kafiero) 7 sh 0,64 d per

Tonne; JuU und Augttst 1903 (ungdenite Weifle) 6 sh 9,46 d per Tonne.

Die grofie Schwiexigkeit liegt darin, daß die Weiden in den Kolonien

es für entwürd^end halten, Arbeiten zu verrichten» die von Schwanen

getan werden; tausend englische Erdarbeiter, die von der Regierung

zur Ven^'endung bei Eisenbahnbauten hinauf^treschickt wurden, mufjtpn

nach einig^er Zeit wieder zurücktraas]j' rtu-ri werden, weil sie sich die

Vorurteile ihrer Umgebung aneigneten und mit der Arbeit unzulrieden

worden.

Tiotsdem es aUerdbgs untnnlicb encheint, die Mmm mit gemischten

Arbeitern sn betreiben, so sehemt die Möglichkeit in einigen nur Weiße

und in anderen nur Schwarze zu verwenden, nicht genügend diskutiert

worden zu sein. Ebensowenig hat die Regierung versucht, die Haupt-

schwierigkeit, die sich der Verwendung weißer Arbeiter entgegenstellt —
die enorme Kostspieligkeit des Lebensunterhaltes infolge der hohen

Eisenbahn- und DÜnpferfiraditen — aus dem za itttnocB. Dam
kommt die Almeigang der Bergwericsbesitrer gegen eine xahlieicfae weifie

Arbeiterbevölkerung, aus Furcht vor dem Entstehen einer starken

Arbeiterpartei, die — wie in Australien — nicht nur die 1 nhnfrr'.Te,

sondern auch andere rein politische Fragen in den Bereich ihrer Wirk-

samkeit ziehen konnte.

Die Argumente, die sonst noch fUr die Zulassung chinesischer

Arbeiter vorgebracht werden, sind keineswegs dturchscUagend. Alleidbgs

landen sich im gesets^ebenden Rate nur vier Stimmen gegen die Zu-

lassung und auch ider Burenvertreter sdmmtcn dafür; auch wurde eine

dahingehende von 47 000 Personen untemeiclinete Petition dem Gouverneur

Lord Milner überreicht, aber selbst dieser mußte zugeben, daß in ganz

Südafrika zahlreiche Leute prinzipiell gegen die Einführung fremder

Arbeiter seien.

Die Regierung in England und in lYansvaal gibt selbst zu, dafi eine

unbegrenzte diinesische Einwanderung unheilvoll sein würde. Alles

wild also davon abhängen, ob die aufgestellten Regulativen wirklich

eine dauernde Niederlassung verhindern werden, ohne einen Zustand zu,

schaffen, der von Sklaverei kaum zu imterscheiden ist. Wenn dabei voa

Seiten der Regierungsvertreter Vergleiche wie der mit der Ableistung

des Militärdienstes gebraucht werden, und wenn der Pfarrer einer Kirche

in Johannesburg sagt, da6 die Gelegenheit zu Missionaaibeit in den

Compounds ihm die Sache sehr wünschenswert erscheinen ließe, so

richtet sich das von selbst. Was die Cliinesen selbst von den Bestim-

mungen denken, unter denen die Zulassung ihrer Landsleute gestittet

werden soll, geht aus den Zusatzbedingungen hervor, die der chinesisdie

Gesandte verlaugte: „Daü der Arbeitgeber oder sein Beauftragter den

Arbeiter nicht körperlich zttchtigen dürfe und dafi Übertretung dies«

Vorschrift eine gesetzliche Strafe nach sich ziehen solle; daß der Jm-
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porteur" selbst Arbeitgeber und nicht „Händler oder Spekulant in Arbeit"

sein seile; daß die Überlassung oder Übertragung des Arbeiters an einen

anderen Arbeitgeber nur mit der Ziittiinmimg des Betreffenden selbst

und unter Billigung des Konsuls sutäsng sein solle. Dies wäre not-

wendig um XU verhindern, daß der importierte Arbeiter
als Ware behandelt würde."!!

Der Versucli der Regierung im Parlamente ein Tndelsvotum für

Einbringung des Gesetzentwurfes zu erteilen, wurde im l'nterhaus mit

51 äiinimen abgewiesen, ein anderer, denselben nicht in Kraft zu setzen

bis die AusfUhrungsbestimmungen dem Parlament vorgelegt seien, mit

56 Stimmen. Die «idgültige BiUigong des Vorgehens der R^erung
erfolgte mit einer Mehrheit von 57, gegenüber der regulären Regierung»-

roajorität von 106.

Ein Punkt bleibt g^anz im Dunkeln : den Chinesen soll gestattet

sein, ihre Fannlien mitzubringen, aber wie weit diese den für die Ar-

beiter geltenden Vorschriften unterworfen sein sullen, wird nicht gesagt

Die Regelung aller Details betr. Zwang zur Einhaltung der kontraktüdien

Bedingungen, Rücksendung, Kontrolle der FamilieUf Verhütung von

Desertation usw. wird der lokalen Regierung in Transvaal ül)erIasseiL

Die englische Regierung hat sich ru keiner zeitlichen Beschränkung der

Chineseneinfuhr verstehen wollen und es ist wenig wahrscheinlich, daß

die Nachfrage nach billigen Arbeitskräften abnehmen wird, wenn erst

die tieferliegeuden Schichten der Minen autgesclilossen werden. Sir

William Harcourt hat dies vorausgesehen, als er sagte: „Im Interesse

der minderwertigen Erze müssen wir eine minderwertige Kolonie schaffen.**

Die Würfel sind jetzt gefallen: l'nlcr dem ausgesprochenen Wider-

spruch der australischen Kolnnien und dem unverhüllten Widerwillen

der meisten Engländer wird das gefahrliche Experiment versucht werden

;

aber vielleicht nie waren die Aussichten für ein demokratisch regiertes

und wlrtschadlich gesundes Südafrika so düster als jetzt, wo der Schatten

chinesisdier Arbeit auf das Land fiUlt.

Archiv dir Soiri«lwin*Meluft «. Sodalpotitllc. I. (A. f. mc. G. u.StXIX.) ». «7
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Kritische Anmerkungen zur revisionistischen

Agrarpohtik. 0

Von

Dr. O. PRINGSHEIM
in Breilav.

Der landwirtschaftliche Großbetrieb, insbesondere das Rittergut in

Ostelbien wurde von mir in einem früheren Artikel als ,^Ianufaktur"

bezeichnet*) ¥s sollte natürlich damit nicht bdiauptet werden, daö

die spesialisierte auagebiidete Arbeitsteilting etwa der Nadelmannfaktur

sich in der Landwirtschaft wiederhole. ^} „Solche geseUschafifidie

Großbetriebe, in denen wesentliche Teile des I'rtxluktionsprozesses noch

durch Handarbeit ausgeführt werden , erklärt S o m b a r t , nennen wir

Manufaktur."*) Ergänzend hat neuerdings J. German hinzugefügt:

„Das Kriterium des handarbeitenden Ver£aihrens ist nicbt erschöpfend

für den Unterschied zwischen Fabrik und Manufaktur. Nur dann ist

ein Betrld> Manu&kturp wenn anfler diesem Kriterium noch ein relativ

geringer Umfang der Arbeitsmittel zu konstatieren ist."*^) Im Sinne

dieser beiden Definitionen darf in an einen Teil der deutschen Land-

wirtschaftsbetriebe, namentlich die meisten Rittergüter, als „Manufakturen"

betrachten. Denn die Handarbeit ist trutz Maschinenvcrwendung in

diesen Wirtschaften voriierrschend. Die Produktionsmittd haben einen

Eduard David, Sosialismns und Laadwiftscbaft Erster Band: Die Be-

triebsfnige. Berlin 1903. Verlag der Soaaliitiacbea Monauliefke (70a S.).

*) Archiv fllr sociale GcMtsgebung, XV. & 406 f.

') Daß die Arbeititciliiag in der Landwirtschaft nicht voll entwickelt ist, ist

richtig. Dies ist aber keineswegs ein Vorteil. Ncuerdin^^ hat Gewerberat Mentc

beobachtet, daß der \Vech<;H drr landwirt^chafdicht-n ArliL-iten die L nfallppfabr orhohU

*) Sombart, Die deutsche Volkswirtschaft im 19. Jsihrhundcrl. S. 352.

'') J. German, Die Grensen fUr die Antomatisiening des ProdttkÜonqyrocesses.

Nene Zeit Nr. 4t 1903.
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verhältnismäßig geringen Umfang; v\e]e Güter ergänzen ihr Inventar

bei Lohmintcrnehraungen, von denen sie Dreschmaschinen, Dampfpflüge,

zuweilen auch Fuhrwerk entleihen. Es ist somit das Rittergut ein

halber Gioflbetrieb.

Durch diese Definition gelangt man zu einer liditigeven Auf-

hmmg der laindwiitschaftlicben Entwicklung als es Eduard David
möglich war. Eine Kritik seinem Werkes wird zeigen, wie notwendig

eine neue Untertuchinig der Undwirtscbaftlichen Betriebsformen ist.

I.

David verfällt in den Fehler der meisten agraistatistischen Unter-

suchungen. Er kennt nur die Kategorien landwirtschaftlicher Großbetrieb

und Kleinbetrieb und bestimmt diese hauptsächlich nach der Größe der

Anbaufläche, (ielegentlich allerdings erkennt der revisionistische Theo-

retiker selbst an, daß die Berücksichtigung lediglich der Anbaufläche

irreführend sein kann. So heifit es: ^ liegt auf der Hand, dafi mit

der Gföfienbestimmung von s*-3o ha die Kategorie der Kleinbetriebe

nicht SO scharf umgrenzt ist. Je nach der klimatischen Lage, der

Bodengüte, der Produktionsrichtung und der Intensität der Betriebe ist

das zum Unterhalt einer Familie erforderliche Areal größer oder kleiner.

Für ht)chinten.sive Gemüse-, Obst-, Wein- und Handelsgewächsbctriebe

fällt die tiroueaklasse von 5—10 ha schon in die Gruppe der Mittel-,

die von 10—20 ha schon in die Gruppe der Grofibetriebe. ') Nichts-

destoweniger stellt David, um die Überlegenheit des Kleinbetriebes

darsutun, die ganze Gruppe von 2—so ba der Gruppe von 100 ha

und mehr gegenüber. Dann vergleicht er aber nicht- mehr Klein-

betric])e mit (iroL'bttrieben, sondern nach eigenem Geständnis tiroli-

betriebe der einen Art mit Großbetrieben anderer Art. Umgekehrt

sind in der Klasse von 100 ha und mehr nicht lediglich Grußbetriebe

enthalten.*)

At^iesehen von dksem Fehler ist es ganz irrig, die reinbänerlidien

Selbstwirtschafler mit dem Inhaber der Betriebe von a

—

20 ha zu

identtfiaeren. Ranchberg bemerkt: „Der landwirtschaftliche Mittel-

>) Dftvid, a.ft.O. S. 49> 50.

*) nia den uagOnttigca Distrikt«» der Xteitc Kutbaus, Bcread und Tnchel

werden nntcr Umständen Guter bis zu 1000 Morgen (250 hu) den Bäuerlichen zu-

gezählt und in bäuerlicher Art bewirtschaftet."' Sehr, des Vrr. f. ?.jri;tl;iolitik. Bd. 55

S. 242. In den Kreisen Elbiog, Marienburg usw. herrscht der g:(U1>:iucrUcbc Besitz.

Die Besitzer arbeitco in der Einteteit mit, die Güter betragen bis zu 100 ha BteUea-

weise auch mehr." a. a. O. Bd. $5 S. soo. — Grölkre Bauern — bis las ha —
im Kreiie Binbaum a. a. 0. S. 439.

»7*
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stand fängt erst bei Landgütern von solcher Große an, daß sie den

Inhaber und seine Familie zn ernähren vennögen. Hierfür ist die von

dem Zählmigswerk gezogene Untergrenze von 2 ha Betriebsflädie ent-

sdiieden zu niedrig gegriffen auch die Stufe von 2— 5 ha um*

faßt jedenfalls zum großen Teil Parzellenbesiti, SO daß die hierher-

gehöripen formell selbständigen Landwirte eher zur unbemittelten Klasse

als zum lancUvirtsrhaftlichen Mittelstand zu rechnen sind." Dann scheidet

aber ein großer ieil der von David in Betracht gezogenen Betriebe

aus, wenn man die Lage der reinbäuerlichen ^^^r^diaft imtermchen

wilL Aber auch nach oben hin mu6 die Gruppe von 2—20 ha ver-

mindert werden. David selbst bemerkt: „Beim Anbau von feinem

Gemüse genügt i lia um die Bauernfamilie voll zu beschäftigen, bei

Hackfrucht! )au 3— 5 bei Roggenbau 10

—

20 ha.'^ ^Vir müssen

also annehmen, dal' die meisten Betriebe über 15 ha fremde Hilfs-

kräfte beschäftigen und dalier nicht zu dem lediglich mit i'amilieamii-

glledm wirtschaftenden Bauostande gehören. Aber selbst wenn wir

die Klasse von 2^20 ha enteprechend reduzieren, sind die Schluß-

folgerungen, die David aus ihrem Wachstum zieh^ nicht vollauf ge-

rechtfertigt. Die Anbaufläche wäre nur dann ein zutrcfTender Maßstab

der Bedeutung eines Landwirtschaftbetriebes, wenn die in der Wiriscliaft

wii l<:samen Kapitalien genau der AnhautUu he proportional wären. Leider

hat sich die Statistik nur wenig mit dieser Frage befaßt. Doch scheint

aus den Untersuchungen, die Laur für die Sdiweiz, von Seel*
hörst ftir Deutschland angestellt hat, hervorzugehen, da6 der Kapital^

aufwand mit zunehmender Betriebsgröfie für die Flächeneinheit ab-

nimmt. -) ?f)llte dies der Fall sein, sf> erscheinen bei Vergleichung der

Anbautiächen die Wirtschalten mit kleinem Areal unbedetitendcr als sie

in Wirklichkeit sind. — Kiue weitere Fehlerquelle entspringt aus dem
Umstand, daß David den bäuerlichen Nebenerwerb nicht richtig ver-

anschlagt. Er will sidi nicht mit den Zwergbesttztüm^n« die nicht

volle Existenz und Beschäftigung gewähren, befassen, sondern mit dem
Schicksal der kleinen reinbäuerlichen Selbstbewirtschafter , d. h. der

kleinen Landwirte, die eines Nebenerwerbes nicht bedürfen.^) Will

David etwa l)ehaui)tcn, daß der Nebenerwerb nur für die Parzciien-

betriebe unter 2 lia von Bedeutung ist? Die Statistik weist im Ciegen-

teil nacli, daß von xoo selbständigen Iiandwirten in der Klasse von

2-^5 ha nock 25,54 Proz. einen Nebenberuf hatten. In der Gruppe

von 5—20 ha noch 15,26 Proz. und selbst in der Gruppe von 20

—

») David S. 651.

') Vgl. von Seelbors t, Deatcebe kadwiitsehafitiche Pksm Nr. 42, 1903

und A. H. Hollmann, die Landwiricbaft im Kreise Bona (1903) S. 33.

*} Da^id S. 513, Si3>
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loo ha noch 8,32 Proz. Und ist für die Gastwirte, Mühlenbesitzer,

Milchpächter nicht der Nebenerwerb die Hauptsache» der Grund, der

ihren I^ndwirtschaftshetrieb existenzfähig macht?

Alis den vorangegangenen Erörterungen kann man ersehen, daß es

prinzipiell unzulai>äig ist, die (iröüenklaüsen der Reichsstatistik als öko-

noniische Kategorien anzusehen und sie ftir die Frage des landwirt-

schaftUchen Groflbetriebes ku verwerten. Ist somit die Grundlage der

Bcweisfuhning Davids binrUIig, so läßt sie sich auch im einzelnen

anfechten. David verweilt besonders gern bei den reichsstatistisclien

Aufnahmen von 1882 und 1895 verweist mit besonderem Nach-

druck auf die Tatsache, daß der Arealzuwachs der landwirtschaftlichen

Betriebe von 2—20 ha nicht weniger als 659259 ha wahrend jener

13 Jahre betragen habe. Damit sei bewiesen, dafi der Großbetrieb im

Niedetgang, die Betriebe der bäuerlicben Sdbstwirtschafter dagegen im
kräftigsten Aufechwung befindlich seien.

Man muß sich jedoch erinnern, daß zwischen x88s und 189S die

pretiflischc Rentengtits- tind Ansicdlungsgesctzgebung auf etwa 130000 ha

nevie llauernstcUen schuf. Der Krfolg der gesetzgeberischen Maßnahmen
beweist nichts für ein aus eigener Kraft erfolgendes Aufsteigen des

Bauernstandes.^) Nun sind allerdings auch zahlreiche private Par-

seltierungen erfolgt. Aber das Opfer dieser waren weit mdir die

Großbauern als die Rittergutsbesitzer. *)

Ein Teil des Arealzuwaduws der Kleinbetriebe i^ offenbar ans rein

formalen Gründen zu erklären. Gegen 1882 wurde 1895 eine um
3106661 ha grötiere Gesamtfläclic. eine um 648969 ha oder 2,0;, Proz.

größere landwirtschaftlich benutzte Fläche von der Reirhsstatistik ermittelt.

Es ist wahrscheinlich, daß der größere Teil der neu aufgenommenen

Betriebsflache auf Kleinbetriebe euträllt. Deim die größere Genauigkeit

der Erhebung von 1S95 madite sich vor allem bei den Kleinbetrieben

Otto Most, Der Nebenerwerb in seiner volkswirtschaAlichen Bedeatiing.

Jena 1903, S 43.

') In der Trovin« Posen ist die \ crmchrung der Betri< 1 c vun 2— 20 ha fast

ausschlictilich aul die bebürdlicbe Tätigkeit zurückzuHibren. „Uarnacb bättcn die

GroSlMnieni la der Provioz, ebenso wie die Kleinbauera im Bezirk Brombeig etwts

ugenommen. Docb diese Zunahme ist nicbt aatttrlicbf sondern eine Folge der

TKtigfcelt der Ansiedclungs> and GcaeralkonnnJaiioo . . . nacb Grofimanns Berech-

nung «ind bloß durch jene beiden Behörden 1170 Besitze über 5 ha mit 20751 ha

entstanden, so daß die Provinz Posen von 1878—^1893 ohne die'^c Tätigkrit 1508 Be-

sitze mit 22452 ha verloren hätte. Leo Wcgener, „Der wirtschafUtcbe Kampf
der Deoticben mit den Polen um die Provinz Posen."

*) Wegener a. a. O. S. 114.

Digitized by Google



422 Minellea.

geltend, namentlich bei den mit Forstflache \crbundeiien Landwirtschafts-

betrieben, den Gärtnereibetrieben und den Deputatlandereien.

Der Arealzawachs der Kleinbetriebe iit also wesentiidi geringer,

als David annimml. Auch das weitere statistische Matoial» das er

suungiinsten des Großbetriebes vorführt^ ist anfechtbar. „In den Ideinen

zwergbäuerlichen Betrieben kommen doppdt und dreimal sonel Stück

Großvieh auf die gleiche Fläche, wie in den Großbetrieben über

loo ha." Da die Grui^.betnebc groüe \\ aldflächen, -) Gewässer, Park,

Hofräume umschlicUcn, auf die kein Vieh verrechnet werden kxixu, so

erklärt schon dieser Umstand zum Teil die schirilchere Viehhaltimg der

Grofibetriebe. Die Möglidikeit, Dampfpflüge zu benutzen, Dfinger zu«

zukaufen, und dadurch den Viehstand einzuschränken, bedeutet wirt*

schafUiche Kraft, nicht Schwache. Wenn übrigens die Betriebe über

loo ha von 1882— 1895 ihren PferdcbcJtand um io,f? Proz.. ihr Rind-

vieh um 27,3 Proz. und ihre Schweinehaltung um 85 Pro/,, vermehrten,

so deuten diese Ziffern nicht darauf hin, daß die ViehWirtschaft des

Großbetriebes zugunsten des Kleinbetriebes abdanken wird. Darid
spricht von der Viehhaltung der kleinsten und kleinen Betriebe. Die

Reichsslatistik warnt ausdrücklich davor, die Viehhaltung der Parzellen»

betriebe ohne Einschränkung mit den anderen Größenklassen zu ver-

gleichen, da dort das Vieh nicht bloß mit dem Ertrag der zugehörigen

Fläche, sondern mittels anderer Hilfsquellen ernährt wird."') David
dagegen fonauliert ein allgemeines ökonomische:» Gesetz, daß der Tier*

bestand der Flächeneinheit mit der Kleinheit des Betriebsareals widut.^)

David spridit in diesem Znsammenhang auch von der blühenden Vieh>

zttcht der Hauern in Oldenburg, Schleswig Holstein usw. Er übersidit

nur die Kleinigkeit, daß die Marschenwirtschaften /.u den kapitalinten-

sivsten Betrieben überhaupt gehören. Das Viehkapital beträgt dort

400—500 Mk. pro ha, wahrend in sächsischen Rübenwirtschaften nur

180 Mk. berechnet werden. ^) Das gehört also mehr auf das Konto

des Grofibetriebes, als des Kleinbetriebes. Aber angenommeUi die von

David bercdmeten viehstatistischen Ziffern gelten ohne Einsdirinkung,

was wird damit bewiesen? „Mit den einfachen Zahlen/' bemerict

von Ollech sehr richti^^ ,,ist es damit nicht getan, man muß auch

imtersuchcn, wie es mit der Qualität beschaffen ist, es gibt auf diesen

') Sut. d. 1>. K., N. K i;d. Ii; .S. 9.

*) David, Neue Zeit, iS. Jahrg. 1899— 1900. S. SZ9 erwShnt sclbtt Betriebe

4ber 1000 ha guuc ohne Niitzvieb, also Waldkomplexe.

*) Stet d. D. R., N. F. Bd. 112 S. 3t.

*) David, S. 674.

'') 13. Skalweit, Die ökonon« ,mischen Grenzen der Intcnsivi^njng der Land-

Wirtschaft (1903) S. 12, 47 und 60. Vgl. auch Ziegeobein, Die Viehiucht im

Großherzogtum Oldenburg 1903, S. 17.
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kleinen Besitzungen miserabel ernährtes Vieh ... da kommt man mit

der gerineeren Stückzahl auf großen Gütern doch weiter."

Bciiicdigi die statistische Behandlung der Streitfragen nur wenig,

80 klärt um anch die prinzipidile Eiditeruag Davids über Großbetrieb

uad Kleinbetrieb kttim ati£ Hierbei wird auf mehr zufiillige Enchd*
tmngen zu großes Gewicht gelegt. So läßt sich die mangdbafte Budi-

führung des Kleinbetriebes ebenso leicht verbessern, wie die ungenügende

Beaufsichtigung der Arl>eiter im Grobhetriebe. Wichtiger wäre es, wenn

der Vorwurf erhöhter Viehseucliengelahr, den David den grotien Gutern

macht, begründet wäre. Indessen widerlegt er sich selbst. Er berichtet,

daß die Matil- und Klaoentenche 1899 nicht weniger wie 162657 Ge-

höfte mit 1 88s 774 Rindern befallen habe. Und diese Ziffer beweist,

daß die Ansteckung nicht vor den bäuerlichen StSllen Halt macht. —
Die Anklage, daß der Großl)etrieb den Bilden ausraube, wird durch

einige Reminiszenzen aus Liebig nicht erledigt. Wenn durch Raub-

bau gesündigt wird, so geschieht es von grotien, wie von kleinen

Wirten.
«)

Großes Gewidit legt unser Apologet des Kimbetriebes anf den

Umstand, daß im letzteren das Inventar besser gesdiont wird, als die

Geräte des Großbetriebes von nachlässigen und rohen Knechten. Die

Tatsache ist unbestritten, jedoch nicht von entscheidender Bedeutung,

denn im Durciiüchnitt von 1525 Betrieben machten die .\usgaben fiir

Instandhaltung des Inventars und der Gebäude nur 7,8 I'ro^. der Ge-

samtausgabe aus. ^ Überdies wird dieser Vorteil der Kleinbetriebe durch

die größere Höhe seines Gebändekapitals wieder ausgeglichen.^)

von Ollech, Cbcr Zölle and kleine Mittel tar Erhebung der Landwirt«

grhaft (1901) S. 26. Vgl. über die Nfindcrwertigkeit de« kleinbäuerlichen Viehes

auch Hollmann a. a. n. S. 105. Otto Greifi, Die wirtschaftliche und soziale

Bedeutung der Latifundien mit besonderer Bezugnahme auf bohmen S. I lo.

KUwki in Thiels landwirUchafUichen Jahrbüchern, Bd. 28. 1S99 S. 446. lUu«

•trlerte ludw. Zeilg. Nr. s6 1903. Nach SchXIxungen betrug 189$ daa Lebend-

gewicht der KfUie in d«a StUkben preulßBeben Pkoräiten nnd MecUenbwg diirdi>

•ehnittlich 419 k^', in den groöbäucrlichen Distrikten (Schlcsvrig>Holstcin, Olden-

burg usw.) durchschnitUieh 453 kg, in SUddeutacbland und Kbeinland durcbschnitt-

Heb 410 k^.

Neuerdings bat Stoklasa darauf hingewiesen, daü die österreichische

LnadwjrtBchaA ein enovmes Ddnit «o Kall bat Die blncrlieben Kronliadcr «ind

cburan mebr beleiUgt, nia die Regionen dei GroigxundbeiitMS, Böhmen und Mihien.

*) DenlKher X.Mdwirtsdi«ftifnt: Die Ergcbnine der Erbebungen Aber die

ReiMabilitlU bestimmter Landwirtschaftsbetriebe im Jahre 1898 S. 508.

*) Gebäudi wcrt pro ha 291 .Mk. in WestpreuÜcn, 342 Mk. in Posen. 510 Mk.

in Schlesien, dagegen 709 Mk. im Rheinland, 1018 Mk. im Kegierungsbcxirk Wies-

baden, IlobeiuoUcrn 698 Mk., baden 6öo Mk.
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I-'.iae sehr wesentliche, aber von David nidit beachtete Schwache

des tiroßbesitzes in seinem jetzigen Betriebsumfang ist das Einbeanitcn-

System. Während in der Industrie sich mehrere Beamte gegenseitig be-

obachten, spielt auf den meisten Grol^tttem der Wirtscha^beamte cUe

Rolle des Betriebsleiters, Buchhalters und Kassierers in einer Person.

Nebenbei ist er oA noch Amtsvorsteher und Gemeindescfareiber. Durch

diesen l'instand >vir'l die Kontrolle fiir den Besitzer erschwert, auch

leiden durch die Kumulierung der Funktionen einzebie derselben. —
Ein \ orteii des Kleinbetriebes gegentiber dem Großbetriebe ist aller-

dings ebaiso wichtig, wie unbestreitbar. WShrend dieser auf seine Lohn-

arbeit«r angewiesen, durch Interesselosigkeit und Widersetzlichkeit schwer

leidet, arbeitet der Bauer mit seiner Familie mit lasdosem Fleid und
tätigem Interesse. Diese Darstdlung Davids könnte den Anschein er-

wecken, als r rvlle Bauern nur mit Familienangehöritjen arbeiten. Nach

Davids eigener Berechnung kommen auf die bäuerliche Wirtschaft

durchschnittlich 5,5 durch vervvandtschattliche Bande verknüpfte Personen

und 8 volle Arbeitskräfte einschließlich des Betriebsinhabers.') Von
den 6,5 Millionen nicht berufsmäfiig tätigen Ai^ehttrigen Ist ein grofler

Teil zu jung oder zu alt, um fUr die Wirtscl^ in Frage zu kommen.
Aber auch von den Erwachsenen bleibt ein großer Bruchteil nicht im

Hause. Von 1063 erwachsenen Rauerntöchtern im Kreis Steinhurcr waren

nur 214 bei den Kitern talig, im Kreis Juterbog-Luckcuwalde ist das

Verhältnis 314 zu 935, im Kreis Gumbinuen 76 m 108.
') Die Sohne

verlassen natürlich nodi in gröfierer Zahl die Heimat Aber auch wo
die Familienarbeitdciäfte vollzählig aur Verfügung stdien, gereicht dies

nicht unbedingt dem bäuerlichen Betrieb zum Vorteil. „Die bäuerlichen

Wirtschaften sind vielfacli mit Familienmitglicdcm überfüllt . . ., so ist

oft eine Tagelöhnerwirtschaft besser gestellt als die mit Verwandten und

Gesinde iiherlastetc bäuerliche.

So scliwankt das Zünglein der Wage hin und her. Daß jede land-

wirtschaftliche Betriebsgröße ihre eigenartigen Vorzüge und lilängel hat^

ist sicher. Unbewiesen aber bleibt auch von David die Ldire vom
nahen Untergange des Großbetriebes imd seines bevorstehenden Ersatzes

durch bäuerUche Kleinbetriebe. Der Wunsch ist hier der Vater des

'1 David, Su/. M.in.a.slicftc 1903 Nr. 9 S. 659.

F. Hciscr-llurliung, Die Berufswahl der ländlichen Jugend und das

Schicksal der ia die Stidte abgemtadertcii. Thiels luidw. Jahrb. Bd. 33 (1903}

& i03ir. — Die Zahl der in der Laadwirtschaft mittätigea FanutieimngehörixeB

nahm von 1882— 1895 um 24209 ab, in Süddcutschland betrug die Aboabme sogar

160252, dieselbe wird durch geringe Zunahme in anderen Gebietsteilen teilweise

kompensiert.

) H. Grohmann, Betrachtungen über die WirUchalien der ländlichen Tage-

löhner. ScbmoUera Jahib. 16 S. 217.
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Gedankens, und wenn das Genossenschaftswesen dem Kleinbetriebe Flügel

verleihen soll, so werden wir später auf einige Schranken des landwirt-

schaftlichen Genossenschaftswesens hinweisen.

Jedenfalls war David auf Grund seines Materials nicht berechtigt,

die schroflbten Verdammungsurteile über den landwirtschaftlichen Groß-

betrieb zn fiUlen. Man höre: „Der Grofiadcerban hält sich nur durdi

die sch^dbarste Menscbenausbeutung über Wasser. Der landwirtschaft-

Uche Großbetrieb hat überall, wo er in der Geschichte aufgetreten ist,

seinen bodenausraubenden Charakter gezeigt. Mühsam auf Zoll- und

Liebesabgabenkrürken f,'cstiitzt, hielt sich der Großackerbau aufreclit."

Mir scheint, daß David ortliche und zeitliche Erscheinungen zu

rasch vefaUgemeinert Ab guter Lokalpatriot denkt er stets an seine

rheinisch-hessischen Verhältnisse und vergleicht sie mit gewissen Gro6-

betrieben des Ostens.^) Aber welche Unterschiede! Hier ein frucht-

bares, dicht bevölkertes Land mit klimatischen Vorzügen, ausgezeichneten

Verkehrsmitteln, glänzenden Absatzverhältnissen und alter Kultur. Dort

der I'iodcn seit Generationen ver<iueckt uiul venlistelt, entsetzliche p-und-

losc Uege, die Ernte am Halm verkauft und am Wochenscliluß kein

Geld zur Löhnung. Welche Gerechtigkeit, diese Unterschiede zu über-

sehen und dann allgemeine Schlüsse über den Großbetrieb zu ziehen I

Gibt es doch noch ein ganz anderes Bild des landwirtschaftlichen Groß-

betriebs. „Wer sehen will, was intensiv ist, gehe und sehe sich den

Betrieb unserer besten Domänen in Sachsen an — Barby, Wanzleben,

Renkendorf — und wie sie alle heißen. Man scIie und staune, was

dort far Zugvieh sich auf Feldern und Straßen bewegt! Man gehe in

die Ställe und sdie das Mastvieh, die Milchkühe an, man beobachte,

welche Schiffidadungen von Kunstdünger, von Futterstoffen verwendet

werden 1 Man inspiziere die Maschinenschuppen und berechne sich das

Kapital, das in Dampfpfliigcn tmd besten anderen Maschinen investiert

ist. Man uberschaue aus der Vogelperspektive die Anzahl von Wohn-

häusern, Ställen, Scheuem, Schuppen, Lagerstätten, die mit dem Gesamt-

betriebe verbundenen Zuckerfabriken, Brennereien, Mühlen, alles nadits

vom dektrischea Licht bestrahlt, und man weifi, wie die Zentrale einer

intensiv betriebenen Wirtschaft aussidit."*) Und ist ea etwa in Böhmen
anders? Die Großkultur, sagt Otto Greiß, ist es, die die Einfühnmg

des landwirtschaftlichen Fortsehritts eiinöglicht. Die Großwirte sind als

die alleinigen Träger der Bodenkultur in Böhmen anzusehen.^) Selbst

') Wie unwissenschaftlich David bei solchen Vergleichen verfährt, seigt der

Vergleich der Emteertrüge in Ottetbieo mit Wttittembeig, Baden vad Haseo {ß, 42$).

AbgeMbn tod der Uosichcrbeit der EmteBtatistik kann man nicht ein Gebiet Ton

aooooo qkm mit Landstrichen von 768 1, 15081 und 19517 qkm vergleichen.

*) H. V. Bismarck, Der intensive Betrieb. lU. hindwtlt Zcitg. Nr. 9S I903.

Otto Greifi, a. a. O. S. 33 u> 34*
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aus dem klassischen Lande des Kleinbetriebs, aus Baden, wird berichtet

:

„Hervorragendes auf dem Gebiete der wirtschaftlichen Selbst tatiirkeit

leisten die Groüwirtschaften des Landes. Von diesen Wirtschaiien kann

gesagt werden^ daß sie tedmiscb und kaufmännisch auf der Höhe der

Zät stehen, und mit fiinrkhtung und Betrieb Torbildlich auf die buid»

wirtschaftliche Bevölkerang einwirken."^)

n.

Wohin steuert nun die agrarische Entwicklung der europäischen

Völker? Die Rückkehr zum extensiven Betrieb verwirft David mit

vollem Recht. Es wäre ein Rückschritt der landwirtschaftlichen und der

allgemeinen Kultur. In erster Reihe aber würden die Landarbeiter hier-

durch geschädigt. Es bleibe nur der Übergang zur intensiven Wirt-

schaft Je inteiuiver sich diese gestalte, desto größere Aussichten habe

der Kleinbetrieb. Während der Getreidebau imtiier mehr den über-

seeischen Gebieten anheimfalle, krinne die SpatenkuUur und die inten-

sive Viehzucht in Deutschland Krnberuni,'en machen.

Eine Ausdehnung der Obstgarten, Gemüsekultur usw. ist ebenso

möglich wie wünschenswert. Aber in dem von David angenommenen
Umfang ist sie in absehbarer Zelt nicht ni erwarten. Wie soll das

Gartengelände auf 3 Millionen ha, auf 10 Proz. der landwirtschaftlichen

Fläche anwachsen, wenn heute in den gärtnerisch gesegnetsten Gauen,

im Rheinlande, nur 1,97 Proz. der ^Mrtschaftsfläche diesem Zwecke

dienen. „100000 Morgen Meerrettich mehr, erklarte Professor Albert
in der Winterversainmlung der D.L.G., lassen sicn ebensowenig in Deuisch-

iand verwerten, wie 100000 Morgen mehr Knoblauch."*) Noch größere

Erwartungen hegt David hinsichtlich der AusdehnungsfUügkeit der

Viehzucht Hier eröffneten sich fiir die kleineren Betriebe die glän-

zendsten Chancen. Ks sei nicht ausgeschlossen , in Deutschland einen

Viehstand zu erhalten, der das Zehnfache und mehr vom heutigen aus-

mache. ") Voraussetzung sei allerdings die freie Einfuhr von Kraft-

futter. Von Kraftfutter allein kann das Vieh jedoch rucht leben. Die

klimatisch für Weidewirtschaft begünstigten Gegenden Deutschlands —
Ostfriesland ,

Oldenburg, Schleswig-Holstein, teilweise Ostpreufien ~
nähern sich bareits dem v<m David gepriesenen dänischen Vorbild.

Die Lage des Ackerbaui in Baden. Beriebt des Domäncndirektor Hoff-

IBA Ott, Jahrb. d. deoUcb. LondwirUckalU-Geaelbcfa. Bd. 17 (tgoa) S. aoo. —
In Galisicn bleibt der Kleinbetrieb auf vonÜgUdieitt Scbwtnerdcbodea hinter dem

Großbetrieb in seinen Ernteerträgen zurück. In einzelnen Distrikten sind diese um

ein Viertel geringer, aU im GroSbeUrieb. Zofi« Datsyatka, Sos. Monatsb. 1903

Nr. 5, S. 351.

*) Verhandig. der Wintervers der D. L. G. 1903, S. 88.

*) David, S. 67a.
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Während im Reichsdurchschnitt die Einnahmen aus der Viehhaltung

40,1 Proz. betragen, steigen sie in Schleswig-Holstein auf 64,3 Proz., in

Oldenburg auf 63,5 Proz., in Hannover auf 58,7 Proz. Ist hier eine

ehr wesentliche Steigerung kaum denkbar, so läßt sich in anderen

Gegenden die Viehcadit nidit improvisaeFeD. Es sind oft kost-

spielige — StalltnuteD, Körordaimgen und andere staatliche Maflnahmen,

gute Wiesenverhältnisse und Ausdehnung des Futterbaues notwendig,

wenn der Viehstand vergrößert werden soll.

Nach einer von landwirtschaftlichen Autoritäten gemachten Berech-

nung genügt eine Vermehrung der deutschen Rindviehzucht, tun 8,S Proz.,

wenn der Bedarf der Bevölkenmg gedeckt werden soll.

Aber sdbst angenommen, die Vermehrung der Viehwiitsdiaft erfolge

Dach Davids Wünschen und MaOstaben, so würde diese kebeswegs

lediglich den kleinbäuerlichen Betrieben zugute kommen. Der Groß-

betrieb würde unter gewissen nicht tinwahrschelnlichen Umständen seine

NutzviehhaltunfT stark ausdehnen ') und auch der Import von Vieh-

produkten aus uberseeischen Gebieten kann noch erheblich steigen. -)

David freilich räumt rasch mit dem Großbetrieb auf: „wir stehen

nicht an, die Verwandlung der laodwirtschaftUchen Grofibetriebe in

bäuerliciie Kiembetriebe als erstrebenswertes Ziel binsustellen.'* *) Auch
die landwirtschaftliche Brennerei soll beseitigt werden, vermutlidk» um
dem kleinen Mann den Markt für Spcisekartoffeln zu verderben.

Wir sahen , dat3 die Lage des landwirtschaftlichen Großbetriebes

noch nicht so hoftuungslos ist wie David sie darstellt. Sie würde noch

günstiger werden, wenn es gelänge, den elektrischen Betrieb allgemdner

als bisher su machen. Freilich be^^inet dieser noch mannigiichen

Schwierigkeiten *) und selbst Elektrotechniker denken jetzt recht pesn-

mtstisch über die Aussichten ihres Gewerbes auf dem Lande.*)
Aber hätten wir die elektrische Kraftübertraj^unp nicht, wir müßten

sie heute erfinden, denn zwei wichtige Probleme, die Elektrokultur ') und

') Im Falte des Exsatxci der Zugtiere durch dektriiche u. a. Motoren, vgl.

ndoe BerediDiing, Arebiv ftr ms. Goetigebg. Bd. 17, S. 7aoiI'.

*) («Aoalnüieii hat noch ttncriBeflUcbeD Raum war Ausdelimiag aeiiier Viehsoeht**

Die Landwirtschaft Austnlian vom ludwixtKhaltlichcn S«chv«r»ttiidlg^ in Sydney.

*) David, S. 699.

*) Vfjl. über dir Schwicrijjkeitrn bcj Anwendung des elektrischen Pfluges,

Backhaus, Das Versuchsgut l^ucdnau, S. 131. Jedoch erklärte die GUIerdirektion

Mmchwilz, da4 d«r elckUüche Pflog von Jahr su Jnhr sich bemcr einrichtet und

»dir gelcitlel «ifd. Unterraehuagea clektsiseher Pflnguilftgen. Beridtt Toa In-

genieor M. Schiller. (Arbeiten der D. L. G., Heft 4S-

») Emil Krell er, Die Entwicklung der deatschcn dektrolechniichcn In-

doetrif (Schmollers Forschungen, Bd. 22 ,
S. 34.

•) VgL M. E. Guarini, L'eUl actuci de l'electroculluie (1903)-
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die elektrische Bindung des LuftstickstotTs ^) sind ihrer Lösung näher

gerückt, und schon deshalb brauchen wir die Ekktri/ität auf dem Lande.

So notwendig eine weitere \'crl)illigung der Strompreise ist . <;o

braucht mau den Kostenpunkt nicht allzu ängstlich erwägen. „Dem. es

handelt sich um aUmähliche Bessergestalttmg des Landlebens überhaupt,

um die Forderung einer intensiveren Kultur.'**) Es ist allerdings nidit

ausgeschlossen, daß das bereits abgeschwKclite Interesse am elektrischen

Betriebe sich l>ci den Landwirten gänzlich verliert.

Glciriiviel! Die Herrschaft von Ochs, Pferd und Kuh, welche

iJavid für gesichert halt, wird auch von anderer Seite bedroht Die

Maschinenzeitung Nr. 21, 1903 bringt tmter der Überschrift „Motor

gegen Pferd'* folgende Mitteilung: „Unaufhörliche Regengtisse während

der Emtenumate haben dieses Jahr die Klagen über die Unrentabüität

des Getreidebaues in England noch verstärkt. In der „Agricultural

Gazette" hat sich daraufhin eine Debatte entsponnen, wieweit die Ver-

wendunc; eines Petroleuinmotors für die p^esamte Bestellungs- und Krnte-

arbeit die Produktionskosten verbilligen könne. Elin Herr John Scott
aus Edinburgh gciit von der extremen Voraussetzung aus, daü sich

sämtliche landwirtschaftliche Arbeiten auf einer 400 acres grofien Farm
mit einem Motortractor bewältigen lietien. Kr berechnet das Inventar

nach der alten Wirtschaftsweise auf 15260 Mk., auf i i 300 Mk. nach

der neuen Methode und nimmt an, dali die bisherigen Arbeitsku n

von 75 .Mk. für i ha sich auf 38 Mk. bei Motorverw'endung crmäLn^en

lassen." Die Berechnung im eiiuclnen wird angefochten, jedoch fügt

das deutsche Fachblatt hinzu: „Die Frage der Motorverwendung für die

Ackerarbeit wird jedenfalls auch bei uns nicht sobald aus der öfient>

Durch zwei vorscliicdcnc Methoden werden aus der .\tmosphiTC Kalk-

stickstoff und ILinim- nbogcnslicksloff hergestellt, die bt idf ^-ur 1 Düngung an Sti llc

von Salpeter liiir.en sollen Vgl. F. v. I.rpcl, Die bmdung des ;itmns;ihäri^ hcn

Stickstoffs insbesondere durch clektnschc Lntladung (1903). E. Büchner, ße-

nebungen der Chente m Landwirtoduft S. 8 u. 9. — Ich bemerke b» dieier Ge-

legenheit, dafl der Vonchl^, elcklroeheniische Fabriken auf dem Land zu bauen,

am die landwiHscbaftlicbe Benutzung der ElektrizitSt xn erleichtern, nicht von mir

herrührt, sondern von P. Mack, Der Aufschwung unseres Landwirtschaftsbetriebes

durch Verbilüfjvmg der Produktionskosten, S. 50. Vj^l. i-brigciis jr'ai v. Lepcl,

S. 41, „Man kann annehmen, daß sich eine Salpetersäure- odtr tinc Ammoniak-

industric ausbilden wird. Ja, man kann noch weiter gehen. Die Apparatur bei

Benutztti^ der Flamme ist eine relativ einfache. Et ii( alin vielleicht erreichbar,

daH »eh jedemann, der will, seinen Bedarf an Stickatoffverbindung selbst her-

stellen kann."

*) Nach einem Vortrag von R. Hempcl ka:in ilurrh r.rindung von Elcktri-

zilätsgenos^ensrhaften die >fa«ii hiiRnurbcit in der Landwirlscbatt zur Verminderung

der Produktionskosten verwendet werden. MitU d. D. L. G. 1903, Stück 37.
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liehen Dislcu-^sion verschwinden." — Es gibt bereits Sinrituspflüge, Spiritus-

kraftwiigcn , mit Benzin betriebene Mähmasrhincn und Kultivatoren mit

Petroleummotor. Ein neuer Maschinentypus ist im Entstehen begrifien,

die automobile Feldmaschine. *)

Mag diese noch imvoUkomineii seSa, sie inteiessieit uns hier nur

als Symptom, als Anzeiche», daß eine Umwandlong der alten Betrieba-

form sicli vorbereitet. Auf dem einen oder anderen Wege kommt es

zum Ersatz, von mehr und mehr Hand- und Gcsiiannarbcit durch Ma-

schinen und Motoren. Daun kann die landwirfschaftliche Manufaktur,

der halbe Gruiiüctrieb, der bisher herrschte, m einem ganzen wirklichen

Grofibetrieb «uswachsen mid zu einer neuen Blüte gelangen. Freifich

nach Davids Ansicht ist der Fortschritt des landwirtschaftlichen Maschinen-

wesens recht belanglos. Die Bedeutung der Handarlveit wachst immer

mehr, je intensiver der Betrieb wird, während die Maschinenarbeit auf

den höchsten Stufen der Bodenkultur ganz verschwindet.'^ David wirft

hier die verschiedenen Arten von Handarbeit 7:usammen. Der Bedarf

an t^ualili/ierter PÜcgearbcit lur i'lianzen und Tiere wird bei intensivem

Betrieb allerdings zunehmen, während die rohe Handlangerarbeit dter

abnimmt. In der Industrie ist es übrigens nicht anders. Die hoch-

feinen Qualitäts- und Luxusproduktc werden auch bei größter Entwick-

lung der maschinellen Prozesse durch Handarbeit hergestellt. *)

„In der Landwirtschaft handelt es sich um die Entwickhing lebender

Wesen. In der Industrie um die Verarbeitung toter Dinge." ) Mit

solchen Antithesen ist nicht viel gewonnen. Auch iu der Industrie

spielen biologische Prozesse eine Rolle. Man denke an das Gärungs-

gewerbe und die Herstellung der Sera in den Farbwerken.

Und läßt etwa die wissenschaftliche Landwirtschaft die Organismen

sich unbeeinflußt entwickeln, und wird die Natur nur durch Gehorsam

bezwungen? Es sind keine geringen Kingritie, sucht man doch neuer-

dings sogar das Wachstum der Hakterienllora des Bodens teils zu fordern,

teils zu sturen. Ein gegen heute sehr vervollkommnetes Maschinen*

1) G. Kttbne, Deuticbe» and englttcbes lanidtmttcltaftliehes fthicbiDcnwtsea.

Miu. d. D. l.. G. 1903, Stück 47, N. Wender, Die Verwertung des Spiritiu fllr

tecbnischü Zwecke, Kap. 7 u. 8.

'1 „Ein Autonwhil leistet so viel wie 64 üaucrnwagen", Vortrag des Haupt-

mann V. Tlaskal ia Wien.

*) David, S. 654. Wenn David «um Beleg aur die Unmenge Handarbeit

in der RttbenlcuUur verweist, so kann sieb gerade bier das Bild leicbt Sndeto. In

ietzter Zeit sind drei Patente auf Rabenkdpfmascbinen genommen worden» so^r

die schwierige Koutnilltion einer Rttbenvertiehmaschine wird versucht.

*) Her'>tr;lluDg von Büttcnjjaj'i'T, feinen Schuhwaren durch Handarbeit. Vgl.

S. und B. \V e b b , Arch. für soz. (JcäclcgebuQg Bd. lO, S. 1 12 ß.

») David, S. 70.
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System, die immer stärkere Beherrschung der Tier- und Pflanzenproduktion,

das sind die {großen Ziele, die der Landwirtscliaft winken. Bisher war

überwiegend der Großbetrieb der Träger des landwirtschaftlichen Fort-

sdirittes. Und «amm sollte die$ in Zukunft andeia sein?

Da »Uten wir in den Ruf enutimmen: Zersdilagong des Gio0<

belricteft «ad fitkaffimg von Uriaemen Beirieben «if leinen Ruinen?

Was wäre aus unserer Technik, was wäre aus uuscteiH modernen Leben

geworden, wenn etwa in den 40 er Jahren des vergangenen Jahrhnndezts

die eben zur Großindustrie sich entwickelnde Manufaktur zum Hand-

werk zurückgeschraubt worden wäre?

FieiUch bat der landwirtschaAlicbe Grofibetrieb die wichtigste und

fllr sdne Fortentwickltnng entscheidende Frage, die Arbeiterftage nicht

gelöst. Diese wird um so bedeutungsvoller, je mehr die Landwirtschaft

Qualitätsprodukte herstellt und ein komj)li7.iertcs maschinelles wie

chemisches Verfahren an Stelle einer primitiven 'I'echnik tritt. „Der

Landwirt von heute, der mit dem kostbarsten iVlatcrial arbeitet, ge-

braucht eine zuverlässige, zu den höchsten Leistungen befähigte, auf

sein Interesse bedadite Arbdtersdmft". ^) Angeblich soll das patiiardia*

lische System befriedigende ArbeiterrerlüUtnisse besessen haben. *) Seit-

dem aber die patriarchalische Wirtschaft mehr und mehr sich auflöst,

ist es nicht zweifelhaft, daß die Landwirtschaft eine ganz anderen Zeiten

eritstamn^cnde Arbeitsverfassimg nicht wie ein rudimentäres Organ herum-

schleppen kann.

David proklamiert die Notwendigkdt des Klassenkampfes für die

Landarbeiter. Heute nennt Paul Kampffmeyer den Klassenkampf

eine Begleiterscheinung des gesellschaftlichen Fortschrittes und sieht

diesen hauptsächlich in der Ausweitung der Produktivkräfte begründet.^)

Wenn letztere in der Landwirtschaft sich ungehemmt entfalten, wozu

allerdings in dieser sriuvierigen tlbcrgangsperiode einige Ruhe gehört,

dann wäre es denkbar, daß eine Hebung der Landbevölkerung statt»

finden könnte, ohne dafl alle die zum Teil verlustvollen Phasen der in-

dustriellen Arbeiterbewegung sich wiederiiolen. Daß die Landwirtschaft

in ihrer heutigen Verfassung keine Arena ftbr Kraftproben abgeben kann,

sieht übrigens David selbst ein. Er sagt, so wenig eine Industriekrisis

') Neue Vr, Ztg. Nr, 603 vom 25. De^fmbrr 1903.

Man beobachtet denn auch, zumu] aui den alten Famiiicogütern, daü der

Arbeiter, der solcherart dem Gesichtskreis des Herrn nüher gerückt war, ncli dn-

(«bendcr FQnoige fllr sein leibliches uad feist^es Wohl erfreuen dtirfte.** Nene

Fr. Ztg. Nr. 603 vom 3$. Detember 1903. Patnarcbaliiche und kmjntsliitisdie Wiit*

schall — im Reineckc Fuchs wird das patriarchalische System anders beschrieben

:

,,Un5< r ll< rr ist der Löwe, und allrs an sich 7\3 reiflcn, bSlt er seiner Wfirde

gemäÜ. 1t nennt tm<; pi-wiilinlich Steine LcutC.*'

') So*. Monalshclie 1903, Nr. 9 S. 669.
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fiir die industrielle Arbeiterschaft von Vorteil ist, so wenig erleichtert

das Darniederliegen der Landwirtschaft dem landwirtschaftlkhen Lohn-

arbeiter die Existenz. ^)

Fflr David verdnfadit sich die Arbeiterfrage ungemein. Er
scbieibt den Landarbeitern nur einen Wunach zu, Sehnsncht nach Land
und Streben nach eigener Wirtschaft. Nun ist notorisch dieser Wunsch
bei einer Anzahl von Arbeitern nicht vorhanden, bei anderen fehlt die

notwendige Befähigung zur eigenen Wirtschaftsführung. Krwürbe übrigens

die ganze Arbeiterschaft Grundbesitz, so wäre die Existenz des Groß»

betriebes geffihrdet und Dayids Vorschlag ist daher nicht weiter

diskutabd.

m.

Eine außerordentlich wichtige Rolle schreibt David dem land-

wirtsclinftlichen Genossensriiaftsu'csen zu. ,,Die Produzenten- TrC-

nosscnschaft übernimmt, ohne den eigentlichen Landwirtschaftsbetrieb an-

zutasten, die zweckmäßigere, planmäßigere Gestaltung der Bezugs- und

Verwertungsarbeit. Im weiteren Ausbau dieser genossenschafUichen Or-

ganisation entsteht ein Organtsationsqrstem gröfiten Mafistaba, das den

Kleinbauer in unmittelbaren Verkehr zum 2SentKalmarkt bringt. Die

einzig große Bewej^ung genossenschaftlicher Alt, die wir auf landwirt-

schaftlichem Gebiete sehen, ist die produzcntengenossensrhr'.rtliche Ori^ani-

sationsbcwc^^ung, die den selbstwirtschaftenden Bauer mit seinesfjleichen

zusammenführt. .... In dieser Bewegung pulsiert der landwirtschaftliche

Fortschritt, m ihr dlaeht aicfa die Umwälzung des alten isolierten in

den modernen organisierten Landwirtschaftsbetrieb."

„Die genossenschaftliche Bew^;ung legt ein glänzendes Zeugms ab
für die Fortschrittsfähigkeit der Bauernschaft."

D rt V i d beziffert die landwirtschaftlichen Genossenschaften in

Deutschland auf über 17000. Er entwirft eine begeisterte Schildenuig

ihres raschen Wachstums und ihrer heuligen Wirksamkeit. Die revisio-

nistisdaen Paradepferde, die dänischen Butter- und Eierverkaufsgenossen-

sdiallen ^ werden vorgeftthrt, sogar der Bund der Landwirte muß auf-

marschieren.

So wenig die großen T.eistungcn der ländlichen Genossenschaften

verkannt werden sollen, so sehr ist eine kritische Würdigung geboten.

Es ist leider nicht alles Gold, was genossenschaftlich glänzt, nicht jede

Genossenschaft ist ein ökonomischer Fortschritt. Professor Backhaus
bemerkt hierüber: „Übenfl liefi sich die Erfohraog machen, daß die

Genossenschaft immer relativ schwerfiflliger als das Einzelvorgehen ist»

M David, S. 326.

*) David gibt den Wert des dänischen Buttcrcxporic» für 1900 mit 120 MÜL Kr.

an. £io Teil der exportierten ijuuer stammt jedoch *tw dem AadaiMk
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und daß daher immer da, wo wirtschaftliche l nlernclimungen durch

private Initiative dwchgeftihrt werden können, der Erfolg größer ist, als

beim genossenscbaltlichen Vorgehen. Es werden meistens dunüi die

GenosKnscbalt die Geschäfte schleppender» die Unkosten gtOßv, die

Leistungen geringer, als bei dem Etnzeluntemchmen. — Bei einer Eni-

wässerungsgenossenschaft wurde beobachtet, daß die Ausführung der

Arbeiten dreimal solange dauerte und vielleicht zweimal so viel kostete,

als wenn von den einzeUien Interessenten die Entwässerung durchgeführt

worden wäre,')

Auch die Begeistarung und Befilhigung der kleineren Prodnsenten

zur genossenschaftlichen Arbeit ist nicht so allgemein, als David voraus-

setzt. Sehr lehrreich sind folgende Bemerkungen von Grabein, General-

sekretär des allgem. Verbandes landw. (icnossen';chaften: „Die Kornliaus-

gcnosscnsrhaft Hanau berichtet; Die Bauern sind so bcMiera in hiesiger

Gegend, daLi sie nicht mal die Säcke vom Boden iierumcr tragen uiugeu

mid das Getreide zum Komfaaus fehren. Es ist dies ein in gewisser

Beziehung bedauerlicher Umstand, der dem Korahaus viel Getreide ent-

zieht — Bei den Großgrundbesitzern war in den meisten Fällen die

Kenntnis der Marktlage eine genauere, die Behandlung des Erdrusches

eine bessere, als bei den kleinen Landwirten, und war zudem die Möglich-

keit der Lieferung gröL trcr Posten ije^eben. Fs ist iiatuipemSß leichter,

etwa 100—200 größere 13cbil/.er einer großen Kurnhausgenossenschaft

zu vereinigen, als die zehnfache Zahl von kleineren Besitzern, die er-

forderlidi wäre, um ein Kornhaus von den gleichen Dimensionen ffi'

nügend auszunützen. Auch wird die geschäftliche Leitung eines solchen

aus Tausenden von kleineren rieno5;<;en bestehenden rntcrnclmicns eine

sehr s erwickclte. — Mangel an gen<~)s<;enf;chaft1irheiu Sinn zeigte sich

besonders m der öfters bei Absatzgenohseujiciiaften aller Art beobach-

teten Erscheinung, daß die Genossen dem Lagerhaus nur das minder-

wertige Getreide zum Vo-kauf anboten." *)

In letzter Zeit haben sich die Mißstände im landw. GenossenscfaaftS'

wesen gehäuft, daß man nicht an zufällige Erscheinungen glauben kann. '}

In Bayern wurde über Vettern und Basenwirtschaft geklagt, die in den

') backbaus, Das Vcräuchä^^ut Qucdnau, S. 265. „VVahn^chcinlich vollzieht

sieb der Ab&alz durch die VcrmiUelung des privaten Handels ebenso billig, wie es

'durch den Venraltungsappamt einer Gcnosseniehaft geschehen könnte.'* Holl*

miinn, Die LandwirtschAft im Kreise Bonn, S. 176.

*) M. Grabein, Stand and Erfolge des genossenschaftlichen Getreidererkniib

in Deutschland (Deutsche landw. Gcnosscnschaflsbibliothek Bd. 6, S. 48, 58, 19 u. 75.

*1 Pic srhlimmiten Mit5s!un<lf enthüllt die Dcnkscbr. betr. die Haupt-Fin- und

Vcrkautsgenosscnschafl fUr Getreide und landw. Bedarfsartikel (Ur Westfalen ru

Dortmimd. Wcchsdreitereif falsche Bibtncen und Protokolle, arglistige TSuschung

fallen dem Vorstand dieser verkrachten Genossenschaft znr Last
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ivaitteibcuveremcu herrsche. Leichtsinnige Ciiuxidung von Genossen-

schaften and andere ÜbdsOade wurden in der Provinz Posen kon-

statiert — Selbst von den Molkereigenossenschaften erklärte jüng^
Geheimrat Werner, daß sie ihren Höhepunkt überschritten hätten. „Am
gefährlichsten für die Entwickhmg der Rinderzucht erweisen sich die in

den naturgemfii'en Zuchtgebieten Norddeutschlands immer zahlreicher

auftretenden Moiiiereigenossenschaften, weil sie die Aufzucht zurückhalten

und geradezu ruinös dort wirken, wo sie die Milch unter den Selbst-

kosten benhlen.** ^)

David feiert die landwirtsdiaftUcfaen Genossenschaftm als Pflanien-

schulen genossensdiaftlichen Geistes und deutet sogar an, daß der Sozia-

lismus in sie Eingnnp^ finden könne. Kr hätte sich erinnern sollen, daß

Bernstein diese Genossenschaften als Tummelplatz aller antisozialistischen

Elemente bezeichnet hat. *) In der Tat sind viele dieser Genosi>en-

schaften unter dem Patronat bestimmter politischer Parteien entstanden.

Dazu konunt eine so kräftige Staatdiilfe, daö sdion die Berliner I^dels-

kanuner gegen diese Politik Anspruch erheben mufite.^ Audi der

Großgrundbesitz hat dazu beigetragen, die Genossenschaften, die an-

geblich aus freier Entschließung der Bauern entstandenen Schöpfungen

zu fördern. „Es muß mit Dank anerkannt werden, bemerkt Eschenbach

ausdrucklich, daß der Großgrundbesitz sich vielfach um die Gründung

derartiger Genossenschaften selbst, sowie ihre Leitung, sehr verdient ge-

macht hat, wenn er auch selbst ebenso der Teihiahme an den Vorteilen

entsagte . . . Gerade die allerersten und schwersten Anfilnge wären

wabrscheinHch überhaupt nicht zustande gekommen, wenn nicht der Grofi>

grundbesitz in den betreffenden Gegenden sich der Gründung von der-

artigen Kassen angenommen hatte.*) Sollte plötzlich ein anderer Geist

in die Genossenschaften einziehen, so wurden sie viel von iiirem Einliiüi

verlieren. Würde etwa die Ansiedlungskonunisaion mit dem Raiifeisen-

verbonde zusammenwirken, wenn er sozialdemokratisch wäre?

David verficht mit großem Eifer einen an äch sehr schönen Ge*

danken. Er schlägt vor, daß die bäuerlichen Produzentengenossenschaften

den städtischen Konsumvereinen die Hand reichen, und da& diese oder

Gebdmyat Werner, Reiseeiftliniiicen an« deutacbcn Zaebtgcbietea. lUuatr.

landw. Ztg. Nr. loo (1903). Weitere Polemik aber diese Frage Illustr. laodw. Ztg.

1904, Nr. 2 und folgd. Nrn.

*) E. Bernstein, Voraussetzungen S. 158.

') Vgl. auch U. Poltholf, Handel und Gcnosscnsch. in der L-mdw. (Das

firdeWort 1904 Nr. 23.)

*) Escbenbacb, GentwaeiucbafUiche ErfabniogeD, »igleicb GescbSftsbericbt

der laodw. Provinxial-GeaoswiiKbaftskaMe fVr die Mark Brandenburg für das Jahr

1902 p. 16. — Für die Mitwirkung des Großgrundbesitzes ist es auch b» ;ri clm- nd,

dafi der schlesischc Baucrnvcrcin jüng-l imtf^r dem Vorsitz eines Rcichsgratca tagte.

Archiv für SoxialwiMenschaft u. Sozitilpoliiik. I. (A. f. «ox. O. u.St. XIX.) 3.
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ihre EinkaufsgeseUschaftcn direkte Abo^mer für landwirtschaftliche Pro»

dokte werden. Ohne diese Verbindung ist der Absatz zu angemessenen

Preisen em schwieriges, nnsichefes und risikoreiciies Stock Arbeit aadi

fUr die ländlichen Genossenschaften.

So bestechend die Idee Davids ist, so wenig dürfte sie eine

Besserung der landwirtschaftlichen Marktverhältnisse in absehbarer Zeit

herbeiführen. Ein Teil der landwirtschaftlichen Erzeugnisse dürfte kaum

für eine überwiegende Arbeiterkundschaft geeignet sein. Was kann

diese überhaupt bedeuten, wenn der Gesamtumsatz der deutsdien Konstun-

veieine 300^950 MiHionen betrug gegenübo- einer landwirtsdiaftlichen

Gesamtproduktion von 7,5 Milliarden Mk.? Wenn David auch die

bäuerliche Bevölkerung in die Konsumvereine aufgenommen wissen will,

so ist daran zu eriimem, daß nur etwa 32000 Landwirte sich unter

424275 KoDsumvereinsmitgliedem befanden-

Im günstigsten Falle handelt es ndi imi die Eskomptierung einer

Ittr Deutsdiland noch entfernten Ztdcunft.

Überall in Stadt und Land Produzentengemossenschaften im Verein

mit Konsumentengenossenschaflen , beide zusammengefaßt durch den

eisernen Ring der Parteiorganisation, welch verlockender Gedanke Die

heute schon vorhandenen Schwierigkeiten der (jründung und Leitung

vielköpfiger Genossensclmften wurden bei Hunderttausenden von Klein-

bauern und HHuslem progressiv wachsen. Dafi die bereits heute so

schädliche Veiquickung von politischer Agitation und wirtschaftlicher

Arbeit in den unter Parteieinfluß stehenden Genossenschaften der Zu«

kunft erst recht sich geltend machen würde, <— auch davon schweigt der

Verfasser,

David konnte auf keine höhere Warte steigen, als auf die Zinne

seiner Partei. So ist trotz anerkennenswerten Fleißes und vieler wert-

voller Bnzelausluhrangen kein wesentlicher Fortsdiritt ttber die mazxis'

tbche Auffassung der Agrarfrage hinaus zu verzeichnen.

Um so mehr tritt jetzt an die Wissenschaft die Aufgabe heran, eine

neue Af^artheorie ni schaffen und aus den cinzehicn Bausteinen ein

soüdes, vor politischen Stürmen gesichertes Gebäude aufzuführen.

*) Im Jahre 1893 wurde zu Datnery eine WinzergettoneiMebftft gegtliadet,

welche noch gegenwärtig unter dem Namen „Pur Champagne" besteht. ,.Die Ge-

nossenschaft hat «ich seit 1898 der französischen Arbeiterpartei angeschlossen. Sie

bat das ohne Zweifel in der Absicht getan, auf diese Weise mit den Arbeiier-Kon-

saaverdneii leichter GeschSAsvcrbindungcn anzuknüpfen. Es ist ihr auch gelungen,

Tcrschieden« Kimnunvereioe ab ttiadige Abnehmer zu gewimcn. Dafi die Ge>

oossenMibftft hierbei eine besonders gute Kondschaft erworl>en hat, ist vom rein

gescliitftlirlicn Standpunkt aus nicht anziindimen, denn im aligemcincn sind auch

in Frankreich die Arbeit« r keine Champagnertrinker." Arno Pftttze, Die land-

wirtschaftlichen Produktiv- und AbsaUgenouenKhaften, S. 58.
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Die Preise der Konsumvereine und der DetailUsten.

(Preisvergleicheade Untersuchung fflr Frankfurt a.M.)

Von

F. WETZLAR.KILZER
in Fianlrfort «.M.

Seit Jahren führen die Kleinhändler und Mittelstandsfreunde einen

erbitterten Km;] f geeen die Kunsurnvercine. In Wort und Schrift

werden allerlei beiladen uiiti iN'achteile, welche die Konsumvereine an-

geblich im Gefolge iiaben, angegriffen. Iditqgel, wddie ab und xu tat*

sichlich TOTkommen, werden nicht selten venUgenieineit und tibertrieben.

Naturgemflfl haben diese Angriffe die Konsumvereine selbst zu leb-

haftestem Widerstand entfacht, auch sie vertreten in Wort und Schrift

ihre Interessen und auch da fehlt es nicht an Einseitigkeiten in der

Begründung.

Unter diesen Umständen i^t es schwer, sich ein wahrheitsgetreues

Bfld Uber eine Reihe von Vorgängen im Konaumvereinsteben au scfaaflen.

Am wenigsten geklirt ist noch die Frage, wie sich die Preise und

Gewichte in den Konstnnvereinsläden zu denjenigen bei den anderen

Formen des Nahrunjrsinittelverschleißes verhalten,

^Vährend die Krämer behaupten, dati die Preise in den Kousum-

vereinslädeu vielfach teurer, jedenfalls aber nicht billiger seien als in

ihren eigener^ verneinen dies nicht ntu: die Anhänger der Konsumvereins-

bewegung, sondern sie sagen, dafi im Konsumvereuidaden immer volles

Gewicht gegeben wird, im Gegensats su den Gegnern, und dafi selbst

bei gleichen Preisen das Konsurovereinsmi^^Ued noch den Anspmdi auf

Dividende am Jahresschluß habe.

Welche dieser Behaujitunueu zutreffen, wird sich allgemein für ^^anz

Deutschland nicht eher entscheiden lassen, als bis eine Reihe von preis-

vergleichenden Untennidiungen in zahkekdien Orten stattgefunden hat,

deren Konsumvereine mttglidist grofie Verschiedenheit der Mitglieder-
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zahl, des Umsatzes und der Geschäftäfuhrung zeigen und wo auch die

sonstigen Lebensbedingungen möglidist von einander diSerieren. Man
wäre abdann wohl berechtigt, aus den erhaltenen Resultaten eine Be-

urtelitmg der Konsunnereinsfrage zu b^ründen.

Ein Versuch der Preisverfjleichung, der sich vorerst nur auf zehn

Artikel der Lebensmittelbranche erstreckte, mit Berücksichtigung der

Qualität^- und Gewich tsfrage, ist vor kurzem in der Stadt Franklurl a. M.
unternommen worden. Ehe wir auf die Methode dieser Untersuchung

und deren Ergebnisse näher eingehen, ist es notvrendtg, die in hiesiger

Stadt obwaltenden Verhaltnisse des Nahrungsmittdvefscfaleifies kurs su

erwähnen. Es teilen sich darin verschiedene Konsumvereine und in

üher^'ejpender Weise das Privathändlertum. Der Konsumverein, dessen

Laden wir unsere Proben entnahmen, l)esteht seit dem Jahre 1900.

Seine Mitgliederzahl war am Schlüsse des ersten Geschättsjahres 2046

gegen 3536 am Schlüsse des dritten (Juni 1903). Der Gesamtumsatz

betrug während des ersten Gesdiäfisjahres in 643 Mk. gegen 377 03 1 Mk.
während des lettten. Die Zahl der Verkaufestellen ist von 3 auf is

gewachsen. Außer den Kcnsumvereincn mit eigenen Läden bestdien

auch noch eine Reihe von Rabattkonsumvereinen
,

sog. Familienver-

einigungen. Das Privathändlertum hat verschiedenartige Gestalt ange-

nommen und zeigen die einzehien Arten sciiarf ausgeprägte Unterschiede.

Man findet Grofidetaillisten mit einem grol3en, gewöhnlich in bester Ge-

schäftslage befindlichen Laden; sie suchen ihre Kundschaft hauptsäch-

lich unter den wohlhabenden Klassen, und sind bestrebt, dem Bedtirfiüs

nach Waren kostspieligster QuaUtät und der Bequemlichkeit, welche

durch einen ausgedehnten Wagendienst erreicht wird, zu genügen.

Diesen Grotuletaillisten steht der {Troßdetaillist gegenüber, welcher

zahlreiche kleinere Laden in der Stadt uud Uaigegeud unterhalt. Eine

grofikapitalistisdie Betrdbung des Kleinhändlergeschäftes, welche gleich

dem Konsumverein am Frimdp des Verkaufs gegen bar festhält.

Die Kldnhändler endlich borgen gröfltentetk die Warenvermitllung

an den wirtschaftlich schwächeren Konsumenten, dem sie. wenn es not

tut, Kredit gewähren. Es gibt ihrer eine große Anzahl am Plat/e und

zahlreiche Abstufungen je nach der Lage: Peripherie, Innenstadt, Ost

oder West und die Konkurrenz imter ihnen ist eine scharfe. Es gibt

dann natürlich noch eine ganze Reihe von mittler«! Geschälten. Auch

befassen sich die Warenhäuser und Orofibaxare mit dem V^kauf von

Lebensmitteln.

Unsere Aufgabe lag also darin, Waren bei je einem t}-pischen Ver-

treter dieser Geschaftsgattungeu zu kaufen und Preis, Quantität und

Qualität einander gegenüberzustellen.

Gekauft wurden sidche K<donialwaren tmd Landeqwoduktei die täg-

lich im Hatishalte gebraucht werden und deshalb einer Untersuchung

keine Schwierigketten boten. Es wurden in den verschiedenen Läden
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entnommen : Gerste, Linsen, Sago, grüne und gelbe Erbsen, weifie Bohnen,

gemahlener Zucker, Hafergrütze, Gries, Reis, trnd zwar wurden verlangt

je '
>
Pfd Bei dem Warenhaus mußte eine Aiisnnhnie gemacht werden,

da die verlangten Waren nur in schon abgewogenen Paketen von

mindestens einem Pfund erhältlich waren.

Die Lieferanten wazen:

1. Der Konsumveieinsladen.

2. Kleinhändler I \ beide in unmittelbarer Nühe des KonBum-

3. Kleinhändler II f vereinsladens.

4. Kleinhändler in der Altstadt.

5. GroßdetaiUist, der seine Kunden unter den wohlhabenden Klassen

findet.

6. GrofldetailliBt mit Filialen in verschiedenen Teilen der Stadt

7. Ein Warenhaus.

Der Einkauf geschah unauffällig durch dritte Personen, die wiederum

nicht wußten um was es sich handle, so daß der Zweck in kdnon
Falle erkannt werden konnte.

Die eingekauften Waren wurden zunächst mit und oime Papier-

hülle gewogen, sowie die Preise notiert, de und die gefimdenen Ge*

Wichte «nd aus Tabelle 1 ersicfatlidL Es war also der durchsdinittlidie

Pteis von V« Vtraie:

im Warenhaus rOtSS

beim Großdetaillist mit Filiale 10,50 „

„ Konsumverein 11,20 „

„ Kleinhändler I 11,40 „

„ KiemhauUicr in der Altstadt 11,50 „

„ Kleinhändler n 11,66 „

„ Groddetaillist 15,95 „

Wir sehm dafi am billigsten das Warenhaus verkaufte, es folgt an

zweiter Stelle der Großdetaillist mit Filialen, an dritter der Konsum-

verein und hinter ihm reihen sich die verschiedenen Kleinhändler und

an letzter Stelle der Großdetaillist an. Bei diesem muß jedoch bemerkt

werden, daß er auf Wohlfcilheit keinen Anspruch macht.

Ks zeigte sic h auf durchschnittlich 250 Gramm

beim Großdetaillisten ein Mindergewicht von 0,50 Gramm

„ Warenhaus „ „ „ 1,80 „

„ Kleinhändler II n » » »

„ in der Altstadt „ „ 1, 3i75 1»

„ Konsumverein „ „ » 3»7<* »

„ Großdctaillisten mit Filialen „ „ n ^fi^ »

„ Kleinhändler I „ Mehrgewicht „ 8,70 „

Naclidem diese Berechnunsren zu Ende gefiihrt waren, wurden

Proben von den gekauden Waren entnommen, mit einer Nummer ver-
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Tabelle

Koonu&verein Kleinbindler 1 iUeiiikiiidler Ii

Artikel Brutto Netto
Prtis

pro
Pfd.

brutto
_

rvetto

Prois

li^tto Netto

Preis

pro
PCd.

gl" V.^ *
Oerstc . . . t • ' 252 6 246 20 273 (' '

.

266'
^ 26 253 217" 24

Linsen 251 6 245 26 256', 20 255 249'. >

^^RO 252 6 246 24 270 6'
, 263'.. 28 253 5'... 247 'ji

1

(Irünc Erbsen .... 336

:

24 259 2,2-. 2S t t t 1 f

UCIDC II
.... »50 244 18 262 24 257 25iVa 24

wciac oonncn 252 6 246 16 361 6V. «54V. t6 257 25iVt 90

GenwUencr Zucker . . «53 6 247 24 «63 6V, 22 250 5Vi «44V« 94

RUCIgntuEC .... 252 6 246 20 276 6V. 269V, 20 «49 5V. «4

Grio 351 6 «45 20 262 «SSV. 20 »54 «48%
R«ü «54 6 24S 33 263 256% .4 »53 5»/. «47*Ä •4

2523 60 2463 224 2652 65 25J>7 22<^ 2231 \'a 210

DurchscJmict »46,3 224 265,2 2SSj 22,

S

253.44 347.94 «3*33

Duxc bs»cbiulU»preiis

pro Vt ^f^' ' • 11,20 tt,4o

t) mr nicht erUiaieb.

*) mir eine Misdnuig Ton Sago nnd Gente.

sehen uitd einem im praktischen Leben stehenden Sachveiständij^en zur

Prüfung vorgelegt.

Er hat den Detailmarktvert einer jeden geprüften Ware so genau

als möglich festgestellt Das Ergebnis findet sich in Tabelle n und

swar in Kolumne i der tatsächlich gezahlte Preis jeder Ware, und in

Kolumne 2 der Detailmarktwert jeder Ware. Kolumne 3 entlKilt das

prozentuale Verhältnis des Preises mm Marktwert, dort zeigt sich also,

wenn der tatsächlich bezahlte Preis den Detailmarktvert übersteigt, eine

Zahl über 100 und wenn der bezahlte Preis unter dem Detailxnarkt-

weit bleibt eme solche unter i o e.

Als Erläuterung diene folgendes Beispiel:

Beim Konsumverein kostete das Pfd. Gerste 20 Pf., der Marktwert

ist 24 Pfg. Der Käufer bezahlte nur 83,33 Proz. des Detailmarktwertes.

Beim Kleinhändler II ist der Preis desselben Artikels 26 Pf. pro

Pfd. utid der Marktwert 24 Pig. Der Käufer bezahlte also 108,33 Proz.

des Mark wertes.
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I.

Kleiobäodkr in

AlWadt
der

GrofidetailUkt
GroMeUiUist niit

FOialen
Warenlwi»

Brutto

1
Netto

Preis

pro
Pfd.

Brutto
«

Netto

Preis

pro

I la.

l^rutto
CS
1»
«

•

Netto

Preis

pro
PfH& lU.

Brutto Netto

Preis

pro
VfA

9' gr gr <) gr gr V gr V
1

•34 Q 24 6V2253V» 4^ 251 6 3'^4 Ii IC•*

9 244 r S19 256 6Vi,«49»/t 24 249 6 «43 18 520 7V. 5I2V. «4

* • • * 259 6«/, 252«/, 40 248 6 342 20 478 7V« 47o'/i 23

t t t T 252 6'
, 24 5 32 250 6 244 26 478 7V. 470V« «5

256 9 *47 ib 254 6,, 247'/» 20 24S 6 242 504 7V. 496Vi 18

269 9 260 16 255 248V1 20 253 6 247 20 505 7V, 497 V« 16

24g 9 239 30 352 245'/» 24 240 6 243 22 513 7V. 505V« 33

257 9 248 30 262 6», 255V* 34 247 6 241 18 497 19

346 9 237 24 253 6>;, 246V, 23 258 9 249 20 537 S29'/» 19

367 9 258 24 257 6Vi 250'/, 46 244 238 38 513 7V. 505V» «7

«050 72 1978 184 3560 65 «495 305 2497 63 2434 21ü 5057 75 4982 207

25^.25 9 247.25 23

u,5o

»56 6Vt «49.5 30,5

«5t25

249.7 6.3 243.4 21

10,50

505.7

1

498,2 30,7

10,35

Die auf diese Weise erhaltenen R«8iiltate im Durchschnitt tind der

Hohe nach ;,'enaniit sind

beim U arenhaus 88.48 Froz. des Detailmarktwertes

»1
Gruiidetaillisten mit i'iiiaien 98,42 ?! »

n KoDsumveiein 103,91 »1 »»

Kleinhändler I 11S.3Ö f» » »»

» Kleinhändler H 136,96 M It

n Großdetaillisten 134.24 II . n f»

»> Kleinhändler in der Altstadt 137.67 » >. »

Wir sehen also, daß relativ am billigsten das Warenhaus verkaufte,

es folgt an zweiter Stelle der Groüdetailltst mit Filialen an dritter Stelle

der Konsumverein imd hinter ihm reihen sich die verschiedenen Klein-

händler und der Großdetaillist au.

Werfen wir nun dnen Rttclcblick auf das Ergebnis unserer Unter«

sttdiung, so finden wir bezüglich der Gewichtsfnge, dafi soweit also

Frankfurt in Betracht kommt, bei allen untersuchten Formen des

Nahrtmirsmittelverschieißes mit einer Ausnahme, kleine Fehlbeteäge im

Gewicht sich zeigten.
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Tabelle

KonttunTcrein Kldnhindler I KltinhliMHer n

Artikel
Preis

pro
Hd.

Detail-

markt-

wert

Der Preis

beträgt

Proz. des

DMW.«)

Preis

pro

Pfd.

I

Detail-

markt-

wert

Der Preis

betriigt

Proz. des

DMW.

Preis

pro

Pfd.

Detail-

markt-

wert

Der Preis

belrtgt

Proz. des

D.\rw.

Sago

Grüne Erbsen ....
Gelbe „ ....
Wcifie Bohnen . . .

Gemahlener Zucker . .

Hafergrätse ....

20

36

24

24

18

16

34

ao

ao

33

34

20

22

26

18

13

22

22

20

35

03.33

130.—

109,09

92,30

100,—

123,07

109,09

90,90

100,

—

91.35

20

20

28

28

24

16

32

20

20

«4

»4

17

22

16

20

16

21

24

16

36

108,33

»17.65

127,27

175,—

120,

—

100,

—

104,76

83.33

9S.33

,\

24

24

24

t1

24

20

24

24

33

24

34

«5

so

t

18

16

21

ao

16

20

100,—

120,

—

t

»33.33

125—
»14.29

120,—

150.—

Stttnnm .... 334 333 1039,13 338 303 "53.67 210 170 ii4a^

DnrdMcbnitt . . aa^ 22,2 102,91 22,8 20,2 »»5.36 23.3 18,8 136,96

*) DMW.= DefaUmarictwert

*) war eine Mischung Ton Sago und Gertte.

t) nicht crhültlich.

Hiosichtlich der absoluten, sowie der relativen Wohlfeilheit ergab

es ncli, daß das Warenhaus und der Großdetaillist mit Filialen billiger

und die Kldnhändler, sowie der GrofidetulUst teurer als der Konsum-
verein verkauften und muß bei «Ueser Gelegenheit bemerkt werden, daß
bei allen Berechnungen die Dividende des Konsumvereuis außer Betiadit

blieb (sie betrug bei dem in Frajje stehenden Konsumverein 3 Proz. im

letzten Cieschafisjahr). Für die allj,^emeine Befriedif^unj; des Nahruiigs-

raiitelbcdurlnisses kommt m Frankfurt — in anderen Städten wird dies

anch der Fall sein — das Warenhaus nur nebenher in Betracht, weil es

der Katar der Sache nadi im Herzen der Stadt gdegea sein muß, so

daß die große Masse der Konsumenten wohl doch nur gdegentlidi eines

anderen Einkaufes Nahrungsmittel dort entnehmen wird.

Die allgemeine Befriedigung des Nahrungsmittelbedürfnisses durch

den Großdetaillislen mit Fihalen ist eine Form, die unseres Wissens

außer in Frankfurt nur in einigen wenigen Großstädten zu finden ist.
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n.

KloDbändler in der

AlUtadt
GroMcteOlut

Großdcl.vilHst mit

Filialen
Warenhaus

Preis

pro
Pfd.

Detail-

markt-

wert

Der Preis

beträgt

Pror. des

DMW.

Treis

pro

Pfd.

DeUil-
markt-

wert

Der Preis

beträgt

Proz. des

DMW.

Preis

pro

Pfd.

Detail-

rnarkt-

wert

Der Preis

betragt

Proz. des

DMW.

Prell

pro
Pfd.

Detail-

markt-

wert

Der Preis

beträgt

Proz. des

DMW.

^

•

T

i8

i6

30

30

24

24
'

18

•

4.

T

«3

22

20

>5

t6

133.33

•

4.
T

ia8,57

»23.07

136,36

150,—

160,

—

42

34

40

32

20

20

24

34

23

46

35

20

22

24

14

16

20

24

16

40

I30,—

ISO,

—

i8i,8ft

I33i33

142,86

1 20,

—

141,66

143.75

ao

18

20

so

18

20

aa

18

20

28

n

22

«4

20

ao

22

24

20

24

83»33

90,90

108,33

90,—

100,—

100,—

75t—

100,

—

1 16,66

^
15

22

«5

18

16

22

19

19

27

»5

35

ao

18

18

22

20

25

30

96,—

88,86

96»»S

TOO,—

88,88

100,—

95,—

76,-

90,—

184 m 1 toi ,33 30s «31 »343,4« aio 984,«2 307 884,89

23,0

^

.6,6

1

»37,67 30.5 23.10 134.34 31,0 2».5 98.42 30,7 88,48

Es wird sich also an den meisten Plätzen um den Befund bei den

Kleinhändlern «nd deren .Abstufungen und den bei den Konsumvereinen

handeln. Wie wir zu Heginn gesagt h:iben, wird ein endgültiges Urteil

in der Streitfrage zwischen Konsiunverein imd KJeinlxandler nicht eher

«1 Hillen möglich «ein, ab bis zahireidie Untenndiungen, ähnlich der

unseren, Ja wenn mögUdi noch eingehender, gemacht stin wodai.

Wenn unsere Ansfilhrongen dies herbeiführen können, dann sind sie

nidit vergeblich gewesen.
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LITERATUR.
Stiin^ Ludwig, Dr. ord. Professor der Philosophie nn der Uni-

versität Bern, Die soziale Frage im Lichte der Philosophie.

\V)rlesun';"t'n iiber Sozialphilosophie und ihre Geschichte.

21weite verbesserte Auflage. Stuttgart. Enke, 1903.

Die erste Auflage dieses Buches habe ich im „Archiv für sj-ste-

matische Philosophie" VI, 4 (1900) mit anderen Werken, die in das

Gebiet der Soziologie und in die Jahre 1897 und 1898 fielen, ange-

zeijrt. Ich liattc dem Buche einen ..ganz überwiegend exoterischen**,

sodann einen eklektischen und synkretistischeu Charakter zugeschrieben.

Ich hatte nachgewieflcn, dafl in der Anlage tuid in doi Grundgedanken

eine grofie Verworrenheit und widerspruchsvolle VnUarheit ansutrefien

ist; ich hatte die Weichheit der Denkgesinnung hervorgehoben, und die

Schreibart „vielfach geradezu schwülstig*' genannt. Gleichwohl ist mir

privatim von mehreren Seiten der Vorwurf gemacht worden, und zwar

auch von Personen, deren Urteil dem Autor offenbar mehr gilt, als das

meine, daß ich zu günstig, zu milde über das Buch geurteilt habe. Ich

hatte midi allerdings böoattht, auch einiges Gute daran zu lasten, und
hatte geloht, was ich mit gutem Gewissen loben konnte und um geiedit

2U sein, loben wollte.

Im Vorwort der neuen Auflage sagt der Verfasser, er sei den

Kritikern der ersten durchweg zu großem Danke verpflichtet; Winke

und Ratschläge, die ihm iu der wohlwollendsten Weise für die zweite

Auflage von mehreren Seiten erteilt worden seien, werde man beherzigt

und dankbar verwendet finden. Winke und Ratschläge hatte ich nidit

erteilt; auf eine Wirkung meiner Kritik deuten also diese Worte nidiL

Es ist aber nicht nur für mich, sondern auch Air die Sache von einigem

Interesse, ob der Verfasser die schweren Fehler, die von mir an*

gemerkt und gerügt waren, als solche erkannt und !>er;rhtigt habe.

Meine Ausstellungen bezogen sich hauptsachlicii aul i'ian und Ein-

teilung des Werkes, also auf die Ln^k seiner Struktur. Ich konnte
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keinen Sinn darin finden, „das soziale Zusammenleben der Menschen"

den „3 Mümenten einer sich von selbst einstellenden (rr) philosophischen

Betrachtungsweise" unterwerfen zu wollen, die vorgestellt werden als

a) Uispnmg alles menschlidu» Gcmeiiischaftstebens, b) geschichtliGher

Werdegang der socialen Organismen, c) der augenblidcliche Stand der

sozialen Probleme — und dies so auszufuhren, daß der ganze zweite

Abschnitt (S. 175— 511 in i. Aufl.), der das „Moment'' b zu entwickeln

bestimm» ist, nichts als den „Umrit' einer (ieschichte der — Sozial-

philosophie" enthält. Zu meinem großen Erstaunen muß ich be-

merken, daij dieser grobe logische Fehler in der zweiten Auflage un-

verändert wiederkehrt Im Wesen mveräoitert. In der Form durch

eine scheinbare Verbessenmg verschlimmert. Seinem Quid pro pio

batte der Verfasser einen falschen Schein der Begründung dadurch ta

geben vcrstxht, daß er den „geschiditlichen Wenlep^anE: der sozialen

Organismen" einen zwiefachen sein lietä: a) ihr unreflektiertes Wachs-

tum, b) ihren reflektierten Zustand, der seit etwa 100 Jahren daher

komme, dai3 der menschliche Geist das menscJiliche Gemeinschaftsleben

dm unbewnflten Wachstum entrücken „wolle", um es bewofit umza>

formen. Wie fadenscheinig diese Begründung war, brauche ich nicht m
erOftem; man sieht ja die Fflden. Die neue Auflage hat auf das Ge-

wand ein paar Flicken gesetzt: statt von sozialen Organismen wird von

sozialen Institutionen geredet, statt der immanenten Teleologie des Naturge-

schehens (durch welche pompöse Künstlerin das uiiretlektierte Wachs-

tum jener „vorgezeichnet" wurde) tritt jetzt einfach „der Gang" des

Naturgeschehens auf — übrigens alles b^ alten. Aber ein neuer Satz

ist hinzugekommen (S. 37), der die viel&chen Umschreibungen des

„nanes" vermehrt. „Sobald es uns .... gelungen sein wird, den Ur-

spning menschlicher Eezichungsformen aufzudecken 'das soll den Inhalt

des ersten Abschnittes bcdeutenl, werden wir in einen» Abrili einer Ge-

schichte der Soziaiphilosophie den Werdegang der sozialen Institutionen,

*sowie*^) dessen ^Widerspiegelung* in den Köploi der Denker

SU schildern haben.^ Dieser Zusatz hilt aber den Autor nicht ab, gleich

nachher aus der ersten Auflage zu wiederholen: „im zweiten geschicht-

lichen Abschnitt werden wir die soziologischen *Gedankengänge* der

führenden Kulturvölker von ihrem ersten durchsichtigen F.m})ordämmern

an bis zu ihren gegenwärtigen , . . Formen hinauf verfolgen.'' Dieses

Wiederholte hat wenigstens den Vorzug, daii es den wirkucnen literar-

historischen Chankter des Abschnittes, wenn auch in geschwollenen

Worten, ausdrückt. Jener Zusatz ist einflu:fa unwahr. Von dem Weide-

gang der sozialen Institutionen ist weder in den einundzwanzig Vorlesungen

der ersten nodi in den ebensovielen der zweiten Auflage die Rede. Oder

sollen etwa die dürftigen Bemerkungen über den spartanischen Kommu-

'j Die in Sternchen stehenden Worte sind im Original nicht hervorgehoben.
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nismus (S. 148 über das Imperium roroanum und den I'niver^al-

episkopat (S. 192), über die französischen NationalWerkstätten (S. 274),

Bemerkungen, die nicht einmal den bescheidensten Anfurderungen ge-

redit wflfden, die man an eine Damdlung jenes „Werdegangs", wenn

auch nur in seiner Bedeutung fUr die Geschidite der Sozialphilo-

Sophie stellen müßte» eine solche Darstellung ersetzen?! Vor der die

„Widers])iegelung in den Köpfen" in die zweite Stelle xorttdctreten

würde? Wofür hält der Verfasser seine Leser?

Ich hatte in meiner Kritik auf noch einen anderen Versuch, dem
Gedankengang eine Basis zu verleihen, hingewiesen. Stein unterscheidet

„stabile** und Jahil&* Formen des Zusammenlebens („sociafen Zusammen
lebens" sagt er, {deonastisch, wie ftst in jedem Satze). Jene, nämlich

„Familie und Eigentum, Gesellschaft und Staat, Sprache, Recht und

Religion" seien gleichsam sozialer Wildwuchs; Regeln des Verhaltens,

die das soziale Telos mit immanenter Logik „schaffe" — dies soll sich

also decken mit dem, was sonst „das unreflektierte, von der immanenten

Teleologie des Naturgescheheus vorgezeichnete Wachstum der sozialen

Organismen" genannt wurde. Hingegen wird nun d^en »»reflektierter

Zustand'* ausdrOckItcb und ansschliefiUch bezogen auf ^Moral und

Wissenschaft, Technik tmd Kunst": die moralischen künstlerischen und

wissenschaftlichen Imperative (,,1iingep:en") seien „bereits" „Ausfluß der

namentlich in der I^hilosoijhie /.um Selbstbewußtsein gelane'-ten, das

Wesen dieser Befehle /ergliedernden, und die Möglichkeit einer ge-

flissentlichen Umbiegung derselben erwägenden menschlichen Vernunft".

(In der 2. Aufl. dieselben Sätze, nur ist statt „Ausflufi" — „Wirkimgen"

emgesetzt). Ich hatte darauf aufmerkjain gemacht, dafi nach dem Zu-

sammenhange, und namentlicfa nach dem Absätze, der den „ersten Ab-

schnitt" beschloß, verstanden werden müsse, Moral und Wissenschaft,

Technik und Kunst seien durch— sozialphilosophische Reflexion ins Leben

gerufen oder bewirkt oder erzeugt. Nach dem Schiulisatze sollte eine

geschichtliche Skizze des sozialphilosophischen Ideenganges der Mensch-

heit uns in den Stand setzen, die Spi^elungen der sozialen Funktionen

in den Köpfen der bedeutsamsten Sozialphilosophen zu beobachtoi,

sowie die bisher zutage getretenen Vorschläge zur Umformtmg dieser

sozialen Funktionen kennen zu lernen. Als soziale Funktionen werden

hier die Dinge bezeichnet, die sonst Formen des sozialen Zusainuien-

lebens hießen, und im ersten Abschnitt, wie der Verfasser versichert,

behandelt wurden, „wie sie sich in ihrem natürlichen Wachstum ent-

wickelt haben". Er will sie im zweiten, wie es an dieser Stelle dann

hiefl, t4u ihrem geistesgeschichdichen Werdegang belausdien". „Zu den

vergleichsweise stabilen Formen der sozialen Gemeinschaft rechnen wir

Familie, b) F.igentum . . . c) die Gesellschaft . . . d) den Stvt Zu

den labilen rechnen wir: a) die Sprache, b^ das Recht, c) die Religion

. . . weiterhin Technik und Kunst, Moral und Philosophie" (2. Aufl. S. 36).
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Das sind alles soziale Funktionen, die sich in den Köpfen der bedeut-

samsten Soztolplulosophen .spiegeln" 1 Aber nein: in der a. Auflage ist

jener Sctüufiabsats gestrichen worden: vielleicht eine kleine Wirkung

meiner Kritik. Auch in der i. Auflage war die Philosophie an dieser

Stelle eskamotiert worden, dagegen traten als „labile soziale l'unktionen"

„Moral, Wissenschaft, Kunst, Strategie und Technik der Erfindungen"

auf ; die lieiden letzteren heißen in der 2. „Krie<iskunst und Erlindungs-

kuiisf. In beiden folgt eine Seite nachher (S. 144 -) der Satz: „Moral

und Wissoaschaft» Technik und Kunst sind bereits Erzeugnisse reflektierter

Imperative". Gewifi ein sehr tiefer Satz. Wenn ich ihn nur ergründen

könnte! Glttddidierweise umschreibt der Verfasser seine „Gedanken"

regelmäßig in neuen Sätzen. Derselbe Sinn, den der anf:cfiihrte Satz

haben soll, wird in dem vorhin schon zitierten Satze wiedergej,'eben, wo-

nach die moralischen, künstlerischen und wissenschaftlichen (wo bleibt

die Teciinikr; Imperative Wirkungen (früher „Ausfluß") der nament-

lich in der Fbilosof^e zum Selbstbewufitsein gelangten, das Wesen

*dieser Befehle zergliedernden'^ und die ^Möglichkeit*
einer geflissentlichen Umbiegung derselben *erwägen den* mensch-

lichen Vernunft sind. Man merke idso wohl: Moral und Wissenschaft,

Technik und Kunst sind „bereits" von reflektierten Iniiicrativen erzeugt

worden. Die menschliche Vernunft bewirkt (oder laßt aus sich heraus-

fließen) moralische, künstlerische und wissenschaftliche Imperative, auch

„bereits" ~ sind es dieselben „reflektieiten'' Imperative, die Vater und

Mutter von Wissenschaft, Technik und Kunst and, oder sind es andere ^

Einen Sinn kann ich weder in der eben noch in der anderen Alter-

native entdecken. .\bcr weiter: die mcnscldiche Vornunfl bewirkt nicht

nur diese Inij>ctative, sie zergliedert auch ihr Wesen und erwägt die

Möglichkeit einer geflissentlichen Umbiegung „derselben". Gleiclizeitig

gelangt diese sonderbare alte Dame „in der Philosophie'* zum Selbst-

bewußtsein. Gott sei Dankt Denn nun konunen wir doch zur Sozial'

Philosophie — zur Motivierung für die Mitteilungen über deren „Ge-

schichte^ sollen ja diese Umschweife dienen. Ein scheinbarer Begrift" wird

uns gejijeben mit dem Worte „sozialer Wilduuchs" — oder, wie gleich

nachher umschrieben wird, der „j)fadiose Urwald sozialer Imperative,

wie er wirr und planlos m die Hohe geschossen ist" oder, wie in einem

femer folgenden Satze nochmals umschrieb«! wird, „was bisher au

Regelungen der Beziehungm von Menschen untereinander, sowie der

Beziehungen des Menschen zu der ihn umgebenden organischen und un«

organischen Natur wildwüchsig — weil nur unbewußt-zweckmäßig —
geworden und erwachsen ist". — Der Begriff ist völlii:: unklar und

wertlos. Solange es Menschen gibt, iiat an menschlichen Institutionen

vernunftiges Denken mitgewirkt. Freilich in sehr verisdnedeuem Grade,

auf sehr verschiedene Weise, mit sehr verschiedener Kraft Mehr oder

weniger klar und scharf, m^ oder weniger mythologisch und theo*
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lOfTisch. vor aHein mehr oder weniger frei gegenüber der Tradition und

alier anderen Autüritat ist gedacht worden. Was der Verfasser liier

mein^ kann ja nicht zweifelhaft seht: etwa dies, daS in späteren ^podien

einer Rnltur mehr nnd mehr freies, mdir und mehr Uares» mehr vnd

mehr vissenschaftliches Denken auf die sozialen Institutionen Einfluß

gewinnt. Daß er dabei, als bisher oder in den Anüxngen, wildwüchsig,

Familie und Eigentum, Gesellschaft und Staat, Sprache, Recht und Reli-

gion, in einem Topf durcheinander rührt, wollen wir passieren lassen.

Irgendwelche zunehmende Wirkungen der „Vernunft" auf alle diese Dinge

kann man ja behaupten. Auf «fie Sprache wirkt die Veninnft (oder

Unvernunft) der Grammatiker, der Dichter und Schriftstetter, auf das

Recht die Vernunft der Juristen und Politiker, auf die Religion die

Vernunft der Theologen und Philosophen . . . auf Gesellschaft und Staat?

meinetwegen alle zusammen, ich würde freilich denken, sie wären im

Rechte irgendwie enthalten, die Gesellschaft im Privatrecht, der Staat

im öffentlichen Recht; ebenso würde ich Famihe und Eigentimi zunächst

als Rechtsbegriffe definieren, und dann etwa eben Begriff der sorialen

Ordnung suchen, der unterhalb alles poativen Redites läge. Somle
„Funktionen" sollen das alles sein imd als solche Familie und Sprache,

Eigentum und Religion auf einer Fläche liegen? Welch ein Ungedankcl

Aber lassen wir das. Was meint also unser Verfasser? Mit der P»e-

trachtung zunehmender Einwirkung der „Vernunft" auf die sozialen

Institutionen vermischt und verwirrt sich ihm die Vorstellung des Ein>

flnsses, den philosophische oder wissenschaitlidke Reflexionen über
diese Instttutionen auf Gesetzgeber, Theologen usw. gehabt haben mdgen,

oder verwirrt sich schlechthin die Betrachtung der Tatsache solcher

literari'^rlien Kopf-Spiegelungen! Denn es heißt — und damit schließt

jetzt dieser .\bschnitt — : „Was bisher . . . wildwüchsig . . . das wird

jetzt planmäßig umgestaltet und bewußt-zweckmäßig reorganisiert. Die

Vernunft QbeidmniA das heikle, verftüigliche GesdiXft, die Natur su

meistern, die Instinkte zu ttberwachen, und, wo es not tut, umzugestalten,

indem sie [neue Paraphrase !] die unbewußte Zweckmäßigkeit der aotialen

Institutionen, wie sie die immanente Tcleologic hervorgetrieben hat,

durch eine b e w u ß t e zu ersetzen sucht : es entsteht mit einem
Worte eine S o z i a 1 p h i 1 os o p h i e". Ja, mit einem Worte! —• Und
doch bleibt es nicht bei diesem einen Worte. Die erste Vorlesung

des sweiten Abschnittes (überhaupt die 1 3te) ist überschrieben : „Die ersten

sozialphilosophischen Regungen des bewufiten Geistes in der Gesdiichtc."

Darin ist (S. 145— 149) ein wenig von der Legende eines goldenen

Zeitalters, ein wenig von den Übergängen von der vorhistorischen Gens
zum ges( hiclitlichen Staat auf dem klassischen Boden von Hellas, ein

wenig vom sjiarianischen Komnmnistnus , endlich ein wenig von der

Scheidegrenze, welche die Kultur in typischer Weise von der Barbarei

trenne^ die Rede. „Hier scheiden sich aber audi unsere Wege von der
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Marxschen GeschichtsaufTassung , welche nur ökonomische Motive als

Fennente sozialer Klassenbildungen anerkennt. In der Barbarei sind es

ttberwiegend ökonomische Vorbedingungen, welche den Klassenkampf

erzeugen und so die sociale Entwicklung föidem. ha Kuhurzastand

hingegen (NB. nun kommt eine neue Ptoaphiase des uns schon sehr be*

kannten „Gedankens") erh^ sich der menschliche Geist in seinem re-

flektierenden "Bewußtsein m einer sozialen Macht , welche neben der

ökonomischen truie wesentliche Einwirkung aul" die Gesellschafts- und

Staatenbildung ausübt. [Hier bleiben also Familie, Sprache usw. auüer

Ansatz]. Waren die sozialen GebOde [wdche also?] früher *aur mehi*

das Eneugnis eines unreflektierten Katttrpnnesses, so weiden sie jetzt

[wann?] Gegenstand der Beobachtung und Untersuchung seitens des be-

wußten Geistes" [Nochmalige Paraphrase, die wievielte?]. Punkt. Ab-

satz. „In dem Augenblick, da der menschliche Geist jene Reife er-

langt, wie sie sich in einer umfassenden philosophischen VN'eltanschauung

ausprägt, schiebt sich sehr bald [in dem Augenblicke sehr baldlj die

soziologische Frage in den Vordergrund, ob man die Organisation der

Gesellschaft noch wdter dem Sptd der sozialen Naturkräfte blindlings

überlassen und nicht vielmehr nach reiflich erwogenen
,

planvoll er*

dachten Prinzipien selbst regeln sollte. „Es entsteht mit einem
Worte die Politik als Wissenschaft" (S. 150). Aho nicht die

Sozialphilosophie? Oder ist das ein und dasselbe? Bei dem X'criasser

muß man immer die Tendcni^ zum ein und demselben voraussetzen.

Wozu aber dann nun nochmals das dne Wort? Der dritte Satz der

nun fragenden 14. Vorlesung (betitelt »^as eatt Auftaudien der sozialen

Frage bei den Griedien") heißt dann wieder: „In dem Augenblicke (I)

da *große Gesetzgeber* allgemein gültige ütTcntliche Befehle erlassen

ist die Vernunft an die Stelle des Instinktes getreten." ,,Die soziale

Vernunft setzt ein mit großen Gesetzgebern wie Drakon und Solon . .

Ist das nun die Politik als Wissenschaft? oder die Sozialphilosophie?

oder mit einem Worte . . .?

In den Vorträgen über Geschichte der Soztalphilosophie ist viel-

leicht (ich habe nicht alle eingehend geprüft) manches zur populären

Belehrung Taugliche enthalten. Die Anlage ist von höchst seltsamer

Art. Zuerst wird in 5 Vorlesungen über das Altertum (Flatons Republik,

Aristoteles Politik usw.), dann in je einer über das Urchristentum und

über Sozialphilosophie des Mittelalters und über die Sozialphilosophie

im Zeitalter der Renaissance gesprochen. Die folgenden 12 (S. 220—545)
handdn von nichts als von Sozialismus und Komnuinbnui^ znetst nIbnKch

\ori ^^^taatsromanen", zuletzt von Staatssozialismus, Kathedersozialismus,

offizieller Sozialdemokratie usw. Dann kommt auf einmal die letzte

und unverhältnismäßig lanjre 33. Vorlesung, und betitelt sich „Zur Ge-

schichte der Sozialphilosophie von der Renaissance au bis auf die Gegen-

wart^. Also alles was in den 12 Vorlesungen mi^^eteilt wurde, gehörte
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nicht tat Soaalphflosophie? Und dodi war von der „werdenden National-

ökonomie'^ von Quesnay und Turgot, war son A<tein Smith die Rede^

dann von Rousseau, Saint Simon und Fourier; endlich von Proudhon,

von Marx, von Lassalie. . . . Jene 33. Vorlesung überrascht uns gleich

im Anfange wieder mit einem sonderbaren Satze: ,.\'on einer Sozial-

philosophie als eigener Disziplin , welcher die Prüfung und klassilika-

toiische Verarbeitiing der p^diologischen, isdietndiea und ethischen

Faktoren im gesellschaftlichen Organismus ohfogt, kann redit

eigentlidi erst seit dem Auftreten von Auguste Comte ernstlich ge-

sprochen werden." Dann folgt nach einigen Zwischensätzen: „Das jihi-

losophischc Stiuitsrecht und die Rechtsphilosophie gehen der Sozial-

philüsophie zeitlich voraus." Nachdem auf den folgenden Seiten noch

mehrfach lunschricbcn , welchem Augenblicke" eine Sozialphilo-

sophie als eigener Wbsenseweig steh auftun konnte^ wuin der zwin-

gende Anlaß znr Entstehung einer Soäalphilosophie gegeben war, folgt

S. 350 als Disposition: „Sehen wir tms aber genötigt» die in den N'atur-

rechtssrhulen und staatsphilosophischen Systemen von der Renaissance

bis auf Comte sporadiscii aufl)litzendeu sozialphilosophischen Gedanken-

gänge nur als vorbereitende Etappen zur BUduDg einer Sozialphilosophie

als Wissenschaft zu betrachten, so wird man es begreiflich und der

Ökonomie unserer Auseinandersetzung entsprechend fimcten, wenn wir

diese vorangegangenen Etappen nur in alter Knappheit ddzzieren, um
dafür bei Comte und seinen Nachfolgern desto länger verweilen zu

können." Hier wird also mit dürren Worten ausgesagt, daß die sanit-

Uchcn Nationalökononien. Kommunisten und Sozialisten in eine Cicschichte

der Sozialphilosophie überhaupt nicht hineingehorten. Und doch die

13 Vorlesungen! Doch haltl Wenigstens die Staatsromane stehen

doch in einem Verhältnis zur Sozialphilosophie 1 Den Utopismus be>

zeichnet nämlich unser .\utor als den mystischen Schatten der
werdenden Sozialphilosophic (S. 220). Hören wir mehr über

die Utopisten. „Was die Apostel rch'giös bedeuten, das sind die Uto-

pisten politisch: * Erlöser*. Sic sind Herolde welche das Heran-

rauschen einer neuen Zeit ankündigen. Man kann nämlich den Nach-

weis fuhren daß, in der Neuzeit zumal, jeder weitetgreifenden und in

die Tiefe gehenden socialen Bewegung ein Utopist als * Fahnenträger*

vorangegangen ist." Will jemand diesen Nachweis kennen lernen ? „Die

erste neuzeithche Utopie ist die des Thomas Morus (erschienen 15 16).

Ein Jahr darauf schlug Luther in Wittenberg seine 95 Thesen an und

gab damit das Signal /um Ausbruch (!) der Reformation, deren Ziele

zwar religiöser Natur waren, deren Ausgangspunkt aber auch ein sozialer

gewesen isL*' Dies also war der erste Streich. . . . „Etwa ein Jahr-

hundert später findet die Utopie des Thomas Morus eine bemerkens*

werte Reihe von berufenen und unberufenen Nachahmern. Der eng-

lische Lordkanzler Bacon schreibt seine Nova Atlantis (1621)^ Cam-
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panella seinen Sonnenstaat (1630). Harrington seine Oceana 1656),

Vai rassc seine Histoire de .^evarambcs 11677) — lauter Staatsrumane,

die nach dem Muster der Utopie eine glückliche Insel schildern, wo
politische und sociale IdealiiiMflnde herrschen. Und was folgt historiscli

auf diese Wiederbelebung des Staatsiomans? Wieder ebe sociale fie*

wegung, welche um die Mitte des 17. Jahrhunderts (1648) in England
ausbrach, deren Adepten man in der Geschichte als „Levellers" be-

zeichnet. Aus diesen '' Puritanern oder I.evellers * die sich durch stark

kommunistisclie Tendenxen auszeichneten, zweigte sich die große Sekte

der Quaker ab, aus denen wieder die kommunistische Sekte der Shaker,

die sidi fibei tin Jabrhnndat lang unter streif konununistisdien Ver>

hältnissen erhalten konnte, herausentwickelt hat [soll wohl heißen: «^ch
herausentwickelt hat"]. Das also war der zweite Streich. Doch der

dritte folgt sogleich. „Im 18. Jahrhundert schrieb Morelly den Staats-

roman „Basiliade" (1753), zu deren Vcrleidii,ning er zwei Jahre darauf

(1755) seinen .,Code de la nature", ein sozialistisches Manifest, heraus-

gab. Rousseau schreibt seine „neue Heloise" (1771). **Und was
war die Folge? Die grofle franaösische Revolution.**
Man höre! man staune 1 „£m weiteres Jahrhundert später [ab die grofie

französische Revolution?!] endlich erschien der letzte Staatsroman in

großem Stile, Cabets Voyage en Icarie (1842) . . . „Was folgte auf Ca-

bets Voyage en Icnrie? Das blutige Revolutionsjahr 1848, in welchem

sich der deutsche S<}zialismus anzukunciigen begann" (der bekanntlich in den

vorhergehenden Jahren schon reciit sehr kundbar war). Dies der vierte

und letate Streidk Die Memung dieser Zusammenstellungen kann, wie jeder

steht, nur sein, dafi die viermalige adtUche Folge auf einen ursäch-
lichen Zusammenhiing zu schließen gebiete. Wenn die franiösisdie

Revolution schon im Ausdrucke als die kausale Wirkung der genannten

Bücher hingestellt wird —- denn „die Folge" kann in deutscher Sprache

keinen anderen Sinn liaben — so ist daran nur eine der nicht ganz

wenigen von mangelhaftem Sprachgefühl zeugenden Ausdrucksweisen

sdiuld, die uns in dem Budie begegnen. In der Tat schliefit sich in (ge-

wohntem) pomphaftem Gewände jener Gedanke an: „Es kann unmöglich

ein bloßes Possenspiel („bloßes Spiel" würe au einlach) des Zufalls sein,

wenn bisher auf jeden bedeutsamen Staatsroman eine große son'ale Be-

wegung gefolgt ist. Die Regelmäßigkeit der Aufeinanderfolge verbietet

eine solche Auslegung. Aus dieser historischen Zusamraen.stellung muß
die philosophbche Betrachtung vielmehr folgern, daß zwischen dem Er-

scheinen der Staatsromane und dem Ausbredien großer sozialer Be-

wegungen Nun, was kommt? doch wohl, dafi ein Verhältnis

von Ursache und Wirkung besteht? — „auch ein gewisser Zusammen-

hang herrscht". Ein gewisser Zusammenhang? Das ist alles? Parturiunt

montes ... Es scheint unmöglich . . . Und siehe: als der Berg zum

ersten Male kreißte, da war es eine richtige Ratte! In der ersten Auf-

Archiv Tur SozialwUseQAchaft u. Soxialpolitik. I. (A. f. «ot. G. u. St. XIX.) 9. 29
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läge (S. 289) heißt es dick und iilum]): .,daß zwischen dem Erscheinen

der Staatsromane und dem Ausbrechen groDer sozialer Bewegungen

*a»ch ein gewisser Kausalnexus henccht*". Betrachten wir die Ratte

etwas näher — natürlich „philosophisch'*. An die Ratte müssen wir tu»

halten, denn das Mäuschen hat ja nur einen Sinn, insofern es auf die

Ratte hinweist, ^slgen wir also ehrlich, daß die Ratte ein sehr häß-

liches jrraues Nagetier ist. Hören wir zunächst zu Ende. Nach : „ein

gewisser Zusunimenhanu (ein „Kausalnexiis") herrscht''. ..Und so sind

denn die Utopisten jene poetischen Siunnvogel, die das orkanartige

Heranrauschen einer neuen Zeit Iriinden.^ Was sind denn die Utopisten

nun eigentlich? „Mystische Schatten" — .^Erlöser"* — ,^erolde" —
„Fahnenträger" — „pcetisclK- Sturmvögel". Und zwar sehr ungewiß»
liehe Sturmvögel, denn sie sind zugleich die Ursachen des Sturmes, den

sie ankündigen. Sehr ungewöhnliche Fahnenträger, sehr ungewöhnHclie

Herolde, sehr ungewöhnliche Schatten. Ks ist wohl kaum nötig lu sagen,

daß es mit dein kausalen Zusammenhang rein gar nichts auf sich hat.

Die einfache Wahrheit ist, daß die Unruhe der Gemüter, die besonders

in den Ländern, die an der fortschreitenden Entwicklung am lebhaftesten

beteiligt sind, seit der Krisis der mittelalterlichen Lebensformen die

Menschen erfüllt, einerseits in \'iilksl)c^vcc:unpcn und Stantsumwäizimgen

oder darauf zielenden Versuchen, andrerseits in massenhaften nterari-,chen

Erscheinungen sich kundgibt und abbildet, und daß diese beiden Arten

des Ausdruckes gegenseitig und zwar vorzugsweise fördernd aufeinander

wirken, wenngleich sie ihrem Wesen nach anabhängig voneinander sind.

Daß nun gerade die sporadisch auftretenden literarischen Idealgebilde

gesellschaftlicher und politischer Zustände in dieser Hinsicht eine erheb*

liehe Wirkung haben, kann man nicht mit Grund sn^en. Im Gegenteil:

sie sind immer nur hterarischen Feinschmeckern, also den oberen, in

der Regel nicht aufrührerisch gesinnten Schichten zuganfrlich gewesen,

nicht, wie andere Literaturprodukte, als Flugschriften, l'rophezciungen,

])eriodische Preßerzeugnisse der großen gärenden Menge. Von den hier ge-

nannten Büchern ist, soweit es wirkliche Staatsromane sind, das erste, die

Utopia Sir Thomas Mores in weiten Kreisen gelesen worden, aber fast

aiisscbliel^lich in Kreisen der f!umanisten, die von der kirchlichen Re-

volution teils mit \\ idcrwilkn geL;cn das 'rheoU>;^eni:czänk und die Volks-

aufwicglung sich abwandten, teils das retardierende Moment in ihr büdeten.

Vollends ist es unbegründet, von irgendwdchem Zusammenhange der

Bauernkriege und der anabaptistischen Aulstände mit der geistreichen

Satire des gelehrten Juristen zu orakeln.^) Wenn man a priori sagen

') Es wäre eher ein unigekclirier ZusammenhiMi;;, .lU d< r hier gemeinte, daü

nämlich <lie früheren in England an WyclilTe, auf dem Kuntinent an IIus anknüpfen-

den Volkäbcwvi^ungcu auf Möns Ideen gewirkt hätten; wie üicglcr, Einleitung zu

seiner und Michels' Ausgabe der L'toijia ^Berlin S. XXVI wcnigsteos ab mog»
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möchte, daß zwischen bedeutenden Phänomenen der gleichen Zeit

von iru^eudwie gleicher, d. Ii. hier gegen bestehende Zustände kriti-

scher Richtung, irgend ein Zusaranienhanjr vermutet werden dürfe, so

könnte doch gerade dies als ein klassisches Beispiel dafür gelten, daß

solcher Zusammenhang erfahnmgsmäßig oft als eine verschwindende

Gröfie, die wir gleich Null zu setzen Ursache te^n, stdi erweist

Steins Satz ist — wir erinnern uns daß jeder weitergreifenden und
in die Tiefe gehenden sozialen Bewegung ein Utopist als Fahnenträger

vorani,'ei,':\ngen ist. Wekhes ist denn nun der zweite Fall einer solchen

Bewegung? ... Die der „Levellers". Du meine Güte! Weiter greifend

und in die Tiefe geiiend? Die Levellers waren eine der vielen radi-

kalen, mehr oder minder anabaptistisch-chiliostisch-kommunistischen und

schwärmerischen Sekten im Heere Cromwells. Sie hatten einen be*

gabten Führer — John Lilbume —t der die unklaren Ideen von Gleich«

heil, Abschaffung des Eigentums am Grund und Boden und Güter-

gemeinschaft, die stärker oder schwächer in allen diesen Indepcndcnten

lebten, in eine Art von System l)r:ichte und in dem Jahre (164S1, wo
nach Stein wieder eine soziale Bewegung ausbrach, eine Meuterei im

Heere verursachte, die rasch erstickt wurde. Die Sekte blieb infolge-

dessen in starker Opposition gegen Cromwell und begünstigte sogar die

Restauration. Die Puritaner, deren Haupt Cromwell war, mit ihnen zu

identifizieren^ ist ein starker Irrtum. Daß sich die i^reundc", die sog.

Quäker, von den Levellers „abgezweigt" h^itten, ebenso irrtümlich. Die

Sekte des Srhuhmacliers Fox kam um <lie seilte Zeit auf, sie war aber

in der Armee kaum vertreten und verabscheute den Kriegsdienst; sie

wurde von Cromwell protegiert, der die Levelters bekämpfte. Was bleibt

also? ,,wieder eine soziale Bewegung"? Aber lassen wir sie gelten, oder

nehmen wir im, da der Verf. Puritaner und Leveller (Ur identisch hält,

er meine eigentlich die ganze ,.puritanische Rebellion" — es soll also

„ein l/tojiist als Fahnenträger" dieser sozialen Bewegung vorangegangen

sein. U eich er l'topist? es werden vier jjenannt; war es Bako oder

Cunipaneila oder Harniigton oder \ airaa.se? Die Jahreszahlen ihrer

Werke werden beigesetzt; aber Harrington mit der Oceana (1656;,

Vairasse mit der Histoire de Sevarambes (1677!) gehen doch nicht

voran, wenn der „Ausbruch" der sozialen Bewegun:: i6.;8 war?! Bleiben

also Qimpanella mit der Civitiis Solis, dem die falsche Jahrcszali! 1630

gegeben wird; in Wahrheit war das Buch zuerst einzeln 1620, dann als

lieh gelten litfit. Aber auch dieser Zvuanimeiihsing ist, wie Zicgier richtig erkennt,

obae Bedeotnng. Die VorsleUnng emer tammuni» primatvat und dafl das Privat«

eigentlim Produkt der Sün lr war allen kirchlich und scholastisdi Gebildeten

tief eingepflanzt. Sie blieli liir More, was sie ihrer Natur nach war, reiu akadcniiscli

;

während die Schwarmgeister und Kauern sie ernst und ci;;rntlich nahmen ; daü näm-

lich das „Evangelium-' die Sünde und lulglich auch da» £ig«:ntum abschaffen müsse.

«9*
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Anhang zu einem anderen Werke 1623 herausgekommen (beidemal in

Frankfurt a. M.), und Bako mit dem Novus Atlas (so ist der richtige

lateinische Titel); die Jahies/atil 1 621 ist ganz und gar wülkürlicii angesetzt,

denn man kennt die genaue Zeit der Abfassung niclit, das Werk wurde

1629, 5 Jahre nach seinem Tode herausgegeben; sicher ist aber, daO

»der englische Lordkanzler Balcon*' es nicht schrieb — wie wir bei Stein

lesen— sondern der im Ruhestande lebende Philosoph, nachdem er aller

seiner Amter entsetzt war fauch die Jahres/alil ist unbedingt falsch, da

man (in( h das Jahr der Publikation verstehen nniL); verfaßt ist das Buch

veruiuüich nicht lange vor Bäkes Tode (16201 und eben darum Bruch-

stück geblieben). Aber das tut ja nichts zur Sache. Einer von beiden

mttß gemeint sein : der italienische Dominikaner-Mönch Campanella oder

der aristokratische Naturforscher. Sagen wir ehrlich: das eine ist so

unsinnig wie das andere. Widerlegen würde Argumente verschwenden

heißen, (ielien wir vielmehr sogleich auf die Suche nach dem Erlöser,

Herold, Fahncntrac^er, Sturmvogel der großen französischen Revolution!

Denn auch hier werden iwei genannt : 1 . Morelly — aber seine Schriften

liegen beinahe 40 Jahre hinter der französischen Revolution zurück —
der Abstand ist doch lUr einen Fahnenträger etwas za weit Zu
sdiweigm davon, daß die fitanzösisdie Revolution nicht in den Sinne

der hier gemeint ist (nimlich im Sinne sozialistischer oder kommu-
nistischer Ideen) eine soziale Bewegung" war. Also 2. Rousseau „schreibt

seine neue lieloise (1771)" — da wäre wenigstens der zeithche Ab-

stand auf ca. 20 Jahre reduziert, wenn ... ja wenn die Jahreszahl

richtig wäret Lmder ist sie wiederum üalsch. Die neue H^loise ist 1761

erschienen, also unmer noch fest ein Menschenalter vor der Revolution.

Gleichwohl: dafi Rousseau auf mdireie der leitenden Revolutionäre Em*
fluß gehabt hat, ist ja eine bekannte Sache, von Taine mit besondow
Emphase hervorgehoben. Aber die neue Hdloise?? Ich denke, es war

der Contrat social, ein rein theoretisclies Werk über Naturrecht, l^nd

die neue Hdloise ein Staatsruman : eine L^topie ? Die Liebesgcscbichte im

ersten oder der Tugendroman im zweiten Teil? Rovnseau hat nch ge>

rühmt, der Welt vor Augen gelUhrt zu haben, daß die Idylle nicht

an die unwahren Gestalten eines erträumten Arkadiens gebtmden, son<

dem liberall vorhanden sei, wo in natürlichen Zuständen natür-
liche Menschen treu miteinander verbunden leben ist das die

Tendenz einer Utopie? Im Ernste kann davon keine Rede sein. Der

Gedanke ist hier ebenso windig, wie dort. Von Cabel und der Februar-

revolution zu reden können wir uns sparen. Der Kuriosität halber

werde aber der Satz noch zitiert, mit dem das g^nze tiefsinnige ge-

schidttsphilosophische (das will es sein) Räsonnement sich emführt

(S. 221): ..Nun taucht eines Tages *in einem entlegenen Erden-
wink el ein völlig unbekannter Schriftsteller* auf, der die

uns peinigende Kluft der sozialen Revolution tnit einem feingewobenen,
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rosenfarlx ncn S< hicier verdeckt und uns einen berückenden Ausblick

in ein soziales Kden gewährt." Hübsch gesagt, nicht wahr: — Aber

wer sind denn die völlig unbekannten SchriAsteller in entlegenen Erden-

winkeln?? Etwa Thomas Moie, der in London lebte, der jüngere Freund

und Korrespondent des Erasmus» sdion dadurch den Humanisten Europas

wohlbekannt? Oder der Verfasser der Instauratio magna, und des No-

vnm Organen? völlig unbekannt, als der Novtis Atlas 3 Jahre nruh

seinem Tode herauskam? Oder lomniaso ('ani])aiiella, der schon um
die Wende des Jahrhunderts als Anti-Aristoteiiker berühmt war? Oder

Rousseau, als er die neue H^loise schrieb? — Was sollen also jene

blümeranten Redensarten? sind sie nur gebraucht, weil sie (dem eigen«

tümlichen Geschmack des Verfassers) „schön'' zu sein sdiienen, ohne

alle Rvicksicht auf Gfund und Wahrheit? Es ist leider keine andere

Deutung iruiolicli. Eine solche Summe vf»n hiefheiten und Verkehrt-

heiten, ein so liohlcs 'l'heoretisieren, wie auf diesen zwei Seiten geleistet

wird, ist ja nicht überall in dem Buche anzutreften. Man ist geneigt,

einem so umfangreichen Werke, in dem so viele Gegenstände, wenn

nicht behanddt, so doch gestreift, so viele Namen genannt, Bttcher und

Abhandlungen massenhaft zitiert werden, einige Müngel und Ungenauig-

keiten zugute zu halten. Aber es darf nicht verschwiegen werden, daß die

hier durcligenommcnen zwei Seiten charakteristisch sind für die Arbeits-

wie fiir die Schreihwcisi- des \"ert'assers. Man kann das Buch kaum
aufschlagen, ohne auf etwas Nichtiges oder Verkehrtes oder Aufge-

bausdites und Sdiales zu stoßen. Ein paar Proben mögen dies harte

Urteil noch belegen. Es ist von Herbert Spencer die Rede. Nach
einem schrecklichen Satze über „die metaphysischen Rleinmeister und
soziologischen Wickelkinder", die angeblich einen höhnischen Ton gegen

diesen geistigen Recken anschlagen, als die Scylla, und den „gut ge-

schulten in alle Gegenden der \\ indrose /erstreuten Chor der Si>en-

cerianer", der angeblich einen Jubelh^^mnus allenthalben anstimmt, als

der Charybdis, zwischen denen — versteht sich die Bark ^zial-

Philosophie Ludwig Stein" ihren sichern Kurs steuert [diesmal ist es

meine Bildersprache j, läßt sich deren Steuermann also vernehmen: „Wir

setzen dieser organischen Methode — einem Nachklang der „organischen

Staatslehre" — die verglcichend-pcsrhichtlirhe geijenüber" (S. 381). Ob
sich die organische Methode mit Recht ein Nachklang der organischen

Staatslehre nennen lasse, wollen wir nicht prüfen. „Die Gefahren metho-

dologischer Einseitigkeiten treten in der Regel bei den Schttlem noch

offenkundiger zutage als beim Meister, wie sich dies schon in der orga-

nischen Staatslehre (v. Savigny) gezeigt hatte." Ist Savigny hier der

Meister? oder einer von den Schülern? Hat Savigny eine Staatslehre

verfalit? oder in irgend einer Schrift eine Theorie des Staates entworten?

Und da doch wohl an Savigny als den Meister der „historischen Rechts-

schule", die ja allerdings in einem gewissen Vefwandtschallsverhältnis
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zur organischen Staatslehre steht, gedacht ist: welche Schüler .savignys

ha))Ca organische Staatslehren geschrieben? Oder hat eben nur ein

vager BegriflT von jenem Verwandtschaftsveihältnis vorgesdiwebt? Ich

glaube, 80 ist es. — „Ihm (Spencer) ist eben „Pritizip der Gesellschaft:

so wenig als möglich Zwang, Prinzip des Staates: so \iel als möglich

Zwang." Daraus erklärt sich seine nervöse Angst vor jeder F,ininl'>chung

des Staates , in welchem er ja nur eine Zwan^sanstalt sieht*' 3^3 .

Man bemerke wohl , daü die ^^'olte Prinzip bis Zwang in dem Buche

selber von Auluhrungszeiciicn uuigeben sind. Dazu bemerkt in der
ersten Auflage eine Fußnote: „F. Tönnies, Philosophische Monatshefte,

Bd XXVni, 1893, 63 ; Emile Dürkheim, Division du travail social. Paris

1893. S. ai8 fl." In der 2. Auflage ist diese silierende Note ge-

strichen und durch folgende ersetzt: „Vgl. meine (Ludwii; >toins)

beiden Abhandlungen: Herbert Spencer, Literaturblatt der X. I r. Fresse

vom 21. Juni 10O2 und Herbert ."^pencers Schwanengesang, ilcnda

31. Aug. iyo2, wo ich usw." Offenbar hat Hr. Stein die Worte „I nazip'*

bis „Zwang" für ein Zitat aus Spencer gehalten; er hat gemeint, dafl es

ebenso zu seiner Verfügung stehe, wie zu meiner; dafl er es zufällig

zuerst bei mir gelesen hatte, schien ihm unerheblich. Unglücklicher-

weise ist der Satz kein Zitat, er ist auch gar nicht zur Charakteristik

eines S|ienrerschen Theorems bestimmt; Spencer kennt den Dualismus

der Bfgritlc „Gesellschaft" und ,.Sta;U" cfnr nicht. Der Satz i<?t aus-

schließlich mein Satz, er will meine liegriUe von Gesellschaft und

Staat bezeichnen; ich fUge ihn ein in den Gedanken: „Kontrakt und Zwang

balancieren zwar gegeneinander, aber viel tiefer und stärker ist ihr ge-

meinsamer Unterschied und ihre gemeinsame Entfremdung gegen alle

Arten innerer sozialer Kausalität, von denen Spencer sehr wenig gesehen

und auf seine endlichen Konstruktionen nichts hat influieren lassen", was

nur au«; meinen Jlc;j;ritt'en von ( lesellsehaft (mit Einschluß des

nioderuen Siaatsj einerseits, Gemeinschaft andererseits verstanden werden

kann, folglich von Herrn Stein nicht verstanden worden ist Den Satz

also wörtlich anführen und mich nicht zitieren, ist — nun ist eben

ä la Ludwig Stein.

Auch Unklarheit über Inhalt mul 7:1 (hs dritten Abschnittes

hatte ich früher dem lUu iie zur Last ^:cle::t. ])er \\Tfa5;ser scheine zu

denken, daß seine .,Reiorrnvursciilai,'e" mit der „voraussichtlichen" Ge-

staltung der Formen des menschlichen Zusammenlebens sich decken.

Seine Wünsche, Hoffnungen, Postulate, hatte ich gesagt, fUeÖen mit

der angeblichen Prognose in einen breiten Strom zusammen. Daß auch

in dieser Beziehung die zweite Auflage nicht besser ist, brauche ich

kaum zu konstatieren. Was nun seine Reformvorschläge betrifllt, so tut

der Verf. sich viel zugute aui den , wie er meint , von ihm erfundenen

..Keelitsso'/ialismus". Dieser wird, wie das denn iiiehl wohl anders sein

kann, auf naturreciitiiche Postulate begründet. „Das Fiindamenl
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eines jeden Rcchtssozialisimis wird immer die gesetzliche Aiicrkennunjj

eines Rechtis auf Existenz bilden' (S. 470). „Das Recht

auf Existenz . . . bleibt eine Halbheit , wenn es nicht durch das

Recht auf Arbeit ergänzt wird" (S. 473). Das Recht auf Arbeit

wird der erste Ansatzpuniet xu einer bewußten Sotialisierung des Rechts

genannt (S. 473). So geschieht denn auch Berufung auf Autoritäten des

Naturrechts. „Ahnungen" des Rechtes auf Existenz ,
.tauchen bereits bei

Locke . . . lixtC'. ..Der erste Theoretiker des Rechtes auf Exisien/. und

des Reclites auf Arbeit i«;t J. G. Fichte." „Aber schon die Schöpfer

des preußischen Landiechts" haben das Recht auf Arbeit „postuliert".

Bekanntlich standen diese unter unmittelbarem und starkem ^nflufl der

naturrechtUchen Ideen, wie solche in der Wolfischen Schule akademische

Geltung erhalten l^attcn. Derselbe Einfluß charakterisiert in etwas anderen

Formen die Kodifikation Napoleons. „Der Code Napoleon stellt den

ersten Schritt im Sozialisierun;;sprozcß des Rechtes dar" nach L. Stein

S. 464 [NB. der Code, dieses durch und durch bürcerlich lihernle Ge.setzes-

werkIJ. Diese Anlehnung seines Sozialismus an uas Naiurrechi hin-

dert unsero ,,Soeiali^ilosophen'* keineswegs au schreiben, wo er von

Christian Wolff spricht (S. 363): „Der auflarordenüichen Verbreitung

seiner Schriften ... hat es die Naturrechtsschule zu danken, daß sie bis

auf den heutigen Tag *in einigen rückständigen Zopfgelehrten ein wenn

auch nur kiiramerliches Dasein fristet*". Ein Satz, der obendrein gänz-

lich falsch ist. Was im Sinne des alten Naturrechts während des Jalir-

hunderts in Deutschland lebendig geblieben ist, beruht fast ganz und

gar auf der Kan tischen Rechtdehie; daneben ist nur der Versuch

einer Restituierung durch Hegel und seine Schule, der bekanntlich auch

im vormärzlichen Sozialismus wirksam war, von Bedeutung.

Eine kleine Nachlese von Gedankenfrtichten und Redeblüten,

wobei anerkannt werde , daß von den letzteren einige der schlimmsten

in der neuen Auflage ausgetil^a ^ind , nachdem sie von mir und von

anderen angekreidet worden (jedoch ist eine erkleckliche Menge übrig

geblieben). S. 35 : „Nichts ist darum wido'Iicher als jene Fiostituienmg

des Geistes, welche sich mit wissenschaftlicfa sein wollender Schminke

hetausputzt und mit soziologischer Phraseologie protzen möchte." S. 103

:

„Denn solche grandiosen Menschewchlächter (Alexander, Casar, Napoleon)

stauen die Zivilisation mit einem urkräftigen Ruck gleich um Jahr-

hunderte weiter." S, 105: „Dert:leichen Tiraden (über das soziale Leid

der Gegenwart; können doch niemals die soziale Tatsache aus der Welt

schaffen, daß wir da sind und daß wir so sind, wie die immanente

sociale Zweckmäßigkeit uns nun einmal geknetet hat** S. 239: „Mag

Cfdbert selbst die Schutzzölle nur als Knicken angesehen haben . . .

so wird man gleichwohl nicht umhin können, in ihm den hervorragendsten

•Theoretiker* des >Terkantilsystems zw erblicken" (dies vielleid\l nvir

ein /apsus caiami, aber in beiden Auflagen 1). Ibid.: „Die auch für dea
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Laien augenfVilligen Mängel des extreineu Merkrintilsystems sollten sich

in England selir bald fulilbar machen" (bekanntlich ist in England nie

eine extreme Merkantilpolitik zur Geltung gekommen). Folgen eine Reihe

von Sitzen» darunter der Satz: »,1>er Pflog wurde mit der Maschine ver-

tauscht (wann:?), ein sozialer Vorgang von welthistorischer Bedeutung",

die man schlechterdings auf England beziehen muß, zuletzt: „Als jedoch

dieses künstliche Merkantilsystem . . . kläglich zusammenbrach, die Fa-

briken aus Mangel an Aufträgen geschlossen werden niiiL'ten , da hatte

man ein städtisches Proletariat von so erschreckendem Umfange, dali

das ganze Staatsgebäude darunter erzitterte. *Als Ludwig XIV. starbt

stand der Staatsbankerott vor der TürV Folgen Sätze öber die fran-
zösischen Finanzen, über Law u. dergl. Übrigens gab es weder in Eng-

land noch in Frankreich ein städtisches Proletariat „von so erschrecken-

dem Umfjinge". Die 29. und 30. \'orles«ng müssen den Marxkennern
zur Prüfung empfohlen werden. S. 291 f.: ,,Uic3cn „ökonomischen Mate-

rialismus*' haben Marx und Engels auf * folgende Formeln* gebracht:

„Die Produktionsweise . . . bedingt usw." . . . „Unsere Richttmg be-

trachtet politische und juridische *Bewegungen* literarische und philo-

sophische * Bedingungen* gleichsam als einen Überbau. Das Funda-

ment bilden die volkswirtschaftlichen * Bedingungen *. Die Geschichte

einer Epoche liegt nicht in der Philosophie, sondern in der Ökonomie

derselben." Absatz. ,,Hicr ist in knapi)ster Formulierung die Quintessenz

des ökonomischen Materialismus wiedergegeben." Die knappste Formu-

lierung besteht, abgesehen von dem ersten Satze, aus entstellten und
verflachten Sätzen, teils Marxischen (der Vorrede von „Zur Kritik"),

teils dem Engelsschen Antidfihring* S. a86 entlehnt, wo der Satz heiflt:

„Hiernach sind *die letzten Ursachen* aller gesellschaftlichen Verände-

rungen und politischen Umwälzungen . . . m suchen nicht in der Phi-
losophie, sondern in der L) k o n o ra i c der betretfenden Epoche." So

enliialten denn auch die folgenden Seiten eine stark vergröberte, die

Kernpunkte kaum streiTende Wiedergabe der Marx-Engelsschen Ansidit

europäischer Entwicklungen. Etwas besser ist die Reproduktion der

Wert* und Mehrwert-Doktrin. S. 304: Vergleich des angeblich von Marx
in Anspruch genommenen „kopemikanischen Standpunkts" mit anderen

„kopernikanischen Standpunkten": „Auch * forderte* Kant auf Grund

seiner Entdeckimg, die er auf empirisch-erkenntnistheoretischem Wege
gemacht hat ^die transzendentale Deduktion der reinen Verstandes-

begriffeü], nicht etwa *wie Marx* eine vollständige Revolutionienmg

unseres gesamten Lebens, sondern * allenfalls* eine erfcenntnisdieoretisdie

Rtldcwärtsrevidieiung unserer Begriffe.'* Wenn das nicht geistreich,

schlagend, packend ist . . . & 305 : „Zudem hat Marx die wissenschaft-

liche Unvorsichtigkeit begangen, seine ganze Sozialphilosophie an das

Schicksal des Materialismus als philosophischer Weltanschauung zu ketten."

Bekanntlich eiferte Marx gegen den abstrakten naturwissenschaftlichen
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Materialistmi«:, den einer seiner Freunde, von ihm als ..unser PhUosojih"

anerkannt, nämlich J. Dieizgen, beschränkten, mechanischen Materiaiisnnis

nennt; was Dietzgen lehrt, ist Spinozismus und Paniogismus, alst) von»

metaphysischen Materialismus himmelweit verschieden 1— S. 356 : (Hobbes)

teilt mit Telesio tmd Bako jenen ausgesprochenen Zug seiner Zeit, den

man in die Worte kleiden kdnnte: .zurück zur nacharistotelischen

Philosophie i*' Durch und durch falsch. Nichts charakterisiert diese

Denker, \ind ganz besonders Hobbes mehr, als daß sie auf niemand

„zurück" gehen, sondern ausschlieCHch vorwärts gehen wollen, den eigenen

Sinnen und der eigenen Vernunft vertrauend, im Ubermaße ver-

trauend! — Hiermit haben wir das Buch nur ungefähr bis zur Hälfte

durchgenommen. Jedoch es sei genug. Wie mehrmals angedeutet, liefie

nch allenfalls audi eine Lese vcm besseren Ähren daraus gewinnen.

Trotz der grofien Fehler ist der literar-historische Teil noch der beste.

Besonders in beziig auf die griechische Philosophie scheint der Autor

(der scheinbar alles kennt) in Wirklichkeit etwas zu kennen, und auf

Grund eigener Studien zu reden.

Dem Buche als ganzem kann, wie sich von selbst ergibt, ein

»Recht auf Existenz" nicht zuerkannt werden.

F. TÖNNIES.

Kothen, David, Die Kulturanschauung des Soziiiüsmus. Hin Bei-

tra«; zum Wirklichkeitsidealismus. Mit einem X'orwort von

Eduard Bernstein. Berlin 1903, Dümmler. XIV u. 134 S.

Ein Büchlein von proßen .\nsprüchen. Auf der Gnindlagc des

marxistischen Sozialismus will es den, wie gemeint wird, wesentlichen

und notwendigen Inhalt der dazu gehörigen Eiliik und sogar Religion

entwickeln. Diese Lebensauffassung oder Kulturanschauung soll allen

sonst vorhandenen entgegengesetzt imd als die vollkommene und allein

haltbare vertreten werden. In den beiden ersten Kapiteln werden jene

vorhandenen klassifiziert und kritisiert. Bei der Klassifikation geht es

darunter und darüber. Neben ethisi hen Systemen erscheinen Vorstellungen

über Wert, Zweck und Sinn der menschlichen und sozialen l'.ntwicklung,

als(; Din^e, die zu einer ganz anderen (iattung gehören. Die Klassifika-

tion ist auch nicht klar durchgeführt. Im 2. Kap. werden die ^VOXOA'

nenten" Kultunmschauungen eingeführt and in zwei „Gruppen« ge-

schieden, von denen die dne immanenter Positivismus, die andere

immanenter Idealismus genannt wird. Warum diese durchaus verschieden,

ja als Gegensätze zu denken seien, wird außer durch die Be/eichnun^i ües

einen als „real beschränkt", des anderen als „real bedmgt", nicht er-
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klärt. Oh nun einij^e der in dem Kapitel kritisierten .,Kulturan«?rh3U-

ungcu" /um Idealismn«;, oder alle mm 1'. »siiivismus gehören, darüber

werden wir im Zweilel gelassen. Eine Grenze wird nicht angegeben.

Gelegentlich ist allerdings (S. 40) von radikalen und sodalistischen Ge-

danken die Rede, die zugleich als nachträglicher, als etfarächer, „resp.

negativer" und nach rückwärts gerichteter „Idealismus*' bezeichnet

werden. Gk i* hss ohl oder eben darum) scheint doch nur der von Kap. 3

ab geschilderte ,,\Virklichkeitsidealisnnis'* — eine etwas desperate Wdrt-

bildiinfj — als wirklicher Idealismus gehen zu sollen, und auf die>en

wird nun eine Fülle von Licht ausgegossen. Obgleich wir meinen

imifiten, da6 dne Ktthuranschauung im Unterschiede von dner Wett>

anschauung (S> i) entworfen werden solle, so geschieht doch innerhalb

jener Schilderung sehr rasch der Übergang auf die der positiv-immanenten

Weltbetrachtung (worunter hier dasselbe verstanden wird was sonst als

Wirklit hkcitsidi ali"^mus, als sozialistische Kiilturans< hammof und unter

mehreren anderen Namen auftritt), also auf die ihr entsprechende Religion,

die sie ,,in sich berge". „Wir almen deutlich genug" „die neue Gestalt

der Weltreligion" (S. 63). Die Wissenschaft „stellt sich ihr zur Ver-

fügung" (S. 65). Sie ist ,4er Abschluß des ^sozialistischoi' Lebens" (S. 68).

Es gibt »richtige Ideale" (S. 73); die Weltreligion bedeutet die allge*

meingültige Form des höchsten Ewigkeitslrbcns" (S. 73). „Der höchste

Punkt der kulturellen Entwicklung hat die Identität von Gott und Mensch

zu dokiinientieun" 'S. 75V Der Mensch ersieht sich j'uni Schopfer. in

der kulturellen Schöpfung gehingt der liefere Sitm der gesamten humani-

tären Kultur «ir Äufierung (ib.). Auf die Religion und das „kultur»

philosophische Postulat" folgt die „ethische Formel" ,,des Sozialbrous,

sowie des Wirklichkeitsidealismus"* Der Imperativ Guyaus „Du sollst

und mu0t weil du kannst" eignet sich dnrw am besten (S. 76), Im
Gei^ensatze zur Kantischen Formel gedacht schließt sie doch diese, wenn

man \ou ihrer nietn|>hysischcn Grundlage abstrahiert, nirlit aus, sondern

wird von ihr vorausgesetzt (S. 77, 78). „Aus dem imraanent-schöpfensciien

Idealismus da sozialistischen Doktrin ergilA sich der Menschenlypus" des

schöi)ferischen Renaissancemenschen, „(Üt den der Soxtalismus sJs Icultur-

pbilosophische Lehre einzutreten hat" (S. So). Er ist „ein bejahend-

bauender" (.S. 82). Lebensstil der sozinlistischen Demokratie ist

seiner entwirklungs-soziolojrischen Tendenz narh • tleni Xietrschc'?chen

verwandt: denn er ist ein ..Strehcn, ans iedeiu einen .Herrn' zu

machen .... einen Herrn über sicli selbst und über die Weit der

natürlichen und kuhurgesellsctiaftlichen Verhältnisse*' i,S. 93}. ,Jm Prin*

Zilie sehen wir im arbeitenden Kulturmenschen der Entfaltung des

Renaissancemenschen in seiner Universalgestalt entgegen^* (S. los).

Der Renaissancemensch löst den Revolutionsmenschttl ab. „Und
es paüt s!<-n v-rirtrel^1ic!i. d:\'' .-ur/eit sirh nxm Vorteil der sozialistischen

Demokratie ein neuer Wissenschaftszweig, die sogenannte Soüalpadagogik
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entfaltet" (S. 105). Der Sozialismus ist nicht ausschließlich Lehre der

„unteren Klassen". In den Kreisen des „Bildungsproletariats*' wird ,.ciiic

neue Geistesaristokratie gezüchtet" (S. 108). Sie muß in ein intimes

Verhältnis zum „Stammproletariate" treten, das schon angebahnt war,

aber gutenteüs wieder zerstört wurde. Das „wunschlose geistige Treiben'*

der Boheme Ju dem Tode geweiht" (S. iii). „Aus der Lebens-

anschauune des Renaissancemenschen ergibt sich seine Lebensführung.

Das aktuell-sriioprerisc:he Lehensjuinzip des All- Idealismus tritt hier in der

Form des unausgesetzten Heroismus zutage" *S. 114), des „All-

Heroismus" an Stelle des ,,sporadischen Hert)isniuä ' des Negationsiv pus,

des Revolulionsmenschen. Die „breitgedachten Horizonte der marxisti*

sdien Welt" sind allmählich „verengert" worden (S. 1
1 9). Ohne »ein

Bfindnis" ,^it der Renaissanceauffassung des Kulturlebens" „geht dem
Soctalismus sein idealistischer Schwung und . . . seine tiefere philo-

sophische Basis Neriorcn ' 3. 120). „Das Bewußtsein der Klasseninter-

essen" ist „an und für sieh kein sozialistisches Bewußtsein" (S. 126).

„Eine v()ni(r neue Vorsteilimg von .Glück' bringt die sozialistische

Reuaissaiice mit sich" (S. 127). ,,lm kuhurcUcti Bauen" müssen die

blassen „ihr großes Glück aufsuchen" (S. 12 8). „Das mufi geschehen,

soll einmal die sozialutische Ära zum zweiten schönen Tag der Welt-

geschichte werden" (S. i . . .

Daß es eine nicht unbedeutende Schrift i>t, die wir vor uns haben,

werden die niitsrcteiltcn Proben des (Gedankenganges erkennen lassen.

Ihre Hauptstärke besieht aber in der Glut des Enthusia«!miis. der Zuver-

sicht des Glaubens, der sie erfüllt. Ihr I^ropiieleaiuu enibctin nicht der

Gr50e und Schönheit, er ist nicht blofi schwungvoll und pathetisch,

sondern gibt den Eindruck tiefer und echter Gesinnung. Aber freilich

— es ist Prophetenton, überschwängüch, schwärmerisch, fUr Kritik nicht

eben empfänglich. F.in streng geschultes Denken verträgt sich schlecht

mit diesem Tone. S<> ist denn manches mit Kmpliase Ausgesprochene,

z. ß. die angebliche \\ rwandtschaft des .,sü£ialisiischen Lebensstiles" mit

dem Nietzscheschen nichts als leeres Phantasma.

Ihrem Kemcharakter nach kann eine sozialutische Ansicht und

Wertung der Kultur nur neben zwei andere, die sie an Kraft und Be-

deutung erreichen oder übertreffen will, sich stellen ; neben die reaktionäre

(resp. konservative) und neben die liberale Ansicht und Wertung. Dies

ist eine sehr s!ni]i!e Wahrheit, aber wer solide Theoreme bauen will,

muß simple Wahrhntti) /.iigiundf le-en. Unser Autor hätte wohl daran

getan, den mannigfachen .-^rten konservativer und liberaler Denkungsart

nachzuspüren, sie in ihren Gegensätzen und Verwandtschaften darzustellen,

und wiederum die Gegensätze und Verwandtschaften sozialistischer Ideen,

wie sie empirisch vorliegen, mit der einen wie mit der anderen Grund-

richtung und mit ihren verschiedenen Tonnen zu verfolgen woran dann

der Autor seine eigene oder die marxistische Idee in seiner Fassung
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halte ankmii^fcn dürfen. Ansat/e zu einer solchen Darstellung siiul in

dem Buchlein allerdings vorhanden. ^
) Aber die Aufgabe selber in ihrem

trockenen wissenschaftlichen Gehalt ist von dem beredten SchriAstdler

nicht ins Auge gefafit worden. Die Vision, die dichterische Begeisterung

geht mit ihm durch. So bedeutet seine Schrift ihrem wesentlichen Zuge

nach eine Reaktion zugunsten des utopistischen Sozialismus gegen den

wissenschaftlichen Sozialismus, auf der Basis des letzteren. Die letzten

Worte des Textes lauten: „Die radikale rt('i)ie trägt ständig den

Sieg davon und bewährt sich unter den Lebenden

Die kleine Schrift enthält manche geistreiche, auch witzige Einzel»

heiten. So ist recht hübsch, was S. 23 Uber den „heutzutage herum-

tanzenden charakteriosen, naiv*kulturellen Varitftöhedonismus" ausgeführt

wird. Überhaupt /,ei<rt sich eine starke Begabung für die Durchdringung

von allerhand ideologischen l*liänomenen. I( h darfauch hinzufiii^^en, daÜ

die philosophische Gesinnung,', die das Huehlein erfiillt, im ganzen danach

angetan ist, lebhafte Sympathien m ciwccken; besonders durch den

Kontrast gegen den moralischen Kiliilismus, der von den Marxisten

strenger Observanz, wenn nicht immer, so doch nicht selten, wenn nicht

gehegt, so doch zur Schau getragen wird.

FERDINAND TÖNMIES.

Schmidt, Richard. Dr. IVof. a. d. l'niv. Frciburtj i. B., Die ganan-

$amcn GrunäUigdi des poitiischen Lebens. Allgemeine Staats-

lehre. 1. Band. I,eip?!ig, C L. Hirsclifeld, 1901. (ITand-

und Lehrbuch der Staat^svvissenschal'tcn, begründet \on

Kuno Frankenstein, fortgesetzt von Max v. Heckel. IIL Ab-

teilung: Staats- und Verwaltungslehre.)

Wir leben im Zeitalter der Methodolotfie, .^uch der Verfasser des

vorliegenden Werkes huldigt dieser moderneu Kiclitung imd glaubt an

der Hand der „Ergebnisse der Siteren Staatslehre" und durch „Aus*

einandersetzung mit dor Philosophie" eine methodologische Ftmdamen-
ticrung seines eigenen — der neueren Forschung durchaus entsprechen*

den — histori.sch-cinpiristisclien Standpunktes geben zu miissen. Über-

haupt spielen in dem selbst vor den letzten und schwierigsten Problctncn

niemals zurückschreckenden Buche von Schmidt „philosophische"

') Ab einer SttUe (S. 94 f.) kommt die Drrifucfafaetl d«s Typtis tu deadieli«m

Ausdruck. Eine eingehende Analyse dieser Typen würde rcigen, wie .,dcr dritte

Typus" auch in nicht-<;o7ialistischen, sondern liberal-radikalen „ZaknalUtMten", wie

den Idealen Comtes und Spencers, um sein Leben ringt.
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und „methodologische" Erörterungen eine — wenigstens der Seiten-

7oh\ und den äußerst \ ich ersprechenden Übeischriitea und Redewendungen
nach — sehr stark hervortretende Rolle.

Als „methüdolugisch" gibt sich zunächst die Einleitung mit ihrer

Betonung des „praktischen" Charakters der allgemeinen Staatslehre

(vgl. Z.K S. 5f., 20 f, 23 1., 25, 27, auch Bd. II S. 8a6, 8^^. ..51) und

mit ihrer Zusammenfiissttng von allem „Deskriptiven" oder nicht ,JPo>

litischen" unter den viel zu weiten und imbestiinmten Sammelbegriff des

„Juristischen" (vgl. S. 26 f., 255^ Smveit es sich jedoch bei diesen ein-

leitenden Auseinandersetzuiif^eii lediglich um in methodologischer Hin-

sicht anfechtbare Begrifl~>bestininiungen handelt, soll vorläufig nicht näher

darauf eingegangen werden. Nur soviel sei schon jetzt angedeutet, dali

dts VerhüngnisvoUe des Sdimidtschen Buches gerade in einer genauen

Übereinstimmung zwischen der wissenschiüUidien Behandlung der

Probleme selbst und der „methodologischen'* Orientierung besteht : Der

Unbestimmtheit der Methodologie nämlich entspricht genau die Unge-

schiedenheit aller Einzelausfuhrungen. Der ganze auf Isolierung der

Arbeitsmethoden basierende Fortschritt der publizistischen Begriti'sbildung

im letzten halben Jahrhundert, dessen Verdienst es insbesondere war, die

Staatsrechtliche Systematik aus unjuristisdieQ Verdunklungen hentus-

gerettet zu haben» wird bei Schmidt iUusorisdi gemacht, und die

Forschung erscheint bei ihm wieder auf jenen Zustand imiversalistischer

Verschwommenheit zurückgeworfen, der in der ersten Hälfte des 19. Jahr-

hunderts herrschte. Mögen auch heutzutage die einzelnen Vertreter der

Wissenschaft über das zulässige MaU des ortentlich-rechtlichen Forma-

lismus sich streiten; — daß überhaupt die scharfe Herausarbeitung

dnor Staatsreditsdogmatik heute fttr jeden eine imentbehriidie Voraus-

setzung aller staatswiasenschaftlicben Erkenntnis geworden istf diese

Grundtatsache hat — wenigstens in Deutschland — sowohl in prinri-

pieller methodologischer Reflexion — es sei beispielsweise nur an

Jellinek, Gierke (vgl. Schmollers T?hrt»uch Bd. VIT, Heft i) und I.aband

erinnert — als besonders in der wissenschafüichen Praxis selbst einen

nahezu eimnUtigeQ Ausdruck gefunden. Bei Schmidt hingegen verhält

sidi dies nidit nur hmsiditlich der Methodologie, sond«nt ai^ der

EtnaefaiusfUhrungen gerade urngdcehrt Hierbei ist aber nicht das

Störendste, daß er alles ,juristisch" (in seinem Sinne) nennt, sondern

vielmehr, 6a& er nichts „juristisdl*' (im technischen Sinne) behan'
delt Sein ganzes Buch zeigt eine auflallende .Vbneigung gegen die

unerbittlich Schärfe und Klarheit erfordernde juristische Methode.

Seiner Staatslehre fehlen denn auch, wie sich später zeigen

wird, sämtliche juristische Grundbegriffe. Es findet sidi

nicht die leiseste Spur emer wahrhaft juristtschen Erfassung des Staats-

subjdcts, des Staatsgebiets, des StaiUsoigam^ der subjektiven öffentlichen

Rechte^ der Souverftnetät, der Staatsformen, der Volksvertretung usw.
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Allerdings ist — um auf diesen jedem sich aufdr;i.ngendcii Einwand

einzugchen — die jurisiische Metiiude nur eine unter den verschie-

denen staatswiüseiiscliaiilichen Forschuiigsarten. Niemals darf sie, wie

es naturrechtlicher und juristischer Formalismus sich zuweilen angemaßt

haben, die freie historische Würdigung des in keine Systematisiening

eingehenden politischen Lebens hindern oder ersetzen wollen. Es muB
darum von vornherein anerkannt werden, dad auch die allgemeine

Staatslehre von R. Schmidt — der Tendenz nach — mit ihren über-

wiegend , .politischen" Ausfuhrungen selbstverständlich etwas durchaus

Verdiensthclies anstrebt, und daß ferner, was Schmidt mit Keclu gellend

macht, eine durchgeliende reinliche Scheidung zwischen „Juristischem"

und „Politischem*' weder möglich noch wlinscheoswert ist Auch soll

nicht bestritten werden, daß Schmidt gelegentlich durch seine Bei-

bringung historischen Materials manches besser anfhdh, als es doktri>

närer Begriffsspalterei je gelingen könnte. Aber alles dies zugegeben

ist es andrerseits ebenso \;nhestreiibar, daß er, wie sich spater ergeben

wird, für die Hescititjnn^' des Jurist isrlien dennoch leider gar keinen

rechten Ersatz bieten vermag, daLi er dem unhistorischen Doktri-

narismus im großen und ganzen doch nur die Auflockerung aller

festen Begriffe, die relativistische Auflösung und Erweichtmg aller staats-

wissenschalUichen Dogmatik und Konstruktion, die Umdeutung samt»

lieber systematischer Gedanken in farblose politische Allgemeinheiten

entgcgen/iisctzcn weill N'ur in diesem Sinne hat sich die „praktische"

Tendenz, bei ilnn !>ewanriieUet. —
So seiir uns also auch erst die wissenschaftlichen Leistungen des

Werkes selbst den endgültigen Aufschluß über sein eigentliches Wesen

geben können, so zwingt uns dennoch die Ausliihrlichkdt, der sichere

Ton, die verheißungsvolle Art, in der die „methodologischen" Unter-

suchungen des Buches auftreten, auch diesen Bestrebungen Schmidts

einige Beachtnnfij zu schenken.

Ein eigenarti«;es Mißgeschick hat den von tien \'or/.u:ren des Histo-

rismus und Einpinsraus doch so stark durclidrungencn Verlasser gerade

bei dem Versuch einer Begründung seiner antispekulativen Tendenc den

Verführimgen der Spekulation selbst in überreichlichem Maße au^e*

liefert. Schmidt hat es nämlich, wie bereits angedeutet wurde, für

nötig gehalten, d^ endgültigen Aufschluß über den methodischen

Standpunkt seines ganzen Werkes erst von einer „energischen Grenz-

ziehung jTefjen rüe I'hilos<jphie" abhängig zu machen; m diesem

Zwecke einer „orientiercndcu Vorbereitung der methodologischen Dar-

legung" schien es ihm ganz unumgänglich, zwar nicht eine Geschichte

der früheren Staatstheorien, wohl aber eine — nicht viel weniger als

den dritten Teil des Buches einnehmende — ,3ki2ze dieses großen

Denkprozesses, eine Bilanz des Erkenntniswertes, der ihm in seiner Zu-

sammeniassung zukommt" — wie es so äußerst vielversprechend heißt —,
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uns darzubieten. Wahrend die vorher erörterten Punkte sich leicht fest-

stellen ließen, „bedarf die Beziehung zwischen Staatslehre und Staais-

philo«?nphie einer eingehenden ! Beleuchtung:. Sie ist nur so möt^lich,

daü iu Kurze \li zwischen beiden eine Rechnung aufgemaclit wird." i^S. 33.)

Aof die also ai^kündigte „Rechnung" genauer einzugehen, wäre an

sich nicht erforderlich, da sie ihr Material meist Windelbands philo-

sophiegeschichtlichea Werken und Rehms Geschichte der Staaisrechts-

Wissenschaft entnimmt und dabei höchstens kleine Modifikationen an-

brin^, die aber durchaus nicht in der Richtung auf die beabsichtigte

methi 'dl 'logische Klänin^ liegen.

Trutzdeni lassen sich die Eigenlüniiithkeiten des ganzen Buches

gerade in diesen Partien mit am besten studieren. Allerdin^ muß dabei

auf ein Eindringen ins Detail, aber ebenso auf ein Hinabsteigen in die

Tiefe der Probleme von vornherein verzichtet werden. Nur auf das

Elementarste soll die Aufmerksamkeit gerichtet sein — und dies

gilt gleichmäßig; von allen Teilen un"!erer Besprechung. Aus Gründen

der Anpassuni: an den Charakter des vorliegenden Werkes sind wir

nämlich zu der entsagungsvollen Maxime gezwungen, allen nicht auf der

Oberfläche liegenden und einer gewissen communis opinio m^r oder

weniger teilhaftigen Problemen und Kontroversen aus dem Wege zu

gehen. Im Zusammenhange damit haben wir uns auch bei den für

unsere Erörterungen notwendigen Literaturhinweisen grundsätzlich auf

die allerbekan nieste I.iteratnr beschränkt, und es genügte uns

tlabei vnllkrtmmt-n, a u s s c h I i e u l i c h die vf)n Schmidt selbst zitierte

Literatur heranzuziehen, Würaus also hervorgeht, wie wenig selbst diese

vom Ver&sser berücksichtigt worden ist —
In welch überraschenden Linien Schmidt, da wo er m dieser

„Skizze" kleine Abweichungen versucht, sogar die dem Jurbten doch

sonst vertrautesten und in der Entwicklung der Rechtsphilosophie mar-

kantesten Gestalten zu zeichnen unternimmt, map: ^n dem Beispiel des

Grotius veranschauUcht werden. Da S( hnndt peni üj der streng inne-

gehaltenen Liniörniigkeit seiner Beurteilungsinaüstabe nur eine einzige

Art von staatawissenschaftUchem Fortschritt kennt, nämlich die Eman*

zipation von der Metaphysik, so begnUgt er sich nicht, die juristisch-

politischen Verdienste des Grotius hervorzuheben, sondern er unter-

nimmt es kurzweg, die Hauptbedeutung dieses Klassikers des philo-

sophisclien N'Liturrcchts, dieses großen Begründers der :il>strakten luid

rationalen Methode i:cr;i<le dahin zu verlegen, daß Grotius eine „\\ issen-

schaft" geschatten habe, „die, aller Metaphysik abb.old, den Streit auf

das Feld der empirisch-praktischen (I) Erscheinungen verlegt, — die als

Staatslehre auftritt ohne (1) Staatsphilosophie sein zu wollen." Die

Originalität dieser Deutung wird sodann durch folgende denkwürdige

Begründung auf die Spitze getrieben: „Denn (!) das ist und bleibt vor

allem Grotius Tat, daß er es ausspricht, für das Nattirrecht keine tiefere
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Quelle nüti^; zu haben als sein \"i »rhandenseiii in der A'emunft des Ein-

zelnen: est ius naturale aderi immutabile ut nc a deo quidem mutari

queat." So entpuppt sich dieser weltherühmte Aussjjruch. der den

früheren Jahrhunderten in ihrer Vcibicndung stets als die stulie Ver-

kündung eines nkht nur für jede iidische Madit sondern sogar für die

Gottheit unabänderlichen, rein aus dem Gedanken aufgebauten Vernunft*

rechts galt, plötzlich bei Schmidt als Dokument eines ^aller Metaphysik

abholden" gediegenen Empirismus ! (Nur im Verkennen der Veränderlich-

keit unserer Rechtsuberzcup^injjen zeige sich die Schwäche dieser Natur-

rechtslehre.) Einen weiteren Vorzug des drotiu'^, so belehrt uns iler \'erfasser

femer, sollen wir darin erblicken, daü bei ihm das Naturrecht nicht nur

^etnen fttr die tfaeoretisdie Konstruktion notwendigen Begriff', sondern

„eine Realität, eine lebendige inhaltreiche Macht über dem Staat" be-

deutet. Also an einer Gleiclisctzung des ungeschichtlichen, zeitlosen

und abstrakten Naturrechts mit einer „Realität" soll es sich bewähren,

daß die Diskussion „durch die geistig^e Potenz des Hugo Grotius auf

dem realistischen (I) Boden festgchnlteü wird". Ks scheint fast, als sei

hier mit beabsiciuigtem Wortwitz aui die mittelalterlich „realistische"

Hypostasierung abstrakter Begriffe angespielt Denn es ist Schmidt

doch wohl bdkannt, daß eine Anschauung um so realistischer, um so

historischer ausfällt, je mehr das Naturrecht ksdlgUch als „Konstruktion^

und regulatives Prinzip und je weniger es als „Realität" gefaßt wird,

ja, daß ein „Naturrecht" nur, wenn es ausschließli cli als „kon-

struktives Hilfsmittel" g^lt, tinter Umständen mit einer historischen Be-

trachtungsweise verträglich sein kann? Daß Schmidt sich über die ge-

samte Naturrechtsepoche der fiblichen Auffassung recht femstehende und
wohl fiberhaupt nicht ganz durchschaubare Meintmgen gebildet haben
muß, davon m(}ge man sich eine Vorstellung machen, wenn man htfrt,

daß er an einer ^teren Stelle die Zeiten und die Schriftsteller auf-

zSViU, die sich am meisten von philoso])hischen Erörterungen freihielten

und deshalb jedesmal die „besten und reichhaltigsten, neuesten (!) und

praktisch brauchbarsten Resultate" lieferten, und daß er bei dieser

Musterung neben Aristotel^ Macchiavelli, Bodin, Grotius und der histo-

risdien Staatsldire des 19. Jahrhunderts ganz unbefiingen auch die —
„Aufklärungslehre" nennt! (S. 99.) Er ist also — so unbegveir»

lieh uns das auch erscheinen mag — nicht zu dem Ergebnis gekommen,
daß die durch die Idee des Naturrechts charakterisierte „Aufklarungs-

lehre" für ihn nach allen seinen modern anliratik>nalistischen und histo-

riscli gerichteten Voraussetzungen gerade den eigentlichen Inbegritf des

methodisch Verwerflichen darstellt

Weniger auffidlig, wenngleich ebenfalb irreführend ist die Gegen-

überstellung von Bodins und Grotius „Konkurtenzaufiassongen von Staat

und Recht", wonach Bodin das Recht als Produkt des Staats, Grotius

als über dem Staat stehend erklären solL Hierbei wird doch gerade
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die der Naturrechtsperiode eigentumliche Losung dieses Problems, näm-

lich die Unterscheidung zwischen natürlichem und positivem Recht und

damit das Wesentliche außer acht gelassen. Bodin verteidigt allerdings

die Entbundenheit des Souveräns vom positiven Recht; aber erstens

vertritt Grotius hinsiclitlich der „bürgerlichen Gesetze" (allerdings nicht

hinsii litlicli der ..Gi luidgcset/.e'''' dieselbe Ansicht, und andrerseits erkennt

Bodin in L bereinst imniung mit (irotius bekanntlicli Naturrechts-
schranken der Staatsgewalt ausdrucklich an. (Vgl. dazu z. B. Gicrke.

Althusius S. 285 ff., 295 Anm. 75, 297 ff.
;

Relim, Geschichte S. 229,

246). Schmidts Behauptung, Grotius verwevfe „mit noch gr<^erer Prä-

zision als Bodin das Postulat einer VolkssouverSnetSt", ist en^egenzuhalten,

dad erstens von Bodin die Vorstellung der Volkssouveränetät noch als

„selbstverständliche Basis festpehn'.tcn" wird (s. Gierke, Alth. S. 80 u.

vgl. S. 84 Anm. 27 u. 28 > und dal' zweitens von einer „präzisen" Ver-

werfung der Volkssouveräneiaislehre auch bei Cirotius keine Rede sein

kann^ im Gegenteil, Grotius vermag sich gerade von der Annaiirae

einer ursprünglichen Volkssouverttnetät gar nicht völlig loszurdfien (vgl

Gierke, Alth. S. 174 f. u. 84 Anm. 37).*)

Die Darstellung der Aufklftrungslehre beschränkt sich wenigstens im

großen und ganzen auf eine paraphrasierende, wenn auch wie stets in

nicht gerade reservierter Sprache gehaltene Wiedergabe des aus den ver-

schiedenen Lehrbucliern /.usainniengestcllten Stoffes. !>nß l)ei solchem

etwas eiligem Verfahren hie und da, wenn es der /luiail gerade will,

irrige Ergebnisse anderer Forscher ungeprüft übernommen werden, ist

fieilich nicht zu vomeid^ (vgl. z, B. ttber eine derart ztistandegekommene

„Verzerrung Montesquieus" den Nachweis Jellineks in Grünhuts Zeit

Schrift Bd. XXX S. i ff.}. Es mag hervnrgeliobcn werden, daß unter

anderem alles, was über das Prinzip der ( ie^valtenteihmg l)ei T.orke und

M'intesquicu bcri eiltet wird, durch eine allzu ungenaue Benutzung der

sekundären Quellen sclüef geworden ist. Weder dringt Locke ausschUeÜ-

lieh auf eine vollständige Trennung von Legislative und Exekutive, noch

unterscheidet sich Montesquieu durch eine stärkere Veimengung beider.

Das Umgekehrte au behaupten wäre richtiger gewesen (vgl. z. B. Jellindc,

Gesetz und Verordnung S. 64 f!.. Kehm, Allgemeine Staatslehre S. 229,

236! Auch hätte Schmidt Lücke und Montesquieu nicht ausdrücklich

den gemeinsamen Vorwurf machen sollen, daß sie die Kegienmg ledig-

lich als mechanische Exekutive des Gesetzeswillens aulfaÜten ^S. 261),

während doch in Wahrheit, wie Jellinek ausführlich dargetan hat (a. a. O.

S. 30, 64 ff.), Locke sich gerade durch Betonung des selbständigen

Moments in der Regierung (Prärogative) von der französischen Theorie

') Wir ziÜcrcD aus den üben (S. 463) angegebenen Gründen mit Vorliebe gerade

di« für jede auch nur flUclUi^c DantetliiDK Uterer SUMtstheorien ttnentbehrliebc Buch

von Gicrke.

Afdiiv Ittr Sotlilwlwtntclurt a. SnimlpolUili. L (A. f. tu. G. u. 9t. XK.) 1. 30
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des KonstittttionalisDUis tintttrscHeidet — Hume wird aus der AufkUning
vollständig heratu^enommen, und mancher gans Unkundige könnte sich

leicht zu dem Irrtum verleiten lassen, als ob Hutne hier wirklich von
Schmidt eine ihm j^ebührende ,.weit höhere Rangstelhinf^" zum ersten

Male angewiesen worden sei; und dies im Gegensatz zu der „bis heute

üblich gebliebenen ' Manier, Hume „mehr als Totengräber der Aufklärung

denn ab Heroki einer neuen Betrachtungsweise" hinzustetten und ihn,

wie auch die „neueren Philosophiehistoriker" Kuno Fischer und Windel»

band getan haben, als „bloßen Nachfolger der Lockeschen AafUärungs-

Philosophie*^ zu behandeln. Sieht man sich nach dieser wiederum viel-

versprechenden Einleitung an, was Srinnicit über Hume eigentlich zu

sagen wciL», so merkt man zu seiner lüiltäuschung sofort, daß er im

wesentlichen auch hier das reproduziert, was schon bei dem „neueren

Philosophiehistoriker" Winddhamd sich ündet. Es handelt sich um die

beiden Gedanken, dafl Hume — einmal durch Eingliederung des In*

dividttums in das Gesamtleben der Gesellsdiaft tmd sodann durch seine

Leugnung der atomistischen und abstrakten Vertragstheorie — über das

Aufklärunsfsrcitalter hinausweise (vgl. ht- ^Vindelband Geschichte der

neueren l'liilosuphie, 2. Aufl. Bd. I, S. 348 ff., Geschichte der rhilo-

Sophie 2. Aufl. S. 423I Hätte Schmidt sich wenigstens über seinen

Lieblingsdoiker die gangbante sekmidare Literatoi angeidien, so hätte

er übrigens erfahren können, dafi Hume die Vorstdlung des Urvertraga

(original contract) keineswegs, wie Schmidt meint, schon ganz konsequent

verwirft und „endgültig erledigt" (S. 71, 76, 84), ja daß er gerade an

die Tatsache eines ursprünglichen Vertrages glaubt, ihm jedoch für

die späteren Liencrationcn — was allerdings sehr bedeutsam ist — keine

bindende Kraft zuerkennt (vgl. z. B. Gierke, .Uth. S. 82 .^nm. 21, 84

Anm. 27, 88 Anm. 3S, auch ixa Anm. 91).

Das genaue Gegenstück zu Hume in der Schätzung des Verfassers

l»ldet Rousseau. „Vom Standpunkt der wtssemcluUUichen Ejrkenntnis aus

betrachtet" habe Rousseau „nur zersetzend und auflösend in den grofien

GeistesproT'eß der Kijorhe eingegriflcn". Die Bedeutung von „wissen*

schaftijch ' inuü hier sehr eng gemeint sein. Denn z. B. die von Kant

und Hegel akzeptierte, auch lui die „Wissenschaft'' bekanntlich sehr ein-

flußreicli gewordene Belonimg des Willensmoroeats in Staat und Recht

(vgl. darüber z. B. Ahrens, Natnrrecht 6. Aufl. I S. x8o, tSa Anm.,

Fester, Rousseau u. d. deutsche Geschichtsphilosophie S. »78 f., Jellinek,

System d. subj. offtl. Rechte S. 40) und ebenso die ünteischeidung von

partikularen GescUschaffs- und universalen Staatsinteressen , durc h die

Rousseau gleichfalls ein Vorläufer Hep^els peworden i^i (vgl. Jellinek

a. a. O. S. 133 f., Haymann, J. J. Rousseaus Sozialphiiosophie S. 76 fl".),

hätten doch auch von dem wissenschaftlichen Standpunkt Schmidts aus

wenigstens als mildernde Umstände wirken sollen; dassdbe gilt noch

mehr von der für die Folgezeit vorbildlichen scharfen AusptSgung des
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Gesetzcsbegritfes bei Rousseau, die einen gewaltigen Einfluß nicht nur

auf die gesamte Verfassungsgeschichte des Revolutionszeitalters, sondern

auch auf die „Wissenschaft", sogar auf die positivste Jurisprudenz aus*

geübt hat (vgl. Jellbek, Ges. u. Verordn. S. 51 ff., 54» 96 f.; ilber den

Einfluß von Rousseaus Volkssottveränetätslebre nuch Rehm, Allg. Staatsl.

S. 23S _^9(. Roii'^senu, sngt Schmidt, „enthält tiie Methodelosigkeit der

Naturrechtslehre dadurch, datj er sie ins große übertreibt '. Nichts ist

überhaupt dern Verlasset melir zuwider als Methodelosigkeit und Unexakt-

heit in der Wissenschaft! So wendet er sich an einer sj)äteren Stelle in

einer kleinen, aber wuchtigen Anmerkung (S. 288) gegen „die für den

Unkritischen verführerischen politischen Aphorismen des soeben ver-

storbenen tnethodelos philosophierenden Poeten Nietzsdie'^; so erteilt er

aber auch Stammler eine strenge Verwarnung, weil er Marx gerade so

ernsthaft widerlege, als handele es sich um die Theorien eines wirk-

lichen ordentlichen (Tflehrten. ..Stanniiler tut der ganzen Theorie wohl

zuviel Ehre an. weun er mit dem schwersten wissenschaftlichen Rabber

diese Widerlegung unteminmit" (S. xo6 Anm.).

Gans anders als Rousseau wird Kant behandelt, der doch gerade

als Politiker Rousseau sehr nahe steht. Wo Schmidt freilich die großen

Gedanken des Aufklärungszeitalters berührt, da tut er es auch bei Kant

mehr entschuldigend, als würdigend, nennt sie „weitausgreifende Speku-

lationen", die für den alternden Philosi ijjhen" den näherliegenden

praktischen Kern" seiner Lehre „m seinem inncnlebcn verdunkelten".

Er bemüht sich darum, seinen Grundbestrebungen treu, die Ideen Kants

möglichst in „nftherliegende" praktische Vordiensle umsuwanddn, wobei

er zu dem merkwürdigen Ergebnis kommt, daß die Wahrung des Rechts

bei Kant nicht einziger Staatszweck sei, sondern neben die Kultur-

tätigkeiten trete (vgl. S. 84 f. u. 146 Anm. i\ Wie wenig Schmidt sich

mit der Bedeutung der wenn auch aus fremden Buchern entnommenen

so doch immerhin von ihm selbst gcbraucliten Termini vertraut gemacht

hat, erkennt man — um wieder lediglich ein Beispiel heraustugrdfen —
daraus» daß er swar unbedenklich zugibt, Kant betrachte das Vertrags»

prinzip „nur" — wie es ausdrücklich heifit — als „regulative Idee",

nichtsdestoweniger aber Kant vorwirft, er gerate dadurch mit seiner

eigenen Rechtslehre in Widerspruch. Denn nach die«;cr entstehe das

Recht erst im Staat, der Staatsvertrag hint;('gcn setze doch schon einen

Recbtssatz voraus. Schmidt iiat also nicht recht beachtet, daß wemi

man den Staatsvertrag lediglich ein regulatives Prinzip nennt, er dann

eben nur ein«fi ideellen I^^ein und nichts forroeÜ Rechtliches be-

deu^n soll, insofern also gerade nicht „einen Rechtssatz voraussetEt".

An sich wäre es ungerecht, dem Verfasser als einem Einzelwtssen-

schaftler Fremdheit gegenüber der Philosi »phie vorzuwerfen. Aber warum

zeigt er dann den Ehrgeiz, die groiien philosophischen Systeme mit be-

sonderer Vorliebe zu behandeln und zwar meist viel wortreicher als ihre

30^
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staatswjsscnscnarihchea ..Ergebnisse"? Ein Grund dafür ist wirklich nicht

ZU entdecken. Für Leser mit sehr großer Vertrauensseligkeit mufi man
aber deshalb bange sein, weit bei Schmidt gerade alles „Philosophische''

in emem seUsatDeo Tone von Sicherheit und in nicht gerade schliditer

Sprache vorgetragen wird ; z. B. : „Als echtes und rechtes Kompromiß*
produkt der S( liwla^tik und d.-r Rcnaissanccphil''soj>hie verlept er Locke

'

seine Marschroute in die AMitlelliuie zwisdicn <iu' !>i>lK'riL'e dualistische und

materialistische Richtung" ^^S. 64) oder: .,Alierdings laiit die neue Syste-

nratik auf die Staatdehre ihr Licht nur zögernd feiten (!), und auch

dann ist die Beleuchtung zunächst eine sehr einseitige. Bacon von Verulam,

obwohl als Minister Jakobs L mit allen Salben der politischen Ptaxn ge-

rieben, vermied doch ein theoretisches Eingehen auf das Staats!el>e!) .

.

(S. 60) usw.'' Von Spinoza Iieißt es: „Die mathematische Dt-nkmeth ^dc

Descartes' mit einer starken panthcistischen l."'lierzeti.c:L!i!Cf vcrschmei/end

erhebt er den allumfassenden und einzigen geometrischen Raum zur Ein-

heit der göttlidwn Substanz" (S. 61). Hier ist oifenbar ein kleiner Irr-

tum bei der Qudlenbenutzung untergelaufen, Windelband sagt nicht,

daß Spinoza den Raum irgendwie zur Substanz macht oder „erhebt";

das wftre ja völlig sinnlos, dn, wie jeder weiß, der jemals etwas von

Spinoza gehört hat, die Räumlichkeit nur eins der Attribute der Sub-

stanz ist-, nein, Windelband gebraucht den Raum nur als veranschau-

lichende „Analogie" zur Erläuterung des Wesens der Substanz.

Ganz in dieser Art ist alles „Philosophische insbesondere aber die neun

Seiten füllende Darstellung Kants aosgefiülen, von der sechs Seiten der

Philosophie allein gewidmet sind. Da heifit es, daß man Kant zwar zu-

nächst als Fortset/er Humescher Gedanken zu betrachten habe. Und
dann folpft der ^•ielsaL,H•^de Satz: ..Aber man versteht Kant doch nur

dann ganz, wenn man sich klar macht, daß er sich selbst von dem
begabtesten seiner Vorlaufer nicht nur <}uantitativ. sondern auch qualitativ

unterscheidet" (S. 78). Auch die Kantische Moralphilosophie, der sogar

an mehreren Stdlen eine sehr eingehende Beachtung gegönnt wird, ist

unter den Händen Schmidts zu einem recht eigentümlichen Gebilde ge-

worden (vgl. bes. S. 80—83, 169— 174). Den verschiedenen Windungen

dieser Darstellun;; zu folgen dürfte unmöglich sein. Haid erscheint die

„Willensautonomie" als der Grundpfeiler der Kantischen Ethik, bald

soll gerade umgekehrt dem „Streit um Autonomie oder Heteronomie"

„ein eigentlicher Gegensatz nicht oder doch nicht notwendig zugrunde

liegen". „Der prinzipielle G^ensatz Kants mit (!) den älteren Ethikem"

zeigt sich vielmehr erst an der Frage, wie das Dasein der Wert«

Urteilsformen zu erklären und wie es „innerhalb der menschlichen

Gattung*' entstanden sei (S. 173 Anm. i). Schmidt widerlegt (!)

Ein wirklich ansrchaulichcs Bild vun der das ganze buch gieichniaSig aus-

zeiehDendcn GcschmflcktheU der Sprache tu geben, ist unmQgljcli.
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sodann die Berechtigung dieser ungehörigen Rantisdien Fragestellung

nach der „Herkunft" der Sittlichkeit (vgl S. 81 f. u. 173 f.) und be-

lehrt uns, daß in Wahrheit sich ..dieser Meinungsgegensatz mit den

Mitteln objektiver psNchologischer Forschung nicht schlichten" lasse.

Im crnnzen stellt «sich Schmidt aber durchaus auf die Seite des von ihm

dergesiait gereinigten Kantischen „IntuitivisTrsus", <lt r das Sittengesetz als

„das nicht tiefer erklärbare Produkt des iutcUigeuicu Mcusciien oder des

ÜbererfahrungsmäL'igen höheren Willens" erfafit (S. 173}. Hoffen wir

wenigstens, daß dieser ,jnteIHgente Mensch^' durch das Mittelglied eines

Druckfehlers vom ..intelligibicn Charakter" abstaramtl

Der das Resultat der historischen Übersicht resümierende SchluÖ-

paragraph des Kapitels enthält .'unrii Iist im engsten Anschluf' an Dilthov

und V. Below einige völlig zutrcnnide und überzeugende Ausführungen

tiber die prinzipielle Unmöglichkeit, durch geschichtsphilosophische Spekula-

tion und soziologische Systematik die geschichtlichen Inhalte in ihrer

konkreten Einmaligkeit zu erfasse (S. 103 ff.)* übrigen aber ist der

Ertrag an „methodologischer" Einsicht doch sehr dürftig ausgefallen.

Insbesondere bleiben all die häufig wiederkehrenden Bemerkungen über

.,periodisr!ic r.r ^et/maf'iekeit" oder .,geset/mal3ige Penr!clsrlil:i(j;c", die

trot/dem kcine^^s t'u> .1 cuelmäßig und konstant" anftietcn sollen . über

„politische Entwicklungsgesetze" usw. in so pruteusartiger Vieldeutigkeit,

dafi darunter ungelkhr jeder überhaupt mögliche Standpunkt gedacht

werden kann (vgl. dazu S. 6, ijoff., s^Sff» 353, 384, 287, 289 f., Bd. II,

S. 863, 874 ff*)* Wahrheit liegt Schmidt das Interesse fvbr die metho>

dologische Betrachtungsweise völlig fern. Wir würden dies zu erwähnen

ja keinen Grund halben, wenn ni< !it <!urrh die ganze flof^menj^esrliicht-

liche ..Skizze" des ersten Kapitels die !i;ir endlich !'i\it-tte .nieth()tl'>!o-

gische Grundlage" so großartig vorbereitet worden wäre. Und auf das

peinliche Mißverhältnis zwischen den eigenen Ankündigungen des Ver-

fassers und seinen Leistungen mußte auch an diesem Punkte hing^

wieseu werden. —
Das 2. Kapitel 1 Bedingungen, Aufgaben und Wesen des Staats) muÜ

trotz der rhapsodischen Anordnung des StotTs nnd <! s a irh hier fühl-

baren Mani;els nn Selbständigkeit als das am besu-n ^flungene bezeichnet

werden. In diesen strenger Systematik von vornherein unzugänglichen

Regionen des ethnologischen, soziotugisciieu und historisch-politischen

Forschung^ebietes können die sonstigen wissenschaftlichen Eigentümlich«

keiten des Werkes am meisten zurücktreten. Wir finden hier — anfangs

im Anschluß an Großes Buch über die Formen der P"amilie — Bemer-

kungen ülier die Urentwickluno; Vf>n Fntniüe und Stamm, über die Be-

deutuTii; der Sct'haftigkeit. über dte eihaulogisch wie begrifTlirh hefrründ-

bare Unubiiaugigkeit des Staates von der Abstammungsgemeinschuft. Es

zeigt sich auf diesem GeMete die Bekanntschaft des Verfassers mit

historischer Literatur und seine Fähigkeit, die Darstellung durch zuweilen
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glücklich gewählte Beispiele anschaulicher zu machen (5 14 und 15).^)

Manche gute historische Belege enthält auch der Paragraph über die

Aufgaben des Staates" 17), der im übrigen jedoch AiUugeläufiges

viel zu breit behandelt.

Mit Recht statuiert Schtnidt in diesem Kapitel, in dem auch der

weiteste soziaie Begritl des „Urgans" gewouneu wird, von seinem all-

gemeinsten sozialwissenschaftlichen Kriterium des Verbands*

begriffes aus eine Wesensgleichheit sämtlicher Verbände: des Staates, der

Gemeinde, der Provinz, der Kolonie, der Horde und des Stammes (j{ 16).

Diese „VVesensgleichheit aller Verbände" ist überhaupt eine der durch

das ganze Werk sich hindurchziehenden Lieblingsideen des Verfassers.

Leider steigen aber hei ihm derartige an sich ja berechtipte Beliaii;»-

tungeo, die jeducii in dieser Aligemeiuheit iedigUch weder beweisbare

noch bestreitbare Aper<;us bedeuten, selten bis zu solcher Schärfe und
Durchdachtheit empor, daß sie fUr die wissensdiaftliche Erkenntnis recht

fruchtbar werden könnten. .S » dürfte er, auch in diesem Punkte in

allzu generalisierender und unbestimmter Denkungsweise verharrend, den
Wert der ..weitschichtit^en" IS. 142'. al)er trotzdem nicht panz unange-

brachten neueren l 'nteisuchuugcn uiier die nach so vielen Richtungen

denn doch erheblichen Gegensätzlichkeiten innerhalb des umfassenden

Verbandsbegrifis unterschätzen. Er weiß sich in der Lehre von der

Gleichartigkeit aller Verbände mit Gierke, ferner z. B. mit Rosin und

Preud eins (vgl. z. B. S. 13, 142 f.) und konstatiert mit Genugtuung und
ohne allzuängstliches Abwägen, daß in dies«" Ftage jetzt eine allgemeine

Einmütigkeit einß;etreten sei. ,,.\nch diejenigen Gelehrten, die früher (!)

geneigt waren, eine Sünderstellun<; des Staates vor den uhrigen Ver-

banden zu behaupten, haben die Richtigkeit dieses Standpunktes aner-

kannt (vgl z. B. Laband, Staatsrecht des deutsdien Reichs L 63, wo er

auch in der Familie das Element der Herrschaft über ihre Glieder in

der an und für sich glddien Form betont, in der es auch im Staat auf-

tritt)". (S. 13 Anm.) Jedem auch nur ganz flüchtigen Kenner der

neueren staatsrechtlichen Literatur wird diese Hemerknnjr eine gewaltige

("'berraschung bereitet haben. Srilhe .^rhmidt wirklich die in zahl-

losen Lehrbüchern reproduzierte Stellungnahme Labands in dieser be-

rühmten Sueitfrage nicht kennen? Sollte er nicht wissen, dafi Laband

nach wie vor Anhänger der „Herrschaftstheorie^ Gerbers geblieben ist

und auch in den neueren Auflagen seines Staatsrechts daran festgehalten

hat, im Merkmale des „eigenen Herrschaftsrechts" (so die Formulierung

seit der 2. Autl.) den „spezifischen Unterschied' zwischen dem Staat

und den übrigen Verbänden, den „festen Punkt zur bcgrin liehen l'nter-

scheidung zwischen Staat und Gemeinde' zu sehen: Laband polenu-

') Vornehmlich u solche Bestandteile de» Schmidtschen Buches b«t die lehr

lobende Besprechung v. Beiours angeknUpfi (Historiscbe Zeitschrift Bd. 90).
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siert ja gerade ausdrücklich gegen die von Gierke, Rcsin und anderen

vertretene Lehre von der prinzipiellen Gleichstellung des Staates mit den

Gemeinden lind den Korporationen des Privatrechts, somit genau gegen

die Auff^sstinfT, ?.u der er sich narh Schmidt bekehrt haben soll. Wenn
Schmidt sicli inni gar auf die Bemerkung Liibaods über die Familie be-

ruft, so gewinnt man den Eindruck, als ob er diese bekannte Stelle gar

nicht vor Augen gehabt haben könne. Denn sonst wäre ihm doch gewiß

aufgefallen, <kfi Laband die Famitiengewaltr die nämlich noch einen

„schwachen Abglanz" ihres „ehemals staatlichen Charakters" bewahrt

habe, gerade als eine die RegA bestätigende Ausnahme behandelt,

dnß er deshalh behauptet, von diesem ,,gfrii)gMüi;ii,'en Rest'* abgesehen

gäbe es keine i'riv at^rewalt im heutigen Recht und daü er eben deshalb

gerade aucii an dieser Stelle seine ihn von (»ierke, Rosin u. a. tren-

nende Auffassung auf das schärfste formuliert und lortfälut: „Der Staat

allein herrscht über Mmsdten. Es ist dies sein spezifisches
Vorrecht, das er mit niemandem teilt." Wir haben dies Beispiel

hervorf^ehoben, um Schmidts überall etwas souveränes, jedes Kindringen

und alle Genauigkeit verschmähendes Verfahren zu kennzeichnen, und

zu zeichen, mit welch überraschender Leichtigkeit er sich f^-anz gelegent-

lich über die wichtigsten Fragen der Publizistik mit fremden Autoren

auseinaudersetzi. —
Im 3. Kapitel (Verhältnis des Staats zum Recht) kann es sich der

Verfosser, der nun einmal durchaus nicht nur ab Methodolog, sondern

auch als Philosoph auftreten will, leider wieder nicht versagen, in größter

Breite auf „philosophische" Prinzipienfragen einzugehen. Bei dieser Ge-

legenheit zeipt er nufs neue seine auffallende ^'!els'eitigkcit, indem er

Kant, Sa\iL;ny und Gierke zu einer reriits[)hii(isn[(liiscl)en Mischung

eigener Art zusammenarbeitet. Aus Kant wüi er herausgelesen haben,

dafi, weil die Rechtssfttze ihren Inhalt der Moral und Sitte entnehmen,

die rechts schaffende Kraft im „Seelenleben des Etnzelroenschen*' und
zwar in „der nicht weiter zerlegbaren Fähigkeit (I) der Willensautouomie"

liege. Es ist überhaupt ein angeblich von Kant hergeholter I.ieblings-

gedanke Schmidts, dal> das Recht einer „regelproduzierenden Kraft im

Individuum" entstamme (z. B. S. 170 f, 17 ?, T02, 218, 239). Wie

Sciimidt mit einem so absonderliciien Individualismus und Atumismus in

der Lehre von der Recbtserzeugung noch den Standpunkt Savignys und

der historischen Rechtsschule in Einklang zu bringen vermag, raufi rätsei*

haft bleiben. Dagegen gewährt uns diese spätere Stelle einen erwünschten

Aufschluß über einen an sich mystisch klingenden Vorwurf gegen Savigny

(s. die Darstellung Savignys S. 93 ff.). Savipny, der im übrigen — wie

Schmidt auf Grund seiner Hnme- und Kantforscimngen konstruiert —

-

„die Hauptgedanken der Humeschen und Kantischen Moralplulosophie zu

einer neuen Wendung zusammenzieht", blieb dennoch die für das Ver-

ständnis der Rechtserzeugung ganz unerläöliche „Wichtigkeit der Willens«
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autonomie des Individuums verschlossen": und daraus erklärt sich ,,die

gewisse Flüchtigkeit, mit der Savigny über die Vursteüuno: eines unmittel-

bar rechtsrhartendcn Volksefeistes zur 'r.iu'csürdnunü^ u;)crging". Welche

bisher ungealinten gleichzeitig historischen und systematischen Perspektiven

exl^DCa sich hier wieder einmal I Die ,,WiUensautonomie" — untef der

sich der Verfasser einen geheimnisvoQ funktionierenden psychischen Apparat

zu denken scheint— onentbehrlich för die Erkenntnis der Reditsentstehungl

Diese ganze Behandlung, der Savigny hier unterworfen wird, zeigt wiederum,

in welchem Sinne Schmidt bei seiner elienso vielseitigen wie unbefangenen

Anlehnung an altere Autoritäten sich nicht nur die Ideen Kants, sondern

auch die Gedankenwelt Savignys angeeignet hat, den er doch als eins

der Vorbilder der modernen Wissenschaft mit größter Elmphase feiert.

In gewohnter Kürze und mehr im Vorübergehen sucht Schmidt von

seinem Hume-Kant'Savignyschen Standpunkt aus auch zur „Hauptfrage (?)

der modernen Rechtsleiue'', ob das Recht einen „Allgemeinwillen'' oder

eine „allgemeine Rechtsühcr:reugung" bedeute, Stellung zu nehmen. Mit

seiner ßasierung des Rechts auf die „Über;^eiijj;unf^" der Individuen memt
er sich im Sinne der letzteren Anschauung entschieden zu haben und

insbesondere auf selten Gierkes zu bteheii. Er lebt nauilicii lu dem
Gruben, die Überzeugungstbeocie unteischekle sich von der WOlens-

theorie durch Verwerfung der staatlichen Omnipotenz der Rechts-

schdpfung und durch Verlang der rechtserzeugenden Kraft in die

„Cberzcuguni^" der einzelnen. Daß bei solchen Formulierungen die

Übereinstimmung mit der Ü{)er7.cn[:;tmf;stheorie und insbesondere gerade

mit Gicrke wieder elwai» iiuLlerUch ausfallen mußte
,

liegt auf der

Hand. Von der Art von Individualismus, die Sclimidi entdeckt hat,

sind ja alle Theorien gletchweit entfernt, und alle betonen den

sozialen Ursprung des Rechts. Ganz überraschenderweise verquidEt

Schmidt hier außerdem, seine philosophische Kombinationsgabe noch

einmal erprobend, mit dem Gegensatz der beiden Theorien die Kantische

Unterscheidung von Legalität und Mnralität. Er belehrt uns nämlich,

drrß nur die Willensthenrie, verfuhrt durch diese „anfechtbare'' Kantische

ünterschciauiig, „zwischen Mukü und Reciit einen prinzipiellen Unter-

schied mache", „dem Recht eine prinzipiell andere Funktion (Regeltmg

der ättfieren Freiheit) im Gegensatz zur Moral zuspredie" (S. 171 Anm.).

Jeder, der auch nur den allgemeinen Teil unserer juristischen Lehrbficber

angeblättert hat, wird uns eine ausführUche Widerlegung dieser ver-

blüffenden Behauptung erlassen. Wäre eine solche erf' irderlirh. so würden

wir uns aucli hier auf einen einzigen Anhänger der L'ber/eugungstheorie

beschränken, aui Gierke und inncniaib der Schrillen Gierkes auf eine

einzige Stelle» nämlich auf die von Schmidt selbst sttierte im ,,Deul8chcii

Privatrecht", woselbst Gierke das Recht im objektiven Sinne als die

Nonnen definiert, die nach der erklärten Überzeugung der Gemeinschaft

das menschliche Wollen äußerlich binden.
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Doch wir niuasen nach so vielen lechtspliilosojihische« Leibiungeii

den Verfasser nim auch als eigentlichen Juristen kennen leinen.

Am eingehendsten wird das Rechtliche Wesen des Staats", die

„Staatspersönlichkeit" (§ 2 5', untersucht. Hier wird die ,,i)rinzipale

Alternative (\\, vor die sich die Wissenschaft gestellt sah — , die Wahl

zwiscl.en den drei ili Möglichkeiter.*" — Herrscher-, Fiktions- und or::a-

nisthr l lu'urie — richtig reproduziert. ! in individuelieies (»epruge er-

halten diese Ausführungen aber erst, sobald des Verfassers Versuche be-

ginnen entsprediend seiner in der Einleitung angekündigten Tendenz—

,

alles Theoretische und Begriflliche auf möglichst wenig verwickelten

Umwegen in irgend einen „praktischen" Sinn umzudeuten (S. 22$ ff.).

Schon wenn er sich damit begnügt, in der Herrschertheorie „den prä-

zisen Austiruck des absoluten Staates" zu erblicken vermag er bei solch

aussi iilieulicher Beachtung der politischen Seite dcj 1 clire i!irem syste-

matischen Gehalt, ihrer Deutungs- und Konstr uktionsseite doch

gar nicht gerecht su werden. Der für die gesamte Entwiddung und

systematische Erkenntnis der staatsrechtlichen Grundbegriffe so bedeut-

same, in der „Herrschertheorie" typisch ausgeprägte Charakter einer

Identifikation von Staat imd Staatsorgan wird von ihm grundsätzlich on«

berücksichti^rt jjelassen. Keine große Kenntnis der Herrschertheorie

verrät femer die Behauptung, datS die Anerkennung der Bürger als- .,dem

Staat gegenüber gebundener und berechtigter Subjekte'* ü'jcr den

Streit der Theorien erhaben sei (S. 222 Anm. vgl. demgej^cnüber

z. B. einfach Bombakp Allgemeine Staatslehre, bes. S. 7 8 ff.). Nicht recht

verstündlich ist Sdimidts Polemik gegen die „gemischte Staatsform", die

er mit der Herrschertheorie in engsten Zusammenhang bringen will.

Zuzugeben ist '-Schmidt soviel, rlaL^ ilic Hen schertheorie an der Konstruk-

tion von Staaten rnit mehreren vonemander unabhängigen obersten Organen

scheitert, da ja nach ihr mit der Unteilbarkeit der Staatsgewalt im

objektiven Sinne auch eine Mehrheit von obersten Organ eh nicht

verträglich ist. Wenn er aber daraus die Doktrin der „gemischten

Staatsform" als Konsequent und einzigen Ausweg der Herrscher-

theorie hinstellt, so kann er in diesem Augenblick nicht gut irgend etwas

im Sinne :.;ehabt lial>en, was mnn «lors-t unter der Leh.re von der „ge-

inischicn >taat<form" versteht: es wurde ja -luch die^c I 'uktrin gerade

von Anhängern der Herrschertheorie stets verworlen und umgekehrt von

deren Gegnern, wie z. B. in der Gegenwart von Rehm, vertreten (vgl.

die von Schmidt selbst S. 224 Anm. zitierte Stelle: Rehm, Allgemeine

Staatslehre S. 192 ff.).

Ihre höchsten Trium|)he aber feiert diese praktische „juristisolie"

Erklärungsmethode bei Entscheidung der Frage, ob der Staat als Ungieite

oder als reale Gesamtperson zu gelten hal e. Zwar sei, so argumentiert

Sthiiiidi /uiKu Iist. (iurrh die Unaniichuibarkeit eines realen Gesamtwillena

auch der Nacliweis einer realen Staatseinheit durchaus gescheitert, so daft
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also aiucheineod die „Fiktiooeotbeorie" gesiegt hat. Aber das ändert

sich sofort, sobald man sich nur zu dem hinter all dem Theoretischen

steckenden verborgenen Sinn durchzuringen vermag. Auch hier muß
selb<?tverstandlich eine .praktische Frage den Ausschlag ccben**, und

zwar die, welche 'rhenrie wohl dem Verhältnis der Staat.s":>ur;;cr zur

Regierung „besser entspricht". Und stellt man die Frage so, dann muiä

der organischen Theorie sofort ein Vorzug eingeräumt urerefen. Denn

keine andere Theorie versteht es, das Zusammengehörigkeitsbewußtsein

der Volksgenossen» das „unter der gemeinsamen Gesetzgebung, R^erung
und Verwaltimg erwächst und fortbesteht" (S. 230), so gut zum Aus-

druck /u luiniren wie eben die organische Theorie. Ja, was bedeutet

denn überhaupt die „These, dat? die \'erbandsperson nicht nur eine

finjjierte, sondern eine reale Gesamtpeison sei?" Was soll denn diese

gaii^e Genossenschaftstheorie Gierkes? Sie ist, so vernehmen wir an der

entschetdaiden Stella ,^ttt die Einkleidung der Forderung, daß wenn
gesunde politisdie Verhältnisse bestehen sollen, möglichst viele einzelne,

der Durdischnitt der Bürger, die Tätigkeit der Staatsorgane billigen

müssen, 'trier, um es anders auszudrücken, daß die staatlii iien Organe

bestrebt sein müssen , in ihrer Tati;rkcit den Erwartungen und An-

schauungen der Bürger Rechnung zu uagen". So versteht es der Ver-

fasser Gierkes Genossenschaftstheorie in milde Weisheit sanft aufzulösen.

Seine Fähigkeit, das Unbequeme, das leider theoretischen Konstruktionen

nun einmal anhaftet, bis auf den leteten Bodensata au beseitigen, erreidit

an dieser Stelle wohl ihren Höhepunkt. Den Stsat mehr oder minder

real nennen — das bedeutet, ihm einen höheren oder niederen ..(>rnd

der rcclitlichen Vollkommenheit" zuschreiben, und .die reale Gesamt-

pcrson be/cicltnet den relativ obersten Grad der Vollkoinuvenhcit". Je mehr

einzelne Bürger die Staatstätigkeil billigen, desto weniger fiktiv und desto

realer wird der Staat. Der Verfasser sagt es selbst so sdiön: „Die Ver«

bandspersönlichkeit des Staats steigert sich um so mehr zu einer realen
Gesamt] 'eiF^on. je breiter und inteiibi\er der Rückhalt ist. den die hinter

den handelnden Organen stehende Billigung der Bürger, deren einheit-

liche RechtsüherzeufTun;; bietet" (S. 237). Welcher Reiz liegt allein in

der hier angcnummeneu Gradationsfähi^keit der Realität

!

Die derart vollbrachte Entdeckung Gierkes wirl't zugleich ein über-

raschendes Licht auf die frühere Bemerkung Schmidts, daß Gierke in«

folge seiner Verwandtschaft mit Älthusius dessen Lehre etwas zu hoch

einschätze. Man kann es zwar Gierke nicht gerade verdenken, wenn er

erstaunt fragt (.*\lth. 2. Aufl. S. 330 Anm. 11), „wt) der die Unbefangen-

heit trübende Zusammenhang zwischen gcsrhichtlich organischer ."^'taats-

auffa.ssung und naturrechtlicher Gesellsc !i,iu>km^tniktion stecken soll".

Allein wir versicaen nunmehr vollständig, was hier gemeint war. Den

Soaialvertrag im Sinne Kants und Rousseaus erläutert Schmidt durch die

regulative Idee einer allgemeinen Zustimmung der Staatsbürger. Es wird
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nun an der betreffenden Stelle (S. S4 Anm. 2) darauf aufmerksam ge*

macht, daß über den „realen Kern" dieser Fiktion unser Paragraph über

die Staatspersönlichkeit ($ 25) Aufklärung gäbe. Auf denselben Para-

graphen aber verweist nudi die Anmerkung über die Verwandtschaft

zwischen Althusius und Gieike fS. 58 Anm. i). Dadurch enthüllt sich

uns sofort der ganze Zusiimincnhatig: der reale Kern des n.iturre< htliclien

SozialVertrags ist der Gedanke der allgen^eiaeu Zustiumiung, und der

reale Kern von Gierkes Genossenschaftstheorie ist ebenfalls der Gedanke

der allgemeinen Zustimmung. Überdies wird ja in dem Kapitd über

Staatspersönlichkeit ausdrücklich hervorgehoben, dafi GierlEe mit sdnem
realen Gesamtwillen „offenbar" dasselbe „vorschwebt" wie Kant mit seiner

Idee des übereinstimmenden „Willens aller", und in demselben Kapitel

wird Rous'^eaus Volkssouveräneiatslehre deshalb verworfen, weil sie allzu

— Ciieikisch ist, zu wenig individualistisch, zu sehr auf die Idee eines

realen „Gesamtwillens" aufgebaut I (vgl. S. 227—234. Gierke selbst

scheint von diesen Schmidtschen Entdeckungen nie etwas geahnt zu

haben; wenigstens polemisiert er tnngekehrt gegen den in Rousseaus

und Kants Idee des Allgemeinwillens steckenden schroffen Individualismus

:

\-^\. 7,. B. Alth. S. ii6f., 120 Anm. 121, 203 f, 208). So sehen wir

denn Gierke in eine äußerst individualistische und revolutionäre Gesell-

schaft geraten und überhaupt alle erdenkliciien Gegensatze durch eine

leicht und frei gefügte Kette von Assoziationen in friedlichste Naclibar«

Schaft zusammengerückt. Was noch nie jemand gewagt hat — hier

wird es Ereignis: kraft Eindringens in die realen praktischen Kerne

werden Nalurre» htslehre und Genossenschaftstheorie, Althusius. Rousseau,

Kant und Gierke zu einer versöhnenden Einheit, zu einer coincidentia

oppositorum empor- und aufgehoben.

^Vcniger vieldeutig als diese .,)uribti.>i lien' Aufsclausse über das

Wesen der Gesamtpersou i»uid die dei lici rächenden Meinung wieder

enger angelehnten Bemerkungen über den Rechtsstaatsgedanken, über

die Ebenbürtigkeit von Staat und Recht, über die Unzulänglichkeit »bloß

fonnaler" d. h. nicht in \'olksmoral und Volkssitte wurzelnder Rechts-

sätze. Auch im einzelnen jedoch entnimmt Schmidt gerade hierbei

h.aifit; das Mrtterial mit solrlier Treue und so durchaus ohne eigene

Vcraibcituiig irennlen >ciiriusteHern (meist PrenfM, daß ein genaueres

Eingehen darauf unangebracht wäre. In dem i'aragraphen über den

Verfassungsstaat 24) wird im wesentlichen mit gr(>ßter Breite der

eiserne Bestand der öffentlich-rechtlicben Lehrbücher vorgetragen, mit der

ha. dieser Sachlage etwas befremdenden gelegentlichen Bemerkung, da6

auf anderweite Darstellungen „kaum" verwiesen werden könne. Leider

ist von dem hierbei erwähnten Ineinandergreifen" der Staatsrecht-

liclien Betrachtung mit den torx liun^~.eri;ei)nissen der . neueren Straf-

recius-, Strafprozeli- und Zivilprozeiihieraiui ' iS. 200 Anm.) nicht der

gerbgste Ansatz zu merken. Auch die bereits im Vorwort stehende
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und an spateren Stellen öfter wiederholte Ankündigung, durch genaueres

Kinc^ehen iiv.f ..Verwaltunc: und Rei litspflcge'' ,.die bisher übHche Form
der allgemei;u'ii St:i:i*<^^e]ire crwcitenr' zu wollen. Ix'rcitet, was den auf

ganz unbestmiiaic Andeutungen sich beschränkenden ersten Hand an-

langt, jedem Kenner der bisherigen Literatur liber das Rechtsstaats-

und Verfassungsstaatsproblem nur bittere Enttäuschungen (vgl. Vorrede

S. Vn, Bd. II, S. 841, 881 f.).

Es finden sich allerdings, worauf bereits anfangs im allu^emeinea

von uns hingedeutet wurde, ":inter allen diesen „praktischen" Erwägungen

uf.d j)oliti-?chen Erörterungen auch solche, denen /weifellos eine etwas

andere Bedeutung zugesprochen werden muß. So werden, wie anzuer-

kennen ist, die Ausführungen über den kärglichen Bestand der Völker-

rechtsordnung, über die durch Rassen- und Klassengegensätze erzeugten

Konflikte der Rechtsuberzeugung im innerstaatlichen Leben, über den

Wert von Verfassungsrechtssätzen durch manche Beisi)iele aus der poH»

tischen Geschichte in wohltuender Weise verlebendigt (vgl. die jCJJ 21, 22,

23^ Mehr wird mm freilich auch hier nicht zugestehen i'ürfcn, da drr

Gewinn an politisclier Einsicht überall äußerst geriii<; ist, was besonders

auch von den einen Teil des vierten Kapitels luilcndeti Ausluiirungcn

iiber die ,,Parteten" gilt, bei denen man nach Muea Anregungen gegen-

über den hier txm treu befolgten Vorbild dienenden »^Fragmenten zur

Soztalwissenschaft'' Merkels vergeblich sucht (S. 238— 255). CberaU

aber, auch bei den sonst durchaus annehmbaren politischen Deduktionen,

wie z. H. bei denen über die . Staatsformen", stört die durch gänzliche

Vcrnarhiässigung juristisciier Ciesu iitspunkte verschuldete Kinseitij]^keit.

Wie a»lc übrigen staatsrechtlichen Begriffe bleiben insbesondere die des

Staatsorgans, der Repräsentation, der Volksvertretung in undurchdring-

lichem Dunkel; ebenso wird, wie nicht anders zu erwarten, bei den

Bemerkungen über ..die solichnuue politische Freiheit und Gleichheit'*

(§ 21) von jedem Versuch abgesehen, die subjektiven öffentlichen Rechte

etwa juristisch zu crfiussen. r die Fra.e der Zentralisation und De-

zentralisation (i; 3?^ vorneluucn nur die beim Verfa«;ser üblichen

vagen Bemcrkungeu uljcr „\ erteilung der politischen Beduitaisse" mit

einigen universalgeschichtlichen Rückblicken, aber mit ängstlicher Ver-

meidung gerade der modernen auf das Verhältnis von Staat und

Gemeinde sich beziehenden Problemstellungen.

Es muQ darum — wenn wir unser Urteil noch einmal zusammen-

fassen — sowohl ynm ]>lii!fisojilnschen als vom einzehvissenschaftlichen

Standpunkt aus bestriitt-a weiden, daß der Verfasser im ersten'"' Bande

seines Werkes das Ziel einer Ci rundleg ung der „allLrenieinen Staats-

Idire" in irgendeinem Sinne erreicht hat. Denn semc philosupluschen

') Anm. d. Redaktion: Die folgcodeo Bünde werden von iurUüsdier Seite

besprochen werden.
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und methodoloi^ischcn Bemerknnp:en können hierbei nirht tjut in lietradit

kommen. Und als juristisch-politischem Dogmatiker ist es ihm nicht
gelungen, „allgemein" und doch nicht unbestimmt und inhaltslos zu sein.

Für das Fehlen aller staatswissenschaftUcbeit Konstruktion hat er aller-

dings durch unaufhörliche Hinweise auf die gewifi unbezweifelbare Maanig'

faltigkeit der geschichiHchen Welt eine Art von Ersatz zu bieten gesucht

Allein gerade dadurch ist selbst die an sich berechtigte historische Ten-

denz jedenfalls in dem unserer Besprechen«,' zu<irunde lie;;enden ersten
Bande unfruchtbar und ^;cst.i]tlos gcMicljcn, ;uii?>cr wo sie etwa bei ge-

legentlich auftretenden lustoi is<:hen Einzeiproblemen bereits zur Geltung

ktHDinen konnte. —
Zum Schlüsse können wir es uns nicht er^Muren, auch auf einige

Äußerlichkeiten des vorli^enden Buches hinzuweisen, weil gerade

bei diesem Werke die äußere Herstellung ein treues Spiegelbild seiner

sachlichen Eigenart ist und uns über vieles erst den endgültigen Auf-

schluß gibt. F.s entspricht nämlich schon die äußere Benutzung fremder

Autoren genau der ünverarbeiietheit des Inhalts. Im allgemeinen 5oU

doch die Auswahl und Zusammenstellung der einschlägigen Literatur

wenigstens einigermaßen der eigenen Initiative des Forscheis entspringen.

Dies vermifit man jedoch bei Schmidt in einem das Übliche wdt über-

steigenden Grade. Die bunte Menge der Anmerkungen und Zitate sind

allzuhäufig zur bedeutungslosen Staffage l^crabgesunkcn und geben dem
Buch einen iinpleicli gelehrteren Anstrich als ihm gebührt. Selbst beim

ersten Paragraphen [über die Aufgabe der allgemeinen Slaatilehrej, bei

dem man doch noch am ehesten eine individuelle Auslese erwarten

sollte, wird die gesamte Literatur aus § x und 2 der Rehmschen

Staatslehre ein&ch herübergenommen, 12 Schrtftstdler, darunter ein

Zeitschriftenaufsatz und sogar eine kleine Rezension (!) ; es werden dabei

ausnahmslos nur solche Seitenzahlen und nur solelie einzelne Sätze aus

den betrcffeiideu Werken bei Schmidt angeführt, die sich aucli bei Rchm
schon zitiert fanden und also nur abgelesen m werden brauchten (vgl. d.

Literatiu S. i, ferner z. B. S. 8 Anm., S. 26 Anm.i mit der Zusammenstellung

von Stdlen S. 149 Anm. i v^. Rehm S. 55 Anm. 4, mit S. 9; 10 Anm. i

a. E. vgl. Rdiro S. 32). Ab ein anderes Beispiel dieser Ablesetechnik

mag erwähnt werden, daß die ^4 die Anmerkungen

an einigen anderen Steilen in ahnlich bequemer Weise Anregungen von

PreuÜ (Gemeinde, Staat, Reich) erfahren haben (z. B. : mit S. 176 Anm. 2,

178 Anm. I, 183 Anm. i vgl. Preuß S. 201, 2, mit S. 214 Anm. i

vgl Preuß S. 215 f., mit S- 218 Anm. i vgl. Preuß S. 151 u. 152

Anm. 4$, mit S. 147 Anm. x vgl. Preufi S. 80 Anm. 178, mit S. saa

Anm. 3 vgl PreuB S. 299 u. 364). Es Mt uns keineswegs ein, hier

etwa im Sinne der Plagiatriecherei ein verwerfliches Verhalten aufdecken

zu wollen; nur das soll ausdrücklich festgestellt werden, daß diesem

ganzen Hersteliungsverfaliren die allergrößte Eile deutlich anzumerken
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ist und daß sich Schmidt nicht etninal die Zeit nimmty die von ihm

angeführten Bücher auch nur anzosehenl (So zitiert er z. K S. 222

Anm. 3 einige Definitionen aus: „Gerber, Grundzüge des deutschen

Staatsrechts S. 16", die gar nicht in Gerbers „Grundzügen" vorkommen;

bei Preuß S. 264 steht nämlich hei den betreffenden Gerbcrschen

Sätzen „a. a. O. S. 16", was sich jedoch, wie man beim Zurückblättem

siebt, auf einen Zeitscliriüenautsatz von Gerber bezieht! Bei anderen

Autoren irrtttmlich angegebene Zitate werden von Schmidt ohne jede

Nachprüfung reprodusiert; so wird z. B. Stammler falsch zitiert & 96

Anm., nach Bdow, Histor. Zeitscbr. Bd. 81, S. 213, richtig Bdow, Hist.

Zotschr. Bd. & 82 — , ebenso die Jahreszahl von Dahlmanns „Politik'*

— S. 27 Anm.. nach Rchm, Allg. Staats!. S. 9 .\iim. 2 — , und auch

sonst sind mannigfache Spuren der Herubcrn.^hmc falscher Zitate zu

merken. S. 120 Anm. heißt es: „Dies ist vor allein durch B. Delbrück

in der Historischen Zeitschrift Bd. 71 S. 463(1., 489 fr. und in den

Preufiischen Jahrbttchem Bd. 79, 1895, S. 16 erwiesen worden." In

Wahrheit findet sich nur an der zuletzt genannten Stelle ein Aufsats von

Delbrück ; von den beiden anderen dagegen ist die eine eine mit N. unter*

zeichnete Besprechung^ einer Schrift von Delbrück, die andere eine Be-

sprechung Belows von Lamprechts Deutscher Geschichte i Wieder andere

Anmerkungen von Schmidt enthalten in der Eile irrtümlich zusammen-

gedruckte Satzteile oder Audassungen, z. B. S. 176/7 Anm., 223 Anm.;

der Untertitel „Gewalt und Recht" ist in die Obefschrift von $ aa ge-

raten, statt in die von § 23; usw.)

Dies sind alles nur vereinzelte Proben von der eiligen Herstellung

des Schmidtschen Werkes, und es könnte sich gegen solche Ausstellunj^en

leicht der Vorwurf der Kleinlichkeit erheben. Deshalb ist es unver-

meidlicii, darauf hinzuweisen, daß solche äußere Flüchtigkeit der cha-
rakteristische Grundzug des gesamten Buclies ist, daß es in den

Uteraturangaben und sonstigen Hinweisen durchweg von stören-
den Fehlern wimmelt und alles Weiterforschen nach den Weisungen

des Verfassers zu einem äuflerst beschwerlichen und oft Kombinations-

gäbe erfürderiulen l'nternchmen wird, da man auf Scliritt und Tritt

irreführenden Fluchiij^keiten begej^net. Wir verzichten iedoch — der

Raumersparnis wegen — darauf, ein ausgewähltes Verzeichnis von über

50 (I) solcher Fehler (falsche Jahreszalden, Seitenzahlen und Buchertitel)

hier folgen zu lassen und bemerken nur, dafi der Verfasser durch zahl-

reiche Versehen sogar das Nachschlagen innerhalb seines eigenen
Buches dem Leser nicht leicht gemacht hat. —

All diese Beobachtungen bestätigen es, wie sehr die äußere Form

des Buches seinem Inhalte adäquat isu

EMIL LASK.
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Du gewtrhUche Nachtarbeit der Frauen. Berichte über ilircii Um(ang
und ihre gesetzliche Regelung, cini^cleitet und lierausgegeben

von Prof. Dr. Stephan Bauern Verlag von Gustav Fischer»

Jena. 1905.

Durch die konstituierende Versammlung der intemationaleD Ver«

einiguDg für gesetzlichen Atl)eiterschatz, welche in Basel am 37 28. Sep-

tember 1901 ta«rte, erliielt das Bureau der Vcreinipting u, a. den Auf-

trap, „vergleichende üntersuchiinf;cn der bestellenden Nachtarbeit der

Frauen und ihrer Wirkungen in der Industrie der vcrscliiedenen Lander,

sowie der Wirkungen, welche die Aufhebung der Nachtarbeit iu den

Staaten gehabt hat, in denen sie nicht mehr besteht, ansustellen." Es
sollte das Maternl beschafft werden, auf Grund dessen praktische Schritte

zu möglichster Unterdrückung der gewerblichen Krauennachtarbeit unter-

nommen werden konnten. Trotz aller Schwierif^keiten dieses Problems

hat die Vereinigung sich mit Recht desselben zuerst angenommen; ist

doci» die Überzeugung heute fast allgemein, daf3 der arbeitenden Frau

als Gattin und Mutter ein besonderer Schutz gebühre ^ fast alle In-

dustriestaaten haben dem Rechnung getragen. Die Vereinigung durfte

daher gerade in dieser Frage nicht allein in der öffentlichen Meinung,

sondern, was nicht minder wichtig ist, bei den Regierungen Unter-

stützung und Verständnis erwarten.

Das Internationale Arbeitsamt in Kasel hat in den Jahren 1002 und

1903 mit Hilfe der Sektionen für alle m Detracht kommenden Industrie-

staaten Berichte gcsannneh. welche teilweise schon den Veriiandlungen

des Komitees der Vereinigung zu Köhl am 26/27. September 1903 und
verrollstSndigt jenen der v(»n Komitee eingesetzten Spezialkonmiission,

wdche vom 9., 10. und zi. September 1903 zu Basel beriet, als Grund-

lage dienten. Das Komitee in Köln schöpfte aus den Berichten die

Überzeugung, daß das j^nindsät/hche Verbot der Nachtarlieit der Frauen

in allen industriell entwickelten Staaten (gerecht tertif;t und durehtuhrbnr

sei; die Spezialkommission in I>a»el bekraüigte auf Grund des vervoll-

ständigten Materials die gezogene Schlufifolgcrung und erklärte die

Forderung einer 12 ständigen zusammenhangenden Nachtruhe für ge*

rechtfertigt und nadi dem Stand der technisch-wirtschaftlichen Entwick*

lung fttr alsbald durchftihrbar. Ausnahmen von dem Verbote der Frauen-

nachtarbeit erschienen gerechtfertigt bei drohender oder bereits ein-

getretener Betriebsgefahr, bei der W-rarbeituni: von Rohmaterialien,

welche einem raschen Verderben ausgesetzt sind (^Fischkonservierung und

Obstverarbetiung}, endlich für Saisonindustrien während einer Übergangs-

zeit, derart daß die ununterbrochene Aibeitsruhe auf 10 Stunden be-
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schränkt werden kann. Selbst die fortgeschrittensten Gesetzgebungen

bleibm hinter diesen Postulaten weit zurück. Diese Tatsache verleiht

der Untersuchung eine überaus wichtige Bedeutung fUr die Fortbildung

des Arbeiterschutzes. Für Deutschland haben die Berichte im gegen-

wärtigen Augenblicke, von dem wir eine gründliche Revision der Ar-

beiteriimenschutzbestimmungen erhoffen, besondere-; Ititeri"sse. Man muß
\viiiis( lien. daß die ma!''2el>pnden Kaktoren aus den Erfahrungen in

anderen iandem die richtigen Schlüsse ziehen.

Für Deutschland lagen zwei Berichte vor. Fabrikinspektor Dr. Fuchs

behandelt objektiv den bestehenden gesetzlichen Zustand, die Handhabung

der Bestimmungen unter leichter Kritik der Ausnahmen und schließt

mit Hervorhebung der durchaus günstigen Erfahrungen des bestehenden

Narhtar1)eits\ er!)otes. Di. Hirsch r.ntersnr!it die IVn'rf' von dem Stand*

jmnkt der notwendigen Reformen; er erörtert desiiall» zr.erst die lie-

kauntcn gesundheitlichen und sittlichen Nachteile und die ökonomische

Minderwertigkeit der Frauennachtarbeit Er verlangt die radikale Be-

seitigting aller Auaiahmen von dem bestehenden Verbote und will selbst

nicht einmal fiir Unglücksfalle den Arbeiterinnen Nachtarbeit gestatten.

Mit guten Gründen bekämpft er die Ausnahmen, welche auf Grund des

138:1 G.O. bei „auüergewülinlicher Häufung der Arbeit" in so weitem

L iiifang ?jo:^c!>en werden. Ei begründet die dringende Notwendigkeit,

das Nachtarbeitsverbot auf die bisher fast ganz ungeschützte Kategorie

der Arbeiterinnen in der liekicidungs- und Reinigimgsindustrie auszu*

dehnen und lenkt die Aufmerkasmkeit auf die Sdiäden in der Haus-

industrie. Der Nachweis^ daß es dringend not tue, die verbreitete

Fr;iuennachtarbeit in den /.Jilr< '< lien kleinen Betrieben der genannten

Industrien zu verbieten und gleichzeitig die Hausindustrie gesetzlich zu

regeln, ist der wesentliche Inhalt des von Ilse v. Arlt erstatteten Berichtes

für Österreich. Die Darstellung bietet einen wenig erfreulichen Einblick

in die wirtschaftlichen und sozialen Verhältnisse der Hauptarbeitsberufe

der Frauen, vor allem in der Grofistadt Wien. Einer der votlständigsten

Berichte ist derjenige des belgischen Komitees zur Förderung der Ar-

beiterschutzgesetzgebung von Louis Varlez in Gent bearbeitet. Mit auf*

fallender Seharfe geißelt er die merkwürdige belgische Gesetzgebung,

welche gerade den Mtittcrn den Schutz versagt, den sie den Arbeiterinnen

unter 21 Jahren gewährt. Sie treibt dadurch die Mütter in um so größerer

Zahl zur Nachtarbeit, welche in Belgien besonders in der Wollindustrie

nodi in gro6em Umfang besteht. Eine schwere Anklage erhebt Varlez

gegen die Aufsichtsbehörden, welche die zahlreichen Gesetzesverletzungen

in bewuf^tcr Weise geschehen lassen. Das belgische Arbeitsamt sucht

durch eine längere Erklärung einige Beschuldigungen zurückzuweisen,

*) Vgl. Soziale Pruxis, Jahrg. VII, N'r. 53 vom 34. Sept. 1903. Die Vcrhand-

Ittngeo der stäodigeo Kommission 4<r LV. f. g. Arbeitenchati.
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ohne daß es gelingt den schlechten Eindruck, den man von der belgU

sehen Gesetzgebung und ihrer Ausführung erhalten hat, ganz zu ver*

wisdien. Im Anschluß daran gibt Prof. Emst DuboU einen sehr sach-

lichen Bericht über die belgischen Verhältnisse unter eingehender Be»

rürksic]uigun<r der Schwierigkeiten, welchen die strenge Durchfuhrung

der Cieset/pebung und deren Ausbau in dem kleinen, auf Export ange-

wiesenen Industriestaat begegne; dies gilt voi zun;s\vcise hinsichtlich der

Wollkämmerei, Kammgarn und Streichgamspinnerei von Ver^iers, deren

inifllidie Lage von Robert Centner und Prof. Emst Mahaim in beson«

deren Beilagen geschildert wird. Wir sehen hier die alten Argumente

der rüdcständigcn Unternehmer Wiederaufleben: die Frauennachtarbeit

bewahrt die Arbeiterinnen vor der Sünde; sie ist zwar nicht als hygie-

nisches Mittel zu empfehlen, aber doch auch nicht der Gesundiieit ge-

fährlich; denn man kann am Tage ebensogut si hlafen wie in der Nacht.

Diskutabler ist der Hinweis der belgischen Fabrikanten auf die hohen

Zölle einzehier Staaten, welche zu äußerster Ausbeutung der Arbeitskraft

zwingen ma konkurreozfilhig zu bleiben. Hier liegt vielleicht eine der

größten Schwierigkeiten für den Fortschritt der Sozialreform gerade fUr

die kleinen Elxportstaaten. Man wird schwerlich ein Land zu einem Ver-

such bewegen können, der mit großer Wahrscheinlichkeit eine große In-

dustrie vernichtet, solange seine X u hl)arn durch hohe Zölle seine Er-

zeugnisse abhalten. Die \ orhicilung von den Pflichten der Gesetzgebung

gegen die Gattm und Mutter, das Hervorkdiren der ethischen Seite des

Gesetzgebungsproblems, oder die einfache Ablehntmg einer Verbindung

des zollpolitischen Gesichtspunktes mit dem des Arbeiterinnensdiutzes

wird niemals vermögen den Selbsterhaltungstrieb zurückzudrängen. So
klein auch die absoluten Zahlen der naclitarbeitenden Frauen sind, um
die es sich in Belgien liandelt, die verhaknisnialiig umfangreichen He-

richte, welche in keineswegs angemessenem Verhältnis zu den gesetz-

geberischen Fortschritten des Landes stehen, sind für die Arbeiterschnt».

bestrebungen auf internationalem Wege unter die lehrreichsten zu redmen.

Sie haben dementsprechend auch bei den mündlichen Verhandlungen
der oben genannten Kommission eine liesoriderc Beachtung gefunden

und zu einer temperaiiicntvoll geführten Debatte \'eranlassung gegeben.

Eine Lösung hat dabei die angedeutete Frage niclit erfaliren. Die

Schilderung der Arbeiterinnenverhältnisse in der Kleinindustrie und Heim-

arbeit ist in anschaulicher Weise durch Fräulein Gatti de Gamond erfolgt.

Lediglich den Umfang der Frauenarbeit und den bestehenden gesetz*

liehen Stand schildern die Berichte der Fabrikins])ektorin Annette

Vedel Hir Dänemark und des Statistikers Adna F. ^^'eber für die Ver-

einigten Staaten, wo in den einzelnen Staaten auüerordenthche Ver-

schiedenheiten bestehen. F.in Vorrecht auf Beacluung besitzt der I'.e-

rieht der französischen Sckiion, bearbeitet von Prof. P. Pic. Ei sucht

die Frage nach den wtinschenswerten und möglichen Reformen zu lösen.

Afdiiv Tiir SqdalvHseaselwft u. Soiulpolitik. I. (A. f. wot. C« u. St XDC.) t. 3*
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Aufgebaut sind die Schlüsse auf gründliclien Voruntersuchungen und

enisten Beratungen innerhalb der Sektion. Zu den führenden IkÜInnem

der französischen Sektion gehören bekanntlich die hervorragendsten So-

zialpolitiker der verschiedensten Parteien, Theoretiker und Praktiker.

De??halb sind die Resultate der Untersiuluing beachtenswert; sie haben

auch einen wesentlichen KinfluLi auf die Beschlüsse der Kommission un«

verkennbar ausgeübt. Fraulcrcieh wird vom i. April 1904 an den

Zehnstundentag erhalten; es bestehen aber noch Ausnahmsbestimmungen,

weiche einer ganzen Reihe von sog. Saisonindustrienf deren Liste vom
Senat immer mehr verl&^ert worden ist» Überarbeit bis zu 12 Stunden

täglich an 60 Tagen im Jahre gestattet. Diese Ausnahmen sind die

schädlichsten; sie erflehen sich atis der Nachsicht der Geset7gel)er gegen

die schlechten Gewohnheiten der Konsumenten ; sie können von dem
.\ugenblicke an versciiwinden, wo man die Ileitnarbeit gesetzgeberisch

erfaßt und dadurch verhindert, datJ ein Abströmen der Werkstätten-

arbeiterinnen an die Hausindustrie erfolgt. Von den sämtlichen In-

dustrien ist nur die Ftschkonservierung zur dauernden Ausnahme be-

rechtigt. In Fällen von Betriebsstörungen sollen die Gesetze von dea
Behörden zeitweilig suspendiert werden dürfen. Man hat den Ein-

dnirk. welcher liei Kenntnis der in der Sozialpolitik ftihrenden l'ersön-

lichkeitcn, die ihre AutTassung aus tiefinnerster I'berzeugung vertreten,

noch verstärkt wird, daß Frankreich bald an die Spitze der Arbeiter*

Schutzgesetzgebung getreten sein wird; es hat jedenfolls in den letzten

Jahren durch Milletands Verdienst ein stark beschleunigtes Tempo ein-

geschlagen. England, der alte Industriestaat mit seinem konsolidierten

und zurzeit fortgeschrittensten Arbeiterinnenschutz ist von Interesse im

Hinblick auf die günstigen Frfahningen, welche von der Chefins|>cktorin

Miß Adelaide Anderson und \on deorge H. Wood übereinstimmend

mitgeteilt werden. Erstere sagt kurz: „Augenscheinlich sind sowohl

ökonomifldie als auch soziale und moralisdte Fortsdiritte trotz oder

infolge des Verbotes der Fiauennachtarbeit (in Verbindung mit einer an-

gemessenen Beschränkung der Tagesarbeit) zu verzeichnen". Letzterer:

„die moderne Industrie gedieh unter den Fabrikgesetzen, und ... sie

dienten als .\nsporn ztir Vervollkommnung der Maschinen- und Pro-

duktionstet hnik. Die Verkürzung des Arbeitstages hob die Leistung?-

filhigkeii der Arbeiter . . . die Ausfulir nahm nicht ab, sondern in fast

allen Industrien bedeutend zu ... die Regelung der Industrie war dne
Wohltat fiir das ganze Gemeinwesen." Selbst in den Wäschereien wird

die demnächst zu erwartende Beseitigung der Frauennachtarbeit keinen

Schwierigkeiten begegnen; nur die Fisch))ükelei und Obstkonservierung

Englands kann die Nachtarbeit nicht entbehren, t'ber die Möglichkeit

einer Beseitigung der trbcrurbeit in dringenden 1 allen, welche in Nicht-

Textilfabrikeu 2 Stunden täglich an höchstens 3 Wocheutagen und in

30 FäUen innerhalb is Monaten klaubt ist, sprechen sich d&e Berichte
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Idder nicht aus. Sollte nicht gerade darin ein Beweis liegen Air die

Schwierigkeit, der französisdien Forderung schon jetzt praktisch 20 ent-

sprechen? denn m England ist ja die Schntzgesetsgebung schoo so-

lange hoch entwickelt, ohne daß man daran gedacht hätte, diese von

Theoretikern auch in Deutschland viel angefochtene Ausnahme ganz r.u

beseitigen, obwohl in England das I'ulilikum dcx h wohl weit besser er-

zogen ist, als in Deutschland otier Frankreich. Der sehr objektiv gelmkene

Bericht des niederländischen Arbeitsinspektors G. J. van Thiemen be-

spricht die geltende Gesetzgebung ohne kritische Stdlungnabme und

entkräftet durch ausfiihrlidieie Schilderung der \nrkungen des Gesetzes

und der Zustände vor dem Xachtarbeitsverbot die zahlreichen Schetngründe

der Gegner. Sehr wcniir erfreulii h ist die DarstL-lhinir d.er trnurij^en Zu-

stände in der industriellen Bc\ olkei uii^' Rul.'lands durch Dr. Klocher.

Wenn irgend etwas die Noiwentiigkeit des \'erbots der Fraueunaciitarbeit

und der Reduktion der libermäßigen Tagesarbeit beweist, so ist es die

Mortalität, insonderheit die KmdeisterbUchkeit in den Industriegegendeu.

In Rußland erheischt das Intovsse der Textilfobrikanten der entwickelten

Bezirke des Westens und Petnsborgs das Verbot der l'rauennachiarbeit

;

die zentralrussische Konkurrenz, welche ihre Arbeitskraft aus den be-

völkerten Bauerndürfern schöpfen und ausnutzen kann, hat das gegen-

teilige Interesse. Zwar wurde die Nachtruhe zwischen 0 Uhr abends

und 5 Uhr morgens endlich gesetzlich festgelegt, jedoch unter derartigen

Ausnahmebestimmungen, dafi mit Hilfe des stvialpoUtisch rückständigen

Beamtentums eme Umgehung sehr leicht ist; der Gouverneur kann ,,in

beachtenswerten Fällen" die Nachtarbeit der Frauen unbesc'iriinkt zu«

lassen. F.inc kurze geschichtliche Darstellimg der Schutzbestimmungen

und eine klare I'hersirht über den neben der schweizerischen Bundes-

gesetzgebung hergehenden kantonalen Arhcilerinneuschutz in der Schweiz

gibt der leider verstorbene hei vorragende Fabrikinspektor Dr. F. Schuler.

Aus den Fortschritten, welche einzelne Kantone» unbekttnmiert um ihre

nächsten Kantonsnachbam, gemacht haben, darf man wohl den Schlufi

ziehen, daß die Verbesserung der Schutzgesetzgebung nicht in so hohem
Maße von dem Stande der Gesetzgebung anderer f.ander abhauf^ig ist,

wie gemeinhin und 7umci':t von den Industriellen angenommen wird.

Es wird wenigstens in der Schwei 7. nicht im geringsten Klage darüber

geführt, daß die Industriellen in K-aniouen uni strengerer Gesetzgebung

hieraus Nachteile erlitten hätten. In besonderen Berichten behandeln

Pfarrer Eugster die Frauennachtarbeit in der Stickereündustrie des Kan-

tons Appenzell und Außer-Rhoden und Gottlieb Vogt jene in der Uhren-

industrie des Jura, beide unter Berücksichtigung der Heimarbeit. r)ie

Ungarische Sektion legt ein kurzes Referat aus der Feder des Dr. Andor

von Maday über die Re'^chjiftiL'unfr der Frauen in der Industrie vor.

Das L;ind iuii bisher nur die NachUiibcu jugendlicher Arbwterinnen

untersagt; große Sympathie scheint eine Fortführung des Schutzes nicht
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zu genießen, selbst nicht bei den Sozialpolitikern, die noch vom

„Arbeitsrechi" der Frauen sprct hen und fürchten, daß das X'erbot der

Nachtarbeit der Frau sie ins materielle und moralische Verderben stürze,

es sei denn daß nun ihr zuvor neae EnrerfasqueUen öfinei uch den Er-

Cdurungen anderer Staaten sind das recht fiberflüssige Sorgea Bemerkens-

wert ist das gründliche Vorgeheos Italiens, worüber der bekannte Führer

der christlichen Demokraten, Prof. Toniolo beriditet; mit dem Jalire

iqo-j wird die Arlx'it iller Arbeiterinnen zwischen 8 Uhr abends und

6 morgens in industriellen Betrieben, Steinbrüchen und Bergwerken

radikal verboten sein; die gesamte tJbergangszeit von einem unge-

regelten Zustand beträgt nur 5 Jahre l Ein Bericht des Prof. Matsiizaki

in Tokyo zeigt uns die rasche Industrieentwicklung Japans mit starker

Frauenarbeit in den Spinnereien, welche ununterbrochenen Tag- und Nadit>

betrieb haben; dazu treten niedrige Löhne, schlechte Unterkunft, Umge
Bindung der Arbeiterinnen; es sind Zustände, wie sie anfangs des

19. Jahrhunderts in Kngland herrschten. In internationalen Verein-

barungen wird man auf Japans Mitwirkung rechnen müssen, ist es doch

auch derjenige Staat, der die Durcliführung des Weißphosphorverbotes

in einzelnen europäischen Staaten, welche noch eine grofie Zündhokausfuhr

haben, erschwert. Der Vollständigkeit wegen seien noch erwähnt die

kurzen Mitteilungen der Cotnmission de Reforroas Sociales über Spanien,

des Staatsrats Dr. Neumann ül)cr Luxemburg, des Dr. Kiaer über Nor-

wegen und des Departement of Labour and lndusir\ of New Soiith Wales.

Die sämtliclten inhaltreichen Berichte sind von Prof. Dr. Bauer,

dem Direktor des Arbeitsamtes, zu einem vorangestellten Gesamtbericht

verarbeite^ welch« einen Überblick über die äufierst verschiedenartig

gestalte Gesetsgebung gibt und in seinem Hauptteil erörtert, ob und
inwieweit die Ausnahmen von dem Verbot der Nachtarbeit beseitigt

werden können

Die vorliegende erste Untersuchung der internationalen X'ereinigung

enthält zahlreiches und vortreffliches Material für die Forttlihrung des

Arbeiterinnenschutzes in allen Industriestaaten. Die Zusammeiiiiellung

ist für den praktischen Sozialpolitiker von unschätzbarem Wert. Als

erste grofie Arbeit der jungen Vereinigung darf sie als gelungen be*

zeichnet werden. Als Mangel empfindet man die UngUdchartigkeit der

Behandlung dci Frage durch die ein/einen Berichterstatter; bezeichnend

i'^t. daß nur Herr ^'arle/' sich an das vom Internationalen Arbeitsamt

ausgegebene l'ragcns« licnia gehalten hat. I^ie Vergleirhharkeit ist da-

durch erschwert, wenn iiiclu unmöglich gemacht. Zu seiner Zusammen-

fassung mußte Prof. Bauer tattfdilich noch neues Hhbterial beschaflen,

da es nicht vollständig in den Einsdberichten enthalten ist. Das lag

vielleicht teilweise an der FragestcUimg des Amtes, welche mit der

Mangelhaftigkeit der Gewerbestatistik nicht gerechnet und deshalb xu

viel gefragt hat, noch mehr aber wohl an der unvollkommenen Funktion
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des Apparates der Verebigung. Die Sektionen und das Arbeitsamt

machten Erhebungen , welche nebeneinander hergingen. Jedenfalls

müt?te über die ( »esirbtsyrnnkte, welche alle Kinzelherirhte f^leichinäßig

zu beachten hätten, zukunftig erst eine Vereinbarung getroften werden;

alsdann sollten die SMonen die Einzelarbeit leisten, so daß du» Amt nur

dort uomittdbare Erbebungen annistellen hätte, wo sich noch keine

Sektionen gebildet haben. Die Erhebung ist augenscheinlich eingeleitet

worden, ohne daß man sich vorher über das ungefähre Ziel geeinigt

hatte. In einigen Bericliten ist der Heimarbeit — und das mit Recht —
kein Raum gewidmet. Denn von einem Verbot der Nachtarbeit in der

Heimindustrie kann keine Rede sein. Dennoch liat der Fragebogen des Ar-

beitsamtes sich ausdrücklich auch auf die Heimarbeitsverhältntsse bezogen.

Die Einleitung einer Enquete über die gewerbliche Heimarbeit ist eine

besondere^ sdir schwierige Aufgabe der Zukunft. So dankenswert auch

die Ausführungen einzelner Berichterstatter hierüber an sich sein mögen,

für die vorliegende Frage sind sie irrelevant und bilden einen tiniiiit/en

Bnllast. Es wäre :emer wün.sehenswert, dati vor der Erstattung der Be-

richte durch eine Vorberatung das vorläufige Ziel der Erhebung auch

nach der positiven Seite genauer festgestellt würde. Man kann doch

gewisse Minimalforderungea für den Arbeiterinnenschutz z. zwölf-

stündige Nachtruhe für alle gewerblich aufier ihrem Hause beschäftigten

Arbeiterinnen a priori aufstellen und die Berichterstatter zur Prüfung der

Verhältnisse unter diesem Gesichtsptmkte aufTordern; damit bleiben Xach-

erhebungen erspart, wie sie fiir einzelne Länder gemacht werden muL'ten,

weil die Berichterstatter sjch auf objektive Darstellung des bestehenden

ZuStandes beschränkt hatten. Sehr bedauerlich ist, daß die Untersuchung

aufier der Erörterung der Nachtruhe nicht auch suglddi sich mit der

täglichen Miaximalarbeitszeit beschäftigt hat; der innige Zusammenhang
beider und die Tatsache, daß fast alle Gesetzgebungen die Notwendig*

keit eines Maximalarbeitstages fiir Arbeilerinnen anerkannt habt^n, hätte

der Vereinigung Anlaß geben können, das Problem nicht auf die Nacht-

ruhe zu beschränken. Der Maximalarbeitstag der arbeitenden Frau ist

für sie in der Regel auch viel wichtiger als die Festlegung einer Nacht»

ruhezeit innerhalb bestimmter Stunden. Ist letztere die Zeit zwischen

S Uhr abends und 6 Uhr morgenSp so kann dazwischen eine dieizehn-

stündige tägliche Arbeitszeit liegen ; bei zwölfstündiger zusammenhängender

Nachtruhe ist noch immer eine elfstündige Tagesarbi-it möglich. Der

Wert einer internationalen X'ereinbarung über eine zehn- oder selb-st

zwölfstündige Nachirulie wurde ohne Vcreinl)arung über die Dauer der

Tagesarbeit sehr gering sein, sowohl für die Arbeiterinnen, welche nach wie

vor zu lange beschäftigt werden könnten, als auch für die Industrie fort-

geschrittener Länder mit kurzem Arbeitstag, welche gegenüber ihrer Kon-
kurrenz mit langem Arbeitstag auch fernerhin schutzlos blid)e> Bei der

Beurteilung der Untersuchung darf allerdings nicht vergessen werden,

•
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daß sie von einer i n t e rnat io n ale n Vereinigung ausgeht: die Grund-

anschamingen der einzelnen Elemente sind oft sehr hetcrojren, eine Ver-

ständigung, welche meist nur auf schrittlichem Wege ertolgen kann, ist

schwer zu erzielen.

Frägt man nun, was denn von den Kultuistaaten zum Schutz der

gevrerbltch tät^^n Arbeiterinnen gegen Nachtarbeit sdion geschehen

ist, so sind die Berichte geradezu beschämend fiir das soziale Ge-

wissen. Prof, Dr. Bauer fuhrt allerdings für einzelne Staaten recht er-

hebliche Zahlen als „geschützte Arbeiterinnen" an. Es sind zumeist

solche in den Großbetrieben. Diese Zaiilen haben aber praktisch nicht

entfernt die Bedeutung für das Problem der Frauennachtarbeit, wie es

bei oberfiächUcher Betrachtung erscheinen könnte. Die Nachtarbeit der

Frauen hatte in den gro6en Kulturstaaten, Deutschland, Frankreich,

England, Vereinigte Staaten von Amerika, in den Fabriken auch vor

dem KingreiftMi der (}eset/.gel)uni; keine bedeutende Ausdehnung: in

Deutscliland zahlte inan z.B. im Jalne 1884 nur 13000 rcgchnaLiig in

Nachtschichten beschäftigte Fabrikarbeiterinnen. Im übrigen Ijandelte es

sich um Verlängerung der Tagesarbeit durch Oberstunden in die Nacht

hinein. Diese werden aber dank 5 i33aG.O. noch immer in so leidi'

Uchem Made ertaubt, daß hinsichtlich der Übeiarbdt ein allzugroßer

Fortschritt gegen früher nicht eingetreten sein diirfte, wenigstens nicht

als eine Wirkung des Cieset7rs nnd seiner Durchführung. Es will dem-

nach nicht viel besagen, wenn 789 132 Arbeiterinnen in Deutschland

als „geschützt" und nur 203170 als „ungeschützt" aufgeführt sind.

Klugerweise gibt der i>ericht des Arbeitsamtes diese Zahlen — und

dies gilt vorzugsweise von den „ungeschützten" — mit „aller Reserve*'

wieder. Denn gerade die letzteren entziehen sich der Feststellung. Wo
aber die Frauennachtarbeit von je am meisten in Hüte stand und wo
sie unter den ungunstigsten Verhältnissen vorkam und noch immer be-

steht, da haben liie meisten (ie<;et7p^ehunp^en nicht daran gerührt, da<5

sind die umfangreichen Gewerbe der Reinigungs- und der Bekleidun^^s-

industrie mit der groLicn Zahl kleiner VVerksiatten, gar nicht zu sprechen

von der Heimaibeit. Die bisherige Gesetzgebung muß sich mit dem
Erfolg bescheiden, in der Grofiindustrie das weitere Umsichgreifen der

Frauennachtarbeit verhindert /u haben; sie darf sich aber ja nicht

blenden lassen durch die Znlilen der sog. geschützten .\rbeiterinnen,

sondern muü es als üire Zukunftsaufgabe betrachten, nun auch an die

schwierigere Arbeit der Beseitiijuno^ alteingewurzelter Geuuhnheiten im

Kleingewerbe heranzutreten. Das gilt vor allem lür Deutschland, welches

auf seinen Arbeiterinnenschutz mcht besonders stolz sein kann. Nicht

allein, daß es hinter England zur11ckbletbt| selbst von Staaten, die noch

vor wenig Jahrzehnten nicht einmal zu den Kulturstaaten gerechnet

werden konnten , wird seine Gesetzgebung überflügelt : von Italien,

welches keinen Unterschied zwischen GroQ- und Kleinbetrieb macht,
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^
stündigen Maxioudarbeilstag, von einigen

Staaten der Union mit ihrem zehnstündigen Arbeitstag ohne Unterschied

der Betriebsgröße; es ist beschämend bekennen zu müssen, daß in

Deutschland die gfroße Masse der Industriellen gegen die gesetzliche

Festlegung der zehnslüudigeu Arbeiiszeii der Arbeiterinnen sich steuunt,

während der itafiemtcbe fieriditerstatter erklären tcann: ,»E5 ist fttr

Italien charakteristisch und direnvoU sugleicht daß die Geset^bimg für

unbedingten Ausschluß der Fraiiennachtarbeit von denlndustrieUen
selbst, durch das Votum des Handelsrates (1897) befür-
wortet wurde." Eine starke Abschwächims^ erfährt das Verbot der Traiien-

nachiarbt ii ui den weitaus meisten Staaten durch /nhllose Ausnahmen, deren

Unbegrundetiieit durch die Abwesenheit einer im Lande A vorhandenen Aus-

nahme im Lande B am besten erwiesen 'tat In Naditachichten werden Frauen

in mranterbrochen arbeitenden Betrieben» oder Hochöfen, Glasfabriken,

Walz- und Hamnerwerken, Zuckerfabriken in einzelnen Staaten beschäf*

tigt, also unter den ungünstigsten lokalen Verhältnissen; in einigen

Staaten hält man Frauen zum Herrichten von Grubenlampen für unent-

behrlich; bei uns keimt man die^e Nachtbeschäftijjung nicht; der Be-

seitigung der Ausnahme steht nichts weiter im Wege als die Scheu sich

eine grüße Anzahl von Lampen anzuschaffen, damit die Arbeit am Tage
verrichtet werden kann. Deutschland hat hier bereits gut aii%erättmt

Außer den Ausnahmebestimmungen für den Bezirk Oppeln bestehen

zurzeit keine mehr fUr ununterbrochene Betriebe. Zurückgeblieben sind

mit j^utem Grunde nur noch die Arbeitszeitverlängenmaen für die Ver-

arbeitung leicht verderblicher Rohstoffe: Milchsterilisierun;^ und Kon-

servenfabrikation. Die umfassendste, in allen Gesetzgebungen außer in

derjenigen der Sdiweia enthaltene Ausnahme b^rifft die Gewährung von

Überarbeit über die normale Dauer der Tagesarbdt hinaus fttr eine ge*

wisse Anzahl von Tagen (30—60 im Jahr) und mit gewöhnlich a Über-

stunden für den Fall außergewöhnlicher Häufung der Arbeit. Mit

vollem Recht wird diese Bestimmung scharf bck.lnipft; die Ül»crnrbeit

na( h einem zehn- oder elfsiündigen Arbeitstage uberanstrengt die .\r-

beiterinnen zu sehr, nimmt ihnen die Möglichkeit zur Besorgung des

Hauswesens; sie führt zu unerlaubter Ausdehnung der Arbeitszeit; sie

wird den unbescheidenen Industriellen gewährt meist ohne Prüfung —
denn eine solche ist selten mögli^ der loyale Fabrikant hält sich

an die gesetzliche Regel; dadurch erleidet er einen Naditeil gegenüber

seinem Konkurrenten; er kann si( Ii und seine Arbeiter gegen unljilli^e An-

sprüche der Konsumenten durch Hinweis auf die Unbeugsamkeit des Ge-

setzes nicht schützen ; es bürgern sich im Geschaftsieben immer üblere (Ge-

wohnheiten in bezug auf Kürze der Lieferfristen ein : Arbeitsüberhäufung

wechselt ab mit Geschäftsstillstand. Die Arbeiter haben naturgemäfi am
meisten darunter zu laden. Das zeigen uns die Berichte an sahlreicben

Stellen. Die Abschaffung der Überzeitbewilligungen ist somit eine
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dtudiau«; ^gerechtfertigte Forderung. Die Schweiz hat sie erfüllt und
zwar sofort bei der Schaffung ihres Fabrikgesetzes i. J. 1877. Der Er-

folg des radikalen Vorgehens scheint jedoch kein vollkommener zu sein^

sagt doch der verstorbene Kabrikinspektor Dr. Schuler im Hinblick auf

zahlreiche entdeckte und unentdeckte Ge^tzesübertretungen in semem
Berichte: „Vfvt kdnnen uns daher nicht itthmen, dafi in der Schweiz

die Naditarbeit der Ftauen auch nur in den Fabriken gftnclidi ver-

schwunden sei; aber sie kommt doch — mit äußerst seltenen Aus-

nahmen — nur in den ersten Nachtstunden, als ungesetzliche Verlange-

rung des Normalarbcitstages vor." Die Konsumenten müssen erzogen

werden; dieser ProzeLl kann nur allmählich erfolgen; er wird gefördert

durch eine zunehmend engere Begrenzung der Ausnahmen. Auf diesen

Standpunkt hat sich nach langen Debatten, in denen die Vertreter der

Schweiz und Frankreichs die weitestgehenden Forderungen aufsteUien, die

permanente Kommission der internationalen Vereinigung in Basel ge-

einigt. Naclidem in Deutschland seit iSoi keine Änderung eingetreten,

dürfte es an der Zeit sein zu i)rü!en, ob nicht an Stelle von 40 Uber-

arbeitstagen 30 Tage zu je 2 Überstunden gesetzt werden können (Elng-

land). Eine weitere Abschwächung erfaÜuen die bestehenden Frauen-

nachtarbeitsverbote durdi eine weitgehende Nachsicht in der Ausführung»

durdi welche in einzelnen Ländern z. B. Bdgien und Rußland die

Wirkung der Gesetzesbestimmungen fast annulliert zu werden scheint

Je nach der Urganisation der Aufsichtsbehörden und der Einsicht der

(iericlite wirken die Gesetze sehr verschieden. Uber mangelndes Ver-

ständnis der Gerichte wird fast allgemein Klage gefuhrt; in Deutschland

ist es in den letzten Jahren darin etwas besser geworden. In Anbe*

tracht dieser Unterschiede haben die Vertreter der Niederlande bei den

Basler Beratungen die FVage angeworfen: „welche Garantien für die

gleichartige Durchführung der getroffenen internationalen Vcretnbarongen

können gefordert werden?" Gleichartige ge^^ct/liche Bestimmungen in

allen Stanten verbürgen noch nicht gleichartige strenge Durchtuhnmg.

In Deutschland ist man gewoimi alle erlassenen Gesetze in vollem Um-
fang durchzuführen, selbst wenn es sich um längst veraltete Vereins-

gesetze handelt und die Staatsgewalt sidi bewufit ist sich lächerlich zu

machen. Für die Durchftihning von Arbeiterschutzbestinunungen ist

aber nidit nur die sozialpolitische Auffassting und das Pflichtbewußtsein

der Beamten sondern wesent]i( h die Mitwirkung der Arbeiterschaft maß-

gebend. In industriellen Mittelpunkten mit gut organisierter Ari)eiterschaft

sind vermöge der Überwachungstätigkeit der Organisationen ofliene Über-

tretungen fast nicht möglich ; in rückständigen Bezirken und in Ländern

mit gleichgültiger, niedrigkultivierter Arbeiterschaft entbehren die Be-

hörden dieser wichtigen Mithilfe; das Gesetz bleibt fast unwirksam.

Schon hieraus erhellt, daP selbst, wenn es gewisse Garantieil ftir die

gleichartige Durchführung der internationalen Vereinbarungen gäbe —
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vielleicht denkt man an ein internationales Aufsichtsamt — diese in

keinem Kalle die crlicblichcn nationalen Unterscliiede im Kidturniveau

der Arbeiter, aber auch nicht die Unterschiede der Qualität der lokalen

Ausfuhrunsfsbehörden auszugleichen vermöchten. Auch iliese ftir den

Erfolg der Bestrebungen der internationalen \ ereinigung lur gesetzlichen

Aibölencbiits bedeutungsvolle Frage bleibt bis auf weiteres ofien.

Trotz numcher vorstehend geäuflerter Bedenken besteht die Möglich*

keit» durch Vereinharungen der hauptsächlichsten Kttlturstaaten nicht

nur eine gewisse (Gleichartigkeit in die Gesetzgebung zum Sthut/e der

l'rauenarbeit zu bringen sondern auch die riickständifreren Staaten zu

einem Xaclirticken zu veranlassen. Set/t man au( h keine großen Hoff-

nungen auf die Sciineiligkeit und Intensität des Fortsclirittcs, so wird

durdi die Arbeiten der Vereinigung doch den Staaten Anlaß su

weiteren Verbesserungen gegeben, welche auf dem Bo^n der natio-

nalen Sozialreform sehr wohl erreicht werden können. Sie wird für

die närliste Zeit noch immer das Hauptarbeitsgebiet der Sozialpolitiker

bleiben ; dies liegt aber ganz im Sinne der internationalen Vereinigung

für gesetzlichen Arlieitersehut/ und der rührigen deutschen Gesellschaft

für soziale Keluna unter Fuhrung ihres Pr^lsidenten, Staatsminister Frei-

herr von Berlepsch. Die Untersudiungen über die Frauennachtarbeit

sind von dem Gesichtspunkte der kraftvollen Weiterbildung des deutschen

nationalen Arbeiterinnenschutzes von hervorragender Bedeutung, wie sich

hoffentlich auch bald durch eine entsprechende Gesetsesvorlage der

deutschen Regierung erweisen wird.

Karlsruhe. FUCHS.

Vüg tIstein,TkiPdor, Dr., DUMtstrkderMeittpravituMS^l^oo,

Ein Beitrag zur Frage der Handelspolitik und der Kartelle

mit einer Vorbemerkung von Walther Lötz. Stuttgart und

Berlin X902. Verlar,' j. G. Cottasche Buchhandlung Nadi«

folger. 112 S. in 8**.

Pieper j Lorenz^ Dr., Die Lage der Bergarbeiter im Ruhrrevier. Stuttg.

und Berlin 1903. Wrlag J. G. Cottasche Buchhandlung

Nachfolger. 266 S. in 8".

Gottheiner, EUsabcth, Dr., Studien üher die Wuppertaler Textil-

industrie und ihre Arbeiter in den letzten 20 Jahren. Verlag

von Dunckcr und Humblot. Leipzig iy«:53. 96 S. in 8

Die in den letzten Jahren in Deutschland zum Vorschein gekommene

Tendenz, der }landelsi)olitik eine andere Richtung /u geben, rief eine

reichhaltige Literatur hervor, die sicli teilweise mii den Wirkungen der
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vom nrafen Caj^rivi abgeschlossenen I-Liiuiflsverträge auf die aügeineine

Lage der Industrie, des Handels und der Landwirtscliaft beschafti£:;ie,

teilweise den F.inMuL' dieses Moments auf die Eiuwicklung cmzeiner

Industriezweige und endlich dessen Einwirkung auf die wirtschaftliche

Lage der einzetnen Gebiete DeutscMands erwog.

Die Arbeit von Vogelsteio beschäftigt sidi nun mit den Problemen

der letzleren Kategorie und zwar mit dem Einfluö der Caprivischen

Politik nuf die wirtschal tlichc Entwicklung der Rheinprovinz. Der be-

scheidene Titel bleibt weit hinter der Bedeutung der Arbeit zurürk.

besonders wenn wir uns dfr Tatsaclie eiinnern, daß die Rheinjjrov in,:

niclu nur eines der Haupt^entreu der deutschen Großindustrie, sondern

audi das Hauptzentrum der Tätigkeit der mächtigsten Kartdle ist,

deren enghene^ rücksichtslose Tätigkeit bereits so viel Staub aufgewirbelt

hat. Kein Wmider daher, dafi der Verfasser im Laufe setner ganzen

Untersucliung stets den Syndikaten, den von ihnen bezahlten Ausfuhr-

prftnnien und der Klarlegxing der Ursachen der letzteren Erscheinung

seine Aufmerksamkeit widmet.

Das Vorwort und das erste Kapitel geben eine allgemeine Ciiarak-

teristlk der Industrie der Rheinprovinz und ihrer Lage in den letzten

12 Jahren, und es ist «i ersehen, daß im Laufe der letzten Jahrzehnte

des XIX. Jahrhunderts die Grofitndusttie dort nicht nur gewaltige Fort-

schritte zu verzeichnen hatte, sondern auch für die dortige Bevölkerung

zur Hauptquelle des Unterhalts geworden ist. Um so trauriger mutite

unter diesen l''inständen die seit iSoi einjjetretenc scharfe Krise wirken,

der sich noch die imgeheure Steigerung der Broipreise anschloi), welciie

bekanntlich, selbst von agrarischer Seite, Anträge zur Suspension der

GetreidecöUe veranlagte. Zieht man noch allerlei Komplikationen in

der allgemeinen Politik, den Einfluß des Mac Kinley Tarifs tu dgl. mehr
in Betracht, so wird es klar, daß viele Industriezweige sich während

dieser Zeit in einer schlimmen, ja in einer verzweifelten Las^e befanden.

Es haben desh.^lb die vom Grafen Caprivi nacli lan;;cn inneren vmd

äusseren Kontlikteu abgesciilossenen Handelsvertrage niciit umsonst bei

den deutschen Unternehmern den Namen der „rettenden Tat" ehalten.

Das zweite Kapitel widmet Vogelstein der Textütndustrie der Rhein«

provinz, die besonders stark in den Weltverkehr mit verflochten ist, wie

das schon daraus zu entnehmen ist, daß die Einfuhr wie die Ausfuhr an

Materialien und Fabrikaten der deutschen Textilindustrie je über eine

Milliarde ausmactit. Seinen weitereu .Xn^ahen ist zu entnelimen. daß in

der Spinnerei das Rheinland mit ca. 3 1 400 Erwerbstätigen dem
Königreich Sadisen kaum nachsteht. In der Weberei fibertrÜR es mit

103700 dasselbe um ein paar Hundert Mit seinen 43000 Erwerbs*

tätigen der Seidenweberei stdlt es vier Fünftel dieser ganzen Industrie

usw. usw. Sehr charakteristisch für die dortigen Verhältnisse ist dabei

die Tatsache, daä von ca. 31400 Personen, die in den Spinnereien der
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Rbeinprovinz Ltcschäftigt waren, mehr als 17000 ia 40 Unternehnmagen

mit mehr als 300 Arbeiteni besdiäftigt waren ~ an Beweia^ dafi die

Oiofiiiidttstiie in dieMm Industriezweig sdion lange ebe henroiragende

Rolle spielt Ohne auf die EinzdheiteD der interessanten Tabdle auf

S. 34 näher einzugehen, können wir nur unser Bedauern aussprechen,

daß der Verfasser die Rheinprovinz nur mit ElsaÖ-Lotht Ingen vertjlich.

Auch macht sich die Abwesenheit der Pro3rentherechnung;en zur Charak-

teristik der Bedeutung des Klein- und Grutibetnebes unangeneiim fühlbar.

Im folgendoi schildert der Verfasser die allgemdne Lage dieses

Industriezweiges» wie sie sich unter dem Einfluß der Taktik der Kohlen-

^dikate einerseits undd» allgemeinen Richtung der deutschen Wirtschafts*

politik andererseits gestaltete. \^on größerem Interesse ist seine Charak-

teristik der Bemühungen der Weber, die sich vor einifjen Tahren

bekanntlich tmter Fiihrung der interessierten Handelskammern im \'"er-

band deutsriicr Baumwollgarnkunsumenten vereinigt haben, um auf die

ElrmäUiguiig der Gamzölle hinzuwirken. Da die Verteuerung der Pro«

duktion sich besonders unangenehm auf dem Weltmarkte fühlbar machte,

so wurde von ihnen vidfach wenigstens eine Rfidcvergtttung bei der

Ausfuhr von Webwaren verlangt. Mit Recht vertritt der Verfasser

dabei den Standjjunkt, dnfl, wie erklärlich dieses Bestreben aucli sein

mag, es doch auf unüberwindliche Schwierigkrilcn zu stc»LkMi scheine.

Denn ganz abgesehen von anderen Hindernisäen, wird es unmoglicii

sein, die Identität bei der Ausfuhr festtustellen ; verzichtet man aber

auf den Identitätsnachweis» so bedeutet die Vergütung zum Teil eine

direkte Ausfuhrprämie, die mit Ausnahme von einigen landwirtschaft-

lichen Produkten als Staatsmaßregel in Deutschland nie üblich war.

Im \iis(~iili)ß daran läßt der Verfasser die \'prsuche der Selbstliilfe

an uns vorüberziehen, wie sie in Form der Kartelllulduny in der Textil-

industrie zum \(jrschein kamen. Die von ihm genannten Verbände für

BaimiwoUgarn, Kammgarn, Vigognegarn, der Buntweber usw. sind aber

hat lauter Kartelle niederer Ordnung, die aufier etwa der Regelung der

Zahlungsbedingungen, der Musteral^abe u. d. m. höchstens noch prozentuale

Produktt<)nsein«:hränkung vornahmen.

Indem wir den Leser, der tieferes Interesse für die rrsachen der

schwachen Entwicklung der höheren Kartellformen in diesem Industrie-

zwei«^ hat, auf die S, 41 flf, der Vogelsteinschen Schrift verweisen, wollen

wir hier nur noch seiner Vergleiche der deutschen und schwcizerisdien

Zollsätze fUr die hier in Betracht kommenden Waren gedenken. Diese

zeigen nimlicb, dafi die deutschen Zollsätze, obwohl in Deutschland die

Großindustrie weit stärker entwickelt ist, bei weitem die schweizerischen

Zollsätze übertretfen. Man kann nur lebhaft bedauern, daß die se\\x

vernünftigen Ansichten, welche iSqo die Aachener Handelskammer ver-

trat, neuerdint^s von der Regierung nicht genügend berucksichiigt wurden.

Diese Ansichten lauteten nämlich: „Es kann nicht oft genug betont
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werden, daß die Seiden- und Saramtindustrie Deiit'S.chlands hemmenden
Zolh' hnnkcn entschieden abhold ist; sie kann jeder ausländischen Kon-

kurrent die Spitze bieten. Schutzzolle, die gegen Italien, Frankreich

und die Schweiz gerichtet »od und von diesen Landern Repressalien

hervorrufen dürften, werden der deutschen und speaell der nieder*

rheinischen Seidenindustrie zweifellos Schaden bringen.** Unter dem
Einfluß der hochschutzzöUnerischen Manie der letzten Jahre blieben diese

Warnungen leider nnberücksichtifrt, und so haben auch andere Staaten

als Antwort zur Krhohung ihrer Zollsätze pej^riffen, deren Wirkungen

für Deutschland kaiun segensreich werden durften.

Im IIL Kapitd beschäft^ sich Vogelstein mit der Montan- und

Eisenmdustiie. Die hervorragende Bedeutung des Großbetriebes in diesem

Industriezweig iXÖt sich ohne weiteres durch die TatSKhe charakterisieren,

daß von ca. 133000 dort beschäftigten Arbeitern auf 125 der größten

l?etriebe ca. r 24 000 Arl)eiter entfielen, d. h. mit anderen Worten, daß

jede Untcrnoiiraung durchsrhnittlicti tausend Arbeiter zahlte. Unter dem
Eintluli dieser starken Konzentration des Kapitels einerseits, und einer

Reihe anderer Momente andererseits, haben sich in diesen bidu8trie>

zweigen einige mächtige Kartelle oitwickeltp deren Tfltigiceit der Verfasser

eingehend schildert Schon im Anfang dieses Kapitels er&bren wir»

daß die deutschen Syndikate bereits vor vielen Jahren dem Auslande

die Kohlen um ro bis 25 Pro/. bil!ic;er lieferten. .\uf S. 64 schildert

er dann die nicksichtslose Preisj^olitik dieser Kartelle und insbesondere

des Kokssyndikats, das im Sommer iSyq nhne weiteres die allen Verträge

aufhob und den Abschluß von neuen Verträgen mit zweijähriger Dauer

zu erheblich gesteigertem Preise erzwang.

Im IV. Kapitel, betiteh: J)k Handelspolitik und die Kartelle der

Montan* imd Eisenindustrie" gelangt der Verfasser zu folgendem Ergebnis

:

„Eine Gcwinnerhc)hunf,' ist nur auf zwei Arten möglich, entweder durch

Verringeninfj der Kesten oder diu-ch Steigerung der Preise. Beides

kann bekanntlich von weiten der Kartelle geschehen, jedoch ist mir bei

den Unternehmerverbänden der Rheinischen Industrie eine Ermäßigung

der Produktionskosten von Kartdl wegen nur in äußerst wenigen FÜIlen

bekannt gewoiden. Dagegen fast Überall der Versudi die Einnahme zu

erhöhen." Im Anschluß daran macht der Verfasser int it uite Angaben

über die Rentabilität dieser Industriezweige. Die kolossalen Dividenden

von 20, 30, 40 und noch mehr Fror., die von den sfröüeren l'nter-

nehmungen längere Zeit hindurch bezahlt wurden, gestatteten diesen

Verbänden den Luxus, der exportierenden Industrie emige Millionen als

Ausluhtpfämien zu schenken.

Zum Schfaifi wollen wir noch hinzufügen, daß die Arbeit Vogelstems

auch in der Hinsicht ein hiiteresse bietet, wenn man sie den Ergebnissen der

deutschen Kartellen« juetc r:ec:enüberstclU. Vergleicht man das reichhaltige

Material dieser Schrift mit den oft ganz vcxscliwommenen Daistellungea
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der offiziellen Kartellenquete, so kann man in bezug auf die letztere

sich kaum des Eindrucks erwehren, daß man von mancher einflußreicher

Seite nur zu gerne dem Sprichwort; Den Pelz zu waschen, ohne ihn naß

zu machen, gefolgt wäre.

Gldcb interessante Einblidce» wie die Arbeit Vogelsteins in die

Ibndelspolitik, gewährt die a. von uns zitierte Schrift in die Sozialpditik.

Im Vorwort macht Dr. Pieper interessante Angaben über die abbau*

würdigen Flöze des Ruhrreviers , woraus zu entnehmen ist , daß da-

selbst im ganzen ca. 130 Millinrdeu Tonnen Kohle vorhanden sind, was

selbst, wenn die Jahresproduktion, wel» he ]f-t:n etwa 60 Mill. Tonnen

beträgt, auf 100 Mill. Tonnen gesteigeii wurde, noch für ca. 1300 Jahre

ausreichen könnte. Im folgenden schildert der Verlasser die Vetünderungen

der Technik der Produktion einerseits und der Berggeseti^bung anderer«

seits, wobei er eine rasch vor sich gehende Konzentration des Rapitab

in diesem Industriezweig feststellt Besonders lebhaft soll dieser Prozeß

in den letzten drei Jahren gewesen sein, indem die Anzahl der Zechen

deren Gesanit|)ruduktiun 500000 Tonnen überstieg, allmählich von 38

im Jalire auf 45 im Jahre 1900 stieg, während die Zahl der kleineren

Zedien mit einer Produktion von mindestens 50 000 bis 500 000 Tonnen
von 99 auf 93 gesunken ist.

Zur Charakteristik der Bedeutung der Kohlenförderung des Ruhr-

reviers wird dabei vom Verfasser die Tatsaclie angeführt, daß seit Ende
des XVIII. Jahrhunderts die Belegschaft sich um das 140 fache vermehrte,

die Förderung nach der Menge um das 2S8(aqhe, nach dem Werte um
das 545 fache. Aus dem Ruhrvevier stammt gegenwärtig etwa die

Hälfte der gesamten Stcinkohlenproduktion Deutschlands. Allein seit 1894
steigerte sich der Wert der Ruhrkohlenproduktion um 75 Pros., die Menge
um ca. 45 Proz., die Arbeiterzahl um ca. 44 Proz, Ebenso rasch stieg

die Verwendung der Dampfkraft, und zwar zfthlte man an Dampf-
maschinen um die Mitte des XIX. Jahrhunderts rn. 142 mit ca. 10000

etickt. l'kidekräften geiren ca. 5000 mit ca. 500000 cttekt. rieide-

kräften am Ende de» Jaiirhunderts. Nuch bedeutender war vielleicht die

Zunahme der Koksproduktiou und einer Reihe von Nebenprodukten so-

wie sonstiger industrieller Unternehmungen, so da6 gegenwärtig das

Ruhnevier 2U einem der Hauptzentren des deutschen Industrielebens ge-

worden ist. Schon 1890 soll dort nämlich der Güterverkehr pro Kilo-

meter 25 mal, pro Einwohner 56 mal größer gewesen sein als der durch-

schnittliche Verkehr Deutschlands.

Nach dieser allgemeinen Schilderung der teclmischen und wirt-

schaftlichen Entwicklung des Ruhrbergbaus im XIX. Jahrhundert ver-

sucht der Ver&sser den tiefgehenden Einfluß zu beschreiben, welchen

diese Faktoren auf die Morphologie der Bevölkerung und die Arbeits-

gUedening ansgeiibt haben. Ohne bei den Einzelheiten stehen zu bleiben,

wollen wir uns nur mit der Hervorhebung der Tatsache begnügen, die

Digitized by Google



494 Lileimtar.

auch in den weiteren Erörterungen des VedasseiS eine große Rolle spielt

Wir meinen damit die starke Heranziehunj^ ?;ur Bergarbeit der Arbeiter

aus den östlichen Provinzen des Reiches, aus Österreich u. dcrgl. xu.,

so dal ) s( hon zu Anfang des Jahres 1900 iu den Bergwerkeu mehr als

satatiicher Arbeiter aus jenen Gegenden stammten ; zusammen mit

Frauen and Kindern bdief sich ihre Zahl auf ca. 175000.

Im zweiten Kapitel gibt der Vergaser einen Überblick Uber die Gestal-

tung des Arbeitsvertrages, woraus zu entnehmen ist, daß der gewaltige Auf-

schwung des Ruhrbergbaus seit Mitte des XIX. Jahrhunderts T^'escntlirh nnf

der erfolgreichen Geltendmachung folf;ender drei Forderunf^cn bcruiu, und

zwar i) Verringenm^ der Bergwerksabgaben, 2) B<:seiiigung des staat-

lichen Direktioiisprinzips und 3) Verringerung der regalherrlichen Vor-

redite. Der Verbesserung der La^ der Unternehmer stand indessen

keine entsprechende Verbesserung der Lage der Arbeiter g^oifiber;

denn die Knappen, die früher gewissermaden Staatsbeamte waren und

eine Reihe weitgehender Privilegien hatten, wurden durch das alli;craeine

Berggesetz von 1865 ihrer sämtlichen früheren Vorrechte beraubt, was

m einer fortschreitenden Entrechtung und wachsender Proletarisierung der

Beigarbeitermasscu AnlaÜ gab. Eine Verschlechterung trat auch iu der

Hinsicht ein, daß der Arbeitstag heute sehr oft viel länger ist als früher,

indem die von den Ruhrbei^leuten stets geforderte „von den Vätern

ererbte Achtstttndenschicht" heute tatsächlich zu einer 9— 10 Stunden-

Schicht ausgeweitet wurde. Auch der Streik von 1889 brachte in dieser

Hinsicht nur eine voriibcrgehende Besserung. Aus den Mitteihmgen des

Verfassers geht hervor, daß, ebenso wie vor t88q, die Beamten —
manchmal sogar in unerlaubter l orni — die Schichtdaucr durch aller-

hand Praktiken verlängerten, die Uboscbichten nicht genau notierten

u. dergl. m. Als Beweis führt er auf S. 53 zahlreidie Zechen-

anschlage sowie die Tatsache an, daS durchschnittlich jeder Ruhrberg-

mann zu Anfang der neunziger Jahre ca. 300 Schichten anfuhr, während

diese Durchschnittszahl in den Jahren 1899 bzw. 1000 317 und ^iS

betragen iiat. Im Anschluß daran iH-handelt Piejier die Frage des

Arbeitslohns, wobei von iluu die außerordentliche Mangelhaftigkeit

der amtlichen Lohnnotierungen mit vollem Rechte sehr scharf ange-

griffen wird. Ohne bei den Einzelheiten zu verwetten, mag hier die

Erwähnung der Tatsache ausreichen, daß während noch 1895 Feier-

schichten eingelegt wurden, im Jahre 1900 eine Überschicht die andere

jagte, so daß monatlich hie und da 40— 45 Schichten verfahren wurden.

Man kann Pieper nur 7.u<;timmen, wenn er den ents; rechenden Mchr-

verdienst daraus niclit Lohnsteigerung benannt hauen will, da er auf

Mdirarbeit und nicht auf Erhöhung des Gedingelohns beruht Nach
dem Eintreten der Krise begannen die Löhne, teilweise übrigens unter

dem Einfluß der verminderten Zahl der Schichten, 2U »nken. Sehr

charakteristisch sind in dieser Hinsicht die nachstehenden Angaben des
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allgemeinen Knajijiscliaftsvereins in Bochum, die vom Verfasser auf

Seite 79 angeführt werden. Und zwar traten in der Lohnliöhc folgende

Veränderungen ein. Es erhielten einen durchschnittHchen Tagelohn b
Pno, der Gesamtbelegschaft:

bis 8,60 Mk. Ton 3,61 bis 3,80 Mk. von 3,81 bis 5 Mk. über 5Mk.

1900 5,9 Pl*««' I7i7 ProK> Ht4 I^<»> 5>>o Proi.

>90t 6,8 „ 30,0 „ a8,9 „ 44.3

190a 7,8 „ 30,9 „ 39*6

Der Prosentsatz der Arbeiter, deren Tagelohn 5 Mk. übertraf, sank

demnach von ca. 53 auf kaum 33 Proz. ^ Gesamtzahl. Dabei darf

folgende Tatsache nicht unerwähnt gelassen werden. Pieper konstatiert

nämlich, daß bei Zechen, deren spezifische Kohlensorten noch gut ab-

gingen, ferner ]>e\ den groHcn Zcrhcn, die durch ihre großartigen Auf-

bereit\in^^anstaiteri die ttesten Siuckk«.ihlen und NuL'>ortcn lieferten, die

Lühnniindcruiig nicht betrachtlich war, während die kleineren Zechen

die ungunstige Gestaltung der Konjunktur auf die Arbeiter abzuwälzen

suchten. Alle diese Angaben gewinnen ein besonderes Interesse, wenn
wir uns die Behauptungen der Apologeten der Syndikate in Erinnerung

rufen
. denen zufolge die Syndikatsgründung eine Verminderung der

Lohnschwankungen, größere Stetigkeit der Beschäftiijunf; der Arbeiter

u. derrrl. ra. nach sich gezogen hätte. In Wirklichkeit konnte man in

Deutschland sehr oft das Gegenteil feststellen, da gleichzeitig mit dem Sin«

\ten der Löhne viele Zechoi erheblidie Arbetterentlassungen vorgenonunen

haben. Die S)mdikatsgründung hat femer keineswegs zu einer Besserung

der Lage der Arbeiter geführt, sofern es sich um die Organisati«is-

bestrebuHf^cn der letzteren handelt. Darüber bemerkt z. B. der von

Pie]»er zitierte i>ert:ins[(ektionslK'richt Witten vorn J all re iqoi: ..Hin und

wieder ist der Ruckganj; in der (.lcs(;liartsla.;e von den Werksverwnltun^^en

auch benutzt worden, um ihutn agtlatorisch lästig gewordene oder lier-

vorragend unbotmäßige Leute aus der Belegscliaft zu entfernen." Außer-

dem beschwerten sich die Bergarbeiter darüber, dafl nicht einmal die

Feieischiditen gleit Hmaßig verteilt, sondern sog. Günstlinge davon ver-

schont bleiben. Außerdem kommen auch jetzt Fälle vor, in denen die

Abkehrzeugnissc der .\rbciter — trotz des gesetzlichen Verbotes —
mit geheimen Abzciclien vi-rscben werden. Da seit der Syndikats-

gründuug diese im Geheimen Gemaßregelten viel schwerer eine neue

Stelle finden können als vordem — beim Vorherrschen der freien Kon*

kurrenz— so kann man sich kaum darüber wundem, daß in den Berg-

arbeiterkreisen überall eine tiefe Erregung herrscht, wobei sich vielerorts

sogar Ansätze zum offenen Streik zeigten, indem man hie und da die

Anfahrt verweicrcrte. Nur der besonnenen Leitung der beiden Der;:-

arbeiterverbande ist es zu danken, meint Pie]icr. daii' die all^enieine

Erregimg zurückgehalten imd verhindert wurde, daU wie im Jahre 1889 die
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Welie eines RiesenslreiKs sich über das Ruhrkohlenbecken hinwäkte.

Ihre Parole an die drängenden Kameraden war: „Haltet euch an der

Arbeit. Laßt euch nicht aufreizen 1 Sorgt fUr Auirechterhaltung der

Ordnung, wirkt beruhigend auf die Erregten ein, stärkt die Chganisation.

Wenn es Zeit ist, wird das Signal schon kommen."

Wie die Arbeiter diese Worte beherzigt haben, läßt sich aus

folgenden Daten über die MitgUederzahl und die Einkünfte beider ge-

nannten Organisationen ersehen

:

Alter Verband Christlicher Gewerkverein

im Jftbre Mitgliedenatlil Einnahmen Mitcliedemlil Einnabmcn

1899 33100 90100 Mk. aaooo 484aoMk.

1900 36 400 315200 „ 29 300 I ! 3 000 „

190t 38000 323300 34000 206 500 „

1902 48300 462 600 „ 40000 29 > 300 „

Weihe man sogar zugeben, daß diese Angaben etwas übertrieben

sind, so läßt sich doch eine bedeutende Zunahme — trotz der Krise —
nicht in Alxede stdlen. Bei dieser Gelegenheit muß noch betont werden,

dafi das berüchtigte Nullen nach Ansicht des Verfassers sich bis auf

den heutigen Tag nicht nur im alten, soiulern im erweiterten Umfange
fortgepflanzt habe, während in Eiipland durch Einführung des Ab\viep;ens

der Fürderwagen die betrcft'enden Streitigkeiten zwischen den Unter-

nehraern und Arbeitern schon lange ihre alte Bedeutung verloren haben.

Mit Wehmut konstatiert Pieper, daß alle Versuche des Abgeordneten

Dasbad) bei der Beratung der preudischen Berggesetznovelle, eine Besserung

in dieser Hinsidit durchzusetsen, von der Mehrheit des Hauses, in deren

Mitte sich viele Kohlenbergwerksbesitzer befanden, abgelehnt wurden.

Ohne €iuf die Bes]ireL!)ung des Verhältnisses zwischen der Lohn-

steigerung und der Steigerung der Unterneiuncrgewinnc einzugelicn liii

seinen diesbezüglichen Ausfuhrungen hat Pieper hier aucl^i einige Unter-

nehmungen erwälint, die außer der Kohlengewinnung noch die Her-

stellung anderer Artikel betreiben, was die Vnttfnehmerpresse ihm sehr übel

ninunt), wollen wir hier nur seine überaus interessanten Mitteilungen über

das Verhältnis von Arbeitszeit und Arbeitslohn zur Arbeitsleistung er-

wälinrn. Die von ihm zitierten Untersuchungen des Bergwerksdirektors

Kirschniok ergaben nämlich, daß in seinen obcrschlesisclien Kohlcni;ruben

die Durchschnittsleistung der Pfeilhauer auf denselben Flözen und unter

denselben Verhältnissen pro 1 2-Stuudenschicht von 1881— 1888 ca.

7,59 t betragen hat Dagegen betrug sie pro 8-Stundenschicht in den

Jahren 1889—1898 ca. 9,28 t und in den Jahren 1899—-1901 pro

8-Stundenschicht sogar 10,1 t. Über die erhöhte .\rbcitsenergie der

Bclcgscliaft liemerkte Kirschniok: .,F.s weiß wohl jeder Bergmann, vom
jüngsten Sch]e])per bis hinauf zum Beiriebsfuhrer, daß der obcrsciilcsisclie

Arbeiter, wenngleich er gezwungen ist, 12 Stunden in der Grube zu

^tzen, doch nur kaum 8 Stunden arbeitet. Gibt man ihm nun Gelegen-
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lieit, die LeistuDg dner isstündigeo Schicht in 8 Stunden zu voll-

bringen, 80 vecqxift er sein mitgebrachtes Brot weit lieber eist nach

Beendigung der Schicht, nur um die hierlttr notwendige Zeit nicht

während der Schicht zu verschwenden".

Von hervorragendem Interesse sind ferner die Mitteilungen des

Verfassers über die tötlichen Verunglückungen der Bergleute. Die von

ihm auf Seite 154 angenihxten Daten zeigen, daß wflhrend in England

und Belgien die Zahl dieser UnfUle «ufierordentlich xasch surttckging,

die entsprechenden Daten Hir Preofien kein^&lls gleich günstig lauten.

Leidtt Ittt der Verfasser Air die neueste Zeit nur die Daten ftir das

Jahr 1000 angeführt, was den Wert seiner Vergleiche erheblich herab-

mindert und außerdem einen berechtigten Aiilal.1 zu Beanstandungen seitens

der Untemehmerprcäse bietet. Indirekt wird seine Auffassung von der

Tatsache bestätigt, daß während um die Mitte des XDC. Jahrhunderts

eme englische Kommi$si(Mi nach Preußen kam, um die Ursadien der

niedrigen UnfallsifTer Preußens su studieren, gegen Ende des Jahrhimderts

Preußen eine Untersuchungskommisston nach England sandte, um dort

die Gründe der geringen l^nfall/riffer m erforschen. Und obgleich die

VerminderunfT der tudiichen Unfälle fast überall der Aufnalmie der

Arbeiterdelegierten in die Bergwerksinspektion zugeschrieben wird, hat

sich die preußische Regierung zur Durchführung dieser Maßnahme noch

nidit entschließen können, imd swar wesentlich unter dem Einfluß dar

Beridite der Bergwerksmspdttion, die — unter dem Druck der Syndikate

stehend — sich gegen eine beschleunigte Durchführung dieser Reform

aussprach. Ebenso ungünsti;;' c">';tnlfctc sich unter dem Kinfluß der

aahlreichen Uberschichten am Ende der qoer Jahre die Krkrankungs-

häufigkeit (vgl. insbesondere S. 167). Ohne uns mit allen anderen Er-

krankungen zu bescl)äftigen, wollen wir nur der neuerdings so oft

besprochenen Wurrokrankheit gedenken, deren Geschichte uns deutlich

zeigt, wie imzureichend die preußische Beigwerksinspektion die bteressen

der Bergarbeiter wahminmit Ärztlidte Autoritäten, wie die Fachblätter

der beiden Bergarbeiterorganisationen haben nämlich schem seit Jahren

auf die Größe der Gefahr hingewiesen und auf energische Mal'rcgeln

gedrungen. Trotz alledem behauptete man anulicherseits, die Krankheit

sei in steter Abnahme begriffen und hielt die eingeleiteten Maßnahmen
fttr recht zweckmäßig. Im Jahre 1902 erkrankten aber pro 10000 Iubnn

der Belegschaft bereits 55 Bergleute gegenüber 41 im Jahre 2901, ca.

12 im Jahre 1900 und 4—6 in den Jahren 1896— 1S99. Nebm diesen

Schattenseiten, welche der Nachlässigkeit der Bergw'crksinsi>ekt!on und

der weitgehenden Nachsiclit der Regiernng den syndizierten Zechen

gegenüber zugeschrieben werden müssen, hebt der Verfasser auch einige

Lichtseiten hervor, die man hauptsächlich dem technischen Fortschritt

zu verdanken hat Außer der Zunahme der Mitgliederrahl der Arbeiter-

organisationen gehört zu diesen Lichtseiten insbesondere die Anwendung

Archiv für SoawlwincBichafl o. SoiUlpolhik. I. (A. f. loc, G. o. St. XIX.) *. 3^
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der Schiümmaschineni mit deren Hilfe in Nord ;r,(>ri|ca im Jahre 1900

bereits etwa der gesamten Kohlenproduktion ^\ \.'i>nneii wurde. Im
Ruhrrevier datiert ihre Verwendung erst seit 18 i und zwar nur auf

wcniccn Zechen, weil die amerikanischen Konstniktionen sich hier als

untauglich erwiesen haben. Neuere deutsche Konstruktionen hauen diese

Bilängel gehoben, so daß bei weniger Arbeitskofiten dne um 50—80 Pros,

erhöhte Arbeitsleistung und vor allem eine bedeutende Herabminderang

der Unglücksfälle erzielt wurde. Die entschädigungspflichtigen UnftUe

durch Stein* und Kohleoiall betrugen nämlich pro 1000 versichote

Personen:

iai Jahre bei der ScklioQ II auf Zeche Dorstfeld

5.«7 7,00

1897 S.76

I89S 5.36 «,13

1899 5.5Ö 3.76

1900 5,22 3.5«

Seit der Verwendung der Schränniiaschinen auf der Zeche Dorst-

feld (1898) stürzte aho die rnfallziffer d^ut jah ab.

Das IV. und \'. Kapitel »lud der Bergarbeiterbewegung, der Knapp-

schaftskassenreform und anderen Forderungen der Arbeiter gewidmet

Die Durchsicht der diesbezüglichen Beschlüsse des 2. deutschen Bttg«

und Hüttenarbeitertages (Alter Verband) und des ersten Delegiertentags

der christlichen Bergarbeiter, welche in der Forderung auf Einsetzung

von gesetzlichen Arheiteraussrhüsscn, Vereinheitlichung des gesamten

deutschen Knappschaftswesens, freier Arztcwah!, Selbstverwaltung der

Kassen u. dgl. m. gipfein, zeigt uns deutlich genug, daß es sich im

großen und ganzen um durchaus berechtigte Ansprüche der Arbeiter

handelt. Dies wird u, a. auch dadurch erwiesen^ dafi in den fiskalischen

Bergwerken die Arbeiteraussdilisse bereits eingeführt sind, während man
den Syndizielten Privatsechen diese V^erpflichtung nicht aufzubürden wagt,

obw<»hI die Rehnndhmg der Bcrgnriiciter durch die X'orgcsetzten eine

nie abreißende Kette von Üeschwerden und Klagen bildet. In einer

Eingabe des christlic'ncn ( ieweikvereins vom Februar 1900 heißt es: „Eine

ständige Quelle der Klage ist die sehr oft inhumane, teilweise sogar unan-

ständige Behandlung der Arbeiter durch Betriebsbeamte/' Pieper berichtet

sogar, da6 es geriditlich mehrmals erwiesen wurde, daß nicht nur

Pferdejungen und andere jugendliche Aibdter, sondern auch Envachsene

Stock- und Faustschlägen ausgesetzt waren, wol)ei /ur Zeit ungünstiger

Geschäftslage regelmäßig eine schlechtere Behandlung eintritt. Die

Bildung der Syndikate luit also auch in dieser Hinsidit keineswegs zur

Besserung der .Arbeiter läge beigetragen.

Im VI. Kapitel behandelt der Verfasser die Lebenshaltung und ins*

besondere die Wohnungsverhaltnisse der Arbeiter. Wie wichtig gerade

diese letzteren sind, geht daraus hervor, daß der Bevölkerungszuwachs
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im Ruhnevier von 1871—1900 ca. soo Pros, betrage hat, während

die Einwohnerzahl Berlins im gleichen Zeitraum nur um ca. 128 Proz.

zunahm. Kein Wunder daher, daß die Wohnungsvcrhältnisse in den

letzten Jahren sich erheblich verschlechterten, obwohl die Zechen eine

große Zahl von .XrbeitCTwnhnungen gebaut liaben.

Gleich traurig klmgen die Mitteilungen über die Ernährungsverhält-

niflse der Arbeiter. Leider beschränkte sich der Verfinser auf die Mit-

teilung der Lebensmittelpreise für etnsdne }ahre, statt die ent^edien-

den Daten für das ganze Jahrzehnt anzuführen, was wiederum der Unter*

nehmerpresse Anlaß zu mehr oder weniger berechtigten Beanstandunp:en

bietet. Berücksichtigt man die fast völlige Abwesenheit der größeren

Konsumvereine und die trotz wiederholter Klagen der Arbeiter noch

fast überall übliche nionadiche Lohnzahlung, welche die Arbeiter zur

Borgwirtsdiaft verleitet einerseits, und die rapide Steigerung der Woh-
nungspreise andererseits, so wird man im grofien und ganzen Pieper

darin zmtinunen können, da6 der Reallohn der .\rbciter sich keineswegs

erheblich gebessert hat Ebenso ungünstig lautet sein Urteil über die

pcistige Nahrung, die den Arbeitern geboten wird; denn für die allge-

meine Bildung der Bergarbeiter und die Beschallung edlerer Genüsse

durch Unterstützung von Bildungsvereinen, Veranstaltung von Volks-

bildungsabenden, Volksnnterhaltungen, Schriltenverbreitung, Bibliotheken

und Lesehallen geschieht seitens der Zechen wenig.

Das letzte Kapitel handelt von dem Charakter der Bergarbeiter und

der Polenfmige im Ruhrrevier. Wegen Mangelhaftigkeit der Arbeiter-

organisationen, des starken Drucks seitens der Zechen u. dergl. m.

zeichnet sich der Charakter der Bergarbeiter diir( h eine Reihe unsym-

patischer Züge aus, so z. B. durch Eigensinn, unglaubliches Mißtrauen,

Aibeitsneid usw. Zusammen mit dem weitverbreiteten Aberglauben und

der Sprachverschiedenheit (im Jahre 1893 waren im Ruhrkohlenbecken

36 Spradien vertreten) erschweren diese unsympatischen Züge den Fort-

schritt der Arbeiterorganisation, was ZU trüben Betrachtungen über die

künftige Gestaltung der Beziehungen zwischen den Arbeitnehmern und

Arbeitgebern Anlaß gibt.

Trotz manciier zu weitgehender Generalisierungen und einer Reihe

anderer Mängel wird die Arbeit Piepers in Deutschland vidleicht die-

selbe RoUe spielen, wie der berühmte Roman Zola's „Germinal" vor

einigen Jahrzehnten in Frankreich, denn seine Schilderungen verlangen

gebieterisch ein entschiedenes Eingreifen der Staatsgewalt.

Zum Schluß muß noch nachstehender Wirkung der Arbeit Piepers

gedacht werden. Schon einige Wochen nach deren VerÖfi'entlichung hat

das Organ der Bergwerksbesitzer „Gluckauf*' einen größeren Artikel ver-

öffentlicht Oahrg. 1903, Nr. 48), der die „Unwissenschaftlichkeit« der Pieper-

sehen Untersuchungen nadizuweisen versuchte. Die nähere Betrachtung

der Gegenargumente des „GlUckauP' spricht schon deshalb für ihre &st

32*
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völlige Unhaltbarkeit, weil daselbst die Tatsache versch^egen wird,

daß die I.ohnsteigcrung^ am Fnde des XIX. Jahrhunderts wesentlich

der Vermehrung der Uberschichten ^upreschrieben werden muß. Die

forcierte Arbeit erfordert aber eine verbesserte Ernährung, so dati die

geringwertige Steigerung des ReaUolines — besonders angesichts der

zapidea Steigerung der Mietpieise — sich unmöglich mit der &h5bimg
der Dividende om loo—300 Proz. messen kann. Anflerdem sbd die

Einwände des „GlHckaur' auch deshalb wenig stichhaltig, weil das Organ

der Unternehmer nur die Maximalpreise der Lebensmittel anführt, ohne

die Miniranlpreise zu berücksichtigen, obwohl die letzteren für die

Arbeiterklasbe die wichtigsten sind , da die Arbeiter gewöhnlich die

schlechteren Qualitäten kauten. Um so grol^re Bedeutung gewinnt

daher nAtttrIidi das Geständnis des Untetnednnerorgans, daa tufolge

(„Glückauf", Sw 1 16$) ^ nadi dem Eintreten der Krise >^ die Ldiens-

haltung der Arbeiter im Jahre 1902 sich tn einer ungünstigeren Lage
befand als io dem lUr die Arbeiter keineswegs besonders günstigen

Jahre 1897. ^^^^^^

Die letzte der obenangeführten Schrillen wird wühl keinen so

grofien Eindmdt machen, wie die i^beilen Vogelsteins md Piepers,

und zwar sdioo dedialb» weil sie weniger origindl ist Sie bildet sosu*

sagen die Fortsetzung der bekannten Schrift v<m Alfons Thun „Die

Industrie am Niederrhein und ihre Arbeiter," die vor 25 Jahren er-

schienen ist. Inzwischen ist <Vw Bevölkerung der Hauptzentren dieses

Gebietes, der Städte Klberfeld und Barn. i n von ca. 175000 auf über

300000 gestiegen. Dies wie eine Reihe anderer Umstände veranlagte

<Ue Verfinserin euie erneute Untersuchung der in Frage kommenden
Verhältnisse vonundmien.

Im eisten Teil wird von der Verfiuserin die Tatsache konstatictt^

dafi seit der Zeit der VerÖffentUchtmg des Thimschen Werkes eine

erhebliche Besserung der Verhältnisse insofern eintrat, als die früher

vielfach beobachtete 13— 14 stündige Arbeitszeit bei den Frauen wenigstens

nicht mehr anzutreffen ist. Im weiteren wird von ihr berichtet, daß die

Handarbeit audi in dieser Provinz ehien völlig aussiditslosai Kampf
gegen die Maschine gekUmpft hat; denn gewisse Zweige der Samt'

und Seidenweberei, welche de Handarbeit ab unveräußerliches Eigentum

zu besitzen glaubten, wtmkn ihr entrissen, und Gewebe, die man nodi
Anfan;^ der So er Jahre nur auf Handstühlen hatte herstellen können,

werden jetzt auf Kraftstühlen gefertigt. Leider fehlen den Ausführungen

der Verfasserin die ziffermäßigen Grundlagen über die Zahl der Hand-

und Kiaftstühle in den einzeben Jahren, so daß der Entwicklungs-

{woaefi nidit mit genügender Klarheit hervortritt

Das 2. Kapitel des L Teils wird dem Einfluß der amerikanisdien

Zollpolitik auf die Textilindustrie von Elberfeld-Bannen gewidmet Wenn
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irir aneh zugeben , dafi die stetigen Änderungen der amerikanuchen

Tarife — vor allem wegen der Tendeoz sur Erhöhung der Zollsätze —
anf die Textilindustrie des Wuppertals einen schri'ittr<^nden Einfluß aus-

üben mußten, so kann man dennoch die Verwunderung kaum unter-

drücken, daü Fräulein Goitheiner, welche hier, wie auf S. lo, von der

protektionistischen Manie spricht, die Elrwähnung der Tatsache vergessen

hgt, dafi diese Eradiemung weaentlidi Dentsdiland selber durch seinen

am Ende der 70 er Jahre geschaffenen autonomen Zolltarif mit ver-

schuldet hat. Die Verfasserin bertthrt ferner kaum den gro6en Einflufi,

welchen die RohstofTverbände — Kohlen- und Eisensyndikate — auf

die Textilindustrie ausübten, obwohl in dieser Hinsicht, wie die Kartell«

enquete zeigte, sehr reichhaltiges Material vorliegt.

Im letzten Kapitel des I. Teils, sowie im II. Teil wird von der

Veiftsserin die Lage der Industrie dieses Gebietes von 1895 bis zur

Gegenwart geschildert Obwohl der dtuchflchnitüiche Arbeitsverdienst

von 1895 bis 1899 um io->-25 Pros, gestiegen ist, hat der letzte Auf<

Schwung leider keineswegs eine entsprechende Verbesserung der Lage

der Arbeiter geschaffen ; denn zu gleicher Zeit, wie Frl. Gottheincr im

Kapitel über die Wohnungsverhaltnisse (S. 60) und Ernährungsver-

hälüiisse (S. 73; zeigt, sind auch die U'uhnungsmieten und die Lebens-

mittdprelse erheblich in die Höhe gegangen. Nach dem Eintreten der

Krina ist aber in dem Gesamtverdienst vieler Arbeiter ein Rttdq^ng—
meist um Vt eingetreten (S. 35). Leider hat die Verftaserin es zu er-

wähnen vergessen, daß in den letzten Jahren eine weitere Verschlechte-

rung der Lage der Arbeiter noch dadurch eintrat, dat^ gleichzeitig mit

dem Sinken der Löhne eine erhebliclie Steigerung der Fleischpreise und

mancher anderer Lebensmittel statttaad.

Die Schilderungen der Lohnverhältnisse führen die Verfasserin,

insbesondere, sofern es sich um die Arbeiterinnen handelt, su keines-

Wegs rosigen Schlußfolgerungen. „Die wenigsten Arbeiterinnen**, sagt

sie, „werden imstande sein, mit ihrem geringen Verdienst, ihren voll-

ständigen Lebensunterhalt zu bestreiten." Der Preis für volle Pension

beträgt den Angaben der Barmener Stadtverwaltung zufolge heute im

Wuppertal 520 bis 550 Mark jährlich. Da die Löhne diesen Be-

trag nur selten eireidieo, so ist nur natürlich, daß die Wuppertaler

Textilarbeiterinnen ein betrlchtliches Kontingent der dortigen Proeti*

inierten stellen. Die Richtigkeit dieser Tatsache wird sowohl seitens

der Arbeiter als auch der Arbeitgeber und Gewerbeinspektoren be-

stMtipt. Einer von den letzleren erklarte in bezug auf die traurigen

sittlichen Zustände des Bezirkes srhon vor vielen Jahren , daß die

Hauptschuld auf die Länge der Arbeitszeit, auf unsaubere und ge-

hetzte Arbeit, heiße und mangelhafte Arbeitsräume, sahireiche Ordnung
strafen, knappe Löhne und Akkordsätxe und geringe Vorsorge von seiten

der Arbei^ber surückzuführen ist Wenn auch in den letsten Jahren
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in dieser Hinsicht eine Besserung zu verzeichnen ist, so muß doch fest-

gestellt werden, daß das Vorwiegen kleiner und mittlerer Betriebe, so-

wie älterer Fabriken der Besserung der sanitären Zustände große Hinder-

nisse in den Weg legt. Kein Wunder daher, daß die Gcsundheitsver-

hältnisse sehr traurig sind, und die Mehrzahl der Textilarbeiterinnen

an Bleichsucht oder Sdiwindsucht leiden. (S. 44}.

Jm Kapitel über den Einflufl des erhöhten Arbeiterinnensdiutses

auf Arbeitslohn und Arbeitsleistung gelangt die Verfasserin zum Schlufi:

die Produktivität der Arbeit sei während der letzten Jahre unter dem
Eintiuß der Zeitverminderung erheblich gestiegen. Die Behauptungen

der Fabrikanten, die Verkürzung der Arbeitszeit müsse zum Sinken des

Arbeitsverdienstes führen, haben sich, wie die von ihr angeführten Bei-

spiele zeigen, nicht bewahrheitet. Wenn man Uberhaupt von sdittdlichen

Wiikungen des Etfstnndentages spredien kann, so kann dies nur insofern

geschehen, als manchmal die früher von den Fabriken allein bewältigte

Arbeit in besseren Zeiten auf die Hausindustrie abgcscliobcn und diese

dadurch überlastet wurde. So war in diesem Fall — wegen nicht weit

genug gehender Gesetzgebung — nichts erreicht als eine Übertragung

der Last auf andere Schultern. Im weiteren Jxapiiel werden die Arbeiter-

und UntemdimerorganisationeQ geschildert Den dieä)ezüglicben Mit-

telungen der Verfassen ist zu entnehmen, daß die Frauen nur wenig

an den Organisationen beteiligt sind. Die stärkere Beteiligung der

Männer am (iewerkvereinsleben kann den Einfluß des stetigen Wechsels

der Mode, der kurzen Lehrzeit, welche die Züchtung einer großen

Reservearmee begünstigt, und anderer ebenso schädigender Momente

nicht paralysieren. Bedenkt rnan, daß in Elberfeld und Barmen im jaiirc

1899 kaum 10 Proz. aller Textilarbeiter Mitglieder der Filialen des

Textilarbeiterverbandes waren, so wird man sich kaum wundern, wenn
die Verfasserin die Tatsache feststellt, daß seit der Gründung des neuen

Arbeitgeberverbandes die Arbeiter bisher bei allen Kämpfen, bei denen

der l'ntemehmerverband eingriff, unterlegen sind (S. 84).

Zum Schlulj erübrigt es sich, zu erwähnen, daf3 die Verfasserin

leider viele wichtige Fragen kaum einer Erwalmung würdigt So wud

t. B. von den Kaitdlen und Konventicmen nur die „Allgemeine deutsche

Zanellakonvention'* etwas eingehender besprodien. Des ferneren fehlt es

der Arbeit an Schilderungen persönlicher Untersuchungen oder wenigstens

Beobachtungen, was insbesondere bei der Charakteristik der Wohnungs«

Verhältnisse sehr am Platze wäre. Auch wtirde es den Wert der Arbeit

eriieblich erhöhen, wenn bei \'ergleichcn mit lüigland neuere Daten

statt der Berufung auf die für das Ende der 80 er Jahre geltenden

Nachwdse von Schutee-Gaeveraits angegeben sein würden.

Zürich.

J. GOLDSTEm.
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Heft 3 wird im September (L J. encheineB mid vonuoichÜJdi den

folgenden Inhftit haben:

AhbmoälnBi^i t* Professor Aehille Lori«, Totin: Die Entwickelmig

der Nationalökonomie in Italien. 2. Dr. M. J. Bonn, Frankfurt a. M.: Die

Lösun); der irischen Frage. 3. R. H. Hooperi London: J^retsehn Jahre soxinlen

Fortschrittes in N'eu*SeeUod.

0>ttigebuDgi i.M»z Weber: Der preoUsdie Fidcikommil^etientwitrf,

2. Professor Steplmn B«ver, Basel: Das deutsche nnd dM englische Xmder'

cchuucpsctz. 3. Dr* Mas Qnnrck, FnmltAurta.M.: WShrschaflsgeld «nd Wer(>

Ittirachsstcucr.

Literaturübersichten: u. a. 1. Professor v. Zwiedineck-Südenhorst,
Kathnihe t Neuere Schriften Iber Lohnpolitik nnd Lehalhcovie. 8. Dr. R. v.Wah«

,

Pklis: Di'- neuere oatiooal-ökonomische Literatur Frankreichs.

Missellen : l . H c n r i r t f c Fürth, Frankfurt a. M. : Wohnungsfrage und

Kinder/.alil. — 2. Edw;ir<! R. \'r:\^r^ London: Ilic neue Arbi"ilcr[iartci in England.

Yeriag tom J. C B. Mulir (Faul SAeheck) ta Tttblag»Q nad Letprig.

Eine kgiscbe Einleitiiiijr in die liistoriflclien Wissenscbaften.

Von

Dr. Heinrkli Biekert»
rrofissBor sa <i«r Unlvenltit Frelliwc f. B.

8. 1902. M. Gebunden M. 17.fiO.

Vor

Dr. f^ernann Rebn,
i(|t ^cfrffiTT an Ux Univcrftiit Strabbura.

See. & 1899. 9X. 9.--. (Bebunbcn 9t. U).-.

(«nl «^bbn(^ M CvffentÜdjai VMf»': ttinlcltvng^bftnb.)

Onindifige

einev

Allgemeinen Staatslehre.
Von

IL von Seydel.

ZweNe Aniiebe.

8. 1889. M. 2.50. Gebunden M. 2,8a
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YerUff Ton J. C. B. Mohr (Paul Siebeck) Im TiMagm ub4 Leipzig.

Gesetz und Verordnung.
Staatorechtliche Untersuchungen nuf rechtsgeschichtlicher

und rechtsvergleichender Grundlage.

Von

Dr. ii. Jellinek,

Jetzt Professor au Uci liniversitai Heidelberg.

OroB 8. 1887. M. 10.—.

System der subjektiven Sffeiitlicheii Rechte.

Dr, 0. Jellinek»
Profestor an der UiiivarsitSt Hsidelbai«.

Mt €ntfIe^ttU9 litt ^$ihmixtf^a^

Dl Karl Badxr
9tt. i^ccfcHiM an i>rr UitivrrTttüt i'cipiig.

8icT(e Unflage.

& 1904. SR. 6.—. Qlefiimbfn Vt. 7.26.

Die deutsche Städte-Statistik
am Beginne des Jahres 1903

dargealdlt aach deD

VsNHTentlichungeii der statistischen Ämter deutsdier SÜdte.

Beitrag des Statistischen Amtes der Stadt Dresden für die Deutsche
Strulteausstellmi? in I>re.sil<'n 1903.

(Ergftnxmi^eft aam Allgremeinen MUtiitiMctaeii ArolilT. Seeluler Baad«)

Qtoü 8. M. 4.—.

Allgemeines
Statistisches Archiv

herausgegeben von

Dr. Geortr von Mayr,
o. ProfacMn: der Statistik, Ftnaii/w:>.s. i:v. Ii. ,11 N ition itukonoraie mi dw DaiveniliLt

HUuciten, Kaistri. Liit«>t>uu(!«»fkreuir a. D.

Groß 8. 189;)— 1904.

Bis jetzt erschienen 6 BKnde in je 2 Halbhiinden zum Prei«e von i H. S~12.

Lippen it Cv. (G. Pats'acbe Buchdr.). Naambun; a. S.
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Band XIX. (Band I der neuen Folge.)

IMIAITSVERZEICIIXIS DES DRl l TEN HEFTES.

ABHANDLUNOBN. 9tiu

Agrarstatistiscbc und s(i/i;il]i'ilitische 1 Jetrachtungen zur Fidci-

koiiimiljfiugc in rrcuticn. Vuu .MAX Wkher 505
Dreizehn Jahre sozialen Fortschrittes in Neuseeland. Von RICHARD

H. Hoofer, London 575

OBSBTZQEBUMO.

Die neuere Kindenchtttzgeseugebting in Deutschland und in

Großbritannien. Von Professor Dr. STEPHAN BAUER in Basel 616

Die Fortschritte auf dem Gebiet des Arbeiterschutzes in den

Niederlanden. Von Dr. PH. FALKENBURG in Amsterdam . 641

MISZELLBN.

Die neue Arbeiterpartei in England. Von EDWARD R. PEA5E,

Secretär der Fabian Society, London . 650

VVohubcUail und Kindcrzahl. Von HENkit i iE i LKTH, Frank-

furt a. M 660

LITERATUR.

Die Entwickdung der italienischen Nationalökonomie in jüngst»

Zeit Von Professor ACHILLE LORIA, Turin 678

Zur Literatur Uber die Wdmungsfrage. Von Dr. HUGO LiNDB-

KL\NN, Stuttgart-Degerloch 694

Obs erste Heft des XX. Bandes wird im November d. J. eischcinen nnd

Tor«iissichtlieh den foigendea Inhalt haben:

Abbandlungen: 1. Max Weber: Die protestantische Ethik und der »Getst**

des Kapitalismus. 2. Louis Bertraad, Membre de )a chambre des R^r£sen«

tants, Hrüss« ! : Die genossenschaftliche Hcwcgung in Bclj^icn und ihre Resultate.

3. Fabrikinspektor Dr. R >i H o I f Fuchs, Karlsruhe: Arhoitskamraern und Arhcitcr-

vcrtrctunprn. 4. Dr. A ioli Weher, Bonn: Die engli.sth-scltotlischc Hodcnleihc.

Qesetzgebuag : i. Dr. K. Marsclincr, Frag: Die Arbeiterversicheruag in

Uaporn. a. Dr. G. Lorensoni, lansbrudt: Das neue italienische AtbettsaiKt.

LltMratafflbenidileD: i. Prof. t. Zwiedineck-Sttdenhorst, Karltrabe:

Neuere Schriften über Lohnpolitik und Lohiitheoiie. 2. Dr. R. Wahfti Fsfis:

Die politische t.>konomie ia Frankreich.
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Agrarstatistische und sozialpolitische Betrachtungen

zur Fideikommifilrage in Preußen.

Von

MAX WEBER.

Der langst erwartete „Entwurf eines Gesetzes über FamtUen-

iideikommisse'' liegt seit dem Herbst 1903 in „vorläufiger" Redaktion

in zwei voneinander in einigen Punkten abweichenden Fassungen

vor, von denen wir hier die im Verlage der nPost" erschienene, mit

einer Bq^nindung versehene spätere Lesart zugrunde legen.*) Das

') Aus der Literatur über den Kntwurf seien hervorgehoben die Aufsätze von

1. Conrad in seinen Jahrbüchern 1903 (Bd. 81) S. 507 tf., mit dem ich

mich io aUea wcsentlicben Punkten in erfiretdicber Überdnidmimiogf

befinde.

S. Dr. Wygodziniki und

^ Sering, beide in Schmollers J.ihrbuch (1904» Heft 1 S. 47f. bsw. 61 f.)

auf die zurUckzukommrn ?.< in wird.

4. Prof. Nf. Wn!ff I Herlinj, Die Neugestaltung des F.uiiili ntidcikomniißrcchts

in Prcuöen. Berlin 1904, Carl Heymanns Verlag — eine sehr gut ge-

aekiiebcne wertvolle Kritik der juriftischtn Konatraktion det Eat-

worfo) die uns ah solche hier nicht interessiert, nebst kiinem Resumi

der prinxipiellen Standpunkte de lege Arend«.

Ans der vorhergehenden Literatur des letzten Jahrzehnts seien erwlibnl:

1. P. Hager, Faiiiilieiir;<Ieikonuriis>e. Jen.-i 1895 fBd. VI Heft 5 der Elstersclien

,iStudien"), — eine maliii:e Doktordissertation ohne wissenschaftürhfn Wert.

Den Motiven hat sie of!cnbar als Hauptquelle gedient, besonders (Ur die

Ansiebten der „Gegner** der Fideikommisse.

s. Engen Morl ts, Die FsmilienfidcikoDiinisse Freufiens. Berlin 1901.

Ich würde diese Schrift, die mir erst jettt vor Augen kommt, nicht er-

wähnen, wenn nicht der Verf., der seiner Zeit die Arbeit in meinem Semianr

Archiv für Soualwiucuschaft u. Botiaipolitik. L <A. f. lu. G. «. Sc XIX.) 3. 13
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in Aussicht genommene Gesetz soll zunächst den überaus bunt*

sdiedcigen Rechtszustand, der zurzeit in Phnifien besteht, verein*

heitlichen und mit dem Bürgerlichen Gesetzbuch in ein klares Ver-

hältnis setzen: zu diesem Zweck wird den bestehenden Fiddlcom-

missen bei Strafe des Erlöschens die Unterwerfung unter alle

wesentlichen Bestimmungen des neuen Rechts auferlegt. Es ver-

folgt darüber hinaus den Zweck, das Institut mit dem modernen

begann, dann nach auswärts pin^. meiner als scinei; ..hochverehrten

Lehrcti" in der Vorrede gcdäcbte. Die Verantwortung für die Art ihrer

Ansföhrang mnfi ich ableliaeik Wie diese euugefikllen ist, dftflir tntr da

Beispiel: der Verf. erfiftert die BevölIteningialMiehme in mancliea Kreisen

des Ostens und nMtot (S. 41): „Wir sind geneigt, den Rückte dar Be-

vfilkening nicht auf Konto der Gutsbezirke, sondern der Laadgemeinden

zusetzen, welche beide bei dieser Betrachtung nicht zv. trennen warfn, da

hirr jedes amtliche Material versagt." Diese Bemerituji^ i5t

seueiis des Verf. ein starkes Stuck. Aus dem Gemeindelexikon, auf

welches der Verf. von mir hingewiesen wer und welches er S. 13

selbst sitiert, können niebt nur jene Zahlen getrennt festgestellt, sondern

die BeweguDg der Bevdikening fOr jede einselne Gemeinde*
einheit, auch jedes Fidelkommifigut, ermittelt werden, und oben diese

miih«amr, — dem Vrrf. zu mühs.inn' —, aber unter Umstlirulcn recht

lohncmlf .\ul<:;,ilir' h.itte ich ihm s. /.. (^•sii-Ut. — Icli ineiuerscits iiiufite

mich, da ich zur Zeil mit weit abliegenden anderen Arbeiten befahl

bin, nachstehend mdst mit der Verwertung tinigen Zahlenmaterials

b<^n1igen, welches ich vor Jahren snm Zweck einer grSBeren agracslatis«

tischen Arbeit Uber den lattdwirtschaiUicben Kapitalismus zusammen»

gestellt bzw. Uberwiegend sdbst errechnet hatte. Wenn ich auf diese

Arbeiten denmächst cinrn.il zurückkomme, hoffe ich dasselbe r« er-

prin/en. Wie lückcnhail es ist, cmpliiidi' ich seihst .\m jjeitilirhstcn. Mehr

als i 1 i US ir a Ii V cn Wert haben meine Zahlen nicht. — Die tidcikommiö-

statistik knüpft an die Arbdten Everts (Z. des prenfl. Stat Bureaus 1897

S.t f.) und Rübnerts (das. 190a S. I3f f.) an, durch wdcfae die Siteren

bahnbrechenden Ldstungen Conrads heute meist, jedoch keineswegs

in allen Punkten, überholt sind.

Wirklich schlüssige neue Erj:;cbnissc Ober die Wirkung der Fidcikommissc

könnten nur umfassende, auf gründlicher i,iti^<hiiuTP,<!er Autojisie und

historischen Studien beruhende Spczialurbciteu über die hauptsächlichen

Fldeikommifidistiikte in Veigldchung mit anderen geben, vorausgesetzt,

dafl die nötige Unbefangenheit des Arbeiters aufler Zweifd stdiL

Heute, wo feststeht, „was herauskommen wird**, sind solche Arbdten,

wenn amtlich unterstfltzt, nach allen Er&hrungen schwerlich nodi an

gewärtigen.
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Ag;rantati«ti$cbe o. »ociAliKiIit BetnchtUDgea «ir Fid<tkoiiiiiiififi«Ke in Preufleo.

„Rechtsempfinden" so weit in Einklanf^ zu brin;^en — als dies eben

möglich ist; und endlich wird — wie wir noch sehen werden —
ganz offcnsiciuhch beabsichtigt, das Institut zu propagieren und des-

halb in-sbesondere durch Schaffung unzweideutiger einheitlicher und

privatwirtschaftlicli zweckniäßiger Rechtsnormen die Fideikommiß-

mteressenten zu deren Benutzung zu ennutigen und ihnen jede

etwaige Besorgnis zu benehmen, es könne eines Ta^es gegen das

ganze Institut gesetzlich vorgegangen werden.

Die für uns wesentlichsten Bestimmungen des 245 Paragraphen

umfassenden Entwurfes sind in summarischstem Auszug die it^en-

den: Jede^) neue Errichtung von Fideikonunissen soll künftig

königlicher Genehmigung unterliegen, Erweiterungen bestehender

Fideikommisse um Grundstücke von mehr als lOOOO Mark Wert
nur ebensc^ andere mit ministerieller Genehmigung zulässig sein.

Die wichtige Bestimmung über den bei der Errichtung fälligen

Fideikommißstempel fehlt noch. Gegenstand fideikommissarischcr

Bindung soll nur ein der Hauptsache nach land- oder forstwirt-

schaftlich t^^enutzies Grundsliick sein können, andere X^ermögens-

gegenstände nur als Zubehör eines solchen, Ka})italien nur als

eine mit landwirtschaftlichen Grundbesitz verbundene Kapital-

stiftung, insbesondere als Meliorationskapitai (Verbesserungsmasse),

als Abfindungs- und Austattungsstiftung tut die Angehörigen des Be>

sitzers (s. u.^ sonst aber nicht in einer den hundertfachen Betrag des

Jahreseinkommens aus dem landwirtschaftlichen Besitztum über*

steigenden Höhe. Das Fideikommifigut mufi ein Einkommen von

mindestens 10000*) Mark (nach Abzug aller Jahresleistungen) aus

dem landwirtschaftlichen Grundbesitz nachhaltig zu gewähren Im-

stande sein, davon mindestens 50CX> Mark aus 1 ine; ein wirtschaft-

liches Ganze bildenden Besitzung, und es dürfen femer die für

Schuld, Zinsen und Amortisation, für Abgaben und gesetzliche

Verpflichtungen des Besitzers, auch solche, die der Gesetzentwurf

ihm auferlegt, auf/.ubrinL,fcnden Beträge nicht mehr als die Hälfte

des Ertrages des Grundbesitzes in Anspruch nehmen.') Die Fidei-

*) Bisher nach ili tn Trcuß. I,andrecht nur bei mehr als 30000 Mk. I rtrag und

Erweiteniog bestehender Fideikommisse über diesen Betrag hirtaus. In HannoTcr

batwid kdn Genelmigungserforderaii.

*) Bisher nach Landiecbt 7500 Mk. eiiucbUefiUcb Kapiuüxinien, xa Hkaaovtr

3^00 Mk.

*i AbDlicb, jedoch in eiafdaen «bwdeheiid, A±JSL, II 4 § 51 £

33*
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kommilicrbfolge ist stets a^atische Primop^enitur-Erbfolge.V) vor-

behaltlich bestimmter Fälle der AnwartschafLsunvvüidi^^kcit. Die

Verfügungsgewalt des Fideikommifiiohabers ist nicht unerhebUch er*

wettert Nach dem preuflischen Landreclit bedarf es ia allen Fällen

der Veränderung der Substanz des Fideikommißgutes, bei Abverkauf,

Verpfändung oder sonstiger Belastung; eines von der Fideikonuniß-

behördeau&unehmenden und zu bestätigenden einstimmigenFamilien-

sdilusses. Ohne einen solchen ist dne Verschuldung nur in be*

stimmten Fallen dner genau umschriebenen unverschuldeten aufler-

ordentlichen Notlage zur Erhaltung des Fideikommisses, oder nadi

Ma%abe des Landeskulturrentenbank-Gesetzes usw^ Abveräußerung

nur bei Enteignung und bei kleineren Parzellen nach Maßgabe
der Rentengutsgesetzgebung möglich. Der Entwurf setzt außer

für Fälle, welche direkt den Bestand dfs Fideikomr^iisscs überhaupt

oder in seiner bisherigen Beschattenheit berühren, an die Steile

des Familienschlusses die (in gewissen Fällen der Genehmigung der

FideikommiUbehörde bedürftige) Zustimmung des Familienrates,
der von der Fideikommiübehörde nach bestimmten Regeln aus der

Reihe der Familienmitglieder zu bestellen ist- Dies gilt namentlich für

Belastungen,— die daneben einmal regelmäßig an eineVersdiuldungs-

grenze des Ertragswerts) und femer an bestimmte begrenzte

Voraussetzungen (nachhaltige Verbesserungen, öffentliche Pflichten)

geknüpft sind —, für die an ähnliche Voraussetzungen geknüpfte Ver-

äufierung „kleinerer Teile" des Besitztums, femer auch liir die Auf-

Stellung der für Forsten und Bergwerke vorgeschriebenen Wirt-

sdiaftspläne und für die Kapitalanlage. Er gestattet dem Fldei-

kommiflbesitzer in den wichtigsten Fällen einer grundlosen Ver-

weigerung, diese Zustimmung durch Anrufung der Fideikommiß*

behörde ergänzen 7u lassen. Der Abschluß von Pacht\ ertrHgen auf

kürzere Zeit (6 Jahre) und von Arbeitsverträgen wird dem Fidei-

konmiißbesitzer in Abänderung des geltenden Rechts auch ohne

Konsens mit Wirkung gegen den Xachfolger gestattet und fiir die

regelmäßigen \>rwaltungsgeschäfte bleibt er von jeder Genehmigung
entbunden, die also nur für wesentliche Umgestaltungen der Wirtschaft

(z. B. Übergang zur Weidewirtschaft u. dgl.) erforderlich ist Der

RddkommiObesitzer ist — eine widitige und, wie anzuerkennen

ist, sehr wertvolle Neuerung im Anschluß an das allerdii^ vom
Entwurf in nicht durchweg zweckmäßiger Weise abgeänderte

^) Nach A.L.R. caUchied Iniber die Verfllgimg des SÜAen.
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sichasche Institut der Familienkasse ') — verpfliditet, aus den Ein^

künften des Fideikommisses 3 veracbiedene Kapttalfonds au&u>

sammeln, sofern nidit schon der Stifter dieselben in einer bestimmten

Minimattiohe mttgestiftet hat Zur Ausstattung und zur Abfindung

bedürftiger und, wenn die Mittel reichen, auch anderer Familien-

angehöriger bestimmterVerwandtschaft^rrade soll je eine Ausstattungs-

und eine Abfindungsstiftung errichtet und durch jährliche Beiträge

von mindestens ^ des Jahreseinkommens bis zur Erreichung eines

in ».angemessener" Höhe vom Stifter, evtl. von der Behörde, festzu-

setzenden Höchstbetrages der Kapitalien gespeist werden. Daneben

ordnet der Entwurf die Ansammlung einer „Verbesserungsmasse" an,

für welche in „angemessener" Höhe und bis zur Erreichung des auf das

Hundertfache des Fideikomnuijcinkommens festgesetzten Höchst-

betrages Beiträge vom Besitzer zu leisten sind. Sic soll regelmäßig nur

für Erhaltung und nachhaltige Verbesserung des Fideikonunißgutes

Verwendung finden dürfen. Die Bestimmung über die, wie aus

dem allem hervorgeht, hddist einfiufireiche Fiddkommifibehörde

fehlt noch. Als unbedingt souveränes höchstes Organ bleibt endlich

die zum „Familienschlufi" versammelte Familie, wdche alles^ audi

die Auflösung des Fideikommisses beschließen kann, bestehen.

Uns interessiert nun hier von dem Inhalt des Entwurfes nur

sein Gehalt an sozialpolitisch (im weitsten Sinne des Worts)

bedeutungsvollen Bestimmungen. Deshalb bleiben die bloß technisdl

juristischen Vorschläge und ferner diejenigen außer Erörterung,

welche die Sicherung der Interessen der Fideikommißanwärter und

Familienmitglieder bezwecken.'^) Irgend welche „ethische" Sentimen-

talität in bczug auf i h r Schicksal wäre übrigens wenig am Platze.

Sie sind damit nicht so unzufrieden, wie oft geglaubt wird. Mit

gutem Grund: sie betrachten, und mit Recht, die Zugehörigkeit zur

Familie des Besitzers als Chance ersten Ranges für die Beamten-

Ober diese vom hier weniger ijHerenicrcndeft Fragen s. v. XöUer in der „Krem-

leitOBg*' 1903 Nr. 383 ff.

*) In dieser Hinsicht ist die weitgehendste Bestimmung c!< s Fntwurfes der

Vorschlag, dem Familienrat — nach eingeholter Zustimmung der Kideikoiumiflbehörde —
die ikfugois zu geben, vom Besitzer Rechnungslegung über das Vermögen zu verlangen

(§ aa). Wenn Seriog und andere diese Bettinumuig ittr überflüssig oder gar gegen die

„Wtlrde*' des Fideikommiflbciitien ventoflcnd halten, so wird jeder, der einmal

pndrtiseh die Intereisea von FideikomniiftnwKitem xtt vertreten hatte, sie Air die eia-

sige halten, die sn ein«- materiellen Scherung der Inttresien derselben fUuen

kann. Alle anderen Rechte funktionieren stets errt, wenn es zu spit ist.
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karriere. Diese Anweisung auf die ,;5taatslcrippe" ist ja eins der

wesentlichsten Momente, die der Stifter von jeher in Betracht zog und
künftig, nach den Aussichten» welche die Motive (S. 13) eröffnen,

erst recht Anlaß hat, in Betracht zu ziehen.

Von den uns interessierenden Bestimmungen des Entwurfes

fallt als, wenn auch praktisch unwichtig, so doch charakteristisch,

zunächst die (scheinbare) IJ'iitcrdrückunc^ de^ G c 1 d -Fideikommisses

und die (ebenfalls scheint )aiei Beschränkung der Fideikommi<:se auf

land- und forstwirtscliaftlich benuUten Boden auf, welche die Motive

(S. 18) mit patlietischen, aber sachlich gehaltlosen, Worten bci^ründen.

Nun ist das reine Geldfideikonimiß von praktisch geringer Bedeutung.

Sieht man aber näher zu, so unterdrückt der Entwurl auch gar nicht,

wie es scheinen könnte, die Kapitalanhäufung, auch nicht die An-

häufung städtischen oder bergbaulich oder industriell genutzten

Bodens in Fideikommififocm — die Kapitalanhäufung erzwingt
er vielmehr geradezu —> sondern ergibt lediglidi den ländlichen
Ghrundbesitzern das Monopol, nicht nur ländlichen Boden, sondern

Boden jeder Art und Kapitalien in sehr bedeutendem Umfisinge

fiddkommissarisch zu akkumutieren. Das Flddkommifi soll also

lediglich agrarisches Sonderrecht landsassiger Kapitalisten sein.')

Vergegenwärtigen wir uns also, welche RoUe heute die Fidei-

kommisse in der preußischen Agrarverfassung spielen.

I.

Die Fideikommißbildun^ hat, nachdem das Verbot, welches

noch die Verfassung von 1S50 enthält, bereits 1851 wieder auf-

gehoben war, seitdem ganz erlicijliche FortsHiritte gemacht und

macht sie noch. Uber die llaluc (599 von ili9j der preußi.schcn

Fidcikommisse sind in den letzten 50 Jahren neu entstanden, davon

ft^eilich ein Bruchteil — nicht ganz ein Drittel — durch Umwand-
lung von Lehen in Fideikommisse. Die Zahl der Neugründungen
(also exkl. Lehenumwandlungen) hat sich 1880—95 gegen 1850—80

') Mit einem Rittergut im Wert" von 300000 Mk. z. B. könn«Ti evntuell

nebi-n Hcrgwcrken unfl Fabriken auch Kapitalstiftungcn von über 3 M;lli iirn Mk.

verbunden werden. M4U1 kann also die Bestimmungen des Entwurfs kun uuclt dahin

fonnttlicreo: »Wer Kapitalien durch fideikommiwiriache Biadting DobUttier«ii will,

mufl Vi» davon in ländUdiem Gfondberitx anlegen und be»ttnmtc Teile dereelbeo ftr

Ausstattung und Abfindung von Angehörigen sowie als „Verbesserungsmasse" flUr

speziell landwimchaftlicbe Zwecke festlegen." — Diese Kormultening bringt das,

was der Entwurf will, ungeschminkter zum Ausdruck.
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m (teQ östlichen Provinzen nur in Posen und Wes^eufien (aus

politischen Gründen) nicht vermehrt, sonst in allen. In Schlesien

und Brandenburg ist in den is Jahren i88o-<^5 mehr, — in

Schlesien um über Vs mehr — Boden neu gebunden worden als In

den 30 Jahren 1850—80. Aber auch in der letzten Zdt schreiten

die Fideikommißbildungen — und zwar im ganzen mit der Tendenz

zur Beschleunigung, nicht zur Verlangsamung — vorwärts, wie die

Nachwelsungcn für die Jahre 1895— igooeigeben. In die^n Jahren

ist die I"ideikommißfiächc um 3,58 Proz. gestiegen. Der Zuwachs

dieser 5 Jahre. 75000 ha, umfaßt eine Fläche, die von der Durch-

schnittsfläche eines ganzen Landkreises nur in wenigen Regierungs-

bezirken mit sehr ungünstigem Boden übertroffen wird. Es finden

sich unter den preußischen Landkreisen 10, welche hinter dem
bloßen Jahr es 7.Uwachs z. B. des Jahres 1S98 allein f24 098 ha)

zurückbleiben. Die heute bestehenden Fideikummisse umfaßten

1900: 2177000 ha oder '/le <)cs gesamten Staatsgebietes.
Städte, Wege, Wässer, Moore, öd- und Unland eingerechnet, eine

Fläche, welche diejenige der Provinz Westfalen er-

heblkh ubertrifft In 33 Kreisen waren über in 6 über 40 Proz.

der Fläche gebunden. Den Höchststand weist die Ftovinz Schlesien

auf. Von den 26 Kreisen mit je mdir als 20000 ha Fideikommiß'

fläche gehören 17 der Provinz Schlesien, 3 der Provinz Sachsen an,

also denjenigen Provinzen, in welchen der rein kapitalistische

Charakter des landwirtschaftlichen Großbetriebes am konsequentesten

entwickelt ist und speziell in ihrer Arbeitsverfassung am deuüichsten

hervortritt.

Sicht man sich nun die B o d e n kategorien an, welche die

Fideikoniniißbildun-; mit Vorliebe ergreift, so zeigt sich, daß zu-

nächst der Waldboden in besonders hohem Grade zur Fidei-

kommißbildung neigt. Etwa 46 Proz. der Fideikommißfläche sind

Waldungen. Zwar wäre es eine starke Übertreibung, wenn man
bdiaupten wollte — wie es früher geschah — , dafi das Fidei-

kommifi in erheblichem Mafie einer drohenden Entwaldung steuere.

In waldarmen Kreisen teilen auch die Fideikommisse diese Eigen-

schaft Und selbstverständlich ist die Existenz jener 46 Proz. Wald-

bestande nicht Folge der Fldeikoorniifieigeiuchaft des Bodens,

sondern umgekehrt: die Eigenart der Forstwirtschaft — Lange der

Umschlagsperiode und (relative) Bedeutungslosigkeit des Betriebs-

kapitals — drängt speziell den Waldboden der fideikommissarischcn

Bindung zu. Aber immerhin ist die Chancei daß Walddevastationen
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tmterblciben» bei FideUcommisseii doch wohl eine rdativ startee und

es entspricht den allgemeiaen £r&hrungen, dafi die dem feudalen

Empfinden von jeher eigene, kultur- und wirtschaftsgescbichtüdi

so höchst wichtige Freude am Walde der Qualität der Fidei-

kommißwälder zugute kommt Auch die hohen Durchschnitts-

reinerträge der Holzung-en in manchen Fideikommißkreisen ')

sprechen vielleicht, soweit es sich um alte Fideikommisse handelt,

dafür, obwohl natürlich im allgemeinen das Kausalverhältnis so

liegt, daß gerade die besseren Waldlagcn fideikommissarisch ge-

bunden wurden.-) — Wie steht es nun mit dem landwirt-

schaftlich nutzbaren Boden?

Die amüichen Publikationen ergeben, daß auch hier die Fidei-

kommisse die von Natur (oder durch Marktnähe) besser ausge-
statteten Bodenk^ien im allgemeinen bevorzugen, und zwar da,

wo dies näher ersichtlich ist, in ganz auffiillender Weise.*) Natfirlidi

muß man hier zwischen den Fldeikommissen alten Botandea^ die

aus gio6en Lehngutem hervorgegangen sind, welche natuxgemSfi

vorzugsweise den verkehrsferneren rein agrarischen Gebieten an-

gdiörten, und denjenigen neueren PldeikommißbUdungen unter-

scheiden, welche im Laufe der letzten Jahrzehnte vorgenommen

worden sind. Was aber diese letzteren anlangt, so bestätigt eine

speziellere Untersuchung der Grundsteuerreinerträge des landwirt-

scbaitUdien Bodens, wie sie mit Hilfe des Gemeindelexikons und

Zu vergleichen etwa die starke Differenz ^wisclun den Reinerträgen der

Holzungen der Gutsbezirke gegenüber den Dörfern im Fidcikomniiükrcisc Mililscb

gegenüber dem Kachbulacis GnluMi.

*) Die» tritt c B. in der gegen den Nnchbarkid» Gulmv betondera niedrigen

QwiitU der BattcrnwKlder in FidctkommiSlnrdae MOilick hervor.

s) Wo immer der Grandatcnerreinertmg des gebundenen Bodens Unter den

Dordischnitt «iriteltUdltt, bandelt es nch um alte ForstbcstSnde. Wo dies ni^
der Fall ist, steht der durchschnittliche Reinertrag der FideikommisK höher, teil-

weise ganz erheblich höher als der Durchschnitt. So betrug er z. H. per ha in Mk.

in: Königsl>LTg 9,13 1 f;ej,'cn 7,47 durehschnit'.lieh 1. Kolsdam 10,26 (ge^'cn 9,84),

Stettin ii.üS ^gcgea 11,12 ,
Schleswig 34,22 [gtgta 19,69), Hannover 22,36 (gegen

13,32!), Stade 41,16 (gegen 21,221), Wiesbaden 23,75 (gcge° 16,71), DOssddorf

33,73 (gegen a9,ao). Man sieht, daB Oberall spcsiell die NIhe grofler Kapital-

«entren (Berlin, Hamburg, Hannover, FhmkAut, Rhehiland) die Qualitit des ge-

gebundcnen Bodens in die Höhe treibt. Mit steigender KapitalkraA '«ivd es natür-

lich in steigenderem Maß geschehen, daß das Anlage und Xobiliticninf» suchende

Kapital sich dea besten Boden wegfischt und deo schlechten den Bauern lädt
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1

der I^dbucher des Grundbesitzes möglich is^ jene Beobachtung,

da0 die Fldeikommisse gute Bodenlagen bevorzugen, im ganzen —

•

denn natürlich kreuzen sich allerhand „Zufälligkeiten" des gegebenen

Besitzstandes damit — auf das eklatanteste.^) Und zwar scheint es,

daß dies im Laufe der letzten Zeit im ganzen in steigendem Maße
der Fall ist, wie dies auch fiir die Jahre 1895

—

igoo die amtlichen

Publikationen bestätigen. Das Fideikommiß sucht den Boden, der

Grundrente, und möglichst hohe und risikofreie Grundrente, trägt.

Es ist, soweit es nicht früheres Lehngut ist, eine sj)ezifisch modern-

kapitalistische Form der Renten bildung, ganz ebenso wie die ver«

zinsUchen Wertpapiere.^) Im Vaterlande der modernen kapitalisti-

schen Landwirtschaft — England — ist diese seine Funktion : Schei-

dung von Bodenbesitz und Betrieb, von Rente und Untemehmerrisiko,

am gründlichsten durchgeführt Es enrachst überall aus dem Ver-

*) Doreh SUdiprobeii bei McugiUnduagea leicht m erweisen. — E» wird in

fMisen oicbt der allerbeste Bodeo gebunden — er ist m teuer, weil nur dwdi

sehr intcniive KnUnr voll so verwerten und vor allem ist grade hier der Brutto«

strir.pel von 3 Proz. bisher störend — soiKlern etwa die Garnitur Schicchtrr

Boden gehört zu Kidi iknmmissrn in irgend beträchtlichem Umfang nur, wenn sie

alte Fidciktininii>sL- — l'rühcrc Lehen usw. — sind.

*j Wenn Senng a. a. O. die Aobäogcr einer Ausdehnung der i* ideikommisse

als „Fremde dner antihapHalistischen Agraireform", ihre Gegner als Vertreter des

„kapitalistischen Standpunkts** beseidinet, so ist etgeatlicb das Bedauerlichsie dann,

dafi er selbst — wie jeder der ihn kennt, weifi an die Bedeutung solcher gans

inhaltskeren Wendungen aufrichtig glaubt Wenn der Minister t. Miqucl solche

Wendungen m pcilitischcn Reklamezw<*ckpn vprwpndf'te, wußfp er, Jai3 er die

Phrase in seinen Dienst nalmi, wenn N.itional< ikonomcn sir ;iusbprci:lnMi, so i.st das

DicDstverhältnis das umgekehrte. — Man kann nur bedauern, dati 2. b. auch in der

Fmge des ländlichen Erbrechts adt scdchen Mitteln gearbeitet worden isL Audi

wer sdbst steU dnrdiaus der Meinung gewesen ist, dafi sidi Or Gebir^gegenden,

narktfeme Gebiete» Überhaupt von Fall zu Fall sehr wobl Aber die Zwfchmitlg'

keit einer Änderung im Erbtaxverfahren und Uber die Anordnung, daO dort bäuerlicher

Besitz in dubio — J. h. mangels Testament — ohne Teilung unter Zufjrundelegung

des „Ertr.'»gswert> - vererbt werden solle, reden hissen würde, ;u d.ill --s Falle pehc, wo

geschlossene ilofgutcr ihre Berechtigung haben können, mubic durch die

widerliche Miqueische Reklame, weldie solche aadt lokalen VeihSltnissen rein

sachlidi su diskutierenden Maßregeln der Erbrechtstechnik nnter den pompösen

und in diesem Zusammenhang Ulcherlidiea Gesichtspunkt eines „Kampfes gegen den

Kapitalismus" stellte, zum Protest gereizt werden. Ein „Kampf gegen den K.apitnlis«

rous" auf agrarischem Gebiet riUie anders aus als die Stümpereien, die heute «ch

als ein solcher gebärden.
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such, zugleich dem Verwertungsinteresse des Kapitab und den

Interessen sozial herrschender Schichten an einem relativ stabilen

„standesgemäßen" Einkommen Raum zu schaffen. Es ist die Form,

in welcher „satte" kapitalistische Existenzen ihren Erwerb aus der

stürmischen See des ökonomischen Kampfes in den Hafen cine^

„Otium cum dignitate" — einer bricfadligen Rentnerexistenz • - zu

retten ])t1e'^en. Rs fühlt sich daher am wohlsten da. wo '^uicr Boden

und Großi^rundbesitz zusammentreffen mit einer starken bergbau-

lichen oder industriellen Kntwickliinjr , welche (wie in Schlesien)

Kapital für die Anlage in Grund und lioden „ausschwitzt", zumal,

wenn gleichzeitig niedrige Arbeitslöhne einer proletarisierten und

dennoch —> durch Far»eUenbesitz— an den Boden gefesselten Land-

arbeiterschaft (wie wiederum in Schlesien) die dauernde Erzielung

hoher Grundrenten gewährleistet') Die schlechten — d. h. die

rentelosen — Böden meidet es. Die Kreise mit den ungünstigsten

Bodenverhältnissen im Osten wiesen 1897 überhaupt keine Fidd-

kommisse auf, und die von den Freunden des Instituts früher ver-

breitete Legende, das Fideikommiß sei das geeignete Mittel, auf

schlechtem Boden den Großbesitz und Großbetrieb als „Trager

der Kultur" zu erhalten, ist — solange man die Bindung besserer

Böden nicht gesetzlich verbieten will — ein für allemal gründ-

lich zerstört. \'"ielmehr zeigen die Tatsaclien, daß die Fideikommisse

gerade diejenigen Boden 711 okkupieren trachten, welche infoige

ihrer Eignung für intensive Iktricl)sformen, der Knlwicklunj^ zur

Verkleinerung der Betriebe zustreben müßten oder, nacii der

offiziös-prcuüischcn 1 heurie von der „glücklichen Mischung" der Be-

triebsgrößen, für bäuerliche, speziell „groß bäuerliche" Existenzen

die Untertage bilden könnten, während sie die schlechten, angeblich

nur in Großbetrieben zu bewirtschaftenden» Bodenklassen ihrem

Schicksal, das heißt der Besiedelung durch rentelose Wirt*

Schäften, speziell im Osten mehr oder minder stark naturalwirtschaft-

liche (namentlich polnische) Parzellenbauem, überlassen. In wesent-

lich gesteigertem Maße wird dies natürlich der Fall sein nach dem
etwaigen Inkrafttreten der neuen Getreidezolle, die ja — ent-

sprechend der Maxime jedes Hochprotektionismus: „wer da hat,

dem wird gegeben" — speziell die Grundrente der besten, der

VVei z e n b(3den in die Hölie schrauben und speziell diese dadurch

noch mehr „6deikommißfähig", macheu.

') Die „günstipfn AJ^citcrvcrhältnisse'' fir.'-fn hi> r l^'i der Grundstcucrbonitie-

rung ebenso wie bei den im Bodenverkebr gezahlten Preisen ihre KoUe gespielt.
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Die Frage: wie wirkt nun diese in grofien Gebieten schon

ganz aufierordentlich vorgeschrittene fideikommissarische Bindung des

landwirtschaftUdi genutzten Bodens ökonomisch und sozialpolitisdi?

ist von den Motiven auf 6 Seiten in ganz und gar unzulänglicher

Weise behandelt. Ehe dazu Stellung genommen wird, einige

„thecMretische" Vorbemerkungen.

Von den verschiedenen Gc?;irht<;piinkten, unter denen man eine

AgrarvcrfassuHLC l)curteilen kann, kommen, soweit sie in quantitativen,

der Messung zugänglichen, äußeren Massenerscheinufi-^en ausdrürkbar

sind, zunächst drei in Betracht, nämlich: i. das Produktions-
interesse : niögliclist viel Erzeugnisse von einer ge^^elH-nen Fläche, —
2. das population istische Interesse : viel Mensciien auf einer

gegebenen Fläche, — 3. das — um es einmal ad hoc so zu nennen

— „sozialpolitisdie"*): mißlichst um&ssendeund gleichmäßige Ver-

teilung des Besitzes a n einer gegebenen Flädie. Soweit das platte

Land in Betracht kommt, sind die beiden Interessen zu 2 und 3,

im allgemeinen wenigstens, in bester Harmonie miteinander,

während wenigstens bezüglich der Getreideproduktion beide
mit dem Produktionsinteresse vielfach kollidieren. Es besteht nicht

der mindeste Zweifel, daß, wenn es sich um die Erzeugung von
möglichst viel Getreide von der gegebenen Fläche handelt,

mindestens alle mittleren und kleineren bäuerlichen Besitz- und Bc-

triebseinheiten schlechterdings vom l'be! sind, und wer die Deckung
des deutsrhen ( ietrcidebedarfs diircli inländische Produktion an-

strebt — sei es auch nur als ideales Ziel — muß für deren Be-

seitigung, damit aber für die Schärfung der sozialen Gegensätze auf

dem Lande und für die numerische Schwächung der Landbevöl-

kerung cintrclca und er betrügt andere oder sich, wenn er dies

verschweigt. Hier gibt es kein „sowohl als auch", sondern wenn

man den technisch leistungsfähigsten Großbetrieb kunstlich stützen

will, so muß man insoweit die dauernde Verdünnung der an-

sässigen Landbevölkerung wollen. Und zwar würde, je kapital-

intensiver die Wirtschaft betrieben werden soll, desto mehr sich

die Bevölkerung zuungunsten wenigstens der relativen Be*
deutung, oft auch der absoluten Zahl, der Landbevölkerung ver-

schieben. Denn desto mehr wird ein Teil des ..Hrtrac^s des Gutes"

in Wahrheit in den Kaligruben, Thomas-Hochöfen, Maschinenwerk-

stätten etc. der industriellen Gebiete produziert und ein anderer

'j Es soll damit hier noch gar kein Werturteil sugiuuten dieses Gesichts-

puoktes knpüviert werden.
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durch Saisonaibeiter, die auf dem Grat nicht ansässig sind, er«

zeugt, desto weniger also bleibt — relativ — Raum für die

Verwendung einheimischer mit der Scholle verwachsener Arbeits-

kräfte, desto mehr von dem Arbeitslohn wird auswärts (in

Russisch-Polen!), desto mehr von dem Arbeitsprodukt von

städtischen Konsumenten, desto weniger von der ansässigen

Landbevölkerung verzehrt Auf eine möglichst einfache (und des-

halb natürlich nur relativ gültige) Formel gebracht : Der bäuer-
liche Betrieb alten Schlages fragte: wie mache ich es, um mög-

lichst viel Köpfe an Ort und Stelle auf der gegebenen Fläche durch

ihre Arbeit zu ernähren? — der kapitalistische Betrieb fragt

(das ist sein Begriffsmerkmal): wie mache ich es, um auf der

g^ebenen Fläche mit mögUchster Ersparnis an unnötiger Arbeit

ein möglichst grofies Quantum Güter iur den Absatz auf dem
Markt disponibd zu madien?^) Dieser höchst einfache Ausgangs-

Man vergleiche etwa die Dichtij^it der Siedlung auf guten und schlechten

Böc!cn, wie sie beispielsweise in folgenden sich in ibnliclien Relationen aehr

oft wiederholenden Zahlen zutage tritt:

Im Kreise Militscb (Kidcikorainiflkrcis) kam 1885 in den Rcmcruags-

klaiien Ton pro ha Mk.: unter 10: 10^-15: Uber 15:

auf i Wohngebäude den Dörfern 4.39 5,66 6,29
ba Ackcrl.ind und :

Wicscntiachc :
(»"f den Gtttcni 49.8 43.7 SSi^

Man lieht: dem besten Boden entspricht die dttnnsle Bebauung. Fttr den

kapitalistischen Betrieb auf den besseren Böden ist eben da* Wohnhaus der Ar-

beiter Teil der Produktionskosten. Die enorme Diflerena zwischen DBilem

und Gutem spricht hier für sich srll st.

Fs kam ferner in den gleichen Kcinertragsfclassea (spexifiicbe Forstgütcr mit

mehr als 50 Proz. Wald aiugeschloscenj:

a) auf 1 Kopf ba [>a den Dörfern

Gesamtüitche: |atif den Gdtern

b) auf 1 Kopf ha (in den D rfem
Acker- u. Wiesen»

{
. lin den Gütern

Eine Serie weiterer ähnlicher Zahlen in anderem Zusamuicuhang unten S. 537 ^

Man rieht, dafi mit steigender BodenquaMt, also steigender „Prodnkliritit der

Arbeit*', die Besetsung der bewirtschafteten FUche nidit nur mit Gcbiuden. sondem

auch mit ortsanwesender Bevölkerung (Wintcrberölkerung) die Tcadens rar Ab*
nähme zeigt, wie die wegen des störenden Einflusses der Forsten am besten ver-

glcichh:iren Zahlen der L.tndgemcinden, — innerhalb deren hier viel nufgckaulter

und gebundener Gulsbodcn liegt, — beweisen. Der sctirofle Gegensatz zwischen

uxktcr 10: 10—15: über 15:

0,79 0.87 0,95

(5,82) 4.90 5.07

0,71 0,78 0,87

(3-67) 01*0 3.82
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punkt aller Betrachtungen über die Wirkung des Großbetriebes und
die sozial- und bevölkerungspolitische Kehrseite des Produktions-
interesses in der r.andwirtschaft — sofern nämlich darunter Ge-
treide produktion im Fruchtwechsel niii Hackfrüchten verstanden

wird — muß immer ieder betont '.vr- Jen. Wer nun der Meinung

ist, daß die sozialen Kotitraste im Osten der Abschwächung
bedürftig seien, oder wer meint, daß es heute vor allem sielte, so-

viel selbständige landwirtscharüiche Existenzen wie nur irgend

möglich auf den dünn besiedelten, der Abwanderung und der

Oberscbwemmung durdi Aaaläoder oder dodi Stammfremde preis«

gegebenen Boden des Ostens zu setzen, der mufl fiir den Osten
die Beseitigung aller Listitutionen verlangen, welche dem direkt

entgegengesetzten Ziele zustreben, gleichviel, ob dadurch eine

Sch&digung der Produktionsintereasen — wie dies wen^;stens lur

<fas Getreide wahrscheinlich ist — eintritt Viele deutsche Land-
leute müssen Ihm mehr wert sein als viel deutsches Korn. —
Übrigens läßt sich heute auch nicht die allerentfemtcste

„Gefahr" eines Verschwindens oder auch nur einer dem Ge-

treide-Prodüktionsintercsse in fühlbarer Weise zuwiderlaufenden

starken Reduktion des Großbetriebes für den Osten wahrschein-

lich machen. Was dort — z, B. etwa in Pommern — an Reduktion

der Gr oß betricbsfläche vor sich geht, ist in weit überwiegendem

Maße eine Reduktion der Betriebsgröße auf ein technisch erträg-

liches Maß. Bei Aufhebung aller Fideikommisse, stufenweiser Be-

seitigung aller GetreidezöUe, progressiver Bodenbesitzbesteuerung und

einer noch sehr verstärkten inneren Kolonisationstätigkeit würden

Dorf und Gut, d<r diese Tendenz besonders dcutlicli illustriert, tritt auch liier

hervor. Die cingcklanuiiertcn Zahlen für di^ untrrst<- Khissc der CjüClt zci^^ca

mit der nächsthöheren verglichen die Wirkung extcnsiveu Betriebs. Die Abnahme

der Sedelttogsdichte auf der höchsten Stufe zeigt, daß KapitaünteiMitiit imd

AibeCttbteittiUlt der WirtachAfteo verschiedene Wege gdiea. Der beste Boden

Irlgt auch bei den Gutem, wie die Zahlen ad b zeigen, die geringste Zahl von

Ottlaosässigen Menschen. Ich kann hier diese in mannigfachen Abschaltierungcn an

den sehr zalilrciclien Hcispiclcn anderer Kreise, die irh durchgerecliaet habe, .«irh

wiederholende Krsclieinung nicht eingehentlcr pnnzijMell erläutern, behulte mir dies

Yielmehr fttr künftig vor. — Es ist nicht nur die Tendenz zur Saisonarbeit,

aondem dieTendeoi zum Arbeitsparen Überhaupt welche diese Erscheinungen in

den kapitalistische» Betiiehcn hervorbnogt. Auf den sdilechten Bttden der Dörfer

hat fOr die BevölkerangsVerdichtung natürlich auch die gewerbliche Nebenarbeit

ihre Rolle gespielt. Vgl. dazu die vortrcfllicben Attiftthrungen Soabarts im

8. Band seines „Kapitalismus."
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nach hundert Jahren im Osten noch so aui'crordenUich zahlreiche

Exemplare von Grafen. Freilicrrn und Ritteri^utsbesitzern übrit; sein,

daL^ jeder L^'efühlvolle Koniantiker sich an ihnen über Bedarf erquicken

könnte. DaU die Bäume der ßauerakolonisation nicht in den Himmel
wachsen, daför ist durch die liistorisch gegebenen, nur im Lauf vieler

Generationen zu ändernden Verhältnisse — nur allzu sehrl — ge-

sorgt —
Die Motive madien nun keinen Helil daraus, daß ihnen vor

Allem der Schutz des Groflbesitzers — wie wir spater sehen

werden, auch des Großbetriebes — am Herzen liegt. Seine
Verminderung betrachten sie als diejen^e Gefahr, welcher der

Entwurf entgegentreten soll. Sie heben hervor, die Fideikommisse

sollten einen Schutz bieten gegen die „fortsciuxitende Übersdnildung

des ländlichen Grundbesitzes, sowie gegen eine nicht der folgc-

r i c h t i
f:^; e n F< n t w i c k 1 u n g der w i r t s c Ii a f 1 1 i c h c n \' e r h ä 1 1 -

nisse, sondern der N otlap^e des Besitz ers entspringende
Hodenzerstückelung". K> wäre dankenswert, wenn die Motive

angedeutet hätten, was denn die „folgerichtige" Lnlwu i i 1
1 1 wilre und

woher für sie der Maßstab zu treu innen sei in einer auf l i vaicij^'^entum

gegründeten Gesellschaftsordnung ; Injener wunderbaren Wendung liat

aber lediglich das unklare Ineinanderschieben des Seienden mit dem
Seinsollenden und die Unfähigkeit oder Abneigung, mit klaren Be>

griffen zu arbdten, wie sie der „romantischen" Sdtule eignet, ein Para-

digma ihren Konsequenzen geliefert. Denn die „folgerichtige Ent<

widdung'' ist hier doch wohl einfach die, welche der Verlasser der

Motive fiir erwünscht hält Oder soll damit gesagt sdn, daß in

der Überschuldung — d. h. doch: in der zum ökonomischen Zu-

sammenbruch führenden Verschuldung — gerade des Großbesitzes

individuelle, vom ökonomischen Standpunkt aus „zufallige", Momente

zum Ausdruck kämen, da doch die technische Überlegenheit des

Großbetriebes eigentlich eine geringere ökonomische Ge-

fahrdung des < irot'ibesitzes bedini;en müsse? Dann wäre der Satz

einfach falsch und beruhte teils auf falschen tatsächlichen An-

nahmen, teils auf irrigen ökonomischen Ansicliten. Gerade weil der

Großbetrieb kapitalistische Markt- Produktion bedeutet, ist der

ihm als Grundlage dienende Groß besitz — soweit Wirtschafter und

Besitzer identisch sind — ganz „folgerichtiger" Wdse konjunkturen-

empfindlicher.^) Tatsächlich unrichtig ist aber überdies die

*) Di«t teigen folgeo4e, aacli den An^ben in der PnblikAttoii von Emt»
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Behauptun;^, daß eine irgend — im Verhältnis 7:11 anderen Besitz-

gruppcu — ins Gewicht fallende „Boden Zerstückelung" im

Bereich speziell des durch I'ideikuinmisse zu schützenden Gruß-
besitzes zu beobachten wäre, man müßte denn eine Zerstückelung, die

bei ui^estortem Fortgang in mehreren Jahrhunderten den Gro6-

besiu dann ernstlich bedrohen würde, wenn der „Zerstückelung"

keinerlei Zukauf g^^Überstände, eine solche nennen. In

allen anderen Besitzkategorien um£i6te 1896—99 der Besitzwechsel

prozentual mehr Fälle von „Abtrennung^ und „Zerstückelung" als

gerade im Großbesitz, und zwar im ganzen: je weiter nach unten

hin, desto mehr^j^ und das wird so bleiben, sc^nge unsere Zoll*

Zcit5cbr. des Preufi. Stat. B. Bd. 89, 1&S9 S. 146 f., errechnete Zahlen Uber 1. die

Zahl nad 3. die Grflnde, welche in den Jahren 1886^89 zur Zwangiver*
Steigerung ländlicher Grundslflcke ffthrten:

Es entfallen
auf Betriebe biw . BeüUxungi-u von

unter a ha a— IG ha 10—50 ha aber 50 ha

a) von der Betriebsfiäche Proz. 1.52 14,68 37.90 45.90

1886/7 Ot79 15.99 78,1»

b) von der zwangs-
crsteigerten
BetitzaSche Pro?.

1887/8

1888/9

durch-

schnitt-

lich

1

/

0,81

0,77

0,79

5,02

5*33

'5.5°

*5.7a

15.70

78,67

77.64

7^,14

Die DurcbscbniUsdäche su b)

bleibt hinter den nach der Be-
tricV.5ivrrt<'ilung (a) auf die

Groticnklassc entfallenden Quo-
tenbetra^; zurück - bzw. über-

steigt ihn (-{-) um Fror.

— 4*.» — 63,7 - SW + 70^

Als Gründe des Vermögens-
Verfalles ist der Efnflufl der
Konjunkturen .m;:( gebes in

Proz. drr Fiillc

4>03 7,21 »5.5»

Dagegen rein personliche Ver-

hältnisse 1 Wucher, Verschulden,

Familienverhältnisse usw. Proz.

1
71.75 63*15 57.ai 45.01

Also zunehmende Bedeutung der allgemeinen Einflüsse der Marktkonjunk>

turcn bii den j^roßcrcn Betrieben. Ich habr mich Uber diese Frage und den

Wert dieser /alilm m meinem Gutachten über das Heimstättenrechl fUr den 24.

'urislcntag gcauli!.rt.

>) Kflhncrt, in der Ztschr. d. Pf. Stftt.B. 1901 S, If. Die Motive, wddi«

dk Arbeit des gleichen Verftssen Aber die Wanderangen (s. u.) sich nutzbar zu machen
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politik den nun seit 20 Jahren für den Osten ungefähr gleichmäßig

hohen und jetzt noch zu steigernden, speziell den Großbetrieb und

-besitz fördernden Getre idezoUschutz nicht herabsetzt. Stei-

gerung des den Großbesitzern zugute kommenden
Zollschutzes, speziell des gerade den besten Böden
zugutekommendenp und Anreiz zu fideikommisso-
rischer Bindung gerade dieser Böden, verbunden mit
— wie noch zu erörtern sein wird erzwungener Er-

haltung und Schaffung von Großbetrieben ist aber

offenbar das ganz bewufite ^el der Regierungqwlitik.

Inwieweit dadurch auch nur das von den Motiven in den

Vordergrund geschobene Getreide Produktionstnteresse gefordert

wird, ist höchst fraglich. Denn es ist endlich auch unzutreffend, daß

die Verschuld b a r k e i t des freien Großgrundbesitzes heute als ein

irgend wesentlich ins Gewicht fallender (i rund ökonomischer Rück-

ständigkeit gegenüber den unverscliuldbaren Fideikomniissen ange-

sprochen werden könnte, so oft und kritiklos dies auch geschieht.

Daß die tatsächliche Verschuldung diese Rolle spielen kann,

ist durchaus zuzutieben. Aber den ganz unzweifelhaft vorkommenden

Fällen, wo ein überschuldeter Grundbesitzer, der nicht verkaufen will

und nicht verpachten kann, sich in jahrelanger Agonie befindet, stehoi

ebenso viele Fälle unzulänglichen Betriebskapitals') und rdativ

ersucht habrn, habpn für dir«- sehr vi-! scliliissigprcn Zahlen charakterislischer-

weisc gar kein .\u'^r j^chalit, trolztlcm al-cr das alle agrarische Schlagwort wieder-

holt — Die wucherische ,,Gütcrschiacblerei" wird wohl allseitig gleichmäßig beur>

tdlt, ihre Tragweite aber, loweit der GroflbetiU in Betracht kommt, ist im

gansen eine tcblecbtbiit minittale. — Die Zahlen der oben »t. Abbaodliuig leiden

vorlinfig notgedrungen unter dem Mißstand, dal mx nicht wissen, welches Mafi von

HInzttschlagungen den Abzweigungen gegenübersteht Ferner natürlich unter

einer gewissen Divergenz zwischen gezahlter Besttzcinhcit und Eigf iiturrKkoii plex.

Manclic Auflüllipkrit mörhtr damit T-it.'amtm-nluiiigen. Auch würden wichtige Resul-

tate erst bei einer Kntzitfcrung für weit kleinere üczirke ^dcr einzelnen GeDcbte) her-

vortreten» namentlich stSnde eist dann die Erörterang fibcr die Wirkungen des Erb*

rechts auf etwas festerem Boden. Aber wenigstens dteses ZahlemuAterial bescbafll

Stt haben, bleibt trotsdem ein gans hervorragendes VerdiensL Mehr darttber bei

einer künftigen Gelegenheit

Darin srh.ilTt natürlich für die Ei^mwirlschaft auch die ,,Verbe«!5en!ngs-

laassc" des I titwurls. sd dankeiiüwert aueli dipsr-r ohligatorisehe Si'arzwang sonst

ist, keiaea entscheidenden Wandel, denn eben als Betriebskapital soll sie ja

nicht verwendet werden. IHe eventuelle technisdie Slirice des von „Besitssehulden**

&eien Betriebs wird nach wie vor durch Verpachtung bedingt sein.
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weit mehr Fälle unailänglicher landwirtschaftlicher Kenntnisse

von Fideikommi6besitzem mit alsdann noch viellänger dauernder

Misere gegenüber, und nur bei großen Komplexen kann

durch V e r p a r h t u n g; oder, infnlc^e der ökonomisrheti Potenz der

ganz großen Grundherrn, durcli Crewinnung hervorragender Kräfte

fiir die — heute keineswegs mehr unbedingt hinter der Selbst-

wirtschaft eines Offiziers a. D. zurückstellende — Administration *)

und deren Ausstattung mit großen Betriebsfonds abgeholfen, und

dann freilich oft sehr günstige iitgcbnisse erzielt werden: aber Vor-

aussetzung ist dann eben, daß man — worauf wir noch oft zurück-

kommen — den LiebUngsgedanken von den fideikommissarisch ge-

scherten ü c k e n besttzem"au%ibt Leider freilich werden notorisdi

und auch nach Ausweis der Güterlexika gerade auf großen Herr-

schaften immer noch Offiziere a. D. als die qualifiziertesten Ad-

ministratoren und selbst Pächter angesehen. Eine Überlegenheit des

selbst wirtschaftenden kleinen Fideikommißbesitzers vom Stand-

punkt des Produktionsinteresses aus aber ist generell in keiner

Weise wahrscheinlich. Die armen, chronisch notleidenden Güter der

östlichen sandigen Höhengebiete (Pommern, Preußen) meidet das

Fideikommiß, auf den besten Boden ist der freie Besitzer dem
kleinen selbstwirtschaftenden Fidcikommißbesitzer höchstwahr-

scheinlich ganz erheblich überlegen, auf den mittleren findet jedenfalls

schwerlich das Gegenteil statt. Die Statistik reicht — soviel ich sehe

— nicht aus, um für die hier wesentlich in Betracht kommende Ge-
treideproduktion etwas bestimmtes festzustellen.^) Es bleibt also,

Eine nähere Erörterung hierüber mufl hier unterbleiben.

*) Der dozigc spezifische Fideikommitkreit, den ich bei Durchaicht einiger

Mut gemachter Notixen fltr die 5 Jahre t888— 189a mit aufftUig hohen Gctreide-

Crtri^en, höheren als in den Nachbarkreisen ähnlicher Rcinertra^klassen, Dotiert finde,

ist Öls (große Herrschaften des Königs von Sachsen und des preußischen Kronprinzen,

:i]f,n finanziell potenter nicht srlb<!t wirt^rhaftrndor GrniJbrsHzerV Der Fidrikomniiti-

kreis .Miiitsch stand hinter dem benachbarUn Kn-isc GuhrüU im Weizenertrag stärker

»rück, als die Differenz der Bodenbonitierung erwarten läfit, ohne dafi der ebenfalls

pro FUcbe weniger ertragende Roggen die Diveigens aiuglicke. Der FideikommiMcreiB

n»asbttrg ttand bd nuainaka Diflaenzea dea GruBdstencrreiDertraget in allen jenen

5 Jahren hinter J'-n NaebbailareiMn Greiftwald und Grimmen im Weizenertrage

xuröck aufipr in einem, wn er wentpslens den Kreis flrinirnfn etwas übertraf. —
Doch ist mit den betrcfTenden Zahlen und ähnlicijrn nicht viel anzulangen, da ent-

tcbeidend stets der im Osten immer negativ ins iievricht fallende Anteil der kleineren

Bnnem an der Fläche ist. In den hauptsächlichsten FideikommiSkreisen (speziell

Aidiiv füt SotialwiiwBwliaft u. SnialpolMk. L (A. f. toc G. u. St. XtX.) 3. 34
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wenn man ir^^end einen verständigen Sinn jener Worte der Moüve
zu ermittein sucht, nur die Ar.nahnic ül)rig. daß dem X'erfasser

daijei der oft besr>rochcne Gegensatz der ..Besitz"'- und ..Retriebs'"-

schuldcn vorschwebte und er die „BcsiU"verschuldur-:i;; schon um
dieses Charakters wilkn für verwerflich erachtet. Nun muii hier der

Nachweis, daß diese Unteischeiduiig keineswegs so einfach is^ wie

die auf Rodbertus fiifiende, und noch nidit über ihn fortgeschritteoe

Theorie annimmt, unterlassen werden. Nur auf eins sei huigewiesen i

die fiddkofnmissarische Bindung großer Teile des Bodens schrankt

das iiir den Ankauf durch ferhmaßig tücht^ vorgebildete Landwirte

verfügbare Areal ein, steigert also natürlich — wenn nicht die

Zahl derartiger Kaufreflektanten und damit der Zustrom von In-

teUigenz und Kapital abninmit — seinen Preis') und damit die
„Besitz"verschuldung des nicht gebundenen Bodens.
Die später noch zu berührerde Erschcinnno^, daß in spezifischen

Fideikommißkreiscn die Zahl der Kleinbauern be«:onders stark

stei-;::;!, durfte eben jener X'erring^erimi;^ des Bodenangebots im V'er-

häluüs zur .Nachfrage zuzuschreiben sein. gelangen nur die

Leute zum Bodenkauf die a fonds perdu Ersparni;.se darin anlegen,

um eine gesicherte Stätte der X'erweriung ihrer Arbeitskraft zu

gewinnen, — es sei denn, daß die Fideikommissc eine so starke

Verminderung der landwirtschaftlichen Bevölkerung herbeiführen,

daß jene verstärkte Nachfrage nicht eintritt*), daß sie also ent-
völkernd wirken.

Sdilcsten$) bat Aeier aber allerdingi, iric socb su eröitciB, die Tendenz, stibker m
steigen, als derjenige der mittlereren Betriebe, also das Ergebais herabrudnicken. —
Den V^r.li-'.md l..v~r^ ich für dicsmr',1 unerÖrtL-rt, unwohl natürltcli j;>:-ra>i<' hirr Jir

Stärke üer Üau' rn Hegt, da für iba wohl niemand von den Fidcikomoüssca tnil

Grolibctrieb Heil erwartet.

*) Schon die gesteigerte 2Niobililierung des bodenbcsitxcs wirkt ja daraul

bin. bt docb die sotiftle Pocitioii de« Girtibedtie» tiMr der Hauptgründe

Cberwertnog de« Bodens scbon jetzt.

*) Über die grandsStdichen Fragen der t,Besitz'**Vez9cbaldiing ein aadenaaL —
Riebtig ist natiirlicb, daA die Gntndrentenbildnng, die in Ibr cicb inflert, das

Agens der Trennung von Besitz und Betrieb^ Rente und Unt< l.merrisiko ist,

welches in der ?'idcikommitibildung seinen konsequentesten Ausdruck findet Eben

deshalb ist diese ja — wie schon gesagt — ein crhtj^cborencs Kind des Agrar-

kapitalismus, der sich hier bis zu einem eigenlunilichcn Umschlag in eine vcr-

kebrslose Besitzorganisation unter Erbaltong der verkebrswirtscbaftJicben Be-

trieb« Organisation aufgipfett Daber die Vorliebe maneber Sosialdemekraten
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Außer den bisher erörterten unzutreffenden theoretischen Be-

merkunj^en beschränken sich die Motive zur Begründung' des öko-

nomischen Werts der h'ideikominisse , neben relativ breiten Aus-

führungen über die Bedeutung der Forstwirtschaft, auf che Hervor-

hebung der technischen Vorzüge des Großbetriebes, schließen niis

dem Umstände, daß die neugegründeten Fidcikommissc gerade

auf guten Böden zu entstehen pflegen, darauf, daU „die Behauptung,

die Fideikommisse seien weniger intensiv bewirtschaftet" als andere

Güter, unbegründet sei,') und ^rechen in vagen Redewendungen

von jener sattsam beieannten ,,glficklichen Mischung" größerer, mitt-

lerer und kleinerer Betriebe, wdciie zu erhalten und zu fördern

das Ziel der Agrarpolitik sein müsse. Daraus geht zunächst wiederum

mit das eine hervor, daS sie sich das Fideikommiß speziell als

Stütze des Grrofibetricbes denken, den sie, wie wir immer wieder

sehen werden, mit dem Groß besitz zu identifizieren bemüht sind.

Im übrigen begnügen sie sich damit, hervorzuheben, daß die Fidei-

kommisse nicht, „wie die Gegner des Fideikoramißwesens es dar-

stellen", die ländUche Abwanderung ,,in hervortretendem Maße"

mit veranlassen. Auf diesen letzteren Punkt mag, da er eben

schon berührt wurde, hier zunächst kurz eingegangen werden.

Vorauszuschicken ist dabei eins: Es ist kein Zweifel, daß starke

Bcwal.iung eines Gebietes, die natürlich regelmäßig mit sehr

dünner Besicdclung desselben identisch ist, diese geringere einmal

vorhandene Bevölkerung in relativ hohem Grade auf dem Lande

festzuhalten geeignet ist infolge der Winterarbeitsgelegenheit, die

hier im Gegensatz zu dem zunehmenden Saisoncharakter rein land«

wirtschaftlicher Großbetriebe geboten wird. Da nun der Wald in

besonders hohem Grade nach fideikommissariscfaer Bindung strebt,

und also Kreise mit starker Bewaldung besonders häufigKreise mit viel

für das Fideikommiß, welch«! — theoretisch betrachtet mit Recht — als eine

Slaflel des ,,Exprnpri;itionsproirsses" auf|,'rfaßt wird.

') Allerdings <in wiin<l»Tbarfr SchluO. — N.it'.lrlich ist unter Anwcnduni^ der

nötigen Vorsiciii die Annahme zulässig, daü bei sousl gleichen Verhiiltuissen

inacthalb eines Gebietci auf einem Bodcnkomplez von hohem ErtragsiKhigkeit auch

anf hohe Ertrige hingewirtsch«A«t werden wird. Avch idi werde sie hier mehrfach au

naehen haben. Aber danuu, dafi der werdenwoUende FiddkonmiflbcsiUcr heute

die guten Böden aufkauft, auf seine Qualität als Betriebsleiter zu scblicflen,

ist denn ddch ein >,(.irkcs Stück. Es fragt sich gerade, was auf unter sirh gleich-

wertigem l'.iulcn der freie und der selbst wirtschaftende gebundene Be-

sitzer im aiJgemeincn ais Betriebsleiter zu leisten pAegea.

34*
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Fideikommissen sind, so müßte man in den Fidelkommißkreisen gfanz

allgemein eine besonders niedrige Abwanderuni^zifter erwarten,

ohne dat^ aus einer solchen natürlich für die Wirkung der Fideikom-
misse, vollends der landwirtschaftlichen lidcikommisse, irgend

etwas folgen würde. Gerade die ganz großen l'ideikommisse sind ferner

alten Ursprungs. Ihre Wirkung bzw. ihre N i c h t Wirksamkeit auf

die Bevölkerungsverhältnissc kann nicht aus der jetzigen Wander-

bewegung, soodeni mufl aus den Dichtigkeitsziffiern geschlossen

werden.*) Sie haben ihre Wirkung : Verhinderung derV ernn e hrung
der selbständigen Bauern — sdion in der Vergangenheit
getan. — Ein Mitglied des preußischen statistischen Bureaus hat

gleichwohl den Versuch gemacht, durch Nebeneinanderstellung von

Kreisen, deren Eigenart in bezug auf Gnmdbesitzvertidlung und

Fideikommißbestand charakteristisch voneinander abweicht, den
Beweis zu erbringen, daß die Fideikommisse in der Gregenwart

die Wanderbewegung günstig, d. h. im Sinne der Verminde-
rung der ländlichen Abwanderung beeinflußt hätten. Ich gehe

unter deni Strich^) auf diese übrigens sehr verdienstlichen Aus-

') Wie CS damit steht, kann daraus cntoommen werden, daü auf einen baupt>

beniflicb w der Ludwiitieliaft ErwcibBliUigai im Duicbsduiitt der Provios Sclile»«ft

2,73 ha landwirtscbafUiche Nutsflidi« (abo «xkl. Forsten) kamen, ba Durduchnitt

der schlesischca FideikomDÜMadic dagegen 3,96 1», dai also im Duchtcfanitt

der Provinz die Dichte der iHUlplberuflich landwirtschaftlichen Bcvölkeniog tun *fi,

größer ist, als in den FidrikommiBkrciscn, trotz der in diesen letzteren — wie noch

zu erörtern &ein wird — so sehr zahlreichen Par2tllcn\nrt5chaften. Die liederliche

Art, in der die schon frUher erwähnte Broschüre von E. Monlz gearbeitet ist, tritt

idion darin hervor, da0 hier die lindlicbe Volksnaabme der Fidctkommiflkreise des

Regteranpbesirks Oppeln als Beweis dafttr angesprodien wird, daft die Ftdei-

konmlflbesitaer die Laadarbeiter dtteb „patriarcbale'* Vorsorge usw. an sich an

fesseln gewußt hätten. Ich entnehme einigen gelegentlich früher gemachten NotiTm.

daß 1805 von den Inhabern der ca. 105000 L:indwirt<irlv.iftsbt lri»lu- dort 17885 Land-

arbeiter, Knechte, Mägde, TagrlHhner, Forst- und Fischerei-Arbeiter, dagegen

41319 hauptberuflich in anderen als landwirtscliaftlichen Berufen tätig waren.

Sebon ein Blick in da* GemeUnddexikoo zeigt als Perdnenien der GtilAetirlte:

Znikhtttten, Eiaenhflttcn, Bergwerke n.sw. Das sind die Mittel, die dortige

beTÖtkemng*' tu halten.

*) Kuhnert greift diejenigen 33 preußischen Kreise heraus, in denen mehr

als 20 Proz. drr I'lA.hc tuleikommissarisch gebunden sind (Gruppe a). Diesen

werden 3o andere mit wenig Kideikommiß-. aber %'iel allodialer Ciutstläche (Gruppe b)

und endlich weitere 26 Kreise mit sowohl wenig Fideikommifl« als wenig GutsflSche

Gruppe c) gegenabergestellL Er gelangt nun n dem Ergebnis, daS die Abwaade-
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fUbningen etwas naher ein, um zu zeigen, dafi, soweit die Zahlen

uns etwas Bestimmtes auszusagen gestatten, das Gegenteil davon

nag der Bevölkcrasg der Landfemeiadea und Gotsbesirke in den Rdcikonntifi*

kreisen nicht lehr wcsentUeli andere EnckemimKcn nufwette, nis in den anderen.

Speziell im Osten der Monarchie, auf den wir uns hier beiebrinken« id aber 187$

bis 1900 in den Fidcikommißkreisen die Abwandeninp sogar gcrinpir gewesen,

als in den beiden 'aodcren Gruppen, wenn schon crhcMich h ü h e r , als im Durch-

schnitt der Monarchie. Letzteres führt der Verfasser auf das Eindringen der In-

dustrie in die Landkreise des Westens zurück, ohne aber n berfldndiügen, daS

gerade die grUSten FidcikonuniBkrdie dei Ostens in Schlesien gans «peaifiscbe

Indnstriekreise sind. Er gibt in dieser Hinsiebt su, dafl vieUeUcht „besondere örtliche

Verhältnisse" die Zahlen auch des Ostens beeinflusst hlitten, meint jedoch, dafl diese

nicht ohne weiteres feststellbar*" seien. Das ist mir, otTea gest.iiuien, unv<;rständlich.

Wir haben doch die /^hkn der licriifs^iihlungen von 1S82 und 1895 fiir jeden Kreis

und es konnte daraus die weit vorwiegend industrielle Qualität solcher Landkreise

wie Schmalkalden, Waldenburg, Reiebenbadi und der obenehleaisGhen FideikMam^

kreiae ohne breiteres ersehen werden. Femer aber kann man daran* auch die

Ziffern speuell der Und- und forstwirtschaftlichen Bevölkerung für jede»

Kreia berechnen und vergleichen. Und auf deren Berechnung muß es doch an-

kommen, da kein Vcrst.'indi^er jjlaubi n wird, dafl die fideikominissarisichp Bindung

des Bodens die Zahl etwa der Berg- mu} Hiittcnarbeiterbevölkcrun^ wie sie gerade

in den Landgemeinden und Gutsbezirken mancher der gröfltcn hidcikommiflkreise

Schlesiens in der grofiea Mehrheit ist, beeinflusse, und da flberhnupt die Bewegung

gerade der landwiitsehaftlicben Bevölkerang das ist, was bei der ^u»ea Erörterung

in Frage sieht. Dabei ist nun natOriieh die Bcschrlnkung auf ein nöglichst sn«

MunmenbängendeS gröfieres Gebiet mit in sich ähnlichen Verhiltnisscn geboten, um

Zofollszahlen, wie sie beim Herausgreifen einzelner, zerstreut liegender Fideikommifl-

kreise unterlaufen würden, möglichst auszuschlicflen. Nehmen wir also das klas<!ische

Land der Fideikommisse, Schlesien, d;is einzige groüere Gebiet, welches jene Eigen-

schaflen und daneben besonders groüe Kontraste in dem Grade der Fidctkonnü-

bildung aufweist, und veigldcben wir die haaptbemfliehe ErwerbstMligkeilen in

den vom Verfiuser in Betracht geaogenen schlesisdiea Kreisen 188a und 1895,

so zeigt sich, dafl die landwirtschaftlich im Hauptberuf Erwerbstätigen in den tj

schlesischen Kreisen der Gruppe a sich von 1882 bis 1S95 um 4,18 Prozent ver-

minderten, wrihrend die landwirtschaftlich hauptberullich lirwerhsfätigen der zu-

sammen 12 ächiesischcn Kreise der beiden anderen Gruppen sich im gleichen Zeit-

räum nur um 1,07 Prozent verminderteo. Attf die 17 Fideikoaamiflkidae konuMai

nur ebentoviele mit einer Zunahme der landwirtsdMiUich HanptberufstUigen wie

anf die nur 12 Nichtfideikomniifikreise. Die Abnahme der hnuptbemflidi in der

Landwirtschaft Erwerbstätigen war also in den Flddkommiflkreisen zusammen vier»

mal so stark, als in dtn Kreisen mit vorvviej:;end freiem Bodenbesitz, trotzdem

doch die weit stärkere Bewaldung der Fideikonuniäkreise, ^die hier wie überall
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richtig ist Im übrigen aber ist niemals behauptet worden, daß

die Rechts form der fidcikommissarischen Bindung des Bodens

als solche unmittelbar die Abwanderung der Landbevölke"

rung bedinge, sondern es ist von dem im Groß betriebe ge-

nutzten Großfrriindbesitz behauptet woMen, daß er bei

starkem Vorherrschen auf landwirtschaftHch genut/tem Boden die

Entvölkerung des Landes fördere und deshalb auf gutem, für bäuer-
liche Besiedehmg geeigneten Boden allerdings direkt und

wesentlich für sie \ eranl\vortlich sei.') Soweit der gebundene Groß-

besitz den Großbetrieb mit sicli führt oder begünstigt — wie dies

der Entwurf ausdrücklich als seinen Zweck hinstellt — ist er es,

dec unter den erwähnten Bedingungen die Schwächui^ der land-

wirtschaftlichen Bevölkerung verschuldet Ob die Zusammenklamme*

rung des Besitzes durch Hypotheken oder durch fideikommissarische

ffindung herbeigeführt wir^ wäre an sich gewiß gletd^ltig, —
nur daß eben die Schranken der Hypotheken so auflerordeotlich

viel leichter zu beseitigen sind. Das Institut des Fideikoinniisses

spielt also eine Rolle in diesem Zusammenhang und zwar eine recht

dem Schwerpunkt nach natürlich nicht Fol^'c, sotidcrn Ursacat d r F:<!' ;komTni8-

bildung ist'i das gerade utufrekrhrtc VerhaUnis keineswegs cr^taunlicli erscheinen l.i^spn

würde. Jener Unterschied der Abnahme ist aber um so bemerkenswerter, als bei den

bckanntlidi im Sommer stattfii^enden BtnifaiXhlimgeii die ZMtix spvätXl der groflcn

Gtiter infolge der IfitiShluiig der Saisonaibeiter itela erhebficii tu. hohe und zwar

infolge der «teigenden Verwendung der Wandenurlteilcr natQrlieb in steigen-

dem Maße zu hohe sind, — ein Lmsland, welcher da, wo uns die Landkreise mit

starkem Großgrundhe'^iti' ^!f'i;;endr Z.ililrn ilcr hindwirtschaftlichcn Brv. jlki nm;^ vor»

täusrlien, sMs sehr im Aiij^f zu In-lialtm ist. Icner Umstand kommt z. H. darin

mm Ausdruck, daß in den Fidcikuiumitikrcisen Mittel- und Niederscblesiess auf

loo Erwerbstätige nur 101,5 Angehörige kommen. In OberscUerien ist das Ver-

IdUtnis besser, da hier die andermrtige polnische Lebenshaltni^ und die Frauen«

arbeit stark ins Gewicht fällt. — Auf die Agtarrerfastung da* Fideiliommiflkreite

komme ich weiterhin zu sprechen. —
Noch eine Einzelheit: den Kreis Habclschwerdt, dessen FideikommiSbestand

erst nach 1895 von 8 auf 22 Proz. stieg (!), durtle der V?rf. doch wohl nicht in

die Verglcichung embczichen. Auf eine weitere Kritik der zur Vergleichung hcraa»

gezogenen Kreise Tcndcbte Idi, da natOilidi jede AnswaU, auch die weiiediia von

mir gelegentlieh getroffene, anfechtbar ist lud solehe Zahlen stets nur iliustradT

cTwcrtct werden dürfen.

Dafi die Abwanderung vom Lande nicht n u r da stattfindet, wo Großbetrieb

orherrscht, ist durchaus riclittj^. D.iO st'.' dur ti das Vorherrschen des Großbetriebs

exzc&siv gesteigert wird, i^t aber ganz cbcoso unzweifclbafL
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erhebliche, indirekt, indem es, wenn es seinen in den Motiven

ausdrücklich hervorgehobenen Zweck erfüll^ den Großbetrieb Icünst*

lieh zu erhalten, dies gerade auf Böden tut, wo die Entstehung von

mittleren und kleineren Betrieben wirtschaftlich mögUch, und zwar
— generell presprochen — j!fanz besonders gut möt^lich wäre.

Diese Behauptung ist durch die Publikationen des preußischen

statistischen Bureaus nicht etwa, wie der Verfasser der Motive des

Gesetzentwurfes sich einredet, widerlegt, sondern vielmehr be-

stätigt worden, denn sie wird durch die unbestreitbare Tatsache

bewiesen, daß heute gerade die besseren laiiawirtschaftlich nutz-

baren Bodenlagen der Fideikomniiß-Neugründung anheimfallen.

Bflit dem Gess^en sind wir bereits bd der entscheidend«!

Frage: wie wirkt die Fideikommifibildung auf die grundlegenden

Elemente der Agrarverfassung, Bodenb e s it z - und Betriebs Vertei-

lung und das Verhältnis von Besitz und Betrieb zueinander. Obwohl
es mm ganz unmöglich ist, diesen Punkt; der von den Freunden

des Instituts, z. B. Sering, einfach nicht erörtert worden ist, im

Rahmen dieser Studie erscliopfend zu behandeln, so muß doch

einiges wenigstens über die Beeinflussung des stets so stark hervor-

gehobenen Interesses an der „Erhaltung des Bauernstandes" durch

das Fideikommiß auch hier gesagt werden.
')

Was zunächst die Entwicklung des bäuerlichen Boden b e s i t z e s,

speziell im Osten der Monarchie, den wir hier allein heranziehen,

anlangt, so wird er heute durch zwei Tendenzen zuungunsten
des Bestandes speziell der größeren und mittleren Bauernstellen be-

einflußt. Einerseits durch den Landhunger der Parzcllciibcsitzcr, -}

welche — und dies gilt insbesondere für die zahlreiche Klasse der

grundbesitzenden Sachsengänger — um jeden, audi einen gänzlich

unwirtschaftlichen Preis durch Bodenzulauf sdbstand^ zu werden

^ Die nachstehenden Zahlen sind durchweg nach dem GcmeindelexikoD von

1885 und 1895, fcrnrr nach dpn prruüixlicii rirundlK-siUaufnahmcn von 1878 und

l8<>2, d<"n Bprufty-ihlurif^'.n vnn 1SS2 uad 1895, den ErnU_-stnt!«;ti?<rn (alles in den

Tabellen teils der amilichen preuäischen Statistik, teils der Rcichsstatistik enthalten)

und den im preodischen „Stati4ti4chen Jakrbudi** gegebenen Ziffern cRechnet, soweit

de nicht dirclct entnommen werden koonleii. Ich hnbe der Rannenparais halber

attch nur die Verhältnia- nicht die absoluten Zahlen her^etsL Die nur liegrentte

Vcrj^ltichbarkoit drr ..landuirtscliaftnchen" mit den „An" ^1 "'uchen von 1895 bctw.

1S83 stellt der Vcr^'li ichung der Kreise untereinander nicht im Wejje.

-) Der naiiirlich sehr Stark mitbedingt ist durch das Verscbwindco der ge-

werblichen Nebenarbeit auf dem platten Lande.
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trachten und dadurch den Bodenpreis in die H()he treiben: Abnahme
der größeren unselbständigen, Zunahme der kleinsten selbständigen

und Abnahme der, zugunsten jener Nachfrage vorteilhaft zu parzellieren-

den, größeren selbständigen Besitzungen sind die Folgen. Auf der

anderen Sdte ist es der Landhunger zunädiA des bufgerlichen

Kapitals» welches Anlage in Bodenbesitz wegen der sodalen Positioo

des Gutsbesitzers sucht, daneben aber auch der Landhuf^;er des Fldei-

kommifibesitzes, der nach Erweiterung seiner Rentenbasis strebt.

Soweit nidit ganze Ritteigüter, sondern Bauemlandereien angekauft

werden, verkleinem beide naturgemäß nicht denBereidi des seiner-

seits selbst landhungrigen Parzellenbesitzes, sondern gerade den der

größeren und mittleren Bauernbesitzungen»— dies auch deshalb, weil

naturgemäß überall die mit Gebäuden weniger belastete Fläche

billiger zu erstehen ist. Beiden Tendenzen zur Seite stellt mm die

Benachteiligung derjenigen Eigentümer b e t r i e b e , u elciic nicht

entweder ganz oder annähernd ganz durch die eigene FamlHe

bestellt werden können, oder aber den regelmäßigen Bezug grotkr

Scharen wandernder Saisonarbeiter lohnen, infolge der Steigerung

der Löhne und der bekannten Entwicklungstendenzen der Arbeits-

verfassung im Osten. — Dem Umsichgreifen der Bodenbesitz-

Akkumulation wirkt nun auf dem Gebiete des ungebundenen
Bodens zurzeit die unzwdfdliafte Tendraz zur Verkleinerung unwut-

schaftlich großer Betriebe derart entg^n» daß heute audi in

der Sphäre der nicht gebundenen großen Besitzungen im ganzen
die Tendenz zur Abnahme der Durchschnittsgröflen überwiegt

Allein diese Abnahme erfolgt, bei der größeren Rentabilität der

Ausbeutung des Landhungers der Farzellisten, in weitaus stärkerem

Maß zugunsten ganz kleiner Bauernstellen als ztigunsten mittlerer

oder größerer. — Wie sich nun die Fideikommißbildung zu diesen

Entwickungstendenzen stellt, versuchen wir uns wieder an dem
Beispiel Schlesiens zu verdeutlichen und greifen auch hier als Fidei-

kommiükreise, die in der erwähnten amtlichen Publikation ausge-

wählten 17 schlesischen Kreise heraus. Die Grundbesitzverteilung

dieser schlesischen hideikommißkrcise weicht nun von dem durcii-

schnittlichcn Zustande Schlesiens zunächst darin ab, daß die Zahl

der adbslandigen im Verhältnis zu den unselbständigen Bentzungen

eine erheblich kleinere ist: 1878 i in der Provinz, i :4,9 in

den Fideikommißkreisen, 1893: 1:2,9 Provinz, 1:3,8 in

den Fideikomißkreisen. Zwar hat, wie diese Relationen zeigen,

von 1878^1893 die Zahl der selbständigen Besitzungen in allen
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Fideikommißkreisen zusammengerechnet schneller zugenommen als

im Durchschnitt der IVovinz, aber diese Zunahme ist weit über-

wieffend nicht durch Neuentstehuncy von mittleren Bauernbesitzungen,

sondern dadurch herbeigeführt, daß, besonders in den industriellen

Fideikommißkreisen, in überdurchschnittlicli hohem Maße der

Bruchteil derjenigen Parzellenbesitzungen von ungclalir 60 Talern

Reinertrag gestiegen ist, welche als „selbständige" Nahrungen

gezählt wurden, verbunden mit einer teils absoluten, teils relativen

Abnahme der unselbständigen, früher auf gewerbliche Nebenarbeit

sich stützenden Farzellenbesitzungen. Die Zunahme kam also lediglich

den eben über die Schwelle der Selbständigkeit herausragenden

Kleinstbauera zugute. — Das entsprechende zeigt sich bei spezieller

Betrachtung des bauerlidien Grundbesitzes. Wenn man als Grenzen

der bäuerlichen Besitzungen nach unten das Nichtvork(Mnmen „un-

selbständiger" in der betreffenden Reinertragsidasse, nach oben

das Auftreten von Gutsbezirken im Umfang von mehr als Vio

der Fläche der betreffenden Reinertragsklasse annimmt, so stellen

die Besitzungen zwischen 60 und 3CX) Talern Reinertrag im Pro-

vinzialdurclischnitt und (mit nur zwei Ausnahmen) auch in allen Fidei-

kommißkreisen ,.bäuerlichen" Besitz dar. Wie in der ganzen Provinz,

so sind nun 1S7S— 1893 auch in den Fideikommißkreisen Zahl und

Fläche der Besitzungen dieser Klasse gesunken, aber der Zahl
nach langsamer, als im Provinzialdurchschnitt (minus 1,3 Proz,

gegen minus 24 Piroz.), dagegen der Fläche und also auch der

Gesamtbedeutung innerhalb der Agrarveriassung nach schneller
(minus 5,3 Froz. gegen minus 5,8 Proz.), d. b. — wie auch ein

näheres Eingehen auf die Zahlen lehrt: — es ist in den Fidei*

kommiflkrdsen in stärkerem Made als im Provinzialdurchschnitt

die Sdiicht der kleinen Bauern begünstigt gewesen, also erhalten

geblieben oder (teilweise) gewachsen, dagegen sind die mittel- und

großbäuerlichen Besitzungen schneller gesunken, als im Provinzial-

durchschnitt, und zwar obwohl sie ohnedies in den Fideikommiß-

kreisen im allgemeinen am schwächsten vertreten waren. Die Er-

haltung und weitere Verbreitung der iMdeikommisse, welche das

Angebot käuflichen Bodens dauernd und zunehmend künstlich

herabsetzt und die Masse der Bevölkerung in verstärktem Maße

auf die ungünstigsten Böden zusammendrängt, würde, soweit sich

urteilen laUi , in den ßodenbesitzverhältnissen die Tendenz zum
Nebeneinander großer Bodenkomplexe und kleiner Stellen, die zur

Beschäftigung und Ernährung einer Familie mit möglichst niedriger
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Lebenshaltung eben ausreichen, fiihtbar verstärken, wie dies ja

dem früher theoretisch Entwickelten entspricht. — Die Bewegungen
innerhalb der Sphäre des qroßcii Besitzes sollen, da hier die ge-

zählten Besitzeinheiten am wenigsten mit den Kigentumseinheitcn

koinzidieren, fiir jetzt beiseite bleiben. Wir wenden vielmehr unsere

Aufmerksamkeit der Betriebs Verteilung zu.

Von der gcäumtca \\ irtschattsfläcbc uula£ten 12^93 Pioi.

die Betriebe voo ha:

O—

3

3-5 1 5—30 ! so—100 1 ttber 100
»7

2 OO 24,66 23.S2 4".33

KreUe: Grofl'Wartaibcig 4J1 10,97 89,68 9.89 44,01 39,41

Öls 2,40 6.74 20.05 17,97 52,84 48,02

Militsch . . . 3,37 7,99 32.07 13.89 42.6S 45.96

Reichtnbach . . 2.46 7,61 19,98 26.75 43,20 46,73

Waldenburg . . 4.91 9,44 52,40 27.74 5.S» S0,14

RegieruDgibeiirk Liegoitz 3.95 36,01 «8,40 $6,29

Krci&c : Frcistadl . . . 2,50 7.85 29.74 22,5s 37,33 52,32

Sagan .... 3.87 13,01 32,36 26.76 24,00 59,18

Sprottatt . . . «,05 6,91 a6,7i 82,16 88,17 8537

Hinchberg . . BM 17,48 87.74
j 89J9 7-5« 6S.t8

Regieningsbezirk Oppeln 7.29 13,46 33.29 14.74 31,22 48.03

Kfdie: Rotenberg. . . S.92 10.S9 8,08 41,85 41.96

Lablmiti . . . 6,36 15,16 M.44 7.08 86.86 4«.5"

TosttGleiwiU. . 6,16 13,18 »8,57 5.39 46.76 33.9«

Tarnowitt , . . 10,64 1"<« 14,91 3.5» 44,08 3143

Plcß 17 57 34,3S 9.38 27.34 43.76

Ratibor. . . . 30,76 6,27 :{7.20 37.05

Koscl .... 7,6»
1

i2,92 3i.a7 7.86 40.36 39. X3

Die vorstehende Tabelle zeigt die Betriebsverleilung der Fidei-

kommidkreise im Jahre 1895 nach den 5 Größenklassen, welche

die Reichstatistik unterscheidet, im Vergleich mit den Doichschnitts-

xahlen der betreffenden Regierungsbezirke. Es zeigt sich zunächst,

') Der Kreis Ilabclschwerdt ist hier aus den frilher anpc;:^cb< iinii Gründen tort-

fortgeiassen. Fett gedruckt !>ind die Zahlen in den Kreisen, wo die betretTendc

Grdfleolclasse die Proportion des Regienmgsbezirks Ubersteigt
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dafi in 12 von den 16 Fideikommifikreisen die Grrodbetriebe und

zwar zum Teil recht erheblich, mehr von der gesamten Wirt-

schafesflache okkupieren, als im Durchschnitt der einzelnen Re-

gierungsbezirke. D^egen stehen sie in zwei Kreisen (Waldenburg

und Hirschberg) ganz auffallend und in einem weiteren (Sagan)

merklich dahinter zurück und diese selben sowie ein benachbarter

Kreis (Sprottau) sind die einzigen schlesischen Fideikommißkrcise,*)

in dcnrn der „{rroßbäucrlirhc" Betrieb eine fiir Schlesien überdurch-

schnittliche Stelle einnimmt. In allen diesen Kreisen sind

nun die Fideikom rn i ßkreise zu mehr als in einem
zu der Fläche Forst fideikommisse. — Die Grup])e des

kleineren bäuerlichen Besitzes (5— 20 ha) ist allerdings in der Ilalfte

(8) der Kreise stärker als im Durchschnitt der Regierungsbezirke

vertreten, darunter aber 3 jener spezifischen Forst fideikommiß-

kreise, während 4 weitere auf den Regierungsbezirk Oppeln — die

Region der Polen — üdlen. Vergleicht man in den Kreisen mit

besonders starker Vertretung dieser Klasse die Betriebsgrdflenent*

widdung zmcben den Zählungen von 1882 und 1895» so zeigt

sich,*) daß die durchschnittliche Betriebsgr&fie in den vergleichbaren

Größenklassen der bäuerlichen Betriebe sich dort derart verschoben

hat, daß — wiederum mit Ausnahme eines Forst fideikommiß-

kreises — die Zunahme gerade den kleineren, noch eben selb-

ständigen, Betrieben zugute gekommen ist.') Aus dem gleichen

Grunde zei^ren auch die an bäuerlicher Hetrirli'i fl äch e stabilen

oder abnehmenden Kreise meist eine Zunahme der Zahl der

Betriebe. — Abgenommen hat, wie in der Provinz überhaupt, so

auch in der überwiegenden Mehrzahl der Fideikommil^kreise, Mäche
und Zahl der unseiV)Stäutli^en Betriebe unter 2 ha, jedoch sind anderer-

seits in einer Anzahl von Fidcikommißkreisen eine erhebliche Zahl von

Kleinstparzellisten (unter i ha) neu entstanden. Beginnt man nun,

wie es notwendig geschehen mufl, in die lokale Einzelvei^ldchung

einzutreten, so erfordert die Deutung der dabei z. T. etwas mühsam

') Nur im Kreise Reichcnhach ist nrhcn dm Ilt lrMn-n ühi-r loo b.i aucli cJic

Klass*' 20— 100 ha überdurchschnittlich vcrlrelea. Vun ihm wirrl sjuit<r bfsoniltrs

zu reden sein. Hier &ci nur bemerkt, daß nach seinen P> o < i c n Verhältnissen hier

die gr6fler<ii Betriebe dieser Klasse bereits sli Groflbetricbc gehen tnflssen.

*) Ich will diese weid&ufigeo RecbniiiiccD Dicht auch ooeh hier abdrucken.

^ So hat s. B. im Kreise MOitsch die Zahl der Betriebe in der KlasM von

10—50 ha um 14 Proz., die FlSche nur um io' 'j Pros, sugenomreen, in der Klasse

von »—to ba die Zahl um 10,8 Ftos., die Flüche nur um 6*/« Pros«
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zu errechnenden Zahlen eine eingehendere Darlegung, nk sie hier

g^eben werden kann. £s muß genügen, hier unter dem Strich^)

") t, LatUundien und freier Gmndbestc in rein «grwiMhen Kreisen.— In den

Kreisen Guhrau und Militsch sind beiderseits über ''4 der wirtschaftlich über*

haupt Tätigen ( Gruppen A. I'.. C. der I-rrufs.stalistik'i landwirtsch.iftlich h a u p l henifs-

tätig. Der etwas besseri- liodcn iti (/uhraii wini fiurcli ilas von der KavaUcric^arnisoa

io Militsch repräsentierte grofile Konsumzentrum ausgeglichen, Gubrau ist wcst-nilich

lefawidier be^det nb Mditich, dagegen idir net stliker unter dsa Ptlug ge-

nnnuncn (VerbUtnis der Ackerfläche von Guhmn au Militach (188$) gleich 9,1 : lo,

der gcttunten Kreisfliebe dagegen nur vie 7,3 : 10 und der WeldflSebe nnr ^e
5,3 : 10). Die Großbptriebe über 100 ha umfaßten 1895 in Guhrau 50,8, in Mi-

litsch 42,7 Proz. der Flüclic. D.-\pr;jen sind in Guhrau 5';;, Proz., in Miliisch da-

gegen 43 Proz. der p.in/cn Krcisriachr fulfikcitimissarisch gebunden und zwar den»

Schwerpunkt nach in 5 grollen Herrschatten mit 80 einzelnen RittergUtcm und

V«nrerken. In Gubnu hat der Grofib^eb i882'~i89S » Umfang der Wiitr

lebaftsflScbe eich bebauptet, an Durchicbnittsgrlifle der Betriebe etwas abgenommen»

im Fideikommiflbreise Militscb ist er an Flfiche etwas gestiegen, an Zahl der GroÄ-

betriebe hat er ab- und also an Durchschnittsfl&che des Groübt tricbes zugenonunen.

Die biiucrliclun l't sitzgnippen zwischen IO und lOO ha halxn 1882—1895 ia

V)eid»-n Krt-i^M ii an Gesamtiiachi nijuntr '30 Pro?.^ sich so wie iiiclit verändert,

dagegen an Zahl beiderseits, in Militsch aber doppelt so stark als in Guhrau zu»

genommen, so daB die Durcbschnittsllicbe pro bftuerlicben Betrieb in diesen

Klassen jetxt in Gubrau ao,3, im Fideikommiflkreise MiUtsda nur 17,$ ba betrigt,

trotzdem in Militscb Anerbensitte, in Guhrau Vererbung ohne Bevorzugung ebws

Erben vorherrscht In der Klssse 2—10 ha bat die Gesamtfläche beiderseits zuge-

nommen, in Guhrnri um 5. in Militsch aber um 16 Proz. Da die Zahl der Be-

triebe in Militsi-h um iu Pro?, g i- s t i r r n i--!, in (lubrnu ahr-r um l"^ Prnz. ab-

genommen hat
I
durchschnittliche Hctricbsgrotic 4,9 ha in Mu;tA<:h gegen 5,1 ha in

Gubrau) und da endlich bei den Parzdlulen unter 2 ba ebenfalls die Zunahme der

Zahl in Militsch (-f 7 Pros.) einer Abnahme in Guhrau (— 16 Pros.) gegenflbeistdi«,

so zogt alles in allem der FideikommiBkrds im Gegensatz zu dem Kreise mit mcbt

gebimdenen Boden heute die Tendenz der Steigerung der Extreme auf beiden

Seiten, Par/rlüstcn und Kl< inbauern mit abnehmender I lurclischnittsflächc einerseits,

Großbetrieb mit zunebniendcr I läi lu- cindrrcrspits, aut Kostoii der mittleren Iktncbc.

Dementsprechend ist 1895 der Klcmslbctricb unter 5 ba in Militsch mit Ii'/, Proz. gegen

7,9 Pros, in Guhrau vertreten, die biuerliche Besilzklaase $—so ha awur in Militscb

jetzt noch stirker als in Guhrau {$z gegen 34 Prosent), wobei aber zu beracl>>

sichtigen ist, dafl in Militsch noch in der Grötenklasse 14—18 ha \\o der

Besitzungen als unselbständig gezählt sind. Dagegen ist die Betricbsklaxse

20— 100 ha, also der selbständige Bauernbetrieb, in Guhrau stärker, als im

Fidetkommitikreise vertreten. — Eine Ergänzung des Bildes bietet die Boden-

be&itzstatistik, welche folgendes ergibt: der unselbständige Paizcllenbesits bis SU

5 ha (bis zu welcher Grölie beide Kreise nur je 2 selbstSndlge Besitsungfln aufweisen),
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an drei Beispielen benachbarter Kreise mit in bestimmter Beziehung

charakteristisch differierenden, im übrigen möglichst ähnlichen Ver-

•dgl in d«r Zahl der Boitiuiigeii in beiden Kreiien keine nennenswerte Verindenmg.

Die Be^ldane cwitebea 5 und 18 ba, in denen sdbslüiidige und mndlNriindtge

Benbungen nebeneinender itehen, Iwt lieb der Zmbl nacb im Fideikomtdülcreife

MiliUch etwas stärker als im Kreise Guhrau vennehrt. Innerhalb dieser Klasse ist

die Zahl derjenigen Bi sitninf^en, die als sdbstänfl^gr gezählt wurden, im Kreise

Guhrau, wo sie bis dahin sciiwurli vertreten waren, vou 29,7 auf 56,5 Pror., dagegen

im Kreise Mihtsch, wu sie der Zahl nach auch jetzt noch groöer ist als in Guhrau,

wv von 38,8 auf 45,9 Proz. gestiegen, während die ttfttelbetiad^en Beritcungen

In Kieiae Gitbrau «baolnt und relativ weit tt&rlcer abgenommen baben. Die so

gat wie aoasebliciUdi adbstlndigcn BesiCaungeD zwiscben 18 und 50 ba weisen in

beiden Kreisen der Zabl nacb eine Verminderung: im Kreise Guhrau um — 12,3,

in Militsrh um — Proz. auf; der absoUitrn Zahl n.ich ist fliese Klassf joiloch in

Guhrau nuch immer starker vertreten, als in Militscli. Das Verhältnis der selb-

ständigen zu den unselbständigen Besitzungen stellte sich im Kreise Guhrau 1878

^* i:3i37t wie 1:2,20. in Mükseb 1878 wie 1:3,96, 1893 wie 1:2,8a.

Die relatiTe Bedentnng der sdbstindigen Besilsungen ist also glticbmiflig gestiegen,

in tlilitseb aber immer noch erheblich geringer als in Gnhran. — Die BctöUr*

nngszahl der Dörfer ist im Kreise Militscb seit 1871 stetig zurückgegangen, bis 1895

um — 14 Proz., in Guhrau um — 12,9 Prozent, wovon jedoch *!^ er^t auf die Zeit

seit 1885 fallen. Die (jüter weisen im gleiehen Zeitraum in Militsrh eine Ab-

oabme (— 1,7 Proz.), in Guhrau eine erhebliche Zunahme (-j- 10,7 Froz.J auf; die

Gntsbcvölkcning hatte ticb bi Militscb bis Anfang der 1880 er Jabre muftte^cnd be-

wegt (1880 ^ 10 Pros, gegen 1871) und war dann mach gesunken, in Guhimu

hatte der Anstieg bis 1885 angehalten («^ 13 Pros, g^en 1871) und dann eine

kleine Abnahme eingesetzt. liiernach zu urteilen vollzog sich in Guhrau die Ein-

schränkung der GroObetrielje aut das für intensive Wirtschaft zweckmäßige AusiH;iß,

ohne daß sif in ihr- r Stellung; irgend erschüttert worden wÜLTen, während sie in

Militsch nach l 1 ac h c n czpanston strebten.

Der Vntefschied der Volksdicbte swncben Dörfern und Gutem war 1885 — wo
wir Aieal und Volkssabl vergleichen können— in KQitsch mehr als doppelt so gro8

als in Gubrau (1 : 9 dort, l : 4*/$ hier) und selbst wenn man den in Mültseh quali-

utiv weit besseren Wald abzieht und die Gesamtbevölkerung einschließlich aller

direkt und indirekt durch ihn in Xalirung Gesetzten nur tu dem Acker- und Wiesen-

-land in Beziehung setzt, waren in Milit-»»!) die Dtirler 4 mal, in Guhrau nur

3nud dichter besiedelt als die i^uter. Die stärkeren Kuntraslc des Fideikommis-

kreisea treten auch Ucr bemtr. — Die landwirtschaftlich (hauptberuflich) erwerbs>

tItIge Berölkerung hatte i88i3~95 in Blilitscb am etwas stlrker zugenommen

(H" 3*3^ IP*^ + 3iSS n Gubrau) und war, auf den Gniadstcuerrdnerting be-

zogen, in Militsch dichter (pro Kopf 58,5 Mk. gegen 75,6 Mk. in Guhrau), weil

Bewaldung und Parrellisten in Miliisch die Quote herabdrücken. \eben der Arbeits-

intensität (= Kapitalannut) der lnülitscher Jfüetnbetricbe kommt darin aber, da
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hältnissen einige wichtigere Entwiddungsmomente zu illustrieren,
— nicht: zu „beweisen", denn dazu bedürfte es der Vor-

dic Z;ihlunf»tn im luni stattfanden , offenbar die stärkere Saison arbeitcrvcr-

wtndung zum Ausdruck, denn die Abnahme der Angehörigen der landwirtschaftlich

Erwerbstätigen ist im Krci&c Militsch auffallend stark (21 Proz.j und mehr als

doppelt 10 hoch als in Giihnn. (Auch in der Plrovins Posen sind die FideikonmÜHe

stirker als der Durcbscbnttt der GOler an der VerdrSasung deulscber durcli polnische

Arbeiter beteiligt).

Bei alledem ist zu beachten, daO es sich im Kreise Militsch um Fideikommisse

a ! t f n Ik str^ndes und sehr proUen L'mfangs auf relativ* nicht allzu hoch klassifiziertem

Boden handelt •^der Ernteertrag der Giitsbrzirkc in Weizen war regelmäßig in

Militsch niedriger als in Guhrauj. Niciit nur ist unter solchen Vcrbältnissea die

Neigung xttin BaaeniausiMtifea veoigsteos regebnäfiig geringer als bei ideincn, anf

Zuwachs ausgehenden Fidcihommissen anf Boden bober ErUagsßhigkeit, sondern es

besteht «ueb häufiger die MögUdilidt, binerliehe Fach ts teilen mittleren Unfaag»

zu schaffen, wo der kleine Betrieb privatwirtschaftlich begünstigt ist. Daher die

(relativ) noch immer starke XVrtrftung größerer bäunü -h- r lU'.ri' I c in Militsch,

aber auch die starke Vertretung der P.icht, tr^t/ «ks tuwhl bt AMiuicis guten Bodens.

Die Pacbtquotc war 1882 — eioe Vcrglcichuug mit späteren Zahlen war nicht mög-

Ich — in den beiden Kreisen naeh den 5 Bebiebsgröfienklassen: tfber 100 ha;

Gttkrau 11,0, Militsch 33,1 Pros.; 50—100 ha: G. 0,4, M. 11,8 Proz.} 10—50 ha:

G. 3,0, M. 5,1 Proz. ; 2—10 ha: G. 8,5, M. l6jb Proz.; trnter 2 ha: G. t6,l, M.

57,9 Proz. Bei den Großbetrieben hat inzwischen in der Provini: Schlesien die

Vcrp-Tclitting zugunsten der SelbstbewirtsrHaftung abgenommen. Wie es in dieser

Hinsiciu mit den Fideikommisscn speziell steht, ist leider nicht bekannt. —
2. Forst ädcikommissc : Die Kreise W a 1 d c n b urg und Rcichcnbach stim-

men in der Quote der FideikommiflflSdie und in der stark Überwiegenden BedeuCnog der

industriellen Bevölkerung (Waldenburg Bergbau, Reicbenbach Textilindustrie) ttbcidtt.

Entsprechend der weit ungflnstigeren BodenqualitSt des Kreises Waldenburg (Acker*

rcincrtrag 12 Mk. pro ba gegen 28 in Keichenbach) bat in Waldenburg nicht der

landwirtsfhuftlifhe, sondern d«"r Forstboden die fideikommissarischc Bindung gesucht.

Die i-orsti]uotc betrugt in Keichenbach nur *
7 von derjcnigea in Waldenburg, In

Reicbenbach nimmt im Gegensatz zur Mehrheit der umliegenden Kreise und zum

Dwrcbscbnitt des Bezirks die Fläche der Betriebe ttber 100 ha» wie in MilitKh,

Irobt gleichbleibender Zahl zu (1881—189$ um -|- 87 Proz.) und beträgt jetzt Über

43 Proz. der Fläche, in Waldenburg ist sie stabil und beträgt 5 Vi Proz. der Fläche.

Dagegen umfaßt der bäuerliche Betrieb (5—100 ha) in Rcichcnbach 43, in Walden-

burg aber 80 Pro?, der Fläche. Die selbständigen bäuf-rlichen Betriebe zwischen

10 und 100 ha nehmen in Reichenbach an Zahl und tläche ab, in Waldenburg in

bddcn zu, während die überwiegend uaselbstaadige Betriebe zwischen 2 und 10 ba

in Waldenburg im Gegensatz zu Reichenbach abnehmen. Die Dnrchsehaittsbetrieba»

fliehe der bftnezlichea Betriebe steigt in Waldenburg, in Reichenbach sinkt de, in

beiden Falle» freilich nur unbedeutend. Dabd ist zu beachten, dafi in Rdcbenbadb



AgiM*tat{iti«ebe vu sonalpolit Betnehtmigen sar Fideikoiiiniifift«ge in PreuSeii.

führung eines weit umfassenderen Materials, die ich mir gern für

eine künftige Erörterung dieser Dinge unter wissenschaftlich wert-

sehoB tchr lahlrdcbe Betriebe unter 100 lia im somalen Sbnc Grolbetriebe «nd.

Die Parzcllistcn endlich, speziell die Betriebe unter l ha, sind infolge der starken

!.ini!~;i>-ij»cn Bergar^citc rbcvölkerung in Waldenhiirp st;irkcr als in Keichenbach ver-

treten, wo sie inlnl^r- der Verschi«'tiun<^ ikr 'I'i \t:liiviu^{rif abnrhmrn. In (}rm

Forstüdcikomtnilikreisc also Stärkung des bau er liehen Betriebe», in Reichenbach

ScfavScbuDg dcttelben fugunsten der Gr oflbe triebe« deren OurcbichnittagrQfie

steigt Die geschlonene Vererbung mit Vorzogsquote herrscht in ReiehenbAdi im

Gegensatze zu Wsldeaborg vor. — Die Lage des bftnertichen Besitzes in dem

immerhin noch stark bewaldeten Fideikommi0kreise Reichenbach ist dabei freilich noch

immer M'csfntlich f;ün.st;;;fT, .il« in dem anstultcndin waldarinfn f »dcrfLcrKTikrcise

Nimpfsrh, in dm: der srlir friic!itl>.irr Ü.m'.i-ii /u 6o l'rui. in den Haiidrn drr (Jrofl.

betriebe hattet. Allein die Grulibetrietie haben In Ximpt&ch seit l88z an Zahl weit

langsamer sn^, und im Grgeniata xa Reichenbach an Durchschnittsflache abge«

nommen, die bauerlichen Betriebe aber (10—100 ha) weisen ebenfalls im Gegen-

satz zo Reichenbach eine Fliehen aunähme auf. Und in dem in diesen Grand*

Verhältnissen (Bewaldung, Industriebevölkerung) Reichenbach und Waldenburg nabe-

strlirndi n, aber nur zu 7 Proz. der Flüche gebundenen Kr« ist I^ni'eshut liegen die

hier in Betracht kommindi ii
\"' rh''i!tni«<;e t relntiv w^it j^i rin^^cre Quote der flrnß-

betriebtriachc (5 Proz.), stärkerer liaucrnstand ij?'^ l'roz. der Machej, ähnlich wie

in Waldenburg, nur ist im Kreise Landeshut mit freiem Boden gerade der mittlere

und graflere bäuerliche Vertrieb noch «tSrker vertreten, als in Waldenburg (Beiriebe

awischoi to und loo ha in Landeshut 33% Froa. gegen aj*!^ Pros, in Waldenburg).

Eine Erleichterung oder auch nur ein weiteres Fortschreiten der FidcikommiQbildung

würde hiernach die rein kapitalistische Agrarverf.issHnfj der oderfbenen Krei-f. wie

Nimpt^rh, Strehlen usw. dauernd festlegen und »le in ili'' i''.din d^s Krri«;es Kcii lirn-

bach 1
1- 1 a c h e n ausdchnung der GroflbclricbcJ treiben. iNimpl!>ch hat bereits 10 Proz.

Fideikommifidiche. IHe landwirtschaftlich im HauptberufKwerbstStigea haben infolge

der erwähnten entgegengeselstcn Entwidtlung der mit LandwirtschaA kombinierten

Industrittrbeit der Farsdllsten und infolge der MitzShlung der Saisonarbeiter in

Reichenbach, wie sie sich in der dort erheblich geringeren Zahl von Angehörigen aus-

spricht, in Waldenburg zifTrrnniüfli;; schneller als in Rcichrnbach ,ibp;i'nomn>en, da-

j^c^' II in den Nachbarkreisen mit geringerem l'ideikommiflbcitand ^L.indt>tmt, Xiinj tscli)

zugcnummca. (Die sehr bedculeude Zunahme der gesamten Landbevölkerung in

Waldenburg im Gegensatz xu Reiebenbaeb ist durch die industrielle Entwicklung

bedingt)

3. Latifundien in landwirtschaftlichen und Latifundien in industriellen Kreisen

;

Die nahe beieinander gelegenen Kreise Plefi und Tarnowitz, beide der Bevöl-

V-erunj; und dmi Oesamtcharakter nach spezifisch obcrschlcsisch, umfassen beide

sehr gToÜc l iUcikommisse (Tarnowitz 45, Plefl 31 Proz. der Fläche) mit starker

Waldquote (Tarnowitz 73, Plcß 62 Proz.]. Das Fürstcatum Plefi ist seiaem

Schwerpunkt nach eine Grandherrschaft landwirtschaftlichen Chanücte», die
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voüprrn (icsichtspunkten als dem Augenblickszweck einer Gcsetz-

gebunj^skritik, vorbehalten möchte. Zu jenen Punkten, auf die es hier

ankommt, gehört zunächst die sehr verschiedene Bedeutung von Forst

-

fidcikommissen und landwirtschaftlichen Fideikommisscn. Das
landwirtschafthche Fidcikuaimiß ist der weitaus sciiarlste Feind des

bäuerlichen Besitzes. Roseggers „Geschichte Jakobs des Letzten"

Gnftn Heockd^Domicniiiaxck in Taraowiu iiiid speaUUche Rcptisentflatcn der

dileniebcii «^iMroateniiidiutric'*. Die beiden Kreise Terinlteii lieb in betng «if

die Quote der landwirticbafUich HaaptberafstSdgen etttg^egengetrttt: in Plci betrigt

das Verhältnis der Gruppen B. und C. der Beru&statütik zur Gruppe A. (Land-

•Wirtschaft mw.) nind i : 2,3, in Tamowitz dagegen umgekehrt das der Landvrirt-

scbatt zu jenen Gruppen nur rund 1 : 3,2. I>ie Verteilung der Fläche auf die Be-

triebe war 1895 folgende:

Betriebe: «nteraba a«-5hn 5—901» ao—loobn aber 100 ba

Plefi 10,7 Pros. 17,6 Pros. 91,4 Pros. 9^ Pros. 27,9 Pros. d. FUdie

ti 3*5 n

Also ungemein viel ttkrkere Vertretung der gröütrn und kleinsten Betriebe in

dem industriellen, relativ starke Vertretung wcnip^tcns iter kleinen Bauernstdlcn in

dem agrarischen Latifundicnkrfi<.e. In Tarnowttz stehen 62 ..selbständig«** 1650 ,.un-

selbstindigcn" Besitzungen gegenüber, in PlcS 947 der ersteren 7976 der letzteren.

Die UttdwirticbaftKeb bnuptberutUch Erweibstftigen nehmen in beiden Kreken nb,

in Tamowits aber, obwdil dort naeb der gegen PlcS weit geringeren Zahl der

Aogeböiigcn sa aebfieflen, nngldd» mehr Saiaonaibeiter gesiblt tiad, viennal so

stark. Während in Tamowitz eine gewaltige im Hauptberuf industriell titige

Parzellistcnbcvölkcrunp mit landwirtsrhafllichem Nc hon beruf .sich entwickelt h.it,

welche die liaujitbcrullich lundwirtschaftlich Täti^-en an Zahl uni fast ' übcrrai^t,

ist dies letztere in PleÖ trotz ebenfalls starker Nebenberufsentwicklung umgekehrt.

Alle« in allem eine «eaentUehe Scbirfmig der EilreaM in dm bidattridlca Lati-

fimdienloeise und damit eine Steigerung der cbankteriatiadien ßgenart der Agcnr»

verfaatnng Scblcdcni, welche im scfaroflblen Kontrast sa dem adgdilidi „NaMr-

lichen" den Grofibetrieb auf den besten Boden und nahe an die Märkte, die

kl'ifien Bauern aber auf sohle cht eh B^deu und in die GcbirjT'itakT Ic^'t. Eine

weitere Vermehrung; der t'ideikommisse würde jetzt in Schlesien wesentlich der

Ebene und den Industriegebieten und damit der immer weiteren Verschärfung diese«

Koaliwtes zugute kommen. Dagegen wird a»fungünstige« B9dcn in rein agtariseber

Gegend eine grofle SUndesbemcbaft weit eher die groBcn Betriebe weiit|ptens

innvbalb dnes betriebsteebniscb sweckmUigen Umfitaga hatten. Daa ist offen-

bar im Kreise Pleß, wo die Standesberrschaft erst leUthin eine NeueinteillUIg ihre*

großen Areals unter betriebstechnischen 7weLl<n~i;iß;^ke;ts^'esii-ht.s]iunkten vorgenommen

hat, in der Tal der l ail gewesen, wie nanienlliclt auch der Gegen.s.it/ gefjeo den

Nachbarkreis Rybnik (mit allerdmgs etwas stärkerer gewerblicher Bevölkerung als

Plefl) SU «eigen tdieiot
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ist ein Vorgang^, der in Gebieten mit g^utem, für moderne
kräftige Bauernwirtschafleti überhaupt qualifiziertem Boden sich

wenigstens nicht allzu oft ereignen wird. Die kapitalisierte Forst-

rente ist im allgemeinen doch zu erheblich niedriger, als der Kauf-

wert der Bauerngüter. Das Expansionsbedürfhis des regelmad^

den besseren Boden aufeuchenden landwirtschaftlichen
Fiddkommisses dagegen richtet ach, wie gess^ natuigemäß gerade

auf die mit weniger und älteren Baulichkeiten bestandene Flache

des grofien und mittleren Bauembesitzes weit stärker, als dafi es den

Versuch machte, mit der landhungrigen Bodennachfrage der Kleinsten

zu konkurrieren. Die Fideikommißkreise Schiestens zeigen, auch

da, wo die ganz großen Fideikommisse alten Bestandes in stark

vorwiegend oder gänzlich landwirtschaftlichen Gegenden noch

ein anderes Bild aus der Vcrq^an^enheit konscr\'icrt haben, heute die

Tendenz, die charakteristischen Eifjenarten der kapitalistisch de<^ene-

nerten schlesischcn A^rarv crfa.ssung weiter zu steigern, deren

soziale Kontraste zu schärfen und zwar «im meisten da, wo in-

dustriell akkumulierte Kapitalien auf den Weg zur Hodenanhäufung

instradicrt werden. Aufsaugung des guten landwirtschaftlichen Bodens,

— es kann nicht oft genug gesagt werden: gerade desjenigen
Bodens, auf dem nadi der Meinung der modernen UmHPetilaar von

der „glücklichen Mischung der Betriebsgröfien" die Bauern sitzen

„sollten", — durch das Kapital und seine Festklammerung in

Fideikommissen, daneben kleine, selbstgenügsame und — an der

Os^renze — kulturfeindliche Bauernwirtschaften zusammengedrängt

auf den rentelosen Bodenklassen, das sind jene beiden Tendenzen

der östlichen ländlichen Entwicklung, welche die Fideikommisse

zwar sicherlich nicht etwa geschaffen haben, welche sie aber, statt

ihnen entgegenzuwirken, verstärken.
Der Entwurf scheint, in seinem Eifer, nur ja den Großbesitz

und -Betrieb zusainincnzuklanimern, eine solche Entwicklung geradezu

zu wollen. Denn er will die Möglichkeit, auf Grund von „Un-

schädhchkeitsattesten" pfemäß § i des Gesetzes vom 27. Juni 1891

über die Errichtung von Rentenj^ütern, auch i^rößere Trennstücke

aus dem I'^ideikonimilincxus zwecks Abveräußerung zu entlassen,

beseitigen und nur die Veräußerung von „kleineren Teilen" des

Fideikommiflgutes zur Errichtung von bäuerlichen SteUen „kleinen

und mittleren Umfanges" und zur Ansiedlung von Arbeitern
zulassen (§ 29), welche überdies vom Stifter beschrankt oder be-

seitigt werden kann. Mit Recht tritt Sering in Ausfuhrungen,

Ardnr für SorälwiMaudwft u. Sofklpolliik. I. (A. f. im. C. 11. St XIX.) 3. 35
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denen man sich freut durchweg zustimmen zu können dieser Be-

schränkim^ entgegen: es ist kein Gesichtspunkt erkennbar, der sie

rechtfertiget. —
Endlich die Wirkungen auf die A r b e i t s v e r fass u n g. Hier

können ohne Zweifel, wie namentlich das Beispiel der Holsiemer

„Grafenecke" beweist, wenigstens die großen Indeikommisse —
regelmäßig nur diese, denn die kleineren unterschieden sich darin in

nichts von den anderen Gütern — im eigenen Interesse die Ki iiakung

einer ansässigen und doch nicht schoUenpflichtigcn Arbeiterschaft durch

Eingehung günstiger kombinierter Pacht- u. Arbeitsverträge in höhcrem

Grade fordern, als ein einzelner Gutsbesitzer, dem mehr die Ver-

suchung nahe liegt, schlechte Aufienschlägc in dieser Fonn abzu-

stoßen. Geschehen wtid es freilich wesentlich nur da, wo die Boden-

qualität niedrig, das Opfer an wertvollem Land also nicht erheb«

lieh ist: — auf gutem Boden hat die Steigerung der Grundrente

die ansässige Arbeiterschaft auf Fideikommißboden im allgemeinen

ganz ebenso wie auf frdem Boden enteignet Und tatsachlich

läfit sich aus der grofien Zahl der Parzellenkleinpachter in manchen

Fideikommifikreisen mit nicht zu gutem Boden— so in Militsch —
auf eine ähnlidie Entwicklung schließen. Aber der Bedarf der

durch die Fideikommisse gestützten Großbetriebe an Saison-
arbeitern und der allgemeine Zug der kapitalistischen Betriebe zur

Verdünnung und ZusammendrftnL-img der Bevölkerung — Ver-

dünnung: nach der Zahl der Köpfe auf die Fläche gerechnet, Zu-

sammendrängung: nach der Zahl der Haushaltungen und Köpfe

auf die Wohngebäude berechnet^) — überwiegt im Effekt jene

Dafl es sich bei den erwübntcn Tendenzco um cintrn sprzitischeo Zag

agrarkapi la Ii s t iscbcr Eatwicklimg handelt, mag — vorlith.iUUch einer kOnftifeii

eingehenderen D irsullunp, auch hier etwas näher erläutert werden.

Man kann die I)urli'r und Güter von Landkreisen, die sich nls L'rUtrsurhungs-

objckt eignen , nach ihrer Bodcngütc (d. h. nach ihrem Cinindstcucrreinertrag)

klassifiziert mit der Dichte ihrer Bc«cdclung vergleichen. Alsdsim xdgt sich nidit

nur die, wie längst bekannt, durchweg anflcrordentlich viel geriagere VoUwdichte der

Güter, sondera femer der Umstand, dal dieselbe, wihrend die östlichen Dörfer

darin h«ne Rcgelmiftigkeiten xeigen, auf den Gütern mit snnehmendcr Ertragtfihig*

kcit des Bodens keineswegs regelmäßig zu-, sondern gar nicht selten abnimmt, dafi

aber mit großer Regelmäßigkeit die Z u s a m me nd r ä r. ^ u ii d- r Bevölkerung in

den Behausungen — die in den Dörfern sich tbrnfulls ganz individuell gestaltet, —
auf den Gütern mit ?. u m linn ndcr rrtragsiahi^ki. ii zunimmt. Je mehr möglicher,

„Mehrwert" aus der .Arbciukraü nach Luge der naturlichen Produklioasbcdingun^co

ZU gewinnen ist, desto slürker für den Grolibetzieb der Anreiz rar vollen AusbeutUDg
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Agrarstaüsüscbc u. sozüüpoliL Betracbtungeo zur Fidcikommififrage in Freuflen.

der ArbrifskraftP und damit desto größer die Haushaltuagü- und Kopfzahl pro

Wohngcbaude, die Kopfzahl pro Hausbaltung. Beispiele:
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S38 Max Weber,

individualistische Entwiddung weit, ganz abgesehen davon, daß jene

Eingeklammert sind Zahlen, bei denen in der betreffenden Kcinrrtrafi'^klas;«;?!

bei e-inigen Gütern nicht sicher, aber wahrscheinlich Parzellcnvcrp.ichtung,

industrielle Betriebe usw. die Verglcichbarkeit stören. Die Zahlen sind aber am
icUttHigiitcn aad dem „Typus" entspredmätten ttbcnll da, wo ich mir die (redit

erbebtiebel) Mtthe gemacbl habe, an der Hand des Handbuches des Gnindbeiitse»

Gemdndeeinheiten, bei denen dies offenbar der Fall war, aaasuschddctt. Es ist

gana charakteristisch, kann aber hier nicht auch noch erörtert werden, daß und

warum auch im Osten zuweilen gewisse Kreise (z. B. Goldap, Angerburg, Kreise

in national gemischten Bezirken usw.) abweichende Erscheinunj^en ^ripen. Trot«

vcrrinzflttT Ahwfichungcn — die sich namentlirh durch das Hineinspiclcn von

Farzcllcaverpachlungcn erklären — ist das Hild schon nach dicüen, älteren Notizen

entnommenen Beispideo ein sehr gidchmftfiigcs. je besser der Boden, desto slirhier

die Belegschaft der GebSnde mit Haushaltungen und KSpfcn, der Hanshaltnngen

mit Köpf en (daO hier die peisönlicbe hemchaflliche Dienerschaft und die Ober

durchscbnittHche GröSe des berrschaAlichen Haushalts erheblidt ins Gewicht fide,

mofl bei der absoluten Höhe der Zahlen — es sind eben deshalb nur grttflere Güter

gewählt — namentUch aber, wenn man die Gestaltung des Verhältnisses «wischert

Haushaltungen und Wohngelniuden beachtet, ausj^fsclilossen ersclieinea). — Dem
entspricht es, daß, während die einstöckigen Häuser in den Gutsbezirken des Re-

gierungsbezirks Königsberg 1878 98,8 Pvüz. aller betrugen, die Produktion von

Ceiealien 1884—48 u den Gutsbedrken pro Kopf ihrer 1885 er Berölkenmg 854,

an Hackfrflchten 985 kg, — in den Regierungsbciirlien Bredau und Liegnitz die ent-

sprechende Quote der einstöckigen Hänser 70,4 hiw. 66,1 Pros., die Produktioiw-

quoten in den Gutsbezirken pro Kopf in der Provinz Schlesien (im ganiicn) 276S kg

Ccralien, 5622 kg Huckfrüchte atismachlen. Die GuL'^aTbeiterkasemen Schlesiens ent-

sprechen der liolien ..Hrn(iukti\ ität" der Arbeit in den kapitnlistisrhcn betrieben.

So kommen auch vou den oben behandelten Kreisen nach KcincrUag2>kia2iüca von

unten herauf gestaffelt z. B. im Kreis Fiscbbausen auf den Kopf der Bevölkerung

M. Reinertrag : 25,7, — 35,2, — 43,5, — 67,5 bd einer von 15,8 bis su 25 Köpfen

pro Wofaogebiude ansteigenden Zusammcndringtu^^. Ffir Schieden nuS ich midi

s. Z. auf die folgenden IHuclischnitiiiahlcn beschrlnken:

Es kl

im Reg.-Bei.

unen

1

in den

Köpfe :

Fische

luf I ha

Acker und
Wiese

Haushalt,

auf ein

Wohn-
prhäude

Kopl

t Haus-
halt

"c aut

i Wohn-
gebSnde

Bredau
|

Landgemcind.

Gutsbezirken

0.7

4.8

0,63

2.79

' > (

i

3.25

4.35

4.58

7,5S

14,95

Uegnitz

|

Landgcmeind.

Gut<»bciiirkcn

i.o

9,0

0,75

3.S9 2,26

4,12

4/'3

5.63

10,49

Oppeln

1

Landgemcind.

Gutsbezirken

0,49

».77

1,72

3>3»

4.56

4.85 16,09
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neugeschaffenen Pachtstellen der Güter im Osten heute da, wo sie

Die Fideikommiflkrcisc im speziellen anlangend, so stehen sie in besttg

auf die Wohndirbtipkritsvcrhultnissc ihrer Gutsbezirke vcrscliii-dcn, und zwar im

ganzen je nach dt-r Bodt-ntjualität unter oder über den vcrj,'leiclibarcn Narhbar-

kreisen. Der auf schlcchltrcm ßodcn grlrpenc Fideikouuiüükrcis Militsch z. B.

steht mit (auf den Gütern) 2,92 Haushaltungen und 12,8 Köpfen pro Wohnhnni

nntcr dem beiser gestellten freien Krds Gnbiau mit bsw. 3,47 nnd 14,1 ; der auf

gutem Boden belegene Fideikomniflkreis Ob dagegen ttberragt bedeutend den

leixtgeoannten Kreis ebenso wie den Besirkadttrehsebnltt; tmd so öfter. Analysiert

man den Kreis Müitsch spezieller » Tgl. dasa oben S. 514 Aam. — so ceigt sich

folgendes Bild

:

Es kamen in den Reinertragsklassen Ton pro ha Mk.:

unter 10 10—15 aber 15

Haushaltungen auf f
"» den Dörfern IJl 1,66 1^

1 Wohngebäude |aufdcnGUIem 3,16 3.13 3^

Köpre auf I Wohn- | » den Dörfern 7,43 7,«6 7^%
gebilude

y auf den Gutem 13,$ 13,5 14*5

Nicht nur die typisch stirkcre Belegung der WohflcebSude auf den Götcn,

sondern auch die Steigerung der Belegung auf den besten Böden der großen

Guter treten deutlich hervor, ebowo die abweichende Gestaltung in den Dörfern.

Auficrfaalb Schlesiens fügt sich Kr. Franzburg in den Unterschieden zwischen

den Reinertragsklasscn durchaus drr Regel. — Die Verhältnisse auf der Hr.Isteiner

Grafrnrrke Kreis Plön, Oldenburg:, I.ckemförde^ mit ihren proöen und alten landes-

herrlichen l uieikiimmissen und modern« n liäuerlicben Pachtbelrieben siini in dirser

Hinsicht nirlit ganz so konsequente, iminoihiu nicht grundsätzlich abweichende. (Im

ganzen sieigeude Belegung der Wohngebände mit Köpfen und Hauabaltungen, aber

geringere Kopfzahl der Haushaltungen auf besseren Böden: keine Sciiarwerkerl).

Aber« verglichen mit anderen Kreisen aus anderen Gebieten sind in diesem ganten

Winkel — Osthoistein, HecUenburg, Neavorpommem — die VerhSltniaie der an-

sässigen Arbeiter, wie die fjiquete von 1893 seigte, noch mit die gönttigiten

DeuUcidands aus Gründen, die hier nicht ZU wiederholen Sind. Diese gflnstigen

Verhältnisse teilen die Kideikoninuükreise.

Bei den ubigcn Zahlen, welche die Verdünnung^- und Zusammcuhäufungs-

tendenz der Güter deutlich illustrieren, ist nun noch im Auge zu behalten, dafl die

Insassen ^er Wanderarbeiterkasernen dabei noch gar nicht mitgesihlt sind,

da die ZlUung im Dcaember stattfand, auch die Saisonarbeit erst nach Bismarck»

Rücktritt ihre jetsige Ausddmuog gewann. — ^ Inadtnt, wdches den Oroibctikb

stützt, wirkt dem Individuali.^mus des Wubnens ent^e^en. Im Westen fallen awf

dem Lande Haushalt und Wohn^ebäude der Z.ihl naeh fast riisammen, und von

Rej;ierunj;sbe/irk zu Ke^ierunpsbezirk sleij^t mit der durchschnittlichen l'.etriebs^jrüÜc

die Zusammendrängung der Landbevölkerung in den Wobngebäuden — die dann
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bestehen, sehr klein sind (unter i ha) und nichts mit den alten

Heuerlingsstellen des Nordwestens zu schaffen habe.

im Osten «af den Gtttera wesenllkh höher ist bIi hi den kleineren Städten und

swar im allgemeinen ceteru paribns um so höher, jr besser der Bofien.

Es ist also absolut unwahr, daA das ländliche Wohnon^elcnd Folge der

„schlechten Lage" der Gutsbesitzer sd.

Über die in den \ursteln iKien Z.ihleii mir gestreiften Zusaniiuenli.iiic^e künftig

einmal unter adäquateren GcMchl^puniitcn. Nur da<> eine sei hier noch bemerkt:

Die Teadcns des bdrgerlicben KajMlab zum Bodenerwerb bestdit nicht nor im

Osten, de ist eine durebans aHgenieine nnd -wSre nur absnsdiwüchen, wenn die

gesellschaftliche Bevorsogung des Grundbesitses schwinde. Aber im Westen

bleibt, auch wo sie sieh geltend macht, gleichwohl weit häufiger der Kleinbetrieb

(als PachtbetnVM und damit die ländliche V^olksdichte auf den gfinstigen Böden und

vor den Turen lier Städte und mit ihm tfer allmähliche t'berfjanf; zwichen Stadt und

Land, erhalten, und es ist denn «Jnch s Ii r Iriij^lieh, ob ein bc\ve;^lichcr nicht

schoilcnicster Kleinpächtcrstand nicht unter last allen in Betracht kommenden Ge-

sichtspunkten in diesem Rayon kleinen Eigentümern sogar vorsuziehea wtn.

Im Osten okkupiert dagegen der bevlilkerungsverdllnaeade Grofibesits gerade dte

marktnahen besten Biklen. (Über den Kampf dieser Verdichtungs- und VerdOnnongs*

tendens miteüiander in der Provins Sachsen siehe die Arbeit von Dr. Goldschmidt

in der von mir edierten Enqu^e des Ev. Soz. Congr. Heft I S. 17.) Der Gcsetrcntwurf

wtinle, da er den Großbetrieb erzwingt, die östliclie Fntwicklunp verschärfen und

auch in den Westen verpflanzen, soweit da*; Kapital /.ur Hodcnbindung greift. Es

sind nicht „natürliche", sondern zunächst lii^torisch gewordene, dann aber durch

bestimmte „Gesetze" agrarkapitalistischer Entwicklung gesteigerte Verhältnisse, welche

den Gegensatz in dem Siedlungscharakter etwa derObenbehiebcne g<^gcn die Oderebene

bedingen. Auch wer aus irgend welchen GrOnden eine stärkere Vertretung gröflerer

Betriebe auf dem Lande wfinscht, als sie am Rheine vorhanden sind, wird sie und

den geschlossenen Besitz nicht vor die Tore der Stadt legen und die Kleinbetriebe

in die Berge und auf die schlechten Böden drängen wollen. Man setze für die

Fideikommisse — und übripens 7. B. auch für dns Anrrbenrerlu, wo es gelten

soll — Rayons nnch M iügabc der heute dafür nocii inmier brauchbaren Grund-

stcucrrcincrträge und der Nähe der Großstädte und Industriezentren fest, derart daS

sie nur in Gebieten mit unterdurchschnittlichem und marktferaem Boden gelten und

schreibe unter Authebung aller hiernach unsolSsstgen landwirtschaftlichen

Fideikommisse flir die letaleren eine entsprechende Prfifung als Vorbedingung

der Weitergabe zur Genehmigung gesetsUch vor, wenn man durch jene Institute

nicht die spezifisch modernen „Entwicklungstendenzen", die man beklagt, ver-

schärfen will. — Aber freilich, den k.ipitalistischcn lntere';?;en, mit denen man

rechiu-n tuuti \ind welrlie die lieiUigc GeiietZfjebiinj^"?masctiinerie in ihren Dienst

zwingen, uärc damit nicht gedient, und deshalb wird die amtliche Terminologie den

Vorschlag „meehsnisch** oder dergl. nennen und auf iKc MPrttfiing des konkreten

Falls" verweisen, obwohl deren Wirkungslos^kcit ja genugsam ans der Statiidk
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Gerade für die Fidetkommifibesitaser liegt nun aber die Ver-

suchung nahe, die „Ansässigmachung" der Landarbeiter auf Renten-
gütem zu versucheni zu der sich der freie Groflgrundbesitz immer-

hin nicht so leicht entschließt, da sie ein fiir den Fideikommiß-

bcsitzer leichter mögliches systematisches Voigehen erfordert,

wennste erhebliche Resultate:— Ullige Arbeiter— erzielen soll. Wenn
nun die Landarbeiterenquete von 1893 irgend ein sicheres Er-

gebnis gehabt hat, so war es die sozialpolitische Verwerflichkeit

des Grund eigentums bei Landarbeitern in Gegenden mit starkem

Großbesitz und wenig Bauern. Es bedeutet dort das Angewicsensein

auf die Arbeitsgelegenheit allein des oder der wenigen unmittel-

bar benachbarten Ritterorüter und Schollcnfcstigkeit, also absolute

Auslieferung an die Ausbcutuns;:^ fiurrh die Gutsherren. Das un-

erhört nicdritrc schlcsische I .olinnivcau ist der Ausdruck dessen.*)

Bei Rentengütern ist das natürlicii in noch viel i^esteiofertcm

Maße der Fall. Kur Polen würden sich — bei Kenntnis der

Verhältnissf — aL» Reflektanten fiir solche melden. Selbst der

damalige Landwirtschaftsminister v. Heyden hatte auf Grund des

Ergebnisses der Knquete damals im Landtage eindringlich vor den

Gefahren eines „grundbesitzenden Proletariats" i^ewarnt. Nur die

Parzellen p a c h t kann Bodenständigkeit und Freiheit des Arbeiters

vereinigen. — Das hindert den Entwurf nicht, gerade die kleinen
Rentengüter zuzulassen*) und die Motive sprechen von der Mög-

lichkeit, sich dadurch einen „Stamm" ansässiger Arbeiter zu schaffen.

hervorgefat, — md obwoU tor dlem, übcIi S, 60 der Motive ja die Verlegung an

den König rar Entichcidiuig erfolgen tnofl, wenn die formalen Bedingungen erw

fOllI fiad. Hierilber t. weiter naten.

^) Die DurclMchnitUUgelöline nSnnltcher dauernd beschäftigter Arbeiter betrogen

1892 in der Proviat Ostpreußen (DurchschiuttsrdnertraK pro ha Ackerland M. 9,40)

je nach Bezirken l,lo— 1,50 M., in Pommern (Durchschnittsreinertrag M. 13,32),

1,22— 1,76 M., im RcgienmcrsV'f^zirk Oppeln fDurchschnittsrcincrtrag M. 160^1

0,87— 0,95 M ), im Regierungsbezirk Hrcslau
:
Durchsclmittsrcincrtrap M. 22,32) 0,94

bif I,iS M. Lohndrücker sind hier auch aut^erhalb des polnischen Rayons überall

M€ Fatxdtaiberitser, wie die Eaquete mit wUbommeaMiet Deuttiebkeit ergab. (S.

Sduiften der V.f. SozialpoliÜlE Band 55.) Vontehende Nebcndnaaderttellung der

LUbne und des Rcbiertngt möge auch den Wert der Behauptung beleuchten, dai

die Landwirte ihrer tcblechten Lage wegen lehlcchte L4Muie lahlten. Da*

Ungekdirte ist, fo paradoa ei klingt, wahr.

*) Sering, der jene Ergebninc genau kennt, bat (a. a. O.) gegen diese Zulassung

gleichwohl nichts su erianemt
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ganz wie es der von den Landwütsdiaftskamnieni vertretene Agrar-

kapitalismus tu tun pflegt Für diese Gesetzmacherei sind eben alle

Erfahrungen nicht vorhanden, nicht nur weil sie oberflSchlich, sondern

weil sie, wo die Interessen der Grofignindbesitzer in Frage stehen,

sozialpolistisch schlechthin ohne Gewissen ist

n.

Wollten die Freunde des Fiddkommisses die vorstehend dar-

gestdlten Konsequenzen der FldeikommifibÜdung, namentlich die
Bindung gerade des guten Bodens» vermeiden, so gäbe

es daiur ein ein£M;hes Mittel: Beschränkung der Fidei-
kommisse auf Wald und auf Wohngebäude (nebst Per-

tinenzen) in direktem räumlichen Ansehlufi an Fidei-
kommißw ald u n gen. Die Konsequenz einer solchen Bestimmung

würde sein, dafi jenes Kapital, welches Boden zum Zweck fidei-

kommissarischer Bindung sucht, nicht wie jetzt dem besten, sondern

dem ärmsten, für kräftige moderne Bauemwirtschaften ungeeigneten

zur Beforstung geeigneten Boden zugute käme, daß also diejenigen

ärmeren und dünn besiedelten Kreise, für welche die Ansässig-

madiung kaufkräftiger und intelligenter deutscher Familien wirklich

etwas in ökonomischer und nationaler Hinsicht bedeuten kann, mit

solchen Landsitzen besetzt würden. Und kann man sich zu einer

absoluten Beschränkung auf Forsten nicht entschlief3en, so läßt sich

eine gewisse Annäherun<7 an diesen Effekt vielleicht schon dadurch

erreichen, daß landwirtschaftlicher Boden ni;r in \'erbindung mit

mindestens 80 Proz. Waldtlächc fjebunden werden dürfte.*)

23 Proz. der Fläche des Staates sind Wald, noch nicht ein Viertel

der Privatwaldungen (mit Ausschluti tler genossenschaftlichen) ist

hdeikonimissarisch gebunden: es ist Platz genug für noch sehr viel

Forstfidcikommißbesitzer vorhanden.— Auf die \ < : wirklichung dieses

Vorschlages rechne icli natürlich nicht. Denn ganz abgesehen von

der Macht der agrarkapitalistischcn Interessen geht aus den Motiven

*) Noch ia dtr 1- o r s t b c t r i <* b s-GröÖcuklassc von Jooo bij» 2000 ha. sind

mit 800000 ha Forstfläcbc 140000 ha iandwirtscbafUicbc Fläche in 272 Betrieben

verbttade». — Ich tebe abrigeai , dofl schon Dade (bei R<wchcr, NaL Ok. da
AekerbM», 13. Aufl. S. 777) dncn ibnliebea Vonddag gemacht bat: TmmiKbreibeii,

dafi itets 50 Viot> der FideÜMMiUDififlfiebe Foisteo sein mflnea. Du irie die

sebUiitchen Verhiltiusie leigen» gans «i^eitllgeiid, vaa die tpealfisehen WbrkmgeB

der Waldfideikommiiie lu dcbem.
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des Entwurfes zur Geni^ hervor, dafi för die Zulassung und Be-

günstigung der Fideikomroisse ganz andere Beweggründe als irgend

dne agrarpolitische Sorge fUr eine (unter irgend welchen Ge-
sichtspunkten) „gesunde" soziale Verlang des platten Landes den

Ausschlag geben, und dafi die preufiische Regierung gar nicht

daran denkt, der weiteren Verbreitung der Ftdeikommisse i^end
welche ernstlich fühlbaren Hemmnisse in den Weg zu l^n.

Der Entwurf weist den Gedanken, die Errichtung von Fidei-

kommissen allgemein iiir jeden Fall an einen Akt der Gesetzgebung

fnach Art englischer „private bills") zu binden — was in Osterreich

geltendes Recht ist — ab. Er würde, nach den Motiven, voraus-

sichtlich eine Einschränkung,' der Fideikommiägründungen zur Folge

haben und das genügt cliarakteristischerweisc , um über diesen

denn doch im höchsten Grade erwägenswerten Vorschlag, der vor

allem allein die Sicherheit geben würde, daß auch andere
Interessenten, als die I'^ideikoniinißstifter zu Gehör i(elanrftrn, und

daß überhaupt die Vorgänge der Fideikommißbildung einer gewissen

PubUzität unterworfen würden, hinweg zu gehen. Ob zu hoffen

ist, daß die Mehrheit des Abgeordnetenhauses hierin anderer Ansicht

sein wird, nuiiJ hier dahingestellt bleiben. Der Entwurf glaubt eine

hinlängliche Kontrolle über die Entwicklung der fideikonimissarischen

Bindung des Bodens zu schatten, indem er dieselbe auch da, wo
dies bisher nicht der h'all war, an die Genehmigung des

Königs bindet. Es ist fast unglaublich, daö die Motive es wagen

können, dies Erfordernis als eine Schranke der Fideikommiß»

bilduf^ anzuspredien. Dasjenige Gebiet, für wddies — da hier

95 Pros, aller Fideikommisse ursprüngliche Fiddkommisse, nicht

Lehensumwandlungen sind— schon bisher die dort für grofie Fidei*

kommissc erforderliche königliche Genehmigung ihre Wirksannkeit

hätte erproben können, ist Schlesien, das Land mit dem absolut

und relativ gröfiten Fideikommifibesitz an Latifundien, deren Um-
fang selbst den leidensdiaftlichsten Vertretern des Instituts Bedenken

erregt, und der ein konstantes, weiteres Umsichgreifen zeigt. Gar

keine Genehmigung fordert das hannoversche Recht und Hannover

bat die geringste Fideikommififläche. Die gesellschaftlichen Gründe,

aus denen gerade die Hereinziehung des persönlichen
Entschlusses des Königs anstatt der verantwort-
lichen Entschließung der Minister^) völlig das Gegenteil

*) Denn darum haadeli es ücht Bie MiaMter dttrfcn, mögen sie das
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einer Erschwerung der Fideikommißgrändung bedeutet, ist es wohl

nicht nötig, hier näher zu erörtern.

Die einzige wirksame Schranke der Fideikommifigründung ist

heute der Fideikommißstempel von 3 Froz.*) des Bnittowertcs.

Die Fia«:;e seiner künftigen Höbe ist für die weitere Entwicklung

der Fideikommißbildun<:^ ausschlaggebend und man kann dreist be-

haupten, daß für die Fidcikommißinteressenten der Entwurf in seinem

übrigen Inhalt nur Kulisse ist für die anderweitige Regulierung

dieses Punktes. Ominösenveise läßt der Entwurf den Abschnitt,

der vom Stempel handeln soll, offen mit dem Bemerken, derselbe

solle im Einvernehmen mit dem Finanzminister „demnächst" fest-

gestellt werden. — Der FideikommiUstempel hat nun zunächst

(aber nur nebenher) den Sinn, die .steuerliche Bcgünstii^uni!^ de.^

Fideikommißbesitzes gegenüber den anderen (irundstücken abzulösen.

In Betracht kommt zunächst die Stempelsteuer von i Proz. bei

Verkäufen von Grund und Boden, welche für Fideikommißboden

tomicU kurrckt nacli^cüuchtc i- idctkoiumiti für noch so schädlich ansehen, die

Vorlcgimg des Gesuchs an den König zur Enlscblieäuog nicht ablehnen! Dies

fprechea die Motive S. 60 «UMlrttekUdi aus. Jeder weifl, wu da» pwktiMfa bedentet,

nad CS ist— rand herausgesagt — eine selbst das bei amtlicben AiiflenuigeB nenerdings

iiblicfa gewordene Hafi flbeiscbreitende Unaufriebtigkeit, eine solche Recbtslage

für eine erhöhte Gewähr gegen ein Cbcrhandnehmcn der Fideiltowmisse ausaagcben.

Im Landtage würde daraufhin natürlich die übliche Verweisung auf die Person de»

Königs jeder Kritik entgegengesetzt werden. V.s handelt sich also hier lediglich um ein

Mittel, d- n Ministem Deckung hinter dem Könige zu schaffen. Eis hat

noch keinen Monarclicn gegeben, der — Napoleon nicht ausgenommen — nicht ge-

glaubt bktte, seine Stellung durch Befriedigung der Btdkeit der Leute mit den groBen

Geldbeutel zu festigen. Und bei der subalternen Auflassung, welche — eine Erbschaft

des Bisaarek'schen Regimes — heutige Minister b Preuflen von ihrer Stdlwig und

Verantwortung haben, ist damit das gatue „Genehmigungsverfahren" zur Farce ge>

stempelt. Es wSre wirklich zu viel verlangt , da8 man in höflicher Form mit

solchen Äußerungen der Motive diskutieren sollte, wir S. 58 ohi n: Sollten sie",

(nämlich gewisse bedenkliche aber formril /ul;is5.i^'<- I?L-siitumuii>:eii des Stifters) „sich

ereignen, so wird jünci» durch V ersagen der Genehmigung ^§ 6j zu begegnen sein."

Die Naivität sondergleichen, dem sie volo sie jubeo des Königs, wdches § 8 in Vei^

bindung mit § 20 statuiert, ia diesem Ton Vorschriften zu machen, wäre höchst

achtbar, wenn man glauben könnte, dafl sie „echt** würe. In Wahrheit soll der

sehnmkenlosen Expansion der Fideikomnisse der geebnet und jeder etwaige

Widerspruch durch Hcreinziehung des Königs erstickt werden.

') Zur W irüptint; ^^eim r Höhr fi.d r vielmehr des Gegenteils^ sei erinnert, dafl

der badiscbe gcwübnlicbc Bodeo Umsatz Stempel schon z^lfVxoz. betragt
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ganz entfallt und weiter die Erbschaftssteuer, welche nur nach der

Lebenserwartung des Fideikommißerben berechnet wird, während

der überschießende Bodenw«t ganz frei bleibt, — es sei denn, daß

der Gesetzentwurf mit dem Satz, daß das Fideikommiß dem Fidei*

kommißbesitzer „gehört", auch in steuerlicher Beziehung für

künftig ernst machen und jenes Privileg beseitigen wollte,

woran (natürlich!) nicht zu denken ist. Der Umsatzstempel allein

könnte rein technisch, nach der Umsatzgeschwindigkeit des ge-

samten Bodens der großen BesitzunjTen bemessen, wohl durch

eine jährliche Abgabe von etwa % Promille abgelöst werden ^) Die

Erbschaftssteuer ist heute, wo sie nur von Seitenverwandten er-

hoben wird, von noch nicht allzu großem Gewicht, die Begünstigung

wird aber sehr bedeutend werden, werui, was ja früher oder später

unvermeidlich ist, die gerade Linie, sei es seitens des Staats oder

des Reichs in die ]3esteuerung einbezogen wird. Alsdann würde ^)

bei einer Höhe von i Proz. der Steuer die Begünstigung schon

der heutigen rund 1000 Fideikonimißfainilien in jeder Generation

etwa 8 bis lo Millionen Mk. betragen, ') Man wird annehmen

dürfen, daß heute zur bloLk^n, nach den dem Fiskus entgehenden

Durchschnittsbeträgen kiipilalisicrtcn Sicuciablösuiig etwa 2 Proz.

ausreichen würde , wenn es eben mit dem Gedanken einer

wirklichen Steuer verträglich wäre, daß sie abgelost wird

nach rein privatwirtschaftlichen Kapitalisierungsprinzipien. ^) Altein

die rein steuerliche Gerechtigkeit ist ja in keiner Weise der

wesendiche Sinn des Fideikommißstempels. Derselbe war vielmehr,

wie schon die ganze Art seiner Bemessung zeigt, als eine sozial

•

politische Maßnahme gedacht und sollte diese extremste Form der

Monopolisierung des Bodens in Schranken halten. Nur dn alsbald
zahlbarer und hoher, d.h. den gewohnlichen Kaufstempel von

') Die Berechnung nach der BcsitzwcchselsUtiltik gibt dftbei AUS mebrftcheik

liier nicht zu erörternden Grümkn /u niedrige Zahlen.

*) Wcoa man cia Durchschnittsalter des Nachfolgers voa 35—^40 Jahren an-

nimmt.

*) Dafi auch heute schon gck-gcnlhch ganz gewaltige Betrage in Betracht

kommcB kttoncn, beweiit wohl der bdEonntc Mülionenprof^ des FOnteDbergn

FidcikomniiniM g^tn den baditchcii Flskiv.

*) Wie umuigemessen es ist, seigt sieb daran, daM t, B. dae durehscbnittticb ia

Zakunft seltener als alle 30 Jahre fällige Abgabe vom t Pros, nach diesen Grtuid"

Sätzen mit einmaliger Zahlung des Betrages von i Proz. müfitc abgelöst werdea

köDiMs, selbst wcDQ man den heutigen Ziosfuö zugrunde legt



546 Mas Weber,

I Proz. um ein vielfaches überragender Retrag des Stempels bürgt

dafür, daß nicht die nichtir^ste und erbärmlichste Eitelkeit irgend

eines Grundbesitzes, die kindischste Sucht nach dem ländlichen

Hoflicfcrantentitcl : dem Adel, und ähnliches den Sieg selbst über

alle crnstrren und sachlichen privaten Erwä^unf^en davonträgt.^)

Diese Kontrolle durch eine hohe Abgabe kann durch keinerlei
staatliche Einmischung ersetzt werden, am wenigsten natürlich

dann, wenn die Staatsver\valtunt,^ wie ja der Entwurf ausdrücklich

als wünschenswert bezeichnet, mit agrarischen Interessenten möglichst

stark durchsetzt ist. —
Den naheliegenden Gedanken, da, wo — wie in fast allen Teilen

des preußischen Ostens — der üroßgrundbefsitz bereits eine die

Agrarverfassung beherrschende Stellung enuuinmt, durch Festsetzung

einer Maximalflächenquote, die in jedem Kreise (oder etwa

innerhalb ad hoc gebildeter etwas größerer Bezirke von je 3—

6

Kreisen) nicht überschritten werden dürfte — etwa 5 Proz. der

landwirtschaftlich nutzbaren Flache*) — die üdeilcomnüssarische

') Traurige ficitpicle dafilr habe ich «dbtl aus der Nihe gachcn. — Wcaa
also Sering, nachdem er die Herabsetaimg de* Stempels (ttr bedenklkh erUirt hat,

seine Umwandlung in eine Ab^be snggeiiertt so steht das im Widen|inich mit-

dnander. — Afan würde den Stempel wühl auf etwa 5 Pros, fcstsosctccn haben,

wenn eben sachliche Gründe hier etwas bedeut-iten.

'1 Im panzcn Staat <^trint!rn Hannrh l62uooo h;i laudwirtschatüich nutzbare

Hache zur Kindung zur Verlügung, d. h. mi 1 <i n d wirtschaftlicher Fläche reichiich

600000 ha mehr als sie deren heute (ungefähr) schon umfassen. Da aber die

Masse der Fldeikommisse sieb beute in einigen wenigen Bexirken ansammendiCngt,

so Witt faktisch in den andereut bisher nicht so stark mit Fldcikommissen iIiitcIh

Selsten Gegenden noch einer sehr viel grSflere Vermdtmng, meist «ne Verdoppetnag

möglich. Dazu würden dann noch 3 Millionen ha bisher nodi nicht gebnndeser

Privatforsten kommen. — Wir Srrin^ e«; miteinander vrreinicjen kann, in einem Atem

,dic oberschlesischen Zustände .ils ..iü'trgroüe Ausdehnung der KickMkoniniis>c'* ?u

bezeichnen und dann alsbald vorzuschlagen, eine Grenze der Bindung erst da ein-

treten SU lassen, wo ein Viertel ^I) der landwirtscbafUicben Fliehe sidi in toter

Hand befinde oder die Betriebe Uber 250 (!) ha mehr als die HSlAc derselben vaa-

fasscn — selbst da noch wegen möglicher „Unbilligkeit** (I) Dispens snlassend, —

»

das ist mir absolut unverständUeh. Ein Blick in die Statistik kann ihn belehrcs,

dafl dies nichts anderes bedeutet, als eben die oberschlesiaehen Zust&nde
für den pan^en Staat als Nnrm zu proklamieren. Von seinen Baurm-

kolonisaüonsidr.ilt'n ist < hi n Scnng — trotzdvni i r sie tur ,, weitaus wichtijjer" er-

klärt — gänzlich abgekommen: man kann nicht zween Herrn dienen. Eine solche

„Schranke" hätte lediglich den Sinn emer Attrappe.

yui^ijd by Google
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Bodenhäufuag zu hemmen, weist der Entwurf mit dem Bemerken

ab, dies wurde zur Folge haben, daß seitens der Behörden alsdann

bis an diese Grrenze ausnahmslos» also auch, wenn das Gesetz sach-

Hcfae Priiüing voischreibt, ohne Berücksichtigung der besonderen

Verhältnisse herangegangen würde.') Vielleicht beurteilt der Ent-

wurf die Art, wie preußische Fideikommißbehörden unter den

heutigen Verhältnissen arbeiten würden, richtig. Bei einer so wenig

schmeichelhaften Einschätzung der Wirksamkeit ihres Pflichtgefühls

aber eischeint dann die Notwendigkeit, durch Mitwirkung des Land»

tages, dem sicherlich prinzipielle Fideikommißfeindschaft ebenso

fern liegt, wie dem österreichischen Reichsrat (der bisher noch kein

Fideikommißgesuch abschlägig beschieden hat)
,

wenigstens ein

gewisses Maß von ( )fTentlichkeit zu schaffen, um so unab weislicher.

Alles in allem ergibt sich, daß der Kntwurf, der / B. an die

Möglichkeit, gelegentlich der Umformung der bestehenden Fidei-

kommisse wenigstens für Gebiete, wie Schlesien, die Frage des

Fortbcstehens der dortigen Latifundien erneut zu prüfen, offen-

bar gar nicht im entferntesten, auch nur gedacht hat. irgend eine

praktisch wirksame Schranke der Bodenaüb.aulung eben
tinfach nicht will. Dies fällt besonders deutlich ins Auge, wenn

man berücksichtigt, daß die Bodenanhäufung, durch die Fidci-

kommisse keineswegs nur im Wege der Bildung von Fideikom»

missen erfolgt. Zunächst steht neben der B^ründung neuer (fie

Erweiterung bestehender Fideikommnse. Von iioo bestehenden

haben fast 200, also zwischen ^/^ und V« allein in den Jahren

189S—1900 eine Erweiterung erfahren» im Jahre 1900 allein 46.

Man kann getrost sagen, jedes bestehende Fideikommifi ist normaler-

weise ein Zentrum der Bodenafckumulation: die „Psychologie^* (wie

man heute zu sagen pflegt) des ndeikomraiObesitzers macht es auch

durchaus plausibel, dafi sein Streben nun einmal in der Richtung

auf Land und immer mehr Land ausgerichtet ist Er denkt
(normalerweise) gar nicht daran, landwirtschaftlicher Unternehmer
sein zu wollen, er will Rente, stand esgemafle Rente, mehr
stande^^äde Rente haben und dazu braucht man eben Land.

Wenn flbxigens anck hier wieder — wie noch sonst gclcgentUeh — die

Motive den Mditi^M Leter (der die BcmcrkuDgen auf 8, 60 ntelit beachtet) in die

'nnichnng Toselscn, dafl eine sachliche PHlfung formal korrekter Fideikomnüfl-

gesnehe ond eine Ablehnung der Weitergabe an den KÜnig im Fall eines un-

gtlnstigen Resultats überhaupt zuliLssig sein soll, so sucht man andb hier wieder

vergebens nach ebem parlamentaiischen Ausdruck daflir.
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Er will eine — nach Sombarts Ausdruck — „scigneuriale", keine

Unternehmer-Existenz ') führen. Der Vergleich mit den ebenfalls

(und der bloßen Zahl nach sogar recht zahlreich) vertretenen Ver-

kleinerungen bestehender Fideikommisse zeigt, daß es sich bei

diesen um weitaus kleinere Flächen handelt, — Bei diesem j^anzen

Pro^rf^ '5tcht wiederum Schlesien oben an: Hier tritt die Neu-

begrundun^ gef^enüber dem Umsichgreifen schon bestehender Fidei-

koniniissc ganz, in den Hintergrund. Ähnlich steht es in einigen

westfähschen Distrikten, wo gleichfalls Kapital in den Händen der

— im eigentlichsten Sinne des Wortes — „Schlotbarone" sich an-

sanunelt und im Boden Anlage sucht. Es wird bei weiterer wohl-

wollender Behandlung der Fi' it ;'k uiinißbildung immer hcäufiger

werden, daü ein Fideikommiß ici.tiiv klein anfängt, und „auf Zu-

wachs" begründet wird. -) Die Zukaufe werden dann meist sehr

•) Das soll beißen: wo er irgend kann, wird er — gerade weoa er tüchtig

ut — den Nachdruck darauf legen, seiner Familie eine in n^estcigertem Maflc

sichere Basis ihrer slandesgemiflen und möglichst immer noch staadesgemücrai

Eiisten« XU hinterlassen, imd kralt der sodaten Schitzung, die der Bodenbeaits, bip

mal in Fideikommiflfofin, gemeOti wird er — nonnalerweise nicht daran denken,

ihn um betriebstechnischer Vorteile willen zu verkleinern, <(mdem ihn oA selbst

(rot / betriebüfechnischer Schwirriffkciten im Intcirsso des spU-ndor familiae r« ver-

größern. Jedermann fra;:t :u:n einmnl hei cinrin ;:r<i|jin Gut zuerst, w ie ^roü

CS ist und nicht, mit wiex'icl Kenntni'^xii und Helhebskapitalicn es wohl bcwirt-

sehafict werden möge, und taxiert nach jener Fläche die soäale Position des

Maimcs. Das ' wissen die Fiddkommiflbesitser so gut wie jeder andere. Die^

natilrlich auch vorkommenden, Ausnahmen „bcstttigen" hier so gut wie i^ead*

wo die Regd. Die Zunahme der DurchschntttsflSche der Groflbetriebe in I^dci«

koromiOkrdsen, die wir oben (Fulinote SU S.53iOf.) beobachteten und die der normalen

Entwicklung des nicht gebundenen Betriebs entgegenlaufen, sind keine „Zufällig-

keiten".

*) Ein Drittel der 039 Fidcikommiiibesit-'cr cntlici 1S97 auf die regierenden

Häuser, Standcshertcu und Grafen (unter diesen bekanntlich mehrtach brictadiigel

etwas über ^/^ sind „sonstiger Adel" (darunter viel Bricfadel) nicht ganx '/t« (90)

sind bürgerlich. Die Masse der Graren befindet sich in der GrölknUasse 1000 bte

5000 ha, der Adel hat seinen Schwerpunkt in den Klassen von soo bis 1000 ha,

% der Bürgerlichen in der Besitsgntppe unter too ha, — aatttrlich nicht, weil Bflrger*

liehe überhaupt arme Schlucker Wären im Gegensatz zum Adel, sondern weil je nach

der Große des Geldbeutels — nach vorgenommener Metamorphose in Grundbesitz

und KideikommißbiMung — die Chance stcipt, arlHj;. Freiherr, Gral zu werden.

Die Bürgerlichen sehen sich also d.iraut hinj^ewicsen, durch Kodenanhäutung (Biucra-

auskaut usw.) die Qualifikation zu etwas Hubercm zu erwerben. Und ebenso für
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leicht als privat wirtschaftlich zweckmäßig zu rechtfertigen, der

Konsens zur Einverleibung in das Fideikommiß, zumal nachdem

der Kauf doch einmal erfolgt ist, schwerlich je zu verweigern

sein. Die Bestimmung des Entwurfes, daß die Einverleibung von

Boden in schon bestehende Fideikommisse konsensbedürftig sein

soll, ist daher schon an sich von — auf die Dauer — sehr ge-

ringer {praktischer Bedeutung. Denn die Hodenakkimnilation durch

f]ie Fideikommißbesitzer erfolgt eben keineswegs nur im Wege der

hinverleibimg in das Fideikommiß, oder hat diese notwendig zur

Folge, h-s sind ganz beträchtliche Latifundien im Osten entstanden,

von denen nur ein Bruchteil fideikommissarisch gebunden ist. Das

von Sering befürwortete Verbot . s t i f t u n g s m ä ß i g die Neu-

erwerbung von Grundbesitz vorzuschreiben, und die Beschränkung

des Bodenerwerbes aus Fideikommiü in 1 1 1 e 1 n genügt aber natürlich

absolut rachi. es wäre ein Verbot jedes Bodenerwerbes durch

Fideikommißbesitzer, außer in Fällen nachweislicher Beseitigung

gemeinwlrtschaftUcher Schäden und etwa g^en Zahlung sdir hober

Spezialabgaben erfiorderlich und, bti der rechtlichen Sonderstellung,

welche die Fideikommißbesitzer nun einmal überhaupt einnehmen,

natürlich auch mehr ab gerechtfertigt

Die alte Forderung endlich, daß för die einseinen Fidei-

kommisse ein Maximalumfang gesetzlich festgestellt werde, er-

ledigt der Entwurf mit der Bemerkung, daß damit ja nicht die

Herbeiführung des gleichen Gesamtergebnisses durch Entstehung

mehrerer Ideiner Fideikommisse gehindert würde. Der große Be-

sitzer, der Boden zukauft, will ja aber gar nicht neue kleinere

Fideikommisse gründen, und jenes gerade im Munde des angeblich

SO latifundienfeindlicben Verfassers der Motive höchst sonderbare

Argument spräche eben wieder für die Festsetzung einer Maximal-

flächenquote, für deren Ablehnung aber der Entwurf, wie

wir sahen, ähnlich nichtige Vorwände bereit hält. In Wahrheit

will man eben den großen Fideikommißfamilien nicht an den Leib

und wo immer es sich um ernstliche Schranken der Fideikommisse

handelt, sind dem Entwurf die (jründe dagegen sehr billig und

scheut er — wie wir schon sahen — vor direkten Unaufrichtig*

keiten nicht zurück.

die höheren Staffdo, » denn wamm lollte die Eitelkeit bei dem Erreichten Halt

machen? — Abhilfe giibc es nur, wenn man, nach badischem Vorbild, nur

Alt^idlipc zur Kidcikomniiflstiftunr /i-lirUc. Al)cr — wir werden davon noch reden

—

sc ziemlich das gerade Gegenteil ist das Ziel des Entwurfs.
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Indessen praktisch weit wichtiger ist die Frage, welche Mi-
ni m a 1 erfordernisse in be2ug auf den Umfang des landwirtschaftlich

nutzbaren Bodens eines Fideikommißgutes gestellt werden. Die

Motive lassen die Frage, ob in Zukunft ein dem Fideikornrnilirccht

analogfcs Recht ("„Stamm Güterrecht"! auch dem Bauernstand zu-

gänghch zu machen sei, ausdrücklich dahingestellt : in der Konse-

quenz des Geistes der jetzic^en preußischen Agrarpolitik würde es

unzweifelhaft liegen. Für die Fideikommi^se fordert der Entwurf,

wie wir sahen, den Nachweis eines „nachhaltis^en" Minimal Netto-

einkommens von loooo Mk. (nach Abzu^ auch der Beiträge für

die verschiedenen „Massen"), wovon 5CkX) Mk. aus einem ge-

schlossenen „wirtschaftlichen Ganzen". Für die Beurteilung dieser

Bestimmungen ') kommt für die Zukunft folgendem in Betracht:

Das traditionelle große Gut des Ostens, auf den wir uns auch

hier beschränken, stellte 1885 in Ostpreußen*) eine Fläche von

durchschnittlich 590 ha, (davon 280 ha Acker und Wiesen), in

Pommern \on 720 ha (davon 420 ha Acker und Wiesen), und in

Schlesien von 500 ha (davon J23 ha Acker und Wiesen) dar. Es

herrscht unter den Agrarpolitikern wohl Einstimmigkeit darüber,

daß selbst die schlesische, jedenfalls aber die nordöstliche, Fläche

alsDurchschnittfur eine modernen Anfordeningen entsprechende

Bewirtschaftung von einem Zentrum aus technisch zu grofi ist

Diesen betriebstechnischen Motiven zur Verkleinerung der

Flache der kapitalistischen großen Betriebe steht nun aber der

«) Ffir die Gegenwart bedeutet die Aafordenug von lOOOO M. Ertnc

aatOrlich eine Crhttbung der ErforderaiMe. Seinerteit wwen selbrentiiidlicb

die 2500 TIr. des A.L.R. dn nach der Kaufltmft des Geldes, noch mehr aber oach

dem Verhältnis »um Durchscbnittseinkomncn gerechnet, fftn* außerordentlich viel

höherer Betrag.

*) N;ich dem Umfang der Guts bezirke ^^i-rcchnet. Diesr geben im ganzen

oi\ ein sichereres Rild der s o / i a 1 1- n Qualität tlcs Hcsilics als irgend ein Umfang

der Betriebe. Naiurhcli lictmdct sich viel GrotibesiLt und -Betrieb auch in dea

Dttvfem und die Beziehungen zwischen Rittergut in ndministintiven und im Sko-

nomiseh-fosinlctt Sinn sind auch nadi Provinzen schwankend. Vergleicht man a. B.

die Fische, weiche von Betrieben Uber loo ha eüieiseits, von Outsbeiirken anderer-

seits okkupiert wird, so stand 1885 die erstere hinter der letzteren in Schlesien um
— 3,7 Proz. zurück, in Pommern Übertraf sie dieselbe um -|- 4.4, in OstprcuSen

um -|-2I,! ProT:. und in Sacli«en 4-40.5 Proz. Im 1fIztgennnnlen Falle war

also eine liienliftkalion der admiiii<;tr.itivon mit di-r Ökonomisrhen Kategorie völlig

ausgeschlossen, in Pommern und Schlesien im ganzen durchaus zulässig.
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privatvvirtscliaflliche Zwan^ zur Ver g r ö ß erunp; des Umfangs des

großen Besitzes gegenüber. Das traditionelle Rittergut des Ostens

„trägt keine Herrschaft mehr", wie sich der Minister Miquel, der

ja, wenn er wollte und namentlich privatim, äußerst zutreffende

Bemerkungen machen konnte, mir gegenüber einmal äußerte. Das

heißt : eine Familie, welche eine die „großbürgerliche" erreichende

und sogar überragende F.cbcnsführung sich erhalten will und, wie

dies ja beim Fideikommißbesitzcr der Fall ist, soll — welche also

ihre erwacliseuen Sohne (im ganzen etwa 12 Jahre lang) studieren

lassen und durch die Zeit bis zur Anstellung mit Gehalt ^^tandes^

gemäß" erhalten will, welche ferner in den gesellschaftlichen

Formen der „oberen" Klassen verkehren will, usw. —^ kann bei den

heutigen Kosten einer solchen Lebensführung sich am dem Ertrag

eines rein landwirtschaftlich oder gar tu einem erheblichen Tdle

forstwirtschaftlich genutzten Gutes von jener Durchschnittsgröfie

auf ungünstigen Böden nur sehr mühsam erhalten. Die Lebens»

kosten Stetgen und erfordern mehr Rente und das bedeutet für eine

Fideikommißfamilie: mehr Land als Unterlage iiir eine wirklich

„sturmfreie" Existenz, das heifit eine solche, die sich eben auf ein

sicheres Einkommen, eine Rente, nicht auf den schwankenden

Gewinn, der durch Verwertung \on hohen Betriebskapitalien etwa

zu gewinnen wäre, gründet Und eine solche Existenz soll doch

der Fideikommisbcsitzer darstellen. Der intensive Betrieb erfordert

mehr Betriebskapital, was dem Fideikommißbesitzer, je mehr er

der Tendenz zur Bodenanhäufung nachgibt, desto häufiger, und je

mehr er wirklich eine dem Schwerpunkt nach rein 1 a n d wirtschaft-

liche Existenz ist, desto sicherer fehlt.') Ein Reinertrag von nach

Abzug aller Lasten und Ausstatt uriL^spflichten 10 000 Mk. ist heute

auf den ungünstigeren Böden des Ostens aus einem einzelnen

') Die Motive können Betriebs- und Mcliorationskapital nicht unterscheiden,

«Ctttt Die die Verbesscrungsmaise aU Betriebskapital bezeichnen, ihren Zweck

«bcr in der ««naclibAltigeii BesMning** d«s Gute» findeo. Gewit luum «e — wid

cbcnM GrundiMckaabTerlcttule nach $30* m«cb su einer entnwlifea Inventttr»

beiciwfliiog venveiktet «erden, «her doch offcnbnr nicht alt Kapital Ar dnen

»UnMcMastbetrieb". Das entspräche ihrem Sinn nicht und stellte jederaeit ihre

Existenz aufs Spiel. — Übrigens könnte gerade Meliorationskapitalien der selbst-

wirtschaftcndc Fideikommißbesitzer sehr leicht und billig anders als durch Kapital-

aufspcicherung erhallcu. Vielleicht könnte aber diese Masse im Sinn des englischen

„joiul bujitness'" bei Meliorationen verpachteter Güter eine Rolle spielen, femer

beim Bau von Brennereien, Zuckerfabriken u. dgl.

ATtUv für SosialwisicDsduift a. Sosialpolitik. I. (A, f. im. G. n.Sb XIX.) 3. 36
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Rittcrj^ut von betriebstechnisch zwcckmäßii^em Umfanj^ selbst beim

Manj^cl irgend erheblicher Schulden nicht als „nach halt ig^es"

Einkommen eines Besitzer», der nicht selbst mit allen semen Fa-

milienmitgliedern in Stall und I^'eld nach Raucrnart ständig mit-

arbeitet, derart zu gewährleisten,';' daß die FideikommiÜbchörden

bei gewissenhafter Prüfung sich zur Konzessionierung des Fidd-

') Nimmt man an, datk durchschnittlich etwa Uus 2' g- oder etwas mehrfache des

Gmodttcucneinertr^igä als „nachhaltiges Einkommeo" angcsctct werden dürften,

daft ferner mindestens etw» 30 Proc Forttfläche (gegen jetst im Dordiscfanitt 45 Prot.)

mtlceitiftet werden und dafl dne VcxKlraldang von 35 Pros, eingebndit wird, so

kommt man fOr den Osten ftr einen Ertrsg von jeden&lls ttbcr 12500 M.— wie

dies zur Erzielung eines dem Besitzer verbleibenden Einkommens von loooo M.

nötig ist - auf » ine d u r c h s c h n i 1 1 1 i c h e Minimal fl äch e von ca. 700 l.a, für

Scliif^un naUirlioh aul wesentlich wenigrr, für den Nordosten aber, wo die

Rciatrliagt; bii dicht an 4 M. im Kri isduri h.^< hnitt lu rahgehen, auf den ungünstigen

Böden, die gerade die tidcikummiybedurüigeu waren, auf jedenfalls über 3000 ba

nb Minimum xur Etxielung jener Rente. Für einen einheitUcb geleiteten Betrieb ist

schon jene erstgenannte Fläcbe alsM i n im um jedenfalls zu grofi. Wollte man emstlieb

„Rttckenbesitser'', im eigentlichen Sinn des Wortes auf Fideikommisaen wachsen

lassen, dann bliebe diese Art von Fideikomniissen im Osten Privileg der Böden

der schlesischen Ebene, des unteren Weichsel- und Odertals und einzrlncr Striche

in der Provinz Prandcnburg. Auf ihnen würde der erzwungene Großbetrif li spjne

Stätte fmdcn, widir« nd die Theorie von der „glückliclicii Mischung" der Bcsila- and

lictricbsgröUe ihn auf die schlechten Buden verweisen möchte — und, wenn nicht

alle nationalen und Kulturintereisen dem Agrarkapitalismus geopfert werden sollen,

— auch mflflte. —
Scring (S. 70 a. a. O.) glaubt, beilihifig bemerkt, die geringe Wahrscheiniieh-

keit, dafl eine erbebliehe Fldeikommifibildung tu erwarten stehe, durch den Hinweis

darauf begründen zu könaeo, daß in den 4 Nordostprovinzen auf dem Lande nur

923 und nach Ali/ii^ von etwa loo Fabrikanten f-'i u. df;l. nur etwa 800 Personen

von nii !;r als 12500 M. LIinkunuiien ansässig seien Itci einer Anzahl von schon

jetzt 2iO l'idciknmmissen. Da sicher die Mehrzahl der 600 hiernach Etdcikommifl-

flthigen mit mehr als der HilAe des Wertes versdiuldet seien gerade die ver-

mögendsten Leute M) so sei eine erhebliche Fideikommiflgrttndtmg nicht tu er»

warten. — Gewiii: Nicht die verschuldeten heutigen Landwirte, wohl aber potente

Kiufer kommen, wenn der Fideikommiflstempel, der das Enucbeidende ist, herab-

gesetzt wird, zwar nicht in den crstrn paar Jahren, wohl aber nach Scrings eigenem

Vorschlag schon nach 10 Jahren als RcHcktantcn in Betracht. Tn Schlesien femer

stehen nach Serings eigener Kechnun^ 155 Fideikomniissen 1079 Personen jener

Einkomoicniklasse gegenüber, und gerade das industrielle Kapital ist es hier, welches

(wie im Saarbesirk) iandwirtschaftlicbc Besitzungen und Groihctiiebe aufsaugt und

„nebenamtlich" su „betreiben" weifl.
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koinmisscs entschließen dürften. So kleine Fideikommisse wären

das Privileg der Besitzer der besten Boden. Der Entwurf ,,ge-

stattet" nun, daß ein Fideikomiiilfi auf eine halb so große Einheit,

kombiniert mit Streu besitz, gegründet werde, und die Motive be-

gründen dies charakteristischerweise damit, daS sonst im Westen,

da hier Güter größeren Um^gs nicht sehr häufig seien, zu wenig
Fideikommisse gegründet werden würden. Unter einem „wirt-

schaftlichen Ganzen" aber versteht der Entwurf nach Seite 50 der

Motive einen einheitlich geleiteten Grofibetrieb, wobei auch ein

Zentralbetrieb mit Vorwerken zusammen als dn Betrieb angesdien

werden soll. Nicht zulassig ist also z. B. eine Verpachtung dieses

Stammgutes an mehrere selbständige bäuerliche Wirtschaftsleiter.

Man sieht: hier ist der Zweck der Schaffu ng ökonomisch
„sturmfreier" Existenzen mit der Absicht der künst-
lichen Stützung des Großbetriebes verkoppelt. Das

Ergebnis kann im Falle des Erfolges für den Westen, z. B. das

Rheinland, nur sein, daß das Kapital, welches dort im Boden An-

lage ^'csuchi hat, um nun auch „fidcikommißfahig" zu werden, die

als Pächter auf dem gekauften Land sitzenden kleinen Wirt-

schaften „le^en" muU, und daß überall Besitztümer, die für

sich allein mit 5000 Mk. Krtrag jedenfalls kaum mehr als eine

großbäuerliche Lebenshaltung gcwäiireu, um die vorgeschriebene

Basis der Lebenshaltung eines hideikominißbesitzers zu bieten, mit

einem Strahlenkranz von danut nicht zusammengehörigen Tarzcllen,

die rund uniher zugekauft und verpachtet worden sind, kombiniert

werden, und daß die Besitzer sich auf stetigen Zukauf weiterer TarzcUen

hingewiesen sehen. Daß derartige Gebilde unter irgend welchen

GeiBchtspunkten audi nur im mindesten erfreulicher sein sollten,

als ein Rentenfonds von reinem Streubeätz, leuchtet denn doch

wahrlich nicht ein. Wohl aber sind ae natürlich als Boden-
anhäufungszentren höchst wirksam und zugleich ein Mittel,

Betrieben, die für sich allein ,,keine Herrschaft tragen'', deren Bihaber

vielmehr schlecht und recht als ,JtCIutenpettcr" ein büigerliches Er-

werbsleben mit scharfer Mitarbeit in Stall und Feld ftihren müßten,

die Qualifikation zu verleihen, in Verbindung mit Farzellenpacht-

Wucher eine Basis prätenzioser „herrschaftlicher" Existenzen zu

werden, die dann in den Augen der Romantiker als „Rückenbesitzer*'

*) In Wabrbdt welliger als halb to gro8e, da die Laiteauuredmung «nden

geregelt iit

36»
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glänzen. Der Entwurf fordert die Erhaltung bzw. Schaffung von

Betrieben bestimmter Mininialgrofie, anstatt, wenn er Streufidei-

Icommisse nicht liebt, Geschlossenheit oder nachbarliches Zusammen-

li^en der FideikommifibeSitzungen zu verlangen. —
Andererseits ist natiurüch der Betrag von loooo Mk. Netto-

Annahme ganz und gar unzuläi^lichf um darauf irgend welchen

,iSplendor fiuiiliae" zu gründen. Ein Einkommen von looc» Mk.

bedeutet heute eine eingehe bürgerliche Existenz. Einen Mann mit

lO—15000 Mk. zum Fideikommißbesitzer stempeln, heißt jemanden,

der durch sdne Verhältnisse auf bürgerliche Lebenshaltung hin-

gewiesen wäre, mit albernen feudalen Ansprüchen erfüllen» denen

er nicht ohne fortgesetzte Gefahr nachleben kann.

Sollten weiterhin derartig kleine Fideikommisse in erheblicher

Anzahl entstehen,^) so sind, wenn der Umfang klein bleibt, und

die Besitzer wirklich ländliche P^xistenzen sind, diese entweder

dem Schwerpunkt nach Schnapsbrenner, Zuckersieder, Stärke- oder

Ziegelfabrikanten und dergleichen, oder wenn sie dazu zu kapital-

schwach bleiben, so entsteht bei irgend erheblicheren pekuniären

Extravaganzen eine mir aus der Anwaltspraxis wohl bekannte

chronische Misere, die zu ganz unglaublich widerlichen und nament-

lich mit den sozialen Ansprüchen übel kontä a-ii. renden Erschei-

nungen führt. Oder aber, das kleine Fideik« luriub bilutl eben als

Luxusgut einen Bestandieil des Vermögens von großindustriellen

Familien, die mit den Interessen des platten Landes nichts zu tun

haben. In Schlesien sind von den Inhabern der Betriebe über lOO ha

schon jetzt im Regierungsbezirk Breslau 1 1,54 Proz., im Regierungs-

bezirk Oppeln I2j06 Proz. in andern als landwirtschaftUdien Be-

rufen hauptberuflich tätig» tmSaai^biet (Regierungsbezirk Trier)

25jO Proz. Der Anreiz dazu wird natQilich durch die MögUchkett

fideikommissarischer Bindung bedeutend gesteigert— Wo irgend ein

kleiner Fideikommifibesitzer aber ökonomisch bd Kräften ist oder

Ob dies geschieht, hängt für die Gegenwart noch wesentlich von der

Regelung der Stern pclfrnge ah. Wird dt-r dcrzfitifjc Stempel erhöht oder

mindestens t rlialtcn, sr> ist die Getahr wcuigätcn:^ zurzeit geringer, als die andere,

welche durch das Umsichgreifen der bcstcbendea Fideikommisse geschaffen wird.

Fttr die Sbikoiifi liegt c» m. E. freüidi mnd««. Uiuere guM WiitidiBfiipolllik

zttehtd Rentner, und die Ndgang, bflrgerlicheiD Kapital ein oüam com di^tate

dnicli Anlage in Boden «u vcnehaSien, wird mit der SiUigung Denliclilanda an

Xapibdbesitz und der Steigemng des protelctionistiacbea AbacUnaaes der Staaten

gegeneinander rasch sunebmen.
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z. B. durch eine reiche, wenn auch „unstandesgemäfie" Heirat

ökonomisch zu Kräften kommt, da wird er — wenn dem nicht

ein absolutes Verbot im Wege steht — um sich greifen und Boden
kaufen, wo immer er zu haben ist, sei es, daß derselbe formell zum
Fideikommiß geschlagen wird oder daß er formell ungebunden

bleibt. Die Behörden würden wie gesagt wohl nie in die I^ge

kommen, den Konsens zur Bindung des Zugekauften zu \'erwcigern, da

ja jede Arrondierung hier eino Verbes';erung der Existenzchance

bedeutet. Die Mehrzahl aller Mdeikommisse strebt normalerweise

nach Vergrößerung, für die kleinen aber ist sie auf die Dauer

geradezu Existenzfrage. Sie bilden, wenn sie überhaupt prosperieren,

Bodenaufkaufszentren. Und dies Aufkaufen geschieht, dem Schwer-

punkt nach, nicht unter betriebstechnischen Gesichtspunkten,

sondern lediglich unter dem Gesichtspunkt der Verbreiterung der

Rentenbasis. Nur eine wesentlich höhere Mindestgrenze des Er-

trages — etwa 30000 Mk., — oder noch besser eine Mindes^^renze

des Umfangs, sagen wir 3—4000 ha,^) verbanden mit der noch zu

erörternden Beschränkung auf altadlige oder wenigstens altansässige

Familien und vor allem mit dem Verbot, aufier etwa in Fällen

nachweislicher gemein wirtschaftlicher Vorteile (Möglichkeit der

Urbarmachung von Ödland und dergleichen eng zu begrenzende

Fälle), überhaupt weiteren landwirtschaftlich genutzten Boden
(Forsten sind natürlich anders zu behandeln) zu kaufen, könnte

hierg^en schützen. Aber das Phantom des Rückenbesitzes
— wenn man darunter ständige eigene Betriebsleitung versteht —

•

müßte freilich bei jener Mindestgrenze fallen gelassen
werden.

Ich vermag, wenn man den Glauben aufgibt, ein moderner

Landwirt könne dauernd dem Typus des altpreußischen Junkers

vergangener Zeiten entsprechen,-) in Übereinstimmung mit Conrad,

keinerlei ökonomische oder sozialpolitische Gesichtspunkte zu

erkennen, unter denen dies zu bedauern wäre.

Was zunächst die ökonomische Seite der Sache anlangt, so

') Natürlich vertrügt sie sich aufs beste mit einer gleichteitig fcslzusettenden

Maxim n ! i'-hpnfjrrnrr 'etwa Sood— loooo ha> tmd beionden ein« MAXtmmlqUOte

der io den cui^rliK-n P>e/irkea zu bindondcn Fliiclic.

'1 Daß ni;in difs«_;i Glauben auf^^rlicii muß, darüber siehe meine Ausführungen

in Bd. 35 der Schritten des V. f. Sosüalpuliuk, gegen die von keiner Seite etwas

Stichhaltiges gesagt worden ist, so viel ich sehe.
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bieten gerade die großen, zumal die geschlossen zusammen^
liegenden Fidcikommißherrschaften, bei denen der weit überwiegende

Teil der landwirtschaftlich genutzten Fläche verpachtet, ein Teil des

Rests administriert wird, eben das, worauf es den Vcrfa?sern des

Entwurfes (angeblich, und vielleicht auch vennetntlich" ankomim • wirt-

schaftlich wirklich „sturmfreie" Existenzen mit der gesicherten
Möglichkeit hoher Lebenshaltung und entwickelter geistiger und
ästhetisclier Kulturhcdürfnisse, vor allem aber auch mit der Mög-
lichkeit und dem Anreiz, auf landwirtschaftlichem Gebiet wirklich

in großem Stile ökonomisch zu schalten. Die Elastizität gegen-

über Krisen, wie sie die englische Agrarvcrfassung gezeigt hat,

beruht auf der Verteilung des Stoßes auf zwei starke Schultern.

Das „Joint business" von Landlord und Pächter, wie es sich in Eng-

land entwickelte, hatte ebenfalls die bedeutende Größe der dartigen

Fideikommisse und die ökonomische Potenz der Landtords zur

Voraussetzung. Die ökonomische Aufgabe, den einzelnen landwirt'

schaftlichen Betrieb dem Markt und der Entwicklung der Technik

anzupassen, ist bei gebundenem Boden nur da wirklich sicher
realisierbar, wo es dem Grundherrn auf längere Zeiträume hinaus

gleichgültig sein kann, ob die Rente des einzelnen Betriebes

unter das Mafi dessen sinkt, was (ar den traditionellen Unterhalt

einer Familie erforderlich ist. Und das gleiche gilt von der Ge*

staltung des Umfangs der Betriebe: auch sie wird gerade da in

prodiiktionstechnisch zweckmäßigster Form erfolgen können, WO
nicht, wie beim Eigentümerbetrieb und natürlich ganz ebenso

beim kleinen Fideikommiß, die Rente eines oder weniger einzelner
Betriebe gerade das Ausmaß dessen darstellen muß, was als Ein*

kommen einer Familie von bestimmter Lebenshaltung erfordert

wird. Diese Unabhängigkeit des Betriebsausmaßes von dem
erforderlichen Ausmaß eines privatwirtschaftlichen Einkommens
ist es ja, welche unter der kapitaüstischen Wirtschaftsorganisation

die Stärke des Fideikommisses darstellt. Das große Fideikommiß

wirkt eben, wenn man es rein technisch betrachtet, wie eine Art

Vergesellschaftung des Produktioiismittels Boden, verbunden mit

einer monarchischen und privatwirtschaftlich interessierten und ver-

antwortlichen Spitze. Mit jeder M er a b m i n d e r u n g des Ausmaßes

des Fideikommisses mindert sich naturgemäß dies Element der

Stärke, und wo das Fideikommiß mit dem Umfang eines oder

zweier Rittergüter zusanrnienfällt, da ist jener Konflikt, der in der

Natur unserer privatwirtschaftlichen Produktionsordnung liegt: dafi
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technisch zweckmafi^es Betriebsausmaß und standes-
gemäße Rente je ihre eigenen Wege gehen, in voller, ja trotz

aller Privilegien des von Erb- und Kau6chulden freien Besitzers in

gesteigerter Scharfe vorbanden, da ja keine Macht der Welt

durch die Generationen hindurch die Speisung des Eigenbetriebes

mit dem, zumal für eine im Sinne schnelleren Kapitalumschlages

intensivere Wirtschaft erforderten, Betriebskapital gewährleisten

kann, und da der Cbergan f;^ zur Wrpachtung, je kleiner der Besitz,

um so weniger sicher gerade jenes Ausmaß von Rente einträgt.

Ganz ähnlich steht es auf sozialpolitischem Gebiet Der große

Fideikommißbesitzer, je größer je mehr, kann seinem Besitz ohne

Gefährdung seiner eigenen ökonomi«;clien I.ebensintcresseti in ähn-

licher Weise ffcgcnüberstchett. wie etwa ein Mecklcnl^urgcr üroß-

herzog^ seinem Donianiuni, er kann, wie dieser es getan hat,

„Agrari)oritik" treiben, und ist bei der großen Zahl der von ihm

Abhän;:^igen, bei seiner der Öffentlichkeit und ihrer Meinun^^ immer-

hin exponierten Stellung, bei seiner relativen Entrücktheit aus den

konstanten Sj)annun<,^en des wirtscliaftlichen Alltagskampfes darauf

sogar in gewissem Maße hingewiesen. Tut er es nicht, preßt er

seine Pächter aus, baut schlechte Arbeiterwohiuingen usw. so hat

das eben in der Tat vorwiegend persönliche, nicht aber den

ganz allgemeinen Grund, der bei den kleinen Grundherren solche

sozialpolitische Arbeit großen Stils normalerweise ausschließt: daß

sie selbst ihre Haut zu Markte tragen und es deshalb Selbstbetrug

oder Phrase ist, wenn man ihnen irgend andere Motive als normaler-

weise maßgebend andichtet, als diejenigen, die jeden kapitalistischen

Unternehmer irgendwelcher Art irgendwo und irgendwann be-

seelt haben und beseelen. Ein großer Fideikommißbesitzer kann
z. B., auch in seinem eigenen Interesse, auf die von ihm ab-

hangigen Mittelbetriebe erziehlich wirken und so Vorbilder iur

kleinere Wirtschaften schaffen, worauf <tie Motive solches Gewicht

legen. Was die Bauern von einem durchschnittlichen Rüben- oder

Branntweinbaron eigentlich ökonomisch lernen sollten, leuchtet da-

gegen nicht ein, und um ihnen die technischen Fortschritte, deren

Anwendung ihnen möglich wäre, vor Augen zu führen, dazu genügt

ein Zehntel der jetzt im Osten vorhandenen Großbetriebe. Ein

Dutzend kleiner Fideikommißbesitzer, etwa von je 400 ha an, an

Stelle eines großen von 4- 'ooo ha sind selbstverständlich schlecher-

dings nicht in annähernd ähnlichem Maße anpassung^sfahig wie

dieser es ist Schlechte Zeiten werden sie wohl zur Abstoßung von
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Außenschlägen an kleine Rentengfutserwerber oder Parzellenpächter

führen— beides Formen des Bodenwuchers, die der Güterschlächterei

wesensgleich sind — oder der künstlich in dar einmal gegebenen

Verteilung festgeklammerte Betrieb muß an einen möglichst viel

bietenden Pächter zur Ausraubunc^ vcrf:^cben werden. Aber eine

planvolle Neuf^estaltung der Betriebsgrößen unter umfassenderen

technisch -ökonomischen Zweckmäßigkeitsgesichtspunkten ist ihnen

einfach unmöglich.') l^bcrhaupt aber ist irgend ein spezifisch „weit-

sichtigeres" Verhalten eines solchen kleinen Fideikonimißbesitzcrs

gegenüber irgend einem anderen Betriebsleiter, allgemein gesprochen,

so unwahrscheinlich wie möglich, denn dazu gehört nun einmal

ein Besitz mit nicht nur zeitlich, sondern vor allem aucii räum-
lich weiterer Perspektive. Die ökonomische Elastizität und An-

passungsfähigkeit gegenüber dem Stoß der Konjunktur, welche, bei

Zusammenfassung des Bodens in einer ganz großen Fideikommiß-

besitzung mit vielen Einzelbetrieben in Pacht oder Administration,

gegenüber der Verteilung des Bodens unter lauter freie Eigentümer«

betriebe in der Tat erheblbh erhöht sein kann, ist bei der

Fesselung des Landes in der Hand vieler einzelner kleiner Fidd-

kommisse vidmehr verringert Zahlrdche kleine Fideikommisse

können hier in den entscheidenden Punkten geradezu entgeg^'

gesetzt urirken, wie einzdne grofie.

Es ist angesichts alles dessen geradezu dn Unheil, dafi die

Motive dieFideikommmidpolitik unter den Gesichtspunkt derStützung

des Eigentümergrofibetriebes und vollends unter die sattsam be-

kannte Spießbürgerphrase von der Beförderung einer „glücklichen

Mischung" der verschiedenen Betriebsgrößen stellen. Diese Redens*

art sollte wirklich schon aus dem Grunde endlich aus der Diskussion

verschwinden, weil die Frage ja eben ist, welche Mischung denn

nun die „glückliche" sei, die im Westen vorhandene, die Westfalens

oder Hannovers, oder die in Schlesien oder die in Ostpreußen be-

stehende: — denn mit Ausnahme ganz weniger Gegenden sind hier,

wie überall in Preußen, die Betriebsgrößen irgendwie „gemischt",

WeaaSenag den Flddkonnifibesttxeni die Abvcrlxütenuig vaek {röierer

Bcntilidl« gegen Rente wie Kapitol f^slattea «Ül, so wird ana nrar gern sniliiiiittett.

Aber defl bei „Ruckenbesitzern" dabei etwas Erhebliches ttad Verständiges (rom

ng rar politischen Standpunkt aus!) herauskomme, ist (generell wenigstens) aus-

geschlossen, wie ich schon vor 13 Jahren einmal ausführte. Nur ganz große Grund-

herren können Koloaisationspolitik treiben. Andere werden alleafaUs Huxtgerbaucin

abzweigen.
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und auch mit Gr ofi betrieben untennischt — oder welche andere?

Nach früheren Äußerungen von Berliner Agrarpolitikem durfte man
annehmen, dafi wohl der deutsche Nordwesten, etwa Hannover,

das gelobte vorbildliche Land sei Nun: — die Provinz Hannover

ist diejenige Provinz, welche der Fläche nach im ganzen
Staat das Minimum von Fideikommissen aufweist:

3,13 Proz. Nimmt man aber vollends an, daß die Ausgleichung
der vorhandenen schroffen Kontraste in der preußischen A^ar-

Verfassung der Sinn jener Redewendung sei — worüber sich ja

recht wohl reden ließe — , so muß es geradezu als ungeheuerlich

erscheinen, einem Institut im deutschen Osten irgendwelche weitere

Ausdehnung zu gestatten, welches amgesprochenermaßen bezweckt,

den Gro(3betrieb, dessen Überwiegen dort gerade jenen Kontrast

gegen den Westen hervorruft, zu stützen.

Will man also das Fidcikommiß-Institut beibehalten, gleichzeitig

aber doch niclit den Parvenüinteressen die sozialpolitischen, und

den Interessen der Großgrundbesitzer die populationistischen In-

teressen, die auf dem Lande, zumal im Osten , wahrzunehmen

sind, in allzu starkem Maße opfern, dann wäre etwa zu fordern:

I. Beseitigung aller Fideikommisse außer den F o r s t fideikom-

missen ; eventuell — wenn man denn durchaus nicht soweit gehen

will — unter (icstattung der Kombination von 20 Proz. land-

wirtschaftlich nutzbarer Fläche mit So Proz. l'orstiiäche, — dabei

aber

2.Beschrankung derBindung 1a n d wirtschaftlich nutzbaren Bodens

auf solche Böden, die um— sagen wir: — unter dem durch-
schnittlichen Grundsteuerreinertr^ des betreffenden Kreises

stehen, und auf Kreise, in denen mindestens % der wirtschaftlich

erwerbstätigen Bevölkerung hauptberuflich in der Landwirtschaft

erwerbstätig sind.

3. Netto-Ertragsminimum von 300CX) Mk. und Flachen-

minimura von 3000 ha, sofern landwirtschaftlicher Boden

mitgebunden werden soll; — Flächenmaximum pro Fideikommiß

von 8—10000 ha; außerdem und vor allem Maximalquote der

Bindung landwirtschaftlich nutzbaren Bodens in einem und

demselben Kreise von 5 Proz. der landwirtschaftlich genutzen Kreis-

fläche außer in Kreisen, mit abnorm ungünstiger Durchschnitts-

bodenqualität : etwa unter des Durchschnittsreinertrags des Re-

gierungsbezirks. Aufhebung aller dem nicht entsprechender Fidei-

kommisse.
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4. Beschränkung der Ausdehnunrr eines Fideikommisses auf

höchstens zwei unmittelbar benachbarte Kreise.^)

5. Beschränkung der Fideikommisse auf Familien, die seit 100

Jahren adli«^ und seit ebenso langer Zeit, oder doch seit mehr
als 2 Generationen im Besitz der orrößercn Hälfte des betreffenden

Grundbesitzes oder — wenn man selbst das nicht will — wenigstens

seit diesem Zeitraum im Kreise als lksitzer landwirtschaftlich nutz-

baren Bodens von einem crlieblichen Umfang ansässig sind. (Aus-

nahmen etwa zugunsten verdienter Staatsmänner und Feldherrn durch

Spezial g e s e t z,)

6. Erfordernis der Zustimmung des Landtages. Verbot, dem
Jj^iicliaj^e — bzw. tlem Könige — Fideikommißgesuche vorzulegen,

bei denen die xorütehcnucii i',rfordcrnissc fehlen und bei denen

nicht außerdem nach dem Ermessen der Gcncralkommissionen der

Nachweis geliefert ist, daß „gemeinwirtschafüiche" Interessen nicht

gdShrdet werden.

7. Verbot, selbst oder durch Dritte weiteren Grundbesitz zu

erwerben, für den Fideikommiflbesitzer.

8. Beseitigung des Zwanges, eine „wirtschaftliche Einheit", d. h.

einen landwirtschaftlichen Großbetrieb aufrecht zu erhalten; Zu-

lassung des Abschlusses auch langjähriger Pachtverträge durch den
Besitzer allein.

9. Beseitigung der Beschränkung der zulässigen Abverauflerungen

auf „kleine und mittlere" Stellen, dagegen Beschränkung auf

selbständige, bäuerliche Stellen.

I o. ; Proz. Brutto-Verkehrswert-Stempel (natürlich mit Ausschluß

des Erlasses im Gnadenwege!).

Eine Fideikommißreform, die nicht, wenn auch etwa in anderer

Fassung der Bestimmungen— denn auf die Form und die Einzelheiten

kommt es nicht an — , den vorstehenden Bedenken Rechnung

trägt, wäre lediglich eine erneute Kapitulation des Staatsinteresses

vor dem Agrarkapitalismus, die Hunderttausende von Hektaren

deutschen Bodens dem verächtUchen Streben nach Adelsprädikaten

*} Deon was soll es ftlr eine Sebranke dei „Strettbesitsees" sein, wenn man

den Fideikommissen, wie der Entwurf tut, die Auidebnung Uber eine ganze Pro*

vinz (!) gestaltet. Da« ist auch eine der vielen reinen Attrappen, die der Entwurf

enthält. Wie man dabei noch von „Rückcnbcsitzcra" sprechen kann, ist vollends

dunkel. V>in pnsitivrr ökonoTni«>rhfr Brd'*u(unfj im Sinne clrr früheren Ausnihfunwert

ist nur ein ^ e ^ r h 1 r s s <? ii e s ^ r o Ü e s KideikonmiiUarcal. Nur em solches bindet

auch die Kamihe irgendwie an eine besümmte Gegend mit ihrem inlercssc.
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oder einer adelsartigen Position opfert Allein es liegt im Zuge der

heute in Preußen fuhrenden Staatsweishdt, den bürgerlichen Geld-

beutel mit dem minimalen politischen Einfluß des Btitgertums durch

Gewährung einer Art von „HofTähigkeit zweiter Klasse" zu versöhnen,

und in den dafür empfanglichen Kreisen wäre nichts unpopulärer,

als wenn der „Nobiliticning** von Kapitalien, die im Handel, in der

Industrie, an der Börse erworben sind, durch deren Metamorphose

in die Form des Ritterguts Schwierigkeiten gemacht würden.

Wie wenig Chnnccn dnhcr heute solche Vorschläfi^e, wie sie

vorstehend gemacht werden, oder ähnliche, haben, weiß ich natürlich

nur zu wohl. Den Urhebern des Entwurfes lie<;t ja in Wahrheit

nichts ferner, als die agrarpolitische Fürsorge für eine — unter

welchem Gesichtspunkt immer— „gesunde" soziale Verfassung des

platten Landes. Kingestandenermaßen entscheiden hier i vermeint-

liche) politische la^csinteressen. Da die Motive selbst solche in

den Vordergrund stellen und die Freunde des F.ntwurfes erst recht,

so kann leider auch hier nicht vermieden werden, auch auf diese

Seite der Sache noch etwas einzugehen.

Vorher nur noch eine Bemerkung.

Die Freunde des Fideikomnufiinstituts — wie namentlich

Sering — beruhigen sich gern mit der Betrachtung, daß der Entwurf

ja doch trotz allem eine Erschwerung der Fideikommißerrichtung,

namentlich immerhin eine Erhöhung der Minimalanforderungen

in finanzieller Hinsicht, bedeute. Demgegenüber sei zunächst erneut

mit allem Nachdruck betont, daß der entscheidende Funkt in

dieser Hinsicht die Frage des Stempels ist An seine Er-
höhung ist leider kaum zu denken, man muß vielmehr fürchten,

daß er nicht einmal in seiner jetzigen Höhe erhalten bleibt Wird

er aber herabgesetzt, so gibt das eine Anreizung zur Fideikommiß-

bildung. der gegenüber alles andere, was der Entwurf verlangt

Nebensache ist. Die Mitglieder des Herrenhauses müssen in diesem
Punkt doch wohl sachverständig sein : nichts als die Stempelfrage

hat sie interessiert. Dazu kommt nun aber, dal3 die Hereinziehung

der persönlichen Entschließung des Königs die Eitelkeit

fideikommißfahiger Familien aufs äußerste kitzeln muß. Der Ge-

danke, daß die allerhöchste Person sich mit den Verhältnissen und

der Würdigkeit" der eigenen Familie ganz speziell l)efaßt. sie in

Ordnun» befunden imd danach an dem Stiftungsakt des I-'amilien-

hauptes sich gutheißend beteiligt habe, muß ein wohltuendes Emp-

finden für jedes „königstreue" Herz bedeuten, — ein Empfinden,
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welches eben in vermehrter Fidetkommifibüdung zum Ausdruck
kommen wird. Man vcrg^leiche nur, wie oben geschehen, Hannover,
wo k eiae königliche Genehmigung erfordert wird und die finanziellen

Anforderungen die geringsten sind, mit Schlesien. Und endlich

sind wir denn doch wohl berechtigt, den Entwurf unter dem Gesichts-

punkt zu betrachten: daß er eine geeignete Grundlage für eine

dauernd gültige Fideikommiß r e fo rm darstellen soll und will,

und ihn darnach, nicht aber durch Vergleichung mit dem G^ea-
wartszustand, zu kritisieren.

m.

Die Motive (S. 13) führen aus, es komme darauf an, Familien

zu erhallen, die dem Staat eine Gewähr dafür bieten, daß sich

jederzeit Kräfte finden, die geeignet und bereit sind, die immer

steigenden Anforderungen freiwilliger Bescliältigung auf poHtischem

und sozialem Gebiet in s t et atserh alten dem Sinne zu erfüllen".

An einer anderen Stelle (S. 49) wird auf die „Anforderungen des

öffentlichen Lebens in Gemeinde, Kreis, Provinz und Staat" angespieh.

Was hößt das nun? In der Gemeinde ist der Fideikommiß-

besitzer bekanntlich nicht tätig, — er bildet seinen „Gutsbezirk^

für sich, überläfit, wie der Grofigrundbesitz fiberhaupt, den Bauern

zum guten Teil die Erziehung setner Arbeitdcrafte in der Volks^

schule und möglichst auch deren Unterhalt im Falle der Verarmui^
und wenn sich z. B. einmal die Bauern über die schweren Mifi*

Stande, weldie die ausländischen Saisonarbeiter des Ritterguts für

sie mit sich bringen, beklagen, so erldart der Vertreter des Land-

wirtschaftsministers im Herrenhause, dafi die „Interessen der Ge>

meinden (lies : der Bauern) hinter den Interessen der Landwirtschaft

(lies: des (jrofigrundbesitzes) zurückstehen müßten." Die Gemeinde

hat also wohl auszuscheiden. Sind nun etwa für die Verwaltung der

Kreise und Provinzen nicht mehr die nötigen Kräfte zu finden?

Das müfite ja in dem großgrundbesitzlosen Westen des Staates ver-

hängnisvoll hervorgetreten sein, Nachweisungen oder selbst An-

deutungen darüber fehlen aber und würden auch schwer zu beschatten

sein. Oder sollte es gar an Referendaren mangeln? oder etwa an

Kandidaten für die Wahlen? — Oder endlich — was das einzig ernst

zu nehmende wäre — an Nachwuchs für das Offizierkorps? Auch

hierfür fehlt jeder Anfang eines Nachweises. Die oben von mir

gesperrten Worte sind eben wohl die allein aufrichtig gemeinten

:

es handelt sich um einen Versuch der Sicherung agrarischer und
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konservativer Farteiherrscbaft innerhalb der Lx>kalvefbände

und des Beamtentunis — und um sonst gar nichts. Das allein bedeuten

auch die „hohen Erwartungen", denen gerecht zu werden „der Groß-

grundbesitzerstand besonders berufen" erscheint — eine Bemerkung

übrigens, die vor 2 Jahrzehnten lediglich als eine Dreistigkeit ge*

wirkt hätte und in einem anderen deutschen Staat (Mecklenburg

und Sachsen etwa ausgenommen) auch heute nicht, ohne den

scharfeten Widerspruch zu finden, gewagt werden konnte.

Sehen wir nun, wie sich diese in ihrer Durchsichtigkeit immerhin

verständlichen Ziele in den Köpfen der agrarpolitischen Romantiker

idealisieren. — Serin^ sing^t zunächst da'^^ f oblied dessen, der „durch

gebundenen Besitz auf alle Zeiten für sich und seine Familie eine

Heimat gefunden" habe. Das Heimatsgefühl der 1000 Fidei-

kommißbcsitzer ist aber teuer erkauft. Denn wie steht es dabei

mit dem Heimatsgefuhl der übrigen Bevölkern ngsschichten ? Auf cicm

Grund und "Roden des Fidcikomrnisses v, crden neben Proletariern nur

Pächter hausen, und soweit des Fideikommiß seinen Zweck, den Groß-

betrieb künstlich zu erhalten, erreicht, konser\iert es auch alle Folgen,

die der Großbetrieb für das Ileiniatsj^'efühl der ländlichen Bevölkerung

hat. Welches diese sind, ergibt jede Nebeneinanderstcllung der

DurchschnittsgroiSen der landwirt>chartlichcn Betriebe in vergleich-

baren Gebieten mit der Quote der Landbevölkerung, die in detn

Kreise, in dem sie gezählt wurde, geboren war. Der Grad, in dem
die landliche Bevölkerung sich aus Leuten rekrutiert, denen die

Stätte der Arbeit als ihre Heimat gelten kann, ist ceteris paribus

Funktion des Grrades, in dem dieselbe am Bodenbesitz bzw.

am selbständigen Landwirtschaftsbetrieb beteiligt ist.^) Jedes

^) Ein eingehender Nachweis liSt tich natürlich nnr an der Hand der SUdilen

Ar die einzelnen Krciie fllhren, womuf hier verdchtet werden muA. El ist in

dieser Hinsicht rorllofig auf einige in den von mir herausgegebenen Arbeiten Uber

die Landarbeiterfcrhlltnissc (Enquete des Ev. Soz. Kongresses) gegebenen Zahlen

SU verweisen. Einige Angaben mögen ihnen immerhin beij;«*<^pt werden.

Et kamen t. B. auf l Iandwirt5chaf\licbeQ auf lOO Orlsanwcsende

Also: je gröfier der Durchschnitt der Betriebe desto ortsfremder die Bevölkening.

Diese 4 Regierungsbezirke sind ihrer untereinander nicht gnindsitzlich ab-

1885: ]

im Keg.-Bez. Minden

„ „ Osnabrück

n n Hannover

„ M Münster

Betrieb ha landw. Fläche auf dem Lande Krcisgebilrtige
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Institut, welches durch künstliche Stützung des Großbesitzes und
-Betriebes und seiner Erweiterung die Anteilnahme am Boden er-

schwert^gräbt dem Heimatsgefühl der Landbevölkerung
die Wurzel ab.

Die Fideikommisse, so meint nun Sering weiter, sollen „Pflege-

statten einer edlen Lebensführung" sein, indem sie „die Tugenden

der Voreltern gewissermaßen verdinglichen". Gesetzt, daß hinter

diesem Satze irgend erhebliche Realitäten des Lebens steckten —
was dahingestellt bleiben mag — , so müßten die Fideikommissc

eben auf altpreußische „historische" Geschlechter und daneben etwa

wrichrnden A^rar.erfassunp wcpen {j<*w:ihlt. Dil- einzelnen agrarischen Krris?

der k h c i n p r t> V i II z mit noch kleinerer 1 )urclT;rhnittsbetrieh«;}1äc!ic bewegen

sich in noch wesentlich höheren Zahlen, hie und da ui» dicht an loo l'roz. Von

den rlietiiiscben Regierungsbezirken mit slürker agrarischem Charakter hat s. B.

Köhlens mit 2,7 b« OittcbMlinittsflSche 88,7, Trier mit 3,3 Piroc DurchBcbaitlsflicbe

86,6 Pros Kreiigcbartige.

In den Gegenden kapitalisüscben Landwirtscbaflsbetriebs Mdlt neb die S»ebe

in einigen Beispielen folgendermaßen

:

Es betrugen 1885 die Kreisgebartigen in Proz. in den:

Dörfern Gütern

im Kcg.-Bcz. Erfurt 89,4 59,S

» «« Magdeburg Si,o 65.7

t* ti Merseburg 62,4 52,9

n n Liegnits 79.6 SS.»

it »» Breslau 7«.3 6ov7

»f n Oppeln 85.5 63^

In Schlesien ist die Ileimatsqnote der Polen die gröfite. Die Oppdner

Slellenbcsitzer sind ähnlich scühaft wie die Erfurter Kleinbauern nnd die wcst-

dcutsrhe Baurrnseliaft. Dagegen stehen die Güter nicht nur überall tief unter den

Dürlem. voudcrn auch liei unter den industrielhn Landbezirken des Westens mit

starkem Klcinbcsitz: — es haben Düsseldorl 75,2 Pros., Arnsbeig 72,4 Proz., Koin

85,0 Proz., Aachen 88,8 Pt-oz. Kreiag«bflrtige — und cbenftlb unter dem Durch-

schnitt der meisten mittleren Industriestädte, sowie — wenn man die Zu-

wandernngsquole in Anrechnung bringt, — selbst der Grofistidte wie s. B.

Bcriins. Der landwirtschaftliche Kapitalismus steht in hesug auf Bcvölkerangs-

nobilisierung allen anderen voran.

Aber auch im „partriarchaUschcn" Nordosten ist die Erscheinung überall dieselbe.

Die Zahlen waren i. B. Dörfer Guter

im Keg.-Bes. Stettin 82,5 Pros. 68,8 l'roz.
|^ Krcis-

„ „ Kösün 84,9 „ 72,8 „ /
gebürtige

und so fort.
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auf Nach&hren unserer gröfitea Staatsmänner und Feldherren be-

schränkt bleiben.*) Scring selbst macht — freilich wenig glücklich

formuliert") — einige Bedenken gegen das Parvenü^Fideikommiß

geltend und es entspricht durchaus meiner Ansicht, wenn er mit

energischen Worten eine gewisse Besitzdauer als Vorbedingung

zur fideikommissarischen Bindung festgelegt haben möchte, — in der

Tat die einzig mögliche Schranke gegen das überhandnehmen des

Zusammenkaufs von Boden ad hoc zum Zweck der Fideikommiß-

bildunv; und späteren Erlangung des Bricfadels, Aber freilich:

lO (1) Jahre als eine solche Frist \ orschlagcn heißt auch hier wieder

..den Pelz waschen, ohne ilin nnH zu machen"'. Denn zehn-
jähriger Bodcnsitzer steht tief unter der heutigen durchschnittlichen

Besitzzeit der von Seritig an den Pranger gestellten „Besitzer ad

interim"'*) und selbst unter der üblichen Pachtfrist. Will man
njcht bis auf lOO Jahre gehen, so müßte doch mindestens Besitz seit

mehr als zwei Generationen erfordert werden. Will man aber jenen

') Niemand, der histurisch empüaüet, wird sich dem Gefühlswert einer „Ver-

diaclichong" lolcfaer Reminiiiciiieii TezscUidSen, obwohl ich gerade bi«r um Bd-

apiele fltr den Satx, daB der Apfd unter UmstSndea oder vidmehr aufiTallend oR

sehr weit Tom Stamme ftUt, tüebt verlegen wäre und obwohl es mir — wie wohl

den meisten — nicht fraglich ist, dafl z. B. heute unsere tflcbtigsten Offiziere, so-

weit sie überhaupt dem Adel entstammen, aus dem Nachwuchs der oft sehr be«

schciricn himittrhpn alten preu3isc!icn Offizicrsfamili^n , nicht über der reichen

Fideikommtlihciren , noch weniger freilich aus den Parvcnil-Fideikummißbcsitxem

hervorgehen.

*) Denn was soll ea heiften, wenn Sering (S. 68} meint, der Bender solle

Gelegenheit gehabt haben, sich „als guter Arbeitgeber** auszuweisen) Soll etwa ein

Plebiszit der Instleute oder Saisonarbdter Tctanstaltct werden. Derartige rein de>

koratiTe Avflenmgeii fordern doch den Spott heraus. — S. weifl ttbrigens so gut

wie ich oder konnte es erfahren, dafi z. B. die Polcnimportkonziessionen in den

90er Jahren — von den letzten 5 6 Jahren weiß ich nichts — auch pegen das

Votum der Dezernenten an notorisch ,,s c h 1 e e Ii t e ' Arbeitgeber ^c^'eben wurden,

wcrm es sich um Leute bandelte, die über pariamenlanschc Fatronagc oder gescU-

scbaftlicbea EiafluS verfügten. — Wir haben alle Schäden des Parlamentarismus

ohne dessen Lkhtiriten. — Und was die „nationale Gesinnung" im Osten betrifll,

von der S. auch spricht (S. 67}, so sind gerade die Fideikommifigfiter in der Pro-

vinz Posen, wie Wcgener in seiner Schrift fibcr den „Wirtschaftlichen Kampf der

Deutschen mit den Poloi" nachweist, mit der Poloniaiemng ihrer Arbeiterschaft an

der Spitze marschiert.

*) Vgl den früher zitierten Au&atz KühnerU in der Zeilfchr. d. Pr. SUU B.

f. 1902.
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Anreiz nicht vermindern, dann ist es schon aufrichtiger, von der-

artigen ostensiblen und dekorativen Bestirnnumc^t^n .ih/n^ehen.

Aber Serings Schätzung der gewaltigen Bedeutung des Fidci-

kommißinstitutes erreicht ihren Höhepunkt erst in den nun folgen-

den Sätzen: ,,Kurz, die ratio der Fideikoinmisse liegt in dem sitt-

lich (1) i^olitischcn Wert aristokratischer Uberlieferung und Gesinnung.

In letzter Linie ist die Fidcikommißgesetzgebung . . . ein Problem

der II a 1 1 0 ij a 1 e II Charakterbildung." Ungern nimmt man in

einer Zeitschrift wissenschaftlichen Charakters von solch vagen Be-

mericungen, die sich jeder wissenschaftlichen Diskussion entziehen,

Notiz, — aber schließlich ist es nicht zu vermeiden, auch sie auf

ihren Gehalt hin zu prufeu. Es hat nun zunächst die Meinung

etwas Groteskes, dadurch, daß man, sagen wir: 2000 (zum guten

Teil voraussichtlich sehr neugebackene) Grundbesitzer rücklings

an je einige hundert oder tausend Hektar deutsche Eide festklebt,

ihnen aristokratische Gesinnung und ihren Kindern aristokratische

Traditionen einzuflößen und durch diese 2000 Familien wiederum den
„Charakter" der Nation mit dieser Gesinnung zu durchtranken.

Kann man etwa behaupten, die Bauern des Ostens — von den
Landarbeitern zu schweigen— seien in irgend einem Sinne „Höhen-

menschen ?" Doch wohl eher das Gegenteil, verglichen mit anderen

Gebieten. Wenn irgendwo, dann ist ein, hier nicht weiter zu

analysierendes, Etwas von einer solchen Art Bauernstolz, wie ihn

die agrarpolitischen Romantiker lieben — und wer empfände in

<fiesem Punkte nicht mit ihnen ? — in dem früher auch von ihnen

mit so viel Uiebe in den Vordergrund gestellten deutschen Nord-

westen, also Hannover und Teilen von Westfalen, zu Hause. Nun
umfassen aber gerade hier die Mdeikommisse einen so kleinen

Bruchteil der h'läche wie sonst nirgends im preußischen Staate.')

Und ist es denn so wunderbar, daß sich ein ähnlicher Bauernstolz

im Osten — generell gesprochen — nicht rcsp. so sehr viel

weniger fmdet r Wo die mittleren und größeren Bauern nicht nur

in allen Selbstverwaltungskorpern — außer dem Dorf, dem der

Gutsherr vornehm lernbieibt — die Hand des Herrn über sich fühlen,

>) ADdoriTscits gibt es dort eiae » ihrer vcnchwindend Udaen Fliehe

wegen sozialpolitisch gänzlich belanglose — Anzahl wahrer Karrikatoreo von

Fideikommissfn ; so im Repierunf^sli-virk Hildcshr»m ein Fidrikommifl von i ha,

anderwärts rinigc Dut/nui Haueriifidrikoniniissc von 20—60 lia. Dalirr du- rflali»

große Zahl aji Fideikornmissen in der Provinz (119) trotz gänzlichen Zurücktretent

ihrer Bedeutimg.
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wo den dicht g^cdrängt sitzenden kleinen Leuten der Dörfer die

breiten Flächen der Güter, durch eine ataffellose Lücke in der

aozisüen Stufenleiter <:^eschieden, gegenüberstehen, — und wir sahen,

daß, wie es ja auch selbstverständlich ist, die Fideikommisse diesen

Zustand fördern, — da könnte doch wohl auch nach Serings

Ansicht nur ein Schwätzer von einer „nristokrntischen Gesinnung"

reden, welche den Bauern jetzt innewohnte oder Iriinf^i-y wo-

möglich infolge der Zunahme der Fideikommisse, innewohnen

werde. Soziales und ökonomisches Ciedrücktheits- und Abhängig-

keitsj^^efühl ist die einem solchen Zustand adäquate, keineswegs

immer klar bewußte, aber auf die Dauer immer wieder wirksam

werdende Empfindung, — wobei man sich sehr wohl vor der Illusion

hüten möge, daß dies (iefühl etwa normalerweise und dauernd in

politischer O b ö d i e n /, leistung sich uußern werde, — im Gegen-

teil! — Oder ist etwa der königlich sächsisclic „Volkscharaktcr" in

Stadt und I-and durch die Geschlossenheit der Rittergüter zu einem

Vorbild deutschen Unabhängigkeitssinnes oder gar irgendwelcher

heroischer Tugenden entwickelt worden^ Oder ist Sachsen ein

Vorbild von ,,Staatsgesinnung" der Massen?— Folglich kann es sidi

in der Tat nur um die ,faristokratische Gesinnung" der Fidei-

kommißbesitzer selbst und etwa ihrer Angehörigen handeln. Ver-

weilen wir — so trivial solche Erörterungen notwendig ausfallen

müssen — dennoch etwas bei diesem Punkt, da in Serings Be-

merkungen sich ja nur wiederspiegelt, was sehr viele andere, und

7war ziemlich ebenso unklar wie er, empfinden, bd der Frage also:

was wird hier unter dem Wort „aristokratische Gesinnung" an Re*

alitäten des Lebens eigentlich vorgestellt?

Zunächst jedenfalls nicht ein besonders hoher Standard ge-

schäftlich loyaler und reeller Gesinnung. Den fanz um das

-goldene Kalb in den Gründerjahren haben diejenigen Schichten,

welche das Hauptkontigent der Fideikommißbesitzer stellen, in

Preußen und Österreich weit stärker mitgemaclit, als irgendeine

andere Volksklasse. Jeder Geschäftsmann, der mit den östlichen

Gutsbesitzern — etwa als Getreidehändlcr — dauernd zu schaffen

hatte, kann Scrinjj; die Nachweise dafür liefern, wie unendlich schwer

es war und wenigstens zum Teil bis heute ist, diese Herren zur

Reellität im bürgerlichen Sinne zu erziehen. Nicht deshalb weil

sie schlechtere Menschen waren, sondern weil das, was Serinjj in

seiner Art „vornehme Berufsauffassung" nennt, — eine gewisse
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Nichtachtung strenpfer und nüchterner bürgerlicher Rechtlichkeit —
nun einmal in der Luft liegt, in der sie leben. Ich persönlich habe

zufällig in ziemlich ausgedehnten Ma0e Gelegenheit gehabt, in der

gerichtlichen und namentlich der hierin weit lehrreicheren Anwalts-

praxis mit Fideikommißbesitzern zu tun zu haben, darunter Namen
deren Klang jedem Kenner der preußischen Geschichte das Herz im

Ixibe lachen macht. Es wäie gewiß höchst verwerflich, die zt:m

Teil kaum glaublichen Erfahrungen, die ich wie wohl recht viele,

die in gleicher Lage waren, dabei in immerhin auffallender Häufig-

kt it zu machen hatte, in irgend einem Sinn zu generalisieren:

damit geschähe vielen Hunderten höchst ehrenhafter Familien ganz

ebenso bitteres Unrecht, wie den Bankiers und Börsenhändlern mit

dem so beliebten Hinweis auf die — im Gegensatz zu jenen

agrarischen Fäulnisprozessen — im vollen Licht der Öffentlichkeit

katastrophenartig sich abspielenden Bankbrüche zu geschehen pflegt.

Aber eins steht, für mich wenigstens, fest : könnte man diese Dinge

überhaupt zifiemmäfiigf schätzen und von ,,Durchschmtten" reden^

so konnte jedenfalls von einem höheren Geschäftsstandard gerade

der Fideikommiflbesitzer etwa gegenüber der vielgeschmahten ,3örse'^

in kei n em wie immer gedachten Sinn auch nur im allerentferntesten

die Rede sein.*)

') Seine Meinung über das Wesen des Handels schöpA der ia ostclbi&chco

Eindriickrn aufwac liscnde jungo aktive oder Rescrvcoftizicr zum nicht geringen Teil

aus den Lrulirungi-n mit Vieh- und Roß-„Täuscljcrn'* oder, wenn er Kavallerist ist,

ftitt den Br&hrungen beim Pferdekaufen „unter Kameraden*'. Dafl bei dietem,

lelzteren, unbeschadet «11« foswtigea gesdbchaftlicben QualitBtcn der Betcilicten,

der Sato „caveat emptor** in des Wortes verw^ndster Bedeutong gilt, ist bekannt

und eine knlttti^gesebichtlteb leiebt zu tnbrixierettde Ersebeinnng. Füni Bbmardi bat,

wie bekannt, seine Vorstellung von dem Wesen der Handelspolitik nacb Analogie

solclier Eindrucke gebildet. Diese Nonch.il.uico tritt aucli auOcrluill) des rein wirt-

sclialtliclien Verkehrs überall in die Er>f hciminv;. Jedt-rmann wciü — wenn er c*

wissen will — dali Personen, die nach ihren ökoDomischen Aalczcdenzien von jeder

Börse mit Protest ausgcscblosscn würden, es in den agr»rischeo Orgau)isati<Mien —
so, wie sie beute in Preuflcn sind — sa Ehren- und VertcaucnsstcUungen

bringen, ja aucb in das Herrenbaos einsieben können. Oer Agnrkapilalismits anf

dem Boden alter Kulturländer ist eben tuiter den heutigen Verbiltntssen daxu ver-

urteilt, eine Mischung „sdgneurialcr*' Prätensionen mit „bourgcois"mäßigem Trieb

tum (tiiMi? zu sein. Und in iinscrrr Zeit der „mittleren Linie" findet dies seinen

durchaus adJiquaten Ausdruck iu einer t idcikommttigesetxgebung, welche diesen

beiden Trieben gerecht zu werden trachtet.

*) Es mag Überflüssig oder selbst kleinlich erscheinen, dies so ausAibrlich in
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Etwas anderes ist es, wenn man die ökonomische Unab-
hänj^igkeit der Kideikommißbesitzer als ein Element von poli-

tischem Wert anspricht. Man kann unter den verschiedensten Ge-
sichtspunkten die Teihiahme < koriomisch unabhängiger Persönlich-

keiten ant püliii.->chen rarteilebcti — die sozialdemokratische Partei

wäre dabei nicht ausgenommen, vielmehr ein hervorragendes Bei-

spiel — als außcrordentlicli bedeutsam für die Aufrcchterhaltung

politischer Überzeugungen gegenüber dem reinen Fraktions-

Opportunismus ansehen. Daß gerade der Fideikommißbesitz in

diesem Zusammenhang erheblich mitspiele, ist freilidi sehr zu

bezweifeln, da in der Ironservativen Partei, der dies heute vor-

nehmlich zugute käme, gerade er sich den gesellschaftlichen Ein»

Hussen desHofes am wenigsten entzieht Erwürde eventuell eher in der

staatlichen und miUtarischen Karriere wirksam werden können. Um
nun die Dinge etwas konkreter zu erörtern, so ist z. B. iUr jeden,

der die betreffenden Verhältnisse näher kennt— möchten auch seine

Oberzeugungen noch so „waschecht" demokratische sein— es keinem

Zweifel unterworüm, daß ein pekuniär unabhängiger, vermögender

Beamter oder Offizier seine großen Lichtsdten namentlich vom
Standpunkt der ihm Untergebenen aus, also als Vorgesetzter, hat.

Jeder, der weiß, was ein „nervöser" und opportunistischer Oberst

für ein Offizierkorps bedeutet, der etwa Gelegenheit hatte zu sehen,

wie außerordentlich diese seit 1888 epidemische „Nervosität" und

Ängstlichkeit bei sonst gleichen Charakterqualitatcn naturgemäß durch

Vermögenslosigkeit gesteigert wird, muß dies zugeben. Aber

auch vom Standpunkt der sachlichen Interessen liegt die Sache

erwähnen. Allein wie sich die agrarische Welt in den Kiipfcn der Romantiker

malt, dafür statt vieler nur ein erpöt^lirhes Beispiel: Der lintwurl bestimmt, in An-

wendung bekannter (Grundsätze unseres bürgerlichen Rechts, in § 49: ,,Hat der Fidei-

kommifibesttzer dem anderen Teile gegenüber der Wahrheit zuwider die Genehmigung

de* FamiUettnitt bduniptet, so ist der andere Teil . . . tum Widerrof berechtigt" IHsn.

bemerkt entrSitct Herr Dr. Wjgodzioaki (a. a. O. S. 60): „Den stärksten Aasdruck

findet dis Miflimuen, mit dem der Entwurf angenscheinlicb (1) den Fideikommift-

besitzer betraclitcl, in § 49, wo ausdrücklich (!) der Fall vorgesehen ist, daß der

Fideikommifibesitzer lügt." — Dann wäre es doch wohl an der Zeit, dem Reichs-

strafgesctzbuch , welches allen Reichsangehörigen ohne alle Standcsuntrr«!rhi«»de

mehrere hundert zum Teil höchst abscheuliche Straftaten /ulr:iut, im Kinluliriinj^s-

gesetz einen Artikel vorauszuschicken etwa des Inhalts : „KideikomniiÜbeüitzcr und

andere Personen „aristokratischer Gesinnong" bleiben von den nacbsCebcndea Vor-

sehriftcn unbertthrt**

3f»
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viel&ch ähnKch: selbtC in der Tätigkeit etwa von Fabrikinspektoren

ist rücksichtslose Unabhängigkeit billiger für den vermögenden
Mann. Nur ist wenigstens mir wiederum nichts davon bekannt, dafi

gerade das Fideikommifi hier eine nennenswerte Rolle spielte:

die prosaischen Konsols taten es, soweit ich sehen konnte, auch,

in gewissem Sinn sogar noch besser. Und vor allem: damit das

Fideikommifi diese Rolle spielte, mufiteneben die Ftdeikommißbesitzer

selbst in das Heer oder die höhere Beamtenschaft eintreten, könnten

also unmöglich die Rolle von „Ruckenbesitzern" spielen woUen,

müßten namentlich auch wirklidi „sturmfreie" ganz grofie Besitzer

sein, die 12000 Mk. Gehalt leicht verschmerzen können. — Es
kämen sonst ja nur die Seitenverwandten der Fideikommiß-

besitzer in Betracht und mit ihnen dürfte die Sache wohl so liegen,

daß nicht sowohl der Staat auf sie, als sie auf den Staat ange-

wiesen sind und schwer ersichtlich ist, woher bei ihnen ein spezifisches

Unabhängigkeitsgcfühl kommen sollte. Daß es zahlreiche Gesichts-

punkte gibt, unter denen die Rekrutierung des Beamtentums aus

einem Nachwuchs, der rTicht ausschließlich oder auch nur sehr stark

vorwiegend in städtischer Luft aufgewachsen ist, erwünscht er-

scheinen kann, ist (m. E.) gänzlich unbestreitbar. Aber es wäre

wiederum geradezu grotesk, heute eine Gefahr zu sehen, daß in irgend-

welclien noch so großen Zeiträumen jener Zustand eintreten könnte.

Der gegenteilige Zustand — eine Beamtenschaft, die den breiten

Schichten der modernen bürgerlichen und Arbeiterklassen kenntnis-

und verständnislos und mit nichts als einer unkiai empfundenen

agrarisch gefärbten Antipathie gegenübersteht — ist doch wohl

sehr viel näher daran verwirklicht zu werden. Daß die Ange-
hörigen von Fideikommißbesitzem $k:h je durch Entwicklung

besonderer Charakterqualitäten ausgezeichnet hatten, ist mir un-

bekannt Urteile mit dem Anspruch auf generelle Geltung wären hier

ungerecht gegen die zweifellos zahlretehen vortrefflichen einzelnen
Persönlichkeiten dieser Art, aber unter sonst gleichen Verhältnissen

ist es an sich wahrscheinlich und stimmt, soviel mir bekannt, mit

zahlreichen Erfahrungen, daß das Bewußtsein, bei gleichen oder selbst

geringeren Leistungen unbedingt einer bevorzugten Behandlung

in der Beförderung sicher zu sein— und daß dem so ist, wird vielleicht

einmal vom Ministertisch, nie aber unter vier Augen bestritten

werden — seine Wirkung nicht zu verfehlen pflegt. Eine noch

weitere Steigerung der Schwerkraft der privilegierten Talentlosigkeit

in der preußischen Verwaltung kann heute wahrlich niemand för
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ein Bedürfnis ansehen. Und von den alten preufitschen „Traditionen**

ist heute in Preußen nicht mehr viel übrige, — sie leben, wie auch

der entschiedenste Feind jedes „Partikularismus" anerkennen muß,
in manchem kleineren Staxit reiner fort als in Preußen und sind

etwas ^anz ai'.dcres als wns Ii e u t e dort so genannt wird. Vollends

die Produkte des modernen Pas . ciiu-l'idcikonimis^e'^ sind wahrlich

nicht ihre Iräger. Sie sind vielmehr — wiederum ohne erfreuliciie

E i n z el ausnahmen irgendwie zu bestreiten — man kann sagen:

notorisch und aus sehr verständlichen Gründen, dazu prädisponiert,

die eifrigsten (aber allerdings nicht die einzigen) Vertreter jener

immer weiter um sich greifenden absolut charakter- und gesinnungslosen

„Schneidigkeit" zu werden, welche ihre „Satisfaktionsfahigkeit" in

der Presse affichiert und dies, verbunden mit dem läppischsten

Mandarinen-Hochmut im dienstlichen Verkehr nach „unten", als

„preuGische Tradition" oder, wie manche elsassischen Beamten

preußischer Provenienz es in den 80 er Jahren in stolzem Ober*

legenheitsgeiühl ihren badiscben Kollegen gegenüber taten, als „preu-

ßische Verwaltungspraxis'* auszugeben. Der Fehler liegt eben nicht

darin, daß jene Herren zu „vornehmer,, Abkunft waren, sondern darin,

daß sie es nicht sind. Die breite Masse der bürgerlichen Beamten

sucht ihren bürgerlichen Ursprungzu vergessen, ohne eszu können. Das
Mittel des Reserveoffiziers- und Korpsstudentenwesens^) dient zur

Für vidi' sinH diese stiidcntischf n Verbindungen ja keineswfjjs in erster Linie

FDegestattcn studentischer Ehre und Sitte, soodcra einfach Avancements-Versicherungs-

AmUllCD. Die kttmnierliclistcn SpröSlinge detUscher Geheimrltuucn oder «neb

KoaunenieDritiiuien mttsacn darin den bei der beutigen Praxis recbt beicbcidencn

„Mut" pribtiere», sieb dwcb einige Narben abstempeln tu lassen, weil — mir

sind selbst solcbe FUlt wiederbolt von den betreffaidcn besorgten Qtem geklagt

worden — es Ittr die „Konnexionen" unentbehrlich ist — Aber scblifluner ist, dafl

dies Treiben nunmehr die Techniker und. wie es fast sclieint, — wrnifj^tcns

Anfiinj^i- da/u sind bemrrkhar aiirli die /.ojjltnfje der 1 landelsliochscliulcn crgrcilL,

Die Vermutung, dali mit der Gründung der kliteren Euwcilcn in erster Linie

nicht dem Wisse nsbedürinis der ICauflcute, sondern ibrem Wunsch, an der pa-.

tentierten „ahademiscben" Bildung teilzunehmen, dadurch „satisfaktionaftifaig'*

und damit n. a. audi Reracrve*Oifizter s flUiig su werden, entgegengekommen

werden soll, ist leider recht naheliegend. Ich kann mich den vortrefflichen Be*

merkungen von Wittich in seinem Aufsatz „Deutsche und fraasttsische Kultur im

Elsaß" nur anschließen. Dafl wir tins mit einer F.n twü h n u n g von der intensiven

Arbeit, wie sie dies „akademische" 1 reiben heute rcpelmäßic mit v.rh brinfjt, nls

Macht nel)cn den großen Ariteit>volkerii der prde, speziell den Amerikanern, auf

die Dauer behaupten, ist mehr als fraglich. Feudale Fratensionen ersetzen den
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Aneignung gewisser äufierer Formen der Schichten, zu denen man
sich gern zählen möchte, ohne doch das Parvenügefiihl ganz zu

beseitigen. Je mehr die autoritäre Position, in die sich der moderne

preußische Beamte dieses Schlages den „Untertanen" gegenüber

gestellt fühlt, von diesen letzteren und, im Grunde seines Herzens,

auch von ihm selbst, als Pratenslon empfunden wird, um so mehr
wird »e betont Vorurteilslose Mitglieder des heutigen preußischen

Beamtentums pflegen die Degeneration der altpreufiischen Tradition

zu jenem charakterlosen» nach unten „schneidigen", nach oben

geschmeidigen „Assessorismus^* der Gegenwart mit sdner über-

zeugungslosen Pflege der rein formalen „Staatserhaltung" ohne alle

inhaltlichen Ziele ') stets zuzugeben, mit dem typischen Zusatz

:

„aber die Bürgerlichen sind immer die schlimmsten". Gewiß:

Bürgerliche mit feudalen Prätensionen, eben solche, wie sie der

Fideikommißentwurf in Reinkultur massenhaft züchten will.

Es gibt m. E. schlechthin keinen Gesichtspunkt, unter welchem die

weitere Durchsetzunfj des preußischen Beamtentums mit jenem Typus

der „Gernegro^n" als ein Gewinn erscheiaea könnte. Durch die Zu-

Geist rUcksicbtsloter bürgerlicher Arbeit nicht — Der BcgriiT der „SatisfaküoDS-

fahigkcit" übrigen«;, speziell in seiner wechselnden Htviehunp zu tlcn in Deutschland

kl assc n bildenden Hilduiij^spaU-ntcn (Miiluritäl. F.injiiliripicn/.cugnis clr.) wäre seiner ^Anz

erbcblichcu Kulturbeücutuu^ wegen tincr biatonschcn Spezialuntersuchung wohl wcrL

') In „idealtypischcr" Reinheit spricht sich dieier Buiaosen'Standptmkt aach ia

den folgendcB schttnco Sftt« d«r Motive (S. 17)

Vovgehen kfinnca nicht aUfemeiae philosophiscbe EnrSgviigeii, aondon nur die

Rttekiiehten auf die UtsSeUicben VerbaitniMe naSgebend lein.» — Et tnSehte

freüicli wenig F.rspriefilicbes an den Tag kommen, wenn der Verfasser dieies Scati-

ments sich auf das Philosophieren verlegen würde. Aber man möchte gern wissen,

was unter „Rücksichtnahme auf die tatsächlichen Verhältnisse" verstanden ist. — e?

sei denn panz eirif.ich die Rücksicht auf die im preuflisthen Landtag ausüclilag-

gebenden Interessen des Agrarkapitalismus. Vcmmtlich liegt die übliche Anspielung

auf die „Realpolitik** daria, wie maa tidi deaa in Dentschlaad icgdmifltg dann
aaf Bismarck zn berufen pflegt, wenn es sich um ein Feigenblatt Ar die ödeste

^ Ideal* aad Geiinaungslosigkeit handelt — Es nag hier, am ScbluS naserer Be«

tracbtungcn, doch dem Erstavnen darflber Aosdmck gegeben werden, dafi das

preufliscbe Laodwirtschaftsministerium, welches doch mindestens über eine wissen-

schaftlich aMspereirhnct geschulte und verdiente Kr.ifl verfügt, die .\bfassung der

wirtschatllichcn Teile der ,,M<-tive" dieses Knlwnr'V-; ofTenhar irgend einem v.illitf

unreifen Anfänger Uberlassen konnte. Der Koolra&t gegen die — bei allen auch

in dieser Hinsidit bestehenden Bedenken scharf uad grdndlich duichdachlen rein

juristischen Partien ist geradesu blamabel. Es war eia Diag der UnmögUehkcitf diesen

Flatthdtea gegenftber flbciaU höflich su bleiben.

Digitized by Google



AgranUüttMcbe v. «oiialpolit Betr»dthin^ sar Fideikonuniflfnigc in PreuSen.

hauinff zahlreicher kleinerer Fideikommi^jündungen voUeods

wird fücht „aristokratische Gesianung" in irgend einemSinn des Wortes

erzeugt, sondern — wie immer wieder gesa^ werden mu6 — es

werden Familien, die nach ihren Einkommensverhaltnissen auf be-

scheidene bürgerliche Lebensführung hingewiesen wären, mit feu-

dalen Prätensionen erfüllt. Die Möglichkeit bürgerlicher und

briefadliger Fideikommißg^ndung überhaupt aber lenkt, indem sie

die verächtlichste Eitelkeit kitzelt, das bürgerliche deutsche Kapital

von dem Wege ökonomischer Eroberungen in der weiten Welt

in verstärktem Maße auf die Bahn der Schaffung von Rentiers-

existenzen, die ohnehin im Zuge unserer protektionistischen Politik liegt

Denn Rentenschutz ist ja die Signatur unsereriWirtschaftspolitik.

Welchen allgemeineren Gesichtspunkten sich die Konsequenzen

dieses Systems fügen, ist hier nicht zu erörtern. Nur auf einen

I'unkt, der auch in unseren Zusammeniiang gehört, sei hingewiesen.

Die Gefahren des sog. „Industriestaates" : — „Abhängigkeit" vom
fremden Markt bei industriellem Export, von fremder Zahlungs-

bereitschaft beim Kapitalexport, von fremden Getreideüberschüssen

bei beiden, da beide den Getreide-Import mit sich ziehen — pflegen

duster und in den lacheiiichsten Übertreibungen geschildertsuwerden.

Unsere Wirtschaftspolitik sperrt das ausländische Korn aus — und

lädt das eigene durch Hunderttausend ausländische Menschen mit-

produzieren, die importiert werden und ohne welche ein grofier Bruch-

teil der Großbetriebe des Ostens, eben derer, welche die grofien Ge-

treideüberschiisse liefern, heute nach ihrer eigenen Behauptui^ nicht

mehr bestehen können. Ein Federstrich der russischen Regierung

ist also imstande, sie zu Boden zu schleudern und ich möchte denn

doch eine Form der „Abhängigkeit vom Ausland" kennen lernen,

die an verhängnisvoller Tragweite an diese heranreichte. £ine

Politik, welche diese Großbetriebe künstlich zu stützen sucht,

wie der Entwurf es will, verlcnechtet uns russischer Polizeiwillkür.

Das hier keine Gespenster an die Wand gemalt werden, haben

gewisse, nach meinem Gefühl für uns entwürdigende Voi^änge, die

sich abspielten als ein russisches Sachsengängerverbot zu drohen

schien, jedem, der sehen will, deutlich genug zeigen können. M Dem
politischen System, unter dem wir zu leben haben: — der inter-

^} Bei dem heatigen Gang unserer Politik vQnle es nicht abenruchen, wenn

man uns — unter Berufung auf den italicnisch-franzo€tichen Vertrag — unter der

Etikette „internationale Sozialpolitik'* ein Abkommen mit Kußland bescherte,

durch welches — gegen Konsessionenl — die Russen den Gutsbcsiuem die ver»
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nationalen Solidarität der „staatserhaltenden" Interessen, welche uns^

durch imaginäre dynastisc! e \tnd sehr materielle kapitalistische Inter-

essen getragen, zu einem Vasallenstaat machen wird und der Gerii^f-

Schätzung der Welt preisgegeben hat — diesem System fugten ae

sich nur zu gut ein. Wer aber die beneidenswerte Stirn besitzt, tine

solche Politik im Gegensatz zu irgend einer anderen eine „natio*

nale" zu nennen, mit dem ma^ diskutieren, wer Zeit und Lust zu

dem X'crsuch hat, die ekelerregende ! frrr-'rhnft Irr „konser-

vativen Phrase" bei Leuten zu bekämplen, deren materielles

Interesse damit verknüpft ist, daß sie selbst oder daß wenigstens —
diejenigen, „deren kein Knde ist", an diese l iirascn ghauben.

Möchten schließlich die politischen Gründe für die Heil)eliakung

der hdcikonmiissarischen Sicherung eines gewissen Bestandes groß-

grundbesitzlicher FamiHcn noch so gewichtige sein — und wir haben

uns nicht davon zu überzeugen vermocht, daü dies unter den

heutigen Verhältnissen unter irgend welchen Gesichtspunkten

der Fall sei, — so würde es dennoch unter allen Umstanden

jetzt hohe Zeit sein, das „goldene Buch" zu schliefien. Mehr

als der Flacheninhalt einer ganzen Provinz ist jenen angeblichen

Interessen bereits geopfert: das mufl auch dem extremsten Fana-

tiker fiir dies Institut genügen. Der vorgelegte Gesetzentwurf aber,

anstatt materielle Schranken zu schaffen gegen die Gelüste des

Kapitals, Boden als Rentenfonds zu Nobilttieningszwedcen aufoi-

häufen, frönt in dieser Hinsicht dem gewissenlosesten „Manchester*

tum*', offenbar in der dunklen Vorstellung, durch Bindung des

Bodens und Nobilitientng seiner Besitzer an die Stelle des unbe-

quemen Geschreies agrarischer Interessenpolitiker von heute bequeme

und satte Parvenüs zu setzen, die das Bedürfnis haben, sich in der

Gmade der Hofes zu sonnen. Ob auch nur diese — naturlich un-

au^esprochcne — Hoffnung auf dem betretenen Wege zu erfüllen

wäre, bleibe hier dahingestellt. Es genügt, konstatiert zu hal)en.

da0 die Auslieferung der besten Böden an die Eitclkeits- und

Herrschaftsinteressen des Agrarkapitalismus — das Ergebnis der

vom Entwurf sanktionierten materiellen Fideikommißgründungs-

frciheit — einem Lebensintcrcssc der Nation: dem an einer /.ahl-

reichen und kräftigen Bauernbevölkerung jede Zukunft

abgräbt

tragsmäfiige Sicherheit geben wttrden, Polen tu importieren. — In dieser Hinsiebt

ist heat schlechthb Altes möglich.
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Dreizehn Jahre sozialen Portschrittes in Neuseeland.

Von

RICHARD H. HOOPER,
London.

\'on dem Bei^inn der Selbstverwaltun er an bis /um Jahre 1891

ist die Richtung der inneren Politik Neuseelands vor \vi eckend be-

stimmt durch die Interessen der Großgrundbesitzer und der Finanz-

kreise, die in der Kolonie festen Fufi gefaßt hatten und die die

Verhältnisse der alten Welt» aus denen sie entsprungen waren, auf

die neue übertrugen.

Es soll damit nicht gesagt sein, dafi es dem alten Regime an

weitsichtigen Maßnahmen und groOdenkenden Staatsmännern fehlte»

wenn auch die letzteren durch Parteieinflüsse oft gelähmt wurden.

Neuseeland verdankt ihnen sein Staatsbahnsystem, ein Staat*

liebes Lebensversicherungsamt, ein geregeltes Grundbuchwesea,

Diäten für die Parlamentsmitglieder u. a. m. Auch das allge-

meine Wahlrecht lur alle mündigen männlichen Personen wurde
unter ihrem Regime erkämpft Freilich waren dnige dieser Maß-
nahmen weniger die Folgen einer überlegten Politik als des Zwanges

der Verhältnisse; die Wahlrechtsreform insbesondere war dem Druck

der öffentlichen Meinung und dem Einfluß Sir George Greys zu

verdanken, der sich zum Verfechter liberaler Ideen machte.

Das so gewonnene allgemeine Wahlrecht war es vor allem»

das den Stuiv des alten Regimes herbeiführte.

Dns Knde der 8ocr Jahre brachte schlechte Zeiten für Neu-

seeland. Die Kolonie litt unter den Xarh'A'irkuntjen einer Mausse-

periode, die Finanzlage des Staates war ungünstig, die l'reise der

Stapelprodukte fielen und der Handel st.ind im Zeichen der De-

pression. In dem jungen, dünn bevölkerten Lande, mit seinen
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reichen, noch unentwickelten natürlichen Hilfsmitteln sahen sich da-

mals Tausende der besten Arbeiter durch die Ungunst der Verhält-

nissc zur Auswanderung, meist nach Australien, gezwungen. Durch

eine drastische Einschränkung der Ausgaben im Zusammenhang

mit Erhöhung der Steuern gelang es der Regierung, das Budget

ins Gleichprewicht zu bringen ; mehr war nicht zu erreichen, weil

die wirtschaftlichen Reformen, weiche allein eine liesseruncy bringen

konntet;, im direkten Widerspruch zu den Traditionen urui Prin-

zipien der herrschenden Partei standen. Die Unzufriedenheit mit

der Verwaltung war auf ihrem Höhepunkt angelangt und die Zeit

für eine durchgreifende Änderung gekommen.

Die im Jahre 1890 stattfindende allgemeine Wahl bot den An-

laß zum gemeinsamen Vorgehen aller fortschrittlich gesinnten Ele-

mente. Die Wahl drehte sich vor allem um die Ersetzung der al!

gemeinen Vermögenssteuer durch eine Gruad wcrtsteuer wie sie die

Liberalen der damaligen Oppositionspartei forderten. Die bestehende

Vermögenssteuer verdankte ihre Entstehung den persönlichen. Staats*

stnialistKch angdiauditen Ideen des Führers der Regieningfqpaitei,

Sir Harry Atkinson, welcher sie als die am meisten der Gerechtig*

keit entsprechende Steuer betrachtete, sie lastete mit besonderer

Schwere auf den Landwirten, weil alle Meliorationen von ihr ge-

troffen wurden. Die Gegenagitation zugunsten einer reinen Grund-

wertsteuer basierte auf den Ideen von Heniy George, die damals

zum ersten Male Einfluß gewannen; auch konnte sie sich frühere

lokale Er&hrungen zunutze machen, denn Str George Gr^ hatte

1878—1879 eine kurzlebige Grundsteuer eingeführt

At^esehen von der Landfrage standen viele unter dem Ein-

flufl der allgemeinen sozialistischen Ideen , weldie damals die

angelsachsische Welt überfluteten, jener Bewegung, in welcher

Bücher wie Bellamys „Looking Backward" und die „Fabian Essays"

eine so hervorragende Rolle spielten. Endlich gab der große

Streik der Seeleute im Jahre 1890, der die Demokratie Austral-

asicns energisch aufrüttelte und erst kurz vor den Wahlen in

Neuseeland ein Ende fand , der oppositionellen Richtung einen

mächtigen Aufschwung. Die organisierten Arbeiter, die im Streik

unterlegen waren , nahmen nun die politische .Arbeit mit einem

bestimmten lüidziel. das ihnen bis dahin gefehlt hatte, auf und

machten gemeinsame Sache mit der liberalen Partei. Das Resultat

der Walü war ein entscheidender Sieg der vereinigten demo-

kratischen Kräfte. Das Ministerium Atkinson demissionierte im
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Januar 1891 und eine neue Regierung kam unter der Führung von

John Ballance ans Ruder; zu seinen Mitarbeitern zählten Richard

Seddon, John McKenzie W. P. Reeves und J. G. Ward, alles Männer,

die bestimmt waren eine bedeutsame RoUe in der Geschichte der

Kolonie zu spielen.

Der neuen parlamentarischen Partei gehörten etwa 6 Arbeiter*

Vertreter an, aber die liberalen Elemente des Mittelstandes, wozu
auch die Vertreter der kleinen Landwirte zu rechnen sind, bildeten

den an Zahl und Einfluß ausschlaggebenden Teil. Die Partei als

ganzes nennt sich selbst die „liberale", Db^lcicli manchmal der

Doppelname
,
.liberale Arbeiterpartei" gebrauciit wird. Die Bezeich-

nungen: „Radikal'* und „Sozialistisch" sind in der neuseeländischen

Parteiphraseologie niemals im Schwung gewesen. Auf europäische

\>rhältnisse angewendet würde indessen die Bezeichnung „sozial-

i.id.kal die neue Partei besser kennzeichnen. Des weiteren hat

die alte Partei, die seit 1891 die Opposition bildet, den ent-

sprechenden Namen der „Konservativen" nie akzeptiert oder unter

ihm gekämpft; sie betrachtet ihn als Beleidigung, da sie ebenso

vom Gdste des wahrhaften Liberalismus erfüllt sei, wie die Re-

gieningspartd. Von einigen Schriftstellern ist die demokratische

Partei Neusedands auch nadi dem Beispiel der fortschrittlichen

Partei in der Londoner Gemeindepolitik die „progressive" genannt

worden. Indessen wollen wir in diesem Artikel, um der lokalen

Korrektheit und der Kürze willen, die Bezeichnung ,,liberal" für die

seit 1891 herrschende Partei festhalten.

X. Die liberale Politik: lögx—1903.
•

Die neue Regierung, der politische Propheten nur ein kurzes

Leben voraussagten, zögerte nicht ihr sozialreformatorisches Pro-

gramm zu verwirklichen. Eine scharfe Opposition war im Volks-

tämlichen Unterhaus zu bekämpfen, doch der konnte man ofien

entgegentreten. Schwerwiegender war die Obstruktion im Ober-

haus, das aus lebenslänglichen Mitgliedern bestand (später wurde

die Dauer der Mitgliedschaft auf 7 Jahre reduziert) und durch seine

Feindseligkeit der Arbeit des ersten Parlaments sehr hinderlich war.

Sir Harry Atkinson hatte nach seiner Niederlage bei den Wahlen

vor seiner iXbdankung noch sich und ein Dutzend seiner Anhänger zu

Mitgliedern des Oberhauses ernannt, dessen Präsident er wurde.

Diese eigenartige Paktik hatte zur Folge, daß die Liberalen im Ober-
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bausp nur auf etwa 6 Stimmen von den vorhandenen 46 rechnen

konnten. Da der hauptsächlichste Funkt des Regierungsprogramm^

jedoch die Abänderunjif der Steuer betraf, auf welche das Oberhaus

verfassungsgeinäß nur einen gerinsj^en Einüui) ausüben konnte, so

gelang es die Vermögenssteuer abzuscliaffcii und durch eine Ein-

kommens- und Grundwertsteuer zu ersetzen.

Ferner tat die Regierung den ersten Schritt auf dem Gebiete

des Arbeiterschutzes durch die Einfuhrung eines primitiven I .iLi.k-

gesetzes. Wir werden später auf die wichtigsten, den (nundbesiti

und die Arbeitsverhältnisse betrefTenden Gesetze der neuen Re-

gierung zuriickkommen. Kleinere Gesetze usw. werden wir kurz

im Laufe dieser Einleitung erwähnen.

Im folgenden Jahre (1892) war das Parlament vor allem mit

einem Niederlassungsgesetz beschäftigt Das Gesetz John McKenzies

änderte die Niederlassungsbedinguogen zugunsten der bona fide

Ansiedler und führte ein auch dem kleinen Mann zi^;ängliches Staat«

liches Erbpachtrecht ein. Durch das Gesetz über Landerwerb
zu Niederlassungszwecken wurde der Staat in die Lage ver*

setzt große private Besitzungen einer dichteren Besiedelung wieder

zugänglkh zu machen. Sk Harry Atkinaon starb in diesem Jahr.

Ehe die Sessionsperiode von 1893 begann, erlitt die Regierung

einen schweren Verlust durch den Tod des Premierministers Ballance.

Das Ministerium wurde unter der Leitung Seddons, aber ohne

wdtere wesentliche Änderungen, neu gebildet. In dieser Sessions-

periode war nach mancherlei parlamentarischem Hin und Her in

beiden Parteien vor allem die Ausdehnung des Stimmrechtes
auf die Frauen zu verzeichnen. Des weiteren wurde das öffent-

hche Interesse stark durch die Alkoholfrage in Ansyjrucli genonuiien,

die durch encrL^ische Anhänger der Abstineiizbewegung in der

liberalen Partei in den Vordergrund gerückt wurde. Die Regierung

erledigte die Frage durch das Gesetz iiber die tn)crwachung
des Verkaufes von alkoholhaltigen Getränken, durch

welches ein System direkter lokaler Abstimmung eingeführt wurde,

welche alle drei Jahre über die Reibehaltung, Beschränkung oder

Abschaffung der Schankkonzessionen entscheidet und die zugleich mit

den i'arlamcntswahlcn, nach dem gleichen Stimmrecht und mit der-

selben Wahlkreiseinteilung stattfindet Obgleich för die Abschaffung

der Konzes^onen eine Zwetdrittelmajoritat erforderlich ist, wurde

sie in mehreren Distrikten durchgeführt, wahrend zugleich die

Stimmenzahl der Prohibitionbten standig wächst
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Unter den kleineren Arbeiterschutzgesetzen , die dickes erste

liberale Parlament zustande brachte, können wir noch verzeichnen : ein

Truckgesetz, ein Gesetz über die Priorität der Lohn-
forderungen der Arbeiter bei Submisstonsarbeitcn, das ihnen ein

Pfandrecht sicherte, ein Gesetz über die Auszahlung der Löhne,
das eine prompte regelmäßige Auszahlui^ der Löhne durch die

Unternehmer sicherstellen sollte. Im Bergwerksgesetz und im
Gesetz über Kohlenbergwerke befassen sich besondere Ab-
schnitte mit den Interessen der Arbeiter; Frauen und Kinder

dürfen in Kohlengruben nicht beschäftigt werden. Das Gesetz über

die Haftpflicht der Unternehmer wurde ebenfalls verschärft.

Auch in der Verwaltung brachte die Periode von 1891^93
mancherlei Bemerkenswertes, so die Errichtung eines Ackerbau- und
eines Arbeitsamtes. Des weiteren ist die Einführung der genossen-

schaftlichen Arbeit bei der Herstellung öffentlicher Bauten ^^u er-

wähnen. Das System wird hauptsächlich beim Strafen- und Eisen-

bahnbau angewandt und hat dem Privatunternehmerwesen mit seiner

häufig minderwertigen Arbeit so ziemlich ein Ende gemacht. Die
Arbeit wird an genossenschaftliche Gruppen im Akkord zu „ge-

rechten" Lohnsät7xn vcrf^eben, das Verdienst betränkt im Durch-

schnitt 7^ ., bis <S sh. täglich. Das System crmö<^licht der Regierung,

die Arbeiliilosigkeit zu kontrollieren und ihr abzuhelfen. Es hat

sich im Laufe der Jahre bewährt, nachdem einige schwache Punkte

mit zunehmender Erfahrun;:^ verbessert worden sind und besteht

heute in voller Wirksanikeii. Dann ist die Erwerbung des 84OOO
acres unifassenden Cheviot Hstales durch die Regierung zu er-

Vfc-ähncn, zu welcher das Gesetz liber die Grundsteuer die Veran-

lassung bot. Der Eigentümer hatte sich nänilicli über die zu hohe

Steuerveranlagung beklagt; die fragliche Summe betrug 260 cxx>/', aber

die Regierung, die ein Exempel statuieren wollte, gab nicht nach und

der Erfolg hat für sie gesprochen. Zur Zeit der Obergabe er-

nährte der Besitz einige Schafer und Landarbeiter, im ganzen etwa

80 Personen; heute, nachdem die Regierung für eine dichte Be-

siedelung gesorgt hat, sind dort tausendPersonen ansässig; schmucke

Heimstätten sind über das Land verstreut und die Siedelung bringt

dem Staat dne gute Rente. Die anderen Großgrundbesitzer haben

sich dies zur Lehre dienen lassen.

Ende 1893 mußte die Regierung den ersten Wahlkampf durch-

fechten. Sie konnte sich auf einen guten Anfeng berufen und die

Handlungsweise des Oberhauses sozgte för eine wirksame Wahl*
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parole. Ein Element der Ungewifiheit wurde durch das neue

Frauenstimmrecht in den Kampf hineingetragen, da jede Seite auf

diese Unterstützung rechnete. Die Wahl brachte den Liberalen

einen entscheidenden Sieg: und eine verdoppelte Majorität Nach
dieser nachdrücklichen Bejahung^ der fortschrittHchen PoUtik durch

das Volk — die das Oberhaus wohl nachdenklich stimmen konnte —
ist es nicht erstaunlich, daß das Jahr 1894 besonders ereignisreich

wurde. An erster Stelle unter den wiederaufgenommenen und
diesmal angenommenen Gesetzen steht das Gesetz über die g^e-

werblichen Einigungsämter undSchiedsgerichte. Ein

sehr fortschrittliches Arbeitcrschutz<Tfcsetz ersetzte dasjenii^e von

1891. Das Gesetz über „Kaufläden und kaufmännische
An^^estellte" sorgte auf ähnliche Welse für eine andere Klasse

von Arbeitern. Den Interessen der Seeleute wurden wichtige Er-

weiterungen des Gesetzes über Schiffahrt und Seeleute ge-

recht Das Koalitionsrecht wurde durch einen Zusatz zu dem
Gesetz über Verschwörungen (Conspiracy law) freiheitlicher ge-

staltet. Auch für (!io a.:: irischen hitcressen (unter denen man m
Neuseeland im allgeuieineii diejenigen der kleinen Ansiedler ver-

steht) wurde gesorgt. Bei dem großen Preissturz der landwirtschaft-

lichen Rohstoffe sahen sich die Landwirte durch die noch herr-

sehenden hohen H)^othekenztnsen sehr benachteiligt Der Staat

griiT deshalb ein und benutzte in dem Gesetz über die Vorschüss e

an Ansiedler seinen Kredit um den Bauern biUtges Geld unter be*

quemen Bedingungen und mit geringer Amortisationsquote zu ver-

schaffen. Das Gesetz über Landerwerb wurde durch die Einführung

einer ZwangsenteignungsMausel verschärft. Durch ein Gresetz über

die Molkerei-Industrie wurde der erste Schritt auf dem Gebiete

einer staatlichen Forderung und Kontrolle des Exportes von Landes-

produkten getan. Zu erwähnen ist femer das Graranti^esetz fiir

die Bank von Neuseeland, durch welche die Regierung den Zu-

sammenbruch des führenden Finanzinstitutes verhinderte und Neu-

seeland vor einer Bankkrists, wie sie damals in Australien ausbradi,

bewahrte.

Zwei kleinere Arbeiterschutzgesetze kamen 1895 zustande:

dasjenige über r.ohnpfändung, welches die Pfändung eines Lohnes,

von weiÜLTcr als 2 X die Woche verbot und das Gesetz über Ar-

beitsvermittlun|,^ welches die privaten Stellenvermittler einer strengen

staatlichen Kontrolle unterwarf.

Im Jahre 1896 gelang es der Regierung nach längerem Wider-
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Stand des OberiMnses das ^ndp der Gnindweitbcsteuerang liir

die Kommunalsteuern in Anwendung zu bringen, allerdings nur

fidnihativ. Landfrage wurde auch indirekt berührt durch das

Gesetz über: „Government Valuation of Land'', durch welches das

Prinzip der staatlichen Taxierung des Grundwertes ausgesprochen

wurde, um eine einheitliche Bewertung sowohl zum Zwecke der

Staats- und Kommunalbesteuerung, wie auch iur Beleihungen zu er-

zielen. Das Gresetz war speziell dazu bestimmt eine klare Definition

und eine möglichst vollständige Erfassung des unmeliorierten Wertes

neben demjenigen des in den Boden gesteckten Kapitals zu ermög-

lichen, in Übereinstimmung mit den von dem Lande angestellten

Prinzipien der Besteuerung.

Die Arbeitergesetzgebung bestand in einem freiheitlich gefaßten

Zusatz zu dem Gewerkschaftgesetz. Eine Änderung des Wahlgesetzes

schaffte die letzte Spur des Privilegs des Eigentums in politischen

Dingen ab, indem es den Grundbesitzer das Recht nahm, welches

ihnen gestattet hatte, entweder dort zu wählen, wo ihr Grundbesitz

lap oder da, wo sie ihren Wohnsilz hatten. Dies war der Ab»

Schluß des vollständiLT crleichen allrfcmcinen Wahlrechts.

Zu Beginn dieses Jaiircs hatte der Arbeitsminister dem das

Gesetz über die obligatorischen Kinigungsämter u. a. m. zu ver-

danken war, Mr. Recves die wichtige Stellung als Generalagent für

Neuseeland in London übernommen, die er noch heute inne hat.

Das Portefeuille des Arbeitsministcriums ging an Mr. Seddon über,

der heute noch an der Spitze dieses Deparicmcnts steht.

Gegen Ende des Jahres 1896 fand wieder eine allgemeine Wahl
statt, die zugleich einen der kritischsten Punkte in der Geschichte

der liberalen Partei bezeichnet Aus ihrer einigermaßen schwer-

falligen Majorität hatte sich ein Hnker Flügel ausgeschieden, haupt-

sachlich bestehend aus Radikalen und Unzufriedeneni dem es jeden-

Ms nicht an Tüchtigkeit mangelte, die aber mit einem guten Teil

von Verschrobenheit durchsetzt war. Die eigentliche Oppositions-

partei madite sich, indem sie säch auf verschiedene angebliche

Sünden der Verwaltung berief, zu einem starken Widerstand bereit.

Trotz aUedem ging die Regierung aus dem Kampfe mit einer wenn
auch stark reduzierten Majorität hervor, die jedoch zur Führung

der Geschäfte vollständig ausreichte; der linke Flügel war in den

Wahlen fast ganzlich in die Brüche gegangen.

Das neue Parlament widmete sich im Jahre 1897 mit einem

bedeutenden Aufwand von Zeit und £nefgie einem Altersversorgungs^

Digitized by Google



Riebard H. Hooper,

gesetz, welches jedoch vom Oberhaus verworfen wurde. Im UA-

genden Jahre wurde dasselbe Gesetz nochmals von der Regiening

eingebracht, und nach lai^en und schwierigen Kämpfen, welche

bedeutende Änderungen zur Folge hatten, im Unterhaus ange-

nommen. Im l^ufc der letzten Jahre hatte die Reti^ierung nach

und nach so viele ihrer Anhänger zu Mitgliedern des Oberhauses

ernannt, dafi die Parieien sich hier so ziemlich die Wage hielten;

trotzdem waren die degner des Gesetzes noch stark genug. Die

Sache ging jedoch sehr zahm aus, indem der Präsident des Ober-

hauses den Gesetzentwurf als einen finanziellen bezeichnete, der

verfassungsj^emaß im Oberhaus nicht abgeändert werden dürtte,

sondern in der vorliegenden l orm anzunehmen oder zu ver-

werfen sei. Die Folge war die Annahme des Gesetzes, welches

die erste Ahcrsversicherung ohne Hciträt^^e der versicherten I^er-

sonen darstelU. In derselben Legislaturperiode wurde auch ein

Gesetz über die Reform des Kommunalwahlrcchts perfekt, wclclios

dasselbe auf die Höhe des englischen \\ ah h echtes erhob. Die

KomniunalpoUtik war bis dahin ziemlich vernachlässigt worden,

da die Reformpartei ihre ganze Kraft der staatlichen Gesetzgebung

gewidmet hatte; auch heute noch ist das Interesse für kommunale

Angelegenheiten ein weit geringeres als dasjenige für staatlidie

Maßnahmen.

In demselben Parlament (1897— 1899) wurde noch ein Gesetz

erlassen, welches die Sonntagsarbeit in Beigwerken verbot, weil

die Bergwerksgesellschaften nach und nach den sonntaglichen

Ruhetag für sich in Anspruch genommen hatten; ferner ein Gc-

setz, welches die Errichtung genügender Schutzhauser für die Schaf*

scherer auf den großen Schafzüchtereien vorschrieb, sodann ein Ge-

setz, welches das im Oktober gefeierte Arbeitsfest zu einem offent*

liehen Feiertag machte ; endlich ein Gesetz, das den Unternehmern

verbot von den Lohnzahlungen Abzüge für Unfallversicherung zu

machen, ein Gesetz, welches jedoch teilweise nur fakultativ ist.

Die Regierungsmajoritat war gegen Ende der parlamentarischen

Session allmählich stark zusammengeschrumpft und die Hoffnungen

der Opposition wurden neu belebt Die Wähler blieben jedoch

dem fortschrittlichen Programme treu und nach der Wahl, die

Ende 1899 stattfand, sah sich die Reperun«^ wiederum an der

Spitze einer Majorität, welche der am Beginne der Session 1S96

tingefahr ^dcich war.

Das neue Parlament beschäftigte sich im Jahre 1900 mit einem
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Gesetzentwurf über die Entschädi^'ung von Arbeitern für Unfölle usw.

In der Form, in welcher dieser I .ntwurf Gesetz wurde, kann er als

sehr weitp^ehend anj^esehcn werden. Da der Wortlaut es zweifel-

haft erscheinen ließ, ob auch die ländlichen Arbeiter unter seine

Bestimmungen fielen, so wurden dieselben 1902 ausdruikluli ein-

bezogen. Es sei hier erwähnt, daß bereits iS^QQ die Errichtung

eines staatlichen l'nfallversicherun^amtcs crfolf^t war, hauptsächlich

um die X'ersichcrung desjenigen Risikos zu ermöglichen, welches

<3as Gesetz den Arbeitgebern für Unfälle ihrer Arbeiter auferlegt

hatte. Im Jahre 1900 wurde ferner ein Gesetz erlassen, welches

die Zahlung^ bestimmter Minimallöhne bei allen von Öflfentlichen

Körperschaften vergebenen Submissionen vorschrieb.

In demselben Jahre wurde der Landwirtschaftsminister John

Mc Kenzie durch Krankheit genötigt sein Amt niederzulegen; er

starb im Jahre 1901 , nachdem er — wie vor ihm Ballance und

Atkinson — seine Gesundheit dem Staatsdienst geopfert hatte.

Das Jahr 1901 brachte ein Gesetz, durch welches die Regierung

in den Stand gesetzt wurde, Kohlenbergrwerlce zu erwerben und zu

betreiben. Es sollten in erster Linie die Bedürfnisse der Staats-

eisenbahn und Staatsdampfer hierdurch befriedigt werden, etwaige

Überschüsse dürfen auf dem Markt verkauft werden; die Absicht

war, ein drohendes Kohlenmonopol zu verhindern.

Im Jahre 1903 ist nur ein Gesetz über Beaufsichtigung von

Maschinen zu erwähnen, welches eine Anzahl früherer Bestimmungen

konsolidierte. Das neue Parlament (1900— 1902) hat sich weniger

mit neuen Maßnahmen als viclmelir mit dem Ausbau der alten be-

faßt, es wurde besonders die Eabrikj:;esetz<^ebung und diejenige

über die Eini^unn^sämter weiter ausgebaut, wobei die letzteren von

der Opposition stark angegriffen wurden.

Am .'Schlüsse des Jahres 1902 gelang es der liberalen Partei,

zum vierten Male siegreich aus der allgemeinen Wahl hervorzugehen,

ihre Majorität stieg sogar unerwarteterweisc avif die Höhe der bis

dahin unerreichten von 1893. D.is neue Parlament ist dasjenige,

welches heute im Amte ist Es hat bereits gute Arbeit geleistet: das

Arbeitsamt wurde gesetzlich konstituiert und ihm die Befug-

nisse verliehen, deren es zu seiner Arbeit bedarf. Es steht unter

der Leitung von E. Tregear, der es bereits mit so großem Erfolg

in seiner früheren Form geleitet hatte. Es mag sonderbar er-

scheinen, daß man diesem so wichtigen Amte erst jetzt eine gesetz-

liehe Basis gab; man muß jedoch bedenken, daß bei seiner Etn-

Aichiv für SoiUlwitMUchiA v. SonalpoUtik. 1. (A. f. m. Q. h. St. XIX.) 3. 3^
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riclitun^ die Arbeiterschutzgesetzgebun^ noch in den Kinderschuhen

steckte und die Regierung, die damals ihrer Majorität durchaus,

nicht sicher war, hielt es für richtiger dies so viel angefeindete Amt
nicht den Angriflfen in der Kammer auszusetzen. Später war man
zufrieden, keine Änderungen zu machen, jetzt aber ist auch dieses

Amt in den Verwaltungskörper der Kolonie fest eingegliedert, so

daß auch ein reaktionäres Ministerium ihra nicht viel schaden kainu

Ein sozialistisches Gepräge trägt die Gesetzgebung über staatliche

Feuerversicherung, die schon seit Jahren zur Diskussion gestanden

hat Sie wird JedenläUs dazu beitragen, dafi kein Syndikat der

Versicherungsgesellschaften die Prämien allzusehr in die Höhe treiben

kann; dem Widerstand der Gesellschaften ist es zu verdanken, daft

diese Maßregel erst jetzt zur Durchführung^ gelangte. Die Regieniog

ist zurzeit mit der Oiiganisation dieses neuen Amtes beschäftigt.

Durch das Gesetz über den Export von Landesprodukten sowie

durch dasjenige gegen die Schädlinge in den Obstplantagen usw.

erhielt die Regierung eine weitgehende Kontrolle über den Ausfuhr-

bandd; sie hat jetzt genügende Befugnisse um die Ausrottung von

Schädlingen der Obstindustrie in die W^e zu leiten. Ein weiteres

Gesetz gab der Regierung einen Anteil und die Kontrolle über die

Bank von Neuseeland, wir werden hierauf noch zurückkommen.

Wir haben hiermit die wichtigsten Maßnahmen des neuen Re-

gimes bis auf den heutigen Tag Revue passieren lassen; es ist selbst*

verständlich, daß die besprochenen Maßnahmen nur einen geringere

Teil der Gesetze und Verordnungen umfnssen, die während dieser

Periode erlassen wurden und unter denen sich manche interessante

halbsozialistischen Maßnahmen befinden. Zu erwähnen wäre viel-

leirht noch die imperialistische I'olitik der liberalen Re^:^icrung, be-

sonders die tatkräftige Unterstütz. ung^, die dem Mutterlande w'ährend

des Transvaalkricges zuteil wurde und ebenso die Schaffung eines-

ZolUarifes, durch welchen Großbritannien eine bevorzugte Stellung

eingeräumt wird. Neuseeland hat hierdurch gezeigt, daß sich eine

imperialibtische Politik auf breiler Grundlage wohl vereinigen läßt

mit der Durchführung weitgelien«.lsicr sozialer Reformen im Innern«

Der wirtschaftliche Aufschwung.

Wenn wir die Wirkungen der geschilderten Politik untersuchen

wollen, so ist vor allem zu sagen, daß Neuseeland sich während

der letzten Jahre eines allgemeinen Wohlergehens erfreut hat und

r
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daß die Kolonie sich in einer p^ünsti«xen Lage befindet Das müssen

selbst die erbittertsten (le^aier der liberalen Ref^ierung zugeben.

Seit dem Beginn des neuen Regimes im Jahre 1891 ist der Wert

der in der Kolonie hergestellten Fabrikate von 8 auf 17 Mill. £
gestiegen; der Außenhandd von 16 auf 27 Mill. £, die Sparkassen-

einlagen von 3 auf 8 Mill., die Ertragnisse der Einkommensteuer

von 67000 £ auf 300000 £, Die staatlichen Einkünfte sind io

ständiger Zunahme begriffen und weifen seit Jahren Übetschüsse ab»

die hauptsächlich zu öffentlichen Bauten verwendet werden; die 6e-

siedelung des Landes ist entsprechend dichter geworden und die

Arbeitslosigkeit hat sich in engen Girenzen gehalten.

Die Zunahme des VoUcsreichtums ist nicht das Resultat einer

starken Bevölkerungsvermehrung durch Einwanderung oder Geburten-

überschud, sondern ist vielmehr einer gesteigerten Produktivität zu

verdanken. Im Jahre 1902 schätzte man das Privatvermögen per

Kopf im Durchschnitt auf 297 £ gegen 232 £ im Jahre 1893.

Zahlen wie die obigen können natürlidi ein sehr irreführendes Bild

der Lage eines X'olkcs geben; aber man darf wohl behaupten, daft

in Neuseeland die produzierende Bevölkerung — sowohl die Lohn-

arbeiter wie die Bauern — sich einen großen Teil dieses zahlen-

mäßig dargestellten Ziuvarhscs gesichert haben und daß die Ver-

teilung tatsächlich eine einigermaßen gerechte ist. Dies ist zum
großen Teil der Gesetzgebung des neuen Regimes zu verdanken,

die die Monoiiolisierung des Grundbesitzes eingeschränkt und die

den Arbeitern durch die Wirkungen des Kinigungsamtes und ähn-

licher Gesetze eine bessere Bezahlung gesichert hat.

Betracliten wir die Zunahme des \^'ohlstandes oluie Rucksicht

auf seine Vertcihuig, so scheint es fast unnötig auf die befruchtende

\\ iikung der liberalen Politik hinzuweisen, die eine dichtere Be-

siedelung forderte, billiges Geld und sachverständigen Rat für

Meliorationen schaffte, den Staatseisenbahnbetrteb nach den Wün*
sehen der Produzenten gestaltete und den Exporthandel über-

wachte. Lassen wir uns mit diesem Hinweis auf den Anteil der

liberalen Politik an dem Gedeihen des Landes genügen. Andere

Faktoren sollen nicht vergessen werden — unter diesen ist vor

allem zu erwähnen die M^lichkeit, leicht verderbliche Nahrungs-

mittel in Kühlräumen auf weite Strecken zu transportieren, des

weiteren die günstigen Preise, welche die neuseeländischen land-

wirtschaftlichen Produkte auf dem Weltmarkte erzielt haben.

Da Neuseeland auf den Zuflufi fremder Kapitalien angewiesen
3»*
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ist, so muß es mehr exportieren als importieren, um seinen Ver-

pflichtungen nachkommen zu können. Bis jetzt sind Ackerbau und

Viehzucht die Haupterwerbsquellen des Landes. Für den Export

kommen vor allem Wolle, gefrorenes Fleisch sowie Butler und Käse

in Frage, die gewerbliche Produktion (besonders die Herstellung von

gebrauchsfertigen Gegenständen) kommt erst in zweiter Reihe,

nimmt aber uater der Herrschaft des Schutzzolles ständig zu, doch

kommen ihre Erzeugnisse nur auf die lokalen Markte. Obgletch

der Groldexport äemlich betrachtlich ist, so ruht doch die Gold-

produktion Neuseelands auf keiner durchaus sicheren Basis und

mit einigen Ausnahmen ist, in Ansehung des zu verzinsenden

Kapitals, der Ertrag der Minen zu ungleich und unzuverlass^ um
den Goldexport in der Handdsbilanz der Kolonie in den Vorder-

grund zu stellen. Die Kohlenproduktion genügt eben fiir den

lokalen Konsum; die Eisenindustrie ist noch unentwickelt

So ist die Kolonie hauptsächlich auf den Verkauf landwirt*

schaftlicher Produkte angewiesen. Als vor etwa 30 Jahren der

große Preissturz in Wolle und Weizen Stattland, wurde Neuseeland

hart getroffen und eine allgemeine Depression trat ein. Gerade zu der

ungünstigen Zeit, anfangs der 80er Jahre, wurde die künstliche

Konservierung durch Kühlmaschinen auf den überseeischen Dampfern

eingeführt und dadurch die Antipoden in den Stand gesetzt, die

Versorgung des großen englischen Marktes mit frischem Fleisch usw.

71! libernchmen. Die i::an/.e Situation war verändert. Fleisch,

Butter 1:, V, w. konn'.rn nur gefroren nusc^efiihrt werden und der

Handel mit diesen i'rodukten hat in den letzten Jahren zum Serben

Neuseelands ungeheuer zuijenommen. Auf den Überseemärkten —
womit in Neuseeland tat.saclilich England gemeint ist — haben die

Produzenten durchschnittlich recht lohnende Preise erzielt, besonders

in den letzten zwei oder drei Jahren. Zeiten mit niederen Preisen

wären natüihcii cm negativer haktor in der LiiLwickiung der

Kolonie.

3. Die gewerblichen Scluedsgerichte.

Wir sind nun genügend orientiert um einij^e der wichtigsten

den Grundbesitz und die .\rbeitsverhältnissc betreffenden Gesetze

nälier zu betrachten. In der Gruppe der letzteren ist unstreitig das

*) Vfl. die Ahhandtang von W. P. Rceves: ««Die obtigAtoriscbcn Schiedi-

(erichte in einigen englischen Kolonien**; in diesem Archiv Bd. XI« S. 63$—57.
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wichtigste das Gesetz über die gewerblichen Einigungsämter und
Sdiiedsgerichte (Industrial Conciliation and Arbitration Act), oder

me wir es kürzer und bezeichnender nennen können, das Gesetz

über die obligatorischen Schiedsgerichte^ denn der Zwang ist sein

vitales Prinzip. Obgleich dieses neuseeländische Gesetz den

Nationalökonomen bekannt sein wird, sollen hier seine Hauptpunkte

kurz aufgeführt werden. Das Gesetz hat zur Voraus5;etzung^ das

\'orhandenscin {/ewerblicher X'^ereinigunc^en, welche aus zwei oder

mehr Unternehnicni oder aus 7 oder mehr Arbeitern bestehen,

die behördlich ein^'eiragcn werden können und dann den Be-

stimmungen des Gesetzes unterstehen. Jede solche Vereinigung

kann, wenn sie bestimmte Bedingungen erfüllt hat, einen Streitfall

vor das für den industriellen Distrikt bestehende Einigungsamt

bringen. Wenn das Amt keine Kinigung zustande bringt, kann

der Fall vor das Schiedsgericht gebracht werden, dessen Kntschei-

dung Rechtskraft hat wie diejenige des obersten Gerichtshofes.

Die Entscheidung des Schiedsgerichtes kann gegen einen einge-

trageiwn Verein von Arbeitgebern oder Arbeitnehmern oder gegen

einen einzelnen Unternehmer bis zu einer Summe von 500 £ an-

gerufen werden.

Das Gesetz ist, wie schon erwähnt, 1894 angenommen worden

;

doch dauerte es einige Zeit, bis die Arbeiter seine Tragweite er-

kannt und noch langer währte es» bis die Unternehmer sich in die

neue Sachlage ianden und sich demgemad organt«erten. In den

letzten Jahren haben indessen die Arbeiter ihre anfängliche Zu-

rückhaltung reichlich ^eder gut gemacht, ja es ist ihnen sogar, selbst

von Freunden des Gesetzes, die an seinem Zustandekommen stark

beteiligt waren, vorgeworfen worden, daß sie zu weit in ihren

Forderungen gingen. Doch kann man dies ruhig für eine vorüber-

gehende Fliase halten. Das Gesetz sollte vor allem Streiks und

Aussperrungen, die sich aus Streitigkeiten zwischen Arbeit und

Kapital entwickeln, verhindern; die Schiedsgerichte sind aber in

praxi die Instanz geworden, die über Löhne, Arbeitszeiten und

alle Arbeitsbedingungen in der ganzen Industrie entscheidet und

die gelegentlich die geheiligte Lehre von Angebot und Nachfrage

ziemlich respektlos behandelt. Wir heben hervor, daß die zur-

zeit im Gesetz enthaltene Definition von „Arbeiter" so lautet: jede

Person jeglichen Alters und Geschlechts, die von irgend einem

Unternehmer gedungen ist, gelernte oder ungelernte, Hand- oder

Schreibarbeit für Lohn oder Entgeld zu verrichten." — Für fast
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jedes Gewerbe in der Kolonie besteht so eine besondere Lohn- und

Arbeitsordnung in Gestalt eines gcsetzhch zustande gekommenen

Einigun^sbeschlusses oder Schiedsspruches, ihre Zahl beträgt zixc

Zeit über 200.

Während tatsachlich alle Gewerbe in der Kolonie unter dem
Gesetz organisiert sind, überwiegen doch die unorganisierten Ar-

beiter; auch bei den Unternehmern verhält es sich ähnlich. Da
das ursprün [gliche Gesetz die Bildung gewerblicher Vereinigungen

unterstützen wollte, so hat das Schiedsgericht den Ansprüchen der

Oi^;anisierten Arbeiter auf Bevorzugung gegenüber den nichtoi^ani-

sierten meistens Rechnung getreten. Bedenkt man, dafi die uii>

organisierten Arbeiter bei jeder anderen Gelegenheit die von ihren

organisierten Genossen erkämpften Vorteile mitgeniefien, so scheint

dies nur gerecht und vernünftig.

Die Lage des Arbeiterstandes hat sich durch die Wirkungen des

Gesetzes erheblich verbessert Wo die Arbeiter nicht alles erreicht

haben, was sie wollten, haben sie doch mdst einen guten Teil

Ihrer Forderungen durchgesetzt Doch darf man nicht ^uben, daß

die Arbeiter nur den Mechanismus des Gesetzes in Bewegung zu

setzen brauchen, um erhöhte Löhne oder andere Vorteile zu er-

langen. Um einzelne, gegenteilige Beispide anzuführen, wurden

Minenarbeiter in den Auckland- Goldfeldern ebenso wie die Arbeiter

an den Setzmaschinen von dem Schiedsgericht energisch at^ewiesen.

Ja selbst Her^setzung der Löhne oder demcntsprechende Maß-

nahmen sind vorgekommen. In solchen Fällen haben sich die

Arbeiter dem Schieds5?pruch loyal unterworfen und wenn auch im

Arger drohende Äußerungen gefallen sind, hat die Vernunft zuletzt

doch immer die Oberhand behalten. De?rylcic!^cn haben die Arbeit-

geber das Gesetz und acinc Bcstimmungm rrsi ckticrt.

So sind die pessimistischen Vorhersagungca der kapitalistischen

Kritiker des (iesetzcs nicht in Erfüllung gegangen: Das Gesetz

sollte die Industrie lähmen; wir finden aber, daß, während 1895, als

das Gesetz in Kraft trat 29879 I'abrjkarbeiter in der Kolcjaic gezählt

wurden, ihre Zahl im Jahre 1903 59049 betrug, auLjer den etwa

22CO Arbeitern der Regierungswerkstätten. Solche Zahlen zugleich

mit den oben angeführten Zahlen über den allgemeinen Wohlstand

sprechen fär sich sdbst

Neuerdings ist vidfach behauptet worden, daß das Gesetz den
Arbdtem nicht wirklichen Nutzen gebrachr habe^ da es dne Ver*

teuerung der Lebenshaltung verursacht habe. In den letzten zwd
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bte drei Jahren ist unleugbar eine starke Preissteigerung eingetreten,

doch können wir der Wirkung des Gesetzes nach dieser Richtung

hin keinen so starken Einflufi einräumen. Der Durchschnittskritiker

übersieht andere handgreiflkhe Ursachen, vor allem die grofle Zu-

nahmt des Ftoduktenexportes. Wenn die Ertragnisse der Kolonie

an Nahrungsmitteln wie Fleisch, Butter, Kase mit Profit exportiert

werden können, anstatt wie früher den lokalen Markt zu über*

sdiwemmen, versteht es sich von selbst, dad eine Prdssteigerung

auf dem letzteren antreten mufl. Auch hat eine solche Zu-

nähme des Wohlstandes, vrie die, deren sich die Kolonie nun seit

Jahren erfreut, gewöhnlich überall ein Anwachsen der Lebenskosten

zur Folge. Die Mieten sind z. ß. in Neuseeland stark in die Höhe
gegangen und zwar viel stärker, als die Erhöhung der Baukosten

durch Entscheidungen des Schiedsgerichtes auch nur entfernt be-

tragen könnte. Ferner ist auch zu bemerken, daß nicht alle Güter,

deren Produktion sich unter der Herrschaft der schiedsgerichtlichen

Entscheidunj]^en vollzieht, teurer geworden sind. Dies zei^t ebenfalls,

dafi andere Faktoren die Verteuerunfr der Lebenslialtunc bedinoren.

Welches auch unrr.cr die Ursachen dieser V'ertcucrung sein mögen,

so behaupten die organisierten Arbeiter dorh. daß das Gesetz

ihnen Vorteile gebracht habe, die Löhne sind eben noch stärker

gestiegen als die Preise.

Das Schiedsgerichtgesetz ist stetig verbessert und sein Wirkungs-

kreis mit zunehmender Erfahrung vergrößert worden. Das Gesetz

wurde 1900 kodifiziert, doch erhielt es 1901 und 1903 weitere Zu-

sätze. Die Einigungsämter waren eine Zeitlang etwas in Mißkredit

geraten, da sie wenig freiwillige Ubereinkommen zustande brachten

und die Tätigkeit eines derselben sogar berechtigte Mißbilligung hervor-

rief Das Zusatzgesetz von 190 1 gal) jeder Partei in einem gewerb«

liehen Streit das Recht, unter Umgehung des zuständigen Einigungs-

amtes sogleich das Schiedsgericht anzurufen. Eine Folge davon

var die Geschäftsäberhäufung des Schicd^erichtes und die An-
sichten über diese Ausschaltung der Einigungsämter änd noch geteüt.

Die Freunde der Einigungsämter weisen unter anderem darauf

hin, dafi selbst wo sie keine Einigung erzielten, die Amter doch

wertvolle Arbeit leisteten, indem sie das Material beschafften und

sichteten und so dem Schiedsgericht viel fruchtlose Mühe ersparten.

Jetzt kann das ordentliche Schiedsgericht auch noch auf andere

Weise ausgeschaltet werden, indem nämlich ein Fall, auf Wunsch
einer der Parteien einem besonderen, nur für diese Gelegenheit
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vorübeiigehend konstituierten und aus Sachverstandigen zusammen-

gesetzten £inigungsamt vorgelegt werden kann.

Andere wichtige Zusätze zu dem Gesetz unterstellen die auto>

matische Ausdehnung der Schiedssprüche auf ganze industrielle

Distrikte resp. ihre Beschrankung auf gewisse Teile desselben der

Entscheidung des Schiedsgerichtahofes. Um der schwierigen Frage,

•mt der Konkurrenz zwischen zwei Distrikten abzuhelfen sei, zu

b^egnen, hat der Gerichtshof die Macht erhalten, den Schieds*

Spruch, der in einem Distrikt geföUt wurde, auf andere mit jenem

konkurrierende auszudehnen.

Die Regierung von Neuseeland hat sich mit Konsequenz und

nicht ohne gute Gründe gegen die Einbeziehung der Staatsange-

stelhen unter die Gerichtsbarkeit der Schiedsgerichte gewehrt. Diese

ablehnende Haltung mußte g^en den fortschrittlichen Flügel der

Liberalen und seltsamerweise auch gegen die Opposition verteidigt

werden. Die letztere hatte aber wohl nur die Absicht, die Re-

gierung in \'crlegenlicit zu sef7en. t,s ist indessen bemerkenswert,

daß die Regierung in eincin 1 a!1e nachgab: nach dem Gesetz von

1900 gilt die \-ereinigte Gesellschaft der Kisenbahnangesteüten als

eingetragener dewerkverein und der Eisenbahnminister ihm gegen-

über als Unternehmer. Diese Gesetzgebung würde einen Streik, wie

denjenigen der vor kurzem in Ungarn den Verkehr hemmte und

so bedauerliche Resultate zeigte, in Neuseeland auf alle Zeiten un-

möglich machen. Die betr. i^aragraphen des Gesetzes sind jedoch

bis jetzt noch nicht in Kraft getreten.

Die wichtigste neuerHche Entscheidung des Schiedsgerichtes

bestimmt, daß verabredete Handlungen bekler Parteien, wie Streiks

oder Aussperrungen, nach dem Gesetz strafbar sind. Früher hatte

man angenommen, daß solche Handlungen nur strafbar sden, so-

lange der Streitfoll bei Gericht anhängig war, aber nicht nach der

Fällung des Urteils. Jetzt kann man wohl ohne Einschränkung

sagen, daß in der organisierten Industrie Neuseelands Streiks und

Aussperrungen ungesetzlich sind. Die obige Entscheidung wurde

im Zusammenhang mit einem Streik in der Möbelindustrie in Auck-

land, der viel Au6ehen erregte^ gefallt Das Gesetz hat aber seit

seinem Bestehen den Streiks und Aussperrungen organisierter Ar-

beiter tatsächlich schon ein Ende gemacht; ein oder zwei un-

bedeutende Arbeitsniederlegungen haben bei den unorganisierten

Arbeitern stattgefunden, sie verdienen aber nicht der Erwähnung.

Das Gesetz über Schiedsgerichte hat das Glück gehabt, sich in
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Neuseeland unter günstigen Bedingungen einzubürgern. £ine ver*

ständnisvolle Verwaltung und die günstige parlamentarische La^e

haben ihm Über die ersten kritischen Stadien hinweggeholfen. Seit-

dem es in Kraft ist, haben Handel und Gewerbe zugenommen,

wahrend zugleich die Produkte Neuseelands im Preise stiegen.

Des weiteren hat es den Vorteil, in einem gut geleiteten, die Ge-

setze achtenden Staatswesen gehandhabt zu werden, dessen Ein-

wohner einen stark entwickelten Bütgersinn besitzen.

Wir können hier nicht entscheiden, ob obligatorische Schieds*

gerichte nach dein Neuseeländischen System in älteren und volks-

reicheren Ländern denselben Erfolg haben würden. Das beste

Zeugnis ist dem ncusrrlandischen System von Neusüdwales und

Westaustralien ausgestellt worden, die nach seinem Vorbild ähn-

liche Gesetze erlassen haben. Die Vereinigten Staaten von Australien

bereiten ein Gesetz über Schiedsgerichte vor und Victoria scheint

seine Lohnämter durcli Schiedsgerichte ersetzen zu wollen.

Alles in allem kann man ruhii^' sagen, daß das Gesetz über

Schiedsgerichte in Neuseeland mit bemerkenswertem Erfolg funk-

tioniert hat und noch funktioniert.

4. Die Arbeiterachatzgesetzgebung.

Die Fabriken. In seinem im Jahre 1901 kodifizierten Fabrik-

gesetze besitzt Neuseeland eine aus^rezeicluiete und fortgeschrittene

Regelung dieser Verhältnisse. Nur wenige Arbeiter fallen nicht

unter das Gesetz, da das letztere als Fabrik oder Werkstätte jeden

Ort, wo zwei oder mehrere Personen fiir Lohn gewerblich ar-

beiten, bezeichnet Kein Kind unter 14 Jahren darf in Fabriken

arbeiten. Der Schulgesetzgebung der Kolonie entsprechend muft

jedes Kind, ehe es in eine Fabrik geht, die 4. Klasse der staatlichen

Schule besucht oder ein entsprechendes Examen abgelegt haben.

Die Arbeit von jungen Leuten beiderlei Geschlechts und von Frauen

in gefährlichen oder gesundheitschädlichen Gewerben unterliegt

weitgehenden Bcschränkui^en. Die Arbeitswoche für Frauen und

Knaben unter 16 Jahren betragt 45 Stunden; wird über diese Zeit

hinaus gearbeitet, so müssen Obetstunden bezahlt werden, doch

ist auch die Zahl der jährliclicn ^gestatteten Oberstunden beschränkt.

Für Männer ist keine Maximalarbeitszeit vorgeschrieben, doch muß
die Arbeitszeit, die 48 Stunden in der Woche überschreitet, be-

sonders bezahlt werden. Gewöhnlich sind die Arbeitsstunden so
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«iiigerichtet, dafi der Samstag ein halber Feiertag ist. Knaben und

Madchen dürfen unter keinerlei Vorwand ohne Lohn beschäftigt

werden, der Lohn darf nicht unter 5 Shilling per Woche betragen.

Dem i^chwitzsystem" ist durch das Verbot des Zwiscbenmeister-

Wesens in der Bekleidungsindustrie so ziemlich ein Ende gesetxt

worden« und die Vorschrift, daß Kleidungsstöcke usw., welche m
Frivathäusern oder nicht eingetragenen Werkstätten angefertigt

worden sind, ein sichtbares Abzeichen tragen müs^^cn, haben dem
System den letzten Stoß versetzt; so wird auch das Pul likum vor

|

Ansteckungsgefahr geschützt. Für sanitäre und hygienische Arbeits*

bedingungen, desgleichen fiir Unfallschutz wird aufs beste gesoi^ i

Die Fabrikgesetzgebung hat sich bei Arbeitgebern und Arbeit-

nehmern vollkommen einc^ebürgert, sie ist auch nicht wie das Ge-

setz über Schiedsgerichte ein Gegenstand der öffentlichen Dis-

kussion. Es ist daher auch an dieser Stelle nicht nötig, nälier auf

sie einzugehen.

Kaufläden und kaufmännische Angestellte. Das

Gesetz über Kaufläden und kaufmännische .'\ngestellte hat, nach-

dem es 1894 in Kraft getreten war, mehrere Jahre lang sehr viel

von sich reden gemacht. Dies erklärt sich aus der Tatsache, daß

der Geltungsbereich des Gesetzes, der Detailhandel, sich in steter

Fühlung mit dem großen Publikum befindet. Auch ist der Durcb-

schnittsladenbesitzer ein empfindliches Individuum, das die Gabe zu

haben scheint, öber ihm angeblich zugefugte Benachteiligungen

mehr Geschrei zu erheben als die meisten anderen Sterblichca

Poch ist man allmählich über dieses Stadium hinausgekommen;

die Beteiligten haben sich nach und nach an die neuen Vor*

Schriften gewöhnt und das Gesetz funktioniert jetzt ohne erhebliche

Reibung. Die wichtigste Bestimmung des Gesetzes schreibt einen

wöchentlich halben Feiertag vor, den jede Stadt selbst bestinimen !

kann und an dem die Läden geschlossen sein müssen« Es sind

natürlich Ausnahmen vorgesehen, aber alle Angestellten müssen an

irgend einem Wochentag einen halben Feiertag erhalten. Als »An» \

gestellte" werden alle im Detailhandel beschäftigten Personen be- I

zeichnet, auch diejenigen, welche die Waren abliefern oder die Auf*

träge einsammeln. Abgesehen von den halben Feiertagen bringt

das Gesetz den kaufmännischen Angestellten manche der Wohl-

taten, welche die Fabrikgesetzgebung den Arbeitern vcrschatl't hat,

hygienische Arbeitsbedingungen, Sitzgelegenheiten usw. sind vor-

geschrieben. Ein früher Ladenschluß ist durch das Gesetz nicht
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vorgesehen, doch dürfen Frauen und junge Leute beiderlei Ge-

schlechts unter l8 Jahren nicht mehr als Stunden in der Wcx:he

arbeiten» nur während der Inventuraufnahme sind Ausnahmen hier-

von gestattet. Allen Angestellten muß mindestens eine Stunde

zur Einnahme der Mittagsmahlzeit gewährt werden.

Bureaus sollen um 5 Thr geschlossen werden außer an Sonn>

abenden, wo um 1 Uhr geschlossen wird; natürlich sind auch hier

Ausnalimcn vorgesehen, so z, B. beim Bücherabschluß. Das Gesetz

ist jedoch in den Bureaus nie streng durchgeführt worden; vor

einicfrr Zeit zeigte man in Wellington in dieser Beziehung be-

sonderen Eifer, doch erregte dies einen Sturm der Lntrüstung. Die

Mehrzahl der Angestellten wünschte offenbar ein Eingreifen der

(jcsctzgebung nicht, da sie glaubten, sich besser zu stehen, wenn
sie sich direkt mit ihren Arbeitgebern auseinandersetzten, im all-

gemeinen sind die Bureaustunden und sonstigen Gepflogenheiten

(iiikl. des allgemein gewahrten jährlichen Urlaubs) recht günstige,

so daß die meisten, die dem Gesetz widerstrebten, selber nie unter

dem Druck ungünstiger Bedingungen gestanden hatten. Am
schlechtesten sind die Verhältni^e bei den Banken, welche von

ihren Ai^estellten viel Naditarbett ohne Extrabezahlung fordern.

Das Arbeitsamt ist bestrebt, die Arbeitsbedingung der in Laden

Angestellten möglichst mit den in Fabriken und Werkstatten vor-

geschriebenen in Übereinstimmung zu bringen, besonders soweit

die Arbeitszeit Hlr Frauen und Jugendliche in Betracht kommt
Man sieht nicht ein, warum in den Kaufläden 52 Stunden ge-

arbeitet werden soll, wenn die Arbeitszeit in Fabriken 45 Stunden

beträgt, besonders da die Arbeit in den ersteren oft schwerer ist

als diejenige in mandien Fabriken. Auch die Festsetzung einer

Minimalaltersgrenze von 14 Jahren för Ladenbedienslete, sowie die*

jentge eines Minimallohnes wurde voi^eschlagen; ein Gesetz-

entwurf, der eine Reihe von diesen Bestimmungen enthielt,

wurde im vorigen Jahre eingebracht, gelangte aber infolge der Über-

häufung mit Geschäften nicht zur Verhandlung, ein entsprechendes

Gesetz wird wahrscheinlich in diesem Jahre erlassen werden.

Das Gesetz über Kaufläden ebenso wie das Fabrikgesetz er-

heischen, soweit die Beaufsichtigung in Betracht kommt, nicht die

Anstellung von besonderen Aufsichtsbeamten. In den kleineren

Städten und auf dem Lande geschieht die Beaufsichtigung durch

bestimmte Tolizeibeamte im Nebenamt, die Polizei ermangelt in

Neuseeland des militärischen Charakters, den sie auf dem euro-
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paischen Kontinente trägt. Sie steht in freundlicher Beziehung zu

dem Publikum und eignet sich, was Intellig^enz und Befähigung an*

betrifft, sehr wohl zur Ausübung von Pflichten wie die obigeru

Der Arbeit stapf. Die drei wichtigen Gesetze, mit denen

wir uns soeben beschäftigt haben: Einig^ngsamtcr , Fabrik- und

Ladenruifsicht bcschafti<:;;ten sich sämtlich direkt oder indirekt mit

der Län«jc der Arbeitszeit; ein (resetz, wclrhes nur auf diese Be-

zu<7 hätte, existiert nicht. In den letzten zehn Jahren sind ver-

schi' 1' iitlich Gesetzentwürfe über den Achtstundentag eingebracht

worden, keiner von ihnen ist Gesetz geworden. Als Grund hat man
die Abneigung der Regierunj:^ ihre eigenen Angestellten einem

solchen Gesetze zu unterstellen angegeben, der wahre (xrund ist

jedoch, daß kein besonderes Bedürfnis für ein derartiges (lesetz

vorhanden ist und daü selbst die Arbeiterpartei sich nicht be-

sotiders für ein solches interessiert. Und zwar deshalb, weil seit

langen Jahren der gewohnheitsmäßige Achtstundentag das normale

in den meisten Gewerben ist; dadurch dafi das Fabrikgesetz be*

stimmt, dafi Öber 48 Stunden in der Woche hinausgehende Aibeit

als Oberzeit zu bez^en sei, wird die Grewohnheit gesetzlich be*

stätigL Auch die Entscheidungen der Einigungsamter, die sich

fast durchgehend auf die Regulierung der Arbeitszeit beziehen,

nehmen den Achtstundentag als Basis. Das Resultat ist, da6 mit

wenigen Ausnahmen dieser den gewerblichen und anderen Arbeitern

in Neuseeland auch gesetzlich so ziemlich gesichert ist Nur die

Landarbeiter haben an diesen Vorteilen noch keinen Anteil; selbst

Neuseeland hat bis jetzt die Losung des schwierigen Fjroblems der

I age der Landarbeiter noch nicht in Angriff genommen. Letztere

haben auch selbst nocli keine Schritte getan, um sich zu organi-

sieren, trotzdem sind die Bedinguiv^^er^, unter denen sie leben, keines*

wegs besonders schlechte. Ihre Löhne und Lebenshaltung stehen

über denjenigen ihrer europäischen Berufsgenossen, aber im Ver-

gleich mit den gewerblichen Arbeitern der Kolonie stehen sie

doch zurück. Der Grund hierfür liegt in der durch ihren Ikruf er-

zwungenen eiijentümlichen Art der Lebensweise und der Arbeil,

die auch für die sie beschäftigenden Bauern und Pächter gilt.

5. Die I^andfrage.

Die Besteuerung des Grund und Bodens. Auf die

große Bedeutung, welche der Landfrage für die Eroberung der
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politischen Macht seitens der liberalen Partei zukam, ist bereits oben

hingewiesen worden; wir wollen hier zuerst auf die .veischiedenen

Stadien der Besteuerung des Grundwertes eingehen, deren Resultat

in einem kombinierten Grrundwert- und Einkommenveranl^^ungs-

gesetze kodifiziert sind.

Die „gewöhnliche Grundsteuer" wird auf den unmeliorierten

Wert („unimproved value") des Landes unter Abzug der Hypotheken-

schulden erhoben; soweit die sich ergebende Summe weniger als

1 500 £ beträgt, bleiben weitere 500 £ steuerfrei. Die Steuerrate

beträgt seit dem Bestehen der Steuer l d per £ (rund 4 %0).
Hypotheken unterliegen ebenfalls der Grundsteuer und zwar

gilt der Hypotheken g 1 ä u b i -j;^ c r prinzipiell in der Höhe des

Wertes der Hypothek als Eigentümer, doch hat er seit 1902

statt I d nur d vom :€ zu 7ahlen. Zu der gewöhnlichen

Grnndsteuer kommt noch eine j)rogre.ssive hinzu, die von Be-

sitzungen erlioben wird, deren unmeliorierter Wert 5000 £ oder

mehr beträgt. Ilypottieken dürfen natürlich bei dieser zweiten Steuer

nicht nochmals abgezogen werden. Von 1893 bis 1902 betrug der

Steuersatz für tlie Zuschlagsteuer ' « d bei Steuersummen /.wischen

5000 und loOCK) £ und stieg in Stufen von ^
^ d bis auf 2 d

vom £ bei einem Steuerkapital von 210000 JS und darüber.

Letztes Jahr wurden die Steuersätze vom Parlament revidiert; die

Skala ist verfeinert worden und beginnt jetzt mit '/i^ d vom £
bei einem Wert von 5000 £ und steigt dann in Sechzehntel penoe

bis zu einem Maximum von 3 d, wenn die Steuersumme 210000£
und darüber betragt.

Alle Eigentümer, deren Land auf weniger als 500 £ unmelio-

rierten Wert geschätzt wird, sind also vollständig von jeder Grund*

wertsteuer befreit. So sind tatsachlich alle kleinen Grundbesitzer

in den Städten steuerfrei; und da auf dem Land in vielen Teilen

der Kolonie der unmeliorierte Wert des Grund und Bodens

ziemlich niedrig ist, so sind auch viele Bauern, die 100—300

acres besitzen, in derselben günstigen Lage. Von ungefähr

II 5000 Grundbesitzern in der Kolonie werden nur etwa 18500

von der Steuer getrofien. Unter den von der Steuer Befreiten be-

finden sich etwa 24000 ländliche Grundbesitzer, deren Besitz im

ganzen einen unmeliorierten Wert von 4500000 £ hat und 66726
Besitzer von städtischen Grundstücken im Wert von 6500CXX) £.
Dies repräsentiert für den Staat einen Einkommensverlust von

etwa 45000 £i wobei der obenerwähnte Abzug, welchen die
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mittleren Grundbesitzer fUr die ersten 500 if machen können, noch

nicht eingerechnet ist Abgesehen vom prinzipiellen Standpunkt

indessen, liegt es auf der Hand, daß die Erhebung der Steuer von
den kleinen Grundbesitzern im Vergleich zum Ertrajje sehr kost-

spielig sein würde. Die steuerzahlende Minderheit der Grund-

besitzer kontrollieren zusammen Land im Wert von 50—60 Mill. £.
so daß die Steuer auf wirklich leistungsfähige Schultern (aUt Die
gewöhnliche (trundsteuer bringt jetzt ungefähr eine Jahrcseinnahme

von 220000 £ und die progressive Zus.itzstcuer etwa 80000 £.
Die Absicht, welche man mit der p^eschildertcn Besteuerung

verfolt:tc, war einmal, den unverdienten Mehrzuwachs zu treffen

und dann eine Aufteilung der in den ersten Dezennien entstandenen

grollen Besitzutigen Ijerbei /.u führen ; hierflir rechnete man besonders

auf die graduierte Zusaizsteuer. Eine 12 jcährif^e Krfahrung hat aber

gezeigt, daß die Steuer in dieser Bezieh unj^ wenif; Erfolg gehabt

hat. Die Zahl der allergrößten Güter hat allerdings etwas abge-

nommen, aber dies ist hauptsächhch auf das Vorgehen der Re-

gierung zurück/uiuhrcn, die einige der größten Besitzer auskaufte.

Die Steuer wird allerdings die Aufteilung und Veräußerung wert-

voller brachliegender Ländereien beschleunigt haben, aber wo
es ach um gute sorglaltig bebaute und ordentlich verwaltete

Besitzuf^en handelte, haben die Besitzer die Steuer bezahlen

können und ihre Ländereien festgehalten. Einige Grundbesitzer

zahlen alldn an Grundsteuer über 1000 «ff. jährlich und kommen
doch voran. Wenn so die Wirkungen der Steuer nicht sehr ein*

sdineidende waren, so hat sie doch sehr heilsam gewirkt, wenigstens

in den letzten 10 Jahren. Wir mfissen nun abwarten, welchen

Kinflufi die neuerdings erhöhten Raten der höheren Stufen der

progressiven Zusatzsteuer haben werden. Um das Steigen des un>

verdienten Mehrzuwachses zu zeigen, können wir erwähnen, daß

von 1891—1903 der Wert der Liegenschaften in Neuseeland, nach

Abzug der Meliorationen von 75 Millionen auf 103 Millionen ge-

stiegen ist. Wie schon erwähnt, hat das Parlament den Steuersatz

liir die gewöhnliche Grundsteuer, der jährlich festgesetzt wird, nie

über den ursprünglichen Benny vom £ erhöht. Man hätte an-

nehmen können, daß die Schraube bald fester angezogen, daß etwa

ein zweiter Penny vom £ gefordert oder die steuerfreie Summe
herabgesetzt worden wäre, um so mehr, als Henry Georges ..Singlc-

tax" Theorie in der Kolonie eine wachsende Zahl von Anhängern

besitzt. Indessen zeigen die Tatsachen, wie wenig eine ökonomische
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Doktrin, selbst wenn sie im Prirnip richt% ist, das Volk und die

Politiker beeinflußt; allerdings mufi erwähnt werden, dafi die

kleinen und mittleren Grundbesitzer in der gesetzgebenden Körper*

Schaft stark vertreten sind.

Des weiteren hat die Kolonie niemals die Grundsteuer als Haupt-

einnahmequelle betrachtet, denn diese liegt seit langem in den
Zöllen. Die Industriearbeiter aber sind allgemein an der Auf-

rcchterhaltunf:^ des Zolltarifes interessiert und die frcihändlcrisch

gesinnten Bauern fühlen, daß, wenn derselbe erlieblich licrabi^esctzt

würde, die Grundsteuer entsprechend steigen müßte. Aus der in-

direkten Besteuerung {Zolle und Verbrauchsabgaben) fließen etwa

drei Viertel des Staatseinkommens, aus der direkten Besteuerung

(Grund-, Kinkominen- und Stempelsteuer) nur ein Viertel. Das

Einkommen aus den Zöllen ist in den let/.icn Jahren besonders

stark gestiegen. So sind auch einige Zölle auf Thee, Kaffee, Kakao
und Qh^]. durch die gegenwcirLijijc Rcj^Mcruni; liciab^^eset/.t, oder ganz

aufgehoben wurden, ohne daß es nötig war, für den Ausfall Ersatz,

zu schaffen. Auch in anderer Beziehung sind Konzessionen ge-

macht worden und doch hat das Einkoromen der Kolonie in den

letzten lo Jahren die Ausgaben beträchtlich überstiegen.

Jedenfalb scheint eine Erhöhung der gewöhnlichen Grundsteuer

nicht in Aussicht zu stehen, die Verstärkung der Ftogression fiir

die ganz grofien Besitzungen hat aber allgemeinen Beifall gefunden.

Selbstverständlich werden davon verhältnismäßig wenig Personen

betroffen.

Ein anderer sehr populärer Zusatz zu der Grundsteuer hat

die Extrabesteuerung der nicht im Lande wohnenden Grundbesitzer

von 20 Proz. auf SO Pfoz. erhöht» da man fand, dafi die bisherige

Belastung keinerlei Wirkung ausübte.

Es sei hier noch kurz erwähnti daß die Einkommensteuer nur

von Einkommen über 30O £ erhoben wird, diese Summe bleibt

auch bei höherem Einkommen steuerfrei. Seit dem Bestehen der

Steuer betrug die Rate 6 d. vom £ für die ersten versteuerbaren

ICXX) £ (2 Proz.) und l sh. für alles was 1000 £ übersteigt

(5 Proz.). Aktiengesellschaften und nicht im f.andc wohnende Per-

sonen zahlen l sh. per £ und dürfen keinerlei Abzü^a- machen.

Die Einkommensteuer bi ingt etwa 200 cxx) jl" jälirlich ein, die

Land- und Kinkommcnstcuer zusammen 500000 £.

F) i o \ g r a r V e r fa s s u n g. In Neuseeland werden zurzeit etwa

36000000 acres Land bewirtschaftet, davon etwa 16 MUl. von
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den Eigentümern; der Rest ist Pacht- und Erbpachtland und zwar

gehören : 3 " . Mill. IVivaten oder öffentlichen Körperschaften,

I Mill. den Kin^tborcncn und 15 Mill. dem Staat. Zu diesem

letzteren f^chöi en aber 1 1 Mill. acres von der Regierung verpacii-

tetcs Weideland (^^rotie Strecken von rauhen, bergigen und ent-

le<:;enrn l.cändereicn 1, es bleiben dann nuch 4 Mill. arres staatL

Renten- und Erbpachtgüter auf Boden, der für dichtere Besicdeiung

geeignet ist.

Aus obigem ist er.sichtlich. daß der Staat noch der größte

Ol uacbesitzer ist; zu den erualmten 15 Mill. acres kommen noch

weitere Kronländereien, über die noch keine \'erfiigung getroffen

ist. Unter der früheren Verwaltung wurden die Kronländereien

Stetig verringert und zwar ohne wirksame Vorschriften über die

AufteQung, über Meliorationen u. dgl. So gelangten die besten

Ländereien in Privatbesitz. In den 80er Jahren wurde ein Erb-

pachtsystem mit periodischer Neufestsetzung der Pachtsumme iakuU

tativ di^fiihrt, doch wurde eine Kaufklausel eingefugt, die es ziem*

lieh wirkungslos machte.

Das Gesetz über Grundbesitz von 1892 eröffnete eine neue

Ätz in der Verwaltung der Regierungsländereien. Nicht daß es

etwa eine Umwälzung hervorgerufen und dem Weiterverkauf von
Regierungsländereien ein Ende gesetzt hätte« aber es bewirkte eine

ungeheuere Änderung zugunsten der bona fide Ansiedler. Es be-

grenzte das Areal, das von einer Person vom Staat erworben oder

gepachtet werden konnte, es stellte wirksame Bedingungen auf in

bezug auf Ansiedelung und Melioration und machte so die Speku*

lation und das Strohmännertum unmöglich. Bei den gewöhnlichen

Kronländereien steht es dem Reflektanten frei, zu welcher Art von

Eigentum er das Land erwerben will. Folg^cndc drei Mof^lichkcitcn

sind vorhanden: i. Krwerb zu freiem Eigentum ^egen Barbezahlung;

•das volle Eigentumsrecht wird aber erst erteilt, wenn gewisse

Meliorationen vorgenommen worden sind. 2. Ansiedelung mit V^or-

kaufsrecht, d. h. Pacht zu 5 Froz. des Wertes. Die Pacht dauert

25 Jahre mit dem Recht nach dem 10. Jahre das l^nd zu dem ur-

sprünglichen Wert zu kaufen oder es auf Grund dieses Wertes in.

ein I'.rljpachtgut zu verwandeln. 3. Erbpacht (auf 999 Jahre) zu

-einem Pachtzins von 4 Vroz, des ursprünglichen Wertes.

Dieses Krbpachts) stcm war das vollständig neue an dem Ge-

setze. Erhöhungen der Pacht sind ausgeschlossen und das in

Verbesserungen angelegte Kapital geht dem Ansiedler nicht ver-
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loren. Ferner ermocjHcht es Veikaui, \ crpiandun^, Teilpacht und

testamentarische Vci fugung. Der Ansiedler wird taisächhch zum
Eigentümer, aber er braucht Kapital nur zu Melioriationszwecken

u. dgl. — Der Staat reserviert sich jedoch gewisse Befugnisse,

mittels deren er Zusammenlegungen und sonstige mifibrauchliche

Benutzung vertiifidem kamu

Um diese Art der Ansiedelung populär zu machen, wurde die

Rente auf 4 Proz. festgesetzt, während, wie schon gesagt, der An-

siedler mit Vorkaulsrecht 5 Froz. zahlt. In den ersten Jahren nach

Einführung des Erbpachtsystems zogen es die Ansiedler auf Re-

gierungsländerden allem anderen vor. Jetzt scheint aber die An-

siedelung mit Vorkau&recht beliebter zu sein. Ohne Zweifel hat

der zunehmende Wohlstand der letzten Jahre den Käufern mehr
Mut gemacht Die Zahl der auf Regierungsländereien ansa^igen

Siedler und der Umfang der Siedelungen ist ui^^efähr ftir beide

Systeme die gleiche, doch zeig^ die Zählung von 1902/03 ein nume-

risches t'berwiegen der Ansiedler mit Vorkaufsrecht Werden in-

dessen die nach dem Gresetz Über Landerwerb zu Ansicdelungs-

zwecken Angesiedelten zugezahlt, so überwiegen die Erbpächter.

Besitzungen, welche nach diesem Gesetz erworben und zerschlagen

werden, können nur in Erbpacht vergeben werden. Der Grund

hierfür lic<Tt auf der Hand : es wäre eine traurige Politik, wollte

der Staat große l*ri\ atbesitzcr mit großen Kosten auskaufen und

kleinere Besitzungen ins Leben rufen, um nachher alle Kontrolle

über das Land zu verlieren und so neue Anhäufungen in einer

Hand zu ermöglichen. Der Flächeninhalt des gegen bar erwor-

benen Regierungslandes ist gering im Vergleich mit demjenigen,

das auf Erbpacht oder mit Vorkaufsrecht vergeben wurde.

Ks ist stark kritisiert worden, daii die Krbpachtländereien

nicht periodisch neu taxiert werden, dem Doktrinär erscheint dies

natürlich als eine arge Verfehlung gegen das richtige Prinzip. Es

lafit sich allerdings, besonders, wo es sich um unbebaute oder stark

bewaldete Ländereien handelt, viel dafür sagen. Natürlich sollten

solche Erbpächtereten der Grundsteuer unterworfen werden, sobald

der Wert des Landes entsprechend gestiegen ist, hiergegen liegt

kein gesetzliches Hindernis vor.

John McKenzie hat nachher seine Schöpfui^, das Erbpacht-

system, als einen durch die damalige politische Lage bedingten

Kompromid hingestellt Es ist richtig, dafi die Regierung damals

verhältnismäßig schwach war, aber auch spater, als die Majorität

Aickiv ftir SotialwiwMueli^ «. SotUpoUttk. I. (A. f. «u. G. u. St. XIX.) 3. 39
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stärker und das Oberhaus regeneriert war, hat die Regierung doch

keinen Versuch j^emacht, die periodische Xcueinschätzung zwecks

Revision der i'achleii ciiizuluhreii und noch weniger hat sie an das

Aufhören der Ansiedelung von Eigentümern gedacht. In Anbetracht

der agrarischen Einflüsse in der liberalen Partei vnirden die Neucio^

schätzungsvoischläge wohl wenig Cbancxn haben, im Gegenteil, maa
hat neuerdings daf&r agitiert, dafi die Erbpächter bereehtij^ son sollteo»

das volle Eigentum an ihren Pachtstdlen zu erwerben. Einer der Vor*

schlage geht dalun« dafi es dem Erbpachter gestattet sein solle, Abzah-

lungen auf den Kaufpreis in beliebigen Raten zu leisten unter ent-

sprechender jedesmaligerVerringerung dre Pachtsumme für den noch

verbldbenden Rest, dabei soll aber dem Staate doch ein dauernder

Einfluß gesichert bleiben. Andere wollen nur den Umfetng des

von einer Person 2u freiem Eigentum orwerbbaren Bodens in be-

stimmten Grenzen halten, sind aber auch ffir gewisse Beschiin-

kungen in bezug auf Wohnsitz usw. Konzessionen nach dieser Seite

hin würden aber sicher am Ende zum Verschwinden der Erb-

pächter und damit zu einer dauernden Veräußerung der Regierungs*

ländereien fuhren, die nicht wünschenswert ist Jedenfalls zdgen

die auch von Befürwortern der reinen Eigentumssiedelung ge-

forderten Kautelen, daß alle Kreise von der Notwendigkeit gcvnsser

Landreformen durchdrungen sind.

Im Jaiire 1903 betrug die Zahl der Erbpäciitcr auf Rccjicrun^-

3569 mit 1052365 acres; dazu kommen auf von der Re-

gierung aus Privatbesitz erworbenen Ländereicn anf^e«>iedelte 2229

mit 370549 acres. Dies scheint für curopäisciic Begriffe eine kleine

Zahl, aber sie sind über die fi-an/.e Kolonie zerstreut. Es wäre in-

dessen ein Fehler, wollte man sie alle als A<T[itatorcn für das freie

Ei<.^entum und die Anullierung ihres Vertrages mit dem Staat

halten. Viele sind zu dankbar, um die Leiter, welche ihnen luuauf-

geholfcn hat, nun \vcgzustü(3cn, wo sie ilu e I iiife nicht mehr brauchen.

Die Agitation wird hauptsächlich durch Elemente, die außerhalb

des Kreises der Kronpächter stehen, geschürt Wir werden darauf

noch zurückzukommen haben.

Verstaatlichung des Bodens. IMe Verstaatlichung großer

Privatbesitzu Ilgen zu Ansiedelungszwecken geht erfolgreich voran.

Bis Marz 1903 sind 127 Güter mit 600000 acres (tir 2% Millionen £
angekauft worden. £twa 2500 Personen hatten sich auf dem au^e*

teilten Land angesiedelt, die Familien usw. mitgerechnet etwa

7500 Seelen. Der Jahresabschluß wies fUr den Staat einen Oberschuft
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von 369 £ auf, nach Abzug der Zinsen des Ankaufkapitals und

der Verwaltungskosten. Auch aus den vorherj^ehenden Jahren

haben sich beträchtliche Überschüsse anj^csammelt. Die Pachten

betrugen 5 Proz. auf den ermitteilen Wert, der Ankaufspreis und
Kosten für Vermessung, Verwaltung und Anlage von Wegen decken

muß. Die nötigen Gelder werden durch Anleihen aufgebracht, die

Regierung hat die Befugnis, entsprechend den Bestimmungen des

Gesetzes über Landerwerb, jährlich eine halbe Million ^aufzuwenden.

Im Anfang hat man einige i chlcr begangen, doch sind in der

letzten Zeit nur vorteilhafte Ankäufe gemacht worden. Die Re-

gierung gibt den ersten Anstoß zu den Ankäufen, die unter ihrer

Kontrolle erfolgen. Doch steht ihr in allen Fällen ein Sachver*

ständigen^Ausschufi, der sehr sorgfaltig ausgewählt wird, zur Sdte.

Vide Grfiter werden der Regierung freiwillig zum Kauf angeboten^

bei anderen werden die Besitzer und die Regierung auf ein Angebot

der letzteren bin handelseinig.

Dies ist gewohnlich der Fall, wo eine bekannte Besitzung

infolge eines Ausdehnui^bedurfnisses des betreffenden Ortes zum
Ankauf kommen soll. Aufierdem hat die R^erung im Notfall

die Zwangsbestimmungen des Gesetzes in Reserve» welche den

Besitzer immerhin beeinflussen; bis jetzt sind eist 4 Besitzungen

zwangsweise erworben worden. In diesen Fällen wird die Kauf«

summe durch einen speziellen Gerichtshof (compensation court)

festgesetzt, der aus einem Richter des obersten Gerichtshofes und
zwei Beisitzern besteht, von denen der eine von der Regierung,

der andere vom Grundstücksbesitzer ernannt wird. Diese Ein^

richtung tritt ebenfalls in Kraft, wenn der mit dem Erwerb be-*

traute Ausschuß über die Ank.iufsbcdin^nmgen sich mit dem Eigen-

tümer nicht einigen kann. Die Kntscheidunfjen dieses Geriehts-

hofes haben sich i;>is jct/.t als ziemlich kostspich<^ für die Rci^nerung

erwiesen, indem den He<it/ern höhere Preise als die ihnen ursprünj^hch

offerierten zugesprociien worden sind; es ist nicht aus^aschlossen,

daß dieser Umstand dazu beigetragen hat, daß die Regierung die

oberen Sätze der progressiven Grundsteuer bedeutend erhöht hat.

Die angekauften Besitzungen bestehen meist aus sehr extensiv

bewirtschaftetem Lande, das zwar zum i^ckerlxiu geeignet, aber vor

dein Ankaufe hauj)tsä<"hhch zur \'iehzucht verwendet wurde, was

bei zunehmender Bevölkerung und dem relativ beschränkten zu-

gänglichen Areal dieser Art, eine Anomalie war. Das Vorhanden-

sein eines wirklichen Landhungers offenbart sich in dem gr<^en
39»
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Andrang zu den von der Regierung erworbencti Ländereien ; häufig

waren hunderte von Reflektanten vorhanden, so daß man zur Aus-

losung schreiten mufite. Bemerkenswert ist hierbei die große An*

zahl von Ansiedlersohnen, die eigene Bauernhöfe erwerben wollen,

statt wie in anderen Ländern an die Städte zu ziehen. Ein Teil

des 80 erworbenen Landes besteht aus Grundstücken in der Nähe

der Städte, auf denen Arbeiter ihre Heimstätten eibauen. Der

Masdmaluroiang für derartige Stellen betragt 5 acres, die Regienii^

gibt Vorschüsse zum Hausbau, zur Einzäunung usw. Die Idee^ dem
städtischen Arbeiter dne Statte zu geben, wo er seine fireie Zeit

zur Kleinkultur verwenden kann, ist keine neue. Bis jetzt haben

aber die neuseelandischen Ansiedler wenig Interesse dafür gezeigt

Da die Landankäufe auf Anleihen basieren, so hat man daratif

hingewiesen, daß ihre Ausdehnung an enge Grenzen gebunden sei

Solange sich der Staat jedoch darauf beschränkt, nur solche Lände-

reien zu erwerben, deren er zu einer dichten Besiedelung durchaus

bedarf, ist kein Grund vorhanden, warum das System nicht gesund

bleiben soU.

S t a a t s - H y p o t h c k e n. Die Motive und die Ausdehnung

der staatlichen Hypothekengewährunp sind bereits oben in dem

Gesetz über Vorschüsse an Ansiedler (1894) kurz erwähnt worden.

Das hierfür errichtete Amt ersetzt zum gröüten Teil die ländlichen

Kreditinstitute anderer Länder. Darlehn können auf Land zu

freiem FjV^entum und darauf vcnA'endete Meliorationen bis zu

des Wertes ^^ewährt werden, wie auch auf staatliche Rentenf^üter

bis zur Hälfte des vom Inhaber erworbenen xXnrechtes, wodurch

<lcn Staat in der Lage ist, seinen eigenen Pächtern billiges Geld zur

Meliorierung ihrer Stellen zu verschaffen. Die Darlehnssummen

dürfen zwischen 25 und 3000 betragen j der Zinsfuß ist 5 Proz,

reduziert sich jedoch bd prompter Zinszahlung auf 4% Proz. Die

Darlehnsnebmer können sich för ein Amortisationssystem ent-

scheiden, bei welchem durch halbjährliche Absahlungen die Darlehn

in 36 Jahren amortisiert werden. Außerdem können sie jederzeit

das Darlehn ganz oder teilweise zurückzahlen. Das Gesetz, welches

ursprünglich nur fiir das fladie Land galt, wurde 1899 aufstadtisdies

Eigentum ausgedehnt Das System ist jetzt seit 10 Jahren in Kraft

und das Resultat kann als ein praktischer und finanzieller Erfolg

bezeichnet werden. Außerdem hat es dazu gedient, denH3^theken>
Zinsfuß im allgemeinen niedrig zu halten, eine Wirkung, die sich

sofort nach Erlaß des Gesetzes fühlbar machte.
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Bis zum Harz 1903 sind 3 581 660 ^ an 11 393 Personen aus-

geliehen worden. Davon sind 925 741 £ zurückgezahlt worden,

2 590 543 £ stehen noch aus. Von den 1 1 293 Darlehnsnehmera
haben nicht weniger als 10 $34 Summen unter 500 £ geborgt —
ein Beweis, daß das System gerade den kleinen Ansiedlem zugute
kommt. Die Darlehn sind so vorsichtig gewährt worden, daß
Verluste nicht zu vcr2eichnen sind, auch der Betrag der rück-

ständigen Zinsen ist gering.

Der Staat und die landwirtscliaftlichcn Produ-
zenten. Da Neuseeland vor allem auf Ackerbau und Viehzucht

angewiesen ist, so ist es natürlich, daß der Staat diesen PZrwerbs-

zweigen seine besondere Aufmerksamkeit widmet und daß ihr

Interesse ihm ebenso am Herzen liegt wie dasjenige der In-

dustriearbeiter. Das Landwirtschaftsamt, dessen Errichtung wir er-

wähnt haben, ist eine weitverzweigte Einrichtung mit wissenschaft-

lichen Versuchsstationen und beaufsichtigenden und belehrenden

Funktionen. Seine Sachverständigen stehen mit den Rohstoffpro-

duzenten in steter Fühlung. Am meisten befaßt sich aber die Regierung

neuerdings mit dem Exportbandel, den man eine der Lebensadern

der Kolonie nennen kann. Die Regierung überwacht ihn sehr ener-

gisch, um auf gute Qualität, Gleichmäfiigkeit, volles Gewicht usw.

hinzuwirken. Die Überwachung besteht hauptsächlich in einer

Zwai^sinspektion der Waren im Verschiffungshafen, wo sie klassi-

fiziert und mit ent^rcchenden Abzeichen verseben werden. Völlig

minderwertige Ware, die dem Handel schaden könnte, kann ver-

nichtet werden. Diese Überwachung gelangte zuerst fiir Butter

und Käse zur Anwendung, deren Produktion von der Regierung

durch Genossenschaitsgründungen erst in die Wege geleitet worden
war. Die Klassifizierung erregte im Anfang das höchste Mififallen

der Verlader, die darin eine ungdlörige Einmischung in den freien

Verkehr und in Privatunternehmungen u. dgU mehr sahen. Doch
hatte das System den Erfolg für sich. Abgesehen von seinem

erzieherischen Einfluß, erleichterte es durch die Garantien, die es

hat, den Abschluß der Geschäfte ungemein. Heute ist das Zertifikat

der neuseeländischen Warenabschätzer tatsächlich ein Handels-

dokument in dem Molkcreiproduktenhandc! der Kolonie geworden

und bildet zusammen mit dem Klassifizierunirsmaßstab die übliche

Unterlage für die Kontraktabschlüsse. Butter aus Neuseeland kann

nach England auf die Regierungsklassifizierung hin verkauft werden,

ehe sie gemacht ist. Neuerdings hat man das System auf neu-
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seeländischen Flachs (Phormium tenax), Getreide, P'rüchtc, Hopfen

und Geflüf^el ausj^edehnt, jetzt aber mit uneingeschränkter Zu-

stimmung des Handels und der Produz.entenkreise. Mehrere Jahre

lang wurden in den X'erschififungshäfcn unent^^eltlicli Külilräume

«ur La^Torung zur Vcrfügunf^ f^estellt, jetzt werden die Koi^ter^ da-

fiif allniahlich auf den Produzenten und Exporteur abgewälzt. Das

för den Export präparierte I lcisch wird von sUuitlichcn Inspek-

toren geprüft und mit einem entsprechenden Etikett versehen; in

England, dem Hauptmarkt für Neuseelandf ist ein Beamter, der

„Produoe'Coiiiiii]SBioner"i stationiert, der die Interessen der Pröda«

zentcn wahrnimmt, die Ladungen bei der Ankunft inspiziert und

Winke zur Hebuni^ des Exportes gibt Neben seinen regelmäßigen

schriftlichen Berichten, telegraphiert er jede Woche der Regierung

die Marktpreise und Absatzverbältnisse der hauptsächlichsten Fkt>-

dukte. Die so erhaltenen Informationen werden sofort in den

neuseelandischen Zeitungen veröffentlicht und dienen den neusee*

landischen Produzenten als Richtschnur beim Verkauf und bei der

Verladung ihrer Ware. Zum gleichen Zwecke ist ein Beamter

^uch in Südafrika stationiert

6. Kommunale Besteuerung.

Trotzdem, wie wir sahen, die Regierung nie versucht hat, die

gewöhnliche Grundsteuer zu erhöhen, so hat sie sich es doch früh-

zeitig zur Aufgabe gemacht, das dieser zugrunde liegende Prinzip

in die kommunale Besteuerung einzuführen. Das Oberhaus hat dieses

eine Zeitlang verhindert, aber im Jahre 1896 wurde das Gesetz über

die Besteuerung des unmeliorierten Weites endgültip^ angenommen;

dies gestattete den Lokalbehördcn die fakultative Anwendung des

Systems. Die Initiative muß von den Steuerzahlern ausgehen, von

denen eine gewisse Anzahl eine Abstimmung über den Vorschlag

verlangen kann. Das Resultat dieser Abstimmung entscheidet die

Frage auf drei Jahre, d. h. vor Ablauf dieser Periode darf eine

neue Entscheidung für oder gegen nicht getroffen werden. Ur-

sprünglich verlangte das Gesetz, daß ein Drittel der Steuerzahler

sich an einer solchen Abstimmung beteiligte, da es sich 2J>er

herausstellte, daO die Widersacher des Systems sich einfadi der

Wahl enthielten, so wurde bestimmt, dafl die Majorität der abge*
g ebenen Stimmen die Entscheidung herbeifUhren solle.

Die Einführung des Systems wird, sehr erleichtert dadurch, daß
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die von dem staatlichen Schätzungsamt aufgestellten Schätzungen

den unmelioriertcn Wert festlegen. Der Steuerfuß wird so nor-

miert, dali die Steuer ebenso hoch ist, als wenn der volle Wert

des Grundstücks versteuert würde; wo früher eine Ertragssteuer

eingeführt war, beträgt die Steuer dreiviertel Pence per £ auf den

wimeliorierten Wert, statt i Schilling per £ des jährlichen Er-

trages.

Der Vorzug einer Besteuenii^ des unmeliorierten .Wertes»

wird hauptsächlich darin gesehen, dafl sie eine Strafe auf die

CKrundspekulation besonders in den Städten darstellt, welche leere

Baustellen aus dem Mar|cte hält und so die Entwicklung des be-

treflfenden Ortes behindert Die große Anzahl der kleinen Grund*

besitzer in den Städten war bis jetzt insofern benachteiligt, als

unter dem System einer Ertragssteuer jede Verbesserung, die sie

an ihrem Grundstfidee anbrachten, eine entsprechende Steuerer-

hohung mit sich brachte, sie waren daher dem neuen System ge-

neigt, trotz des ev. 'zukiinft^en Verlustes des unverdienten Wert-

Zuwachses, der aus demselben resultieren kann. Die Feinde des

neuen Systems argumentierten im Parlamente, daß Banken, Vcär-

Sicherungsgesellschaften und ähnliche reiche Institute, die wertvolle

Baulichkeiten in den Städten besitzen, unter dem neuen System

weniger Steuer zahlen würden^ aber da es bekannt war, daß die

Opposition sich vor allem aus interessierten Kreisen rekrutierte, so

war der Einfhiirk dieses Argumentes gering. Nur in einer Hinsicht

wurde die Wirksamkeit <]cs Gesetzes beschränkt: es kommt nur

lur die allgemeinen Steuern zur Aiuvciulung und nicht für die

speziellen Umlagen für Wasser, Beleuchtung, Hospitäler usw.

Bis März 1(^3 war das neue System in 51 lokalen Vcrwaltungs-

körpcrn, nämlich in 30 Städten fRoroughs), 12 Grafschaften, einem

Stadtbezirk und 8 Strai i ri\ crbanden eingeführt worden, nur in

-8 Städten war eine Maj(.»rnat für dasselbe nicht zu erreichen. Die

bis jetzt gesajiiinelten Erfahrungen sprechen zuguubtcn des neuen

Systems. In den meisten Ortschaften, in denen eine Abstimmung

vorgenommen wurde, war die Majorität zugunsten des neuen Systems

so bedeutend, daß die Regierung sich veranlaßt sah, die obliga-

torische Einführung desselben zu beantragen; aber gerade in dem
Augenblick, als der betr. Gresetzentwurf dem Parlamente vorlag,

fand eine Abstimmung in Auckland, einer der vier großen Städten

der Kolonie statt, Und zwar wurde hier die Einführung mit einer

Zweidrittelmajorität verworfen; die Folge war, daß die Regierung
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den Entwurf zurückzog. Die Abstimmung in Auckland ergab drt*

genannte Resultat deshalb, weil es den Widersachern des neuen

Systems gelang, die Sache so darzustellen, als ob die Einführung

der neuen Steuer nur der Anfang einer völligen Konfiskation wäre;

es gelang ihnen dies, weil die für die Einfuhrung Stimmenden

sämtlich Anhänger des Singletaxsystems von Henry George waren

und es so ein Leichtes war» den Darchscbtiittssteuerzahler glauben

zu machen, dafi es sich um Einführung einer Bodenreform handle»

wie sie Heniy Geoige befürwortet Iiat, und die gerade in Auckland

sehr viele Anhänger findet

Höchst wahrscheinlich wird trotz alledem innerhalb der nächsten

lo Jahre auf dem Wege der fekultativen Annahme die Besteuerung

des unmeliorierten Wertes für Zwecke der Kommunen in der

ganzen Kolonie zur Anwendung gelangt sein. Die Afastinmiung

in Auddand ist die einzige schwere Niederlage, welche das Prinzip

Ins jetzt erlitten hat und in keinem Falle hat dort, wo das neue

S3fStem einmal eingeführt worden ist, eine Rückkehr zum alten

stattgefunden. Unter den Ortschaften, welche das neue System

eingeführt haben, befinden sich zwei der anderen Gnofistädte der

Kolonie» nämlich Wellington und Christchuicb.

7. Die Altersversorgung („Old age penslons").

Wie bereits erwähnt wurde, hnt Neuseeland im Jahre 1S98 die

erste, nicht auf Beiträgen der Versiciicrtt n beruhende staatliche

Altersversorgunt,' eingeführt Da die Kolonie nicht in der I-age

war, eine allgemeine Altersversorgung zu gewähren, trotzdem die-

selbe natürlich das Ideal bilden muß, so wollte man sich doch

nicht auf die Schwierigkeiten und Verzögerungen, die eine \'er-

sicherung mit Beiträgen der zu Versichernden mit sich bringen

muß, einlassen. Man entschloß sich deshalb, nur denjenigen eine

Pension auszuzahlen, welche keine genügenden Einkommensquellen

besitzen und moralische Ansprüche auf eine solche haben, nämlich

alte Kolonisten in schlechten Verhältn^sen und von gutem RuC

Die Kosten dieser Pension trägt die Regierung. Bedingung at ein

Alter von 65 Jahren, von denen 2$ in der Kolonie verbracht worden

sind (kürzere Abwesenheiten werden nicht berücksichtigt). Die

Normalpension beträgt 18 jährlkh, der Besitz eines tdeinen

Pirivatvermögens, sofern es 270 jt Kapital oder $2 £ Jahresein-

kommen nicht übersteigt^ macht den Anspruch auf die PeiBton
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nicht hinßUlig. Doch wird fiir jedes Einkommen über 34
oder fiir jede 15 ^ Vermögen über \% JB von der genannten

Pension i ^ in Abzug gebracht bis zur Erreichung des erwähnten

Limits.

Das Gesetz von 1898 beschrankte die Dauer dieses Versuche»

auf 5 Jahre. Da die Regierung durch die Wahlen von 1899 in

ihrer Politik bekräftigt wurde, verlor der Minister Seddon keine

Zettr das Gesetz zu einem dauernden zu machen, das nur durch

Paxlamentsbeschlufi aufier Kraft gesetit werden kann. & wurden

zugleich eine Anzahl kleinerer Verbesserungen vorgenommen. Im

Jahre 1903^03 betrug die Zahl der Pensionsberechtigten 12 481

(darunter 892 Maoris), die zusammen 211 $91 M vom Staat be*

zogen.

Das Gesetz wird ohne grofie Kosten durchgeführt, sie be-

trugen im Jahre 1902—03 nur 3805 £. Die Verwaltung besteht

au« einem Inspektor („Registrar") mit einigen Unterbeamten, die

lokalen Beamten rekrutieren sich meist aus den Sekretären der

Lokalfjcrichte; die Entscheidung über zu gewährende Pensionen

liegt in den Händen der Lokalgerichte und die Post besorgt die

Auszahlungen.

Man kann jetzt, nachdem das Gesetz 5 Jahre funktioniert hat,

sagen, daß es günstig wirkt. Obgleich die Armenpflege der Lokal-

behörden nicht in dem erwarteten Maß entlastet wurde, sind doch

die vielen pessimistischen Prophezeiungen der Feinde des Gesetzes

nicht in Erfüllung gegangen.

8. Praktische Politik der nächsten Zukunft.

Trusts und Kartelle. Obgleich die liberale Partei einen

großen Teil ihres Programmes verwirklicht oder doch in AngrifT

genommen het, fehlt es der Regierung doch nicht an Initiative neu

auftauchenden Problemen gegenüber. Ein Beweb hierfür ist die

Artf in wdcher man die Frage der Trusts und Kartelle in Handel

und Gewerbe behandelt hat Diese neuesten Produkte der kapita-

listischen Entwicklung zeigen sich neuerdings auch in Neuseeland.

Das Vorgeben eines umfiissenden Kom'Mühlensjrndikats hat z. B.

(ob mit Recht oder Unrecht bleibe dahingestellt) bei den Händlern

und dem Publikum weitgehende Befurchtnngen hervorgerufen. Der

Premierminister Seddon trug der öffentlichen Meinung Rechnung,

indem er erklärte, daß Kartelle und Syndikate amerikanischer Art
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in Neuseeland nicht geduldet werden würden ; er brachte demgemäß
auch letztes Jahr den £ntwurf eines Gesetzes über die „Verhinderung

von Handelsmonopolen" ein, der aber nicht durchgebiacht wurde.

Man hatte wohl vorerst nur die Absicht gehabt, die vorhandenen

Ansichten über den Gegenstand zur Klärung zu bringen und eine

fruchtbare Kritik wachzurufen. Jedenfalls hatten die Kreise auf die

das Gesetz gemünzt war, eine Warnung erhalten.

Einige Einzelheiten des Entwurfes werden für den National-

ökonomen von Interesse sein. Das Gesetz seil den rechtmäßigen

Handel und das Gewerbe schützen, indem es Monopole, die dem

öflfentlichen Interesse zuwiderlaufen, verhindert. Als „Handels*

monopol" gilt eine Vereinbarung, welche zum Zweck hat, „die freie

(rcasonable) Konkuiü nz anderer Händler zu nichte zu machen, zu

beschränken oder zu verhindern und den Preis der Waren über den

i'.uich die freie Konkurrenz entstehenden hinaus zu treiben. Die

Bildung von Trusts oder Syndikaten mit abnorm großem Kapital

oder abnorm ausgedehnten Geschäften gilt auch als Monopol. Das

€res^ kann auf den Antrag von 50 Bürgern oder auf denjenigen

des Arbeitsministers oder des Handelsministers in Funktion tretea

Dann sollen die Kronjuristen den Fall einer vorlaufigen Unter-

sucbung unterziehen; entscheiden sie» dafi ein prima iacie Fall vor-

liegt, so wird er einem .^onopolgericht" überwiesen, dafi aus dem
Chief Justice und zwei Richtern des obersten Gerichtshofes besteht;

diese haben ausgedehnte Befugnisse Zeugen vorzuladen, Bücher ein>

zusehen und dgl. Unter anderem gilt abnormer Gewinn ab be-

lastendes Moment Sollte das Gericht entscheiden, dafi ein Monopol

vorliegt so können ^e das Ende dieses Monopols und seiner Ge-

schäfte aussprechen, abgeschlossene Vertrage aufheben usw., Aktien*

gesellschaften können aufg^ost werden. Eine Geldstrafe von nicht

über 1000 £ und die Tragung der Kosten kann auferlegt werden.

Wird die angeklagte Partei freigesprochen, so trägt die Regierung

die Kosten.

Das Gesetz wird ohne Zweifel dieses Jahr wieder vorgelegt

werden. Neuseeland mag einmal zum Kollektivismus kommen,

aber jedenfalls nicht auf dem Wege der Syndikate und Trusts.

Das Staatsbank Wesen, .^uf deiii ^icbiet des Geldwesens

hat Neuseeland, trotz seiner sonsti^a^i kühnen wirtschaftlichen Ge-

setzgebung keine besonderen Neuerungen eingeführt. Fortgeschrittene

Politiker rechnen schon seit langem auf die Zeit, wenn die Kolonie

für ihre innere Entwicklung von dem großen internationalen Gcld-
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markt möglichst unabhängig sein wird. Zu wiederholten Malen ist

die Errichtung einer staatlichen Notenbank und die Ausfiihrang

öffentlicher Arbeiten mit Hilfe von Staatskassenscheinen oder anderer

staatlicher Kredite geplant worden. Doch ist diese schwierige

Frage, abgesehen von einer kleinen Ausdehnung des Scheckwesens,

nicht über das akademische Stadium gefordert worden.

Indessen sind neuerdings Anzeichen vorhanden, daß man zu

praktischen Maßregeln übergehen will Letztes Jahr erwarb der

Staat fast Vi2 ^ Anteile der Bank von Neuseeland , dem
führenden Institute der Kolonie. Seitdem die Regierung vor etwa

10 Jahren die Bank vor dem Zusammenbruch bewahrt hat, übte

sie ein wcitgehcnrles Aufsichtsrecht über dieselbe aus. Indessen be-

nutzte die Bank uic Wiederkehr günstigerer Zeiten dazu, die Re-

gierungsvorschüsse zurückzuzahlen und sich so allmähhch von der

Kontrolle freizumachen und im vergangenen Jahre erwies sich eine

Neuordnung des Verhältnisses als notwendig. Die Regierung konnte

drei Wege ein^hlagen: i. Die Bank übernehmen und sie zu einer

Staatsanstah machen. 2. Die bestehende Kontrolle und die Be-

teiligung des Staates vergrofiem und zu einer dauernden machen.

3. Jede Verbindung des Staates mit der Bank auflösen und diese

sich selbst überlassen. — Die Regierung schlug den Mittelweg ein;

so dafi, ot^lelch keine besondere neue Verwaltungsabteilung ge-

schaffen wurde, dodh ein mächtiger ünanzieller Apparat zur Ver-

fügung steht, mittels dessen eine allmähliche und vorsichtige

Keform des Geld- und Kreditwesens in die Wege geleitet werden

kann.

Die andauernde ungünstige Lage und Haltung des Londoner

und anderer führender Geldmärkte haben diese Frage aktuell ge-

gemacht Neuseeland, das sich der Größe seines öffentlichen Ver*

mögens und der reproduktiven Anlage des größten Teiles seiner

Anleihen wohl bewußt ist, empfindet die neuerliche Zurückhaltung

des ei^ltschen K^itals als ungerecht und wird versuchen, sich von

diesem unabhängig zu machen.

Die Regierungsmaschinerie. Hier sind seitens der

Liberalen fast keine Neuerungen eingeführt worden. Ein Gesetz-

entwurf, welcher die Wahl des Kabinetts durch (I is Parlament vor-

schreibt, ist Jahr für Jahr von einigen Liberalen eingebracht worden,

jedoch ohne Erfolg, da die Regierung dagegen ist Auch kennt

die Kolonie die Initiativanträge und das Referendum nicht. Vor-

schläge, für das proportionale Wahlsystem haben wenig Beifall ge-
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funden. Der Kern der Sache ist, daß die Regierung bis jetzt sich

bei dem bestehenden System gut gestanden hat und sich daher

mit diesen Angelegenheiten nicht befassen wollte. Sollte sie je-

mals ihre günstige Stellung verlieren, so würde das die Situation

allerdings ändern.

Nach einer Richtunf^ hin scheinen allerdings diese Änderungen

nahe bevorzustehen. Der Minister Seddon hat neuerdings die

politische Welt Neuseelands überrascht, indem er ^-ich flir die Ab-

schaffung des Oberhauses und seinen Ersatz durch eine kleine revi-

dierende Körperschaft von Juristen und anderen Sachverständij^en

aussprach. Das Oberhaus besteht jetzt zum größten I eil aus von

Seddon selbst ernannten Mitg^liedern und gilt als demokratische

Körperschaft, auf welche die Rep^ierung mit Sicherheit zählen kann.

Mr. Seddon behauj)tet aber, d il.i die Atmosphäre des Oberhauses

unweigerlich auf seine Mitgliedei einen konservativen hiniluß hat

und daß es außerdem überflüssig geworden sei. So ist die alte

Bewegung gegen das Oberhaus, welche nach seiner Regeneration

eingeschlafen war, wieder ent&cht, zur Freude des radiiealen Flügels

der Liberalen.

Die politische Lage. Die etwas heterogene Zusammen-

setzung der neuseeländischen liberalen Partei hat steh seit 1891

kaum geändert Eine besondere Arbeiterpartei wie in den australi-

schen Staaten hat sich in den 13 Jahren nicht entwickelt. In der

Partei hat das liberale Element stets die Oberhand behalten; wo
vereinzelte Reprisentanten der Arbeiter der Partei nicht treu blieben,

sind sie meist bald von der politischen Bildliadie verschwunden.

Gelegentlich haben die Arbeiter nach größerer Unabhang^eit von

der Partei gestrebt, doch sind diese Bemühungen bis jetzt sporadisdl

und resultatlos geblieben. Die Arbeiter haben tatsächlich einge*

sehen, daß der fortgeschrittene Liberalismus ihre Interessen am
besten vertritt und gewiß hat das Biindnis lür beide TeUe die besten

Früchte gezeitigt Es darf auch tiicht vergessen werden, daß die

Regierun*; das Feld nicht so lange behauptet hätte, wäre sie haupt-

sächlich von den Arbeitef^tiinmen abhängig gewesen. Man sollte

denken, daß die Städte mit ihrem crroßen Prozentsatz industrieller

Bevölkerung die Hochburgen der RcgieriuiLf seien — die Plrfahrung

hat gezeigt, daß dies ein Irrtum ist. Die groüen Städte haben in

gewissen, für die liberale Partei kritischen Momenten versagt, und

zu diesen Zeiten verdankte die Regierung den Sieg der Unter-

stützung der ländlichen Kreise. Um die Städte zu gewinnen, muß
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die Regfierang aufier auf die Arbeiter auf die tatkräftige Unter*

Stützung des Mittelstandes rechnen.

Diese l/Iittelklassen fühlen sich mehr und mehr zu der liberalen

Partei hingezogen. Im An&ng waren (Ke Angehörigen des Handek*

Standes auf der Opposttionssdte. Nach und nach änderte sich die

Stimmung, als es sich erwies, daß die liberale Politik Handel und
Gewerbe nicht liemmte, sondern eher förderte. Heute gehören

viele fuhrende Geschältsleute der liberalen Partei an. £s mag sein,

daß diese Annäherung an die Kreise des ,,?rivatunternehmertums"

die Regierung etwas von dem bisher innegehaltenen Weg ablenken

wird. Doch ist hervorzuheben, daß die liberalen Führer sich nie-

mals unumschränkt iur den Kollektivismus au^esprochen haben

und daß einige von ihnen Geschäftsverbindungen und Geschäfts-

interessen haben.

Das sind die Faktoren, die auf einen weiteren Zusammenschluß

hinwirken — doch fehlt es auch nicht an Zeichen der Auflösung.

Da ist vor allem die drohende Absplitterung der agrarischen

Parteigänger zu erwähnen. Seit zwei bis drei Jahren bildet sich

ein Gegensatz zwischen Stadt und Land heraus, hauptsächlich durch

die Wirksamkeit einer über das ganze Land verbreiteten agrarischen

Oi^.iiiisation, der „Farmers' Union". Ihr angeblicher Zweck ist die

Förderung der Interessen der Landwirte, ihr unpolitischer Charakter

wird betont — merkwürdigerweise sind aber die meisten der ton-

angebenden Organisatoren und Führer Gegner der Regierung.

Man verbreitet den Gedanken, daß die Bauern nicht genügend be-

rücksichtigt worden sind und daß die Arbeiterpolitik der Regierung

ihren Interessen zuwiderläuft.

Vor allem wird für das freie Eigentum im Gegensatz zur staat-

lichen Erbpacht agitiert Die „Farmers' Union" hat sich im allgemeinen

iiir das freie Eigentum angesprochen und auch einige liberale Paria-

mentsmitglieder iur sich gewonnen^ wir haben von dieser Bewegung
bereits weiter oben in dem Abschnitt über die Landfrage berichtet

Sollte die Frage im Parlament zur Abstimmung kommen, so läge

eine große Gefahr vor, da ja die Opposition einstimmig gegen die

Erbpacht ist. Indessen hat sich Premierminister Seddon nicht ein-

schüchtern lassen. Er erklärte in einer Ansprache, daß, wenn die

Regierung in dieser Frage überstimmt würde, er die Kammer auf-

lösen werde und gewiß werde sich das Volk iur die Beibehaltung

der Erbpacht aussprechen. Abgesehen von dieser offiziellen Ab-

wehr, betreiben einige for^eschrittene Liberale, Aniiänger der
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Lehren Heiiiy Georges, eine energische Cregenagitation. Sie wider-

setzen sich jedem Landverkauf durch den Staat und sprechen sich

(ur die periodische Fächtfestsetzung der Erbpächtereien aus.

Bei den Wahlen von 1902 konnten die Drohungen der

„Fanneis Union" dem Minister Seddon nichts anhaben. Er konnte

den Bauern klar beweisen, wieviel die Regierung iUr sie getan habe.

Aber damals war die „Farmers' Union" noch verhältnismäßig neu,

ihre Kräfte noch nicht gesammelt und ihre Propaganda noch nicht

so wirksam. Die Krists steht noch bevor. Doch hat Mr. Seddon,

nach der Aufnahme zu urteilen, die er neuerdings bei einer Reise

in den ländlichen Distrikten der Südinsel fand, an Popularität bei

den Bauern noch nichts eingebüßt

Auch von der anderen Seite wird die Solidarität der liberalen

Partei bedroht. Es scheint zweifelhaft, ob die Arbeiter auf die

Dauer zu !in1ten sein werden; so sprach sich der jährliche (icwcrk-

vereinskongreü letzte Ostern für eine unabhängige Arbeiterpartei

aus. Natürlich werden Konkreßbeschlüsse nicht sofort zur Wirk-

lichkeit, doch wird der Ki-folg der Arbeiterpartei im australischen

Bundcsparlamcnt die Bewegung verstärken. Das politische Pro-

gramm des Kongresses geht ziemlich weit — es umfaßt foh^'ende

Punkte: i. Staatsnoten mit gesetzlicher Zahlungskraft; 2. keine

weiteren \^crkäufc des Kronlandes und periodische Pachtfestsetzungen

der Erbpächtereien; 3. Ausdehnung des parlamentarischen Wahl*

rechtes auf die Kommunalwahlen. Mditsteuerzahler scdlen sich

auch bei Abstimmungen über Steuermafiregeln beteiligen dürfen;

4. Initiative und Referendum; 5. gesetzlich festzulegende Bevor-

zugung von Gewerkvereinlem bei den Entscheidungen des Schieds»

gerichts; 6. Abschaffung des Oberhauses.

Seddon, der 11 Jahre lang Premierminister von Neuseeland

war, ist auch heute noch der unbestrittene Führer der Liberalen.

Grrofie Begabung und arbeitsfreudige Leistungsfähigkeit, ein prak-

tischer Blick, patlamentarische Gewandtheit, ein reiches Mafi demo*

kratischer Überzeugung und eine volkstümliche Liebenswürdigkeit—
das sind die Eigenschaften, denen „König Dick" seine lange Re-

r irr in^TS7cit zu verdanken hat Kein anderer Mann hätte die libe-

rale Partei auf ebensolange Zeit zusammenhalten können. Gre-

wiß haben immer einzelne Parteimitglieder sich gegen die Herr-

schaft ihres P'ührers empört, schon die Kraft meiner Persönlichkeit

hat da«; mit sich gebracht, aber keiner hat sich auf die Dauer ihm

gewachsen erwiesen. Andere Führer hätten vielleicht Größeres
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versucht und die Fartd ruiniert oder aber weniger Initiative gehabt

und sich die Avantgarde entfremdet Seddon, der ein feines Ge-

fühl für die Strömui^en der öffentlichen Meinung hat, wußte wie

weit er gehen konnte und hatte seine Maßregeln in Bereitschaft,

wenn die Gelegenheit kam. Das mag nacii Opportunismus klingen^

aber es ist viel damit erreicht worden.

Den größten Einfluß nach Seddon hat im Ministerium Sir

Joseph Ward, der verglichen mit seinem Chef suaviter in modo
ist; er ist der Schöpfer des Gesetzes über die Darlehn an Ansiedler

und ein geschickter Verwaltungsbeamtcr. Im Privatleben ist er

Kaufmann mit weitverzweigten (ieschäftsinteressen. Er scheint An-

wartschaft auf die Nachfolgcrschait Scddons zu haben. Doch würde

wohl, sollte der letztere abdanken, bald eine allgemeine Umwälzung
eintreten, besonders im Hinblick auf die jetzt schon vorhandenen

Tendenzen zur Auflösung der Partei. Man ersieht hieraus,

wieviel von Seddons Persönlichkeit abhängt Wenn er seine alte

Frische behält, so kann er seine Partei wohl noch auf lange Zeit

zusammenhalten. Sein Gesundheitszustand erfüllt indessen seine

Freunde mit Sorge, die Ärzte mußten ihm Ruhe vorschreiben —
elf Jahre angestrengter Arbeit als verantwortungsvoller Leiter der

Kolonie sind eben auch an ihm, trotz setner eisernen Konstitution^

nicht spurlos vorübergegangen.

Die Führerschaft in der Opposition hat sich vor kurzem auf

bezeichnende Weise veiSndert Seit letztem Jahr ist W. J. Massey

ein kleinerer Grundbesitzer, einer der Freunde der Farmers* Union

und Vertreter eines ländlichen Kreises an die Stelle von Sir William

Russell, einem grofien Viehzüchter und alten Anhänger der ehe*

maligen Atkinsonschen Regierung getreten.

Die Oppositionspartei selbst ist nicht mehr die alte vom Jahr

1891, denn die ist unter dem Einflufi des seit 13 Jahren herrschenden

liberalen Geistes auf immer verschwunden. Das alte Regime wäre

jetzt in der Kolonie undenkbar. Eine Reaktion kann ja bis zu

einem gewissen Grad eintreten, aber sie wird nur der zurück»

weichenden Welle gleichen — der Fortschritt wird darum nicht

gehemmt.

Internationale Faktoren. Neuseeland gilt allgemein als

ein besonders bequemes Versuchsobjekt für sozialpolitische P'xpcri-

mentc. Die Ju^^end der Kolonie und die Plastizität ihrer Institu-

tionen, auch ihre verhältnismäßi<^ kleine Bevölkcruii'^szahl sprcclien

dafür. £s ist aber ein großer Fehler anzunehmen, daß die sozialen
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Probleme in Neuseeland nur auf lokaler Basis zu behandeln seien.

Neuseeland ist keine unabhängige, sich selbst genügende Republik

auf genossenschaftlicher Grundlage. Durch die Art ihrer Besiedelun«];

und Entwicklung ist sie In das verwickelte Getriebe des Welt

marktes, auf dem sie kaulcn und verkauten muß, mit hineinbcz.Oi^en.

Die staatlichen Eini^ritTe zur Verbesserung der sozialen Verhalt-

nisse dürfen desl al!) nicht ohne Berücksichtigung der Arbeits-

bedingungen anderer Lander geschehen, denn so etwas wie geo-

graphische Isoherung gibt es heute nicht mehr. Um so mehr muß

man anerkennen, wie viele von den Ubelständen, mit denen die

menschliche Gesellschaft heute zu kämpfen bat, in Neuseeland ge-

mfidert worden dnd. Auch hier tritt der internationale Charakter

<}er Arbeiterfrage in den Vordeigrund, denn große Fortschritte aod

nur möglich wenn ae überall einigermafien gldchmäßig erfolgen.

Die bemerkenswerten Erfolge der neuseelandischen Gesetz*

gebung sind vor allem der verständnisvollen und gldchmSCigen

Handhabui^ durch die Regierung zu verdanken, aber auch dem

Interesse des Parlamente^ das nie versagte, wenn die gemachtea

Erfahrungen ciie Notwendigkeit von Verbesserungen und Zusätzen

«rwiesen. Wäre die liberale Partei vor einigen Jahren, als die

Gesetze eben erlassen waren und noch etwas den Charakter von

Experimenten an sich trugen, \erdrängt worden, so würden wir

heute nicht von einem so großen Erfolge berichten können. Selbst

wenn die Gesetze dann von der Opposition nicht gerade auf-

gehoben worden wären, so hätte doch eine verständnislose Hand>

habung außerordentlich viel schaden können. Auch die allgemeine

coinstige finanzielle Lage war für die Anfangsstadien der sozialen

Gesetzgebung von Vorteil. Wir haben alle diese Punkte schon

erwähnt, hier soll nur hervorgehoben werden, daß Neuseeland nicht

wesentlich mehr fiir eine fortgeschrittene soziale Gesetzgebung ge-

eignet ist, als andere Länder.

S c h 1 u fl.

Man darf nicht annehmen, daß, weil in Neuseeland die soziale

Gesetzgebung sehr ausgebildet ist, nun der Durchbchnitts-Ncusee-

ländcr ein Kollektivist oder doktrinärer Landreformer sei. Auch

die liberalen Führer sind das nicht Gewiß haben fortschrittliche

sozialökonomische Theorien die öffentliche Meinung stark beein-

ÜuSt, doch war die neuseeländische Gesetzgebung eher das Resultat
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praktischer Bestrebungen die Probleme, die dem Volk täglich ent-

gegentraten, zu lösen.

Weder das kollektivistische Programm: „Verstaatlichung der

Produktions-, Verteilungs- und Umlaufsmittel" noch die Gesamt-

theorien Henry Georges spielen als solche eine große Rolle in der

praktischen Politik der Kolonie. Aber man strebt doch in manchem
nach ähnlichen Zielen, vor allem nach einem möglichst gleich-

mäßig vertciUca Volkswohlstand, ohne sich an besondere Methoden

oder Theorien zu halten. Bis jetzt hat Neuseeland noch keinen

Millionär hervorgebracht und wird es wohl auch nicht tun. Die

Antimonopolbewegung ist dafiir zu stark.

Man kann Neuseeland im Verglekh zu anderen Landern das

„Arbeitefpatadies" nennen. Freilich nur sehr vergleichsweise; in

Wiiklicfakeit fehlt daran noch viel Doch berechtigen die weit-

gehenden Befugnisse des Staates als AufsichtSr und Kontrollbehörde

und die gesunden durdh die Arbdts- und Landgesetzgebung ge«

gebenen Grundlagen der allgemeinen Entwicklung zu dem Glauben,

da0 Neuseeland auf dem rechten Wege ein gutes Stuck voran-

geschritten ist

Archiv für Somlvimntelwft u. Somtpotiiik. I. (A. f. tm. G. tt. St.XDC) 3. 40
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GESETZGEBUNG.

Die neuere Kinderschutzgesetzgebung in Deutschland

und in Großbritannien«

Von

Prof. Dr. STEPHAN BAULR
in Baad.

In den Tagebüchern Lord Shaftesburys ist ein merkwürdiges

Gespräch des großen Sozialreformers mit König Friedrich W'Il-

heim IV. von Preußen vom Januar 1842 verzeichnet. „Welche

Aussichten haben Sie," fragte ihn der König, „Ihr Fabrikgesetz im

Parlamente durchzubringen?" „Keine Aussicht, Sire," erwiderte Lord

Shaftesbury, „nicht die geringste. Der Premierminister hat mir heute

gesci-ricbcn, er werde mir opponieren." .Jndeed," sag^tc der Konij^;

dann nach einer Pause; „Wir haben das Gesetz für Sie in Preußen

g^emacht." „Ja, Sire, ich weiß es und tausend und zehntausend

Herzen segnen dafür Kurc ^hljestät." Darauf der Könii^: ,,Ich halje

das Gesetz nicht erlassen; es ging von unseren Kaufleuten und

Fabrikanten aus, ich habe es nicht veranlaßt." ,.Ncin, Sire, es war

das Werk des Vaters Euer Majestät." ,.Ja, alles Große und Gute

in Preußen ist das Werk meines Vaters." Damit schloß das Cje-

spräcli. ')

Die preußische Gesetzgebung von 1839 war in der Tat über

ihr englisches Vorbild von 1833 in mancher Hinsicht hinaus-

gegangen. Bezog sich Lord Althorps Act nur auf BaumwoH- und

Wollwarenfabriken, so schützte das preußische Regulativ die Ar-

*) E. Hodder: Tbe Life and the Work of (he serenth Ewl ot SSuAtütiujt,

K. G. 1886, vol. I, p. 401.
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beiter in allen Fabriken, Berg- und Hüttenwerken; es stellte ferner

den Grundsatz auf, daß der obligatorische Elementarschulunterricht

unter der Fabrikarbeit nicht leiden dürfe. Das englische Gesetz

verlangte dagegen zwar täglich zwei Stunden Unterricht für die

Arbeiterkinder, traf aber für die Erteilung des Schulunterrichtes

keinerlei Anstalten. In der Tat war nach den Aussagen der In-

spektoren dieser Schulzwang „ein Hohn auf jeden Unterricht". ^)

Ein Kabrikschulmeister stellte ^tumeist Zeugnisse über die Prä-

senz der Kinder aus, die in Wirklichkeit in der Fabrik gearbeitet

hatten. Wo solclie lietnebsschulen nicht eingerichtet waren, konnten

die Kinder in die National Schools, oder in jene der British and

Foreign School Society nicht gescliickt werden, da diese nicht vor

9 Uhr morgens begannen und vor 5 l'hr nachmittags schlosscn.

Gänzlich ungeschützt und ausgebeutet waren Kinder in Sciden-

und Spitzenfabriken.

I>is britische wie das preußische Gresetz liefi die Fabriksarbeit

nach vollendetem 9. Lebensjahre zu. Für die 9— 13 jährigen führte

das englische Gesetz einen Maximalarbcttstag von 9 Stunden tag-

lich, 48 Stunden in der Woche ein. Für die 13—18jährigen galt

der Zwöl&tundentag. Das preußische Regulativ fUhrt dagegen den

von Shaftesbuiy so energisch verfochtenen Zehnstundentag för die

Jugendlichen ein, ist also ilir die 13—16jahrigen Arbeiter günstiger

als das englische Vorbild

Beide Gesetze verbieten die Nachtarbeit der Jugendlichen; das

Verbot erstreckt sich allerdings in England bis zum 18., in Preußen

bis zum 16. Lebensjahre und die Dauer der Nachtruhe beträgt hier

acht, dort neun Stunden. Aber im ganzen genommen hätte eine

Ausdehnung des Zehnstundentages nach der damaligen Rechtslage

in Preußen näher gelegen als in England. Dennoch hat im Jahre

1847 England diesen Fortschritt voUzc^n, der im Deutschen Reiche

noch heute der Vollendung harrt.

Inzwischen sind in Großi)riLannien die Wirkungen der fünfzig-

jährigen Kinderschutzgesctzgebung immer deutlicher geworden. Vor

allem hat die Gesetzgebung auf den Altersaufbau der Fabrik-

t^evölkerung einen eingreifenden Einfluß ausoeübt In Großbritannien

betrug in den Textilfabriken der Anteil der Arbeiter im Alter von

weniger als 13 Jahren im Jalire 1835:13; 1885:9; 1895 jener der

Ki'pori fmm tin' <;r]t-cl rommitlcc oa ihe act for Ihc rcgulaliun of Mills

and Factories 18. hcbruary i&^i, p. 12.
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weniger als 14jährigen: 5,2 vom Hundert aller Arbeiter.*) Es stieg

sodann in England die Relativzahl der erwachsenen Männer; kon-

stant blieb seit 1847 j^"^ der männlichen Jugendlichen. Im Deutschen

Reiche Lnng in der gesamten Fabriksindustrie die X^ertretung der

Kinderarbeit von 1890. wo ihre Zahl 27485 betrug, auf S077 'tn

Jahre 1902 herab. In der i extilindustrie betragt ihr Anteil in den

Fabriken nur drei Zehntel vom Hundert aller Arbeiter. -)

Zugleich ist nun zwar die Fabnkbevölkerung ein immer erheb-

licherer Anteil der gesamten gewerblichen Arbeiterschaft geworden;

diese selbst umfaßt aber infolge der Abnahme der landwirtschaft-

lichen Bevölkerung einen stärkeren Bruchteil der gesamten Tkrufs-

tatigen aU Iruher. Man hat dalicr leicht ubersehen können, daii

neben der geschützten und gesetzlich verboieacn für eine unge-

schützte und gefährliche Kinderarbeit im Erwerbsleben reichlich

Platz sei.

Zwar haben schon die Gegner der ersten Schutzgesetse in

England darauf hingewiesen, dafi nicht in den Fabriken die ärgste

KinderausnÜtzung stattfinde. Man konnte ihnen aber damab er-

ividern, dafi innerhalb der neuen Fabriken die Kinderarbeit in

eineni der letzten Generation unbekannten Mafie vertreten sei.

So iiihrt der Bericht Dr. Mitchdb vom Jahre 1S34: 19690 Baum-

'woUtndustriearbeiter au( von welchen über ein Drittel weniger ab
16 Jahre alt war. Kaum ein Drittel war über 21 jahrig und

daraus schlofi man» dafi» wenn die Gesetzgebung im Interesse der

Jugendlichen eingreife, sie von selbst auch die Arbeitsbedingungen

für die Erwachsenen regle.')

Dazu kam die Beobachtung des ruinösen £influ<;ses ununter-

brochener Arbeit der Kinder in feuchten, selten gelüfteten Fabrik-

lokalen. Von je 350 jugendlichen Arbeitern in Lancashire, die

Dr. Hawkins untersuchte, waren nur 143 gesund, während von je

350 in anderen Berufen tätigen Jugendlichen 241 hygienisch nicht

zu beanstanden waren.*)

Bis zum Gesetze von 1844 zum Schutze der jugendlichen ist

') o r ^ e H. W o ü d
,
Factory Legislnticjti, Journal R. Statistical Society, 10O2.

Jahrcsbcricbic der GewerbcautNcbUbcamtcn und Bergbehörden fiir das Jabr

190a. Bd. IV, S. 80.

'1 F.ictorics Inquiry. Supplementary Report from Comroissioners, pari l,

March 1S34, p. 38.

*) Factories Inquiry Commission. Sccond Report^ 15. July 1833, D. 3, p. 2.
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nach allen Berichten die Hygiene der Fabrikskinder eine schlechtere

gewesen als jene in anderen Berufen, ja selbst als die der in der

Hetroarbeit beschäftigten Kinder. So ergab sich denn die größte

Dringlichkeit, nicht nur die leichtere DurchiUhifoarkeit des Fabriks^

Idnderscbutzes als Konsequenz.

Durch das Werlcstattengesetz von 1867 wurde der Kinderschutr

formell und durch Übertragung der Inspektion der Werkstätten an

die staatliche Inspektion seit 1870 faktisch im Kleingewerbe ein«^

geführt Für die 8— 13 jährigen wurde eine tagliche Maximal»

arbeitszeit von 6V1 Stunden und wöchentlidi zo Stunden Schul»

Unterricht, zusammen 49 Stunden vorgeschrieben. Hierzu kamen
besondere Vorschriften, die den Kinderschutz in besonderen Be-

schäftigungen regelten. Wie dringend es z. B. in der Bäckerei war,

schützend vorzugehen, bewies die Tatsache, daß Kinder, welchen

die Ärzte die Zulassung in Fabriken verweigerten, in den Bäcke-

reien Aufnahme fanden, wo sie ununterbrochen durch 16 Stunden

arbeiteten. Der Arbeiterwitz nannte das: „die Kinder zur Reife

ins Treibhaus schicken".

Dacfcj^en wollte man von einer Ausdehnung des Kinderschutzes

auf Berufe, die nicht in geschlossenen Räumen betrieben wurden

(out-door employments) nichts wissen. Im Kaminfegergewerbe

hatte man allerdings bereits das Zulassungsalter auf 21 Jahre fest-

gesetzt und die Konzessionierungspflicht den Meistern auferlegt

(1834, 1840, 1864, 187,). Vom Straßenhandcl und der Verwendung

auf Kanalschiflcn hoilte man den Zuzug von Kindern durch das

neue Schulgesetz abzulenken. In der l-andwirtschaft hatte bereits

die Kindcrschutzenquetc von 1862— 1867 die Mißstände langer

Arbeitszeiten und der Ausnützung durch Gangmeister aufgedeckt;

es folgte ihr die Konzessionierung der Gfangmeister und das Veri^ot

der Beschäftigung von Kindern unter 8 J^thren durch die Agricultural

Gangs Acts 1867. Diesem Gesetze folgte das Kinderschutzgesetz för

die Landwirtschaft (Agricultural Children Act) von 1873, das durch

das Schulgesetz (Elementaiy Education Act) von 1876 aufgehoben

wurde. Das Gresetz dehnte das Zuhusungsalter von acht Jahren,

das früher nur iur die von Gangmeistem angeworbenen Kinder

galt, auf alle Kinder aus^ die nicht von ihren eigenen Eltern oder

auf dem elterlichen Grundstück verwendet wurden, und erhöhte das

Zulassungsalter für die im Gangsystem verwendeten Kinder auf

Foctoiy oad Workaliopt Act ComninioB. Report Vol. l, p. XVII, 1876»
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zehn Jahre. Kinder von zehn bis zwölf Jahren sollten vor ihrer

Verwendung in der Landwirtschaft sich über ein bestimmtes Bildungs^

minimum ausweisen. Dieses Gesetz erwies sich als undurchführbar;

man war außerstande, die Inspektion mit dieser Aufgabe zu be-

lasten und erhoffte auch hier alles von der Schule.

Was . nun die ungeschützte Arbeit der Kinder In geschlossenen

Räumen betrifft, so erhoffte man im Handelsgewerbe alles von den

freien Vereinbarungen mit den Prinzipalen und von der FrüMaden-

schludbewegung ; in diesem Sinne war die National Early Gostog

League tätig. In der Heimarbeit, sofern nur die VVohnungsinsassen

beschäftigt werden, erklärte man nichts vorkehren zu können und

der Handhabung der Sanitatsgesetze durch die Gesundheitsbehörden

alles überlassen zu müssen.

Indessen blieb trotz der Schul^^^csctze die Tatsache bestehen,

daß selbst Kinder, die in g;cschiitztcn l>ctriebcn verwendet wurden,

nach der I-'nbriksarbeit zu ungeschützter Lohnarbeit verwendet

werden konnten. Diese T.obnarbeit fand hie und da selbst in

iebcnsgefährlichen Berufen statt und fiel hier zuerst ins Au^e. Das

Zulassungsalter für Kinder bei öffentlichen Schausteilungen oder

Produktionen, die von Hause aus Leben oder Gesundheit gefährden

können, wurde durch die Children's Dangerous Performances Act

1879 auf 14 Jahre und durch die Dangerous Performances Act 1807

auf 16 Jahre lur männliche und auf iS Jahre für weibliche i'ei-

sonen erhöht

Indessen war man auf die Zunahme der Kinderarbeit im De-

tailhandel, in Gastwirtschaften und im Strafienhandel aiifinerksam

geworden. Die Shops Hours Regulation Acts 1886 sowie jene

von 1892—1895 schrieben iUr Personen unter 18 Jahren, welche in

Laden, Märkten, Buden, Warenhäusern, Wirtshäusern und sonstigen

Erquickungsgewerben gegen Lohn beschäftigt werden, eine Maximal-

arbeitszeit von 74 Stunden in der Woche mit Einschlud der Mahl-

zeiten vor. Die eigenen Kinder und Familienmitglieder sowie das

hausliche Gesinde wurden von diesem Schutze ausgenommen.

Die Zunahme der in die Form des Strafienhandels oder

des Straßensängertums sich hüllenden Kinderbettelei, der Kinder-

bedienung in Kneipen, der Verwendung von Kindern in Theatern

und Varietes, die Fälle der Mißhandlung solcher Kinder durch

brutale Arbeitgeber und ihrer Vernachlässigung durch die Eltern

führte zu den Prcvention of Cruelty to Children Acts von 1889 und

1894. Sie verbieten bei Strafe der die Kinder dazu veranlassenden
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Personen Knaben unter 14, Mädchen unter 16 Jahren den ver-

steckten Straßenbettel, den Aufenthalt in Gastwirtschaften, in denen

geistige Getränke verabreicht werden, die aktive Teilnahme an

Theatervorstellungen zwischen 9 Uhr abends und 6 Uhr morgens

und allen noch nicht i6jährigen Kindern die Aual»ldang als

Akrobaten, Schlangenmenscheni Zirkusleute oder ihre Verwendung
bei anderen von Natur gefährlichen Schaustellungen. Doch ge«

stattete das Gesetz von Fall zu FaU gegen Konzession der Ver-

waltungsbehörde (der Schulbehörde in Schottland) Kinder im Alter

von mehr als 7 Jahren in Theatern oder Zirkussen bei ungeGUir-

liehen Produktionen zu verwenden (Art 3).

Alle diese Mafliegeln milderten wohl die at^ofalligsten Sdiaden

der ungeschützten Kinderarbeit, konnten aber ihrer Zunahme keinen

Einhalt gebieten. Um die Mitte der neunziger Jahre begann man
daher in den Kreisen der Lehrerschaft systematisch die Kinder-

lohnarfoeit zu beobachten.

Der £rziehungsausschuß des Womens Industrial Council pflog

Erhcbui^gen, deren Ergebnisse im August 1897 in der Nineteenth

Century von Mrs. Hoggs vcröfTcntlicht wurden. Im folgenden Jahre

setzte dieser Verein ein eigenes Committee on Waf^c-Earning^ Children

ein, das hii^h /'.inäi-hst an das Erzichunp;samt mit der Bitte um
Veranstaltung von Erhebungen über i3eschäftigung

,
Zahl, Alter,

Arbeitszeit und Entlohnung der gewerbetätigen schulpflichtigen

Kinder wandte.

Diese Enquete war unvollständig; schlüssig ist sie wohl

nur für I^ndon, wo von 425 OOO über 7 jährigen Schulkindern

30800, also über 7 Prozent, vor oder nacii Ucr Schule in Fabriken

oder Werkstätten gegen Entgelt beschäftigt waren. Hiervon waren

12 130 Kinder, fast 3 Proz. also, über 20 Stunden wöchentlich be-

schäftigt ; für rund 40 OOO Schulkinder in England wurde diese

Dauer der Beschäftigung nachgewiesen; in 3000 Fällen wurde

sogar mehr als 40 Stunden hindurch gearbeitet^) Angesichts

dieser zwar unvollständigen, aber überraschenden Tatsachen setzten

das Home Office, das £rziehungs- und das Handelsamt gemeinsam

eine Regierungskommission ein, welche über die Beschäftigung

schulpflichtiger Kinder, über die bestehenden Kinderschutz- und

Schulgesetze und ' deren Vollzug Bericht erstatten sollte* Die

Konmiission vernahm vom 13. Februar bis 22* Juli 1901 128

*) ElemcntBiy Schooli (Childrai Workuig for Vfmgtit). 1S99.
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Zeugeiii insbesondere Lehrer, und etstattete am 25. November 1901

ihren ScMufibericht.^)

Das Ergebnis dieser Enquete ist sehr bemerkenswert; von etwa

585 000 schulpflichtigen Kindern im Alter von 13—14 Jahren waren

nur 208000 in die Schulregister eingetragen. Die Enquiflfe wies

ISOOOO schulpflichtige Kinder aus, die in Fabriken oder Werk-
stätten Vollzeit, und 103 978, welche Halbzeit arbeiten. Da die

(icsamthcit aller Schulkinder 3Y, Millionen betrug, konnte man die

VoUzeit arbeitenden und daneben noch beruCstätigen Schulkinder auf

4 Proz. veranschlagen. In London stieg ihre Zahl auf 6Vs Proz.;

in Liverpool auf 7 V3 Proz.; Spczialerhebungen ergaben, daß die

offiziellen Ziffern um fast 2 Proz. unter der Wirklichkeit geblieben

waren. Die Enquetekommission schätzt aber die Zahl der Kinder,

um welche es sich handelt, auf 3<X)000. Die Feststellungen der

Arbeitszeit ergaben ähnliche Differenzen; an Samstagen kamen
Fälle von 13— ijstüntligcr Arbeil vor; endlich wurden einzelne

i^älle excessiver Arbeit bei häuslichen Diensten, sowie beim Aus-

tragen von Zeitungen festf^^estellt.

Nach Erwerbszweigen und Betriebsformen ergab sich für die

Beschäftigung von Kindern in Großbritannien das folgende Bild:

I. Tn den Fabriken und Werkstätten beträgt das Zulassungs-

altcr 12 Jahre für die Halbzeit, 13 Jahre für die Vollzeit ai bcitcudca

Kinder. Die Halbzeitarbeit (nur am Vormittage, nur an Nach-

mittagen, oder nur jeden zweiten Tag) betragt in Textillabriken

27 in anderen Fabriken und in Werkstätten 30 Stunden in der

Woche; dazu kommen 15—14 Sdiulstunden. Im Jahre 1898 betrug

die Zahl der Halbzeitarbeiter in Fabriken 41000, in Werkstätten

gegen 200a Im Jahre 1889 hatte sie noch 82000 in Fabriken

betragen. Die Zahl der 13—14jährigen Vollarbeiter in den Fabriken

betrug 50059k

3. In die gewerbliche Heimarbeit hat die Gesetzgebung auch

insoweit regelnd eingegriffen (Factory Act 1901, Section Iii, 115X
als es sich um Familienbetriebe, domestic &ctories and Workshops^

handelt.

Darunter versteht das Gesetz nichtmotorische Betriebe, die in

Räumen, die als Wohnung dienen, von Mitgliedern der dort

wohnenden Familie betrieben werden. Die Arbeitszeit für Kinder,

') Employmcnt of School ChUdr«a Committce. Minutes of Evidenee takea

b«fore the loter-Dcpartmentml Coauttittee od Employrnent of Sdiool GhUdica. 190«.
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darf nur von 6 Uhr morgens bis i Uhr nachmittags oder von i Uhr
bis 8 Uhr abends (Samstags bis 4 Uhr nachmittags) dauern; nadi

5 stündiger Arbeit mufi eine halbstündige Mahlzeitspause eintreten.

Das Gesetz beschränkt also hier die Kinderarbeit auf 39 Stunden

in der Woche. Sie ist unbeschrankt in der Strobflechterei, Polsterdi.

Handschuhmacherei und der Fertigstellung von Waren lur den Ver*

kauf; ebenso treten für unr^lmäßige Nebenarbeit der Kinder die

Schutzbestimmungen aufier Kraft Inspektoren wie private Beob-

achter sind über den geringen Wert dieser Vorschriften anig.^}

In England scheint allerdings aufier in den kleinen dem Gesetze

nicht unterworfenen Wäschereien die 2^hl der Kinder in der Heim-

arbeit gering zu sein; es gehören aber die Fälle der schwersten

Überarbeitung der Kinder hierher.

5. Die Zahl der schulpflichtigen, erwerbstätigen Kinder ia

Bergwerken und Brüchen ist ganz unbedeutend,

4. dagegen ist über die Hälfte dieser Kinder (über lOOOOO) in

Handelsbetrieben tätig. Etwa 40000 sind Zeitungsausträger,

der Rest trägt in die Häuser der Kunden Milch, Kohle, Petroleum,

Kramwaren, oft in großen Quantitäten und zwar durch 2— 3 Munden
vor und 2 Stunden nach Schluß der Schule. Am langwierigsten

und moralisch am verderbliclisien ist die Beschäftigung in Barlticr-

stuben, die in den armen Quartieren hier und da als Spielhöllen

fungieren.

5. Gegen 50000 Kinder finden als häusliche Aushilfen
(beim Messer- und Schuhereinigen, Kühlentragcn) gegen Ix>hn Be-

schäftigung, üen schwersten Arbeiten waren nach den Erhebungen

aber Kinder ausgesetzt, die bei den eigenen Eltern solche Arbeit

verrichteten; niemand konnte dagegen eine Abhilfe finden.

6. In der Landwirtschaft konstatierte man nur 6 115 VoU-

zeit arbeitende und zugleich schulpflichtige Kinder; mit den Halb«

zeit arbeitenden Kindern zusammen steigt aber ihre Ziffer auf etwa

40000—5000a Aus der Enquete ging hervor, daß mit Ausnahme
des Steinabsammelns und Jätens im Akkord die landwirtschaftliche

Arbeit keine ungesunde sei; dafi bei der Hopfenernte die Arbeits-

zeit eine zu lange, aber keine übermafiigCi dafi auch ihre Wirkung

auf den Charakter der Kinder eine gute sei, aufier in denjenigea

FäUen, wo sie mit dem Auswurf der Städte oder Stromern zu-

') Min G. Tttckwcll, The mof« oMow derect* in our ftctory eodc, in:

The CMe for Ihe iactory Acts, Edited by Mn. Sidney Webb 190s, p. 146.
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sammen arbeiten. Schwer geklagt wird dagegen über die L'n-

rcgclmäßigkeit Üires Schulbesuches; es wird empfohlen, die Dispense

vom Schulbesuch im Sommer nur als Belohnung regelmäßiger

Frequenz im Winter zu erteilen.

7. Im Strafienhandel sind es weniger die von den Eltern

beschäftigten als die auf eigene Rechnung ab Zeitungsjungen, Zund>

holzchenverkäufer u. dgl. tatigen Kinder, — etwa 25000 an der

Zahl — die in den Zentren der Grofistädte den größten Ver*

suchuDgen ausgesetzt ^nd; die h)^enischcn Bedenken treten diesen

gegenüber in den Hintergrund.

8. Etwa 1 5 000 Kinder werden gegen Lohn als Treiber, Golf-

jungen, zum Wecken der Arbeiter am frühen Morgen, bei dem Zu«

tn^en ihres Essens, dem Milchaustragen u. dgl. verwendet. Manche

dieser Verrichtungen rauben den Kindern den Morgenschlaf und ihre

Schulbildung leidet darunter.

Es handelt sich also im ganzen um etwa 300000 Kinder; und

aus der Tatsache, daß die unbestritten günstige Wirkung der Fabrik-

gesetzgebung diesen Kindern nicht zuteil wird, schloß die Kom-
mission, daß eine ErwciterunL^ iles Kinderscliulzes nolwcndifr sei.

Selbst rein wirtschaftlich gesprochen, sei die ständige Arbeit von

11— 13 jährigen Kindern eine Vergeudung, denn ein V^erdienst von

zwei Shilhngs in der Woche können sie später selbst als unge-

lernte Arbeiter in einigen Monaten reichlich einbringen. Sie war

aber ebenso überzeugt, daß gan/c mäßige I5eschäftigung viele Kinder

vor \'erwahrlosung bewahre. Ein hervorragender Pätlagoge, Mr.

Cliiliun Thomas, erklärt es llir geradezu grausam, ein Kind von

14 Jahren nicht an physische Arbeit zu gewöhnen, um sodurui

von ihm ein volles Tagewerk zu verlajjgen.

Der Kommission lagen im übrigen Aasätze zu einer Kodifikation

bereits vor. Die Regelung derKinderarbeit inEngland wiur aufdem Ge-
biete des Stradenhandels bereits zum Teil erfolgt. Der Chefin^iektor

der Zwangserziehungsanstalten hatte schon in seinem Jahresbericht

von 1896 (p. 51—54) auf die Verkommenheit der hauslichen Ver-

hältnisse der meisten Strafienkinder in Liverpool hingewiesen, die,

kaum entlassen, immer wieder in die Anstalt zurückkehrten. Die

Hälfte dieser Kinder waren Mädchen. Die Knaben frönten dem
Spiel. Für manche Mädchen gab der Strafienhandel den Vorwand

für Diebstahl, Prostitution und Erpressungen ab. Eine eigene von

der Polizei unterstützte Vereinigung zur Bekleidung der Straßen«

kinder wurde gegründet; sie hatte in 5 Jahren in IO500 Fällen
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einzuschreiten; viele Kinder weigerten sich, Kleider anzunehmen,

.,\vcil das Geschäft darunter leiden würde". Es wurde daher ein

Subkomitee von der Stadtverwaltung^ im Jahre 1897 eingesetzt, das

den Antrag stellte, es möge die Stadt sich an das Home Ofhcc um
Gewährung zweier Vollmachten wenden: um Gestattung der Kon-

zesstonierung des StraiSenhandels durch Kinder, sowie um die der Er-

richtung von Logierhäusem für dieselben. Der Staatssekretär des

Innern erldarte seine Zustimmung, da die besonderen Verhältnisse

Liverpools außerordentliche Vollmachten erheischten. Es wurde aus-

drücklich erklart, daß die Verweigerung der Konzessionierung nur

etwa dann, wenn em Kind die Annahme ordentlicher Kleidung ver-

weigere, erfolgen, dagegen keine begünstigte Klasse von Strafien-

händlem geschafTen werden solle. Die Bedingungen der Konzessionie-

rung (Tragen von Abzeichen, Bezeichnung der Plätze und Stunden,

Bußen) sollten der Grenehmigung des Staatssekretärs unterliegen. Die

Liverpooler Corporation Act 1898 gab ferner der Stadtverwaltung

die Bcfiij^'nis^ die Wohnungen der Eltern und Vormünder der Kinder

zu besuchen, um fiir ihre gute Behandlung zu sorgen und Logier-

häuser für sie zu errichten. Die genehmigten Regulative vom JI. Mai

1899 bestimmten, daß kein Kind unter II Jahren die Konzession

erhalten, und daß Knaben unter 14, Mädchen unter 16 Jahren der

Konzessionierunrr untcrlicfrcn sollten. Der Versuch, diese Konzcs-

sionicrung in einzelnen Fällen \'oti dem Wohnen in städtischen

LngierJiäusern abhängig zu machen, schluf^ feiil ; die kathohschen

Mitglieder des Stadtrates verlandeten, es sollten Kinder ihrer Kon-

fession nur in I .Oj^ierhäuser geschickt werden, die unter Kontrolle

von Kathohkcn ständen. Die Stadtverwaltung lehnte es ab, in

jedem Falle Nachforschungen über die konfessionelle Angehörigkeit

eines Kindes vorzunehmen.

Ahnliche BestinunuiiL^cu crflosscn in den nächsten Jahren in

Huddersfield, Bradford, Halifax, Scarborough, Southport, Manchester,

Bolton, Bury, Swansca, Lowestoft In Liverpool wurden vom i. Juni

bis 31. Dezember 1899 1049 Konzessionen gewährt, 284 verweigert
j

am 31. Dezember machten 565 Kinder von der Konzession Ge-

brauch; 647 waren wegen Übertretung der Bedingungen <^cbüfit

worden, 61 Kindern hatte man die Konzession entzc^en. Es wurde

die Erhöhung des konzessionspflichtigen Alters fiir Knaben bis zu

16 Jahren und die Erschwerung der Konzessionierung ftir Mädchen

in Antrag gebracht

Als die britische Kinderschutzkommission ihren Schlufibericht
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erstattete» war tm Deutschen Reiche ein Gesetz erflossen, das, viel'

fach auf den Ergebnissen der britischen Fabrik- und Werkstatten«

gesetze von 1891 bis 1901 beruhend» gleichfalls die Regelung der

ungeschützten Kinderarbeit sich zum Ziele setzte. Es ist dies das

Gesetz betreffend Kinderarbeit in gewerblichenBetriebenvom3a Mäis
1903.*) Es knüpft an eine ziemlich bewegte Vorgeschichte an.

In F^ufien, Sachsen, Baden und in der Schweiz beförderte die

Einführung des Schulzwanges die NotweodiglKit des FabrikkiDder-

Schutzes. Sollten Lehrlingsgesctzc und Schulmandate durchgeführt

werden, so mußte den Fabrikskindern und ihren Kitern die Mög-

lichkeit ihrer Befolgung ermöglicht werden. Allerdings hören wir

von Eltern, die ihre Kinder nach zehnstündiger Arbeitszeit zweimal

wöchentlich in die Schule schicken, sie aber an den übrigen Tagen
in der Wohnung;: nach der Fabriksarbeit arbeiten lassen.')

Jedenfalls waren es diese Motive, die dann in Preußen zu einer

Verschärfung^ des Fabrikkinderschutzes im Jalire 1853 fülirten.

In der industriellen Entwicklung der nächsten dreißig Jahre

ging aber jene Wandlung vor sich, die zur Folge hatte, daß die

Kinderarbeit in der Heimarbeit und in d^v Landwirtschaft ihren

früheren Charakter einer leichten Hilfsarbeit veränderte und daß

ein Teil der Kinder in Berufen Aufnahme fand, in welchen sie bis-

her niclii Vcrwenciun.; gefunden hatten. Hatte man beim Erlasse

der alleren Kmderschutzgesctzgebung vielfach geglaubt, es könne

durch Erschwerung der Kinderarbeit das Anwachsen des Fabrik-

qrstems unterbunden oder doch verlangsamt werden, so zeigten sich

jetzt ihre Schrecken gerade in denjenigen Gebieten des Erwerbs-

lebens» die man gegen das Fabriksystem zu stärken gehofft hatte»

Dennoch wurden die im Reichstage am 14. Januar 1885 dn-

gebrachten Anträge auf wettere Beschränkung der Kinderarbdt

(Hertlittg^ Schorlemer-Alst, Lieber) nach eingehender Kommissions-

beratung und Annahme durch den Reichstag vom Bundesrate 1888

verworfen.*)

'j Der Text des dfut<«*hcn Gesetzes im Bulletin des internationalen

A r be i t s n m 1 s Hil. II 1903) S. i— 7, des britischen Gesft/fs S. 373- 3S0. Die

Bibliographie ist in demselben Bulletin unter dem Sticliworte „Kinderarbeit" S. 7S5

vcneicbnet

*) Carnot, Lettre 4 Mr* le Minisire du commerce iitr U l^^g^atioa qai tfefle

dwii quelques itats de rAllemagne Ict conditloM du travail des jennes omtiexs. 1240.

K. Ag«bd, Ktaderarbeit 190«. S. 14 md ia diesem Archiv Bd. XII.

(1S9S) S. 419.
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Insofern diese Antrage auf weitere Beschrankung der Kinder-

arbeit sich auf Kinder in Fabriken besogen, trug ihnen dann die

Gewerbenovdle vom i. Juni 1891 Rechnung. Das Zulassungsalter

der Kinder wird durch sie (vom 9. Juli 1900 an auch in motorisch

betriebenen Werkstätten) auf das 13. Lebensjahr angesetzt» darüber

hinaus von der Absolvierung der Schulpflicht abhängig gemacht; die

Beschäftigung der Kinder unter 14 Jahren wurde auf 6 Stunden

beschränkt, die Nachtarbeit (8Vi ^br abends bis 5 Uhr morgens),

verboten.

Der glänzende Aufschwung der deutschen Industrie ist von dem
seither vollzogenen Rürki^r^ng der Kinderarbeit in Fabriken unberührt

geblieben. Dagegen wies dir l-irr ifszählung von 1895 n:rlit weniger

als rund 215000 erwci bstatige Kinder unter 14 Jahren auf, von

welchen über drei I uniiel auf die Landwirtsrhaft, fast ein Fünftel

(38267) auf die laJu.sine entfielen; der Rest stand zu überwiegen-

dem Teile in häuslichen Diensten. Somit war von sämtlichen in

der Industrie tätigen Kindern nur etwa ein Sechstel oder ein Siebentel

gcsetidicii geschützt. Da aber eingestandenermaßen die von der

Berufszählung für die Kinderarbeit angegebenen Ziffern unter der

W^irklichkeit blieben und über den Grad der Inanspruchnahme der

kindlichen Arbeitskraft keine Auskunft gaben, war es geboten, durch

Nacherhebungen diese Lücken zunächst auszufiiUea.

Vorarbeiten hierfiir waren bereits im Jahre 1894 von den

Lehrern zu Rixdorf auf Anregung Konrad Agahds getroffen

worden; und die Geschichte dieser Bestrebungen, die der deutschen

Lehrerschaft zur bleibenden Ehre gereichen, ist in Agahds Schriften

und namentlich im XII. Bande dieser Zeitschrift nachzulesen.

Den Erhebungen des deutschen Lehrervereins von 1897, die

hieran anknüpften, und welche alle Erwerbszweige umftifiten, folgte

die durch den Erlaß des Reichskanzlers vom 7. Dezember 1900

angeordnete Erhebung. Die Beschäftigung der Kinder in Land-

Wirtschaft und Gesindedienst wurde bei dieser Erhebung nicht

weiter verfolgt. Dagegen ergab sich eine Gesamtziffer von 306 823

in der Industrie tätigen Kinder und im ganzen von 532283 er-

werbstätigen Kinder. Dazu kommen noch rund 140000 Kinder,

die nach Angaben der Berufszählung von 1895 im Gesindedienst

oder in der Landwirtschaft beschäftigt sind, also zusammen rund

700000 Schulkinder, die zugleich erwerbstätig sind.

Vergleicht man nun die Erhebungen in Großbritannien und in

Deutschland über den Umfang der ungeschützten Kinderaibcit, so
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erhellt aus ihnen, daß in beiden Landern die Aufgaben der Gesetz-

gebung verschiedene sein müssen. Die Gesamtziffer von 300000
lohnarbeitenden Kindern ist in England geringer als die der un-

geschützten in Deutschland, die rund 700000 beträgt; dn aber die

gesamte hauptberufstätige Bevölkerung hier im Jahre 189; rund

23 Millionen, in Kngland und Wales (ohne Schottland) dac,a^gen

13 MiUioncn Personen belru^^, ist diese Dififerenz von relativ gerirv^er

Bedeutung. Der Anteil der lohnarbeitenden Kinder an der Er-

werbstätigkeit des X'olkes ist hier wie dort fast derselbe. Aber

die Art dieser Rrwerbstätigkeit ist eine verschiedene. In Deutsch-

land sind rund drei Siebentel dieser Kinder in der Industrie tätig:

in England ist es nur rund ein Fünftel. Ein ganz geringfügiger

Anteil der Kinder ist in Deutschland nach der Berufszählung mit

häuslichen Diensten beschäftigt; in England ist es ein Sechstel

Nur etwas über zwei Siebentel aller erwerbstätigen Kinder sind in

Deutschland in Handel, Verkehr, Grast- und Schankwirtschaften mit

Austrage- und Laufdiensten beschäftigt ; in England Ist es über die

Hälfte der erwerbstat^en Kinder. In beiden Ländern scheint

endlich rund ein Sechstel dieser Kinder in der Landwirtschaft tätig

zu sein.

Das Land des älteren Kindersdiutzes hat jedenfalls den Vorteil

errungen, dafi seine Kinder in physisch weniger anstrengenden Be-

rufen tätig sind, als im Lande des jüngeren Industrialismus und

Arbeiterschutzes.

Das gilt selbst von der Verteilung der Kinder auf Fabriksindustric

und Heimarbeit. In England schätzt man die Zahl der Kinder in

der Hausindustrie auf 15CXX) unter 60000 industrietätigen Kindern.

Dagegen sind 83 Proz. der in derdcut chen Industrie nachgewiesenen

Kinder in vorwiegend hausindustriellen Erwerbszweigen tätii^.

Ein Vergleich beider Enqueten zeigt ferner, daß in I^n^land

aus dieser X'erschiedcnlicit vorwiegend Mißstände moralischer, wirt-

schaftlicher und er/ichhcher Natur hervorgehen. In Deutschlaad

überwiegt die Gefährdung der Gesundheit durch Überarbeitung und

Verwendung in L;csund!icitsschädHchea Betrieben.

In beiden Ländern liaben endlich die Mißstände der Heimarbeit

dazu geführt, dati mit dem in der Gewerbeordnung und in früheren

Fabrikgesclzen noch gewahrten (irundsatze der Xiclilcininischung

in den häuslichen Faniilicabctricb gebrochen werden mußte. Die

Erfahrung, dafi die Not des Erwerbes auch Eltern zur Ausnützung

der Kinder im eigenen Heime treibt, hat zum Abbruch dieser letzten
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Bastion der „Arbeitsfreiheit" geführt. Denn je stärker sich die

Gesetzgebung gezwutif^en sieht, in die Arbeitsverhältnisse der kleinen

Werkstätten cin^u<^'rcifen, desto gröUer ist in j^c wissen Industrien

die Tendenz 7Tir Auflösun<; dieser Zwen^v. crk'^tätten in I'^amilien-

betriebe. iicgeuwarti^ scheint in manchen Hausindustrien der Fa-

milienbetrieb bereits völlig zu überwiegen. Ks ist selbst von der

Handelskammer zu Sonneberg bekannt worden: „abgesehen von

202 Kindern seien sämtliche obengenannte Kinder (5106) in den

Arbeitsstätten der eigenen Kitern beschäftigt; damit stimme es

überein, daß die Lehrer nichts von Beschwerden über fremde Ar-

beitgeber, dagegen sehr viel von übermäßiger Inanspruchnahme

der kindlichen Arbeitskraft durch die eigenen Eltern zu berichten

hätten." ^)

Welche Wirkungen hat nun in beiden Ländern die Schutz-

losigkeit erwerbstätiger Kinder hervorgebracht?

Vor allem werden die Bildungszide der Schule nur mangelhaft

oder gar nicht erreicht* Dies war in England in ungeschützten

Betrieben um so mehr der Fall, als wenigstens eine formale Kontrolle

des Schulbesuches nur den Arbeitgebern in Fabriken und Werk-

stätten bei Bufie voi^eschrieben ist In allen übrigen Betrieben

hatte der Arbeitgeber eines Kindes nur ein für allemal sich davoa

zu überzeugen, daß das Kind den teilweisen Dispens vom Schul-

besuche erhalten habe.*)

Die deutsche Lehrerenquete zeigt wieder, dafi 40—70 Proz,

der erwerbstätigen Schüler in Industriebezirken unternormale Lehrer-

ergebnisse aufwiesen. Diese Kinder sind träge, schläfrig, teilnahms-

los. Daran mag ja zum Teile auch unser Schulbetrieb selbst Schuld

tragen, der nach der Anschauung hervorragender Physiologien zu

ErmüduniTsnarkosen führt, welche die Schüler unfahic: maciien, ihre

natürlichen Kräfte zur I^rfassung des Unterrichtsstoffes auszunutzen.^)

Ob aber diese Monotonie des Scluilbctriebes durch starke

körperliche AnstreuLj^mic^en mit Vorteil unterbrochen würde, ist noch

nicht klargcistellt und wird von denselben Physioloj^cn stark an-

gez.weifelt. Man verweist /.war in Kngland auf die Vorzüfje des

gewerblichen Vorunterrichtes, die namentlich in den schwedischen

K. Ajrahd: Kinderarbeit und Kinderschutx, 1902, S. I20.

-j Eilu atiiin l)cparlcmcnL Report of Departmental rommillcc a[>pointed to

ioqairc iato Condilioiis of Schoo! Attcndance and Cbild LäLuur 1893 p. 26.

*) E. Kraepelin, Über gci^ugc Axb«iL Jena 1903, S. 17.
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Kinderwerkstätten (Arbeitsstugor för Barn) hervorgetreten seicn.^)

Es unterliegt aber keinem Zweifel, daß die Erwcrl)Stäti<^ke:t

im Straßenhandel den Widerwillen gegen die Schuldisziplin nicht

-minder erhöht wie die übermäßige fjewerbliche Kinderarbeit die

Aufnahmsfahigkcit f^er Kinder beim Unterricht untert^räbt.

huvicfern die Erwerbstätigkeit der Kinder zur Erhöhung der

jugeiiillu lu a Kriminalität beiträgt, ist schwer festzustellen. Jugend-

liche Verbrecher geraten vor allem durch die Not des Hauses oder durch

das Beispiel erwachsener Mitarbeiter auf die Bahn des Lasters. Wenn
wir aber finden, daß zwei Drittel der Kinder, welche in England

in Zwangserziehungsanstalten übergeben werden mußten, Straßen-

handel getrieben liatten, so läßt dies doch auf die mit dem spezifisch

Gewerbebetriebe verbundenen Versuchungen schließen.

Die starke Kriminalität der Jugendüchen in hausindustriellen

Gebieten im Deutschen Reiche bietet hierzu das natürliche Gegen*

Stüde Die Versuchung zum Meinen IMebstahl, die geschlechtliche

Frühreife hier, der Anblick des stadtischen Nachtlebens dort, die

Zusammerpferchung in elenden Wohnstatten fuhren hier wie dort

zur physischen
^
und moralischen Entartung. Daß die Abbüdung

der Freiheitsstrafen jugendlicher Übeltater in Gesellschaft alter Häft-

linge ihre Rttckfalligkeit nur fördert, ist allbekannt So wirkt denn

hier eine Reihe von Einflüs^ zusammen, deren Wirksamkeit

Stück für Stück abzuschwächen die Aufgabe der soaalen Füisoi^ge

bUdet

Die Schwächung der Leistungsfahii^eit der aufwachsenden

Arbeitergeneration ist jedenfalls eines der gewichtigsten Motive ge^

wesen, das zur Regelung der ungeschützten Kinderarbeit gefuhrt

bat Die Intensität, mit welcher Kinder zur Erwerbstatigkeit in

Deutschland und England herangezogen werden, illustrieren ganz

ungefähr die folgenden Zahlen: In England waren 1898 von 140000

Kindern 30 vom Hundert über 20 Stunden wöchentlich, in Preußen

von 110682 Kindern 68,61 Proz. vier- bis siebenmal wöchentlich

durch mehr als 3 Stunden beschäftigt In Sachsen-Meiningsen wird

in einigen Schiilgemeinden bis 2, 3, 4 Uhr morgens und gegen

Weihnachten die ganze Nacht hindurch von Kindern gearbeitet.

Bedenkt man, daß die hausindustrielle Beschäftigung der deutschen

Kinder weit anstrengender ist, als jene der englischen, vorwiegend

I) Employni'-nt of Scbool Childrca CommiUec 1902, Miaute* of Evideacc

Appeadiz 53, S. 473.
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im Handel tätigen Kinder, so geht, soweit bei der Verschiedenheit

der Fragestellung Schlüsse zulässig sind, die ungemein starke

Belastung des deutschen Kindes durch Erwtrbstätigkeit hieraus

hervor.

Auch in Deutschland waren nun Ansätze zu einer Regelung

der Erwerbstätigkeit schulpflichtiger Kinder in den Polizdverord«

nun^en einer Reihe von Städten vorhanden. Sie verbieten die

Beschäftigung von Kindern bald unter zehn, bald unter 12 Jahren,

nach einer bestimmten Stunde (bald acht, bald neun Uhr abends)

in Gastwirtschaften, beim Kegelauisetzen, Austragen von Backwaren,

Milch, Zeitungen, bei Schaustellungen und in Theatern. In einzelnen

Fällen wird schulpflichtigen Kindern jede gewerbliche Nachtarbeit

d. h. bald nach 7, bald nach 9 Uhr und bald bis 5 V,, bis 6''o Uhr

morgens, in Düsseldorf bis zum Rrrrinn des Unterrichtes verboten.

Iiier und da finden diese X'erbotc nur auf Kinder Anwendung, die

nicht von ihren Kitern oder den Personen, in deren Haushalt sie

leben, beschäftigt werden. Wie man sieht, waren diese städtischen

Verordnungen ziemlich ungleichartiger Natur; ihre Rechtsgrundlage

wurde ihnen durch einige Oberlandsgerichte 1897 abgesprochen,

dann wieder durch das Kammergericht zuerkannt; 1901 war sie

wieder in Frage gestellt worden. In einzelnen Gemeinden waren

frühere Kindcrschutzverordnungen in Vergessenheit geraten.

So kann man wohl sagen, daß diese unbefriedigende Regelung

durch die städtische Sell:»tverwaltuf^ nach Abhilfe drängte. Sie

lag in dem Erlasse eines Retchsgesetzes, das gleichartige Nonnen
schaffen sollte. Aus dem verschiedenartigen Ergebnisse der städtischen

Kinderschutzpolitik in Großbritannien und im Deutschen Reiche

erklärt sich auch der Unterschied, den die Reich^^esetze hüben

und drüben in bezug auf die Befugnisse der Selbstverwaltung

statuieren.

Vergleichen wir nunmehr die beiden Gesetze selbst, so beant-

wortet jedes der Gesetze schon die Frage des Umkreises des

Schutzes verschiedenartig.

I. Das deutsche Kinderschutzgesetz bezieht sich auf die Ver-

wendung in gewerblichen Betrieben im Sinne der Gewerbeordnung

l), also nicht auf I^andwirtschaft und Gesindedienst Der Kreis

<lieser Betriebe wird nur erweitert auf Räume, die zum Schlafen,

Wohnen oder Kochen dienen, wenn darin gewerbliche Arbeit ver-

richtet wird, sowie auf im freien gelegene gewerbliche Arbeits-

stellen 18). Diese Kinder schützt nun bereits die englische Fabrik-

ArdüT für So2ial«riueiuch«ft u. Sotialpotitik. 1. (A.f.Mt.G.u.St. XIX.) 3. 4I
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und Werkstättengesetzgebirag von 1901 ; Ehrend daher im wesent-

lichen der deutsche Gesetzgeber bemüht ist. Versäumtes nachzuholen

und den Schutz auf die Helmarbeit auszudehnen, ist es vielmehr

die Ausdehnung auf Handelsgewerbe und auf die Landwirtschaft»

sowie auf die noch iinfi^e? bin/.ten, durch das Fabrikgesetz ausgc*

nommenen Familienbetriebe (Wäschereien usw.), die dem britischen

Gesetzgeber obliegt. Er definiert daher den Kreis der zu schützenden

Beschäftigungen als „Beschäftigung mit irgend einer Arbeit, die

gewerbsmäßig oder mit Gewinnabsicht betrieben wird, mag der

Gewinn dem Kinde oder irgend einer anderen Person ztifiießen"

(Art. 13). Niclit zu schützen sind lediglich die in den Handarbeils-

ächulen und Zwan^^serzichiingsanstalten beschäftigten Kinder ( Art. 10).

Es ist somit die [gesamte Froduktions- und Handelstätigkeit der Kinder

der Möglichkeit einer Regelung unterworfen.

II. Beide Gesetze enthalten M inimalbestinnnungen, welche,

natürlich unter Berücksichtigung derjenigen reichsrechtliciicn Be-

stiuämungen, zu welchen die Kinderschutzgesetze ergänzend hinzu-

treten, im Deutschen Reiche durch die Bundesstaaten (§ 30X in

Großbritannien durch die Lokalbehörden mit Genehmigung des

Staatssekretärs des Innern erweitert werden können (Art. i—4, 9).

In bezug auf diesen Mimmalschutz unterscheidet das deutsche

Gesetz zwischen zwei Kategorien von Kindern: zwischen Iremden

und eigenen Kindern (§§ i—3). Der Schutz der eigenen Kinder

betriflit die mit dem Arbeitgeber oder dessen Ehegatten bis zum
dritten Grade verwandten, die an Kindesstatt angenommenen, bevor*

mundeten sowie die zur Fürsorgeerziehung zugewiesenen, mit eigenen

Kindern im Haushalte des Arbeitgebers, femer die im Auftrage

dritter Personen im Haushalte der Eltern, Vormünder beschäftigten

Kinder (§ 3). Zwar ist es weder bei eigenen noch bei ft'emden

Kindern notwendig, daß ein Arbeitsvertrag mit dem Arbeitgeber

al^eschlossen sei. Aber die größere Leichtigkeit der Kontrolle der

Beschäftigung fremder Kinder hat den deutschen Gesetzgeber ver-

anlaßt in denjenigen Fällen beide Arten von Kindern ungleichartig

zu behandeln, in welchen nicht die Gefahr der Begünstigung des

Familienbetriebes allzu offenkundig war, oder jene Schwierigkeiten

der Kontrolle nicht bestanden.

Diesen Unterschied macht die britische Gesetzgebung nicht;

sie überläßt es den Lokalbehörden, über die Schwierigkeiten der

Kontrolle hinwegzukommen. Es ist \ orauszusehen, daß, sobald die

Zahl der fremden erwerbstätigen Kinder in Deutschland stark ab-
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genommen haben wird, eine Revision des Ge^tzes im Sinne mog-
liehst gleichartiger Behandlung der eigenen und fremden Kinder

wird Platz greifen können.

IIL Innerhalb der so abgesteckten Anwendungsgebiete wird

der Begriff des erwerbstätigen schutzpflichtigen
Kindes ähnlich abgegrenzt, soweit die Verschiedenheiten der

Volksschulpflicht dies gestatten. Das deutsche Gesetz betrachtet

als „Kinder" Knaben und Madchen unter dreizehn Jahren, sowie

solche Knaben und Madchen über dreizehn Jahren, welche noch

zum Besuche der Volksschule verpflichtet sind (§ 2).

Das britische Gesetz versteht unter Kindern Personen unter

14 Jahren (Art 13) und gibt den Lokalbehörden die Befugnis,

die Beschäftigung von Kindern im Straßenhandel bis zum 16. Lebens-

jahre zu untersagen (Art. 2); überhaupt wird nur, insofern nicht die

Vorschriften der Bergwerksgesetze und des Fabriksgesetzes ent-

gegenstehen, den Lokalbchörden in bezuir auf das Zulassungsalter,

die Normierung der Arbeitsdaucr oder die Hörlistznhl der Stunden

der zulässigen Verwendung in der Woche freie Hand gelassen

fArt. I, 9). Auch im Deutschen Reiche i^ibt das Kinderschutzgesetz

den Polizeibehörden die Befugnis, bestimmte Beschäftigungen zu

beschränken und zu untersagen; so können auch eie^ene Kinder

beim Austragen der Waren ihrer Kliern und bei Botengängen

solchen Regelunrren unterworfen werden (§ 17); ebenso in Gast-

und Schankwirtschaftcn zur Beseiti^func^ erheblicher die Sittlich-

keit gefährdender Mißstände; endlich überhaupt auch in zu-

lässigen Beschäftigungen, sofern dabei erhebliche Mißstände zutage

getreten sind, und zwar auf Antrag oder nach Anhörung der Schul«

behorde (§ 20). Diese Bestimmung gehört zu den erfreulichsten

des Gesetzes, da sie die Initiative und Kontrolle der Lehrerschaft

wachruft. Sie deckt sich mit jenen des britischen Gesetzes, das

aber allerdings den Lokalbehorden das Recht gibt, bb zum id Jahre

Regulative und Verbote zu erlassen, und sogar direkt die Wünsch-

barkeit solcher Verbote liir Mädchen unter 16 Jahren in bezug auf

den StraBenhandel ausspricht.

IV. Zwischen den einzelnen Minimalschutzvorschriften lassen

sich folgende Vergleiche ziehen: Die Kinderbeschäftigung wird in

beiden Gesetzen geregelt : erstens durch Festsetzung eines bestimmten

Zulassungsalters bei gewissen Berufen, zweitens durch völlige Ver^

böte jeder Kinderarbeit bis zum 13. oder 14. Lebensjahre.

Das Zulassungsalter wird fixiert: in Werkstätten, im
41*
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Handds- und Vetlcehrsgewerbe auf zehn Jahre för eigene, auf

12 Jahre fiir fremde Kinder im Deutschen Reiche.

* In den Werkstätten Großbritanniens gelten hier die Vorsdiriftcn

des Fabrikgesetzes 19 oi Art. 62; für eigene wie fremde Rinder

gilt das 12. Lebensjahr als Beginn der Gewerbetatigkelt Das

gilt auch von der Heimarbeit, soweit sie nicht durch Gesetz

(Art 114) oder Verordnung ausdrücklich aufgenommen ist Da-

g^n macht das deutsche Gesetz eine subtile Untersdieidung:

fremde Kinder dürfen vom Heimarbeiter nicht vor dem 12., eigene

Kinder, welche für die Eitern zu Hause arbeiten, vom 10., dat^cc^en

wenn sie für Dritte arbeiten, auch nur vom 1 2. Jahre an beschäftigt

werden. Es ist abzuwarten, ob nicht gerade hierdurch die Kontrolle

erschwert wird.

Für ITandelsf^ewerbc und Gastwirtschaften ist durch die britische

Gesetzgebung kein Zu]assunj:jsaltcr festgesetzt; nur für den Straßcn-

handel setzt das neue Gesetz (Art. 3^ ein solches Minimalahcr von

11 Jahren für eigene wie für fremde Kuider fest. Das deutsche

Kindcrscliutzgesclz verbietet dagegen Kinder unter I2 Jahren

— eigene wie fremde — im Betriebe von Gast- und Schankwnrt-

schaftcn zu verwenden und von Mädchen unter 13 Jahren die Gaste

bedienen zu lassen. Nur auf dem flarhcn Lande und in kleinen

I^ndstädten (Orten mit unter 20000 Kinwohner) werden zugunsten

der eigenen Kinder Ausnahmen zugelassen; es dürfen also hier be-

reits die zehnjährigen Kinder des Wirtes bedienen, Kegel aui-

setzen u. dgl. (§§ 7, 16). Das Minimalalter der beim Austragen

von Waren und sonstigen Botengängen beschäftigten Kinder ist

nur in Deutschland geregelt worden; hier ist das Minimalalter von

12 Jahren für eigene wie für fremde Kinder festgesetzt; nur wenn
die eigenen Kinder von Ihren £Itern beschäftigt werden, ist die Be«

schäftigung eigener Kinder reichsrechtlich uneingeschränkt zulässig

(§ 17). Sowohl in dieser Hinsicht, als insbesondere in bezug auf den

Schutz der Theaterkinder ist das deutsche Gesetz weitergehender

als das britische. Nach hartem Kampfe hat man in EnglaiMi durch-

gesetzt, dafi Kindern unter zehn Jahren Konzesdonen zu Schau-

stellungen nicht erteilt werden sollen (Art 11). Im Deutschen

Reiche ist das Verbot der Kinderbeschäftigung bei öffentlichen

theatralischen Vorstellungen und anderen öffentlichen Schau*

Stellungen bis zum 13. Lebensjahre für fremde wie für eigene

Kinder ausgesprochen worden (§§6, 15). Ausnahmen werden nach

Anhörung der Schulauüsichtsbehörde nur dann zugdassen, wenn
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eia höheres Interesse der Kunst oder Wissenschaft obwaltet. Diese

sollen, den Motive ti des Gesetzes gemäß , daher an Akrobaten,

Artisten oder für Zirkusvorstellungen nicht erteilt werdcD können.

Die Dauer der täglichen Kinderarbeit zu bestimmeni

ist in England der Ortsbehörde überlassen worden. Es bestehen

gesetzliche Vorschriften nur für Kinder in der Heimarbeit, im

Detailhandel und in den Gast- und Schankwirtschaften. In der

Heimarbeit gestattet das englische F'abriksgesetz den Kindern eine

Ncttoarbeit^^zeit von 2\'„ Stunden (Art. i i t r- u. dl; in Läden und

Wirtschaften dürfen Personen unter i8 Jahren wöchentlich mit Ein-

schluß der Mahlzeiten durch höchstens 74 Stunden beschäftic^t

werden (Shop hours act 1892 art. 3). Hier liegt also noch für die

Lokaibehörden ein weites Feld brach. Dagegen hat das deutsche

Gesetz die Pleimarbeit der Kinder zwar weni^i^er eingeschränkt, aber

kontrollierbarer gestaltet, als der britische Gesetzgeber. Es gestattet

fremden Kindern über 1 2 Jahren nicht länger als drei Stunden,

während der Schulferien nicht länger als vier Stunden zu arbeiten

(§ 5J. Dagegen dürfen eigene Kinder von zehn Jahren ange-

fangen für ihre Eltern, und von 12 Jahren an (lir Dritte nach

dem Vormittagsunterricht, dann zwei Stunden nach der Mittagszeit

und eine Stunde nach beendetem Nachmittagsunterrichte bis 8 Uhr
abends beschäftigt werden. In den Ferien tritt in diesem Falle

nur der durch das Verbot der Nachtarbeit und das Gebot der

zwdstündigen Mittagspause hergestellte Zehnstuadentag in Kraft

(fi§ 5 Diese Bestimmungen betreffen auch den Betrieb von

Werkstätten, das Handels» und Verkehrsgewerbe.

In bezug auf das Verbot der Sonn- und Festtagsarbeit
ist der deutsche Gesetzgeber für die bisher ungeschützten Betriebe,

strenger als der englische. Während dieser das Verbot der Sonntags«:

arbeit (Art 34 des Fabrikgesetzes) lur domestic Workshops nicht auf«

recht hält (Art. in 4c), wird es durch das deutsche Kinderschutz-

gesetz neu eingeschärft (§ 91. Nur beim Austragen von Waren und

Botengängen durch fremde Kinder ist Sonntags eine längere als

zweistündige Beschäftigung, jede Arlseit während des Grottesdienstes

oder in der letzten halben Stunden vor Beginn desselben und nach

ein Uhr mittags untersag^ Dasselbe gilt, wenn sie durch die

Eltern für Dritte beschäftigt werden : dagegen ist in Gast- und

Schan!: .virtschaften und bei Botengängen die Sonntagsarbeit eigener

Kinder gestattet.

Wir wenden uns nunmehr denBeschäftigungs verboten zu.
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Das Verbot der Nachtarbeit erstreckt sich in Großbritannien auf alle

Kinder bis 14 Jahren {Art 3). In Deutschland gilt es (ur fremde

Kinder von 12— 13 Jahren, für eigene Kinder von 10— 13 Jahren

(§§ 5 '3)- Als Nacht betrachtet in diesem Falle das deutsche

Gesetz die Zeit von 8 Uhr abends bis 8 Uhr morgens und die

Zeit vor dem \''ormittaf;sunterrichte, der britische Gesetzgeber die

Zeit von 9 Ulir abends bis 6 Uhr morgens (Art. 3), und er gestattet

von Fall zu Fall der ! okalbehörde diese Stundeneinteilung abzu-

ändern. Nur in der Hemiarbeit Englands bleibt es natürlich bei

der Bestimmung des I- abrikgesetzcs, der Nachtruhe von 8 Uhr abends

bis 6 Uhr morgens (Gesetz von 1901 Art. III, l d). Verboten ist

ferner eigenen wie fremden Kindern im Deutschen Reiche die Be-

schäftigung in motorischen Betrieben (Bekanntmachung vom 9. Juli

1900 R.G.B!. S. 565, und Kinderschutzgesetz § 12), ferner in einer

Reihe von gesundheitschädlichen und gefahrlichen Betneben, iJic

das Gesetz taxativ aufzählt {§ 4 und Verzeichnis) und die der

Bundesrat zu erweitern ermächtigt ist An Stelle dieser AuBsählung

verfugt das britische Gesetz (Art 3, Abs. 4, 5) : „Kern Kind soll init

dem Heben, Tragen oder Schieben von Gegenstanden, die infolge

ihrer Schwere dem Kinde Schaden zufägen können» und kein Kind

in irgend einem Berufe beschäftigt werden, der sein Leben, seinen

Organismus, seine Gesundheit oder Erhebung nach Maflgabe seiner

körperlichen Entwicklung schädigen könnte." Das Zeugnis eines

approbierten, r^istrierten Arztes dient der Lokalbehörde in

diesem Falle als Beweisstück gegen Zuwiderhandlungen der Arbeit»

geben

In einer Reihe von gefähriicben Industrie ist in Großbritannien

jedodi bereits durch Art. 77 und auf Grund des Art 78 des Fabrik-

gesetzes von 1901 das Verbot der Kinderbeschaftigung ausgesprochen

worden. Mit dem \''erbote der Kinderbeschaftigung in den durch

die Bleiglasurarbeiten gerährlichen Töpfereien, in Glasbläsereien,

SpiegelbelcL^f n, MetaUschleiferden, in Bleibetrieben und Gummi-
fabriken ist England vorausgegangen. Die reichsrechtlichen Spezial-

vcrbotc werden derzeit in Großbritannien einer Revision unterworfen,

bei welcher die deutsche Liste wertvolle Dienste leisten dürfte. In

mancher Hinsicht geht bereits die Gesetzgebung Englands hier

weiter; so scliließt sie von der .Arbeit in Ziegeleien auch die unter

16jährigen Mädchen aus; in Deutschland sind nunmehr alle unter

13 jährigen Kinder beiderlei Geschlechts ausgci>chlossen. Die leichte

Individualisierung der Fälle, die durch das Vorgehen der englischen
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Lokalbehorden ermöglicht wird, bildet einen gewissen Vorzug des

britischen Gesetzes.

Die Eigenart des britischen Fabril^esetzes, welches Kindern

von 12— 14 Jahren die Halbzeitarbeit gestattet, hat endlich ein

Verbot der Wm'endung von Kindern nach vollendeter Halbzeit-

arbeit notwendig gemacht (Art. 3). Solche Verbote bestanden bis-

her: für die Arbeit von Kindern in Fabriken und Werkstätten nach

Verrichtung von Halbzcitarbeit (Fabrikgesetz Art. 31) und für die

Verwendung in I^den und Gastwirtschaften nach solcher gewerb-

licher Halbzcitarbeit (Shops hours Act 1892 Art. 3]. Itn Grunde

f^eiiommrn handelt es sich fiir diese Kategorie von Kindern um
eine Ausdehnung des \ erbotes auf Landwirtschaft, Uesindedienst

und Straßenhandel. Da das deutsche Gesetz die Verwendung von

Kindern in Fabriken und Werkstätten von der Absolvierung der

Schulpflicht abhängig macht, genießt hier die Verwaltung den Vor-

teil, der schwierigen Überwachung der Arbeit der Halbzcitkinder

enthoben zu sein.

Überblickt man das ganze System der Miiamalschutzbcstim-

mungcn in beiden Ländern, so ist es kaum möglich zu sagen,

welches Land für seine Kinder mehr getan habe. In bezug auf

den Kreis der möglicherweise in Landwirtschaft und Gresindedienst

geschützten Kinder gebührt England der Vorrang; in bezug auf

die Strenge des Schutzes der fremden Kinder, insbesondere in ge-

sundheit^efahrlichen Betrieben, aber nicht der eigenen, ist das

Deutsche Reich vorgeschrittener. Aber auch hier können in

einigen Jahren der Bundesrat, die Bundesstaaten sowie die Polizei-

behörden, dort die Lokalbehörden die Unterschiede ausgeglichen

haben. Von ihnen sowie von den Aufsichtsfoehörden hängt bis zur

nächsten Revision der Kinderschutzgesetze alles ab. Wir haben

daher noch die Vorschriften beider Lander über die Aufsicht und

die Ausführung der Gesetze zu betrachten. Das britische Gesetz legt

seine Durchführung grundsatzlich in die Hände der Lokalbehorden;

es sind dies die borough Councils, city Councils, county Councils in

England; in Schottland werden die Lokalverordnungen über Kinder*

beschäitigung und über Beschäftigungsverbote vom Erziehungsamte

erlassen; dieses hat auch die Aufsicht über ihre Durchfuhrung zu '

besorgen, alle anderen Bestimmungen werden vom Stadtrate durch-

geführt; in Irland liegt sie den Distrikts- und Grafschaftsräten ob

(Art. 13, 14, t6). Die staatliche Gewerbeinspektion interveniert

nur dann, wenn eine Übertretung des Verbotes der Beschäftigung
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von Halbzcitkindern der Fabriken und Werkstätten in früher unge-

schützten Berufen stattfindet (Art. 9). Die Beamten der Lokal-

behörden erhalten durch das Gesetz die Befugnis, binnen drei

Monaten (ebenso § 18 des deutschen (icsrtzcs) nach erfolgter Über-

tretung darüber beim Friedensrichter Klage zu erheben.

Dieser kann den Beamten beauftragen, binnen 48 Stunden die

Arbeitsstelle des Kindes, ,,sei dies ein Gebäude oder nicht, zu irgend

welcher Tageszeit" (al any reasonable time) aufzusuchen und den

Tatbestand aufzunehmen. Bei F^inialavcrwcigcrung kann bis zu

20 Pfd. Sterling Buße verhängt werden.

Das deutsche Kinderschutzgesetz legt grundsätzlich die Ge-

werb&iufincht in die Hände der Polizei und der einzelstaatlichen

Gewerbeinspektion, insoweit nicht durch Bundesratsbeschluß oder

durch die Landesregierungen die Auföcht anderweitig geregelt bt

(§ 2z). In Privatwohnungen, in denen ausschliefilich eigene Kinder

beschäftigt werden, dürfen Revisionen während der Nachtzeit nur

stattfinden, „wenn Tatsachen vorliegen, weldie den Verdacht der

Nachtbeschäftigung dieser Kinder b^^nden'*.

Es ist von vornherein klar, dafi die Belastung der bispektioa

einerseits, die Belästigung der Polizei andererseits die meisten Bundes-

staaten dazu fuhren dürfte, die Lehrer, die Arzte, und nach dem
Vorschlage des Grewerbeinspektors Losser auch intelligente Aibeiter

zur Mitaufsicht heranzuziehen. Diese demente sind gegenwärtig

bereits in den britischen Lokalbehörden vertreten.*) In der Tat haben

z. B. Hamburg und Hessen die Mitwirkung der Lehrer durch Er-

teilung von Auskünften, durch Führung von Verzeichnissen der

gewerblich tatigen Kinder, durch Stellung von Anträgen bei Be-

schwerden gegen behördliche Verfügungen bereits verfugt. *)

Das deutsche Kinderschutzgesetz verpflichtet ferner die Arbeit-

geber, wcirhf fremde Kinder nicht bloß zu gelegentlicher Beschäf-

tigung mit einzelnen Dienstleistungen (also wohl ständig oder

^) „Im «llgeiueineii werden lüe tm dem aeuca Getetse flicfiendoi Kcniapeteiiscn

denjenigen durduuii verwftndt acin, welebe den von den SUidtrUea ernannten Schul»

aufncblsbeamten flbeitngcn sind, nnd infolge dieser ihrer Pfliehten werden diese

Beamten jedem Inspektor oder FnnktionSri der dieses Gesetz oder die Dorcbmintngs*

erlasse in Kraft zu setzen hat, die grüßten Dienste leisten, wenn sie nicht über-

haupt selbst damit direkt betraut Werden." Kimdscbreiben des Home Office vom

14. November 1903 p. S.

•) Bulletin de* internationalen Arbeitsamts, Bd. II (^1903) S. 6o3,

Bd. m (t904) S. 16.
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periodisch oder in intensiver Weise in längeren Zeitabschnitten)

verwenden, zur schriftlichen Anzeige bei der Ortspolizeibehdrde

und zur Lösung einer Arbeitskarte (§ ii). Diese kann, wenn sich

bei der BeschäfiiLTun^ erhebliche Mißstände ergeben, entzogen und

die weitere Beschäftigung untersagt werden (§ 20). Wie man sieht,

will man in erster Reihe sich einen Einblick über die Ab- oder

Zunahme der Arbeit der fremden Kinder verschaffen und zu ihrer

Verringerung beitragen. Für die reinen Familienbetriebe der Heim-
arbeit ist diese Anzeigepflicht ohne Belang.

Dagegen kennt das britische Fabrikgesetz den Registrierungs-

zwang auch für die Heimarbeit (Fabrikgesetz von 1891 Art. 27, von

1895 Art. 42, von 1901 Art. 107); man verzeichnete im Inspektoren-

berichte für 1899 (S. 78) 3804 solcher Listen mit 73 174 Outworkers

;

67 344 entfielen davon auf das Bcklcickingsgewerbe. Auf Vorschrift

des Staatssekretärs kann dieser Zwang auch auf Familienbetriebe,

also auch auf die Verwendung der eigenen Kinder ausgedehnt

werden (Gesetz \ on hjoi Art. in, Abs. 2).

Der Straßenhauücl der Kinder kann durch die Lokalbehörden

in England von einer Konzession abiiäng^g gemacht werden (Art. 2).

Auch hier wird zwischen eigenen und fremden Kindern ein Unter-

schied nicht gemacht. In diesem Falle gibt es hier, wie beim

Grangsystem in der Landwhtschaft, volle Anzeigepflicht Die Straf-

vorschriften des britischen Gesetzes trefTen sogar die Kinder selbst^

welche die Vorschriften über den Strafienhandel übertreten (Art 5,

Abs. 3), jene des deutschen Gesetzes betreffen nur die Arbeitgeber

und die Eltern, diese minder streng, als jene (§§ 23» 29).

Man kann sich nicht verhehlen, daO der große Fortschritt, den

die Kindergesetzgebung in Deutschland wie in England grund>

sätzlich gemacht hat, eine Fülle neuer Verwaltungsaufgaben ge*

schaffen 1»^ deren Lösung erst abzuwarten ist. Der Rechtszuatand

wird sich in beiden Staaten zunächst noch weiter komplizieren, und

erst die Erfahrungen der nächsten Jahre werden lehren, welches

Land den Kinderschutz am wirksamsten durchgeführt hat ; die Trag-

weite dieser Erkenntnis für Volkswirtschaft, Schule und Verwaltung

wird keine geringe sein. Daß der Schutz der Kinder in der Heim-

arbeit gegen Überarbeit, vor allem das Verlxit ihrer Nachtarbeit,

sich als durchführbar erweisen wird, darf am ehesten erwartet

werden. An solche Erfahrungen wird eine Regelung der Heim-

arbeit auch international anknüpfen können.

Ein Rückblick auf die An&nge des Kinderschutzes läßt aber
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die Tragweite der neuen Geset^bung für jede Nation unschwer

erkennen. Vor zwei Menschenaltern es noch, die Kinder der

Arbeiter den Klauen der Maschinerie zu entreißen ; heute gfilt es,

ihre physische und moralische Entartung im Erwerbsleben zu ver-

hüten und für die Charaktergrundlagen des jugendlichen Arbeiters

Vorsorge zu treffen. Aus vereinzelten Mafiregeln polizeilicher Ab-
wehr ist so im Laufe der Entwicklung ein Stück nationaler Selbst«

erziehung geworden.

Digitized by Google



64 r

Die Fortschritte auf dem Gebiete des Arbeiter-

Schutzes in den Niederlanden.

Von

Dr. PH. FALKENBURG,
Anttterdan.

Die Redaktion dieser Zeitschrift ersucht mich eine Übersicht

zu geben über die Fortschritte der niederländischen Arbeiterschutz«

gesetzgebung in den letzten Jahren. Diese Einladung, so ehrenvoll

ae för mich ist, bringt mich in nicht geringe Verlegenheit Denn
von Fortschritten ist in den letzten Jahren unter dem Mimsterium

Dr. Kuypers nicht die Rede mehr. Seit 1897 sind keine Fort*

schritte au&uweisen mit Ausnahme einiger wenig wichtigen Ab-

änderungen und Erweiterungen der Schutzgesetze. Im Gegenteil,

was über die Wirksamkeit des am Ruder stehenden Kabinetts auf

diesem Gebiet zu berichten ist, sind kdne Fortschritte, son-

dern Rückschritte. Vielleicht bringt aber die Zukunft im laufenden

Jahre, dem letzten der jetzigen L^;islaturperiode 190 1— 1904, noch

etwas erfreuHches und deshalb erachte ich es angebracht, den

heutigen Stand der Arbeiterschutzgesetzgebung kurz zusammen-

zufassen, damit ich dann später an das schon hier Gesagte an-

knüpfen kann.

Etwa 1897 ^'^ niederländische Arbeilcrschutzgesetz-

gebung zum vorläufi^^cn Abschluß gelangt Es lagen damals drei

Gesetze vor, die man später zu kodifizieren gedachte. Es waren:

I. das Gesetz vom 5. Mai 1889*) gegen ubcnniißige und ge-

') Woitl«ut 4«s soKeiuumtc» Arbeittgesettes In deutscher ObenetiuDf,

s. Band II dieses Archivs p. 51a
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fahrliche Arbeit von Frauen und Jugendlichen. Es erstreckt sich

auf Frauen und Kinder unter i6 Jahren, die in Fabriken und Werk-
stätten (einschließlich der Hausindustrie) arbeiten.

His 1874 hatte jeder Arbeiterschutz rycfehlt; von 1874 ab war

die gewerbhche Beschäftigung von Kindern unter 12 Jahren ver-

boten. Erst das Gesetz von 1889, eine Foli^e der Arbeitsen(]u<!;te

von 1886—87, brachte einj^chendere Bcstinmiungen. Unter Arbeit

versteht das „Arbeits<^csct7." von 1889 alle gewerbliche Bcscliäftigung

mit Ausnahme von Land- und Gartenwirtschaft, Forstbetrieb, Vieh-

zucht und Torfgräberei. Arbeit von Kindern unter 12 Jahren bleibt

untersagt. Durch königlichen Frlaß kann die Beschäftigrung jugend-

licher Arbeiter unter 16 Jahren und Frauen jeglichen Alters für

gewisse Arbeilen, welche mit besonderen Gefahren für Leben und

Gesundheit verbunden sind, entweder gänzlich untersagt oder von

gewissen Bedingungen abhängig gemadit werden (Erlafi, m letzter

Abfassung, vom 16, Mai 1903). *)

Ein absolutes Verbot spricht dieser Erlaß nur aus für Arbeit

in a) Bergwerken unter Tag, b) Arbeitsräumen» in welchen Blei-

oxyd, Bleizucker, Bleiweifi, IMennig oder ChromatstofTe erzeugt, etdc-

trisdie Akkumulatoren verfertigt oder Quedcsilber, Quecksilberfolie

oder weifier Phosphor verarbeitet werden. Jugendlichen Personen

ist verboten die Arbeit als selbständiger Maschinenföhrer oder

Heizer, weiter die Bearbeitung von Explosivstoffen und das

ZieheOt Schieben oder Tragen einer Last, wenn diese augenschein»

lieh die Kräfte übersteigt, und achliefilich die Ausübung gefahrlicher

artistischer Produktionen.

Frauen und Jugendlichen in Ziegelbrennereien ist außerdem

verboten das Führen beladener Schubkarren, das Entnehmen der

Steine aus den Formen, die mehr als einen Stein fassen, das Vei^

laden der Steine durch Zuwerfen oder Tragen, das Herausnehmen

der noch nicht ganz abgekühlten gebrannten Zi^el aus den Öfen

(Erlaß vom 4. November 1903).*)

.Arbeiterinnen dürfen während vier Wochen nach der Nieder-

kunft nicht beschäftigt werden.

Die tägliche .Xrbeitszeit der Frauen und Jugendlichen ist auf

II Stunden beschränkt und zwar zwischen 5 Uhr moi^ens und

Wortlaut in deutscher Übersetzung im Bulletin des Interiialionaleii

Arbcitsurals, 15d. II, Nr. lO, S. 544—^549,

') WorUaut cbcndaxelbst S. 549.
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7 Uhr abends mit wenigstens einer Stunde Mittagspause. Wegen
besonderer Umstände kann der Provinzialgouvemeur, in dringenden

Fällen auch der Bürgermeister, för die Dauer von 6 Tagen täglich

2 Oberstunden, oder für 14 Tage jeden zweiten Tag Oberstunden

gestatten. Nach Verlauf von 8 Tagen kann dne neue Oberzeit-

bewUligung nachgesucht werden.

Nachtarbeit nach 10 Uhr abends ist gandich untersagt. Sonn-

tagsarbeit, ausgenommen bei der Butter* und Käsefabrikatton, ist

den Arbeiterinnen gleichfalls verboten. Die Sonnt^sruhe ist den

Jugendlichen wenigstens von 6 Uhr morgens an während 23 Stunden

gewährt

II. Das Gesetz vom 20. Juli 1895 zum Schutz der Personen,

welche in Fabriken und Werkstätten arbeiten, gegen Krankheit und

Gefahren (über die Sicherheit beim Verbleiben in Fa-
briken und Werkstätten und darum kurz „Sicherheitsgesetz"

genannt). Mit diesem Gesetze wurde zum ersten Male auch den

erwachsenen männlichen Arbeitern ein legaler Schutz verliehen.

Es beschränkt sich auf Fabriken und Werkstätten, in denen eine

Kraftmaschine oder ein Ofen benutzt wird oder mindestens zehn

Personen dauernd beschäftiget sind.

Die Rescliäftifjiingszeit Erwachsener ist dabei nicht geregelt.

Nur ist bestimmt, daß in Räumen, wo hohe und niedrige Tempera-

turen, srhädhche IJünstc, Gase oder Staub vorkommen, vom Ar-

beitsinspektor die Ar!)citszcit beschränkt werden kann. Die eigent-

lichen Hauptbestimm uni^'cn ül)er die Einrichtung der Arbeitsstätte

findet man nur in zwei Artikehi. Der eine (Art. 6) bestimmt, daß

eine königliche Vcrordnunj^^ nähere Bestimmungen erlassen muß,

der andere (Art. 7), über welche Gegenstände eine königliche Ver-

ordnung den Arbeitgebern Verpflichtungen, welchen diese nach den

näheren Vorschriften der Arbeitsinspektoren nachzukcmimen haben,

auferlegen kann. All dieses ist durch den königlichen Erlafi vom
7. Dez. 1896 geregelt. Die Bestimmungen des letztgenannten Er-

lasses beziehen sich auf: a) Luftraum, b) Ventilation, c) Beleuchtung,

d) Vorkehrung gegen Feuersgeiahr, e) Ankleide- und Speiseräume,

f) Aborte, g) Reinlichkeit, h) Temperatur, i) schädliche Dünste,

Gase oder Staub, k) Unfallverhütung, 1) Trinkwasser. Für jede

neu zu errichtende Fabrik oder Werkstatt müssen Pläne und Be-

schreibung der Einrichtung der Arbeitsinspektion zur Begutachtung

vorgelegt werden, weldie zu beurteilen hat, ob diese mit den Be-

stimmungen des Gesetzes in Einklang stehen oder nicht
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Mit der Ausführung beider Gesetze ist die seit 1889 be-

stehende und durch das Gesetz vom 20. Juli 1895 und den Erlaß

vom 18. Mai 1900' ) renr-iyanisierte Fabrikinspektion betraut. Das

j;Mn7c T and ist in neun territorial bco;renzte Arbcitsinspektionen

eingeteilt, in jeder Inspektion fungieren ein Inspektor, ein oder

mehrere 1 lilfsinspektoren und I lilfsinspektorinnen und .Aufsehen

Zu dieser gediänc^ten Auseinanderset/Ain^ der Arbeiterschuiz-

gesetzgebung^ in engerem Sinne sei hinzu^j^efiif^t, daß ein Gesetz

vom 28. Mai 1901 die Verfertigung der Pliosphorstreichhölzer ^'inz-

lieh untersagte und die Verwendung, die Einfuhr und den zum

Verkaut vorhandenen Vorrat regelte. ^)

ni. das (jesetz vom 2. Mai 1897 betreffend die Errichtung

von Arbeitskammern,

Wo das Bedürfnis dafür vorhegt und eine vorschriftsmäßige

Zusammensetzung sich ermöglichen läßt, wird durch königlichen

HrlalJ lur eine oder mciirerc Gemeinden und für ein einziges Ge-

werbe oder für eine Mehrzahl von Gewerben eine Arbeitskammer

errichtet Die Arbeitskammern haben die Aufgabe, die Interessen

der Arbeitgeber und Arbeitnehmer zu gemeinschaftlichem Zu>

sammenwirken zu fördern und zwar:

a) durch Sammeln von iniurniationen über Arbeitsangelegen-

heiten;

b) durch Erstatten von Gutachten über alle das Arbeitsver*

hältnis angehenden Fragen an die öffendichen Behörden

sowie an Interessenten;

c) durch Vorbeugung und Beilegung von Streitigkeiten ttbcr

Arbeitsangelegcnheiten und, sofern es nötig, durch Herbei»

fuhrung einer schiedsrichterlichen Aussprache zvnschen den

Parteien.

Eine Kammer besteht zur Hälfte aus Arbeitgebern — gewählt

von denjenigen Arbeitgebern, deren Betriebe in der Kammer ver*

*) Wortlaut in französiMher Obertetsnng im Aanuaire de la legislatioa

da travail, publik par TOffice du travail de Bel^ique. Tone IV,

p. 811.

*) Wortlaut in deutscher Übersetzung im Bullctia des Intemalionalea

Arbeitsamts, Bd. I, Nr. I, 2, 3. S. 56—59.

•) Wnrilaut der hauptsächlichstca Artikel des Gesetzes in diesem Archiv

Bd. XI, S. 75811 und ausführlicher in Nr. 12 der Schriften der Gesellschaft

für Soziale Reform.
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treten sind — und zur anderen Hälfte aus Arbeitnehmern, deren

Wahl durch die in den vertretenen Betrieben beschäftigten Arbeit-

nehmer bewirkt wird. Mitglieder einer Kammer können nur die-

jenigen Männer und Frauen sein, welche die Staatsangehörigkeit

bedtzen, das 5a Lebensjahr erreicht haben und in einem in der

Kammer vertretenen Betriebe während einer bestimmten Zeit im
Kammerbezirk als Arbeitgeber oder Arbeitnehmer tätig waren.

Wahlberechtigt sind mannliche und weibliche Staatsangehörige,

welche das 25. Lebensjahr erreicht haben und während einer be-

stimmten Zeit innerhalb des Gebietes der Kammer in einem der

in der Kammer vertretenen Gewerbe tätig gewesen sind.

Die Kammer hat zwei Vorsitzende, die je von den Arbeit-

gebern und Arbeitnehmern gewählt werden und abwechselnd ein

halbes Jahr amtieren.

Jede Kammer versammelt sich mindestens viermal im Jahre.

Das Beratung':] nknt wird unentgeltlich von den Gemeinden zur

Vcrfiigung gestellt.

Ihre Wirksamkeit gipfelt nach dem Gesetze in der Auf-

gabe Streitigketten beizulegen. Wenn in einem (iewerbe ein

Streit zu entstehen droht oder entstanden ist, so kann durch die

Parteien die \^ermitllung eines Versöhnungsrates an^^erufen werden.

Die Mitglieder dieses Rates werden aus dem Kreise der Kammer
gewählt, zu gleicher Zahl Arbeitnehmer und Arbeitgeber, unter

Vorsitz eines Kanunermilc^lieds oder eines auL^crhalb der Kammer
Stehenden. Der X'ersöhnun^^srat versucht, die Parteien zu einigen.

Von vornherein strebt der \'"orsitzende zu erreichen, daU die Par-

teien sich verpflichten, während der Dauer der Verhandlung weder

die Arbeit ni«)erzulegen noch eine bei dem Konflikt beteiligte Persern

zu entlassen. Nach beendeter Untersuchung und Beratung teilt der

Versöhnungsrat seine Ansicht und seine Vorschläge schriftlich mit

und kann seinen Bericht ganz oder teilweise veröfientlichen. Dies

ist das einzige ihm zugestandene Mittel, um einen gewissen mo-
ralischen Druck auf die Parteien auszuüben.

Über die Erfolge und die P^ts der drei genannten Gesetze

kann ich mich kurz fassen. In den ersten Jahren nach 1889 hatte

die Arbeiterschutzgesetzgebung mit der Einwendung zu kämpfen»

sie benachteilige die Konkurrenzfähigkeit der Industrie. Erst all-

mählich verschwindet auch ein anderer Übelstand, nämlich das Fehlen

des richtigen Verständnisses fiir die Arbeiterschub^setzgebung beim
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Rlchterstand. Immer und immer wiederholten sich die Kl^en der

Gewerfoeinspektoren über zu niedrige Strafen iiir selbst wiederhohe

Übertretungen der Schutzbestimmungen.

Und was die Arbeitskammem beUifiti so kann man Icider

nicht behaupten, dafi sie den auf sie gesetzten Erwartungen ent-

sprochen haben, wiewohl erfreuliche Einzdleistungen verzeichnet

werden müssen.

So war der Stand da \rbeiterscfautzgesetzgebungt ab das

Kabinett Kuyper nach den Wahlen vom Sommer 1901 die Regiening

antrat. Das Unfallversicherungsgesetz vom 2. Januar 1901 *) war

noch durch das vorige Ministerium Pierson zu glücklichem Ende

gebracht und die Absicht bestand schon seit Jahren, die be-

deutendsten .^rbciterschutzbestimmungen zu einem einzigen Arbeits«

ges r 1 7 7 u samine n z ufasscn.

Seit diesem Aup^enblicke hat das niederländische Staatsblatt

weder Gesetze noch Erlasse verößentlicht, die einen Fortschritt aul

diesem Gebiete bedeuten. Ich lasse kleinere l'mänderunger. älterer

Bestimmungen aulier Betracht. Vielmehr ist ein gewisser Rückgang

zu verzeichnen.

Erstens ist bei dem Gesetz vom 21. Oktober 1902 der Art 5

des Aibeitsgeselzes (Schutz von i raucn und Jugendlichen) in reak-

tionärem Sinne ergänzt worden. *)

Das Arbeitsgesetz verbot, wie gesagt, die weibliche Nadit-

arbeit zwischen 10 Uhr abends und 5 Uhr morgens. Trotz des

Verbots schien die Frauennachtarbeit, bdm Hering^>etlem ublidi

gewesen zu sein. Eine Strafverfolgung fand aber nie statt Es

kann — so bestimmte nun das neue Gesetz — unter gewissen Be-

dingungen in einigen Gemeinden durch königlichen Erlafi gestattet

werden, dafi die beim Heringspeilem beschäftigten Arbeiterinnen

über 16 Jahren in der Zeit vom i. Oktober bis zum 15. März bis

12 Uhr nachts und in der Zeit vom 1$. März bis i. Juni bis

höchstens 2 Uhr nachts beschäftigt werden dürfen, wenn die Ar*

beitsdauer innerhalb 24 Stunden 8 Stunden nicht überschreitet

I>er königUchc Erlafi vom 18. März 1903 dekretierte, dafi der Ar-

beitgeber bei der Nachtarbeit zug^en sein mufi, damit er im

1) Wortlatttin (huitösbcher ÜbmeUuag im Aaattaire de la. legiilatioo

du travail, public par rOffice du travail de Belgiqve, 1901, p. 439*

*) Wortlaut in deutscber Cbenetzung im Bulletin des laternationalca

Arbeitsamts Bd. I, Nr. 11/13, S. 66S ff.
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Interesse der eigenen Nachtruhe nicht länger arbeiten lasse, als

unbedingt notwendig ist, daß weiter ein erhöhter Lohn bezahlt

wird und die Frauen nach der Nachtarbeit in den ersten 7 Stunden

nicht mehr beim Speilern beschäftigt werden.

Zweitens sind leider noch ^gesetzliche Bestim rr.unf^rn zu ^•er-

zeichnen, die für die Arbeiterbewegung und die ruhige Weiter-

entwicklung oncr gesunden Sozialpolitik weit schwerwiegender und

verhängnisvoller sind als die vorn erwähnte.

Der bekannte allgemeine Eiscnbahnarbeiterstrike vom 31. Jan.

1903 bot den dem Emporkommen des Arbeiterstandes wenig

freundlich Gesinnten die erwünschte Gelegenheit, das ziemlich

unbeschränkte Koalitions- und Strikerecht ZU beschränken. Die

Regierung brachte am 35. Februar des vorigen Jahres bei der

Zweiten Kammer drei Vorlagen ein. Unter dem Einfluß der

Opposition der liberalen Partei gegen gewisse besonders drakonische

BesUmmimgen des gegen das Strikerecht gerichteten Gesetzent-

würfe hatte die Regierung sicfa zu einigen nicht unwesentlichen

Abschwächungen desselben bestimmen lassen, die aber keineswegs

ausreichten, um dem Gesetz seinen ge&hrliclien Charakter zu

nelimen. Gegen die abgeänderten Vorlage wurde im Parlamente

nur noch von sozialdemokratischer und von radikaler Seite oppo-

niert und dies besonders weil die Gewerfcvereine wahrend einiger

Tage einen Generalstrike durchzusetzen versucht hatten. Die Vor-

lagen wurden vom Fkrl»nent angenommen und bilden die Gesetze

vom Tl. April 1903.'}

Zwei dieser Gesetze bestimmen die Schaffung einer miUtä-

rischen Eisenbahnbrigade und die Einsetzung einer Staatskommission,

welche die Rechts- und Dienstverhältnisse der Eisenbahnbediensteten

untersuchen sollte. Mit beiden Gesetzen waren last alle Parteien

einverstanden. Anders aber mit dem Gesetz zur Eigänzung und

Änderung des Strafgesetzbuches.

Mit Gefängnis bis zu neun Monaten oder Geldstrafe bis zu

300 Gulden wird bestraft derjenige, welcher einen anderen durch

Gewalt oder irgend eine andere Tätlichkeit, oder durch Drohung
mit Gewalt oder irgend eine andere Tätlichkeit

,
sei es gegen

diesen anderen, sei es pcL^ cn dritte Personen, widerrechtlich etwas

zn tun, zu unterlassen oder zu dulden nötigt und gleichialis der-

*) Wortlaut in deutsclur Übersetzung im Bulletin dct laterDationalen

Arbeitsamts Bd. II, Nr. 10, S. 176 ff.
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jenigc, welcher einen anderen durch Drohunp:, Beleidigung oder

Schmähschrift nötigt, etwas zu tua, zu unterlassea oder zu

dulden.

Derjenige, welcher widerrechtlich auf einem öffentlichen Wege

einen anderen an seiner freien Bewegung hindert oder sich mit

einem oder mehreren Dritten einem anderen gegen dessen ausdrück-

lich ausgesprochenen Willen fortgesetzt aufdrängt oder ihm auf

hinderliche Weise fortgesetzt folgt, wird mit Haft bis zu i Monat

oder in;i Geldstrafe bis zu loo Gulden bestrali.

Durch diese Bestimmungen ist das Tostenstchcn bei Strikes

sehr erschwert, ja fast unmöglich gemacht, zumal weil das Reichs-

gericht im Haag in letzter Zeit ein „auf hinderliche Weise folgen"

schon annahm, wenn der Gefo^e das Folgen an sich unangenehm

findet, ohne dafi ein objektives Element in der Weise des Folgens

anwesend zu sein braucht

Überhaupt ist das Niederlegen dar Arbeit Beamten eines öffent^

liehen Dienstes oder in dem ofientlidien Eisenbahnverkehr bei

Strafe von 6 Monaten Ge&ngms oder bei Geldstrafe bis zu

300 Gulden verboten worden. Wenn drei oder mehr Personen

infolge einer Verabredung striken, so werden die Schuldigen, sowie

die Anführer oder Anstifter mit Gefängnis bis zu 2 Jahren bestraft

Beamten in öffentlichen Diensten, Reichs^, Fjrovinzhd* oder

Gemeindearbeitem ist also jeder Strikeversuch untersagt Da nun

das Disziplinarverfahren gegen solche Beamten in den meisten

Diensten und bei den privaten Eisenbahnen ungeregelt war und

deshalb Scliied^erichte , bei denen Berufung gegen auferlegte

Strafen eingd^ werden konnten, völlig fehlten, war es die Pflicht

der Regierung das Versäumnis nachzuholen, soweit es ihr mög-

lich war. Bis jetzt sind nur Bestimmungen getroffen für die Eisen-

babnbeamten.

1 Lu die Gemeindearbeiter, welche in großen Städten schon

jetzt durch ausfuhrliche Arbeitsordnungen geschützt sind , wird

außerdem gesorgt durch eine bis jetzt noch nicht zur Verhandlung

gekommene Vorlage zur Abänderung des Gemeindegesetzes.

Das Urteil über die sozialpolitische Tätigkeit der jetzigen Re-

') Wortlaut der Krjjänxuog der Vorschriften ftlr drn Dienst ;iuf drn Hisen-

baVinrn und dfr Bestirniiiunprn hetr. dio Dicnstortinuag des Eisenbahnpersonals in

deuisclitr l hf rhcuuu^^ im Bulletin des Internationalen Arbeitsamts^

Bd. II, S. 177 {. und 404 R.

Digitized by Google



Pb. Falkenbarg, Foitsdiritte des ArbcitenebulMt bi den Niederlanden.

gierung kann also nur ungünstig sein. Wird die nächste Zukunft

zu einer Besserung Anlaß geben ? Das ist kaum zu erwarten.

Gegen die in letzter Zeit eingebrachte Vorlage eines allgemeinen

Arbeiterschutzgesetzes erheben sich schon viele Stimmen und nicht

nur aus der sozialdemokratischen Partei. Ein neuer Gesetzentwurf

über den Arbeitsvertrag, eine Umarbeitung des vom freisiniug-

demokratischen Prof. Dr. Drucker verfaßten Entwurfes hat ebenso-

wenig überall Beifall gefunden. Ich unterlasse es über beide Ent«

würfe Näheres mitztiteUen. wdl in letzter Zeit die sozialpolitischen

Entwürfe ^n^rend der schriftlichen und mündlichen parlamentarischen

Behandlung so vielen Umänderungen unterzogen worden shid, daß

selbst dne kurze Berichterstattung über einen ersten Entwurf in

dieser Zeitsdifift nicht am Platze wäre. Hoffentlich werden im

nächsten Jahre die Verhandlui^n über diese Entwürfe weit genug

fortgeschritten sein, um eine Besprechung an dieser Stelle zu recht»

fertigen.

4«*
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MISZELLEN,

Die neue Arbeiterpartei in Bng^d.
Von

EDWARD R, PEASE,

London.

In den letsten diei oder vier Jahren beginnt in der enf^isdien Po*

litik dn Faktor aidi gdtend zu machen, dessen Bedeutung nur veretn*

xdte Engländer und natürlich noch weniger Fremde richtig bewerten.

Bei den Hauptwahlen von 1900 war die Arbeiterpartei nur em

Kind von wenigen Monaten. Seitdem ]i:\t sie ihre Kräfte in einer be-

trächtlichen Anzahl von Nachwahlkäiupfen gezeigt. Bei den nächsten

Hauptwahlen wird jedermann die neue pohiiüche Macht vor Augen

sehen.

Die Arbeiterpartei ist ein ResoUat der Geverkschaibbewegung. Die

britischen und irischen Gewerksdnftsvereine «nd für poUtisdie Zwecke

seit langem lose zusammengehalten durch einen jährlichen Kongrefi^ der

das „parlamentarische Komitee" wählt, das ihre ] litischen Interessen

vertritt. Diese Körperschaft ist insofern %'on Einfluß, als sie die offizielle

Vertretung^ von beinahe 2 Mill. organisierter Arbeiter darstellt, aber die

Oelder, die sie zur Verfügung hat, sind unbedeutend und sie hat selten

mehr versucht als Deputationen an die Regierung zu organisieren oder

Zusammenkünfte zu veranstalten, um dem Parlament vorliegende Gesetz-

entwürfe » welche die arbeitenden Klassen unmittelbar berührten, zu be>

^rechen.

Schon lange ist es aufinerksamen Beobaclitern der trabenden KriUte

in der politischen Bewegung Elnglands kkir, da6 dort eine einflußreiche

sozialistische oder Arbeiterpartei mit einiger Aussicht auf Erfolg nur durch

die Gewerkvereine geschallen werden kann, weil diese fast alle besser be-

7ahlten Arbeiter der zentralisierten Industrien umfassen und sowohl über

aulierordentlich grüße Kapitalien verfügen als auch den notigen Apparat

besitzen, um alle benötigten weiteren Summen zu saomiehi.

biyiiizoa by Googli



Edward R. Tease, Die neue Arbeiterpartei in Englasd.

Im Jahre 1901 betrag die Mitgliedenahl der 1236 eingetragenen

Gewerkvereine i 922 780 und das vorhandene Kai^tal der 100 gröBten

mit ungefähr ^/g der Gesamtmitgliederzahl betrug 4161 916 £^ während

ihr jährliches Einkommen sich auf 2 061 5oi belief. Dazu kommen
zahlreiciie meist kleinere Gewerkvereine , welche vorerst von den Vor-

teilen der Eintragung keinen Gebrauch gemacht haben.

Geschichte der parlamentarischen Arbeitervertretung.

Vor 30 Jaluen wurden zum erstenmal Arbeiter als Arbeitervertreter

in das britische Unterhaus gewählt. Bei den Ilauptwnhlen von 1874

wurde Macdonuld iur den.VVahlkreis Statlbrd gewaiüt und 1 huajas Burt von

den Beri^eiiten von Nortliimibeiland für den Kxeb Morpeth, den er heut»

noch vertritt Seit dieser Zeit war stets eine Ansah! von Artidtem im ParU«

mente vertreten, von drei im Jahr 1880 tns zu 15 in den Jahren 189a,

1899 und 1904. Alle früheren Arbeitervertreter waren indessen Mit-

glieder der liberalen Partei und wollten auch nichts anderes sein. Nur
einmal hat ein Gewerkvereinler sich als konservativer Kandidat aufstellen

lassen und zwar 1899, als der allmächtige Generalsekretär der Lancashire

Baumwollarbeitcr James Maudesley bei einer doppelten Nachwalil in

Oldham sich zusammen mit einem i ory aufstellen ließ \ beide Sitze

gingen dnrdi sie der Partei verloren.

Eine Änderung begann sich «1 leigen, als bei den Wahlen von

189a die Londoner Liberalen in Baltersea zugunsten von John Bums
und in West Ham von Keir Hardie, dem jetzigen Führer der ,,unab-

hängigen Arbeiterpartei" sich der Aufstellung eines Kandidaten enthielten;

beide wurden mit großer Majorität gewählt, obgleich sie sich keineswq^

der liberalen Partei verpflichtet hatten.

John Bums hat seinen Sitz noch heute inne, Keir Hardie verlor

den seinigen 1895 und p^ehort erst seit 1900 wieder dem Parlamente an.

Wir müssen hier unsere Leser vor einer Verwechselung von zwei ganz,

verschiedenen Körperschaften, deren Namen aber sehr ähnlich lauten^

warnen. Die „unabhängige Arbeiterpartei" (Independent Labour Pkrty)

ist eine sosialistische Vereinigungp die grOOte in England, hat aber nur

etwa 15000 Ikfitgtieder. Diese sosialistische Vereinigung wollen wir von

jetzt ab mit ihren wohl bekannten Initialen I.L.P. nennen. Die „Arbeiter*

partei" (Labour-Party), welche ebenfalls Wert darauf legt unabhängige zu sein,

ist der offizielle Name der neugegründeten Gewerkvereinspartei, deren Ge-

schichte wir jetzt erzählen wollen.

Im Jahre jSqo wurde die handarbeitende Bevölkerung im Unterhaus

durch etwa 15 Gewerkvereinler vertreten, die offiziell alle Mitglieder

der liberalen Partei waren , mit Ausnahme von John Bums, der immer

gewissermafien für sich allein eine Partei bildete. In diesem Jahr nahm
der Gewerkvereinskongrefl eine Resolution an, welcher sein parla-
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mcntariches Komitee beauftragte, einen Kongreß von Gewerkvereinen

und sozialstischen Gesellschaften einzuberufen um die politische Ver-

tretung der Arbeiter zu organisieren. Das Resultat war, daß die drei

suzialistischen \'ereine , die I.L.P., die sozialdemokratische Föderation

und die Fabian Society von dem parlamentarischen Komitee aufgefordert

wurden, die Tagung miteinzuberufen. Diese konstituierende Zusammen«

kirnft wurde im Februar 1900 in London abgehalten und war von (29
Delegierten als den Vertretern von etwa 67 Gewerkvereinen mit 545 316
und den 3 sozialistisdien Vereinen mit 2aS6r Mitgliedern besucht

John Burns und andere parlamentarische Arbeitervertreter nahmen eben-

falls teil. Auf dieser Versammlung, die sich durch eine ent!msia>tische

Stimmung und im ganzen durch eine allgemeine Übereinstimmung aus-

zeichnete, wurde beschlossen ein Komitee zu bilden, welches das Arbeiter-

Vertretungskomitee (Labour Representation C'omittee) heißen sollte; von

den Mitgliedern sollten die Gewerkvereinc 7, die I.L.P. und die sozial-

demokratische Föderation je a und die Fabian Sodetsr eines wählen.

Ein Generalsekretär (J. Ramsay Macdonald) wurde ebenfalls damals ge-

wählt.

Zwei Jahre später traten die Sozialdemokraten aus und ihre Sitze

in der Exekutive fielen den Gewerkvereinen zu. Man kam überein. die

„Trade Councils" (lokale \'ereinigungen der Oewerkvercine in den ein-

zelnen Sladieu) aufzufordern, sie h dem Komitee anzuschließen und einen

Vertreter in die Ejtekutive zu wählen. Diese besteht demnach zurzeit

«US 9 Delegierten der Gewerkvereine, z der ^Tkade-Councfls^ und 3
der beiden sosialistischen Gesellschaften.

Die Hauptfrage bei der ersten Zusammenkunft und auch später

war die Stellung der neuen Vereinigung gegenüber den bestehenden

Parteien. Wie schon gesagt, waren (imd sind in der Tat noch) die

Masse der Gewerkvereinler, besonders die Bergleute, welche den ?jr<>Öten

und geschlossensten Gewerkverein bilden, Liberale, aber in Lancashire,

in Belfast und etwas weniger an manchen anderen Orten, sind eine

grotie Zahl von Gewerkveremlcru Konservative, oder jedenfalls Anti-

liberale, wie denn auch alle grofien Städte, vor allem London, Glasgow,

Liverpool ganz oder zum gröfiten Teil durch Konservative vertreten

werden, während die liberale Partei ihren Rückhalt in den Gra&chafts-

Wahlbezirken hat, besonders hi den alten keltischen Länden), Wales,

Schottland und Cornwall und in den kleineren Landstädten.

Da beide, konservative und liberale Gewerk\ ercinler, in die Ge-

werkvereinskasse zahlen , scheinen zwei Losungen möglich. Entweder

muß die parlamentarische GewerkVereinspartei ab neue und unabhängige

Partei für sich allein stehen; oder ihre Mitglieder müssen eine Gruppe

bilden, die für bestimmte Zwecke, d. h. flir Arbeiterfragen, zusammen-

hält und sonst die Freiheit hat, sich bei anderen Fragen einer der be-

stehenden Parteien anzuschließen. Aber gegen beide Auswege lassen

Digitized by Google



Edward R, Pcase, Ok neue Arbeiterpartei ia Eoglaad.

»ch triftige Einwände erheben: Für den ersten wäre Geld und eine be-

sondere OiiG^isation nötig gewesen, und die wenigen Siege, auf die

man 2tt hoffen wagte, hätten Wele frachüose Kämpfe gdcostet Auf der

anderen Seite konnte man einwenden, daß, obgleich die Gewerkvereins-

kandidaten sich ja sowohl als Liberale als auch als Konservative atif-

stellen lassen könnten, sie faktisch doch alle oficr zum weitaus größten

Teil als Liberale kandidieren würden und so wurden die konservativen

Gewcrkvcreinler beständig für liberale Arlieitervertreter zu stimmen und

zu zaiüen haben, während von den Liberalen eui aimliches Opfer kaum
je vcflsngt wenten würde.

Diese letztere Schwierigkeit schien indessen der eisten Versanun-

lung nicht so gewichtig wie die erste und so wurde denn beschlossen,

eine Arbeitergruppe von Parlamentsmitgliedern zu schaffen, die zu ge*

meinsamer Arbeit in allen die Arbeiter betretTenden Fraj^cn verpflichtet,

im übrigen aber frei sein sollten sif Ii entweder der Liberalen oder den

Konservativen anzusdiließeu und in anderen Fragen nach Gutdünken zu

stimmen.

Als die Wahlen von lyoo, uie miUeu in den südafrikanischen

Krieg fielen, auszukämpfen waren, war das Labour Representation Comittee

erst wenige Monate alt und seine Organisation nichts weniger als voll-

ständig. 1 5 Kandidaten, welche seine Unteiatfilzni^ annahmen und «di au

seinem Programm bekannten, wurden aufgestellt. Einige waren Liberale;

andere von den Sozialdemokraten imd der l.L.P. nominierte Sozialisten,

noch andere waren einfach Arbeiter^ertreter. Die Konservativen siegten

auf der ganzen Linie und nur zwei von den L.R,C.-Kandidaten hatten

Erfolg, Richard Bell, dci ( «eneralsekretär des Vereinigten Bundes der

Eisenbahnangestellten (Amalganiated Society of Raihvay-Servanis), der

mit Hilfe der Liberalen in Derby gewählt würdig und Keir Hardie von

der I.L.P., der in Merthjrr Tydvill m Wales einen Sits gewann.

Keiner von diesen Siegen war bemerkenswert. Die erstaunlichen

"Wahlerfolge der neuen Partei wurden in den Nachwahlen der totsten

zwei Jahre errungen.

Während des Jahres 190T beteiligte sich das L.R.C. an keiner

Wahl. Aber 1902 wurde in dem Wahlkreis Clitheroe, einem abge-

legenen Distrikt von I^ucashire, der hauptsachlich von der Baumwoll-

industrie lebt, ein Sitz frei. Bis jetzt hatte ihn unumstritten ein Liberaler

innegehabt, der ihn 1892 mit einer Majorität von 2 151 gewonnen hatte.

Die L.R.C.-£xekutive berief schleunig eine Konferenz von Gewerkver-

einlem nach dem Hauptplatze Colne und dort wurde einstimmig be-

schlossen, D. J. Shackleton von dem Textilarbeiter-Gewerkverein als

L.R.C.-Kandidatcn, unabhänpip^ von der liberalen oder konservativen Partei

aufzustellen. Die Liberalen suchten umsonst einen Gegenkandidaten zu

finden. Die Torics hatten keine Aussichten, wenn kein liberaler Geg:ner

da war; und so konnte zuletzt die neue i'artei ihren Mann tatsächlich
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ohne jeden Kampf wählen, dn Ereignis, das in der langen Geaddcbte

der englischen Parlamentswahlen einzig dasteht

Der zweite Wablkampf verlief beinahe ebenso fibeirascbend. Wod>
wich, ein Londoner Wahliaeis, der voo dem königlichen Arsenal mit

seinen Tausenden gut organisierter Arbeiter beherrscht wird, war seit

Jahren eine konservative Hochburg, die 1896 mit 2805 Stimmen Mehr-

heit behauptet und seitdem nicht wieder angegriffen worden war. Im

Januar 1903 legte der Admiral Lord Charles Beresford seinen Siti

nieder und die lokale Axbeiterpartei beschloß William Crooks aufztt-

stellen, einen BOttdier, bekannt als Vonntsender dar Annenverwakong»

in deren Schule er als Annenkuid seine Ersiehnng erhalten hatte.

Liberale nnterrttttzten CrooU lottftlg mitGdd ond pefBönlichen Dienstai,

aber er hatte sidi sor Unabhängigkeit ihnen sowohl wie den Konser-

vativen gegenüber verpflichtet und gewann den Sitz mit der über«

raschenden Mehrheit von 3229 gegen einen Konservativen, der dorch'

aus nicht etwa ein unbekannter Mann war.

Darauf folgte eine Niederlage in Preston und dann kam eine andere

Nachwahl, diesmal in Bamard Castle, Duihaui, wo die Bergleute seit

den letzten 30 bis 40 Jahren einen liberalen Minenbesitzer gewählt

hatten. Bei seinem Tod beschloS Arthur Hendeison, ein am Ort woU-

bekanntes Mitglied des Eisengieflervereins» sich als Arbeitakandidat auf-

stellen zu lassen. Diesmal beschlossen sowohl die Liberalen als auch

die Tones den Kampf auftunehmen, aber Henderson besiegte beide,

den Tory mit der kleinen Mehrheit von 47 und den Liberalen mit 565
Stimmen bei einer Gesamtstiinmcnabgabe von 9502.

Eine Niederlage in einem Kampf nach zwei Seiten in Non*'ich im

Dezember war das Resultat bei der letzten Wahlbeteiligung, aber das

Verzeichnis der Erfolge, 3 Siege in 4 aufeinanderfolgenden Waiücu tsX

ohne Parallele bei einer so jungen Partei und fast unbekannten Mtonera.

Die WahlpoHtik der Partei.

Unterdessen hat sich in den Grundlagen der Partei eine Änderung

vollzogen. Der Kampf zwischen der Mehrheit, die eme ^Viliaiizpolitk

mit einer der beiden anderen FSrteien (tatsädilich mit der fibäalett)

vorzog und der von der LLP. geführten Minorität, welche iür völlige

Unabhängigst war, wurde unablässig innerhalb und aiifierhalb der Or*

ganisation fortgeführt Im Anfang des Jahres 1003 schlössen sich die

Textilarbeiter von Lancashire, 103000 an der Zahl, dem Komitee an

und bei der jährlichen Zusammenkunft in Newca-stle wandte sich das

Blatt. Nach einer lebhaften Debatte wurde mit 659 gegen i54Stiiuiuen

(fiir je Tausend .Mitglieder wurde eine Stimme abgegeben; das ange-

brochene 1 ausend galt für voll) eine Resolution angenommen des Inhalts,

dad alle Kandidaten und Beamten des Komitees „streng davon absehen
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sottten, sich mh der liberaten oder koosemitiveD Fkrtei tn identifixieffen

oder deren Interessen zu fördern*', ferner sollten alle Kandidaten alldn

das Wort JLabour" als ihren Purteinamen gebmndien. ')

Dieser überwältigende Sieg machte der Frage ein Ende. Die Mi-

norität war zu klein, den Kampf fortzufuhren und die oben betrichtet«!

Wahlsiege waren ein Beweis dafür, daß die Politik der Unnbhänjrigkeit

weniger Schwierigkeiten hatte , als ihre Gegner erwarteten. Vom
Februar 1903 datiert also die Gründung einer neuen politischen Partei

in England.

Die Organisation der Partei.

Die neue Ptotei bat sich nach dem bewährten Mwter der eng-

lischen Gewerkvereine organinert. Ihr Fartement ist eine jährliche Ge*
neralversammlung in irgend einer grofien Fkovinsstadt

Die Tagung in Bradlbrd» im Februar r904 wurde von 555 Dele-

gierten beschickt, die lax Gewerkvereine. 43 Trade-Councils und 2 so-

zialistische Gesellschaften vertraten. Die Delegierten haben eine Stimme

für je inoo Mitglieder der von ihnen vertretenen Körperschaften.

Vereine unter 1000 Mitglieder haben eine Stimme.

Die ßefugni.s, die einzuschlagende Politik zu bcstiimnen, die Statuten

zu ändern, Gelder zu bewilligen usw. steht allein der jährlichen General-

versammlung zu. Während ihrer Tagung tun sich die Delegierten der

4 verschiedenen gro6en Körperschaften, der Gewerkvereine, Trade-Coun-

cüs, I.L.P. und Fabian-Society gesondert zusammen, um die ihnen zu-

stehende Zahl von Mitgliedern für die Exekutive zu wählen. Die ver-

einigte Generalversammlung wähh dann den Generalsekretär. Die Dele-

gierten der Oewerkvereine und Trade-Councils sind nach heißem

Kampfe gewählt worden; der Generalsekretär J. Ratnsa)- Macdonald hat

seinen Posten seit Beginn inne, ohne einen Gegenkandidaten gefunden

zu haben.

Finanzen und Mitgliedschaft

Das Komittee besitzt zwei Fonds, einen allgemeinen für die laufenden

Au^ben, der durch eine Umlage von 10 sh. pro 1000 Mitglieder von
den Gewerkvereinen und Sozialisten und von i von jedem Trade-

Coundl au%ebracht wird. Bei der letzten Generalversammlung wurden
diese Beiträge auf 15 resp. 30 sh. erhöht. Das Einkommen aus dieser

Quelle betrug K703—4: 646 1903 wurde ein Parlamentsfonds er-

richtet, um jedem in das Parlament gewählten Parteimitglied jährlich

200 zu zahlen, außerdem jedem Kandidaten 25 Proz. der offiziellen VYahl-

M Wir hahcn, 'i( ni (it utsrhcn S[>r.irhp( brauch gcmäfl, Labour-party usw. stet»

mil Arbeiterpartei übersetzt Anm. d Ibers.
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ausgaben, die seitens der Regierung im voraus von jedem Kandidaten er-

hoben werden. Die Beitrüge zu diesem Fonds waren auf i Penny per

Mitglied festgesetzt und sollten jährlich etwa 4000 ^ einbringen, ha

ersten Jahr war die Leistung der Zahlung fieiwiUig, die Generalveisaomi-

lung von 1904 machte sie obligatorisch.

Man beschloß, daß der Fonds nicht angegriffen werden dürfe, ehe

2500 vorhanden seien; diese Summe ist jetzt erreicht und so wird

mit der Zahlung von Diäten an die Arbeitervertreler begonnen werden.

Die Trade-Councils steuern nicht zu den Parlamcntsfonds bei, ihre Kaa-

didaten eihalten auch keine Unteisttttzung aus diesem.

Das Wachstum der Partei ist bemerkenswert: Man vergleicbe ^
nachfolgende Tabelle:

Gewcrkvcrcinr Tradt -rouncils S»iziiilist. Vereine lahrJ. Zunahme

Jahr Zahl Zahl Zahl Mitglieder in l-toi.

1900—

I

41 353070 7 3 22S61

1901—2 65 455450 31 3 13861

190a—

3

137 «47315 49 3 13835 «3.S

1903—4 16S 956O85 76 3 »3775 13.6

Die Mitgliederschaft der Trade-Councils kann nicht in Rechnung

gestellt werden, da sie hauptsäcliHch ans Personen bestehen , die schon

als Mitglieder ihrer Gewerkvereine angeführt sind, aber man kann mit

Sicherheit sagen, daß eine Million englischer und irischer -\rbeiier sich

dem L.R.C. angeschlossen haben. Unter diesen sind verhältnismäßig

wenige Iren. Die Schotten haben eine ähnliche, aber gesonderte Organi-

sationen mit denselben Zielen. Vit unter ihren Auspizien gewählten

Parlamentsmitglieder werden ohne Zweifel im Einklang mit der englischen

Arbeiterpartei handeln.

Zwei Kategorien von Arbeitern muß sich das L.R.C. noch erobern

:

Man kann sagen, daß im großen ganzen, die Masse der englischen Ge-

werksvereinler sich dem L.R.C. angeschlossen haben, mit ein/Jger Aus-

nahme der Bergleute. Von diesen gehören nur 37 700 I.ancashire- und

Cheshire- Kohlengrubenarbeiter und 6700 Bergleute aus den Cleveland-

Eisenengmben dazu; die 450000 anderen Bergleute, die zmzdt schon

6 Vertreter im Parlament haben, halten an ihrer Zugehörigkeit xur liberalen

Partei noch fest Die zweite Kategorie bilden die (1903) 3 ir6 137 Mit>

glieder der Genossenschaften (Konsum\'ereine u. a. m.) mit ihrem Kapital

von 37 158 339 jff. Ks sind natürlich zum großen Teil dieselben Leute

in einer neuen Kombination. Es sind Zeichen dafür vorhanden, daß

sie sich anschließen werden, doch bis jetzt halten sie, mit einer Aus-

nahme, an ihrem Grundsatz fest, Politik und Erwerbsleben nicht zu ver-

mengen.
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Das Progiamm der Partei.

Hier können wir uns kurz fassen: die Arbeiterpartei hat kein

offizielles Programm, ihre Kandidaten und Anbänger haben sich auf

keinerlei spezielle politische Ziele festgelegt.

Die Partei als Ganzes hat für den Gesetzentwurf der Gewerkvereine

gearbeitet, welcher die „Taff-V'ale" und aiuicfe neuere richterliche Ent-

scheidungen, die dem Gewerkvereinswesen feindlich sind, annullieren sollte

und so groß ist der Einfluß der Gewerkvereine, daß das Unterhaus vor

kunero den Entwurf in der xwdten Lesung mit einer Mehrheit von 39
annahm, obgleich die Regierung mit der sie untersttttzenden grofien

Mehrheit sich ablehn«id verhielt und ohne Zweifel, weil ohne die Unter-

sttttsung der Regierung die von Mitgliedern eingebrachten Entwürfe wenig

Aussicht haben, die Endstadien zu durchlaufen.

Die Partei hat offiziell eine Anzahl von poHtischen Flugblättern her-

ausgegeben, aber diese wenden sich fast alle gegen konservative Maß-

nahmen, wie Schutz/olle, chinesische Arbeit in Südafrika usw. Außer

der Verstaatlichung der Eisenbahnen und der Reform der iradeunion-

CSeseta^bung geht nichts, was die Futd ecttrebt, irgendwie Aber das

Uberale Programm hinaus.

Das Ziel der Partei ist, eine Partei zu grOndooi. Sie ist sich Selbst-

zweck. Ob ein so engbegrenztes Ziel in der Zukunft genfigen wird, ist

eine andere Frage.

Die Arbeiterpartei und der Sozialismus.

Die Beziehung der neuen Partei zum Sozialismus ist eine merk-

würdig komirfiziarte Sache. Die Sozialisten ^ solche haben nur etwa

14 Stimmen von 99s, der größten, auf der Generalversammlung von

J904 abgegebenen! Stimmenzahl, obgleich sie 3 von den 13 Mitgliedern

der Exekutive wählen. A!)er die I.L.P. hat seit vielen Jahren einen

grolien KintluÜ in den Gewerkvereinen ausgeübt und eine gro!\» Anzahl

der hervorragenden Gewerkvereinler sind Mitglieder irgend eincb s jziilisti-

iciicu Vereins Diese Männer werden natürlich als Delegierte zu den

Generalversammlungen entsandt und gelangen so In andere verantwcnt«

liehe Stellungen. Die ausgesprochensten Sozialisten des L.K.C. waren

meist die Vertreter nicht der Sonalsiten, sondern der Gewerkvereine.

Die positiven Ideen der S<}7.iaiisten gewinnen immer mehr Boden unter

den Gewerkvereinlem ; eine Feindschaft gegen den Sozialismus existiert

kaum. Die Stellungnahme des nicht-sozialistischen Teiles bedeutet: „Ich

bin zu alt, um meinen Glauben zu ändern, aber wenn ihr weiter voran

wollt, so tut es !

"

Den Sozialisten palit das natürlich sehr. Sie haben Ideen und eine

Politik; aber ihre Truppen sind wenig zahlreich und ihre Finanzen v^g
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imgenageiui. Ein Bündnis, bei wddiem sie die FfÜirer und die Ideen»

die Gewerkvereinler das Geld und die Stimmen stellen, pafit der sozia-

listischen Partei natürlich durchaus. Wenn sie warten können und nicht all-

7:uschnell vorwärts drängen, ist die Zul^ttnft der Arbeiterpartei unsweifeU

hafl in ihren Händen.

Die Zukunft

Was wird die Zukunft bringen? Bei den nächsten Wahlen wird die

neue Partei etwa 50 Kandidaten aufttellen. Ihre Liste stthlt jetst 47

mit Einschlufi der 5 gegenwärtigen Abgeordneten, Einige von diesen

werden wohl wegfallen, dafür werden andere eintreten und es wird die

Gesamtsumnie nicht viel unter 50 sein. Eine betr irhtlicbp Zahl von

diesen darf sicher auf Krfn]^ hoffen weil die Lil)eraU ii ilaien ihre Siize

abtreten werden. In Lcicc^tcr / 11, wo die Liberalen st-lbat in schlechteu

Zeiten eine sehr große Majoniat haben , werden sie nur einen Kandidatea

fUr zwei Sttse aufttdlm und den anderen Macdonald, dem Generalsekielir

des L.R.C überlassen. Auflerdem können die Arbeitervertreter einige

Sitze in Schottland gewinnen. So darf die neue Partei mit siemlicber

Sicherheit auf 20, vidlddit 30, möglicherweise sc^ar 40 Anhänger im

neuen Parlament rechnen.

Zurzeit stellen sich ihr zwei Schwierigkeiten entgegen : vor allem

der alte Streit über die Unabhängigkeit. Allerdings ist in der Organi-

sation als solcher diese Frage erledigt; aber die Kandidaten kommen bei

einer Wahl in die Versuchung, die Hilfe der Liberalen an£unehmeu, ohne

die ihre Auasichten ihnen hoffnungslos erscheinen könnten. Auch das

Geld der Liberalen ist eine Verlockung. Die Kandidaten der großen

Gewerkvereine veilttgen über genügende Gelder, aber einige der herroT'

ragendsten Gewerkvereinler gehören gans kleinen Vereinen an, die absolut

nicht in der Lage sind, die 400 oder 500 ^ auszugeben, die der Wahl-

kämpf für einen billigen Sitz kostet, ganz abgesehen von den lood bis

1200 die in den großen Gralschaftswahlkreiscn nötig sind. Andere

sind Gegner der Unabhängigkeil aus anderen Gründen : so hat sich z. B.

Richard Bell M. P. niemals mit der neuen Politik ausgesöhnt und es ist

ganz möglich, dafi er seben bedeutenden Gewerkverein dasu bringt, aus-

zutreten. Und wenn so etwas erst einmal geschehen ist, Utfit sidi das

Ende nicht leicht vorhersehen.

Eine andere Schwierigkeit liegt darin, daß die LL.P., als politische

Körperschaft, viele Kandidaten atifstellt — da.«5 ist ihr Hauptzweck; ihre

]Mitgheder zahlen verhältnismäßig wenig und können doch große Ko*iten

verursachen. — Des weiteren hat die neue Partei keine ausgesprochene

Politik und hat bis jeLitt noch keine Führer entdeckt. John Büros,

der einzige englische Arbeito*, dem in hervonagendem Mafie jene ge*

hdmnisvoUe Macht gegeben ist, welche andere zur Gefol|^duift zwingt,

hfllt sich fem.
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Vielleicht findet sich unter den so oder 30 zukünftigen Abge*

ordneten ein Fflhr^. Viele von ihnen lind MÜnner von auaigeqnochener

Begabung und fast alle haben ihren zur Front ohne die Vortdle

einer wissenschafUichen Bildung und ohne ererbtes Vermögen erkämpft.

Aber keiner von ihnen ragt bis jetzt als der Feldherr hervor, der be-

rufen ist, seine treuen Truppen zum siegreichen Kampt gegen die zahl-

reichen , wenn aiu Ii schlecht organisierten Mächte, die den Arbeitern

entgcgtaste iieu, zu fuhren.
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Wohnbedarf und Kinderzahl.

(Ein Beitrag zur Wobnungsfrage.j

V<m

HENRIETTE FÜRTH,
Fraakfiirt «. Main.

I. Material und Methode.

Die nachfolgende Unteisuchung: in welchem Grad die Kinderzahl

in einer be^mmten Bevölkerungsschicht die Befriedigung des Wohn-
bedürfnisses und die Höhe der dafür aufzuwendenden Mittel beeinflut^t,

beruht in erster Linie auf dem urschriftlichen Material des Hauspfleg^^e-

vcreins in Frankfurt am Main. Seinen Büchern und Aufzeichnungen

wurde ein Auszug entoomuien, der die verpflegten FamiHen nach ihren

Einkommensvefilfiltnineii und zugleich nach ihrer Kinderzahl und ihren

Mietausgaben er&dt.

Das verarbeitete Material muß insofern als ein besonders ge-

eignetes angestochen werden, als die Pfiegeob|ekte des Ifauapfiege*

Vereins sich fast ausschließlich aus jenen Bevölkerungsschichten rekru-

tieren, die, ohne der öffentlichen Armenpflege zur Last zu fallen, doch

nicht „in der Lage sind zu ersparen, weil ihr Lohn eben ausreicht, die

laufenden Bedurfnisse zu decken." ^) Hier ist es. wo iedc Erhöhung der

Aiiiurderungen , sei sie nun durch Familienzuwachs, Mietäieigerung,

Krankheit oder was andi immer venmbSt, durch Ersparnisse an irgend

einer anderen Stelle ausgeglichen werden muß und das auf die Gefahr

hin, dadurdi unt« das Niveau des zum Leben eigentlich Unum^IngKchea
herabgedrückt zu werden.

Hier werden sich daher auch in geradezu typischer Reinheit die

inneren Beziehungen zwischen den von uns angezogenen Faktoren des

Familienlebens herausstellen und dies um so sicherer, als alle die K:Jie

ausgeschieden wurden, in denen es sich um Familien handelte, die in

') Fl CSC h, Die Ilauspflcgc uad ihre Organisation. Jena iQOi, S. l6.
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öffentlicher ArmeDpD^e waren und ferner alle die, die naidiweisbw

durch Aftervermietung sich die Mietlast zu erleichtem suchten- Auf
die ersteren wurde verzichtet, weil der gewohnheitsmäßige Unterstütztmgs-

enipfänL'cr nicht als Typ jener Volksschichten betrachtet werden kann,

die sich redlich, wenn auch kärglich durch ihrer Hände Arbeit ernähren.

Von jenen, die Teile ihrer Wohnung in Aftermiete geben, wurde darum

abgesehen, weil hier, in Erwägung der in Frage kommenden Kreise, von

vornherein anztmehmen ist, dafi von einer schon beschrlnkten Wohnung»

des Mietrrtrignisses willen, der oder die besten Räume abgegeben

werden« indes die Familie sich in irgend einem Winkel zusammendrängt.

Von menschenwürdigem Wohnen kann da überhatipt nicht die Rede

sein. Höchstens kann und muß man diese Fälle als Beweistitel dafür

registrieren, wie hitternotwendig die Beschaffung solcher Wohnungen ist,

die es auch dem .\nnsien ermöglichen, eine Heimstatt zu besitzen, die

diesen Namen halbwegs verdient und familienfremde Elemente aus*

schliefit. Schließlich blieben noch die vereinxelten Fälle unberttck*

sichtigt, in denen es sich um icinderlose Familien handele da ja für

diese unsere Untersuchung belanglos ist

Wir hatten sonach von den 1574 Familien, die in den Jahren

1901 tind 1902 vom Hausjjflogcverein verpflegt wurden, 248 auszu-

scheiden. Da indes, trotz der vorgenommenen Sichtung, sich unter den

übrigbleibenden 1326 eine ganze Reihe von Fällen befanden, über die

nur höchst seltsame oder widerspruchsvolle Angaben vorlagen, sei es

daß Miete und Verdienst oder daß Miete und Kinderzahl in ebem aller

Erfidirung zuwiderlaufenden Verhältnis zueinander standen, wurden

Stichproben veranstaltet und nähere Auskünfte und Aufklärungen bei*

gebracht. Dabei wurde der Versuch gemacht, soweit das irgend mög-
lich und gegen das Mißtrauen der Befragten durchzusetzen war, gleich-

zeitig Angaben über die gesamte Lebensführung, die Verteilung der

Ausgaben, die Küchenbehandlung der Lebensmittel und ähnliches mehr

zu erlangen.

Schließlich wurde auch die eine und andere Wohnung der Aktien-

baugesellschaft für kleine Wohnungen einer eingebenden Prttfung unter-

zogen und durch Gegenüberstellung der Preise, der Bedingungen und

der sonstigen Beschaffenheit einer Wohnung alten Stiles mit jenen, die

die genannte Gesellschaft für ihre Mieter bereit hält, die Schaffung einer

Grundlage dafür versucht, in welcher Richtung und nach welchem Ziele

hin die Tätigkeit gemeinnütziger Baugesellschaften sich zu entwickeln

habe, und zwar mit besonderer Berücksichtigung kinderrciclier, der

untersten Mieterschicht angehörender Familien. Die vorliegenden Jahres-

berichte der Gesellschaft wie auch der ahnliche Zwecke verfolgenden

„Stiftimg für Erbauung billiger Wohntmgen in Leipzig" enthalten neben

Sehe Berichte vod 190 t o. 190^, S. 3 bex. 5.
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einer Fülle von Anregungen ein schätzbares Beweismaterial dafür, daß

es möglich ist, in gewissem Sinne selbst unter Wahrung des fiskalischen

Standpunktes, zweckmäiiige und billige Wobotingeo auch fUr kindeneicht

Familien zu schaften.

Der Behandlung des eigentlichen Themas schicken wir eine Uber-

rieht vonna» die auf den Berichteii des Hauspflegeveieiiis beruht und

dk wjihrend der letsteo vier Jahre Verpflegten nach Beruf, Eukomnen
und KindezuU MainfirierL Ebe solche ZusaBunenfiusaag erwies sidi

als notwendig, um jedem Leser eine selbständige UrteUsbüdong darüber

ZM ermöglichen, ob es sich hier in der Tat um diejenige Bevölkenings-

srhirht handelt, für die die Wohnfrage zu einer Kalamitit geworden ist,

weil ihr Einkommen eine sachgemäße Befriedigtmg des Wohnbedürf-

nisses unmöglich macht, während trotzdem die Höhe der Mietpreise für

schlechte und in jedem Sinn unzulängliche Wohnungen iimen eise

Lebendudtung aufzwingt, die hart an die Grenae des Hungers hen»*

xddit und manchmal unter diese Gtenxe sinkt Und dies, weH es sich

andererseits, «dit dnrdiwcf aber zum grofien Teil, um Bevölkcrungi-

demente handelt, die lieber die äußersten Entbehnmgen ertragen sll

daß sie die öffentliche Aimenonterstützung mit ihren degradieiendea

Folgen auf sirh nehmen.

Wer je Gelegenheit hatte, solche Zustände au«; der Nähe lu sehen,

der wird der sittlichen Kraft und Widerstandsfähigkeit, die sich ui

solchem Verhalten offenbart, seine Anerkennung nicht versagen können.

Aber er wird sich auch der Einsicht nidit versddießen dürfen, dafl die

hier verpflichteten Instsnaen alles tun müssen, um die Wohnfinge ems
nUaeitig befriedigenden L<isung entgegenanflUtten und dies Ebenso im

Interesse der körperlichen irie der sittlichen Kraft und Gesundheit dm
Volk^anaen.

IL Zusammensetzung der Pfleglinge des Hauspflege*
Tereins nach Beruf, Einkommen und KinderzahL

Unseren Ausführungen liegen die Berichte über die Jahre 1899

ins 190S inklusive zugrunde. Innerhalb dieser 4 Jahre wurden «950

Familien verpflegt Davon waren:

Taglöhncr 819

Gelernte Arbeiter , , 1488

Kaufkute bzw. AngestcUte ... 85

Beamte 337

Diener, Kellner 194

Musiker, KOastier 31

Witwen 76

Mann m Haft 3

Ohne Beruf ao

Eheverlusen . J

Stimma 2950
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über die Hälfte der Verpflegten sind gelernte Arbeiter, das heißt

also solche, von denen m;in in einem so blühenden Gemeinwesen, wie

Frankfurt es ist, annehmen darf, daß sie von Ausnahmefällen abgesehen,

in regelmäßiger Arbeit stehen oder als kleine Handwerker, Schuhmacher,

Schneider, teils für Geschäfte, teils für eine kleine Privatkundschaft

arbeiten. Ihnen zunächst kommen die Taglöhner» deren Familien mit

S19, das sind knapp sS Pros., als verpfiegt figurieren. Diese Leute»

wie auch die mit staric 6 Proc, also einer redit geringen Quote be-

teiligten Diener nnd Kellner, werden zuerst v<m allen Schwankungen

des Wirtschafts- und Arbeitsmarktes getroffen. Sie repräsentieren immer-

hin einen ziemlich beträchtlichen Teil der für unseren besonderen Zweck

in Frage kommenden Bevölkerung, wennschon jenen, der teilweise
unter die 2^hl derer ^u rechnen ist, denen selbst durch gemeinnützigen

Wohnungsbau auf breitester Grundlage nicht zu helfen ist, da ihr Ein-

kommen, auf die KopfsaU der Familie Umgerechnet, kdne so grofle

Aulwendung flir Miete gestattet als erfotderlich wäre, um Bau- und Ge-

ISndekosten mäßig oder selbst niedrig zu verzinsen.

In Frankfurt a. M. beträgt der ortsübliche Tagelohn 3,10 Mk. Da-

von sind die Betrüge fiir Kranken- und Invaliditätsversichenmg in Ab-

zug /u bringen. Xon dem verbleibenden Betrag, selbst bei kleiner Kopf-

zahl der Familie, neben allem übrigen auch noch die Rfiete

für eine auskömmliche Wohnung zu bestreiten, ist nach

meiner Erfahrung, soviel Gegenteiliges auch ständig geredet oder g^>

schrieben wird, durchaus unmöglich. Die 337 Beamten gleich

8 Proz. der Verpflegten smd meistens subalterne Bedienstete der Polizei

oder der städtischen Ämter.

Nach Kinder/ahl und Einkommen gliedero sich die verpflegten

Familien in folgender Weise:

\Vficlirntlich("s

Kinkonimen
Kein
Kind

I Kind a Kinder 3 Kinder 4Kinder 5 Kinder
6 u. mehr
Kinder

Suinue

unter 10 Mk. 7 6 ao 30 13 9 8 93

10-14 M 5 6 «5 31 aS 13 II II«

15- »8 « 11 59 339 40a 33» 163 107 1411

a 36 ai9 aai aoo 113 104 S95

»3—aS « $ 57 6a 53 49 30 377

Uber 35 ,1 7 30 22 3« 33 34 158

28 137 690 768 653 380 294 3950

1620 — das sind 55 Proz. der innerhalb 4 Jahren Verpflegten —

-

hatten danach mit einem Wocheneinkommen von 18 Mk. und weniger

zu rechnen. Lassen wir aber selbst, als völlig unfähig aus eigenen

Mitteln durchzukommen, jene 209 außer Betracht, die weniger als 15 Mk.

vereinnahmten, so bleibt immer noch reichlich die Hälfte, die in der

teuersten Großstadt Deutsclilands mit 15 bis 18 Mk. pro Woche wirt-

Ardiiv fiir Sotl*lwbtnidi«ft a, Sodalpolkik. 1. (A. f. tos. G. u. St. XIX.) 3. 43
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666 Miucllen.

schalten solle». Und sdbst von den 435 Familien, die 23 und mehr
Mk. Wochcncinkommen haben, mlissen also mehr als die HSlfte

für 4 und mdir Kinder sorgen. Wir werden festzustellen haben, wekhe
Lebenshaltung sich auf Grund solcher Verhältnise ermöglichen läßt ui^

wollen einstweilen nur, zur Ehre der Verpflegten konstatieren, daß in

einer ganzen Anzahl der 204 Ptiegefällc. in denen es sicii um besser-

gestellte Familien mit wenijj Kindern liaiidelte und in denen Hauspflege

wegeu länger andauernder Krkiauicuiig oder aus sonstigen Ausoahme-

gründen eintrat, die Kosten der ibuspflege ganz oder teilweise cnrOck*

erstattet müden.

IIL Einkommen, Mietpreis nnd KinderzahL

Aus vorstehender Tabelle (S. 664—65) geht hervor, daß von den 1326

Familien, die nach Abzug der auf Rechnung des Armenamtes Verjjitiegten,

und jener, die Zimmer in Aftermiete geben, noch übrig bleiben, 291

das sind 21,8 Pros, mit dnem SnkMnmen unter 18 Wl m ledmen
haben. Davon zaUen 83, das ist die Hälfte aller Familien, die bei

X—3 Kindern ein Emkommen unter 18 Mk. haben, bb sn 4,40 Mk.

Wochenmiete. fiel den Familien, die 4 und mehr Kinder haben, Anden

wir nur noch 43 — 34,5 Proz. in den unteren Mietstufen. In der

Mietoberstufc, das heißt bei jenen, die wöchentlich 6 ^fk. und mehr fdr

Miete verausgaben, ist hier das Verhältnis umgekehrt. Den .^5^ —
22,5 Proz. der Familien, die bei i

—
^^ Kindern 6 Mk. und mehr an

wöchentlicher Miete zahlen, stehen 33 = 27 i'roz. der iucr zu zaalenden

gegenüber, die bei 4 und mehr Kindern 6 Mk. und mehr f&r «Oclient-

liche Miete verausgaben. Während sonach auf dieser ||;eringen Ein-

kommenstufe die Zahl der Familien, die mehr für Miete anheben, mit

der Kinderzahl absolut fällt, steigt sie relativ, das heißt im Vetfaidtnis

der hier überhaupt zu zahlenden Familien. Hier bestätigt sich also die

Auffassung, daß mit wachsender Kinderzah! auch die Mietaufwendung

vergleichsweise wächst. Dabei sind indes verscliiedene Kinschränkungen

zu machen. Die erste und wesentlichste ist die, daß mit Sicherheit an-

zunehmen uud durch überzeugende Beispiele zu belegen ist, daß bei

größerer Kinderzahl und einem Einkommen unter 18 Mk. die Lebens*

haltung, und sei ae noch so irmikh, nidit ausschliefilich aus eigenen

Kräften bestritten werden kann. Es bleibt daher der Etnzeluntersuchung

vorbehalten, zu ergründen, ob und welche Unterstützimgen in Gestalt

von Geld, Kleidern oder Naturalien selbst in den Fällen bezogen wurden,

in denen der liezug von Unterstützungen nicht sofort nachweisbar oder

in Abrede gestellt ist.
1 'erncr bleibt am Einzelbeispiel zu prüfen , i n

welcher Weise das Wohnbedürfnis im einen oder anderen Falle be-

friedigt wurde.

Ein Einkommen von 18 Mk, mit dem bekanntlich weite Bevdlke-
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ntngsichichten regdmäfiig auskommen müssen, bezogen von 1336 Familien

339 = 24,6 Proz. Nahezu ein Viertel aller Verpflegten hat mit diesem

für Frankfurter Verhältnisse völlig unzulänglichen Einkommen zu rechnen.

Die Zustande gestalten sich denn auch ganz ähnlich wie bei der ersten

Kategorie. 51 Proz. der Familien mit i— ;^ Kindern zahlen wöchentlich

bis zu 4,40 Mk. Miete. 16 Proz. zahlen 6 Mk. und mehr. Von den

Familien mit 4 imd mehr Kindern 37 Proz. bis zu 4,40 imd 33 Proz.

6 Mk. imd mehr.

Von den 317 Familien (35,6 Proz.), die 19—30 Mk. Wochenetn-

kommen hatten, wandten 30 Proz. jener, die i— 3 Kinder hatten, bis

zu 4,40 Mk. wöchentlich für Miete auf und 28 Pros. 6 Mk. und mehr.

Von denen mit 4 und mehr Kindern 31 Proz. bis zn 4,40 und 26 Proz.

6 Mk. und mehr.

Hier finden wir also bei einer an sich nur unwesentlichen, in dem
vorliegenden Fall aber höchst bedeutungsvollen Eiiiuiiung des Ein-

kommens eine prozentual demlich betrachtlidie Mdirauagabe fUr Miete.

Die unteren Mietstnfen partizipieren nicht mehr mit 5o, sondern nur

noch mit 30 Proz. an der Mietausgabe^ wShrend die höchsten Miet-

stufen statt mit 16 bzw. 33 Proz. nunmehr mit s8 bzw. 31 Proz. ver-

treten sind. Eine Tatsache, die jenen zur Beachtung empfohlen sei, die

immer wieder mit dem Märchen hausieren gehen, daß in Arbeiterkreisen

jeder etwaige Mehrverdienst für Alkoholika, Putz \ind dergleichen

draufginge.

Als eine in gleichem Sinne bemerkenswerte Nebenerscheinung, ist

zu veneichneo, dafi bd den FamÜien, die Uber em Wocheneinkommen
von 19-^ao Mk. verfügen, 44 bzvr. 40,5 Proz. jener, die x—3 Kinder

haben, in der mittleren Mietstufe (4,60^5,80 Mk. pro Woche) zu irnden

sind. Daraus geht doch wohl auch hervor, daß, wer es irgend kann,

vor allen anderen Dingen das Wohnbedttrfnis in angemessener Weise zu

befriedigen sticht.

Nicht der gleiclic SrhluÖ ist aus der Tatsache /u ziehen, daß auch

die 1 amilien mit 5 und melir Kindern bei einem Kinkommen von 19 bis

20 Mk. mit 48 Proz. in dieser Mittelstufe anzutreffen sind. Hier drängt

sich vielmehr unabweisbar der RücksdiluS auf, da6 diese Familien, wenn

sie 37 PMz. ihres Emkommens i)ir AGete aufwandten, bis an die

ttnfleiste Grenze ihrer ökonomischen LeistmigsfUiigkeit gegangen and,

um nur da.s Minimum an Wohngelegenheit zu bekommen, das minder

kinderreichen Familien für weniger Ccld zu Gebote steht.

Wir kommen nun zu den 265 Familien (20 Proz.), die 21— 24 Mk.

VVocheneinkonimen beziehen. liier finden wir nur 22,5 Proz. der

Familien mit i—3 Kindern in den unteren Mictkiassen, in den obersten

dagegen 43,5 Proz. Die Familien mit 4 und mehr Kindorn nehmen

mit 29 Proz. an den untersten und mit 31,5 Proz. an den obersten

Mietstufen teil. Hier tritt znm ersten Mal mit aller Schürfe die Er>
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668 Misietten.

scheinung auf, daß bei gleicliem Kinkomraen bei wachsender Kindc-r^ahl

die Aufwendung lur Miete nicht wächst, sondern herabgehl.
Absolut, das heißt im Vergleiche »i den Familien mit g^eidier Kinder»

zahl abor auf geringerer Einkommenstufef ist der Anteil an der höheren

Mietquote auch bei den Idnderxeichen Familien um V« ^roi., also g^ns

unbedeutend gestie^'eii, relativ aber, das heißt im Vergleich zu den
kiuderarmen Familien, ist er herabg^^angen, da die Beteiligung an den

höchsten Mietsätzen sich bei den kinderarmen Familien von 23 Fror.

auf der niedrigen Emkommeostufe auf 43,5 Proz., also um reichlich

20 Proz. erlloht hat.

Halten wir dagegen, daß eine große Famiüe zweifellos einer

groi5eren, d. i. also teureren Wohoung bedarf oder sie wenigstens

haben sollte, und vergegenwärtigen wir uns andererseits, dafi der Hans-

besitser noch nidit geboren ist, der ans remer Menschenliebe kinder-

reiche Familien um einen billigeren als den üblichen Preis wohnen läfit,

so bleibt nur die Schlußfolgerung übrig, daß kinderreiche Familien mn
so viel schlechter wohnen, als sie weniger Miete bezahlen. Ja, noch

mehr: Die Hausbesitzer vermieten an kinderreiche Familien nicht nur

nicht billiger; sie lassen sich die nämliche Wolmung, die sie kinderlosen

oder kinderarmen Familien um den ortsüblichen Preis vermieten würden«

von kinderreichen Leuten, sofern sie sich überhaupt herbeilassen solche

zu ndunen, weit höher bezahlen. Sie madien, von ihrem Standpunkt

aus mit Recht, geltend, dafi die Wohnung stSrker abgentttst, die Ruhe
des Hauses beeinträchtigt würde u. ähnl. m., so daß eine Familie mit 4
und mehr Kindern lange suchen kann, l)is sie überhaupt eine Wohnung
findet. Aus alledem geht her\'or, daß Familien mit vielen Kindern bei

gleicher ISIict/ahlun^^ schlechter behaust sind als kinderarme Familien,

während die von uns zahlenmäßig erfaßte Tatsache eines geringeren

Mietaufwandes nur den Rückschluß mangelhaftester und ungenügendster

Behausung zuläfit, eine Annahme, die durdi die vorgenommenen Einzel*

unteisuchungen in vollem Umfang bcstfttigt wird.

Noch schärfer treten die gekennzeichneten Einzelheiten bei der

5. Kategorie von Familien hervor, jenen 104 (8 Proz.^ die 35 Mk. und

mehr Einkommen haben.

Hier linden wir die Familien, die bis zu 3 Kindern haben, nur mit

6 Proz. in den mitersten Mietstut'en vertreten gegen 63,5 Proz. in den

obersten. Bei den Familien mit 4 und mehr Kindern stellt sich da^

Verhältnis mit 10 Proz. in den unteren zu 68 Proz. in den oberen

Metkkusen. Vergleichen wir diese Zahlen mit unseren 5 z bzw. 16 Proz.

bei einem Einkommen von t8 Mk. und kinderarmen mid 37 bzw.

23 Proz. bei 18 Mk. und kinderreichen Familien, so ergibt sich als

völlig zweifellos, daß die Aufwendung für Miete vergleichsweise noch

stärker steigt als der Zuwachs an Einkommen. Die Gleicbuni: heißt

demnach : Wenige Kinder gleich mehr Aufwand an Miete, gleich besseres
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Woluicn. Viele Kinder gleich die sacfagemSfie Befriedigung des Wobn-

bedtirfnisses ist unmöglich, da das Geld für andere notwendige Dinge

gebraucht wird: daher schlechte und unzureichende Befriedigung des

^V(J^ln^)cdürfnisses. Damit wird der Vorwurf hinfällig, daß das Wohn-

bedurfnis bei der arbeitenden Bevölkerung nur schwach entwickelt sei.

Ja es erhellt sogar aus diesen unantastbaren Zahlen fnr jeden, der die

Dinge ohne Voreingenommenheit zm betrachten weiij, daß der kleine

Mann, sobald nur erst einmal Htmger und Kälte abgewehrt smd, grofien

Wert auf eine menschenwUnlige Wohnung legt. Und wv können idbst

sehen, daö manchmal togu etwas Hunger aus diesem Grunde mit in

Kauf genommen wird, wenn man als Hunger eine qualitativ und teil-

weise auch tjuantitativ unzureichende Ernährung bezeichnen darfc

Noch besser illustriert wird die Feststellung, daß mit der Kinder-

zahl der Mietaufwand nicht entsprechend steigt, durch folgende Zu«

sammenstcllung

:

Von 394 Farn, mit i—s Kisdero tabUen Miete ha4^ Mk. wöckentL 139^ 35t3Pn».

II 343 t» M 3 »» »» " 4>40 M »» *3.' ~ 39»3 «

I» „ „ 4 » M I. 4.40 n n 92 = 32 >i

i> 303 II » 5 °»chr „ „ „ „ 4,40 „ loi == 33,3 „

Vergegenwärtigen wir uns dasselbe unter Ausschluß der Familien,

die weniger als 18 Mk. Einkommen angaben (wir haben oben darauf

hingewiesen, dal.^ das einer ungenügenden Aufklärung über die F.in-

kominensverhaltnissc gleichkommt und daß hier unbedingt noch andere

EinkuiiuQcn(|uellen unterstellt werden müssen), so ergibt sich das

folgende Bild:

V'on304 Farn, mit 1—2 Kaidcrii z.4hUcn Miete bis 4,40 Mk. wochcnll. 9S = 32,2 Fror,

«t »63 „ „ 3 „ „ „ „ 4,40 „ „ 94 =- 35,7 „

»» 23* M »» 4 11 »» 11 M 4i4** I» •» 75 3*»3 II

•» ^34 tt „$11. nehr„ „ „ „ 4,40 „ „ 75='3'

Die Zahl der Familien, die (bei Ausschluß der Einkommen imter

18 Mk.) mehr als 4,40 Mk. aufwenden, d. h, also das VVohnbedürfnis besse

befriedigen können, belauft sich sonach auf 67,8 bzw. 64,3 % bei den

Familien mit i—3 und mit 3 Kindern, und auch die Familien mit 4, 5

und mehr Kindern weisen kein anderes Verhältnis auf» das heifit

auch sie bleiben trotz des] infolge der größeren Kopfzahl verstärkten

Wohnbedürfnisses mit einem Drittel der Fälle unterhalb des Miet-

aufwandes der, von Ausnahmen abgesehen, eigentlich als der minimale

zu gelten hat.

Von besonderem Interesse ist die Einkoramensklasse von 21 bis

24 Mk. Hier haben wir es unstreiiig ant der regulären Arbeiterschicht

in gfsidierten und keinetwe^ ungünstigen Einkommensverhaltnissen zu

tun, da ein Tagdohn von 3,50^4 Mk. im Jahresdurchschnitt nur vom
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qualifizierten Arbeiter bezogen zu werden pflegt. Wir dürfen daher

diese Arbcitcrschicht als typisch bebnndeln und können auf Tirund der

hier festzustellenden Wohnverhältnisse und Mietpreise uns ein f;ir weite

Kreise zutreffendes Bild des in dieser Beziehung auch unter relativ gun-

stigcu Umständen erreichbaren raachen. Da fuiden wir denn, daß vcm

065 in diese Abteilung gehörigen FamilieQ nur 67= 25,3 bis

fli 4,40 Mk Wochemniete nhlen. Und von diesen 67 Familien gdtOren,

beseidmendenreiae, 55 — also mehr als die Hälfte — der Zahl

j V n c r an, die 4» 5 und mehr Kinder haben. Wäre dfe Bedflrfiuft*

frage das Entscheidende, so müßte das Verhähnis mindestens das umge-

hehrte oder vielmehr der Mietaufwand der kinderreichen Familici vn

vergleichlich höher sein. Bei den Familien, die 25 Mk. und nie r K r

koniaien haben, verluüt sich die Sache gam anders. Hier scheidcii cae

kinderreichen Familien, die durch ihr Einkommen in der glücklichen

Lage sind, sich eine einigennafien angemessene Wohnung zu achen»

aus d^ imteren Mietklasse fast völlig aus. Von 104 Familien sind es

hier nur 12—11,5 *^/o,
die his za 4,40 Wochenmiete zahlen, und von

diesen gehören 10 der Gruppe mit 5 und mehr Kindern an. Hier tritt

deutlich hervor, daß trotz guten Einkommens die Aufwendungen für

andere dringliche Dinge so viel Raum einnehmen, daß dadurch die Be-

friedigung des W'olmbedürfnisses beeinträchtigt wird.

Wir sehen also, dati die Mictnusgabe selbst in den höheren Ein*

kommensklassen mit der Kinderzahl nicht so wächst, als man im Interesse

einer ausreicbcnden Befriedigung des Wohnungsbedttrfnisses wünschen

rnüfite, wah/end naturgemäß die Undetreichen Familien der unteren Em*

kommenklassen nicht mehr, sondern wen^er für Miete aufwenden können,

als ihre kinderannen Kollegen der gleichen Einkommenstufe.

Besonders lehrreich sind auch die bezüglichen Ergebnisse in der

Normalsrhicht, die über ein Einkommen von 19— 20, bzw. von ?i— :?4Mk.

verfugt. Hier finden wir 44 bzw. 40,5 und 35 bzw. 33 der Fanuiien

mit I — Kiiulerij in der mitderen Mietstufe (4,60— 5,80 Mk. pro Woche),

wäluend die kinderreichen FamiUen derselben Klasse mit 36 und 50,5

bzw. mit 38,5 und 41 % in der mittleren Mietstufe figtirieien. Auch

hier wieder der Beweis, da6 die kindeireichen Famflien nicht mehr, sondern

rdativ weniger für ihre Wohnung aufwenden können: Demnach auch

hier wieder eine starke Mahnung, !\Titlel und Wege zu finden, die diesem

Übclstand abzuhelfen oder vielmehr für das verfügbare Gdd sachgemäße

Wohngelegenheit zu beschaffen verminen.

IV. Reformbestrebungen und ihre Ergänzung.

Die Wohnfxage ist eine Lohnfrage. Aber sie ist nicht nur das. Zshl«

reiche Einzelforschungen, wie auch die fortgesetzte verdienstliche

keit des Vereins: „Reichs-Wohnunpgesetz" haben längst den Nacfavreis
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erbracht, daß die Wohnfiage zagleich eine F^e des Bodenbesitzes, das

ist der Grundrente, der Baukosten, der Bebauungspläne und Ordnungen,

der Vcrkehrserleichterung und Dezentralisation und ähnlicher Dinge mehr
ist. Wir haben in den voraufgehenden Dar';tellvin/];en den Nachweis

hinzugeAigt , daß die . Wobnfrage ebenso eine Frage der Geburten-

frequenz ist.

Will man nim nicht aus der Unverembarkeit des Kindersegens mit

den Mietpreisen ein Recht auf Heiabsetzung der Gebuitenfrequenz her«

letlen, so hat man in erster Linie sein Augenmerk darauf zu richten,

wie den ttblen Fdgen des Kinderreichtums auf di^em Gebiet zu beg^en
sei. Es liegt auf der Hand, dafi die übrigen Mittel der Wohnungsfiirsorge

hier versagen, hczw. nicht den vorgesetzten Zweck erreic.lien. Einer Lohn-

erhöhung folgt die Mietsteigerung, einer Verschärfung der Bauordnung

die Wertsteigerung des bebauten P.odens und damit die Erhöhung der

Mieten, dem Ausbau des \ oroitvcikehrs das Anschwellen der Älietprcise

auch dort und an der Peripherie der Städte.

Ebenso wird die Zonenente^ung; die Kommtuaaüsierung des Grund-

besitzes, die Propagierung des Erbbauwesens und die Beförderung des

gemeinnlltzigen Wohnungsbaues den mit der Sorge fUr z^üreiche Kinder

belasteten Familien nur insofern zugute kommen , als eine allgemeine

Herabsetzung des Mietzinses auch ihre Lage ru verbessern geeignet ist.

Soll ihnen indes so geholfen werden, wie es im Interesse der (Gesundheit

der heranwachsenden (Generation und einer siangemiißen Verteilung des

Einkommens auf die Befriedigung der verschiedenen Lebensbedürfnisse

wünschenswert erscheint , dann muß anderweitge Vorsorge in der Weise

getroffen werden, da6 die gemeinnützige und genossenschaftliche, und vor

allen Dingen, dafi die kommunale Bautttttgkeit sich die Aufgabe stellt,

ausreichend grofie, gesunde und zugleich billige Wohnungen fllr kinder-

reiche Familien zu bauen.

Als ein äußerst bemerkenswerter Versuch in dieser Richtung

charakterisiert sich die Unternehmung der Aktienbaugesellschaft l'ur kleine

Wohnungen in Frankfurt am Main. Ks \crlohnt sich der .\Uihc, die

Prinzipien, auf denen sie aufgebaut ii>t, die Richtung, in der sie wirkt

und die Ergänzungen, die sie durch die Munifizenz Privater eriSQirt,

dner näheren Betrachtung zu unteridehen. Ich folge dabei den vor-

liegenden Jahresberichten und einem Artikel der Frankfurter Zeitung,^)

in dem es heißt:

„Der Ausgangspunkt der Gesellschaft war von dem vieler anderer

Wohnungsunternehmungen wesentlich verschieden. Es ward nicht zu-

erst gefragt: Wie soll die zu crl>auende Arbeiterwohnung beschaffen

sein: und wie stellt man diese Wohnimg möglichst billig her?,

*) ,,Von kleinen Wohnungen und wie sie ergänzt werden." Von Stadlrat Dr.

Karl Ftcsch, Fr«nkriirt Frankfurter Zeitung vom 7. tt. OS.
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sondern gerade umgekehrt : Was kann der Tagelöhner zahlen ?, und wie

fängt man c? an, für den ermittelten Preis möj^Hchst viel zu bieten/*

Und sie üi^-ic diesen Krwaguni^en die weitere hinzu, wie man drei«

räumige Wohnungen für kinderreiche Familien um einen billifren Preis

erstellen könne, ohne sich indes der Einsicht /.u verüchlieLJen, daß zwei

WohDiäume und ein kleioes Schlafkatnnett bei einer großen Familie

irgendwie „höheren" Kultunuisprüdien nicht genüge. So war die Ge-

sellschaft von An&ng an darauf hingewiesen, die Wohnung zu ergänzen.

,.Die Einrichtung einer Kellerabteilung zur gemeinschaftlichen Bade-

11nd Waschküche war relativ leicht", während die Vorteile dieser Ein-

richtung, die in rej^elmäßigcm Turnus den Mietern zu (lehnte steht,

ungemein schätzbar sind Ebenso der Gasautomat, der Brief- und

Brötchenkästen für jeden Mieter.

Noch wertvoUex aber sind andere Ergänzungen, die in erster Linie gerade

den von der Gesellschaft bevorzugten und ohne Rücksicht auf das

religiöse oder politische Bekenntnis ausgewählten kinder-

reichen Familien zugute kommen. Da ist zuer^ die günstige Lage der

Blocks, die dem Licht und der Luft von allen Seiten freien Zutritt ge-

währt. Und während z, B. durch die städtische Baiiordnunc: eine tin-

bebaute Fläche von 33, 40 und 50 Proz.. je iiacli Lape in der Innen-

stadt, \'orstadt oder Peripherie vorgeschrieben ist, bleiben bei den

Hau-seru der Aktienbaugesellschaf^ 50—60 Troz. unbebaut. Diese freien

Flächen smd in Spiel' und Bleichplätze, Gartenanteile für die Mieter usw.

umgewandelt

Wird auf diese Weise schon eine willkommene Ergänzung der

Wohnung geschaffen, die völlig den Charakter einer Vergrößerung tzäg^

so ist das noch mehr der Fall durch die sonstigen Veranstaltungen, die

in Gestalt von Vereinshäusern den Bewohnern der Blocks zugänglich

sind. Diese Vereinsh "i'^t-r. die ihre Erbauung und Ausstaltung den Zu-

wendunfjen der Frankiurier Herren Speyer, Wertheira, Hallgarten u. a.

dauken, entlialtcn Krippe, Kindergarten- und Hort, Volksküchen, Biblio-

theken, Flickschulen» Versammlungssale usw.')

Die Aktienbaugesdlschaft für kleine Wohnungen verfugt heute über

832 Wohnungen zu zwei und drei Zimmern. Die Bevölkerung der Hänser,

die sich auf 5 Baublocks verteilen, betrug am i. Januar 1904: 875 Fa-

milien mit 4303 Personen, daher auf die Familie 5 Personen. Darunter

befanden sich über 2000 Kinder unter 14 Jahren, ^ßti anderen ahn-

I rwüliiit Sri LiiKii noch die Haui»pticprka«s«r, die ihren Mitgliedern gegen

i-iueti geriugcn Beitrug (30 Pfg. tounatlich) das Recht auf eine Hausptlegerin in

Krankheit»- und WocbcabeUßllen sichcft» «nd deren Att%ab« darin besteht, danh

fiesorgung der Ilaingesebüfte und der Kinder hi allen Stttcken für die arbeitt*

ttn&hige Hausfraa euixutreten. Weiter die Ermöglicbaag des gemeinsamen und

billigen Betuges von Kohlen and Kartoffeln.
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liehen Zwecken dienenden Gesellschaften stellt sich das \'erhältais

wesentlich niedriger. So hat beispielsweise die „Gemeinnützige Bau-

gesellsf hart" bei 450 Familien mit ißqo Personen im Jahre 1902

58Ü Kinder unter 14 Jahren, d. h. auf die Familie 1,3 Kinder, die

A.-B.-G. dagegen auf die l''amilic 2,54 Kinder unter 14 Jahren."

Wir ersehen daraujs, daß die Gesellschaft ihrer Aufgabe, kinder-

reiche Familien unterzubringen nach Möglichkeit geiecht m werden

sucht Nun bleibt zu untersuchen, ob ihr dies ebenso in bezug auf

Flächenraum und Preise gelingt

Bei einer Höhe von durchgehends 3,10 Metern haben die Zwei-

zimmerwohnungen einen Flächeninhalt von 37—48 qm, die von drei

Zimmern 41— 51 qm. Die Preise stellen sich auf 14— 22 Mk. fiir die

Zwei- und auf 22— 26 Mk. für die Dreiximmerwohnunp^en. Vereinzelt

kommen auch Mansardenwohnungen vor. Die Preise richten sich einmal

nach den Stockwerken und außerdem nach der Lage der Blocks, da

der der Mietberechnung zugrunde liegende Bodenpreb im Zentrum der

Stadt natürlich wesentlich höher ist als an der Peripherie. Trotzdem

stellen sie sich durchgängig billiger als die schlechten Wohnungen in

der Altstadt und die besseren der Vorstadt, denen überdies auch noch

die von uns aufgeführten Ergänzungen fohlen. So kostet der Quadrat-

meter T-l u he, in den drei ersten Fällen 70, 77 und 87 Pfg., in den

Häusern der A -ß.-G. dagegen durchschnittlich 49 Pfennige.

Noch klarer wird dies, wenn wir an der Hand des Berichtes für 1902

einen vergleichenden Blick auf die von den Mietern des neubezogenen

Erbbaublocks früher innegehabten Wohnungen imd die dafür gezahlten

Preise werfen. Eine sehr übersichdiche Tabelle gibt uns darüber Aus*

kunft.

(Siehe TabcUc S. 674, 675.)

Folgen wir nun noch einen Augenblick den Ausführungen des Be-

richts. Es heiöt dort in bezug auf den eben dem Verkehr übergebenen

Erbbaublock: „Von 486 IVIietgesuchen wurden 162 berücksichtigt.

Diese 162 i'amilieu beziehen ein Wocheneinkommen von 3546 Mk.,

d. h. also dufdttdmittlich 21,89 Mk, Die frühere Mietausgabe betrug

4329 Mk., durchschnittlich also 96,73 Mk. pro Monat Wahrend so-

nach früher ein knappes Drittel des Einkonunens für Miete aufge>

wandt werden mufite, wird heute nur % des Einkommens dafür ver*

ausgabt.

Neben der eigentlichen Mictersparnis kommt nun noch die be-

deutende Verbesserung der Wohn\ erhältnisse in Betracht. Früher dunkle,

kleine Kammern, heute für weniger Geld luf\;ige, geräumige, helle Zimmer,

ausgestattet mit allen Annehmlichkeiten einer bürgerlichen Wohnung.

Das Waschen und Trocknen der Wäsche aus der Wohnung hinaus ver-

legt und Vorsorge getroffen, dafi die Kinder tagsüber sich in geräumigen

Spidsälen oder ebensoldien Spielplätzen tummeln können* Außerdem
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fmd die weitere Absicht der A.-B.*G., insbesond^ kindeireidie Familien

za berücksichtigen, ihre Verwirklichung/*

Wie wohltuend diese Art der Fürsorge empfunden wird, und wie

groß, trotz des Verbotes der Aftervermietung, die Nachfrage nach solchen

Wohnungen ist, selbst wenn sie wie der Krbbaublock, an der äußersten

Grenze der Stadt liegen, geht daraus hervor, daß für 324 im Jahre

1902 verfügbare Wohnungen etwa jooo iMeldungen einliefen.

Aus alledem erbdlt, wie segensreich die Gesdlschaft wirkt, aber

auch, wie bitter notwendig gerade diese besonders die kleinen Leute

mit zahkeicher Familie berücksichtigende Art der Wohnungsfiirsocge ist

Vidleidit liefie sich hier künftig noch eine Verbesserung anbahnen,

indem man bei zu erwartenden Neubauten die Mietpreise so kalkuliert,

daß sie sich noch besser als es jetzt der Fall ist, der Kinderzahl und

den verschiedenen Kinkommensstufen anpassen. Ein bedeutsamer An-

fang in dieser Richtung ist in Leipzig gemacht worden. Dort besteht

eine „Stiftung ^) für Erbauung billiger Wohnungen", als deren Leitsatz

gilt : ,,dafi der auf die Wohnung zu verwendende Betrag in einem ge*

sunden Verhältnis zum Gesamteinkommen stehen muß", und „der Fioaa-

zierung des Untemdunens liegt der Gedanke zugrunde, daß bd
gleicher Kopfzahl der Familien, Mieter mit 1600 Mk. oder

Qoo Mk. Verdienst gleiche Raumbedürfnisse liaben, und der

besser situierte Mieter zugunsten des weniger gut situierten Mieters höhere

Miete zahlen muß."

Ihre Venvirklichung findet diese Absicht durch eine ziemlich be-

trächtliche Abstufung nach Stockwerken, so daß z. B. die Mieter des

Parterre- und ersten Stockes für die gleiche Wohnung, die in den oberen

Stockwerken 187 bzw. 145 Mk. kostet, aio >Ik. zu zahlen hab«i. MTir

haben auch bei der Frankfurter Gesellschaft eine ähnliche Abstufung, die

aber keine so großen Dimensionen annimmt, sondern sich im Rahmes

örtlicher Gepflogenheit halt.

Dies frklärt sich daraus, daß es sich in Leipzig in erster Linie um

eine W uhltatigkoiissachc liandelt, die mit einem ungemein billligen Vcr-

waltungsapparat arbeitet und im Jahre n»o2 für Verzinsung und Tilgung

der investierten Gelder nur 2,75 Proz. ergab; infolgedessen abs(»bieit

auch dort die Miete nur des Einkommens, gegen '/^ in Frankfurt

Unter heutigen Verhältnissen kann aber an eine wenigstens tdiweise

Lösung des Problems auf breiter Grundlage nur gedacht werden, wenn

es gelingt, unter Wahrung des fiskalischen Stand) )iinktes durch Heraus-

wirtschaftung einer besrheidencn Rente (3 bis 3*
,
TVo/.) eine sinn-

gemäße Abstufung der Mietpreise nac h Stockwerken herbeizuführen.

Deim mit einer geringeren \'ei/insung kann sicli die A.B.G., die i^t^t

ausschließlich mit verzinslichem Golde arbeitet, nicht begnügen, sowie es

>) Achter Bericht, Mär» 1903.
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keine andere auf gleicher Basis errichtete und in gleicher Weise ver-

waltete Veranstaltung könnte. Ks müßte daher, wenn die Sache in der

nötigen weit ausgreifenden Weise betrieben werden soll, sehr billiges

Geld beschafil oder umfassende Bauten in städtischer Regie aufgeführt

werden.

Nun ist gegen das Bauen in städtischer Regie der Einwand zu

erheben, daß es sich gemeinhin teurer stellt als die private Bautätigkeit.

Femer Mt ins Gewicht, daß es Iddit dahin konunen könnte, dafi dem
Wohnoi in solchen stadtischen Häusern, soweit es sich nicht um An*

gestellte der Stadt handdt, das Odium der Armenunterstützung in an-

derer Form anhaftete. Darum erscheint es zweckdienlicher, wenn die

Städte mit allen Kräften den Ausbau und die Anwendung des Krbbau-

rechtes betreil>en und der gemeinnützigen Bautätigkeit i^rot'e Beträge

zu aulierordentlich biiligera Zinsfuß (vielleicht 2*',> Proz.) mit der aus-

drucklichen Bedingung der Wohnungsfürsorge für kinderreiche Familien

zur Verfügung stellen. Eine starke Verpilichtimg flir die Städte liegt

hier zweifellos vor. Davor müflte der fiskalische Standpimkt zurück-

treten, wennschon auch dieser zu seinem Recht käme in Ansehung der

Tatsache, dad nicht nur das Armenbudget eine wesentliche Erleichterung

erfahren, sondern auch der körperliche und moralische Habitus größerer

Ikvülkerungsteile eine begrüßenswerte und dem Gedeihen des Gemein-

wesens nützliche Forderung ertährcn würde.

\i<~ht in ^deichem Grade besteht eine Verpflichtung zur Hergabe

cxira billigen Geldes für die Alters- und luvaiiaitälsversichenmgsanstalten,

die heute in beträchtUchem Umfang am gemeinnützigen Wohnungsbau

beteiligt sind, wiewohl auch ihre Inanspruchnahme durch Renten-

empfanger nicht unbedeutend verringert, das heißt also ihre I^eistunga-

fahigkeit erhöht würde, wenn der städtische Arbeiter gesund und bÜlig

wohnen und infolgedessen den Pflichten gegen seine Familie wie gegen

sich selbst besser nachkommen könnte.

Das Volk ist ein vielvcrzweigtcr und in allen seinen Teilen und

Hezieliun;:i ii von einander abhiingieer Organismus, und die Wohnungs-

lursorge ist eine der siärkslcn Wurzeln seiner Kraft.
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LITERATUR.

Die Bntwickelong der italienischen Nationalökonomie

in jüngster Zeit

Von

ACHILLE LORIA.

Ich komme um so lieber dem Wunsche der Herausgeber dieser Zeit-

schrift nach, eine Darstellung der Entwickelung der italienischen National

ökoncjiiiic zu geben, als die Wissenschaft, weh her ich mich i:. w idmet

liabc, in letzter Zeit hervorragende und tüchtige Vertreter getimden

hat und doKli eine amehnlidie Reihe «ugeidcfaiieter PnblikatioBcii be-

reichert worden ist Ein beredter Beweis für den bedeutenden PUtz» da
Italien in der ökonomtschen Literatiir der Welt einnimmt, ist die TtttuAt,

dafi einer der größten österreichischen Nationalökonomen, Karl MCBgu,

von seinen Schülern das Studium der italienischen Sprache verlangt, als

ob diese jetzt grundlegend fiir ein tieferes Eindringen in die ökonomischen

Diszijilinen wäre. Kin dcuüichercr Beweis aber sind die immer hautigei

werdenden Übersetzungen italienischer W erke, und den lünfluß, welchen

die italienischen Nationalökonomen auf das zeitgenössische Denken aus-

üben , kann kein Unparteüsdier leugnen. Das flüchtige Büd, das «ir

SU entwerfen suchen, wird, schmeichle tdi mu; diese Bduuiptnng be-

kräftigen und wird ein weiterer Beweis für die Reife und die foit>

sdveitende Entwicklung der soziologischen Studien auf unserem fiucbt*

baren italienischen Boden sein.

Der Reifegrad, den die ökonomische Wissenschaft bei uns bereit?

erreicht hat, wird vor allem durch die Tatsache bewiesen, daß auch in

unserer Literatur endlich das Lehrbuch erschienen ist.

Unglaubliche Tatsache I Bis zur jüngsten Zeit hatte Italien wohl

national-ökonomische Handbücher, wie das sehr gelungene, aber best

veraltete Buch von Boccardo, sowie die au^;e%idmeten Werke von

Gossa und Naxzani und das kürzere und ausammeniassendere von Pantaleooi,
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aber mr besaflen kein Lehrbuch Volkswirtschaft, denn man kann

zu unserer Literatur nicht die fnmzöstchen Schriften aus der Zeit von

Pellej^ino Rossi oder von Reymond und neuerdings von Pareto rechnen.

Krst in diesem Jahre ist unsere Literatur durch ein schönes und aus-

führliches Lehrbuch von Supino bereichert worden, das seinen außer-

ordentlichen buchhändlerisclten Erfolg wohl verdient hat, femer erschien

ein atatkes und voUsOndiges HandbiKli ans der Feder des ProC Giaäani,

ein atisgezeichnetes Werk, in dem'sdtene und glänaeode Gaben von Geist

und Geldusamkeit zutage treten. Die Methode und die Absichten

dieses Werkes unterscheiden sich wesentlich von denen der deutschen

Lehrbücher. Während diese ein subjektives und persönliches Gepräge

tragen, oder sich vornehmen, die Nationalökon'^mie so darzustellen, wie

sie der Autor auffaßt, wie sie durch sein geistiges Prisma erscheint,

verscliwindeii dagegen in dem Werk von Graziani die Person des Ver-

fassers und seine subjektiven Überzeugungen und machen der Darstellung

und rationellen Anordnung der jtingsten Lefarmeinnngen Platz; und das

ganze Streben des Schriftstellers ist darauf gerichtet, ein mfiglichat

gutes und vollständiges Bild des gegenwärtigen Standes der Wissenschaft

zu geben und soweit als möglich die versdiledensten Ooctrinen und
Systeme einander zu nähern und zu versöhnen.

Wir wollen nicht leugnen, daß in einer solchen Arbeit des systema-

tischen Eklektizismus der Autor sich oft im Kampfe mit fast unüber-

windlichen Sciiwierigkeiten befindet und dali nicht selten die Gegensätze,

die er zu verschmelzoi sich bemüht, ddi seiner versöhnenden Arbeit

widersetzen. Nichtsdestoweniger scheint es dem Budi von Giaziani zu

gelingen, ein höchst wertvolles Hilftmittel ftir die Studierenden zu werden

;

diese können daraus eine vollständige und tiefe Kenntnis der heut

herrschenden Doktrinen gewinnen, auch wird, dank der großen Belesen-

heit des Verfassers und vermittels der häufiiren und genauen Citaten, für

jede Frage eine sehr reichhaltige und gewälilte Bibliographie geliefert.

Gerade wegen dieses C harakters spiegelt das Puch von Graziani

bewundernswert die Art und das Wesen der italienischen Nationai-

ökononüe wieder, welche in ihren verschiedoMn Richtungen eine be-

sondere Vorliebe für Eklektizismen und eine ausgesprochene Abneigung

gegen mehr einseitige und strengere Ansichten zeigt. Und in der Tat,

wenn wir den Blick auf die bemerkenswerteren Produktionen richte»,

welche sich in schnellem Tempo von einem Ende der Halbinsel zum
anderen verbreiten , so werden wir uns vergeblich bemühen , sie einer

Schule oder einer s|)cziellen (ieislesrichtung zti/.uteilen. In ihrer f,T()iAen

Mehrheit werden sie zu gleicher Zeit von den verschiedensten Schulen

inspiriert, aus allem suchen unsere Schriftsteller das beste zu ziehen und

suchen offenbar feindliche Ansichten zu versöhnen. Es gibt allerdings

in Italien Schriftsteller, die Anhänger eines sehr intransigenten Optimis-

mus und Liberalismus sind; unter diesen ist zu erwähnen, Domenico

Archiv für SotialwiMMudiaft u. Sozialpolitik. 1. (A. f. ms. G. u. Sc XIX.) j. 44
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Berardi, der speziell durch seine Schrift über „GreiuuuUen und Repro-

duktionskosten", Bologna 1901 bekannt ist, femer Bertolini, Martelio, Pinna-

Ferrtf Faieto u.a. Aber in l^klichkeit aehmen diese ScfarifbteUer die

piaktisdien Fordeningen des Liberalismus auf, in der Theozie jedoch

schenken sie der klassischen Schule eroeute Achtung. Es gibt anderer-

seits Schriftsteller, die sich zum Sozialismus bdcennen, aber man kann
nicht sagen , daß sie in der Theorie ausgesprochene Abweichungen

von den gewöhnlichen ökonomischen Doktrinen zeigen. Es p-ibt und
noch mehr gab es Nationalökonomen, die ihre Vorliebe für die öster-

reichische Schule nicht verbergen, aber auch diese, die sich von den
anderen durch ihre Richtung entfernen, haben sich dieser Schule nicht

absolut eigeben, sie haben ihre Dogmen immer weise mit den Eot*

deckungen der historisdioi und der englischen Schule wie mit dea siche-

reren Resultaten der Statistik veibunden. Wir haben ferner Schriftsteller»

welche die Forschungen von hi ,torischcm Charakter bevorzugen (wie der
verewigte Cognetti de Martiis und Toniolo^, aber auch diese wollen

nicht die Theorie von der Geschichte trennen, sondern sie suchen durch

das Mittel der Cieschichte, die Doktrinen der britischen Schule zu er-

neuem. Es gibt auch unter uns Denker, welche der Schule des Katheder-

sorialisraus angehören, aber sie akzeptieren diese Theorien nur unter

dem Vorbehalte mancher Einschränkungen und Abschwächungen und
schliefien sich nicht den extremen Forderungen A, Wagners an; anderer-

seits verschmähen auch die entschiedenen Anhänger dieser Richtung nicht

die Schlußfolgerungen der deduktiven Schule, sondern nehmen sie in

die eigenen Behauptungen auf. So ist es im ganzen schwer, einen ita-

lienischen Nationalökonomen zu linden, der einen sozusagen monolithischen

Charakter trägt, dessen Doktrinen unter eine Ktikette oder unter eine

Falme gebracht werden können. Daher kann man sagen, daß die ita-

lienische Nationalökonomie jene harmonische Verschiedenlieit von Nuanoen,

Farben und Horizonten, die so charakteristisch uud bezaubernd fiir unser

unvergleicUidies Land ist, wiedergibt

Auch der Versuch, den schon Pecchio machte, und der heute von

Zeit zu Zeit erneuert wird, einige UntMSchiedc im Charakter und in der
Doktrin der italienischen Nationalökonomen nach dem Landesteil, dem sie

angehören, zu machen, scheint mir keinen Erfolg zu haben, weil ein

uniformer Zug von einem Ende der Halbinsel zum anderen herrscht.

Gewitj ist dci üiaube an die englischen Doktrinen starker in den iiidu-

strielten, mdur entwickelten Gegenden Oberkalien^ wo die wirtscfaalUSchen

und sozialen Formen nicht wesentlidi von den angdsächstschen Landern

abweichen; dagegen finden in den sfldüchen Landesteilen die deutschen

und österrdchischen Theorien leichte Annahme. Nach der Bemerkung

eines neueren Autors^) ist die österreichische Werttheorie richtig, wenn

*) CorneUssen, La Theorie de la Valeur, Paris 1903. 304—$.
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man auf die Verp^angenheit blickt, sie zeichnet genau die realen Ziif;tände

im Schöbe einer vorkapitalistischen Ökonomie, wo die Konkurrenz noch

immer embryonal ist ; und gerade deshalb mußte eine sokhe Lehre in

Österreich enisicheii, das noch immer großenteils in einem wirtschaftlichen

Mittelalter lebt Um lo mebr mufite diese Hworie Gönner in Sfldilalien

linden, das noch viel zttrückgeblid)enef und barlmischer ut. Während
ferner die Schriftsteller des industriellen Nordens entschiedene Anhänge
des Freihandds sind, neigen die Schriftsteller des ackerbanenden Südens

wdt mehr zu schutzzöllnerischen Ansichten und vor allem zum agra-

rischen Protektionismus. Während die Schriftsteller des Nordens An-

hänger des Zentralbanksystems sind, verteidigen diejenigen des Südens,

welche die Banken von Neapel und Sizilien als das Palladium des siid-

italieoischen Kredites ansehen, das System des dezentralisierten Bank-

wesens. Man bemerkt femer bei den südlichen Schriftsteilem hftnfig eine

theoretische Naivität oder das Fortbesteben von sonst allgemein au%e<

gebenen Doktrinen, z. 6. die übertriebene Bedeutung, die maa den Edel-

metallen zuschreibt, die, unter Wiederholung merkantilistischer Vorurteile,

zu oft mit dem Reichtum verwechselt werden. Femer bemerkt man bei

den suditalicnischcn Xationalükonomen die geringe Wertschätzung grund-

legender ökonomischer V^erhaltnisse im Vergleich zw der außerordentlichen

Beachtung oberflächlicher Wirtschaftsformen, schließlich den Mangel eines

wahren Sinnes fUr Wirklichkeit, der allein dturch anhaltende Berührung

mit entwickelteren und stflrkaen Äuflerungen des socialen Lebens ge-

wonnen werden kann. Auf dem Gebiet der Soziologie Übowiegen bei

den süditalienischen Sdiriftstellera die abstraken Arbeiten, die auf Grund
eines kompilatorischen und überstürzten Studiums der Werke von Natur-

forschem, Reisenden und der schönen Literatur geschrieben wurden und

die ohne Methode oder technische Vorbereitung von ( Irund aus alle

Gebiete des Wissens berühren, wahrend die soziologischen Publikationen

des Nordens unzweifelhaft viel beachtenswertti und bedeutender sind.

Aber alles dies wird üich aus der weiter unten gegebenen Auf-

zählung der bat^tsidüidisten italienischen Publikationen der letzten

Jahre über Nationalökonomie, Finanzwissenschaft, Statistik und Soziologie

klar ergeben.

In Italien mehr als anderwärts wird die ökonomische Wissenschaft

durch die vielfachen Funktionen geschädigt, die ihre Vertreter ausüben;

diese betreiben — abgesehen von ihrer I^ehrtatigkcit — die Advokatur,

oder nehmen an einer unendlichen Reihe von Kollegien teil, oder sind

in der i uiitik und Verwaltung uitig. Mehr als je gilt von uns, was schon

SduUer von der Wissenschaft sagt:

„Eitlem ist sie die hohe, die bimmlische Göttin, dem andcrea

Eine tüchtige Kub, die ihn mit Butter versorgt"

44*
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Ahr-r nichtsdestoweniger spricht sich der starke italienische Geist in

bemerkenswerten Produktionen aus.

Auf dem Gebiet der theoretischen Nadonalökonomie ist vor allem

die sehr schöne Arbeit von Einaudi, „die Bergwerksrente" (Turin 1900)

herroRUheben. Sie entiiält eine sehr eingebeiide UntetsochtuiB; der

Bergwerksrente, nicht allein auf Grund der deduktiven Methode, son^

dem atif Grund eines fleißigen Studiums der technischen Berichte and
mit einer sehr reichen Fülle von Daten und Theorien. Ich stehe

nicht an, dieses Buch als das bedeutendste monographische Werk zu

bezeichnen, das in letzter Zeit auf dem Gebiet der Volkswir^hafi in

Italien erschienen ist.

ir-ine wertvolle Arbeit ist aucli die von Janoaccone über die »Pro-

duktionskosten" (Turin 190 1). Er stellt sich die Aufgabe, nicht nur auf

deduktivem Wege» sondern durch fietfiiges Studium der Tatsachen und
der Statvtik die Produktionskosten m analysieren, sie in ihie koosii*

tuierenden Elemente m xerlegen, die modifizierenden Umstände aufzuklären

und erledigt die Aufgabe in wahrhaft lobenswerter Weise. Man kann
jedoch dem Buch den Tadel einer gewissen Zersplitterung imd Weit»

schweifigkeit nicht ersparen.

N'oii dein allzu früh der Wissenschaft entrissenen NationalOkononien

Carlo A. Conigliani wurden aus dein Nachlaß zahlreiche und bemerkens-

werte Essays veröffentlicht, durch die die Wissenschaft bereidiett wnd
Es ist ein stattlicher Band entstanden, in dem die verschiedensten Fragen

behandelt werden, a. B. die Ökonomie hnhgs Löhne, der Zonentarif,

die Ausgleichung der Profitraten, die kapitalistische Ökon<Mnnie im tbeO'

retischen System von Loria, die subiekti\ en Grundlagen des Tausches usw.

Auch Valenti veröffentliclit ein wichtis^es Werk: „Der Grtindhe^rt?

und die Wirtschaftsordnung', Kritischer Versuch Uber das System von

A. Loria" (^Bologna 1901), über dessen Wert ich selbstverständlich nicht

richten kann. Es enthält jedenfalls sehr scharfe Kritiken imd wertvolle

Beobachtungen.

Fantaleoni liefert eme wertvolle Arbeit über den „Uisprong des

Tausches". Er schrieb ferner über „Die theoretischen Grundlagen der

Kooperation" weiter über Syndikate und Kartelle, anschließend an das

]5uch von Merkel, dann noch über die Preisbildung in Fallen, in denen

kein Marktpreis vorhanden ist, auch veröffentlichte er eine Sammlang
von Essays „Verschiedene ökonomische Schriften."

Wir besitzen noch sehr viele andere Arbeiten auf dem Gebiet der

allgemeinen Wirtschafblehre, die in mehrfacher Hinsicht bemerkenswert

und interessant sind. So die Arbeiten von Ricca-Salemo über die Wert»

theorie und über den Arbeitslohn, von Grariani über die „Masdunen",

den „Lohn", die „Wertmessung", von Supino über das ,JLohnkapital'*,

von Mase-Dari über die „Rententheorie von Marx", von Artur Labriola

,,Verteilimg des Ertrages und Grenzproduktivität" (Neapel 1900), von
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Ladai fiber den „Kftpitalprofit" (Rom 1901]^ dicgenige des berühmten

Mathematikers Volten» über die „Anwendung der Mathematik auf die

biologischen und sozialen Wissenschaften" (Rom 1902), des Doktor

Tivaroni „Die Korrektiv e der heutifjen Reichtumsverteilung" (Turin 1903),

von Graziadei über die ^^Preise bei freier Konkurrenz und Kartell-

bildung" (1903).

Wie immer so haben auch in letzter Zeit die italienischen National-

Ökonomen mit besonderer Vorliebe rieh mft den Fragen über das Geld

und den Handel beschiütigt, in deren beatigen praktischen Gestaltwigen

bei uns die gr06ten Lücken nnd die bedauernswertesten Fdder bestehen.

Über diesen Gegenstand sind die Arbeiten von Lorini bemerkenswert;

er hatte von der Regierung die wichtige Mission erhalten, die Währungs-

verhältnisse und Reformen des Auslandes zu studieren, und er bat die

Resultate seiner eigenen Untersuchungen in einigen bedeutenden .Schriften

niedergelegt: „Über die Münzreform in Österreich-Ungarn, in Rußland

und Persien". Er veröffentlichte jüngst ein Buch über Argentinien

(Rom 1902), das eine geistreiche Theorie über das Geld enthält De
Viti schrieb dne interessante Abhandlung über die Funktionen der

Banken (1898), wo er auf Grund einer Untersuchung der mittelalterlichen

Banken zu zeigen sucht, daß diese besser als die heutigen Banken» den
wesentlichen Aufgaben einer T!ank gerecht wurden, die ihrer Natur nnch

nicht ein Kreditinstitut, sundcrn eine Anstalt Itir Zahlungen und Kom-
pensationen ist. In dieser Arbeit ist die Tendenz bemerkenswert, die

so oft in den weniger entwickelten Ländern beobachtet wird, in der

Theorie unvollkommene Formen, die anderwärts der wirtschafUiche Fort*

schritt beseitigt hat, au idealisieren und zu venteinem. Supino lieferte

eine ausgezeichnete Arbeit ttber Börse und unproduktives Kapital (1898);

dann ist die Arbeit von Ambron zu nennen, „Der Zweck und die Auf*

gaben der Emissionsbanken** (Florenz 1903) und einige hübsche Arbeiten

von G. Luzzatti.

Über das Thema des Transportwesens sei die wahrhaft klassische

Arbeit von Suiiino „Schiffahrt vom (jkont miisihcn (Gesichtspunkt" er-

wähnt, in der alle Fragen Uber die Frachten uud die wirtscIuftUche

Wirkung der Schiffahrt mit seltener Meisterschait studiert und aufgeklärt

werden. Höchst beachtenswert ist auch die Arbeit des Verfassers die

Binnenschifiahrt betreffend, über welche jetzt der umfangreiche Paria^

mentsberieht über die Flut^schilfahit in Italien, den man Romanin ver-

dankt, helles Licht verbreitet.

In betreff der I landelsfracren sei an die Arbeit von Cabiati und

Kiiiaudi erinnert, „Italien und die Handelsverträge" 11003), im frei-

handlerischen Sinn. Ferner Fr>iitana Kusso, ,J)ie Handelsverträge und

die Volkswirtschaft" (Rom 1902^, eine Schrill, in der man am besten

die Geschichte und die verschiedenen Richtungen unserer Handels-

politik studieren kann. Sabbatinii Sekretär der Mailänder Handelskammer»

Digitized by Google



6^4 Literatur.

veröffentlichte eine wichtige Abhandlting „Ob^ unsere Eiipoite", in

welcher die Richtungen des italienischen Exports und die Mittel, ihn ra
fördern, untersucht werden. Neuerdings hat derselbe Autor einen starken

Band über die „Italienische Ausfuhr nach Zentral-Europa" herausgeirel>en

(1904), der eine Analyse und sehr ^jcnaue Schätzung unserer euroj^äischec

Exporte enthält. Zum Schluß sei erwähnt die Arbeit von Coletii über

den ..Statistischen Wert der Ziflfern des Welthandels", in der der Wert

der statistischen Daten Vibet Ein- und Ausfuhr mit bewunderungswürdiger

Tiefe erörtert wird. Die Studien über diese Gegenstände bewegen
sich nicht ausschließlich auf theoretischem Gebiet. Es fehlen auch nicht

fruchtbare Versuche^ eine Freihandelsliga zu gründen mit der Aufgabe

des Kampfes gep^en den Protektionismus, der Italien seit 1887 schädigt.

Die Lica hat in allen Provinzen eine kräftige Propaganda gegen das un-

qualifizierbare System der Hutifror/.ölle organisiert.

Auch die Schnlicn, die andere praktische Fragen der Volks- und

Weltwirtschaft erörtern, sind sahireich und bedeutungsvoll. Wir erwähnen

auf dem Gebiet des ländlichen Grundeigentums das schöne Buch von
Lo Re, ypHistorische Schilderung des itaUmischen Ackerbaus" (1902).

Von demselben Verfasser erschien „Die traurige Capitanata** (1896).

Ferner der tiefe Versuch von Di Muro, „Wirtschaftlichkeit und Ab-
schätzung von Bodenmeliorationen" (Palermo roo?) und eine andere Ar-

beit desselben Verfa.ssers über die ..Rationalität eines neuen Systems der

VerteiUmi^ des Nützlichen" (Palermo 1002). In gewisser Beziehung ge-

hören auch die Schriften von A. (». Sella hierher, „Studien über die

Wirkungen der Getreidespckulatioa" (Turin 1904) und von Gatti „Über

Ackerbau und Sozialismus" (Palermo 1900). — Über industrielle Fragen

verxeichnen wir die Arbeit von Racca, „Das Eisensyndikat in Italien"

(Turin I ()oo\ sie denunziert die Bildung eines Eisentrust bei uns. Gossa

schrieb über die .^Industriellen Syndikate", Tombesi über die .italienische

Baumwollindustrie am Fnde des 19. Jahrhunderts" u. a. m.

Zahlreich und bemerkenswert sind die Schriften, die sich mit der

Arbeiterfrage l)cfassen. Wir erwähnen F,. (Jossa, ..Kontlikte und Bünd-

nisse zwischen Kapital und Arbeit", Deila V^olta „Probleme der Arbeiter-

organisation (Florenz 1903), Bertolini über die „Landwirtschaftlichen

Arbeitseinstdlnngen", Contento über die „Arbeitergesetzgebung" (Turin

X901), Profumo Über „Arbeitervorsicherung", Vtrgilj über das „Genossen'

Schaftswesen im Prinzip und in der Gesetzgebung^*, Boggiano über die

„Gewerbliche Organisation'*, Valenti über die „Kooperation", im all-

gemeinem, und Lorcnzoni über „Das Gendssenschaftswesen in Deutsch-

land" (ein vorzü^rlichcs Buchl

Giretti dcnunzJert den Löwenpakt, der dem italienischen Staat von

den Stahlwerken Terni abgenötigt wurde. Er greift auch die enormen

Mifibräuche, die sich in der italienisdien Zuckerindustrie geltend machen,

an. — Bekanntlurh erhält diese Industrie heute von der Regierung eine
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exorbitante Prämie, die der Differenz rwischer; dem Zuckerzoll fl^ire 99 per

Quintale) und der Fabrikationssteuer (Lire 70,15) gleichkommt. — Und
wälirend die übrigen Staaten, die an der internationalen Konferenz in

Brüssel teilnahmen, die Zuckerprämien aui em Maxuimm von Lire 6 per

Zuitner festBeüten, setzte Italien, das auf «Ueaer Konftfena durch

einen großen Zuckerfabnkanten vertreten war, Befretung von dieser

Vorschrift durch, bis Zucker in bedeutendem Ma6 exportiert wird Nodi
mehr, die Brüsseler Konferenz hat die Einigung der Zuckerindustrie in

Italien bewirkt und ihr Monopol verstärkt, da die fremde Konkurrena

beseitigt ist. In der Tat, als die anderen Staaten dem Zucker hohe

Prämien ijewährten, konnte der fremde Fabrikant den italienischen Pro-

duzenten Konkurrenz machen, indem er den Zucker billig zu uns expor-

tienc, aber die Brüsseler Konlerenz hat durcli Reduktiou der i'rauueu

die Möglichkeit dieses Exports beseitigt und so ist das Monopol der

italienisdien Zucker&brikanten definitiv befestigt woideni welches schließ-

lieh zur Bildung eines nationalen Zuckertru sts geführt hat. Auch diese

Untersuchungen sind nicht allein einfache literatische Äußerungen, sondern

sie setzen sich in fruchtbare Agitation um, und schon beginnt man bei

uns, dank de Viti, Giretti u. a, Anhängern des Freihandels, zu denen

sich einige Vorkämpfer des Sozialismus gesellen, die schädlichsten

Äußerungen unserer Handelspolitik aufzuklaren und zu tadeln.

Es ist fast nicht zu verwundem, daß in einem Lande wie dem
unseren, wo die Auswanderung so stark ist, sidi die Schriften httulbn,

die über Auswanderung und Kokmisation handebi. Bemerkenswert ist

das Buch von Cosatini Uber die ,,Wandexarbeiter*' (Rom 1903). Das
Buch von Einaudi „Ein Handelsfiirst, Studien über die koloniale Aus-

dehnung Italiens" (Turin 1900), schildert die italienische Kolonisation

Argentiniens in der Person eines ihrer hervorragendsten Reprcsäntanten

und bei dieser auf den ersten Blick biographischen Studie findet der

Verfasser Gelegenheit, die ökonomischen Verhältnisse dieser privilegierten

Nation und ihre interessantesten Schicksale zu schildern. Noch origineller

und theoretisch wichtig ist die Arbeit von Fanno „Kurze Skizzen über

die britische Kolonisation". Er studiert diese Frage unter einem ganz

neuen und unerwarteten Gesichtspunkt Während in der Tat der gröfiere

Teil der Schriftsteller die englische Kolonisation im Zusammenhang mit

den kolonisierten Ländern schildert, so studiert sie dagegen F'anno in

den koloni><i'-rendcn I^ändern; er beschäftigt sich mit der ökonomischen

und sozialen Lage des englischen Mutterlandes tind zeigt, in welcher

Weise diese Verhältnisse die überseeische Expansion hervorriefen.

Bei dem Thema der angewandten Ökonomie verdienen Erwähnung

einige Schriften übet die volkswirtsdiaftlichen Verhältnisse in den ver-

schiedenen Landesteilen. Wir bemerken die Arbeit von Nitti, „Nord

und Süd**; er sucht hierin zu zeigen, dafi die so ungünstigen Ver-

hältnisse des Südens der systematischen Bevorzugung der norditalie-
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loschen Provinzen durch den Stiat muscfareiben sind, wo bei ge-

rini^erem Steoerdmck die öflTentUchen Aufwendungen größer and.

Die Behauptui^ ist in gewissem Sinn gerechtfertigt, soweit die Steuer-

bürde in Betracht kommt, jedodi nicht wahr hinsichtlich der Staats-

ausgaben, weil die landesteile, wo diese gemacht werden, durch öit

Staatsbcdürfnisse selbst streng bestimmt sind und die Ausg^)en nicht

künstlich auf andere Provinzen übertragen werden können. So ist es

B, wahr, daß die Kosten zum Unterhalt der Befestigungen fast aus-

schließlich an der Nordgreuze Italieuü gemacht werden, aber es ist auch

wahr, dafi sie gerade in diesem TeQ ItaUens genudit werden waSssta

und dafi es keinen Sinn hätte, in den südlichen Gegenden diese Auf-

Wendungen m machen. — Auf dem Gebiet der Munidpalökonomie ist

ohne Zweifel die bedeutendste Arbeit die Schrift von Montemartini» ,J)ie

Munizipalisienmg der öffentlichen Dienste" (1900), aber es gehören

hierher auch die zahlreichen Schriften von Bachi, die sich bemühen, die

verwickelten Erscheinungen und sehr verschiedenen G^taltuogen der

Gemeiudeunternchmim^ aufzuklären.

Auch auf dem Gebiet der Finanzen betätigen die italienischen

Nationalakooomen mit GUidc ihren starke» Geist Wir erwühnen vor

allem das wahrhaft vortreffliche Buch von Einandi: „Studien fiber die

wirtschafUichen Wirkungen der Steuern'* fTurm 1902). Sehr inter*

essant ist auch die Arbeit von Mardli-Libelli »Für die Progressiv-

steuer" (Florenz 1903). Er sucht hier nach einer Fonnel für die

Propression, die die totale Konfiskation der größeren Einkommen ver-

meidet und gelangt, allerdings auf Gnind von Hypothesen und Kon-

jekturen, zu sehr bedeutungsvollen Schlüssen. De Flaniini veröticnt-

lichte auf Gnmd sehr genauer grundlicher Studien in England em
sehr wichtiges Werk „Form und Lihalt des en^^ischen Staatshaushaltsf

(Türin 1904), welches von nun an ein klassischer Fuhrer durch

das Redmuz^^swesens des br^schen Staates sein wird; den W^ert

des \^'erkes erhöht noch die geistreiche und wichtige Vorrede des

Schat/ministers Luzzatti. Alessio veröffentlicht eine ausgezeichnete

Abhandlimg über die Lokalslcuern und eine sehr tiefe Studie über

einen rationellen Kcformentwurf des italienischen Steuersystems. Flora

gab die zweite Aufgabe seines glänzenden Handbuchs der Finanz-

wissenschaft heraus. Man kann es als ein ganz neues Buch bezeich-

nen, das von Gddirsamkeit und Geist strahlt EmQio Gossa veröffent*

lichte eine Arbeit über die Steuerthewien (Mailand 190s), Nitti dn
„Handbuch der Finanzwissensdiaft^ (Neapel 2903), Carano Donvito dne
Arbeit Uber ,|Die Fundamentaltheorien der finanzieUen Stiitik und Dynamik**,

dann Tivaroni eine Schrift „Über die direkten Steuern, vom beweglichen

X'ermögen und vom Hinkommen'' (Turin 1904). Puviani verfaßte eine

ori'/inellc Schrift ..l'ber die Theorie der fuianziellen Illusionen"

(Mauand 1903), Bonouu eine Arbeit über „Lokaitinanzen und ihre
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Probleme", Jannaccone eine Abhandlung über ,J>ie speziellen Steuern"

(Turin 1904).

Nicht /abireich jedoch von Bedeutung sind die Arbeiten der siatl.stischen

\\ issenscluili. Der verewigte Mcssedaglia liatte ein umfancrreiches Manu-

skript Uber die luittieren Zahlen hinterlassen, von dem man hofitc, daß

€8 dmckfeitig sei. Gio0 mr die Spannung der italieniwhen Litdligenz, als

dieser Band angekündigtwnrd^ von dem man neue und stärkere Aufklftnmg

eifaoffle, aber unglttddichenreise erklärten (tie Mathematiker, denen die

Prüfung des Manuskripts oblag» dasselbe lUr ungeeignet zur Veröffent-

Itchungr, und wir können nur unseren Schmers aussprechen, das uns

dieser Lichtblick unerwartet verschlossen wurde. Wir envälinen unter

den statistisclien Schriften das Handbuch von Colajanni, eine Arbeit von

Gennaro über ,,Statistik und Soziologie", ein pojjuläres Buch von Virgil), ein

anderes Handbuch der Demographie von Benini. Aber stärker als auf

theoretischem Gebiet hat sich die Statistik bei uns in m^ konkreten

Untersuchungen entwickelt Hierher gehören zahlreiche Erhebungen

seitens des Staates und seitens privater Gesellschaften. Das Auswande*

lungskomitee veröffentlicht ein ausgezeichnetes Bulletin, reich an höchst

interessanten Berichten seiner Agenten und Beauftragten. Ein wichtiges

Bulletin veröffentlicht ebenfalls das Arbeitsamt, das 1902 errichtet, schon

mit grotjem Erfolg arbeitet. Der Direktor desselben ist ein tüchtiger

Nationalökonom, Professor Montemartini. Die Societa umanitaria von

Mailand, begründet von einem reichen Bürger dieser Stadt um eine

Anstalt ftir die Arbeitslosen zu schaffen, unternimmt eine Reihe von

Untersuchungen über versdiiedene Teile des landwirtschaftlichen und

industriellen Italiens tmd veröffentlicht die bemerkenswertesten Resultate

in wichtigen Berichten.

Über die Gesdiiihte der ökonomischen Institutionen handehi die

wichtigen Arbeiten von Beloch fProfessv>r in Rom), die zu ganz neuen

und imvorhergesehenen Resultaten über die Kntwickiung- der italienischen

Bevölkerung im Laufe der Jahrhunderte gelangen. Einen großen Ruf

hat auch seine Geschichte Griechenlands, welche durch die überwiegende

Wichtigkeit, die sie dem ökonomischen Element als Faktor der griechi-

schen Geschichte beimifit, und die Hintansetzung des religiösen, Hsthe-

tiKhen und juristischen Elements, in Deutschland die klassische Ent*

rüstung idealistischer Kritiker hervorrief. Es ist jedoch nur gerecht

hin^uzufligen, daß in diesem bemerkenswerten Buch, das den ökono-

mischen Faktor der (leschichte in so geeigneter Weise hervorhebt, die

(ikonomischen Irrtümer nicht fehlen. }5eloch behaujjtct 7.. B., daLi

i.'iuiipp von Mazedonien den iiinietallisnius auf Grund des Veihiütnisses

von 1 : 13 einfiihrte, aber da3 dann der alhnShliche Rückgang des

Wertes des Goldes dieses bimetallistiscfae System unmöglich machte und

dann zur Silberwfihrung führte (II, 354). Nun ist jedem, der sich

einigermaßen mit ökonomischen Forschungen beschäftigt hat, wohl-
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belcannt, dafi in emem bimetallistischen System das entwertete Metall

das andere verdrängt und so alleiniges Wähningsmetall zu werden strebt,

weshalb io dem vorliegenden Fall nicht das Sflber» wohl aber das Gold

Währtmgsmetall hätte werden müssen.

Es sind noch zu erwähnen die j^enialen und anregenden Schriften

von Ciccotti und besonders das wichtige Buch über den „Untergan;;

der Sklaverei", in dem er nach den strengen Cirundsatzen des öko-

nomischen Materialismus die Entstehtmg, Entwicklung und das Ende

der auf Sklaverei beruhenden Wirtschaftsordnung untersucht Nur die

Untersuchung des Verfassers im letzten Teil, wo er die Auflasung der

SUavenwirtschaft erkUiren will, scheint mangelhaft, denn er sieht in der

Abschaffung der Sklaverei das Resultat der produktiven Übcrlegenlieit

freier Arbeit gegenüber der Sklavenarbeit ; er vergißt, daß in der Tat die

Sklaverei nicht unmittelbar von der freien Arbeit verdrängt wurde, sondern

von der weniger gewaltsamen und mehr produktiven und milderen Form der

Hörigkeit. — Bemerkenswert ist femer die Arbeit von Pivano über „Agra-

rische Kontrakte in Italien wahrend der ersten Jahrhunderte des Mittel-

alters." Andere Arbeiten junger intelligenter und sehr gelehrter Schrift-

steller erklären vortrefflich die dkonomtsche Grundlage unserer politischen

Institutionen im Mittelalter. So z. B. das Buch von Salvemini, „Mag-

naten und Volksparteien in Floreni" (Florenz 1899), Arlas „Die Handeis-

verträge der florentinischen Republik" (Florenz looi), auch das neuere

Buch von Miglioli „Die Vreinone'^isc hen Zunftkorpörationen in der

mittelaherliclien statutarischen C.esei/gebung'' (Verona 1004) mit einer

Vorrede von Früfebsor Brandileone. Die wirtschaftlichen Studien werden

auch mit großem Glück von den Rechtshistorikern betrieben, die

endlich zu verstehen anfangen, dafi das Lebenspriozip der Rechts*

Verhältnisse ganz auf den wirtschaftlidien Tatsachen beruht Unter den

Rechtshistorikem, welche am besten und verständigsten ökonomische

Anschauungen annehmen, seien erwähnt Salvioli, der über Bevölkerung

und Grundeigentum im italienischen Mittelalter schrieb, Calisse, der eine

glänzende Abhandlung über die Arbeit im Mittelalter vcrfal^te . und

Cavaglieri mit seiner wichtigen Studie über den „Ökonomischen Faktor

in der Geschichte des internationalen Rechts".

Den ersten Platz unter den Werken über Soziologie, Rechtsphilo-

sophie und verwandte Gebiete, die in letzter Zeit in Italien veröffentlicht

wurden, verdienen unzweifelhaft die Vorlesungen über Rechtsphilosophie»

gehalten vom verewigten Idllo Vanni an der Universität Rom, jetzt

vom Prof. Brini herau^fi^eben. Es ist ein ausgezeichnetes Werk,

in welchem die Theorien des kritischen Positivismus meisterhaft ent-

wickelt und sc hün mit den sicheren Resultaten der evolutionisti.schen

Philosopliie verbunden sind u. 7w. in einer höchst liebenswürdigen,

iiciteren und versühnUchen Form. \'accaro vereinigt seine zahlreichen

Artikel öber Soziologie und Ktimmalistik zu emem gelehrten Werk, wflh-
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read SquiOace, Pasqtute Ros», Fiagapane^ Vadali'Papale» GroppoU «.a.

die niannii^rachen Anschauungen der neuentstehenden Disziplin aufklären.

Salvador! veröffentlicht ein wahrhaft beachtenswertes Werk über die Öko-

nomische Wissenschaft und die Theorie der Entwicklung (Florenz 1901).

Endlich ziehen auch die heißumstrittenen Probleme des Sozialismus unsere

besten Geister an. In thcoretisclier Flinsicht sei erwähnt das schöne Ruch

von Rigoano, „Über einen Sozialismus in Ubereinätimmung mit der

liberalen Wiitschaftdehie", das neuerdings ins FranzOsisdie fibocsetzt

wurde. Es enthält einen bemerkenswerten Refonnplan des Erbrechts.

Leone beleuchtet in einer Propagandaschrift das Verhiltn» zwisdMi der

reinen Ökonomie und dem Sosialismus. Arthur Labriola diskutiert in

feuriger Weise das ewige Düenuna zwischen Reform und Revolution.

Nach dieser langen Aufzahlung von Titeln und Verfassern

können wir uns fragen, ob die italienische Nationalökonomie wirk-

lich einen gleichmäßigen Rhythmus zeigt, ob man an ihr eine feste

Richtung auf bestimmte Ziele zu wahrnehmen kann, und ob endlich

ihre gegenwärtigen Äufierungen sich von denen der Vergangenheit unter-

scheiden. Der Ausgangspunkt unserer Untersuchungen muß die

Schöpfung des Einheitsstaates oder das Jahr 1870 sein, weil erst von

dieser Epoche die wissenschaftliche Phase der italienischen National-

ökonomie datiert. Vor dieser Periode bestand bekanntlich in Italien

die geistige Diktatur eines großen Nationalökonomen, Francesco Ferrara,

dem es weit weniger um die objektive Erforschung der Wahrheit als

um den Triumph seiner Gedanken oder seiner optimistischen und libC"

ralen Vorurtefle zu tun war. Aber lassen wir diese prähistor^he Phase

der wissenschafUichen Nationalökonomie beiseite und beschränken wir

unsere Aufmerksamkeit auf die Entwicklung seit 1870. Damals warf sich

zum ersten Mal eine Handvoll g« 1

'

! r Jünglinge, stark an Wissen und voU

stolzer Ideale, auf die ökonomische Forschung mit der Absicht, aus der

Deduktion und aus dem Zusammenhang der Tatsachen die Wahrheit heraus-

zulocken. ^\'enn wir unser Augenmerk auf die Fntwicklung der italienischen

Nationalökonomie in Italien in deu ruhnisuUen dreißig Jahren ihrer

Eädstenz richten, so bemerken wir ohne Mühe drei Hauptphasen: in der

ersten, die in grofien Umrissen das erste Dezennium 1870—80 umfafit,

fet die italienische Nationalökonomie von den Theorien AäxAt Wagners

und speziell vom Staatssozialismus inspiriert. In dieser Epoche werden

die Phänomene und wirtschaftlichen Einrichtungen vor allem mit der

Absicht dem Studium unterworfen, ihre Mängel aufzudecken und dem
reformatorischen Staat die Fingerzeige hir seine Maßnahmen an die

Hand zu geben. Aber jemelir das Studium der ökonomischen Tatsachen

vorwärts schritt, desto mehr bemerkt man die Oberflächlichkeit einer

solchen Methode, welcher es nicht gelingt, die Gesetze der Dinge zu

entdecken, sondern höchstens die auflfallendsten Dissonanzen zu be>
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schreiben; andererseits verhallt der Appell an den Staat an der unver-

besserlichen Gleichgültigkeit der Machthaber. Nun schreitet die öko-

nomische Wissenschaft Italiens zu einer weiteren Stufe fort, auf welcher

der Nationalökonom — ehe er die Phäaomene von oben nach unten

oder vom Gesichtspunkt des Staatsmanns erforscht, um geeignete lubfi»

regeln zur Verbesserung der Zusüfnde nt treffen — sndit auf den

Grund der Dinge zu gehen, um ihre Natur und ihr innerstes Wesen
zu studieren. Daher werden mdir als die Werke von Wagner, Steio

und SchüfTIe, die von Marx, T>ang;e, Brentano und Schmoller studiert.

Die angestrengslen Bemühungen deren Methode und Resultate mit denen

der klassischen englischen Scliuie zu versöhnen, bilden das wesentlichste

Merkmal der italienischen Nationalökonomie von 1880— 1890. Aber

auch diese mühevolle Versöhnung der deutschen induktiven Schule mit

der englischen Deduktion führte nicht zu widitigen Resultaten. Des-

halb suchen die italienischen Geister mit unerschöpflicher Sehnsucht

eine neue und fruchtbarere Bahn, auf der die wissensdiafUiche

Forschung sich siegreich durchsetzen könnte. Die neue Richtung er-

schien in der Tat gegen 1890 mit den Theorien vom Grenznutzen, zu

denen unsere Nationalökonomen im folgenden Jahrzehnt vielfache Illu-

strationen und Konunentare lieferten. In der Tat kann man sarren, dali

von 1890— 1900 die italienischen Nationalökonomeu liire ^jiuüicn fast

ausschUeflUch dem Prinzip des Grenznutsens und seinen vm:luedenen
Änderungen zuwenden. Sie teilten sich aus diesem Anlaß in zwei grofle

Gruppen, da die einen (Rioca*SaIemo, Graziani, Conigliani, Tangocra)

speziell den Theorien von Menger, Böhm-Bawerk tmd Wieser anhängen,

während die anderen (Pantaleoni, Pareto, Montemartini, Benini, Cabiatt)

mehr von Jerons, Marshall und Walras inspiriert werden.

Die subjektiven Theorien, die in dieser Hinsicht herrschen, haben

ihre Anhänger nicht nur unter den Doktrinären der orthodoxen Schule,

selbst die sozialisiisciieu Schriftsteller scharen sicii unter ihre Fahne.

Und in Wahrheit, wenn wir unsere Aufmerksamkeit auf dUe theoretischen

Schriften der heutigen italienischen Sozialisten richten (sie sind übrigens

nicht sehr zahlietdi, weil die Mehrheit unserer Sozialisten und voran ihre

Führer, Bissolati, Ferri und Turati sich ausschlieÖlich mit Fragen der

Taktik und der Propaganda beschäftigt), so finden wir, daß sie alle mit

ihren Studien darauf hinarljeiten, ihre Kritiken des kapitalistischen Zu-

stands mit den fiir unerschütterlich geijaltenen Dogmen der hedonistischen

Schule zu versöiincu. Dies entspricht übrigens der jet/t hundertjährigen

Tradition des wissenschaftlichen Sozialismus ; denn dieser hat, wenn man
genauer zusieht, in jeder Epoche nichts anderes getan, als sich in die

herrschenden ökonomischen Theorien einzuwurzefai, um sie zur Förderung

der proletarischen Forderungen zu benutzen. Wie St SimoD und Fourin'

sich auf die Theorie von Adam Smith und J. B. Say stützten, wie

Proudhon und Marx später ihre eigenen negativen Folgerungen als
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Korollarien der Theorien von Ricardo hinstellten , so suchen heute

die italienischen Theoretiker des Sozialismns ihre praktischen und

politischen Anschauungen in Harmonie zu bringen mit den hedonistischen

Doktrinen von Menger, Nfoxshall and Wieser. Welches auch das

Urteil sein mag, das man Ober die theorettsche Versöhnung der offi-

sieUen tmd der sonalistisdien Ökonomie fiUlen kann, so scheint mir

doch, daß die gegenwärtige Form dieser Versöhnung so abstoßend und

barock wie möglich ist. Und wenn Ricardo, durch die sozialistische

Kritik filtriert, ihr das unsterbliche Hauptwerk von Marx gegeben hat,

so kann man zweifeln, ob Menger, filtriert durch die modernen sozia-

listischen Elukubrationcn, eine andere Frucht tragen wird, als ein mon-
ströses imd nicht lebensfähiges Phantom.

Übrigais auch anf dem Gd>iet der orAodoxen Ökonomischen

Wissenschaft lilfit die italienische Begeisterung för die hedonistische

Schule in letzter Zeit nach. Die scharfsinnigsten Denker der Halbinsel

bemerken in der Tat bereits, dad die utilitarische Schule die Erforschung

der Wirtschaftsordnung^ nicht um einen Schritt weiter gebracht hat, und

daß sie, wenigstens bei den Epigonen, nur ein fades (beschwatz zustande

gebracht hat, das uauützerweise von einem Haufen mathematischer

Demonstrationen durchsetzt ist, die zu keinem Resultat fuhren. Und
schon hat die Zeit dieser ganzen wissensdiaftUdiea Riditung Gerechtig-

keit angedeiben lassen, indem von den unzähligen hedonistuchen Pubti»

kaüonen der letzten Jahre kaum noch eine Erinnerong bleibt

Heute, nachdem die Schule des Grenznutzens ihran Zauber fast ganz

verloren hal^ ohne daß eine andere dazugekommen wibe, ihren Platz ein-

mnehmen, wird die italienische Nationalökonomie von einer Art Ungemach
getroffen , welches die natürliche Folge der wenig ermutigenden Er-

fahrungen und der Enttäuschungen der Vergangenheit ist. Die Er-

fahrungen der wissenschaftlichen Nationalökonomie des ersten Dezen-

niums hatten in der Tat im italienischen Geiste den Glauben an den

Staatssozialtsmus erschttttert; der darauffolgende eklektische Versuch, die

englische Dedukticm mit dem deutschen Realismus zu verknüpfen, hat

keinen großen Erfolg gehabt und der Versuch der Schule des Grenznutzens

ist wesentlich unfruchtbar geblieben. Angesichts eines so traurigen Schiff-

bruchs der drei nacheinander eingeschlagenen Richtungen ist es kein

Wunder, wenn der italienische XationaUikunoin heute scheu und ungewiß

ist; es ist unzweifelhaft diesem mutlosen Mißtrauen zuzuschreiben, daß

die theoretischen Studien in den letzten Jahren bei uns so allgemein

aufgegeben wurden. Daher ist andererseits das Übergewicht der Studien

Über die speziellen Probleme der praktischen Verwaltung im Wachsen,

daher ndimen die Monographien über die ArbeitsSmter, die Steuern

von beweglichen Vermögen, die Verstaatlichung dieses oder jenes Be-

triebsTiwciges , die industriellen und landwirtschaftlichen Strikes, die

Frauenarbeit usw. überhand.
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Ein solcher Stand der Dinge ist übrigens nicht allein Italien eigen-

tümlich, scmdem für die heutige Phase der ökonomischen Wissenschaft

bei allen zivilisierten Völkern charakteristisch; denn heute zeigt sich

jülenthalben von Frankreicli bis Australien, von Deutschland bis Argen-

tinien, dieselbe Verachtung der Tlieorie und der Fundamentalgesetze

der Volkswirtschaft, dieselbe Vorliebe für Sj^czialuntersuchungeu oder für

mikrologische Monographien. Bei dieser Gelegenheil kann ich nicht um-

hin« an die beredten Worte zu erinnern, mit denen Swiatlowski vor wenigen

Monaten seine Studien über die neueste Nationalökonomie Europas vnd
Amerikas schloß: i,Über wesentlich theoretische Fragen der Methodologier

Systematik und Analyse der ökonomischen Grundbegriffe ist nichts Neues

publiziert worden, obwohl derartige Publikaticmen von allen denen ge-

fördert werden müßten, die unbefriedigt vom theoretischen Sozi^dismus,

jedoch seinem Programm sympathisch, neue theoretische Fundamente für

seine praktischen Forderunc^en verlangen. Aber für eine kritische Re-

vision der Fundamentalprmzipien genügt es nicht, Natioualökonom oder

SooolQg ZU sein, sondern es ist ein wesentlich philosophisches Studiiui

Böti^. Nun gerade der philosophisdie Gedanke wendet sich heute

weniger der Nationalökonomie als irgend einer anderen Disxiplin tu und
die urspriing^iche Ausstattung mit veralteten philosophischen Begriffen

fiiUt immer mehr« Der Krieg gegen die Synthese und die Generalisation,

der Krieg gegen die großen Theorien und Programme, der Krieg

gegen die kühnen Hypothesen und (Vic Erforschung der Wahrheit durch

den Irrtum, alles das ist charakteristisch fiir die heutige Nationalökonomie

und ihre Liierutur."

«Es ist jedoch/' fUhrt der Autor fort, „klar, dad dn derartiger Zustand,

fttr jede Art von Spezialisten förderlicfa» aber absolut anormal für die

Wissenschaft selbst ist, und nicht lange dauern kann. Wenn auch unsere

sdiwadien Warnungen nicht imstande ein verden, die Dinge zu ändern,

so vertrauen wir jedenfalls auf das toskanische Sprichwort: i,Mit Hahn
oder ohne Hahn, Gott macht Tag

*)

Wenn wir fragen, in welcher Weise die okünomischc A\'is?enschaft

und speziell die Italiens, auf die sich unsre Ausfuhrungen beziehen, aus

dem monographischen Marasmus zu synthetischen allgemeineren An-

schauungen sich erheben kann, so erscheine zwei gro6e Rettungswege

vor uns, — das Leben und die Philosophie: das Studium der Tatsachen,

aber nidit mehr der vereinzelten» zcUenartigen speziellen Tatsadien,

sondern der großen Strömungen des Lebens, wie sie sich in den Doku-
menten der Statistik und den Denkmälern der Geschichte aussprechen, —
das ist das erste Mittel , um die italienische Xationalökonomie zu rege-

nerieren, um unserer IntelHgenz die neuen Probleme zu enthüllen, welche

ihr drohend entgegentreten. Aber die Tatsachen allein geniigen nicht

^) la der nniitcben Revue „"Die NfttiomUikoiiomse'* 1903.

Digitized by



A ehille Loria, Die Ealwiddraf d. ital. Nationaiakoooinie in jOngttcr Zeit 693

um der Theorie einen Impuls zu geben, wenn sie nicht von philosophischen

Kriterien erleuchtet und durclidrun/^ien sind , von synthetisohen An-

schauungen, welche die Philosophie allein geben kann. Nun diesen beiden

Zielen hat sich die italienische Nationalökonomie noch nicht genähert:

gar nicht in ihrer ersten und dritten Phase, in denen einseitige und aus-

schließliche Richtungen vorhensditen, und auch nicht in der zweiten,

die immerhin weniger weit von jenen Ziden entfernt war als die anderen.

Denn auch in dieser beschränkte das theoretische Studium sich auf eine

Umschreibung der englischen Nationalökonomie, wobei man vergaß, dafi

diese ihre glänzende Laufbahn bereits durchlaufen hatte imd Nachzüglern

nicht erlaubte, mehr als eine armselige Ahre auf den von ihr beliauten und

erschöpften Feldern zu lesen ; und das Studium der Tatsachen beschränkte

sich auf zerstreute Fragmente, aber es begriff noch nicht das soziale Leben

in seiner iiarmonischeii tmheit. Nun sind es iu Wirklichkeit nicht

die zerstreuten Tatsadien, nadi denen wir begierig sind, s(mdem «Ue

grofien Linien der mensdiUchen Begebenheiten; wir streben nicht

nach ihnen, um unser Notizbudi zu vergröfietn, um in unser Register

eine mehr oder minder interessante Anekdote aufzunehmen, — sondern

um daraus Philosophie zu ziehen, um das Geheimnis, das sie in ihren

Busen tragen, zu enthüllen. Dies i^t die Aufgabe der italienischen

Nationalökonomie, der Wissenschaft unserer Zeit, das ist das Problem,

das sie zu losen hat, der Gipfel zu dem sie aufschauen muü. Hier wird

sich ihre Kraft zeigen 1
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Zur Literatur über die Wohnungsfrage.

Von

Dr. HUGO LIXDIiMAXX,

Degerloch bei Stuttgart.

Die Übersicht, die wir über die Literatur der Wohnungsfrage des

Jahres 1901 im XVII. Bande dieses Archivs gegeben haben, soll im nacb«

stehenden wieder aufgenommen und fortgeführt wcrdeii. Das Jahr looi

bedeutete insofern einen gewissen .Abschluß und Höhepunkt in der

Geschichte der Wohnungsliteratur, als die „Untersuchungen" des Wreins

fUr Sozialpolitik daü Problem der Wolmuiigstrage nach deu ver-

sdiiedensten Sdten hin behaodelteii und die Resultate der Fondumgen
xosanmienfafiteii. Dineo haftete aber, wie wir dies boreits m imteter

ftüheren Besprechung korc erwähnten, du Mangel an, der allen soldien

Kollektivarbeiten nidit erspart bleiben kann, der Mangel einer einheit-

lichen Auffassung und Darstellung. Mag der Kreis der Mitarbeiter

von denn Leiter der l-'.nquete noch so sorgfältig gerade unter diesem

Gesichtspunkte der Einheitlichkeit gewählt sein, unmögh'ch kann aus dem
Zusammenarbeiten so verschiedener Elemente die geschlossene Leistung

her%orgeheu, die der einzelne von selbst erzeugt, wenn er nur mi Klar-

heit Uber das von ihm bdiandelte Problem in seiner Totalität gelangt

ist. Und die Memungen und Äufierungen der Mitarbeiter werden um
so weniger stisammenstimmen, je Tüchtigeres die einielnen toq ihnen ta

leisten, je originaler sie /m denken und zu schreiben gewöhnt sind.

Diesen Vorzug der einheitlichen Anffassung besitzt das einzige Buch, das

seit den „Untersuchungen" des Vereins für Sozialpolitik den Versuch

macht, das gan/e Prol)lem der Wohnungsfrage zu behandeln, s.) wenig es

auch sonst an die dort gegebenen Leistungen herankommt — wir meinen

das von Dr. E. Jäger verfaßte Werk (ij „Die Wohnungsfrage"
(2 Bände, Berlin 1902 und 1903) deren zweiter Teil in unsere Berichts*

Periode des Jahres 1903 fällt. Dr. Jäger hat später aus seinem xwei*

bändigen Werke einen Extrakt ßir die bayrische Kammer der Abge-
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<»dDetea(s) Denkschrift über dieWohnungsfrage (Beilage io2<»

Deiember 1903) angefertigt, der in der Hauptsache das dort Gesagte

kürzer wiederholt und außerdem einige Ergaiiztin;^en beibringt. Beide

Schriften werden von uns am besten gemeinsam besprochen.

Dr. E. Jüger ist ein hervorragendes Mitglied der Zenlrumsfraktion

;

seine Auffassung von den Problemen der VVolinungsfrage ist daher die

der kalhoÜBchen Sosialiefonner, tm deren Keihe Männer wie Brandts,

Tximbora uaw^ um nur einige su nennen» auf diesem Gebiete eine be-

sondere Tätigkeit entwicicdt haben. Die Wirtachaflsaufibssung des

Zentrums ist auch die seine, und die aus ihr fließende Wirtschafts-

politik wird auch von ihm vertreten. Der entschiedene Pirteimann tritt

uns daher auf allen Seiten des Jägersrhen Huches entgegen. Die Größe

und Herrlichkeit des Zentrums und seiner Bestrebungen wird uns in

beredten Worten gepriesen, der I.iberali.smus weitschweifig und einseitig

ungerecht bekämpft und natürlich vor allem luc bozialdemokratie aufs

schär&te angegriffen. Das tritt besonders in dem Kapitel des L Bandes

„Die Wohnungsfrage in Deutschland bei den Regierungen und Parteien''

faervOT. Von einem tieferen Eindringen in die ^^"tilfn Zuaaromen*

hänge, die zwischen den wirtschaftlichen Auffassungen der politischen

Parteien und den steter Änderung unterUegenden wirtschaftlichen Ver-

hältnissen bestehen, ist keine Spur zu finden. Die historische Dar-

stellung des erwähnten Kapitels ist daher nichts anderes als ein

chronologisches Aneinanderreihen von Tatsachen, mögen das nun Bücher,

Kongreßbeschlüsse, Programme von Parteien sein. Dieses Aneiuander-

leiben wird dadurch nicht besser, noch eine Verlmüpfimg der neben-

einander Hunden Glieder erreicht, dafi nadi bewährter Tradition das

Manchesteitum als die Wirtschafhpolitik des Liberalismus, „die al)SOlute

Staatshilfe mit dem politischen Kommunismus der Produktionsmittel und

mit Ausschluß der privaten Scll)sthilfe"' als die der Sozialdemokratie und

die Vermittlung zwischen Liberalismus und Soaaldeinokratie als die der

christlichen Sozialpolitik bezeichnet wird, wie sie „ihre Vertretung in

der ZeuLrumspariei und bei den protestantischen Konservativen findef*

(I, i6x). Dafl es nnmöi^ich ist, mit einem derart^en bis «ur SimpUzitttt

veiein&chten Schematismus die Entwicklungsgeschichte politischer Parteien

wiShrend vier Jahrzehnten voll der gigantischsten Umgestaltungen des

whtsdiaftlicben und sozialen Lebens unserer Nation zu begreifen, brauchen

wir an dieser Stelle nicht auseinanderzusetzen. Mit solchen Schlag-

worten mag man im pnlitischen Ailtagskampf, vielleicht auch noch in

Parlamenten uperiercn, deren geistige Höhe sich auf der der bayrischen

Abgeordnetcnkanmier bewegt ; wer sie aber in wissenschaftlichen oder

den Charakter der NVissenschaftUchkeit zur Schau tragenden W erken

anwendet, der setzt sich dem Verdadit aus, der Tendenz die Wahihett

au opfern oder ein Nichtwisser su sein. Nur ein Beispiel sor Kenn-

setchnung zentrümlicher Geschichtsklitterung. Auf Seite i6s des

Aschl* für SesialwiMcmehalt u. Sotnipolitik, I. (A. f. sm. C. «. St. XIX.) 3. 45
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1. Bandes heifit es: „Die christUchsozialc Auffassung trat zum ersten*

mal positiv im Reichstage her\'or im Jahre i^'jj durch einen Anirajj

der /entrumspartei (Graf Galen), als die Partei noch mitten im Feuer

des sofjenannten Kulturkampfes stand. Wenn auch die Wohnungsfrage

zunächst hier noch niclit erwähnt wurde (der i\ntrag forderte OffeatUche

Sonntagsruhe, gesetzliche BeschTtnkung der sdnaakenloien Gewcarbe«

freihei^ gewerbltche Schiedsgerichte, Arbeiterschuts usw. — unter dem
nsw. versteckt sich schamhaft auch die Revision der Gesetze über die

Freisügigkcit, die Jager nidit erwähnt —) so lag der Schwerpunkt des

Antrages in der grundsätzlichen Abdrängung des Staates vom Grund-

satze der Nichteinmischung in das Wirtschaftsleben und in der Betonung

seiner p<'>sitiven Pflicht, gesetzgeberisch hier einzuseifen, wenn es sich

um Abstellung großer sozialer Volksniißstände handle. Einstweilen

freilich wurde das Auftreten des Zentrimas von den herrschenden Parteien

verhöhnt, aber alhnählich kam die Wa&dhmg". Dabei existierte der

Verein für Sozialpolitik schon seit 1872, hatte der Reichstag bereits im

Jahre 1873 beschlossen, Erhebungen über die Lage der Arbeiter voizn-

nehmen, und hatte bereits im Jahre 1867 der Sozialdemokrat v. Schweitzer

einen vollständigen Gesetzentwurf von 47 Paragraphen über den Arlx iter-

schiitz ausi^earbeitct und im Norddeutschen Rcirlistng'e eingebracht. Trotz-

dem heiiit es auf Seite 167 des jägerschen Buches: „Jahrzehntelang

hatte diese Partei (die sozialdemokratische) die Arbeiter durch Hinweis

anf den Zukunftsstaat gegen jede Reformtätigkeit von Staat und Ge>

meinde, gegen jede Selbstmitwdrkung dazu und fib^aupt g^eo jede

Selbsthilfe eingenommen." Auf Seite 155 wird ausgeiuhrt, die södal'

demokratische Partei habe gegen alle GÖetze gestimmt, die die Lage

der Arbeiter verbesserten, weil im jetzigen Klassenstaat jede wirksame

Reform unmöglich sei, kleine Reformen nber den al!f:^emeincn Krach

verzögerten und das goldene Zeitalter des /ukunftssiaates hinausschöben,

und dann in einer über zwei Seiten gehenden Anmerkung das Datum

des großen „Kladderadatsch" behandelt. Vergeblich fragt man sich,

was haben das Datum des großen Kladderadatsch**, der Antrag Galen,

die Ablehnung einiger Sozialgesetze durch die sozialdemokratische Fraktion

des Reichstages usf. usf. mit der Wohnungsfiage zu tun? In der Tat

haben sie nur die Aufgabe, in majorem gloriam des Zentrums die

Schlechtigkeit und Rückständigkeit der liberalen Parteien und der Sozial-

demokratie auf sozialem ( lehietc ru erweisen, damit der Txser dann um
so leichter die gewünschten Schlüsse vom Allgemeinen aufs Besondere

ziehe. Das ganze Jägcrsche Ruch ist eiue Tendenzschrilt /.ur V^erherr-

lichung der Sozialpolitik des Zentrums im allgemeinen und seiner

WohnungspoUtik im besonderen. Und diese Tendenz tritt so klar and

deutlich hervor, ist so dick aufgetragen, als handle es »cfa um ein zen-

trümliches Wahlpamphlet zu den Reichstagswahlen oder zu den Wahlen

zur bayrischen Abgeordnetenkammer. Die Mittel, mit denen der Ver&sKr
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arbeitet, erheben sich kaum über das Niveau eines Wahlpamphletes

hinaus.

Das Jägersche Buch ist stark in der Tendenz; das macht es als

Agitationsschrift für Zentnimspolitiker wertvoll, nimmt aber auch den

Teilen viel von ihrem Wert, in denen die Tendenz sich nicht so über-

mäßig vDrdrangt. Sie ist übrigens die einziije Stärke des Buches. Haften

an der Ohenlcu he, mangelhaftes Eindringen in die kausalen Zusammen-

hänge, ungenügende Disposition, infolge deren Zusammengehöriges ge«

trennt wirdi ICritildosigkeit, Unklarheit in den Organisationsfragen — das

sind einige der Hauptschwüchen des Buches , über die die approbierte

Faiteigesinnung vielleicht den weniger anspnichvoUen Zentrumsleser, aber

keinen anderen hinflberhelfen mag. Eine große Masse Material — rudis

indigestaque moles — disjecta membra — das ist der Eindruck des

Jägerschcn Burlies, mit dem sich der Wunsch verknüpft, der Verfasser

hätte wenigstens noch einen Teil der H<irazischen 9 Jalire auf die Aus-

arbeitung verwendet. Kmige Beispiele sollen unser scharfes Urteil er-

härten.

. Für das mangelhafte Eindringen des Verteeis in die kausalen Zu-

sammenhange sind die Kapitel, die sich mit den Ursachen der Wohnungs-

not, mit den Ursachen für die Verbreitung der Mietskaserne, mit der

Bedeutung der Grund- und Bodens] ekulation beschäftigen, geradezu

schlagende Beispiele. Auf Seite 76 des f. Bandes werden als die beiden

spezifischen Ursachen der Wohnungsnot bezeichnet: das starke An-

wachsen der IJeviilkerun;; m den Städten und lndustriei;ei:enclcn und

das Zurückbleiben der üüutätigkeit hinter dem Bedürfnis der mittleren

imd unteren Schichten dieser Bevölkerung. Zwei Seiten später ist die

eine große Ursache der modernen Wohnungsnot die Konzentration eines

wichtigen und großen Teiles der nationalen Produktionskräfte in wenigen

größeren Städten usw. und liegt die zweite große Ursache darin, „daß

die Menschenmassen, welche sich, Arbeit und Verdienst suchend, in

diesen Mittelpunkten sammelten, dem ,,freien S|iiel der Kräfte" über-

lassen blieben". Das ist alles, was l)r. jager in seuieni liuche u})er die

Ursachen der Wohnungsnot hei/ubrmgcn weiß. Man kann nicht <:era(!e

behaupten, daß seine Ausfuluungen sonderlich tief, klar und einheitlich

sind. Denn was ist damit erklärt^ wenn das Anwachsen der städtischen

Bevölkerung und der Mangel an Wohnungen als die Ursachen der elenden

'

Wohnungsverhältnisse bezeichnet werden. Damit bt doch der Ausdruck

Wohmmgsnot nur umschrieben.

Ebenso mangelhaft ist die kausale Erkenntnis bei der Darstellung

des Siegeszuges der Mietkaserne (II, Stf.). „Das Vorwiegen der Miet-

kaserne, heilU es dort , der Ausschluß der breiten Volksmassen vom
Hausbesitz wird cin/iu^ durch die VerwnllunL'spraxis herheit^efuhrt, die

teils unbewuklt und ohne Ahnung der l ullen, nur da;» schlechte Bei-

spiel der Vergangenheit nachahmend, teSs aber auch bewußt, im Inter*

45*
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ose der Grund- und Geldbesitzer wirkt." Wir begegnen also bei Jäger
der gleichen Ubenchätsnng der Verwaltungspraxis, deren Unbegründet-

heit wir schon in rinserer früheren Übersicht P. Voigt gegenüber nach-

wiesen. Übrigens reproduziert Jager, soweit es sich um die Tlicorie

der städtischen Grundrente, um die Schätzung: der Bodenspckulatiou.

die Entwicklung der Mietkaserne, die Bedeutung der Bauordungen und

Bebattimgspläne fiir die Bodenpreise und Mieten osw^ kurz soweit es

Bich übeilüiupt vm theoretische SXtse handelt, ausschliefllich die An-
scbauungen von P. Voigt, Eberstadt u. a., ohne audi ntir im geringsten so

unteisudien, ob dieselben mit den tatsttchlidien VerhältDissen überein*

stimmen oder inwieweit sie von anderen Forschem iriderlegt worden

sind. .\us Fljrenem gibt er nur die zentrumspolitische Saure, die aller-

din^^s dem ser\ierten Gericht ökonomischer Theorie einen höchst eigen-

tümlichen Beigesrhrnack gibt.

Paul Voigt halte iu seinem bckaimten Buche die Bedeutung der

Spekulation bei der Bildui^ der Boden- und MieQireue in glänzender

Weise bebandelt, wenn er auch meines Erachtens nidit in allen, ja nicht

dnnnl in den entscheidenden Punkten recht hat. Er hat aber trotz

aller entschiedenen Feindschaft g^gen die Bodenspekulation niemals

daran gedacht, in ihr zwischen berechtigter und unberechtigter Speku-

lation zu unterscheiden. Das m tun , blieb Dr. Jäger vorbehalten,

der übrigens in diesem Punkte ganz in den Spuren der Zenirumstra-

dition wandelt. In der unwissenscliaftiichsten Weise überträgt er j)oli-

tischc Postulate seiner Partei iu die ökonomische Theorie und muli

infolgedessen su Resultaten kommen, die das Ende aller Theorie be-

deuten. Hier die Jägerschen Ausfuhrungen I {U, 3sff„ iz8—119, 164).

Er wirft die beiden Fragen auf: wie weit ist die Verschuldung da
städtischen Bodens durch die Baukosten der Häuser und durch den

natürlichen Bodenwert gedeckt und wie weit ist sie durch die Spekulation

künstlich gesteigert ? In dieser Fragestellung ist die Unterscheidung

zwischen natiirlirhcn^ und kunstlicliem Bodenwert, der die anderen von

berechtigter und unberechtigter Bodens[)ekulation , von nornuien und

anormalen Mieten entsprechen, schon vorweg genommen, wahrend doch

ihre Nachweisung in den tatsädilichen Verhältnissen die Aufgabe war.

Eberstadt hatte in seinem Buche ,,Der deutsche Kapitalmarkt" zwischen

materieller und immaterieller Wertsteigerung unterschieden und unter

der ersteren die W'ertsteigerong des Bodens durch nützliche Aufwendung

(Melioration des Bodens im weiteren Sinne) und unter der zweiten die

Krhöhui\g des Bodenwerts ohne nützliche Aufwendung (Preistreiberei,

Bodenspekulation verstanden. Er wollte auf diese Weise die reine

Bodenverschuldung, mit aadeieu Worten die Belastung der Budenuutier,

der Alkter, mit der reinen Bodenrente feAstdlen. Nach Jäger trifft

aber die Eberstadtsche Unterscheidung nicht den Kern der Unter-

suchung. Denn dieser liegt — wir hosen die eigenen Worte des Ver-
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fassciB folgen — in der Frage ,,wie weit diese spekulative Preistreiberei

die Bodenverschuldnng über den wirtachaftlicli bereditigten Hauswert,

fiber die normale wiitachaftliche Letstimgsfiihigkeit der Mieter erhöbt."

Was ist nun der „iKirtschaftltch berechtigte Hauswert" und was „die

normale wirtschaftliche LeistungsHiliigkeit des ^licters?" Die materiellen

Aufwendungen auf dem städtischen Boden, wie Häuserbau, Strat'enan-

lagen. Kanalisation usw.
, .bilden nocli nicht die einzigen wirtschaftlichen

Unterschiede der Bodenwerte und ihrer Erhöhung. Schon der Unter-

schied zwischen städtischer und ländlicher Bodenbenutzuug schafft wirt-

schaftlich berechtigte Weiterhöhungen. Die Differenzierung der Ge-

schäftslage differenziert die Grundrente in der Stadt noch starlcer und

diese Wertunterschiede sind an nch wirtschaftlich begründet imd daher

berechtigt/' Nach Jäger sind also alle Steigerungen des Jiodenwertes

berechtigt, die durch die ('lierführung des landwirtschaftlicii benutzten

Bodens in die stadtische Bebauung — das ist die Hau[)taufgabe der

Bodenspekulation — durch die Anlage von Straßen, von Kanalisation,

durch den Bau von Häusern — das sind die Mittel, mit denen der

landwirtschaftlich benutzte Boden der städtischen Bebauung zugeführt

wird — durch die Entwicklung von Verkdirsstrafien und -vierteln —
auch diese Umbildung von Wofanquaitieren zu Verkehrsviertehi ist ein

wichtiges Tätigkeitsgebiet dar Bodenspekulation bewirkt werden»

denn sie sind wirtschaftlich begrtindet. Selbst dann, wenn große Unter-

nehmer, kapitalkräftige Aktiengesellschaften oder Private das Terrain-

geschaft hi die Hand nehmen, die Urbesitzer auskaufen, die Straßenlinien

ziehen, al<:o die richtige Bodenspekulation einsetzt, Ideibt das (icschäft

nach Jäger solid, vorausgesetzt, dali sie die einzelnen Baustellen zur

sofortigen Bebauung verkaufen oder selbst bauen, auch das Baugeschaft

selbst in der Hand behalten. Daß sie dabei, wie Jäger an einer anderen

Stelle selbst im Anschluß an P. Voigt anftlhrt» die Bodenpreise bis zu

der Höhe treiben, bei der die gegebene bauliche Ausnützung überhaupt

noch möglich ist, scheint unserem Verfasser nichts auszumachen. Un-

solide wird das Geschäft und die „Jagd nach dem goldenen Kalbe" (!)

beginnt erät dann, wenn sie die einzelnen liausiellcn verkaufen und

freigeben. Dann beginnt in den Worten Jägers in Zeiten lebhaften

wirtschaftlichen Aufschwunges vielfach ein tollei Schwindel und eine

fieberhafte Preistreiberei. Danach wäre also die primäre, große Spekn>

lation solide und berechtigt, die sekundäre oder die wilde der Araateur-

^kuknten unberechtigt!

Zu diesen berechtigten Wertsteigerungen fügt nun immer nach

Jäger der spekulative Hausbesitzer, der ein Haus nicht besitzt, um in

erster Linie darin zu wohnen, sond.ern um damit gewer!)smäßig zu spe-

kulieren, „auf Grund der Bauordnung, kingbildung, des Aus.schlus:>es der

Mieter von der Selbsthilfe usw. noch eine künstliche, die auf Ausbeutung

der Mieter beruht und wirtschaftlich nicht berechtigt ist." Ebenso tm-
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berechtigt wie diese Wertsteigening sind auch die dadurch bewirkte

Boclenver>< huldung und die übernormalen Mietpreise. Normal sind n:ich

Jäjrer Mietpreise, die dem Mieter von seiner standcsgein^ißen Kinnahme

um so viel wegnehmen, daß er von dem Reste noch staiides^ciiiäß

leben kann. Der spekulative Hausbesilz treibt die Wielen aber über

dieses normale Maß hinaus. Aus dieser Scheidung von berechtigter und

unberechtigter Bodenverschuldung mufi dann das Weitere folgen, da6 die

nationale Arbeit den Zins für die mrtschafUich begründete Bodenver*

schuldung leicht aufbringen kann, dagegen durch die Verzinsung der

wirtschaftlich unbegründeten Verschuldung, die der gewerbsmiifiige» spe-

kulative Hansbesitz erzcuijt. schwer belastet wird ! ! Ja Jäger versteigt

sich sogar zu dem Satze, daß die Lasten der „wirtschafiHeh und sittlich

als Trieb zur Arbeitsamkeit, zur Sparsamkeit und /.um wirlschaftliclien

lorischritt berechtigten" Verschuldung meist der wirtschaidichen

Leistungsfähigkeit des dnzeloen entsprechen, während „die spekulative

Verschiddung den Völkern immer drückendere Lasten zugunsten der

Eigentümer der mobilen Werte" auferlegt.

Es hieße diesen Jägerschen Ausführungen zu viel Khre antun,

wollten wir sie überhaupt einer Kritik unterwerfen. Wir haben sie

auch nur deshal!) ausführlicher dargestellt . um an ihnen einmal zu

zeigen, mit wie billigem Aufwände von Geist man es heutjiutage zu dem
Rul'e lirinL^en kann, eine Autorität auf dem (iebicte der Wohnunf^sfrage

zu sein, und zweitens um an einem Beispiele nachzuweisen, wie die Be-

dürfnisse der praktischen Politik^ hier der Zeotcvmspolitik, der soge-

nannten wissenschaftlichen Untersuchung die Resultate votzeichnen, zu

der sie kommen muß. Die ganze Unterscheidtmg zwisdien berechtigter

und unberechtigter Bodenwertsteigerung, berechtigter und unberechtigter

Spekulation ist ein Ausfluß der Mittelstandspolitik des Zentrums. Dem
kleinen Grund- oder Hausbesitzer, der in vielen Fällen zugleich Ge-

werbetreibender ist. 5o1! das Reciit gewahrt bleiben, mit seinem Haus-

oder Grundbesitz zu spekulieren, die Wertsteigerungen zu seinem Vor-

teile auszunützen. Wenn er die Mieten seiner Hausleute hinaufselzt, so

geschieht das nur aus patriarchalischem Wohlwollen; er wird sich dabei

stets in den Grenzen Ibra Leistungsfähigkeit halten, niemals die Mieten

übemormal steigern. Anders bei dem mobilen Kapital tmd dem speku-

lativen Hausbesitzer. Ihre Spekulation ist wild» sittlich unberechtigt, da

wirtschaftlich unbegründet iisu-. usw.

Dasselbe Zweiseelentum tritt uns auch in der Art und Weise ent-

gegen, wie Jnijer die |io!itische Hedeutunr; des Grund- und Hausbesitzer-

Standes für die Wohnungsfrage Ijeliandek. Au zahlreichen Stellen seines

Buches betont er, daß der durch das Gemeinderecht verbürgte Einflud

desselben auf die Gemeindeverwaltung die schädlichsten Wirktmgen ge-

zeitigt habe. Die Grund- und Hausbesitzer benützen ihre Macht, uro

die Erschließung neuer Baugründe durch die Gemeinde aufzuhalten und
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SO die Nachfrage nach ihren Wohnungen zu steigern (Q, 23). Die kurz-

sichtige Hergabe von Gemeindeland wird durch das Dreiklassenwahl«

System und durch die Bestimmung so vieler deutscher Städteordnungen,

daß die Hälfte Her Stadtverordneten Haus- oder Cirnndbesitzer sein

rati6, begünstiget dl, 07.). Es ist notwendig, die (iemeinden zur Anwen-

dung: des \Vohin]ngsc;esetzes zu zwingen, weil in vielen Städten Haus-

besitzer und Bauäpekulauteu einen uugebiihrlichen Einfluß haben und

die Hausbesitzer durch das Wahlsystem bevorzugt läod, so daß inuner

wieder aus persönlichen Gründen versucht wird, die Stadterweiterung

teils zu hemmen, teils nach bestimmten persönlichen Rtchttmgen zu

leiten (II, X43). Ein ganzes Kapitel wird der sozialpolitischen Rückständig"

keit vieler öffentlicher Vertretungen, insbesondere der Gemeindever-

tretungen, ein weiteres der r).irstclhing des Ciemeindewahlrechtes in den

gröL'cren deutschen Staaten gewidmet 'II, 231— 245). Man sollte nun

aimeluncn, daß Jäger mit allem Nachdrucke eine Reform des stadtischen

Gemeindewahlrechts, die Aufhebung der Privilegien des Grund- und

Hausbesitsertums verlangen mttfite, dafi auch flir ihn die unumgängliche

Vorbedingung flir jede erfolgreiche Wohnungspolitik die Heranziehung

der jetzt mehr oder weniger ausgeschlossenen Arbeiterschaft zu der Ge-

rue!nde\ erwaltung sein müßte. Die Rücksicht auf die Zusammensetzung

der Wählerschaft des Zentrums gestattet es aber nicht, eine soUlie For-

derung^ klipp und klar aufzustellen. Wohl zitiert Jäger eine Äußerung

F. Brandts, daß in nicht zu ferner Zeit Änderungen des Gcmeinde-

wahlrechtes zugunsten der Arbeiterschaft nötig seien, vor einer eigenen

direkten Meinungsäußerung in zustimmendem Sinne aber hiitet er sich

ängstlich. Um so ausführlicher trägt er dafür die Theorie vor, daß das

größte Hindernis für die Ausdehnung des Wahfarechts zu den Volks^ und
Gemeindevertretungen zurzeit die Sozialdemokratie sei, gegen die er

gimz in der Weise und im Ton der gehässigsten Zentrumsagitation po-

lemisiert. Aiu h Jäger gehört zu der Klafse von Politikern, die bereit

sind das W'ahheoht des Volkes zu erweitem, falls dasselbe den (»e-

brauch davon ni:u ht, den sie für richtig halten. Wenn aber die .\rbeitcr-

schafl sozialdemukiatisch wählt, ist sie iiirer Ansicht nach lur ein er-

weitertes Wahlrecht nicht reif.

Da also Jäger den Einßuß des Hausbesitzertums in den Gemeinde*

Vertretungen nidit durch die Aufhebung ihrer Wahlprivilegien brechen

win, so ist er bereit der Staatsbtireaukratie die Machtmittel zu geben,

um den Gemeindeverwaltungen eine fortschrittliche Wohnungspolitik auf-

zuzwingen. Wenn sich die Stadtverwaltungen unter dem Einfluß der

Grund- und Hausbesitzer nicht entschließen, eine suzialpolitisi Ii dtirch-

gel)ildete Bauordnung zu erlassen, so sollen sie von den Regierungen dazu

gezwungen werden, schreibt er 11, S. 71. Deshalb schlägt er vor, in

jeder größeren Stadt einen königlichen Konunissär zur Leitung und

l"n)erwachung des gesamten Besiedlungs- und Wohnwesens emzusetzen.
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Mit anderen Worten heidt das, der städtischen Selbstverwaltung das

wichtigste Gebiet, auf dem zu wirken sie gerade als lokale Körperschaft

besonders berufen und geeip^net ist, zugunsten einer stiatlichen

Bureaukratie entziehen, der jede Verbindung mit der Einwohnerschaft

der Lokalität fehlt. Wie gerne übri<;ens diese bereit ist, solchen An-

regungen zahlreiclier Wohnungsreformer, denen die genügende Einsicht

in die Bedürfnisse der Gemeindeverwattimg feblt, nachzugehen, das seigt

der prenfiische Wohnungsgesetientwurf deutlicfa genug*

Bei dem besdirttnlcten Räume, der fttr diese Übenicht znr Verfügung

steht, können wir uns mit den einzelnen Ausfuhrungen des Jägerschen Buches

nicht weiter beschäftigen, so lehrreich es für eine Charakterisierung der

Wohnungspolitik des Zentrums aucli wäre. Wir müssen uns daher dar-

auf beschränken, den Leser auf einige Punkte, wie z. B. Jägers Stellung

zu dem Bau von Arbeiterwohnungeu durch die Unternehmer, wozu er

Großbetriebe oder Aktiengesellschaften, deren Erzeugnisse einen höheren

Zollschutz genießen, sogar gesetzlich yeipfliditen will, seine EmpfehhBg
kapitalkrAftiger Aktiengesdlschaften, überhaupt der PMmüenmg des

privaten Wohnungsbaues, um ihn zum Bau von Kleinwohnungen zu ver-

anlassen, seine Einwände gegen den kommunalen Wohnui^bau, die

schon dut/.endnial vor ihm in der gleichen Weise gemacht und ebenso

oft widerlegt worden sind, usf, aufmerksam zu machen. Im großen und

ganzen bringen die praktischen Vorschläge, mit ileren Formulierung das

Buch abgeschlossen wird, so wenig etwas Neues und Originales, wie die

th^retischen Untersuchungen über die Ursachen der Wohnungsnot, die

Entstehung der städtischen Bodenrente etc. Das Jägersche Buch ist

eben seinem Wesen nach eme Kompilation, der gegenüber Vorncbt und

Kritik unbedingt am Platze sind. Sein Wert besteht nicht in dem
Eigenen, das es bringt, sondern in den zahlreichen Auszügen, Abdrucken

von Verordnungen, Drucksachen etc., die man in ihm beriuem, aber

weder vollständig noch immer richtig ausgewählt bei der Hand hat.

Eine über Spezialgebiete hinausreichende allgemeinere Bedeutung

kommt auch dem Buche (3j R. E b e r s t a d
t

" s „Rheinische Wohn-
verhältnisse und ihre Bedeutung für das Wohnungswesen
in Deutschland" (G. Fischer« Jena) zu, so spezielle Gebiete auch der

Hanptteil des Buches behandelt Der Verfasser wiU die Einzelheiten der

EntwickluDg des städtischen Bodens am praktischen Beispiele zeigen. Er

schildert zu diesem Zwecke die Wohnverhältnisse dreier Großstädte Dü^l»
dorf, Elberfeld und Barmen, die er deshalb ausgewählt hat, weil in ihnen

nicht der Massenmietsbau mit Hofwohnung vorherrscht, sondern das schmale

und flache, selten mit Hofwohnungen versehene ( '.rundstück, das Dreitenster-

bzw. Vierfensterhaus, die Haupttorni der stadtischen Bebauung bildet. Bei

seiner Untersndiuog beschitfnkt er sich aber nicht auf die eigentlichen

Wobnungsverhältniss^ sondern erörtert das „System der städtischen

Wobnweise in seiner Gesamtheit" und untersucht „die ZusaomienhSnge
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vmadnen den einzelnen Gebieten der Volkswirtichaft» der Verwaltung

und Technik", mit anderen Worten er gibt einen Überblick fiber den
ganzen Prozeß der Bebannng von der Aufteilung des Banbodeui bis zur

fertigen Wohnung und zum Hausbesitz. Hier macht er aber leider

halt; über die Belegung der Wohnungen, also die eigentlichen Wohn-
verhältnisse erfahren wir nichts. Ihre Darstellung wäre aber zur

Vervollständigung des Bildes unbedingt notwendig gewesen, denn die

schönsten Gnmdrisse, die zweckmäßigsten Hausanlagen können durch die

Belegung und Benutzong in ihr Gegenteil verkehrt werden.

Ein rfllunenswerter Voreug der Eberstadtachen Schrift ist es, dafi

sie sich nicht auf das vorliegende Material der Gegenwart beschriUlkt,

sondern uns die Nonnalform des Arbeiterhauses in der Entwicklung vor-

führt, wie sie von der privaten Unternehmung ai'sc-ebildct worden ist.

Diese Partien des Buches, die durch Hausplane illustriert werden, sind

ohne Zweifel das Beste an ihm. Der Verfasser führt uns an prägnanten

Typen vor, wie sich in Dusseidort und Elberfeld das alte Drei- bzw.

Vieifenaterhaua in verschiedener Weise entwickelt hat In Düsseldorf ist der

Endpiunkt der Entwicklang das Drei* bzw. Vierfensterhaus mit Anbau, das

zwei oder drei Kleinwohnungen auf einer Etage enthält. Chatakteristisdi

nir diesen Ty]nis ist der „Anbau", ein angehängter Rückflügel von

2 Zimmern mit Fenstern auf den Hof, und die dadurch bewirkte Zer-

legung der einen "Wohuung in zwei Hälften, von denen die eine (meist

ein Zimmer) an <li r -^traße, die andere : meist zwei Zimmer/ am Hofe

belegen ist. Dies«- i icnnung der Wohrmng ist unseres Erachtens ein

schwerer Übelstand, da sie die Abverauelung des dritten nach vorn

gelegenen ZSmmeis geradezu heratufordert Als «eiterer Übelstand

kommt der Mangel jeder Abgeschlossenheit hinstu Keine Wohnung
bildet em abgetrenntes Ganze für sich. Man braucht sich nur die in

der Schrift abgedruckten Gnmdrisse auf die Zersplitterung der Woh-
ntmgsanlage hin anzusehen, um das l'rteil Eberstadts, der dieselbe

„durchaus befriedigend" nennt, als durchaus unzutreffend zu erkennen.

Mit Fug und Recht strebt der neuere Kleinwolmungshau dahin, auch

dem Arbeiter in seiner Wohnung das (lefühl tler „privacy" zu gehen,

dieselbe so zu gestalten, daü nicht die grtiLJe Mehrzahl der Vorgänge des

häuslichen Leböis sich in der Öffentlichkeit der übrigen Parteien ab-

^elt. Viel zweckmäßiger hat sich der Elberfelder Normaltypus ent-

wickelt, in dem auf den holwärts gelegenen Anbau vernchte^ und der

Treppe eine zentrale Lage gegeben ist. Hier tnlden die zwei — nicht

wie in Düsseldorf 3 — Wohnungen geschlossene Ganze, zu denen der

Zugang von der Treppe aus allerdings auch ohne Vorplatz direkt in die

Wohnküche erfolgt. Unzweckmätäig ist auch hier die i.age des für beide

W^ohnungcn gemeinsamen Abortes an der Treppe. Die Barmer Bauform

stimmt mit der Elberfelder im wesentlichen überein.

In allen drei Städten fehlt das System der Hofwohnung, wie es
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z. B. in Berlin in so weitgehendem Maße ausgebildet ist. und die Miet-

kasetne, für die nach Eberstadt der tiefe Baublock und die Hofwohnunc

charakteristisch ist. Die allgemeine Hausform ist vielmehr das kleine

und mittlere Bürgerhaus, in Elberfeld gab es im Jahre 1900 226g Ge-

bäude mit nur i, 2139 mit nur 2, 912 mit 3, 964 mit 4, 66S mit 5,

524 mit 6 Haiishaltungen. In Häusern mit 4 Ibittbaltimgen lebtän

3856 Haiuhaitungen — dies die stärkste Gruppe —, dann folgen der

Reihe nach die Haustypen von 9 Haushaltungen (Gesamtzahl 3564).

von 7 Haushaltungen (Gesamtzahl 3493). In den Haustypen von i bis

6 Haushaltungen ist über die Hälfte aller Haushaltungen untergebracht.

Ähnlich sind die Verhaltnisse in Düsseldorf und Härmen. Ihnen ent-

sprechend ist auch die Zahl der Hausbesitzer eine beträchtlich größere

als in den Städten mit vorherrschender Mietkaserne. Uuenrieben ist

es aber, wenn Ebeistadt schreibt, daß der breitesten Schicht der Be-

vdlkerung die notwendige Beteiligung am Grundbesitz verblieboi sei

Umgekehrt ist es richtig; auch in den drei von ihm bdumdeltm Städten

mit relativ kleineren Häusern ist die breiteste Schicht der Bevölkerung

vom (irundb^itz ausgeschlossen geblieben. In Düsseldorf gibt es 5716
Hausbesitzer, von denen 75 iiiq Hfiuser = 12 Proz. des «resamten Gmnd-
liesit/es zu lü^^entuin haben, [;e<i:enüber einer Bevölkerung von r 13 711

i'ersonen. Kberstadt berichtet uns ferner, daß sich die Hausl^esitzer

eine strailc Organisation gegeben haben und ihre wirtschaftlichen Standes-

Interessen nachdrücklich vertreten, und erzählt von einer scharfen Mid-

stimmtmg der Bevölkerung gegen den Ifausl:»esitzer8tand, dmn Grund

in den starken und fortgesetzten Mietsteigerungen zu suchen sei. Das
sieht doch nicht nach der Beteiligung der breitesten S( hlcht der Be-

völkerung am Hausbesitz aus. In Elberfeld beträgt die Zahl der Haus-

besitzer .fSro, wovon 3256 nur i bebautes Grundstück, 1254 mehr als

I besitzen, die Bevölkerung belief sich auf 156963 Einwohner, die

Zahl der Hauäliakungen auf 34078.

Soviel nur tiber den ersten darstellenden Teil des Buclies. Der

aweite Teil, Ergebnisse und Folgerungen betitelt, sucht die Tatsachen

des ersten zur Erhärtung der Eberstadtschen Theorien, wie er ae in

seinen bekannten Büchern „Städtische Bodenfragen", ,J>er deutsche Kapital*

markt" und anderwärts niedergelegt hat, nutzbar zu machen. Einzelne

dieser Ausfiihrungen, insbesondere die über die Bildung der Boden-

preise, seien im fnli^^enden besprochen. Kberstadt bezeichnet es als all-

gemein wahniehmiKire Tatsache, die durch seine l'ntersuchungen über

die Bodenpreise in Düsseldorf, Elberfeld, Barmen wiederum liestatigt

sei, „daß die Bodenpreise da am höchsten stehen, wo die weitesten

Geländeflächen zur Verfügung sind und die Stadterweiterung sich in

nahezu ungehinderter Weise vollziehen kann". Naturgemäß sei gerade

die entgegengesetzte Preisbildung, da6 nämlich auf reichlich vorhandenem,

leicht zugänglichem und leicht bebaubarem Gelände die Bodenwerte am
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niedrigsten stehen, am höchsten dagegen da^ wo die Bodenverhältnisse

ungünstig seien und die Stadterweiterung auf Geländeschwierigkeiten

stofie. Ferner hat sich nach Ebeistadt bei allen neueren Stadtctucite-

runjjen und Eingemeindungen ergehen, daö die reicldiche Zufuhr des

Haulaudcs zu einer allgemeinen Sieigciung der Hodenpreise geführt hat.

Dit* Krkläruug (iieser Tatsachen, die nach ihm die Beugung eines natür-

lichen Gesetzes sind, findet er in der liodensj^ekulation und den lur ihre

Tätigkeit notwendigen Voraussetzungen. Das Gebiet der Bodenspekulation

seien die städtischen Außenbezirke; für ihre Wirksamkeit sei daher die

Leichtigkeit bestimmend, mit der das Aufienland zusammengekauft und
festgehalten werden kann. „Die \veiten Geländeflächen des FlachlandeSi

die Geländezufuhr durch eine Stadterweiterung und Eingemeindung sind

die geeigneten Grundlagen der s[)ekulativcn rnternehmung." Hier sei

also die spekulative l'reistreiberei am stärksten entwickelt und seien

daher auch die Preise am höchsten. Die Spekulation in unbeweglichen

Gutem beruhe ni leuter Instanz auf dem Kreis verwaltungsmäüiger Ein-

richtungen, die D«itschknd ztt dem klassischen Lande der Boden-

spekulation gemacht haben. So weit die Eberstadtschen Ausführungen.

Es ist nicht leicht, diese die tatsächliche Entwicklung der Bodenpreis-

bildung auf den Kopf stellenden, die Vorgänge Berlins in unberechtigter

Weise verallgemeinernde Theorie mit ihrer Überschätzung der Ver-

waltungsinat'regeln in Kürze zu widerlegen. Einige ^Vidersprüche in den

Eberstadtschen Ausführungen seien zunächst hervorgeliuben. 1 herstatlt

erwähnt, daü sich das Gelände um I)üsseldi>rf in festen Händen bctindet,

die Bodenspekulation einen (iurtel um die Siadt gelegt hat. Dussel-

dorf liegt in der Ebene; vom Rhdn abgesehen sind seiner Ausdehnnng
keine natürlichen Grenzen gesteckt Hier stimmt also die Sadie. Von
Elberfeld heiöt es auf S. 73: „Das weite Gelände in größerem Abstand

um die Stadt ist aufgekauft und wird spekulativ festgehalten." Diese

Stadt hegt aber auf hügeligem Gelände, das „in dem Sladtmittelpunkt

indes noch ftir die umfangreiche Geschfiftsstadt Raum l.ißt und von luer

aus bald steil, t-ald weniger scharf emjjorsteigt naeh den umli^'genden

Hohen , die der baulichen Ausdehnung reichlichen Platz gewahren".

Auch in Stuttgart gibt es trotz der hügeligen Bodeubeschaffeuheit eine

lebhafte Bodenspekulation, Diese hängt also offenbar nicht von der Ge-

ländebeschatifenheit ab. Obwohl femer in Düsseldorf wie in Elberfeld

die Attßenberirke in den Händen der Bodenspekulation sind, stehen

doch in Elberfeld die Mietpreise nicht unbedeutend niedriger als in

Düsseldorf. Erklärlich wird dieser Irrtum, der die Bodeiisi)ekulation und

die Flachlnnd^lngc in Verbindung bringt, aus dem Ausgangspunkt der

Eberstadtsi lien l Ilter^•uchungen, den Bodenpreis\ erhaltuisscn Berlins und

der Lage dieser .Stadl. Lnd diese Lage itn Fiachlande teilt BcrUn

mit anderen großen, rapid gewachsenen Städten, wie München, Han-

nover etc.
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Ebenso fehlerhaft sind die Behauptungen, daß in den im Flachlande

gelegenen Städten die „weitesten Geländeflächen" zur Verfügung stehen,

und ciaü bei den Stadterweiterungen und Eingemeindungen die reichliche

Zufuhr des Baulandes m einer allgemeinen Steigerung der Bodenpreise

geltihrt habe. Eine ZuAibr v<»i Boden an und fttr sidi ohne Jede Quali-

fikation gibt es in der Prasds nicht Daher muß Theorie» die mit

solchen Begrifiien arbeitet, falsch sein. Es gibt nur Boden in einer be-

stimmten La|^p und der Wert dieser Lage ist in erster Linie durch die

Entfernung von dem Geschäftsmittolpunkt oder — Mittelpunkten beclir.gt.

Daher kann man auch von einer Konkurrenz, die die Boden weit

draul.k-n in den Außenbezirken denen in den Innenbezirken machen

sollen, für Geschäftszwecke überhaupt nicht und für Wohnzwecke nur in

sehr bedingtem Mafie sprechen. Die „weitesten Gdändeflächen'' vezlieien

also die Bedeutung, die Eberstadt und andere mit ihm ihnen zuschreiben.

Wenn durch Eingemeindungen oder ähnliche Vorgänge das Gebiet der

Stadt ausgedehnt wird, so kommen damit die einverleibten Bodenflädwn

nicht ohne weiteres auf den Markt oder üben einen preisdrückenden

Einfluß auf die alten Bodenflächen aus. Man kann dalier auch nicht

behaupten, daü nie Vermehrung des Angebots die Bodenpreise erhohe.

Ks ist "ivhr cliarakteristisch, daß Eberstadt in einer Anmerkung schreibt:

„bei ucui hier beliandelten Vorgang sollte überhaupt das Gesetz von

Angebot und Nachjage nicht mit der fast allgemein beliebten Aus-

schließltchkeit herangesogen werden.*' In gewissem Sinne ist die Mahnung
wohl begründet; aber eine Warnung vor Eberstadts paradoxem Ver-

zidit, dies wirtschaftliche Gesetz zur Erklärung der Vorgänge bd der

Bodenpreisbildung überhaupt heranzuziehen, noch viel begründeter.

Die Unterscheidung zwischen natürlicher und künstlicher Rodenpreis-

bildung, die eigentümliche Auffassung von der Rolle, die die Speku-

lation dabei spielt, die Überschätzung des Eintiusses von Verwaltungs-

maßregeln auf wirtsdiafilidie Vorgänge, die Rollenvertauschung von

Bebauungq>]an und Bauordnung — alle diese Bestandteile der Eber-

stadtschen Städtebautheorie sind sduxßt zu häufig von anderer Seite wider>

legt oder auf Ihre richtige Bedeutung zurttckgefdhrt worden, als dafi wir

ims hier noch einmal dieser Aufgabe unterziehen müfiten. Nur zwei

Punkte seien hier richtig gestellt, der eine, weil er zum ersten Male von

Eberstadt vorgebracht wird, der zweite, weil er die Schwäche Eberstadts

recht deutlich zeigt, juristische Institute für wirtschaftliche Erscheinungen

verantwortlich zu machen. Bei Bere« Imungcn, die er mit Düsseldorfer

Bodenbesitzem gemacht hat, ist ihm als bemerkenswert aufgef^len,

wie der Bodenspekulant es für durchaus selbstverständlich hält, seinen

Zinsverlust als objektiven Wert in Rechnung zu stellen und danach den

Preis der Baustelle zu bestimmen. Dies jedermann bekannte Faktum ist

für Eberstadt eine üftcnbarung. Voll Stolz schreibt er: „Auf ein be-

sonderes Moment (der Stadterweiterung) hat dagegen unsere Dar-
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stdlunK . . . wohl erstmalig (II) hingewiesen; es ist die Tatsache, daß
der Boden nnj^ um die Städte, der sich im Besitz der Bodenspekulation

befindet, ganz automatisch durch Anrechnung des sogenannten „ZinsVer-

lustes" Jahr für Jnhr seinen K.iufpreb steigert." So gern wir Eberstadt

die Freude an dieser Entdeckung gönnen, so müssen wir ihn doch

darauf aufmerksam maclien, daü diese Zinsziischläge als Tendenz, nicht

als Faktum, wohl jedem bekannt geworden sind, der sich mit den .^iiiaugs-
^

giflnden der Theorie dar städtischen C^undrente gelegentlich eimnal be-

schäftigt hat

Der «weite Punkt betrlfit das Hypothekenwesen. „Lediglich unser

Hjpothekensystem ist daran schuld, daß die Bodenpreise spekulativ ge-

steigert werden können"*— schreibt Eberstadt auf S. 42. Das ist direkt

falsch. Unser Hypothekensystem ma^ die Bodenspekulation erleichtem,

aber schuld an ihr ist es nicht, so wenig wie der Verfasser. „In Wirk-

lichkeit, schreibt dieser weiter, bestehen die hohen Preise nicht ; niemand

zahlt sie, weder der Bodenbesitzer, noch der Bauunternehmer, noch der

Hausbesitzer.** Auch das ist nicht richtig. Die Kapitalbetiflge sind nur

der kapitalisierte Ausdruck der jährlichen Rente, die von den IkGetero

als Tribut für die Benutzung des Bodens aufzubringen und für diese

sehr real ist. Durch das Hypothekensystem ist aber dieser Vorgang der

Tributzahlung, auf den allein es ankommt, in keiner Weise bedingt. Auch
in England mit seinem Leaseholdsystem haben wir spekulative Steige-

rungen der BodearcQte so p^ut wie bei uns; dort kommen sie in den höheren

leases zum Ausdruck, nicht wie bei uns in den Kapitalbetragen für

bebaute Grundstücke. „Der Wert steckt nur in der Verschuldung; ei

wird dem Boden aufgeladen und auf den Mieter abgewälzt^ — heifit

es dann zum Schlufl. Offien gesagt können wir uns unter dem Wert,

der nur in der ^'erschuldung steckt und dem Boden aufgeladen wird,

durchaus nichts denken.

An diese Schriften allgemeinen Inhalts seien gleich die Publikationen

angeschlossen, die sich die Berichterstattung^ über die \'orgänge auf dem
Gebiete der ^Vohnungsretorm zur .\ufgabc gemacht haben. Fortlaufend

wird diese Berichterstattung von den beiden Zeitschriften, (^4) Zeitschrift

fttr Wohnungswesen, herausgegeben von Prof. Albrecht, Verlag von

CHeymann^ und (5) Zeitschrift für Wohnungswesen in Bayern,
herausgegeben von Dr. K. Singer und Dr. P. Busching, gefUhrt Die

Gebietsabgrenzung zwischen den beiden Zeitschriften ist meines Er-

achtens eine durchaus zutreffende, und die Herausgeber der ba li hen

2^itschrift haben durch die Tat deiitlirh Ijewiesen, daß neben der

allgemeinen Zeitschrift fiir Wohnungswesen die spezielle ihre Existenz-

berechtigung hat. Es liegt auf der Hand, daß die allgemeine Zeitschrift

lokalen Vorgängen nicht die Aufmerksamkeit und deu Rauiu widmen

kann, wie eine Publikation, die sich auf ein kleineres abgenenztes Gebiet

beschränkt Gerade dieser lokale Charakter der meisten Wohntmgs-
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Probleme erfordert aber sorgföllige Berücksichtigung, sollen nicht in der

Praxis und 'I'hcorie Verallgeracincninircn fjemacht werden, die eine zwec k-

maLiige Lösung der Aufgaben aals schwerste schSdigen müssen. Da7,u

kommt, daß eine allgemeine Zeilschrift in der Hauptsache nur allge-

meinere Anregungen zu geben vermag und audi geben $oll Sie mnfl

der praktischen Tätigkeit femer bleiben. Dagegen ist es gerade die

Aufgabe der besonderen Zeitschrift, die Agitation für die einzdnen Auf»

gaben energisch ins Leben zu rufen , direkt einzugreifen in die Be-

strelmngen des Tages, mögen sie sich auf den Erlaß einer Bauordnung,

auf den Bau eines LediLrcnheimes usw. konzentrieren. Man braucht nur

die bisher ersrhienenen Xumincrn der Zeilschrift für Wohnungswesen in

Bayern daraufhin durchzublättern und man wird finden, wie richtig die

Herausgeber ihre Aufgabe erfaßt haben. Es wäre zu wünschen, daß

auch in anderen Landesteilen des Deutschen Reiches derartige Zeit-

Schriften entständen; die praktische Förderung der Wohnungsj^bleme
würde dadurch einen energischen Anstoß erhalten.

Eine einmalige zusammenfassende Obersicht Uber alle Vorgänge auf

dem irnnzen p-roßen Gebiete der Wolinungsreform und über die Literatur

im Jahre iuot, gibt das von dem tätigen Schriftführer des \'ereins

Reiohs-\\'ülini:ni;si;csetz, Dr. K. vun Mangoldt als Anhang,' zu dern 6. (ie-

schaitsbericht dieses Vereins zusammengestellte (6j „Jahrbuch der
Wohnungsreform im Jahre 1903". Es bedeutet einen ersten Ver-

such > der wohl als gelungen bezeichnet werden darf. Trotz aller Küne
— der Bericht umfafit 37 Seiten — gibt er eine zutreffende Orientierung

und ermöglicht dem Leser durch die Hinweise auf die verschiedenen

Publikationen» sich für die ihn interessierenden Punkte ausführlichere In«

formation zu vcrscIiatTen. Das ist auch alles, was von einer solchen Über-

sicht verlangt werden kann, falls sie nicht zu einem dickleibigen Baude

anschwellen soll. —
Wir wenden uns nunmehr zu den Schriften, die sich speziell mit

der Bodenfrage und -politik beschäftigen, und beginnen mit dem Ver-

trage (7) Dr. K. vonMangoldts ,»Die städtische Boden frage
(Güttingen, Vandenhoeck und Rupprecht), 1904, der uns wegen der

nüchternen Abwägung der in Betracht kommenden Momente bemerkens-

wert erscheint. Mangoldt hält sich von der Überschätzung der Boden-

•Spekulation , der man geradezu abenteuerliche Kräfte zuzuschreiben

liebt, durchaus fern. Sehr richtig scheidet er zwischei» den Ur-

besitzern und Tcrrains])ekulanlen. Jene können warten, bis ihnen die

goldene Krnte in den Schoß fällt, diese müssen ihr Kapital — oft haben

sie den Boden schon teuer gekauft — verzinsen. Daher gilt auch für

sie das ökonomische Gesetz, die Umlaufszeit möglichst zu verkürzen.

Sie schließen ihre Tenains mit aller Energie auf und suchen, die Bau-

plätze mit Vorteil natürlich, möglichst bald wieder loszuwerden. Es

gibt keinen größeren Unsinn, als die Schilderung der Bodenspekulation
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— sie ist auch von Jäger ausführlich zitiert worden — nach der der

Spekulant das Terrain ankauft und es nun 20 Jahre (!) lang ruhig liegen

ISßt, bis es ihna teuer genug sfcworden /n sein scheint. Diese Phantafsie-

sorte von Bt.)denspek\ilant verdiente auf emer Raritäten- und Monstrosi-

tätenaussteilung oiientlich ausgestellt zu werden. Ebenso /utrettend sind

die Ausführungen Mangoldts über die Steuer nach dem gemeinen Wert.

Bleibt diese Steuer niedrig, x

—

9 Promille, so verfdilt sie jeden Effekt auf

die Bodenbesitzer; setzt man sie höher, '/^— Froz^ so vertreibt sie den

lüemen Grundbesitzer zum Vorteil der grofien aus seinem Besitz; auf

alle Fälle aber spielt sie neben der 4 oder 5 prozentigen Verzinsung des

für den Boden gezahlten Kapitals eine unbedeutende Rolle. Tatsächlich

ist die Steuer nach dem gemeinen Werte nur eine Finan/steiier, die den

Koniniuncu j^rußcie Ertrage l)ringt, als die staatliche (Grundsteuer. Als

solche hat sie ihre gewisse Berechtigung ; für die Boden- und Wohnungs-

reform ist sie bedeutungslos.

Als Ursache des steigenden Bodenwertes bezeichnet Mangoldt die

monopoläbnlicbe Stellung der Baulandbesitzer und «Verkäufer. Er fUhrt

diesen Gedanken dahin aus, daß trotz der theoretischen Fülle des

nach allen Seiten ungehindert sich erstreckenden Flachlandes „als Bau-

land und speziell als Eatistellen nur ein ganz schmaler Streifen Land

ie" eiüu in Betracht kommt, der sich unmittelbar an tias bereits bebaute

Land anschließt". Wir haben die gleichen (iedaakca bereits oben bei

der Besprechung des Eberstadlsclien Buches nur imter anderer Bezie-

hung ausgesprochen, als wir b^upteten, dafi die Aufienböden den

Innenbödea keine Konkurrenz machen können. Wichtig ist dann femer

nach Mangoldt, daß die Stadterweitening im wesentlichen ein privat*

kapitalistisches Geschäft ist und daher alle die Mängel solcher Ge-

schäfte besitzen nwiß. .-Vusführlich weist er dabei nach, welche Be-

deutung bei der privatkaijitalistisehen Staclterweiterung den Zinszusrhlägen

zukomn'it, ohne allcrdin,L;s wie Kbersiadt tür diese AusffihrunL:en den An-

spruch der Neuheit zu erlieben. In dem SehlulUeile seines \'ortrages

entwickelt dann der Verfasser seine schon Iruhcr an anderer Stelle

(Archiv ftir soziale Gesetzgebung und Statistik 18. Bd. Heft 1—2) aus-

föhrltcher begründeten Vorschläge zur Abhilfe: Ausbildung einer gemein*

verständlichen Statistik, Schaffung von Konkurrenz unter den Bodenver-

käufem durch Anlage zahlreicher Straßen, durch Ausbildung der Straßen-

bahnnetze und Erlaß einer tiefgreifenden Bauordnung, ferner Besteuerung

des \^'ertzuwachses, Hinausverlegung der Industrie in die weitere Um-
gehung der Städte, StadtVerjüngung. Da in diesen .Ausführungen nichts

Neues enthalten ist, erübrigt sich ein näheres Eingehen darauf.

.•\uch ein grolk;r Teil der Damaschkeschen Schrift ,.Aufgaben der

Gemeindepolitik" (Vom Gemeindesozialismusj, (Jena*Fischer), die nun-

mehr in 5. Auflage vorliegt, beschäftigt sich mit den Problemen der Boden-

politik, insbesondere vom kommunalen Gesichtspunkte aus. Damaschkes Aus*
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führungen haben in Dr. F. Pnbst, der das bodenreformeriiiche Steuer-

prograinm \ üid Standpunkte der iiauibesitzer
^
prüft , einen sciiarfen

Kritiker gefunden, dem wir in vielen Ponkten redit geben mü«en. In

feiner Schrift (8) .»Damaschke und die Hausagrariei" (Dresden

und h^pag, PiexsQOs Verlag, 1903) veigleicht er zunächst das FxDgnnim
der Bodenreformer, das den Konjunkturgewinn an Grand und Boden
durch die Umsatzsteuer, Bauplatzsteuer und Zuwachssteuer zu fiusen

sucht und daneben Hie bestehenden Grund- und Gebäudesteuern er-

halten oder umgestalten will, nüi dem rrograinni der „objektiv denkenden

Hausbesitzer". Dasselbe schlägt eine einzige Koniunkturgcwinnsteuer

vor, die fiir unbebautes und bebautes Land in versciucdeuer Form er-

hoben werden soll, und empfiehlt, das System der Interessenstenein, wie

Anliegeibeiträge, Kanalisatioosabgabe, Trottoiisteuer usw. anwaihanen.

Die beutigen Grund« und Gebäudestenem sollen beseitigt werden; eine

besondere l-insatzsteuer wird als überflüssig und schädlich bezeichnet.

In der Polemik gegen Damaschke hat Pabst in den meisten Punkten

recht. Die alte, von den Rodenreformem nis Glaubensartikel immer
und immer wiederholte 1-abel, daü Steuern auf (lic (Grundrente stets aus-

schließlich auf die Eigcutümer des Grund und iiodens fallen müssen^

wird von ihm mit durchschlagenden Gründen widerlegt Man braucht

ach auch nur die Verhältnisse emmal klar zu machen, um au dem
gleichen Resultate an kommen. Die von der Gesamtheit der Anwohner
einer städtischen Markung au zahlende Grundrente ist zu einer bestimmten

Zeit ein fester Betrag. Nun denke man sich eine allgemeine städtische

Grundsteuer eingeführt, die z. B. nach dem gemeinen Wert berechnet

gleichfalls einen bestimmten Betrag ausmaciit. Auch Damaschke wird

kaum annehmen, daß nun die Gnmdbesitzer in ihre Tasche greifen und

den ganzen Betrag der Steuer selbst aufbringen werden. Im Gegenteil!

Die Tendenz, diesen ganz auf die Mieter abzuwälzen, wird eine sehr

starke sein und in den meisten Fällen sich durchsetzen. Von den
Steuererleichterungen z. B., die durch die Emfttbnmg der Grundsteuer

nach den gemeinen Wert den Besitzern der Häuser mit kleinen Wohnungen
zuteil wurde, haben die Mieter nicht den geringsten Vorteil gehabt
Ebensowenig hat sie eine Herabsetzung der Grundstürkpreise ge-

bracht — , das hat noch keiner der zahlreichen Anhänger dieser Steuer

behauptet — viel eher wird eine Wertsteigerung eingetreten sein, da

ücr LrLrag ein größerer geworden ist Muß aber zugegeben werden,

dad die Tendens zur Abwälzung bestdit, so ist damit auch das Bestdien

der weiteren Tendenz zugestanden, den Vorteil einer allgememenAufhebung

der Grund- und Gebäudesteuer, wie sie von den Hausbesitzem und von

Pabst gefordert wird, vcillig den Grund- und Hausbesitzern zuzuwenden.

So berechtigt daher die Kritik dieses letzteren an Damaschke und den

Bodenreformern ist, weil sie die allgemeine Aufliebung der Grundsteuer

sehr richtig als „persönliches Geschenk*' an die Grund- imd Hausbe-
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stLier verurteilen, dagegen widersprechenderweise ihre Reduktion für Teile

des Hausbesitzes, z. B. durch die Besteuerung nach dem gemeinen

Werte begeistert fordern — mit dem gleichen Rechte mufi der Vorwurf

der Iskonseqaeiu gegea Pabst erhoben werdeop da er von einer gene-

rellen Steuerbeseitiguiig infolge der durch sie bewirlcten „Konkurrent

der gesamten Boden- bzw. Gebäudeeigentümer" ein Herabgdien der

Mieten erwartet, das Vorhandensein dieser selben Konkurrenz aber ab-

streitet, um die von Damaschke behauptete Nichtabwälsbarkeit der

Grundsteuer zu widerlegen.

Gehen wir also davon aus, daß die Tendenz zur Abwälzung der

Steuern auf Grund und Boden allgemein vorhanden ist, und daß eine

Besteuerung der Konjunkturgewinne berechtigt ist, so wird das Problem

so SU formulieren sein: wie ist die Wertaiwadissteuer aussubilden, dafl

die Möglichkeit der Abwälzung ein Minimum wird. Dabei wird zwischen

bebautem und unbebautem Boden su unterscheiden sein, aber nicht, um
nach dem Vorschlage Brentanos in seinem Vortraf^c (q) W o h n u n g s -

zustände und W o h n u n <; s r e f o r ni in München" (Emst Rein-

hard, München 1904) den erstcreu steuerfrei zu lassen, sondern weil die

Abwälzung der Steuer bei beiden eine verschiedene ist. Die Schwierig-

keit, bei den Gebäuden zu unterscheiden, welcher Teil des Wertzu-

wachses auf eine am Gebäude vorgenommene Melioration, welcher auf

den Boden entfallt, wird von Brentano bei weitem flberachätst Audi

seine Hofihung, dafl die Freilassung des bebauten Bodens von der Za-

wachssteuer einen sehr starken Antrieb zum Bauen bilden würde^

können wir niclit teilen. Daprep^en würde eine solche FreilaKung den

Ertrag der Steuer ganz cjcwaltig beschneiden.

Nach Pabst wird sich nun der Trieb zur Abwälzung der Grund-

steuer dann nicht geltend machen, wenn die Steuer wirklich realisier-

bare Leistungsfähigkeit trifit. Bei ebem Mifivetliältnis swischen Steuer-

last und Stenerfilhigkeit werde dagegen stets der Versuch zur Abwälzung

gemacht werden. Eine wirielich steuertechnisch nutzbare I>eistungsfiihig>

keit sei beim Boden- und Hausbesitz aber nur da vorhanden, wo der

Wertzuwachs, sei es als JEUnnabmesteigerung, sei es als realisierter Ge-

winn wirklich in die Erscheinung jrctreten sei. So sehr wir mit Pabst

dartiber übereinstimmen, dati die Besteuerung des unverdienten Wertzu-

wachses da anset(?en soll, wo dieser in die Erscheinung tritt, also real

und steuertechniscii greifbar wird, so wenig halten wir aie Verbindung,

die er swischen steuerlicher Leistungsfähigkeit und Abwälnmgirtendeiiz

herzustellen sucht, für irgendwie begründet Eine Steuer, die auf die

leistungsfähigen Multem gelegt wird, ist deshalb nicht unabwälzbar,

noch wirtl dadurch die Neigung, sie weiter zu wälzen, abgeschwächt.

Ad Erfahrungsbeweisen dafür fehlt es nicht. Es sei nur auf ein Beispiel

aus jüngster Zeit hinfjewiesen. Die Warenhausbesitzer haben sofort die

ihnen auferlegte Umsatzsteuer abgewälzt, obschon es sich bei den

Archiv für Soualwitienschan u. Sozialpolitik. 1. (A. f. soi. C. u. St. XIX.J i. 46
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meisten Warenhäusern doch um sehr lebtungsfähige Gebilde handdt

Der von Pabst anfgestdlte Gnmdsatz hilft uns also nicht weiter. Wollen

wir zu anem Resultate kommen, so miissoi wir das wirtschaftliche

Grundprinzip von Angebot und Nachfrage heiamiehen und vom ein-

zelnen Grundstück, nicht aber von Klassen von Grundstücken oder von

dem ganzen Grundbesitz einer städtischen Markung ausgehen. Der

Preis des einzelnen Grundstückes kann nicht beliebig nach Laune des

Besitzers hinaufgesetzt werden. Es bilden sich auf dem ( jruridstücki-

markt Lageklassen, in die die einzelnen Grundstücke infolge der Wir-

kung von Angebot und Nachfrage einrangiert werden. Daraus ergibt sich,

daß eine Steuer, die das einzehie Grundstück gewissermafien aus seber

Klasse heraushebt, es isoliert und dann in seber Isoliertheit steueriich

erfaßt, a pnoü nicht abgewälzt werden kann. Wie im einzdnen die

Wert/uwachssteuer eingerichtet sein müßte, um diese anzustrebende

Isolierung zu erreichen, können wir hier nicht des näheren erörtern;

es kam uns nur darauf an den Grundsatz klar herauszustellen. —
Mit dem Einfluß der industrielleo Krisis auf die Bodenwerte be-

schäftigen sich fiinf Abhandlungen im 7. Band der „Störungen im deutschen

WirtschaftslebeDS während der Jahre 1900 ff,", herausgegeben vom Verem

für Sozialpolitik, die von sehr ungleichem Werte sind Die beiden Abhand-

lungen von Dr. F. Hecht, (10) „Dresden und die Grundstücks'
krisis" imd (11) „Die städtische Bodenentwicklung in Leip-
zig" sind von dem Verfasser b/w. der Leipziger Iinniobiliengesellschaft

abp:efaßt worden, weil es nicht gelang geeignete Bearbeiter Rir diese

Themata zu finden. Die wissenschaftliche Bedeutung beider Schriften

ist sehr gering. Hecht kommt für Dresden zu dem Resultate, daß die

Krisis des Grundbesitzes daselbst in erster Linie auf lokale Ursadien

aurückzufuhren, ihr £jntritt aber durch den Eintritt der Depression be-

schleunigt und verschärft worden sd. Vid wntvoller sind die anderen drei

AUiandlungen : (12) D. J. Feig, Die Verhältnisse des Grund und
Bodens inDüsseldorf unter dem Einflüsse der Wirtschafts*
krise von 1900,(13) Dr. H. Silbergleit, Zur Bodenentwicklung
Magdeburgs, und ( r 4) Dr. L. M a a ß , Die n e u e r e E n l w i c k 1 ti n p

der Boden\'erhältnissc in München unter Berücksichti-

gung der Krisis der jähre 1900 und 1901. Leider können wU"

bei dem beschränkten Raom^ der nur VorfUgung stein, nicht anf die ein>

zdnen hochinteressanten Untersuchungen eingehen. Nur das eine sei

daher hervoigdioben, die auflerordentUch grofie Rdativität aUer Vor-

lage der Bodenwertbewegung* Liest man die drei Schriften hinter*

einander, so erhält man einen recht deutlichen Eindruck davon, wie

ernnrlverschieden die VcrhSltnisse von Stadt zu Stadt sind, und eine

ebenso deutliche Warnung davor, aus Einzelbeobachtungen , die atif

einem beschrankten Gebiete gemacht worden sind, generelle Schlüsse

zu ziehen, die sich nur zu oft als falsch erweisen, wenn man sie an den
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BeotMchtungen eines anderen Gebietes nachprüft In Düsseldorf u K,

wo in den Jahren 1898 und 1899 die Klagen über Wohnungsnot all«

gemein waren und außerordentlich große Mietsteigcrun<»en stattfanden,

hat die Bodenwertsteigerung auch nach Eintritt der Krisis fortgedauert,

wahrscheinlich aber in verlangsamtem Tempo. Die Mietpreise sind

nicht zurückgegangen, aber auch niclit weiter gestiegen, da sich infolge

des reichlich fließenden Baukredits gerade in den Krisenjahren eine leb*

haftere Wohnbautätigkeit entwickelt hat. Feig kann also geradezu einen

wohltätigen Einflufi der Krise auf die Bau* und Wohnungsveifaiatnisse

feststellen. In München haben wir dagegen zur gleichen Zeit „auf dem
Terrainmarkte und besonders im Baugewerke starke krisenmäßige

Störungen", Rir die von Maafi die industrielle Krisis nur sum Teil mit

verantworüicli gemacht wird.

Mit einer einzelnen Frage der Hodenpohtik beschäftigt sich die

Schrift (15) Dr. K.Grünberg's, Bauten auf fremden» Grund, ein

Beitrag zur Würdigung des Erbbaurechtes (Wien, F. Deuticke,

1903). Die Bestrebungen, das Kechtsinstitut des Erbbaurechts auch in

dteteneich einzuführen, haben den Verfasser verankfit, sich ekigehender

mit der Frage /x\ beschäftigen, ob die angestrebte Rezeption überhaupt

nötig ist Seine Forschungen liaben ergeben, daß in Österreich bereits

ein dem Erbbaurecht ähnliches Institut in dem Supen'difik.it besteht, durch

das es Zeitpächtem ermöglicht wurde, Baulichkeiten auf Paclitgrund zu

errichten. Zahlreich sind die Superädifikatsverträge besonders in AVien

und iii den Gemeinden der L'mgebuxig; sie tinden sich aber auch sonst

in Niederdsteireicb, in Ungarn usw. und zwar hauptsächlich auf ge-

bundenem Boden. Das Institut war also ziemtich verbreitet, ein Beweis,

da6 es wirtschafUichen Bedfirfhisien entsprach. Der Verfasser nnter^

wirft nun die wichtigeren Typen dieser Sujjcradifikatsverträge einer ein-

gehenden Analyse sowohl nach ihrer juristischen wie WirtschaftUchen

Seite und kommt beide Male 7.u einer Verurteilung des Instituts. Die

juristisclie Konstruktion der Bauleu auf fremdem Grund, die dieselben

])rinzipiell als Falirliabe ansieht, hat in der Praxis 7.\\ Schwankungen und

inneren Widersprüciien gefülirt, für die uns der Verfasser eine Reihe

interesssnter Betspiele beibringt WirtscfaaftUch muflten diese dahin führen,

die Ausnutzung des Grundstückes für Bauzwecke durch die Pichter zu

verhindern, sowie die KreditfUiigkeit desselben zu imtergraben und zu

vernichten, da ihm der Realkredit versagt blieb, und auch der Personal-

kredit nur in sehr beschränktem Maße und zu ungünstigen Bedingungen

ermöglicht wurde. Der Grundeigentümer ist stets bestrebt, seine Ver-

fügungt^freihcit über den Pachtboden mughchst groL'» zu erhalten oder zurück-

zugewumen, und das wird um so mehr der Fall sein, wenn sich ihm eine

günstigere Verwertung seines Grund und Bodens bietet. In den im Ver-

hültnis zum Bodenwert so niedrigen Pacfatraten kommt daher die Ge*

fohrenprflmie zum Ausdrucke, die den Pächtern für die fehlende Ständigkeat
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ihres Pachtverhältnisses gewährt wird. Nach dieser Kritik des Superädifi-

kates wendet sich der Wrfas^er zur Besprechung des Erbbaurechtes, das

als Krsatz für jenes cm] "fohlen worden ist. Er stellt zunächst im An-

schluß an Andre u. a. fest, „dal'i über eine Reihe prinzipiell höchst

wichtiger, ja entscheidend bedeutsamer Punkte die vollste Unklarheit

herrscht", und prüft dann den möglichen oder wahrscheinlichea Inhalt der

Rechtsform. Wir köonea diesen Aiisflihntogen nicht im eimelnen nadi'

fehen, so wichtig dieselben zur Charakterisienmg des firKbaurechteB

und. Mdir interessiert uns hier die scharfe Kritik, die der Verfasser

an der wofanm^EspoUtischen Bedeutung des £rbbaurechtes übt Auch
hier stimmen wir seinen Ausfülmint:^en im wesentlichen zu. Ganz ab-

gesehen davon, daß wir von der Nützlichkeit des Eigentums für Arl)ei:er

durchaus nicht ülier/eu^t sind, können wir, SO weni^ wie Gninberg, m
dem Erbbaurcciii cm .Mittel sehen, den Eigenhausbesitz des Arbeiter-

standes zu fördern. ,JDenn glaubt man wohl: der Fabrikant oder Guts-

herr, der um dnes festen Arbeiterstammes willen Gr(inde zu Erbban*

recht austttt, werde anstehen, sich durch Beisetzung von Resolutivbedin-

gungen imd anderen VertragsUauseln vollste Bewegungsfreiheit seinen

Hintersassen gegenüber zu sichern? Wie soll sich dann aber der

Arbeiter das Baukai>ital verschafTcn?" — schreibt Grünbercr sehr zu-

treffend. Ganz das gleiche gilt auch von den anderen \'orzügen. die

man dem Erbbaurerht nachrühmt. Die cnp^lischcn Erfahrunc:cn mit dem
Leaseholdsystem ermuntern gerade nicht dazu , ucm iixbbaurecht eine

weite Verbreitung in der privaten Wobnungsproduktion su wttnsclien.

Und wenn darauf hingewiesen wird, daß in England Private Privaten

gegenüberstehen, in Deutschland dagegen die E^entfimer des Erbbao-

geländes den Gemeinden und infolgedessen die Verhältnisse ganz andere

sein würden, so muß um so mehr betont werden, daß alles von der Art

der Verträge abhängt, die von den Gemeinden und den Erbbaulustigen jre-

schlossen werden. Will die Gemeinde eine \'erbilligung der Mieten

erreichen, so muß sie sich gegenüber den Erbbaulustigen das Recht der

jMietfeäU>etzuug vorbehalten. Auf eine solche Bestimmimg kann sich aber

die private Bauontemehmung nicht einlassen, wfll sie nicht ihre eigene

auf der Ausbeutung der Grundrente beruhende Existenz negieren. So

konunt denn GrUnberg zu dem Schluß^ äa& das Erbbaurecht in keiner

Art als Mittel zur I.()<;ung der Wohnungsfrage oder auch nur zur

Linderung der herrschenden Wohnungsnot angesehen werden könne.

Dieses Urteil scheint uns zu weitgehend, alles zu verdammen. Unseres

Erachtens kann das Erbbaurecht in dem beschränkten MaUe Anwendung

finden, als es von den Gemeinden Baulustigcn bewilligt wird, die auf

die Ausbeutung der Grundrente verzichten und sich der Festsetzung der

Mieten durch die Gememden unterwerfen. Es kämen also nur Ban-

genossenschafteo mit Geroeineigentum und gemeinnützige Gesellschaften

in Frage. Das Problem des Profits würde in diesen Fällen ausscheiden.
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Duidi dät Benutzung des Erbbaurecbtes würde den Gemdnden nur das

Geschäft des Wohnnngsbaties und -Vermietung abgenommen, wofür sie

den Grund und Boden und den giOfieren Teil der erforderlichen Bau-

kapitalien zu beschaffen hätten. Allerdings lie0e sich bei einer der-

artigen Anordnung die Frage aufwerfen, ob es nötig ist, den Umweg
über das Erbbaurecht zu nehmen, und ob das gleiche Ziel nicht kürzer

mit gleichem l.rfuige erreicht werden kann.

Zu den schwieri^^sten Hindernissen einer zweckmäßigen Bebauung

gehört die namentlich in Sud- und Westdeutschland sehr weitgehende

Zersplitterung des Grundbesttses. Aus ihr nmfi sogar einer der wenigen

Rechtfertigungsgründe für die Bodenspekulation abgeleitet werden» die

durch den Zusammenkauf der zersplitterten Grundstücke und Parzellierung

des neugcbildeten Ganzen die für die Bebauung erforderliche Lage und
Größe der Baugrundstücke herstellt. Durch freiwillige oder gesetzlich er-

zwungene Zusammenlegung und l'mlccninj: der Partiellen der verschie-

denen Kigentiimer hat man das gleiche Ziel zu erreichen gesut lit, ohne

den Umweg über die Bodenspekulation zu machen. Zahlreiche Versuche,

die Grundeigentümer für ein derartiges Vorgehen zu gewinnen, sind von

den Gemeinden gemacht worden — teils mit, teils ohne Erfolg. Über

eine erfolgreiche Grundstücksumlcgimg, die das bedeutende Gebiet von

167,54 ha umfafite, berichtet die Schrift (16) ,,Die Grundstücksum-
legung in Stadtfeldmarken und in der Südostfeldmark
D o r t m u n d" von de \V e 1 d i g e - C r e m e r und Dr. Fahrenhorst,
Dortmund 1903. In Dortmund wurde für die Aufschlief.^ung der Sud-

ostfcldniark die landwirtsrhaf'tlirhe \ crkoppehnig auf (iruntl des Ciesetzes

vom 2. April 1872 betr. die Ausdehnung der Ciemeiniieiisteilungsordnung

angewendet; Auf diese Weise wurde wohl durch Schaffung eines guten

Wegenetzes mit Gilben, also besserer Zugänglichkeit und Entwässerung

der Grundstücke, durch Vornahme einer Neumessung und Ordnung des

Grundbuches, durch wirtschaftlichere Gestaltung der Grundstücke den land-

wirtschaftlichen Interessen in erster Linie gedient, zugleich aber auch

das 650 Morgen große (leV)ict der Rel)auung erschlossen, die bisher bei

den eigenartigen Besit/.verhaitnisscn so gut wie unmöglich war, tur die

Gemeinde aber erwuchs der gewaltige Vorteil, daß sie in den Besitz des

gesauilen für das zukünftige SttuLicnnetz erforderiiciicu IJodens im Be-

trage von ca. 130 Morgen gelangte, ohne auch nur die geringsten Auf-

wendungen machen oder Zinsverluste erieiden zu müssen. Die zu-

künftigen Straßen wurden in der Breite der normalen Wirtschaftswege

aus der Masse entnommen, die Erbreiterungsflächen bis auf die Strafen-

breite von den Anliegern sogleich mit abgetreten, enthaftet und der

(Gemeinde überwiesen; jene behielten aber die Nutzung der über 9 m
hinausgelunidcu StraUenlandstrcifcn. Die gan/c l'inv. anulung vollzog sich

im Laule eines Jahres ohne Beschwerde seitens der lutejcssenten. Die

Vorteile, die den Ciruiidbcsitzern zugewachsen sind, haben für weitere
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Verkoppelungen Propaganda unter den Grundbesitzern in anderen Feld-

marken tceinncht, so daß eine Fortsetzung: des V'crfahrens zu en\-nrten

ist. Über die Verkoppeltmg der Südwestleldnuirk gibt nun die an-

geführte Schrift ausführUchen Bericht, zugleich will sie damit den Nach-

weis liefern, daß es mit den Verkoppelungsgesctzen selu" gut möglich

ist, Umlegungen von Stadtfddinarkeii durchzuführen, die sich im Über-

gangntadium zur baulichen und industriellen Benutzung befinden, und

dabei alten BedQrfiussen der Landwirtschaft, des Verkehrs und der Be«

bauung Rcdmung zu tragen. Dabei muß allerdings eine Reihe von

Voraussetzungen erfüllt sein: der Antrag einer genügenden Mehrheit muß
vorliegen , die Zuständigkeit der Auseinanderseizungsbehorden be-

gründet, durch Finverständnis der Beteiligten die volle Berücksichtigung

der zukünftigen Bebauung gesichert und eine nur kleine Zalil von Tar-

zdien vorhanden sdn, die nach § 3 des Gesetzes vom 3. IV. JS73 der

Undegung an sich nicht unterworfen sind. Gegenüber dem fakultativen

Charakter der auf Grund der Agrargesetze stattfindenden Umlegungen

bedeutet daher die Lex Adikes auch nach Ansicht der Verfasser

einen erheblichen Fwtschritt. Die materiellen Sätze dieses Gesetzes

werden von ihnen im wesentlichen gebilligt, gegen die das \'erfnhren

rcgchuien \'orschrifteii aber um so schwerere Iledenken geltend genia« ht.

Sie wL-ilVii die l'ragc auf, ob es nicht zwecknialiiger sei, die Leituiig

des Verfahrens und vor allem die Aufstellung des Verleilungsplanes

nicht einer ad hoc von dem Regierongspzlteidenten ernannten Unilegungs-

kommission, sondern den Auseinandersetzungsbehörden zu übotragen,

die äber eine reiche £r&hrung und ein in der Umlegungstechnik ge-

schultes Beamtenpersonal verfügen. Zugleich empfehlen sie eine Ab-

änderung der Agrargesetzgebung in einigen Punkten, um die Ausein

-

andersetzungsbehorden in weiterem Umfange für die Schaffung von Bau-

gelände nutzbar machen zu k()nnen. Wir können atif eine Kritik dieser

Ausfuhrungen nicht eingelien, da sie uns zu lief in die komplizierte Um-
legungsmaterie iniieinfuhren würde. Es sei hier nur hervorgehoben, daß

es sich bei den städtischen Umlegungen doch vor allem um i^oblone

des Städtebaus handeln wird und unserer Ansicht nach gerade die

städtischen Behörden sachverständige Vertreter des Gemeinwohles sind.

Anstatt diesen Behörden die I<eitung des Verfahrens und die Aufstellung

des Vcrteilungsfilanes zu übertragen, hat man sie überall als Interessenten

betrachtet, denen gegen'ibcr der Grundbesitzer nach allen RidUungcn

liin geschlitzt \' erden aiubsc.

Mit der „Bauordnung im Dienste der öffentlichen Gesundlicitspflege'*

beschäftigte sich im September 1903 der „Deutsche Verein fUr Öffent*

liehe Gesundheitspflege" auf seiner Vereinsversammlung zu* Dresden.

Die Referate lagen in den Händen des Geh. Regierungsrat Rompdt und

dem r>aurat Stübhen, die ilire Anschauungen nach dem Gebrauche des

Vereins in Leitsätzen niedergelegt hatten. Eine Besprechung der Ver*
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handlungen liegt nicht im Rahmen dieser Arbeit Mit der Bauordnung

beschäftigte sich ferner ein Vortrag des Prof. K. Mayreder, der in

der „Österreichisdien Gesellschaft für Arbeiterschutz" gehalten worden

ist In erweiterter Form liegt derselbe als 5. Heft der Schriften dieser

Gesellsdiaft unter dem Titel: (17) „Städtische Bauordnungen mit
besonderer Berücksichtigung der Wohnungsfrage" (Wien,

Franz Deuticke) vor. Die Schrift gibt in kurzen Zütren einen orientierenden

Überblick über die bei dem Erhij einer Bauordnunj^ in Frapfc koinraen-

den Momente, wul)ei da«; Zurückbleiben der österreichischen H.iuord-

nuugen, insbesondere der Wiener hinter den anerkannten l ordcrungen

der Hygiene, der Städtebautechnik nnd der Wohnuogspolitile energisch

hervorgehoben wird. Entstand doch noch im Jahre 1894 die neue

Bauordnung für Brünn und im Jahre 1900 die für Linz einfach dadurch,

dafi man die veraltete Bauordnung für Wien krittldos abschrieb. Diese

Bauordnungen wurden überdies noch auf eine ganze Reihe kleinerer

Städte au-^^^edehnt. Kein Wunder, daß sich dann Wohnungszustände

herausbikien, die jeder Bescl»reil)ung si^otten. Ein Vorzug der May-

redersclicu Schrift sind die Pläne, an denen klar gemacht wird, wie die

Bestimmungen verschiedener Bauordnungen auf die Bauweise, die Über-

bauung der Grundstücke usw. einwirken.

Zu den wenigen deutschen Städten, die durdi den Bau von Arbeiter-

hättseni fUr das allgemeine Wohnungsbedttrfhis der nichtbesitzenden

Klassen gesorgt haben, gehört die Stadt Ulm, die seit dem Jahre 1S94

in größerem Stile als l'nternchmcrin von Kleinwohnungen aufgetreten

ist. Über ihre Tätigkeit unterrichtet uns in tretTlicher Weise die von dem
Oberhürgennei>ter Wagner herausgegebene Sciirift : (18) „Die Tätig-
keit der Stadt Ulm a. I). auf dem Gebiete der Wohnungs-
fürsorge für Arbeiter und Bedienstete" (Ulm, J.

Ebner). An-

laß au der städtischen Bautätigkeit gab weniger der Mangel an Wohnungen,

als vielmehr die übermäßigen Preise und die geringe Beschaffenheit der

Wohnungen, in denen die arbeitende Bevölkerung hausen mußte. Wir

haben hier also ein Beispiel für die Bekämpfung der chronischen

Wohnungsnot, wählend im allgemeinen die Bautätigkeit der Stadtver-

waltungen durch Ausbrüche akuten W'uhuungsmangels in Bewegung ge-

setzt worden ist. Die Häuser wurden von der Stadt zum Weiterverkauf

gebaut, und dieses System wurde gewählt, weil inaa bei den tigentüraern

eine bessere Pflege und Instandhaltung erwartete und weü man durch

die Erhebung des Lohnarbeiters zum Eigenttimer einen „Damm gegen

umstttrzlerische Bestrebungen" errichten wollte. Die praktischen Erfahnmgen

haben dieses System der Wohnungsfürsorge als imzweckmäßig erw*iesen,

wobei wir ganz davon absehen, ob das Ziel der Sozialistenbekämpfung

erreicht wurde oder nicht. Schon die Kaufverträge, die bei den Hausern

der ersten Serie abgeschlossen wurden, enthiehen eine Reihe von lie-

Stimmungen, die das Eigentumsrecht der Käufer nach gewissen Richtungen
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hin beschränkten. Unter anderem behielt sich die Stadt ein Rückkatife-

ledit auf die Dftner YOn 15 Jahren vor, das aufier in anderen Fällen

insbesondere dann wirksam werden sollte, wenn der Schuldner das An>

wesen verttuliem oder &Ils er Wohnnngen ta einem den fiblidien liGet-

zins übersteigenden Mietzins vermieten oder derartige Afterv-ermictungeii

durch seine Mieter dulden sollte. Sehr bald stellte es sicii aber heratis,

daß die genannten Bestimmungen nicht ausreichten , um Mißbräuchen

mit Krfolg entgegenzutreten. Dieselben wurden also durch weitere Be-

stimmungen verschärft, die auch von einer größeren Anzahl Hausbesitzer

nachträglich anerkannt wurden. Der wicluigsle Zusatz war der tolgende:

„Der Gemeinderat setzt jeweils den HOchstbetrag det zulässigen Miet>

linse fest." Das war wohl der tiefste Eingriff in das Eigentumsrecht der

Käufer, da er sie an der Ausnutzung der steigenden Grundrente hinderte.

Als dann die Stadt im Jahre 1902 ihre Baupolitik fortsetzte, verzichtete

sie auf die Anwendung des Erbbaurechtes, erweiterte aber in den neuen

Vertrügen die Dauer ihres Rückkaufsrechtes von 15 nuf 100 ^ahrc und

gestaltete die Verträge so aus, daii von dem Eigentumsrecht der Kaufer

so gut wie nichts zurückblieh. Sie sind nur nominell Figentiinier, tat-

sächlich aber die Hausageutcn der Stadt Ulm, der sie dic- Luannehm-

lichkeiten der Vermietung und Verwaltung des Hausbesitzers, sowie das

Risiko dtfs Mieteinganges abnehmen. Wäre es da nicht einfitcfaer und

den Käufern gegenüber auch ehrlidier gewesen, wenn die Stadt das

Eigentum der Häuser behalten und diesclhcn zur Vennietung an eine

Mietgenossenschaft ausgetan hätte? Xäliert sie sich doch so wie so

Schritt für Schritt diesem Ziele. Dic Zahl der Angehörigen der nicht-

besit/.enden Klassen, die eine Anzahlung von 10 l'roz.. wie Kedingiing,

auf liic Häuser leisten können, hat sicli erschöpft, und die Stadtverwaltung

sieht sich gezwungen, bei der Forlsetzung ihrer Baupolitik ein „Wohnungs-

redit för dieselben zu konstituieren, aus dem das Eigentumsrecht im

Laufe der Zeit herauswachsen kann und wird^. Auch hier mufl man
sich fragen, wozu ein formelles Eigentumsrecht zu entwickeln, das tat-

sächlich nicht viel anderes als dn Wohnungsrecht ist? N'ur um einen

Kampf gegen die Sozialdemokratie zu führen, dessen Erfolglosigkeit die

Abstimmung dieses Wohnviertels bei den letzten Reichstagswahlen deut-

lich erwies?!

Ecsonders wertvoll ist die Ulmer Leistung für uns dadurch, daß sie

einen schlagenden Beweis fiir den Arbeiterwohnungsbau durch die

Kommune beibringt. Mit aller Entschiedenheit hebt Oberbürgermeisler

Wagner dieses Ergebnis in seiner Schrift hervor. Einen groOen Teil des

XU. Kapitels widmet er der Widerlegung der Einwände, die gegen den

kommunalen Regiebau immer und immer wieder erhoben werden, und

er ist in der glücklichen Lage die unwiderleglichen Beweise aus der

eigenen Praxis beibringen zu k(mncn. Wir können mit diesen seinen

Ausführungen unsere volle Ubereinstimmung aussprechen, wobei uns das
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cnibLlaedcnc Eintreten für das kleine Wohnhaus und das als Idea! an-

gestrebte Eiut'ainihenhaiis besonders sympathisch berührt. Skeptisch

stehen wir dagegen dem System des Eigenhausbaues gegenüber, wobei

wir uns insiMtondere auf das beadebeo, was wir oben angeführt haben.

Die Fesselung ^ Arbeiters an das Haus kann nidit bestritten werden,

und sie kann im Falle einer größeren Krise, einer Boykottierung durdi

Arbeitgeberverbände ihm verhängnisvoll werden, ja seinen wirtschaftlichen

Ruin verursachen. Diese Gefahr wird um so gröfier sein, je gröfier die

Zahl der Arbeiterhäuser ist.

Die Ulmer Stadtverwaltung war sich darüber vollkommen klar, ,,daö

eine Arbeiterwohnuugsfursorgc im gr« iL'en Stil . . , sich nur durchfuhren lasse,

wenn die Stadt über ein möglichst großes Grundeigentiun verfüge, und

ferner, dafl die Erhaltung und planmäßige Vermehrung des letzteren

auch noch andere . . . Errungenschaften in sich schliefe*', so beginnt

das interessante Kapitel, das die Ulroer Bodenpolitik darstellt Durch

Ankäufe von Grundeigentum, die sich seit 189.1 auf ca. 249 ha be*

liefen, ist die Stadt in der günstigen Lage von dem gesamten übcrhau-

baren Gelände im I5elragc von 456 ha ca. 2S2 ha, also mehr als

*5 zu besitzen. Die Verwaltung ist aber nicht nur als Käuferin, son-

dern auch als Verkäuferin aufgetreten: sie hat in den letzten 12 Jahren

35 ha an Fabrikanten, Bauunternehmer und an die Käufer der Arbeiter-

cigenhäuser um i 979 237 Mk. veräuflert, so dafi die sugewachsenen, jetzt

der Überbauung zugänglich werdenden tSo ha noch auf si6 659 Mk.

zu stehen kommen. Es ist also finanziell sehr geschickt operiert worden.

Wie rechtfertigt aber die Stadtverwaltung den Verkauf kommunalen

Grundeigentums? Die Konkurrenz der Gemeinden und industriellen

üuteriiehraungeu habe ^um Verkauf gezwungen, da sich diese bei Erb-

oder Zeitpacht zweifellos anderswo niedergelassen hätten. Auch der

Villenbau von Rentnern wäre m diesem i'alle nicht möglich gewesen.

Theoretisch sei das Festhalten des Gnmdeigentun» der Gemeinite mit

dem Institut der Erbpacht durchaus begründet und in größeren Städten,

die eine bedeutende Anziehungskraft auf die Industrie besäßen, auch

praktisch durchführbar. Kleinere Gemeinden dagegen wären nicht in

der glücklichen Lage und müßten sich zum Verkaufe von Grund und

Boden entschließen, wollten sie industrielle Unternehmungen zur Ansied-

lung veranlassen. Wir sind nicht m der Lage zu untersuchen, ob diese

Behaujjtung für Ulm in vollem Umfange zutrifft. Doch kann ohne

weiteres zugegeben werden, dai) das Fehlen des Bodeneigentums bei der

Attfiiahme von Darlehen einen beträchtlichen Nachteil bedeutet. Einen

Ausweg aus diesem Dilemma zwischen den Bedttrfhisseii der Praxis und

der Erkenntnis der Theorie hat die Stadtverwaltung darin gesucht, daß

sie in den Kaufverträgen die Spekulation mit dem Grund und Boden

einzuschränken suchte. In den Verträgen über Fabrikanlagen behält sich

die Stadt ein Wiederkaufsrecht zu dem ursprünglichen Kaufpreise vor,
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wenn der Käufbr das Gnindstfick der im Vertrage festgelegten Zweckbe»
Stimmung (Überbauung mit industridlen Anlagen bzw. mit zu diesen

Anlagen gehörigen Wohnhäusern fiir die Eigentümer der Anlagen, seine

Angehörigen oder Bediensteten und Arbeiter) entzieht. Auch bei der

Veräußerung unbebauter Teile des Grundstücks hat die Stadt ein solches

\Mcdei kaufsrecht, nur muß sie in diesem Falle den ursprünelichen

Kaufpreis mit 3 Proz. verzinsen. Hat sicli die Stadt in diesem Vertrage

die Ausnützung der ev. gestiegenen Grundrente durch Aufschliciiung des

Fabrikareats für allgemeine Wobnbauten gesichert, so läfit sich das

gleiche von dem Vertragsschema, das bei dem Verkauf von Grundstücken

für Wohnhäuser in Anwendung kommt, nidit behaupten. Hier begibt

sich die Stadtverwaltung jedes Rechtes, sobald das Wohnhaus erbaut

ist; und gerade in diesen Fällen läßt sich der erwähnte Einwand

der Abschreckung von Baulustigen mit viel geringerer Berechtigung

erheben.

Ein weiterer Abschnitt des liuciies stellt die Versuche dar, die von

der Stadtverwaltung gemacht worden sind, um die durch Aufliebung der

Rayonbeschränkungen im Werte gtttiegenen Grundstäcke eber Wert>

zuwachssteuer zu unterwerfen. Der von der Staatsregienmg eingebrachte

Gesetzentwurf, der der Stadt das Recht zur Erhebung einer solchen

Steuer gewähren sollte, ist bis jetzt noch nicht vor der Kanuner der

Abgeordneten erledigt worden.

Wir haben im vorstehenden vornehmlich die Leistungen der

Knrmaunc l>ehrmdelt; zur Vervollstäudigunt; sei darauf hingewiesen,

daii das Buch Wagners auch über die DauUitigkeit des „Wohnungsver-

eins", einer gemeinnützigen Aktiengesellschaft, sowie der Baugenossen-

schaften unterrichtet, sodafl wir also ein vollständiges Bild von der

Wohnungsbautätigkeit erhalten, die nidit von privaten Unternehmern

des Profits wegen unternommen wird. Alles in allem ein Bild lebendigen

Strebens! —
Über den Arbeiterwohnungsbau in England sind im Jahre TQ03 bzw.

1 904 zwei Bücher erschienen : ( t \^^ L e h w e ß , E n t; 1 i s c h e A r b e i t e r •

w o h n u n £r e n
, Berlin, Ed. Ernst und Sohn, als Sonderabdruck aus der Zeit-

schrift für Bauwesen und in viel größerem Umfange (20) W. Thompson,
The Housing Handbook, das im Auftrage des National Housing

Reform Council abgefaßt worden ist W. Lehweß gibt zwar im ersten Teile

seiner Schrift einen Überblick über die englische Wohnungsgesetzgebung.

Da derselbe aber weder vollständig ist, noch eine originale Betrachtungs-

oder Darstcllungsweise aufweist, außerdem noch mancherlei Irrtümer ent-

liiilt und sehr naive Begriffe von geschichtlichen Ziisnmmcnli:iiit;eii ent-

hüllt, so wäre er zum Vorteil der Schrift besser ibitgeblieben. Die

beiden Haiipttcile stellen die Tätigkeit der aiäUii-schen Verwaltungen

und genu in:iützigen Vereine und Aktiengesellschaften auf Grund der

Wohnungbgc^etze dar und beschreiben an ausgewählten Beispielen die
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verschiedenen Arten der Arbeiterwohnungen. Im letzten Abschnitt wirft

der Verfasser anschließend an eine Beschreibung der beiden Arbeiter«

dörfer Port Sunlight und Bournville, in denen in künstlerischer Weise

das Ideal der C.artcnstadt für die Arbeiter zweier Fabriken erreicht ist,

einen Ausblick auf die zukünftige Entwicklung der Wob inmgsVerhältnisse.

Er ist der Ansicht, daß die grnf.V.ugige SaiiicrungspoHtik der engh'schen

Städte die Grenzen ihrer Wirksamkeit erreiclil habe. Ebensowenig

weide aber die Ansiedlung in Arbeiterkolonien der \'orstadte bei

dem stets größer werdenden Weg zur Arbeitsstätte und dem dadurdi

bedingten Zettverlust auf die Dauer möglich sein, da der Arbeitstag des

Arbeiters auf absehbare Zeit noch bedeutend länger bleiben wurde, als

der der höheren £rwerbsklas8en. So bleibe nur der eine Ausweg mög-
lich, die \'crlegung der j:rewer1)lichcn Belriche auf das Land und der

Bau von Arbcitcrdörfern in \'crbiiidung mit den Fahriknnlaqen. Der

Verfasser ^^laubt, dnß dieser \"or<::ing auch die anderen Klassen des

Volkes erfassen wird. Dann bleiben die alten Staute als Mittelpunkt

des Handels und Verkehrs gro6e ständige Märkte, wie es die City von

London schon heute ist, mit einer geringen Zahl ständiger Bewohner.

Auf dem Lande aber entstehen neben den Landhausansiedlungen der

wohlhabenden Klassen die weit und luftig angelegten Industrie-Garten-

Städte. Das sind also die gleichen Gedanken, die von der Gartenstadt'

bewegung in Ennland und Deutschland propagiert, die von anderen

Wohnungsreformern unter den Titeln Stadtverjüngung oder Dezentrali-

sation der W^ohnbevolkenmg vertreten werden. liegt auf der Hand,

daü eine derartige gruudstüi^cnde L'iagestaltuug der heutigen Wohnver-

hältnisse nicht ohne eine begleitende Umgestaltung des gesamten Piro-

duktions- und Distributionsprosesses auf der einen Seite und der häuslichen

und sozialen Lebensweise der Gesellschaft auf der anderen denkbar ist.

Wer das eine will, muß auch das andere wollen und zugleich über beide

Entwicklungen im klaren sein. Er muß auch die Mittel wollen, die

zum Ziele fuhren, und das erste Mittel wäre die P.rweiterung fler Efroß-

städtischen MarkiiiiL;eii, wo sie notwendig ist. und die Komnunialisierung

des gesamten ll(jdi ns auf denselben. Erst dann ist eine planmäßige

Dezentralisierung oder StadtVerjüngung oder wie man den Vorgang be-

seidinen will, möglich.

Das Thomsonsche Buch ist ein praktisches Kompendium für

jeden, der sich mit den englischen Wohnungsverhältnissen und den Be-

strebungen zu ihrer Reform eingehender be-.( hnftigen will. Theorien,

ohne die in Deutschland auch nicht die kleinste Broschüre über die

Wohnungsfrage geschrieben werden kann, enthält es nicht, um so mehr

,,fncts". Deshalb ist auch eine angeruesseiK' nes]trechun{; seines reichen

Inhalts in dem engen Rahmen unseres Bericlites ausgeschlossen. Es sei

nur darauf hingewiesen, daß das Buch außer einer Darstellung alles

dessen, was auf dem großen Gebiete der Wohnungsreform in England
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insbesondere von der Local Authorities bisher geleistet worden ist,

auch eine Analyse und einen Abdruck der wichtigsten auf die Hau»

snng der arbeitenden Klassen sich erstreckenden Wohnungs- und Ge-
sundheitsgesetze enthält. —

Sehr richtig weist W. Lehwcß in seiner oben erwähnten Schrift

daraut nm, daß die Logierhäuser — common lodgiaghouses, wie sie in

England heiSen» Ledigenheime, wie man sie geschmadcloa verdeutscht

hat — in Deutschland fast unbekannt and, und bedauert es^ dafi nodi

keine Stadt ein solches Logierhaas errichtet hat. Zugldch entwickeh

er kur^ die Grundsätze, die auch unseres Erachtens bei dem Betriebe

solcher Häuser maßgebend sein müssen. Die Lo^jierhäuscr sollen mcht

als Wohltätigkeitsanstalten erscheinen, die die Hcf^iicher zu Almosen-

enii^fäi)gern heralidrücken. Ferner dürfen die Hausordnungen nicht zu

streng sein, so daß die Leute vom Besuche abgeschreckt werden, noch

dürfen sie dieselben in politischer oder religiöser Hinsicht beeinflussen

wollen. Erst in neuester Zeit richtet sich auch in Deutschland und
Österreich die Aufmerksamkeit der Öffentlichkeit auf die Errichtung

solcher Ledigenheime und ist man in versdiiedenen Städten, wie Fürüi,

Essen, Münster, Wien usw., ihr näher getretoi. Mit ihr beschäftigt sich

insbesondere auch der von uns schon erwähnte Vortrag L. Brentanos
,,W ohnungszustände und Wohnungsreform in München"
sowie (21) der 8. Jahresbericht des Kaiser Franz Joseph I.

Jubiläums-Stiftung für Volks Wohnungen und Wohl fahrt s-

einrichtungen. Brentano bezeichnet sie in zutrefl'ender Weise als die

Vorbedingung für die Durchführung einer energischen Wohnungsinspek-

tion, und auch der erwähnte Bericht sieht darin das wichtigste Mittel,

um das Schlafstellenwesen — in Wien gibt es ca. 75—80000 Bett-

geher — mit seinen hygienischen und sittlichen Mißständen zu be-

kämpfen.

Dns wichtige Problem der Wohnungsfrage . inwieweit ^sich durch

zwecknial.>ige (jcstaUung des l.okaherkelirs eine energische Dezentrali-

sation der VVoiiiibevulkcrung bewirken ia^se, liai zum ersten Male eine aus-

führlichere Behandlung in der Schrift von (22) Cl. Heiß, Wohnungs-
reform und Lokalverkehr, gefunden, die in der Sammlung des

Vereins Reichs-Wohnungsgesetz: Die Wohnungsfrage und das Reich als

Nr. 7 erschienen ist. Der Verfasser hat sein Buch in zwei große Teile

geteilt, von denen der eine eine Beschreibung der Verkehraraittel, der

andere eine kritische Würdigung der bestehenden \'erhältnisse und Ein-

richtungen gibt. Daran schließt sich dann zum AbschUit' eine kur^e

Zusammenfassting der Aufgaben der Wohnungsrefnrni und eine Aufzäh-

lung der Kcfurnivorschläge an. Man kann fuglich im Zweifel sein, ob

diese Sdieidung von Darstelhmg und Kritik zweckmäßig gewesen ist,

namentlich da die Scheidung an verschiedenen Stellen vom Verfiuser

selbst aufgegeben wird, und kritische Bemerkungen in die Darstellung
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cin^sclioben werden. Die Folge dieser Scheidung ist ein gewisser

Mangel an Zusammenhang, eine gewisse Planlosigkeit, die den Wert des

Buches leider beeinträchtigt. Einige Beispiele mögen den Nachweis

fuhren. Heil.^ hat sich in zutreffender Weise nicht auf die deutschen

oder kontinentalen Zustände beschränkt. Kr gibt uns vielmehr an erster

Stelle ein sehr ausfuhrliciics Bild von den Einrichtungen de^^ amerika*

nischen LokalverkehxS) von dem, wie auch von unseren Technikern an*

erkannt wirdi noch viel ku lernen ist Itokwürdigerweise schließt das

Kapitel mit einer Kritik des europätsdien Straflenbahnwesens, wobei

dassdbe recht schlecht wegkommt. Ohne Widerspruch zitiert der Ver*

&sser einen Angriff H. V'ellguths in der Juninummer des Street Raihva}-

Journal von 1902. Unter den Hindernissen, die der Entwicklung des

elektrischen Betriebes in Europa liereitet worden seien, werden näJulich

aufgefiihrt: „Schwierigkeiten, wie sie Beiriebsgesellschaften infolge der

Gleichgültigkeit der Munizipalitäten unter dem Vorwande der Sicher-

heitsgewahrung in den Weg gelegt werden, und wegen ihrer Politik, fOr

Konzessionen und Rechte aller Art lächerlich hohe Gebühren herauszu-

schbgen." Diese bis zum Überdrufi vom privaten Strafienbahnunter-

nehmertum wiederholten Behauptungen hätten von dem Verfasser mit

aller Schärfe zurückgewiesen werden müssen, um so mehr als er doch

sonst den Kommunalisicrungsbestrebungen nicht unfreundHch gegenüber-

steht. Um 7M den Resultaten des Abschnittes über den amerikanischen

Lokalverkehr zu gelangen, müssen wir einen großen Sprung von S. 33
bis S. 70 machen — dazwischen liegt die Beschreibung der englischen

und kontinentalen Verkehrsverhällnisse — und finden dort einige kurze

Bemerkungen Uber den FOnfcentstarif und die Urosteigebilletts. Dann

erfahren wir auf S. 90 , dafi der Lokalverkehr auf die Entwicklung

der amerikanischen Städte einen urunittelbaren Einfluß ausgeübt hat, er-

halten einige Seiten später einige I>aten über das Wnchstum der ameri-

kanischen Städte, auf S. 116 wieder eine Notiz iil)er die Senkung der

(irundrente durcli eine weitsrhauende \ eikehrspolitik — und können

nun versuchen, uns aus diesen über das gan/.e Buch zerstreuten Be-

merkungen ein Bild zusammenzuflicken. GÜiz das i^eiche gilt für die

englischen Verhältnisse, und noch krasser Hir das deutsche Lokal- und

Strafleubahnwesen. Von S. 55 ab, also im ersten beschreibenden Teile,

wird der Berliner Lokalverkehr wesentlich im Anschluß an die von P.

Voigt gegebene Darstellung behandelt, daran schließt sich ein Kapitel über

die Straßenbahnen. ! 'er 2. kritische Teil beginnt mit einem kurzen

Kapitel über die Straßenbahnen, das im wesentlichen darstellender Natur

ist. Ihm folgt ein Kapitel über die Staatsbahnen und den Lokalver-

kehr, dessen zweiter Absciinitt die \ ororttariie der außerpreußischen

deutschen Eisenbahnen rein beschräbend behandelt. Beiläufig sei hier

auf einen Irrtum Heifi' hingewiesen. In Baden wird das Kilometerheft

nicht, wie er meint, hauptsächlich wohl von Geschäftsreisenden benutzt
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Es ist im Gegenteil tief in die weitesten Kreise der Bevölkerung eioge*

drangen.

Im Mittelpunkt der HeiL'srhen Untersuchung; steht natürlich die

Frage, vh der Lokalverkehr aul die Entwicklung der Städte einen Ein-

fluß gehabt und ob er vor allem eine Dezentralisation des Wohneas

bewirkt hat. Der Verfasser kommt zu dem Resultat, dafi der Lokal*

verkehr die Dezentralisation der Bevölkerung nicht unmittelbar gefördert,

sondern nur einer weitergehenden Zentralisation entgegengewirkt habe.

Den ersten Teil dieser These sucht er durch die Tatsache zu beweisen,

daf? ohne Rücksicht auf die Ausbildung der Verkehrsmittel sich in London

das h.infainilieuhuus, in Berlin und seinen Vororten die Mietkaserne be-

haii]>tet habe. Heiß vermischt hier offenbar die Art des Wohnens mit

der Art der Ausiedluug. Bei dem Problem der Dezentralisation handelt

es sich aber in erster Linie um die Anstedlung der dem Groflstadt«

Zentrum zuströmenden Bevölkerung nicht in der Grofistadt selber, sondern

in den Vororten und Nachbargemeinden. Ob sich in diesen die giofi-

stftdtische Art des Wohnens, also die Mietkascmen, oder das kleine

Miet- und F.infainilienhaus durchsetzt, ist erst die zweite Frage. Daß
der F.influl.'» des Lokalvcrkehrs auf die Art des Wolincns wenisi^stens in

den deutschen Grol3stadten nur ein sehr geringer gewesen ist, räumen

wir ohne weiteies ein. Daraus folgt aber noch nicht, daß der erste

Teil der Heißschen These bewiesen ist- Die Ansiediung in den Vor-

(Hten ist doch auch im Berliner Gebiet nur durch die Eisenbahnen und
Straßenbahnen möglich gewesen. Vorbedingung für den Aufschluß von

Terrains in den Aufienbezirken und iUr die Gründung von Wohnkolonien

tat die Anlage einer Eisenbahnhaltestelle oder Anschluß an die Straßen-

bahn. Es sei hier ferner auf die interessanten Untersuchungen hin-

gewiesen, in denen riroL^niann (Die kommunale Bedeutung des Straßen-

bahnwesens, Dresden 1Q03) den dezentralisierenden Einfluli der Dresdener

Straßenbahnen auf die Dresdener Siedlungsvcrhältnisse nacliweist. Üb
sich diese dezentralisierende Bewegung so vollzieht, daß sich die ein-

wandernde Bevölkerung in den alten Stadtvierteln des Zentrums nieder-

läßt und die dort ansässige in die Außenbezirke verdrängt, oder ob sie

gleich in diese einwandert, ist hierbei nebensächlich. Das kann ferner

Heiß unbedenklich zugegeben werden, daß durch zweckmäßigere

Anordnungen die dezentralisierende "Wirkung des Lokalverkehrs noch

in ganz anderer Weise ausgelöst werden könnte, als bisher. Die hohen

Tarife der Lisenbahnen für größere Entfernungen des Nahverkehrs, der

nungclhaite Ausbau des Eisenbahnnetzes im Umkreis der Großstädte,

das Fehlen des Schnellverkehrs im Nahverkehr, die ungeschickten Fahr*

Zeiten des Vorortverkdir^ die durdi die Zugfolge des Fcmverkdhis be*

dingt sind, alle diese Umstände tragen daran ihr Teil Schuld. So wird die

Vorbedingung der Dezentralisation, daß die Mietpreise der Vororte plus

Fahrgeld niedriger sind, als die Wohnungen im Innern des Großstadt-
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sentnims, auch deshalb nicht erfüllt, wdl der eine Faktor, das Fahigdd,

zu hoch ist. Widmen wir zum Schluß den Reformvorschlägen des Ver-

lassers noch einige Worte. Im Anschluß an Di. .\. Mülberger fordert

er die Scheidung von Nah- und Fernverkehr und die % ers( hiedcne l?e-

handlunp der beiden, Verbiiligung der Eisenbalmtarife, Emnihrunp der

Umsteifjebilletls bei den Straßenbahnen, Ausg^estaltimg des Nah-Schnell-

verkehrs, da es darauf ankommt, die stets grotier werdcudeu Enlfer-

nimgen des Voiortsverkdirs in kürzester Zeit zurückzulegen, und damit

es möglich würde, die entfernteren Vorortbezirke zu besiedeb, nnd

scfali^Uch zwe<^mäßige Anordnung der Fahrpläne besonders mit Rück-

sicht auf die Bedürfnisse der arbeitenden Bevölkerung. Hand in Hand
damit soll eine weitschauende Bodenpolitik des Staates und der Ge-

meinden gehen. Rs sind das alle*; Forderungen, die heutzutajjc nichts

Neues mehr bedeuten, deren Durchfuhrung aber an der Trägheit und

Hcrrsihsuclit der staatlichen ]5ureaukratie, soweit der Staat, an dem Wider-

stand der Haus- und Gruudbesiizcrklasse, soweit die Gemeinden in Frage

kommen, stets gescheitert ist Das ist auch Heid nicht unbekannt, weist

er doch selbst auf diese Widerstände hin. Trotzdem belädt er das
,
ganze

Eisenbahnwesen in den Händen der Staalsbureaukratie imd glaubt durch

die Aufstellung von besonderen Beamten Hir die Leitung der neu zu

schaffenden Nahverkehrs-Zonen und die Einrichtung von Lokalverkehrs-

beiräten sein Ziel zu erreichen. In größeren Städten sollen Lokalver-

treter- und Stadterweiterungskommissionen gebildet werden. Ja, wenn

es mit der Einsetzung von Kommissionen getan vvarel Die meisten

imserer Sozialreformer haben einen wunderbaren Glauben an die Allmacht

staatlicher Verwaltungstätigkeit und Gesetzgebung. Als ob man die

Wohnsitten eines Volkes, den gesamten Produktions* und Distributlons*

mechanismus einer Gesellschaft mit ihnen fundamental umgestalten könnte.

Darauf taufen aber die Vorschläge der Stadtverjüngung, der gartenmäßigen

Ansiedlung usw. hinaus. Aufs en^^^ste mit dieser Überschätzuni,' verbindet

sich ferner bei ihnen das MiLUrauen <^e<:on die scibstverwallende Demo-

kratie. Solange es aber nicht gelingt, deren Kraft in Bewegung; zu setzen,

na( hdem man ihr die heute überall versperrte Baiin frei gemacht hat,

solange nicht das Fühlen und das Erkennen des Bedürfnisses das freie

Handdn der Volksmassen auslöst, wird auch die Wohnungsreform sich

in dem engen Rahmen erfolglos abmühen, in den sie seit Jahrzdinten

gezwängt ist

Lippert ^ Co. (G. PaU'sche buchUruckcreij, Naumburg a. S.



*

Rechte" und staatswssenschaftlichc Fakultät Freiburg l B.

PrdsatissGhreiben der Dr. Rudolf Schleiden-Stiftung.

Die rechts- und staatswissenschaftliche Fakultät Freiburg i.E

setzt in Gemafiheit der bei ihr bestehenden Dr. Rudolf Schleiden*

Stiftung einen Preis von

EintaweDd Mark

iiir die beste Arbeit über folgendes Thema fest:

„Die Zunftgeschichte Freiburgs i. B."

Genauere Angaben über das Thenui und über die Bedingungen

der Preisbewerbung können von dem Sekretariat der Universität

bezogen werden.

b'reiburg i. B., den i. August 1904.

Der Dekan: gez. Rosin.
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